:i>Jr 


ZEITSCHRIFT 


FÜR   DU-;   GIC SAMTE 


STAATSWrSSKNSCHAFT 


In  Wihiiuliing  mit 

Oberbürgermeister  Dr  F.  ADICKES  in  Frankfurt  a./M.,  Prof.  Dr.  G.  COHN  in 
Göttingen,  ObcrbOrgcrnK  istcr  a.  D.  Dr.  v.  HACK  in  Urach,  Ober-Verw.-Ger.-Rat 
Prof.  Dr.  F.  V.  MARTITZ  in  Berlin,  Kaiserl.  liiterst:iatssei<rctär  z.  D.,  Prof.  Dr. 
G.  V.  MAYR  in  Mün.  lien,'  Prof.  Dr.  Fr.  J.  V.  NEUMANN  in  Tübingen,  Prof.  Dr. 
A.  VOIGT  in  Frankfurt  a./M.,  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  A.  WAGNER  in  Berlin, 
Dr.   F'reiherr  V.   WEICHS  Ministerialrat  am   k.  k.  Handelsniinisteriuna   in   Wien 

HERAUSGEGEBEN 

VON 

Dr.  K.  BÜCHER, 

o.  Professor  an  der  UniversitUt  Leipzig. 


E  r  g  ä  n  z  u  n  g  s  h  e  f  t  XXXIII.  -'^^^^  ^^ 
Die  deutsche  Zigarettenindustrie 


Dr.  Kurt  Bormann. 


TÜBINGEN 

VERLAG  DER  M.  LAUPP'SCHEN  BUCHHANDLUNG 

igio. 


w 


Die  deutsche 

Zigarettenindustrie 


von 


Dr.  Kurt  Bormann. 


|1^ 


V 


TÜBINGEN 
VERLAG  DER  H.  LAUPP'SCHEN  BUCHHANDLUNG 

1910. 


ALLE  RECHTE  VORBEHALTEN. 


Vi 

s 


-  V 


Inhaltsverzeichnis. 


Seite 

Einleitung 1 — 3 

I.Abschnitt:     Die    Entwicklung     der    deutschen    Zigaretten- 
industrie bis  zur  Gegenwart 4 — 23 

A.  Die  Anfänge 4 

B.  Der  Aufschwung fi 

C.  Das  Auftreten  des   amerikanischen  Tabaktrusts  in 
Deutschland 8 

D.  Die  Sonderbesteuerung  der  Zigaretten  im  Jahre  1906  11 

E.  Grössenv^erhältnisse    und     örtliche   Verteilung    der 
Betriebe  in  der  Gegenwart 19 

II.  Abschnitt:     DerZigarettentabak 24 — 32 

A.  Natur,  Produktionsstätten  und  Produktionsverhält- 
nisse des  Zigarettentabaks 24 

B.  Der  Rohtabakhandel  in  der  Türkei 27 

C.  Der  Import  nach  Deutschland 29 

D.  Der    Übergang    des    Tabaks     in    die    Hände    des 
Fabrikanten 31 

III.  Abschnitt:  Die  Zigarettenfabrikation .     .  33 — HO 

A.  Allgemeines 33 

B.  Die  Einleitung  der  Fabrikation 3S 

C.  Das  Entblättern,  Sortieren  u.  Schneiden  des  Tabaks  41 

D.  Das  Zigarettenpapier  und  die  Hülsenfabrikation    .  44 

E.  Die  endgültige  Herstellung  der  Zigaretten   ...  46 

F.  Die  Verpackung  der  Zigaretten 53 

a)  Allgemeines;  b)  die  Kartonnagenfabrikation 
in  eigener  Regie;  c)  die  Packabteilung. 

IV.  Abschnitt:     Die  Absatz ve  rhältn  isse 61  —  70 

A.  Die  Organisation  des  Absatzes  in  Deutschland     .  61 

B.  Stellung  und  Bedeutung  der  deutschen  Zigaretten- 
industrie  auf  dem  Weltmarkt 6.5 

C.  Die  Konkurrenten  der  deutschen  Zigarettenindustrie  67 


—  VI  — 

Seite 

V.  Abschiiilt:     D  i  c-    A  r  b  e  i  1 1-  r  V  c  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e 71  —  114 

A.  Zusammensetzung  u.  Ausbildung  der  Arbeiterschaft  71 
H.   Die  Arbeitsbedingungeu. 

a)  Allgemeines T'.l 

b)  Die  Arbeitszeit SO 

c)  Der  Arbeitslohn Sl 

d)  Besondere     Gratifikationen,    Wohlfahrtsein- 
richtungen etc 112 

C.  Die  Lebenshaltung 95 

D.  Die  Gesiuidheitsverhältnisse Iü4 

E.  Die   Organisation lOb 

F.  Die  Heimarbeiter 111 

Ergebnisse 115 — HS 

Anhang 119-120 

Fragebogen 121 


Einleitung. 

Die  Zigarette  ist  die  jüngste  und  doch  heute  schon  in  vielen 
Ländern  mit  die  verbreitetste  Form  des  Tabakgenusses.  Ursprünglich 
in  Westindien  einheimisch,  von  den  Spaniern  aber  zuerst  in  ihrer 
heutigen  Form  i)  fabriziert,  hat  dieselbe  im  Laufe  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  einen  Siegeszug  durch  die  ganze  Welt  angetreten 
und  auch  in  Deutschland  bald  eine  große  Schar  von  Anhängern 
gefunden. 

Außerordentlich  schnell  sind  hier  Zigarettenproduktion  und 
-konsum  gewachsen,  denn  während  im  Jahre  1877  nach  den  Be- 
richten der  Tabak-Enquete-Kommission  in  ganz  Deutschland  nur 
187  650000  Zigaretten  hergestellt  und  von  diesen  noch  etwa  30  Pro- 
zent exportiert  wurden,  wies  die  deutsche  Zigarettenindustrie  im 
Jahre  1908  dagegen  eine  Produktion  von  über  5  V2  Milliarden  Stück 
auf,  die  fast  ausschließlich  dem  einheimischen  Konsum  diente. 

Diese  gewaltige  Steigerung  von  Produktion  und  Konsum  ist 
einmal  eine  Folge  der  im  Laufe  der  Zeit  erfolgten  Verbesserung 
und  Verbilligung  (Einführung  von  Maschinen  I)  der  Erzeugnisse  un- 
serer Industrie  und  der  mit  wachsendem,  nationalen  Wohlstande  zu- 
nehmenden Konsumtionskraft  des  Volkes  für  Luxusartikel ;  ander- 
seits haben  aber  auch  besondere  Gründe  dazu  beigetragen,  die 
Beliebtheit  der  Zigarette  zu  vermehren,  die  man  so  recht  ein  Kind 
unserer  schnellebigen  Zeit  nennen  kann. 

Seitdem  das  Erwerbsleben  immer  hastiger,  die  Pausen  zum 
Genüsse  immer  knapper  geworden  sind,  findet  man  vielfach  nicht 
mehr  die  Zeit,  sich  dem  Genüsse  einer  Zigarre  hinzugeben,  was 
wohl  im  Durchschnitt  20 — 30  Minuten  erfordert.  Das  momentane 
Rauchbedürfnis  muß  vielmehr  in  ganz  kurzer  Zeit  befriedigt 
werden  und  kann  es  auf  die  bequemste  Art  und  Weise  durch  das 


1)    Die  Eingeborenen  Westindiens    bedienten    sich  statt  des  Zigarettenpapiers 

ursprünglich    der  Blätter    gewisser   Pflanzen,  so    z.  B.  derer  des  Maises,   zum  Ein- 
wickeln des  Tabaks. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft     Ergänzungsheft  33.  1 
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Rauchtn  einer  Zii^  artttc,  zu  dem  tiui-  wcnii^c  Minuten  erforder- 
lich sind. 

Hinzu  kninmt  noch,  daß  für  viele  infolge  der  zunehmen- 
den X'erfeincrung  der  Lebensge  wohnheiten  in  unserer  Zeit 
tue  Pfeife  oder  Zigarre  ein  viel  zu  schwerer,  massiver  Rauchgenuß 
ist,  da  unsere  Nerven  anders  und  leichter  erregbar  sind  als  die 
unserer  Vorfahren.  Man  liebt  heute  vielfach  das  Milde,  Weichliche, 
nicht  mehr  das  Derbe  und  greift  deshalb  zur  Zigarette,  die  ihrer 
Zusammensetzung ')  und  ihrem  geringen  Tabakgehalt  zufolge  die  am 
leichtesten  verträgliche  Art  des  Tabakgenusses  darstellt. 

Ihre  leichte  Verträglichkeit  hat  der  Zigarette  übrigens  eine  be- 
sondere Funktion  zugewiesen:  Sie  ist  heute  in  den  meisten  Fällen 
das  Objekt  der  ersten  Rauch  Studien.  Bekannt  ist  die  Neigung 
zum  Rauchen  bei  jungen,  erst  halberwachsenen  Leuten, 
die  teils  durch  die  Sucht,  es  den  Großen  nachzutun,  teils  durch  die 
Begierde,  Verbotenes  zu  genießen,  hervorgerufen  wird.  Diese  Kreise 
wenden  nun  ihre  Gunst  zumeist  den  Zigaretten  zu,  die  für  sie  so- 
wohl zuträglicher  als  auch  leichter  erschwinglich  wie 
Zigarren  sind.  Sehr  oft  wird  dann  die  einmal  angenommene  Ge- 
wohnheit des  Zigarettenrauchens  auch  noch  in  späteren  Jahren 
beibehalten  und  auf  diese  Weise  dem  Zigarettenkonsum  zu  immer 
weiterer  Verbreitung  verholfen. 

Infolge  ihres  teilweise  außerordentlich  niedrigen  Kauf- 
preises haben  die  Zigaretten  auch  in  Arbeiterkreisen  viele  Freunde 
gefunden ;  hier  gibt  man  den  Zigaretten  gegenüber  den  Zigarren 
vielfach  nur  deshalb  den  Vorzug,  weil  sie  billiger  sind  als  diese. 
So  schreibt  die  Breslauer  Handelskammer"'^),  daß  der  Zigaretten- 
konsum gerade  deshalb  immer  mehr  zunehme,  weil  die  Zigarette 
infolge  ihrer  Billigkeit  immer  mehr  in  die  ärmeren  Volks- 
schichten eindringe,  und  der  Abgeordnete  von  Elm  äußerte  sich 
im  Reichstage  gar  dahin,  daß  „das  Gros  von  Zigaretten  von 
armen  Leuten  geraucht  werde  und  zwar  von  den  ärmsten,  von 
Leuten,  die  sich  zum  Teil  nicht  den  Genuß  einer  Zigarre  des 
Preises  wegen  leisten  könnten"  •^). 

Daß  die  Zigarette  heute  ein  billiger  Massenartikel  ist, 
wird  übrigens  am  besten  dadurch  bewiesen,  daß  jetzt  durchschnitt- 
lich   mehr    als    zwei    Fünftel    aller    in    Deutschland    hergestellten 


1)  Vergl.  hierüber  das  auf  Seite  24  Gesagte  1 

2)  Breslauer  Handelskammerbericht  1905,  S.  237. 

3)  Stenographischer  Reichstagsbericht  vom  7.  Mai  1906. 


Zigaretten  im  Detailhandel  für  1  ^j-i  Pfg.  und  weniger  —  zumeist  für 
1   Pfg.  —  verkauft  werden  i). 

Als  letzter  und  nicht  geringster  Grund  für  die  rasche  Zunahme 
des  Zigarettenkonsums  ist  endlich  noch  die  gewaltige  Reklame 
zu  nennen,  die  von  einzelnen  Großfabrikanten  für  ihre  Erzeugnisse 
entfaltet  wurde. 

Ihrer  werde  ich  noch  öfter  im  ersten  Abschnitt  meiner  Arbeit 
zu  gedenken  haben,  in  dem  ich  die  Entwicklung  der  deutschen 
Zigarettenindustrie  bis  zur  Gegenwart  darstellen  werde.  Diesem 
historischen  Überblick  soll,  in  drei  Abschnitte  gegliedert,  die  Dar- 
stellung der  heutigen  Verhältnisse  folgen,  und  zwar  soll  sich  der 
erste  Abschnitt  mit  der  Zigarettenfabrikation,  der  zweite  mit  den 
Absatz-  und  der  letzte  mit  den  Arbeiterverhältnissen  befassen.  Um 
aber  den  Leser  auch  mit  dem  Rohmaterial,  dessen  sich  unsere 
Industrie  bedient,  etwas  bekannt  zu  machen,  erschien  es  wünschens- 
wert, diesen  drei  Teilen  in  einem  besonderen  Abschnitt  eine  kurze 
Schilderung  der  Rohtabak-Produktion  und  des  Rohtabak-Handels, 
soweit  der  eigentliche  Zigarettentabak  in  Betracht  kommt,  voraus- 
zuschicken. 

Es    ergibt    sich    demnach  für  die  Arbeit  folgende  Disposition: 

1.  Die  Entwicklung  der  deutschen  Zigarettenindustrie  bis  zur 
Gegenwart. 

2.  Der  Zigarettentabak. 

3.  Die  Zigarettenfabrikation. 

4.  Die  Absatzverhältnisse. 

5.  Die  Arbeiterverhältnisse. 


1)  So  w  jrdea  nach  den  Angaben  in  den  ,  Vierteljahrsheften"  (Jahrg.  1908, 
Heft  III,  Seiten  92  und  93)  im  Steuerjahre  1907  8  (1.  IV.  07  —  31.  III.  1908)  her- 
gestellt: 

2  476  367  000  Zigaretten  im  Kleinverkaufspreise  bis   15  Mark  pro  Mille  (43    Prozent) 

1  732  230  000 
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I.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der   deutschen    Zigarettenindustrie 
bis  zur  Gegenwart. 

A.  Die  Anfänge. 

Mit  der  gewerbsmäßigen  Herstellung  von  Zigaretten  ist  in 
Deutschland  erst  geraume  Zeit  später  als  in  anderen  Ländern  be- 
gonnen worden.  Noch  in  den  fünfziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, als  sich  in  Rußland  die  „Papyros",  wie  dort  die  Zigaretten 
genannt  werden,  schon  der  allgemeinen  Gunst  des  Publikums 
erfreuten  und  in  großer  Zahl  gewerbsmäßig  hergestellt  wurden, 
konnte  man  in  Deutschland  nur  in  einigen  großen  Tabak-Spezial- 
geschäften dieses  noch  fremdartig  anmutende  Fabrikat  bekommen. 
Es  handelte  sich  hierbei  ausschließlich  um  Zigaretten,  die  aus  Ruß- 
land, Frankreich  oder  von  der  Habanna  eingeführt  waren.  Die 
Konsumenten  dieser  Importzigaretten  waren  anfangs  zumeist  Leute, 
die  sich  im  Auslande  das  Zigarettenrauchen  angewöhnt  hatten  und 
nun  die  angenommene  Gewohnheit  auch  noch  nach  ihrer  Rückkehr 
in  die  Heimat  beibehielten.  Bald  fanden  sich  andere,  die,  durch 
das  Beispiel  jener  verleitet,  auch  einmal  diese  neue  Art  des  Tabak- 
genusses erprobten  und  an  ihr  Gefallen  fanden. 

Da  die  importierten  Zigaretten  ziemlich  hoch  im  Preise  standen, 
wurden  sie  bald  Gegenstand  von  Nachahmungen.  Die  Zigaretten- 
fabrikation fand  so  auch  eine  Stätte  in  Deutschland,  wo  sie  sich 
anfangs  zumeist  der  Rauchtab  ak  fabrikation  angliederte,  deren 
Produktivität  sie  durch  die  Möglichkeit  der  W^arbeitung  bestimmter 
Sorten  von  Rauchtabak  (nämlich  Icvantinischen  Tabaks,  der  auch 
früher  schon  zum  Teil  als  Pfeifentabak  verwendet  worden  war) 
zu  relativ  hochwertigen  Produkten  steigerte;  zudem  ermöglichte 
sie  auch  eine  bessere  Ausnutzung  des  fixen  Kapitals  —  Schneide- 
maschinen —  infolge  des  erhöhten  Bedarfs  an  Schnittabak. 

Die  Technik  der  Zigarettenherstellung  selbst  war  damals  noch 
äußerst    einfach.      Mit    den  Fingern  wurde  der  geschnittene  Tabak 
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gerollt  und  mit  einem  passend  zugeschnittenen  Stückchen  Seiden- 
papier umwickelt,  das  an  der  Längsseite  in  schmalen  Streifen  zu- 
sammengeklebt wurde. 

Die  einheimische  Produktion  war  anfangs  jedoch  zu  unbe- 
deutend, als  daß  sie  die  Zigarette  in  weitere  Kreise  einzuführen 
vermocht  hätte.  Die  ersten  Schritte  hierzu  getan  zu  haben,  ist  das 
Verdienst  des  russischen  Zigarettenfabrikanten  Joseph  IIupp- 
mann,  der  im  Jahre  1862  als  Filiale  seiner  beiden  rus.sischen 
Etablissements  in  Dresden  unter  der  Firma  „Compagnie  Laferme" 
eine  Zigarettenfabrik  gründete,  „um",  wie  der  Direktor  dieser  Fabrik 
seinerzeit  aussagte  '),  „von  Deutschland  aus  den  zunehmenden  Export 
seiner  russischen  resp.  türkischen  Zigaretten  (der  sich  namentlich 
auch  nach  Italien  richtete)  zu  befriedigen". 

Dresden  bot  ihm  hierbei  wegen  seiner  Lage  mancherlei  Pro- 
duktionsvorteile, denn  die  Elbe  ermöglichte  eine  billige  Zuführung 
des  Rohmaterials  von  Hamburg  per  Schiff,  günstige  Zugverbin- 
dungen (Dresden — Wien — Triest)  gestalteten  den  Export  der  her- 
gestellten Fabrikate  nach  Italien  so  billig  als  möglich,  und  endlich 
war  auch  die  Lage  für  die  Versorgung  des  deutschen  Marktes  eine 
durchaus  zentrale. 

Auf  großkapitalistischer  Basis  begründet,  begann  die  Dresdener 
Lafermefabrik,  die  sich  aus  Rußland  eine  große  Schar  geübter 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen  hatte  kommen  lassen,  sogleich  mit  einer 
Millionenproduktion,  deren  größter  Teil  freilich  nach  Italien  an  die 
dortige  Tabakregie  verkauft  wurde,  da  der  deutsche  Bedarf  noch 
außerordentlich  gering  war. 

Um  nun  den  Konsum  in  Deutschland  künstlich  zu  steigern 
und  so  die  Grundlagen  für  eine  gedeihliche  Fortentwicklung  ihres 
Betriebes  zu  schaffen,  entfaltete  die  Lafermefabrik  eine  große  Reklame, 
durch  die  sie  das  Publikum  immer  und  immer  wieder  auf  den  neuen 
Artikel  aufmerksam  machen  und  zum  Konsum  anregen  wollte.  Die 
Erfolge  stellten  sich  aber  nur  sehr  langsam  ein;  noch  im  Jahre 
1878,  also  16  Jahre  nach  ihrer  Begründung,  setzte  die  Fabrik  von 
ihrer  sich  auf  60  Millionen  Stück  Zigaretten  belaufenden  Jahres- 
produktion nur  Ve  in  Deutschland  ab,  alles  übrige  wurde  exportiert 
und  zwar  zum  größten  Teile  nach  Italien.  Zum  Teil  war  dieser 
geringe  Fortschritt  in  der  Eroberung  des  deutschen  Marktes  für  die 
Laferme-Zigaretten  eine  Folge  der  natürlichen  Schwierigkeiten,  mit 
denen    ein  Unternehmen   zu   kämpfen   hat,    das    einen   ganz  neuen 


1)  Protokolle  der  Dresdener  Bezirkskommission  der  Tabak-Enquete-Kommission. 
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Artikel  einführen  will,  zum  IVil  aber  auch  eine  Fol.^e  der  sich  rasch 
mehrenden  Konkurrenz  '). 

Neben  der  Lafermcfabrik  waren  bald  andere  leistungsfähige, 
Wenn  auch  nicht  so  grol3e  Unternehnumgcn  derselben  Art  am 
gleichen  Platze  entstanden;  denn  schon  hatte  Dresden  durch  die 
Reklame  der  Coinpagnie  Laferme  als  Zigarettenproduktionsstätte 
einen  gewissen  Ruf  in  Deutschland  erlangt,  den  sich  auch  die  Neu- 
gründungen zu  Nutze  machen  wollten.  Es  bestanden  am  dortigen 
Platze  im  Jahre  1876  schon  neun^),  im  Jahre  1880  gar  einund- 
zwanzig-') Zigarettenfabriken,  die  zusammen  beinahe  ■^/s  der  damaligen 
deutschen  Gesamtproduktion  (etwa  180  Millionen  Stück)  herstellten. 
Alle  anderen  Betriebe,  die  damals  in  Deutschland  sonst  noch  be- 
standen, waren  gänzlich  ohne  Bedeutung  und  zumeist  Nebenbetriebe 
von   Rauchtabakfabriken. 

Da  Dresden  somit  die  Hauptproduktionsstätte  für  Zigaretten  in 
Deutschland  war,  Heß  sich  hier  auch  bald  aus  naheliegenden  Zweck- 
mäßigkeitsgründen nach  und  nach  eine  größere  Anzahl  von  Im- 
porteuren für  türkische  Rohtabake  nieder;  zudem  bildeten  sich  am 
gleichen  Orte  Hilfsindustrien  — Kartonnagefabriken,  Lithographische 
Anstalten  usw.  —  und  ein  Stamm  von  Zigarettenarbeiterinnen  aus. 
Alle  diese  Momente  wirkten  kostenersparend  und  betriebserleichternd 
auf  die  Dresdener  Zigarettenfabrikation  ein  und  begünstigten 
wiederum  die  Niederlassung  neuer  Zigarettenfabriken  am  dortigen 
Platze.  Die  Konzentration  der  deutschen  Zigarettenindustrie  in 
Dresden    machte   deshalb    mit    der  Zeit  immer  weitere  Fortschritte. 

B.  Der  Aufschwung. 

Obwohl  sich  die  Zahl  der  Betriebe,  die  Produktion  und  der 
Konsum  von  Jahr  zu  Jahr  stark  vermehrten,  blieb  doch  der  Tabak- 
genuß in  Form  der  Zigarette  in  Deutschland  gegenüber  den  an- 
deren Arten  des  Tabakgenusses  bis  Anfang  der  neunziger  Jahre 
nur  wenig  verbreitet.     Eine  Änderung  hierin  wurde  erst  durch  die 


1)  In  dem  Berichte  der  Handels-  und  Gewerbeitammer  zu  Dresden  für  die 
Jahre  1S7T — SO  wird  von  einer  „enorm  gestiegenen  Konkurrenz,  die  außer  Ver- 
hältnis zum  inländischen  Konsum   steht",  gesprochen. 

2)  Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Dresden  für  die  Jahre  1S72 
bis  1S76.  (In  der  Tabelle,  Anlage  II,  Seite  12  ff.  des  Berichtes  der  Tabak-Enquete- 
Kommission,  die  den  Stand  von  1S7T  veranschaulichen  soll,  sind  nur  zwei  Zi- 
garettenfabriken für  Dresden  angegeben;  offenkundig  liegt  hier  ein  Versehen  vor, 
denn  auch  in  dem  Berichte  der  Dresdener  Bezirkskommission,  Seite  7,  ist  bemerkt, 
daß  es  im  Jahre  1S77  ?t  Zigarettenfabriken  in  Dresden  gegeben  habe, 

3)  Bericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Dresden  für  die  Jahre  1877 — 1880. 
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Erfindung  zweckmäßiger  Maschinen  z  u  r  Herstellung 
von  Zigaretten  herbeigeführt.  Die  ersten  dieser  Ma:^chinen 
(System  Bonsack)  kamen  aus  Amerika  Ende  der  achtziger  Jahre 
vorigen  Jahrhunderts  zu  uns  herüber  und  wurden  zuerst  in  einigen 
Dresdener  Großbetrieben  aufgestellt.  Diese  Maschinen,  die  in  einer 
Stunde  soviel  Zigaretten  herstellten  wie  mehrere  Arbeiterinnen  in 
einem  ganzen  Tage,  bewirkten  einerseits  eine  Verbilligung  der 
Zigaretten  und  damit  eine  bedeutende  Erweiterung  ihres  Absatzspiel- 
raumes; andrerseits  riefen  sie  aber  auch  eine  \^erschärfung  des 
Konkurrenzkampfes  unter  den  einzelnen  Betrieben  hervor,  die 
für  die  gewaltigen  Produktenmengen,  die  die  Maschinen  lieferten, 
nach  neuen  Abnehmern  suchen  mußten.  Es  setzte  der  große 
Reklamewettkampf  ein,  der  noch  heute  in  der  Zigarettenindustrie,  von 
Zeit  zu  Zeit  durch  neue  Motive  besonders  angeregt,  fortbesteht. 

Die  genannten  Umstände  trugen  dazu  bei,  Zigarettenproduktion 
und  -konsum  jetzt  rasch  anwachsen  zu  lassen.  Schon  Mitte  der 
neunziger  Jahre  wurden  in  Deutschland  etwa  1000  Millionen  Stück 
Zigaretten  jährlich  hergestellt,  welche  Produktionsziffer  sich  inner- 
halb fünf  weiterer  Jahre  verdoppelte. 

Über  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Betriebe  und  der  in  ihnen 
beschäftigten  Arbeiter  in  diesen  Jahren  des  raschen  Aufschwunges 
geben  uns  die  Berichte  der  Tabak-Berufsgenossenschaft  einige  Aus- 
kunft. Diese  Nachweise,  die  sich  nur  auf  solche  Betriebe  beziehen, 
die  mit  Gehilfen  arbeiteten,  zeigen  uns  folgendes  Bild: 


Jahr 

Zahl  der 
Zigaretten- 
betriebe, die 
ohn«.  Motoren 
arbeiteten 

Zahl  der 
in  ihnen  be- 
schäftigten 
Personen 

Zahl  der 
Zigaretten- 
betriebe, die 
mit  Motoren 
arbeiteten 

Zahl  der 
in  ihnen  be- 
schäftigten 
Personen 

Gesamtzahl  der  iu 
allen  Zigaretten- 
betrieben be- 
schäftigten Per- 
sonen 

1887 

49 

986 

9 

712 

1698 

1888 

51 

840 

12 

727         i 

1567 

1SS9 

'j 

9 

0 

9 

1668 

1S90 

71 

741 

16 

1038 

1779 

1891 

9 

^ 

? 

?           1 

1651 

1892 

73 

769 

15 

849 

1618 

1893 

66 

709 

17 

1247 

1956 

1894 

73 

747 

19 

1395 

2142 

1895 

134 

966 

27 

1S97 

2863 

1896 

143 

1028 

35 

2336        1 

3364 

1897 

142 

1164 

45 

2734 

3898 

1898 

128 

1178 

49 

3166 

4344 

1899 

122 

1176 

57 

3720 

4896 

1900 

118 

945 

71 

4340 

5285 

Die  mit  Motorkraft  arbeitenden  Großbetriebe  haben,  wie  man 
aus  obiger  Tabelle  ersehen  kann,  im  Laufe  der  Jahre  eine  aus- 
schlagtjebcnde  Bedeutung  gewonnen.  Die  Tendenz  zur  Vergrößerung 
der  Betriebe  kommt  auch  in  der  Vergrößerung  der  durchschnittlich 
auf  einen  Betrieb  entfallenden  Personenzahl  zum  Ausdruck. 
Während  im  Jahre  1887  im  Durchschnitt  auf  einen  Betrieb  29 
Arbeitskräfte  entfielen,  kamen  deren  im  Jahre  1900  auf  jeden  Betrieb 
durchschnittlich  31.  Die  Gesamtarbeiterzahl  hat  sich  innerhalb  ge- 
nannter Jahre  lun  mehr  als  das  Dreifache  vergrößert.  Ein  zeit- 
weiliger Rückgang  der  Gesamtarbeiterzahl  ist  überhaupt  nur  in  den 
ersten  der  hier  angeführten  Jahre  zu  verzeichnen  gewesen ;  er  findet 
seine  einfache  Erklärung  darin,  daß  in  diesen  Jahren  infolge  ver- 
mehrter Einstellung  leistungsfähiger  Maschinen  bez.  Neueinstellung 
solcher  in  früher  motorlose  Betriebe  jeweilig  ein  Teil  der  Arbeiter- 
schaft entbehrlich  gemacht  worden  ist. 

Alles  zusammenfassend  kann  man  sagen,  daß  sich  das  letzte 
Jahrzehnt  des  alten  Jahrhunderts  für  die  Zigaretten-Industrie  zu 
einem  Jahrzehnt  ungeahnten  und  ungestörten  Aufschwungs  gestaltet 
hat;  dieser  sollte  auch  im  neuen  Jahrhundert  noch  andauern,  das 
freilich  der  Zigarettenindustrie  auch  gleich  in  seinen  ersten  Jahren 
schwere  Beunruhigungen  brachte.  Die  erste  Ursache  zu  einer 
solchen  bildete  das  Auftreten  des  amerikanischen  Tabaktrusts  in 
Deutschland. 

C.  Das  Auftreten  des  amerikanischen  Tabaktrusts 
in  Deutschland. ') 

Bevor  wir  zur  Betrachtung  der  Tätigkeit  des  Trusts  in  Deutsch- 
land übergehen,  seien  erst  einige  Bemerkungen  über  seine  Ent- 
wicklung und  Arbeitsweise  vorausgeschickt. 

a)  Die  Entwicklung  und  Arbeitsweise  des  Trusts. 

In  Amerika,  dem  Heimatlande  der  Trusts,  entstand  auch  der 
erste  Tabaktrust,  American  Tobacco  Co.  genannt,  der  unter  der 
geschickten  Leitung  seines  Begründers,  Mr.  Duke,  bald  eine  hervor- 
ragende Stellung  in  der  amerikanischen  Tabakindustrie  zu  gewinnen 
vermochte.  Die  American  Tobacco  Co.  befaßte  sich  anfangs  nur 
mit  der  Herstellung  von  Zigaretten,  da  dieser  Zweig  der  Tabak- 
fabrikation, der  im  weitesten  Maße  die  Verwendung  von  Maschinen 
zuläßt,  für  die  kapitalistische   Betriebsweise  besonders  geeignet  ist. 

1)  Als  Quellen  haben  gedient:  Artikel  in  den  Fachzeitungen,  vornehmlich  den 
„Vereinigten  Tabakzeitungen",  Handelskammerberichte  sowie  mündliche  und  schrift- 
iche  Mitteilungen  aus   den  beteiligten  Kreisen. 
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Sie  ging  hierbei  in  folgender  Weise  vor:  Zuerst  erwarb  sie 
eine  Anzahl  von  Zigarettenfabriken,  die  sie  mit  den  neuesten  Er- 
rungenschaften der  Technik  ausstattete,  und  für  die  sie  die  besten 
und  teuersten  Kräfte  als  Leiter  gewann.  Die  einzelnen  Fabriken 
ließ  sie  dann  immer  nur  einige  wenige  Marken  herstellen,  um  jeder 
von  ihnen  zu  ermöglichen,  auf  ihre  Marken  die  höchste  Sorgfalt 
zu  verwenden  und  die  bestmöglichsten  Produkte  herstellen  zu  können; 
zudem  mußte  jede  Fabrik  streng  nach  dem  Geschmacke  der  Gegend, 
in  der  sie  lag,  fabrizieren. 

Die  Trustzigaretten  waren  infolge  dieser  Maßnahmen  auch 
wirklich  gut  und  erwarben  sich  bald  bei  dem  amerikanischen 
Publikum  eine  solche  Beliebtheit,  daß  die  American  Tobacco  Co. 
auf  dem  Gebiete  der  Zigarettenfabrikation  geradezu  ein  Monopol 
erlangte.  Bei  diesem  Erfolge  blieb  die  American  Tobacco  Co. 
jedoch  nicht  stehen;  sie  suchte  jetzt  vielmehr  auch  die  anderen  Teile 
der  Tabakfabrikation  an  sich  zu  reißen,  kaufte  zu  diesem  Zwecke 
mehrere  der  Pluck-Tabakfabriken,  die  den  in  Amerika  sehr  beliebten 
Ziegeltabak  herstellen,  und  gründete  zuletzt  noch  die  American- 
Cigar-Co.  zur  Fabrikation  von  Zigarren.  Mit  letzterem  Unternehmen 
hatte  der  Trust  jedoch  weniger  Glück.  Der  Hauptgrund  hierfür  ist 
jedenfalls  in  dem  Umstände  zu  suchen,  daß  der  Großbetrieb  bei 
der  Zigarrenfabrikation  nur  wenig  dem  Kleinbetrieb  voraus  hat 
da  die  Zigarrenfabrikation  fast  ausschließlich  auf  Handarbeit  beruht. 

Trotzdem  konnte  der  Trust  mit  seinen  schnellen  Erfolgen  zu- 
frieden sein.  Er  gedachte  nunmehr  daran,  auch  die  monopolfreien 
Länder  der  alten  Welt  mit  in  das  Gebiet  seiner  Tätigkeit  zu  ziehen. 
Zuerst  versuchte  er  in  England  festen  Fuß  zu  fassen,  was  ihm  auch 
nach  heftigen  Kämpfen  mit  der  ad  hoc  gebildeten  Imperial  Tobacco 
Co.,  die  durch  Verschmelzung  der  größten  englischen  Zigaretten- 
fabriken entstanden  war,  gelang.  Die  Imperial  Tobacco  Co.  gab 
nach  längerem  Ringen  den  aussichtslos  erscheinenden  Kampf  auf 
und  verschmolz  sich  mit  der  American  Tobacco  Co. 

Ein  neues  Arbeitsgebiet  suchte  der  Trust,  jetzt  „Consolidated 
Tobacco  Co."  genannt,  in  Deutschland. 

b)  Der  Trust  in  Deutschland. 

Auch  hier  gedachte  er  sein  altbewährtes  Verfahren  zur  Anwen- 
dung zu  bringen,  nämlich  zuerst  mit  der  Zigarettenfabrikation  zu 
beginnen  und  sich  dann  allmählich  auch  der  anderen  Zweige  der 
Tabakfabrikation  zu  bemächtigen.  Als  erstes  Objekt  erwarb  der 
Trust   in  Deutschland    im  Februar    1901    die  Zigarettenfabrik    von 
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Gcoi'n  A.  jasmatzi  in  Dristlcn  für  1500  000  Mark  und  verwandelte 
sie  in  eine  Aktiengesellschaft.  Die  Fabrik  wurde  technisch  vorzüg- 
lich austjerüstct  und  für  die  Fabrikate  eine  beispiellose  Reklame 
entfaltet.  Zudem  ijrachte  die  Fabrik  noch,  um  den  Umsatz  rascher 
zu  .steigern,  ein  für  derartige  Zwecke  j:;anz  neues  Propagandamittel 
heraus.  Den  einzelnen  Zigarettenpackungen  werden  Bons  beigelegt, 
die  in  gewisser  Anzahl  gesammelt  an  die  Fabrik  geschickt  werden 
müssen.  Für  sie  erhält  dann  der  Einsender  ganz  nach  Wunsch 
Waren,  wie  L'hren,  Taschenmesser,  Portemonnaies,  Brieftaschen  usw., 
je  nach  Anzahl  der  eingeschickten  Bons  und  Wahl  aus  einem  be- 
sonderen Kataloge,  in  dem  alle  Prämienartikel  mit  Angabe  der  dafür 
einzusendenden  Bons  abgebildet  sind. 

Durch  diese  Mittel  gelangten  die  Trustinarken  auch  in  Deutsch- 
land rasch  in  Aufnahme. 

Auüer  der  Jasmatzifabrik,  deren  Aktienkapital  im  Jahre  1903 
um  3500000  Mark  auf  5  000000  Mark  erhöht  wurde,  erwarb  der 
Trust  bald  noch  ein  zweites  deutsches  Unternehmen,  die  Zigaretten- 
fabrik der  Firma  Josetti  in  Berlin.  Von  weiteren  Ankäufen  hat  man 
seitdem  in  der  Öffentlichkeit  nichts  wieder  gehört. 

Die  deutschen  Zigarettenfabrikanten  erkannten  sogleich  die  Ge- 
fahr, die  ihnen  von  sciten  des  Trusts  drohte.  Sofort  wurde  des- 
halb von  den  unabhängigen  Fabrikanten  eine  lebhafte  Agitation  gegen 
den  amerikanischen  Eindringling  ins  Leben  gerufen,  wobei  dieselben 
aufs  beste  vom  deutschen  Tabakverein,  dem  Repräsentanten  der 
Zigarrenfabrikanten,  unterstützt  wurden  ^j. 

Durch  Wort  und  Schrift  suchte  man  Händler  und  Publikum 
über  die  letzten  Ziele  des  Trusts,  die  nicht  nur  auf  eine  Verge- 
waltigung der  Fabrikanten,  sondern  auch  der  Händler  und  zuletzt 
der  Konsumenten  hinausliefen,  aufzuklären.  Schließlich  erreichte 
man  es  auch,  daß  die  Zigarrenhändlerverbände  den  Beschluß  faßten, 
Trustfabrikate  den  Konsumenten  nur  auf  ausdrückliches  Verlangen  zu 
verabfolgen  •^),  und  daß  sie  zugleich  ihren  Mitgliedern  dringend  anem- 
pfahlen, die  Reklameplakate  des  Trusts,  in  ihren  Schaufenstern 
nicht  zum  Aushang  zu  bringen. 

Durch  diese  Mittel  und  den  Umstand,  daß  zur  Zeit  des  Auftretens 
des  Trusts  schon  eine  Reihe  äußerst  leistungsfähiger,  aufs  beste 
eingeführter  Zigarettenfabriken  bestanden,  die  den  Trustgeldern  un- 


1)  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin.     Jahrg.   1903,  Teil  II, 
Seite  78. 

2)  Breslauer  Handelskammerbericht  1!I02,  S.  230. 


—    11    — 

zugänglich  waren,  wurde  verhindert,  daß  der  Trust  in  Deutschland 
so  schnelle  Erfolge  wie  anderwärts  erzielte. 

Der  Trust  selbst  befand  es,  da  er  sich  so  stark  angefeindet 
sah,  von  jetzt  ab  für  gut,  seine  Aktionen  in  das  tiefste  Dunkel  zu 
hüllen  und  ganz  im  geheimen  mit  Hilfe  vorgeschobener  Strohmänner 
auszuführen.  In  Branchekreisen  erzählt  man  sich,  wie  mir  von  be- 
rufener Seite  mitgeteilt  wurde,  schon  seit  längerer  Zeit,  daß  der 
Trust  einige  weitere  Zigarettenfabriken  aufgekauft  habe  bez.  eine 
Anzahl  derselben  kontrolliere.  Das  gleiche  gelte  auch  in 
Bezug  auf  Zigarrenfabriken.  Sogar  Detailgeschäfte  soll  der 
Trust  erworben  haben,  mit  deren  Hilfe  er  die  Erzeugnisse  der  von 
ihm  kontrollierten  Produktionsstätten  direkt  in  die  Kreise  der  Kon- 
sumenten gelangen  läßt,  ohne  daß  diese  eine  Ahnung  davon  haben, 
daß  es  Trustfabrikate  sind,  die  sie  erhalten.  So  geheim  alles  dies 
betrieben  wird,  in  gleichem  Umfange  ist  es  für  die  Tabak-Industrie, 
soweit  die  unabhängigen  Fabrikanten  in  Frage  kommen,  gefährlich, 
denn  es  kann  eigentlich  nie  jemand  sagen,  wie  weit  der  Einfluß  des 
Trusts  in  Deutschland  schon  reicht.  Soll  er  doch  auch  mit  den 
englischen  Trustfabriken  in  engem  Konnex  stehen  und  sich  deren 
Waren  beim  Vertriebe  annehmen.  Seit  einiger  Zeit  sollen  vom 
Trust  in  Deutschland  sogar  ägyptische  Zigaretten  vertrieben  werden, 
die  in  einer  ebenfalls  unter  Trustkontrolle  stehenden  ägyptischen 
Fabrik  hergestellt  sind. 

Man  kann  also  durchaus  nicht  behaupten,  daß  die  Trustgefahr 
für  Deutschland  vermindert  oder  gar  beseitigt  sei.  Die  Trustfrage 
ist  lediglich  deshalb  in  den  letzten  Jahren  etwas  in  den  Hintergrund 
getreten,  weil  es  der  Trust  ängstlich  vermieden  hat,  etwas  von  seinem 
Tun  an  die  Öffentlichkeit  dringen  zu  lassen,  und  dann  vor  allem, 
weil  ein  anderes,  für  den  Augenblick  noch  schwerer  wiegendes  Er- 
eignis die  Aufmerksamkeit  der  deutschen  Zigarettenfabrikanten  und  des 
deutschen  Raucherpubhkums  vollauf  in  Anspruch  nahm,  nämlich  der 
Plan  der  Regierung,  die  Zigaretten  mit  einer  Sondersteuer  zu  belasten. 

D.  Die  Sonderbesteuerung  der  Zigaretten  im  Jahre  1906 
und  ihre  Folgen. 

Die  Notwendigkeit,  zur  Sanierung  der  Reichsfinanzen  neue 
Steuerquellen  zu  erschließen,  hatte  die  Regierung  dazu  bewogen, 
im  Jahre  1905  dem  Reichstage  einen  „Entwurf  betr.  die  Ordnung 
des  Reichshaushalts  und  die  Tilgung  der  Reichsschuld "  vorzulegen. 
In  diesem  Entwürfe  war  auch  eine  Reform  der  Tabaksteuer  in 
Vorschlasf    üebracht.    und  zwar  sollte  neben  einer  allgemeinen  Er- 
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höluing  der  Belastung  des  Rohlabaks  eine  besondere  Besteuerung 
der  Zigaretten  erfolgen.  Sämtliches  im  Inlandc  zur  Verarbeitung 
und  zum  Verkauf  an  Selbstwickler  gelangende  inländische  wie  aus- 
ländische Zigarettenpapier  sollte  einer  Steuer  von  drei  Mark  für 
die  zu  tausend  Zigaretten  erforderliche  Fläche  unterworfen  und 
zum  Nachweise  der  erfolgten  Versteuerung  mit  einem  Stempel/eichen 
verschen  werden  ;  ferner  war  eine  Erhöhung  des  Zolles  auf  einge- 
führte Zigaretten  von  270  auf  1200  Mark  pro  Doppelzentner  vor- 
geschlagen. Die  Sonderbesteuerung  der  Zigaretten  wurde  in  der 
Regierungsvorlage  damit  motiviert,  „daß  die  Zigarette,  die  sich  noch 
mehr  als  die  anderen  Tabakfabrikate  als  Luxusgenußmittel  darstelle 
und  /um  Träger  einer  ausgiebigen  Besteuerung  eigne,  bisher  durch 
die  allgemeine  Tabakbesteuerurlg  weniger  als  die  übrigen  Fabrikate 
getroffen  worden  sei ;  einerseits  weil  ihr  Deckblatt  unversteuert 
geblieben  wäre,  anderseits  weil  durch  das  Rauchen  von  Zigaretten 
verhältnismäßig  geringe  Tabakmengen  verbraucht  würden  ^)" . 

Die  Regierungsvorlage  wairde  stark  bekämpft.  Die  Fabrikanten, 
die  sich  einer  ander  weitigen  Besteuerung  der  Zigaretten 
nicht  a  bgene  i  gt  zeigten,  brachten  gegen  sie  vor,  daß  durch  ihre 
Erhebung  zum  Gesetz  das  bisher  fast  als  wertlos  betrachtete  Zigaretten 
papier  zu  einem  Wertgegenstande  gemacht  werde,  woraus  Schwierig- 
keiten mit  den  Arbeitern  entstehen  würden ;  auch  sei  es  nicht 
möglich,  die  Frage  der  Steuerrückvergütung  für  den  in  großem  Um- 
fange entstehenden  Papierabfall  in  befriedigender  Weise  zu  lösen. 
Die  Schwierigkeiten  schienen  der  Kommission,  der  der  Regierungs- 
entwurf zur  Vorberatung  vom  Plenum  überwiesen  war,  zwar  nicht 
unüberwindbar,  trotzdem  war  sie  aber  der  Vorlage  nicht  geneigt 
und  zwar  aus  sozialpolitischen  Gründen,  da  das  vorgeschlagene 
Systemgar  keine  Abstufung  der  Steuer  nach  demWerte 
der  Steuerobjekte  zuließ. 

Von  mehreren  Kommissionsmitgliedern  wurde  deshalb  ein  an- 
derer Vorschlag  gemacht,  der  die  Einführung  einer  Fabrikatwert- 
steuer mittels  Banderole  für  alle  Produkte  der  Zigarettenindustrie 
(Zigaretten,  Zigarettentabak  und  -hüllen)  zum  Ziele  hatte.  Dieser 
Vorschlag  fand  die  Zustimmung  der  Majorität  der  Kommission,  wurde 
mit  verschiedenen  Abänderungen  vom  Plenum  in  2.  und  3.  Lesung 
angenommen  2)  und  zum  Gesetz  erhoben. 

l)  Reichstags-Aktenstücke,  2.  Session  1905/06,  Aktenstück  Nr.   10- 
2|  Die  dritte  Lesung  fand   am   18.  Mai   1006  statt.     Bei  der  Schlußabstimmung 
stimmten   157  Abgeordnete   für  und  96  (Antisemiten,  Freisinnige,  Sozialdemokraten, 
Polen  und  2  Nationalliberale)  gegen  die  Annahme  des  Gesetzentwurfes. 
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Das  gewählte  System  der  Besteuerung  ist  das  der  Klassensteuer. 
Es  sind  für  Zigaretten  sechs  und  für  Zigarettentabak  fünf  Steuer- 
klassen vorgesehen. 

Die  Steuer  betrug  ursprünglich:  a)  für  das  Mille 
Zigaretten  im  Kleinverkaufspreise  bis  15  Mark:  1,50  Mark,  über 
15  bis  25  Mark:  2,50  Mark,  über  25  bis  35  Mark:  3,50  Mark,  über 
35  bis  50  Mark:  5  Mark,  über  50  bis  70  Mark:  7  Mark,  über  70 
Mark:   10  Mark. 

b)  Für  das  Kilo  Zigarettentabak  im  Kleinverkaufspreise 
über  3  bis  5  Mark:  0,80  Mark,  über  5  bis  10  Mark:  1,60  Mark, 
über  10  bis  20  Mark:  3  Mark,  über  20  Mark  bis  30  Mark:  4,80 
Mark,  über  30  Mark:  7  Mark. 

Ferner  waren  Zigarettenhülsen  und  zugeschnittene 
Zigarettenblättchen  einer  Steuer  von  2  Mark  für  1000  Stück 
unterworfen. 

Durch  das  vom  Reichstage  am  9.  Juli  1909  in  dritter  Lesung 
angenommene  Tabaksteuergesetz,  das  im  übrigen  die  Zigaretten- 
industrie nicht  weiter  betrifft  und  deshalb  hier  auch  nicht  näher 
besprochen  werden  soll,  ist  die  Steuer  für  Zigaretten  erhöht  und 
die  für  Zigarettenhüllen  erniedrigt,  dafür  aber  auf  alles  nicht  zur 
gewerblichen  Verarbeitung  bestimmte  Zigaretten papier  —  also  auch 
auf  das  in  Bogenform   usw.  befindliche  —  ausgedehnt  worden. 

Die  Steuer  beträgt  heute: 

Für  das  Mille  Zigaretten  im  Kleinverkaufspreise  bis  15  Mark: 
2  Mark,  über  15  bis  25  Mark:  3  Mark,  über  25  bis  35  Mark:  4.5 
Mark,  über  35  bis  50  Mark  :  6,5  Mark,  über  50  bis  70  Mark :  9,5, 
über  70  Mark:   15  Mark; 

für  Zigarettenpapier,  mit  Ausnahme  des  zur  gewerblichen 
Verarbeitung  bestimmten,   1   Mark  für  1000  Zigarettenhüllen. 

Der  gleichen  Steuer  wie  die  inländischen  unterliegen  auch  die 
eingeführten  Fabrikate,  bei  denen  aber  außerdem  noch  ein  Einfuhr- 
zoll hinzutritt,  der  für  Zigaretten  und  feingeschnittenen  Tabak  durch 
das  Zigarettensteuergesetz  vom  3.  Juni  1906  auf  700  Mark  pro 
Doppelzentner  festgesetzt  war,  durch  das  genannte  neuere  Gesetz 
bezüglich  der  Zigaretten  aber  auf  1000  Mark  pro  Doppelzentner 
erhöht  worden  ist. 

Prozentual  ist  die  Steuer  für  Zigaretten  und  Zigarettentabak 
also  am  höchsten,  wenn  der  Preis  der  Fabrikate  gerade  an  der 
unteren  Grenze  der  Steuerklasse  steht.  So  kommt  es,  daß  gerade 
die    billisfsten  Ziearetten,    die    von    den  wirtschaftlich  schwächsten 
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KonsumcMUcn  geraucht  wcickii,  iiämlicli  die  Fünfsechstel-Pfcnnii;- 
Ziffarettcn,  mit  einer  Steuer  von  24  Prozent  ihres  Wertes  belastet 
sind,  wiihrend  der  Stcuerbetrag  z.  B.  bei  einer  Zehnpfennit^-Zigarette, 
also  der  ausgesprochenen  Zigarette  des  reichen  Mann«  s,  nur  15 
Prozent  des  Wertes  der  Zigarette  ausmacht  I 

Daß  die  Steuerklasseneinteilung,  wie  man  wohl  annehmen  könnte, 
einen  gewissen  P^^influß  auf  die  Preisbildung  bei  den  Zigaretten  aus- 
übe, muß  auf  Grund  der  Ergebnisse,  die  angestellte  Unter- 
suchungen und  sorgfältige  Erkundigungen  bei  Fachleuten  geliefert 
haben,  verneint  werden.  So  befanden  sich,  um  nur  einen  Fall 
herauszugreifen,  unter  den  242  Zigarettensorten,  die  in  fünf  beliebig 
herausgegriffenen  Nummern  fünf  verschiedener  Fachzeitungen  ';  an- 
geboten werden: 

3  in  der  Preislage  von     ^/o   Pfg.    35  in  der  Preislage  von     5  Pfg. 
6    „     .  „  „1  „       14    „      „  -         „  „        6     „ 

3     „ 11;2       „  3     „       ..  „  .,  7       „ 


42  „  „           „            „      2  ,  10  „  „  „  „8  ,. 
11  » 2-/2  ,.  21  „  „  „  „      10  „ 

43  ,,  ,,            „            „3  „  2  „  „  „  »12  „ 
^  .  ■>            ..           .      3 ',2  „  3  „  „  „  „      15  „ 

36  „  „           „           „      4  „  1  „  „  „  „      20  „ 

Die  Querstriche  deuten  jeweils  das  Ende  einer  Steuerklasse  an ! 

Hiernach  werden  besonders  viele  Sorten  in  den  von  der  Steuer 
ungünstig  gestellten  Preislagen  von  2,  3  und  4  Pfg.  hergestellt, 
weil  sich  diese  geraden  Beträge  offenbar  am  meisten 
der  Gunst  des  Publikums  erfreuen^). 

Die  Steuer  ist  vom  Fabrikanten  durch  Anbringung"  von  Steuer- 
zeichen (Banderolen)  an  die  Packungen,  die  damit  verschlossen 
werden  müssen,  zu  entrichten,  bevor  die  steuerpflichtigen  Produkte 
aus  der  Erzeugungsstätte  entfernt  werden.  Gegen  Sicherheitsstellung 
erfolgt  eine  Stundung  der  Steuerbeträge  auf  die  Dauer  von  sechs 
Monaten  (Z.-G.  §  3).  Über  Zu-  und  Abgang  von  Erzeugnissen,  die 
der  Zigarettensteuer    unterliegen,    ist   im  Betriebe  genau  Buch  zu 

1)  »Vereinigte  Tabak-Zeitungen"  Nr.  28,  l!tO&;  „Süddeutsche  Tabak-Zeitung" 
Nr.  43,  1908;  Erstes  Offertenblatt  etc.  Nr.  510,  1«08;  „Die  Tabakvvelt"  Nr.  2!», 
1908;  „Deutsche  Tabak-Zeitung"  Nr.  20,  1908. 

2)  Vergl.  hierzu  auchManoli:  „Innerhalb  der  einzelnen  Kategorien  drängt 
sich  die  Hauptmasse  der  unteren  Grenze  zu,  so  daß  bei  der  billigsten  Kategorie 
der  Einzelverkaufspreis  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  1  Pf.  und  darunter, 
nicht  aber   l',2   Pf.  beträgt." 
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führen.    Die  Bestände  werden  von  Zeit  zu  Zeit  amtlich  festgestellt 
und  mit  den  Anschreibungen  verglichen  (Z.-G.  §   11). 

Alle  diese  Vorschriften  sind  geeignet,  die  kleineren  Fabrikanten 
zu  Gunsten  der  größeren  zu  benachteiligen,  denn 

1.  macht  die  notwendige  Verauslagung  der  Steuer  jetzt  zum 
Betriebe  von  Zigarettenfabriken  größere  Mittel  als  früher  erforderlich; 
diese  zu  beschaffen,  ist  aber  für  den  kapitalarmcn  Kleinfabrikanten 
schwieriger  als  für  den  Großfabrikanten ; 

2.  ist  es  der  Mehrzahl  der  kleineren  und  mittleren  Fabrikanten 
wegen  der  geforderten  „Bestellung  voller  Sicherheit"  unmöglich 
gemacht,  Stundung  der  Steuer  zu  erlangen;  der  Großfabrikant  da- 
gegen wird  meistens  in  der  Lage  sein,  Sicherheiten  zu  stellen,  und 
wird  so  durch  Inanspruchnahme  des  Steuerkredits  Zinsverluste  ver- 
meiden können  ^); 

3.  findet  in  allen  größeren  Betrieben  eine  genaue  Buchführung 
statt,  so  daß  die  Führung  der  vorgeschriebenen  Kontrollbücher  hier 
keine  besonderen  Schwierigkeiten  und  Mühen  verursacht.  Den 
kleineren  Fabrikanten  dagegen,  die  früher  überhaupt  keine  Bücher 
führten,  ist  die  notwendig  gewordene,  ungewohnte  Schreiberei  eine 
Plage,  die  ihnen  eine  ganze  Masse  Zeit  raubt. 

Steuerträger  sollte  eigentlich  nach  Absicht  des  Gesetzgebers 
der  Konsument  sein ;  in  Wirklichkeit  haben  jedoch  in  den  meisten 
Fällen  Fabrikant  und  Händler,  gezwungen  durch  die  Konkurrenz, 
die  gesamten  Steuerspesen  auf  ihr  Konto  übernehmen  müssen.  Maß- 
gebend war  hierbei  das  Verhalten  der  maschinellen  Großbetriebe, 
in  deren  Interesse  es  vor  allem  lag,  einen  Rückgang  des  Konsums 
zu  verhindern  und  ihren  Umsatz  auf  alter  Höhe  zu  halten  ;  denn 
Abnahme  des  Absatzes  wäre  für  sie  gleichbedeutend  gewesen  mit 
teilweiser  Entwertung  der  in  ihren  Betrieben  fixierten  Kapitalmassen 
und  relativer  Steigerung  der  Produktionskosten. 

Zum  Teil  suchten  die  Fabrikanten  durch  Verkleinerung  des 
Formates  der  Zigaretten  und  dadurch  erzielte  Ersparung  von  Tabak 
und  Papier,  ferner  durch  Ersparnisse  an  Verpackung,  Löhnen  usw.. 


1)  In  jüngster  Zeit  hat  sich  in  Berhn  eine  Aktien-Gesellschaft  („Erste  Berliner 
Kautionsgesellschaft ")  gebildet,  die  es  übernimmt,  gegen  geringe  Vergütung  die  er- 
forderlichen Sicherheiten  für  die  mit  ihr  in  Geschäftsverbindung  stehenden  Fabri- 
kanten zustellen.  , Irgendwelche  materielle  Sicherheit  beansprucht  die  Gesellschaft 
nicht,  sondern  sie  beschränkt  sich  lediglich  auf  Auskünfte"  (Vereinigte  Tabak- 
zeitungen, Jahrgang  1908,  Nr.  23,  Seite  23  ff.).  Dieses  Unternehmen  dürfte,  falls  es 
hält,  was  es  verspricht,  gerade  für  die  kleineren  und  mittleren  Fabrikanten  eine 
recht  segensreiche  Institution  werden. 
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sowie  durch  vermehrte  Verwenduiii^  von  Maschinen  einen  Teil  der 
Steuerunkosten  wieder  herauszuschlagen.  So  werden  die  1-  und 
1 '  ;>  l'fi^.-Zigaretten,  die  früher  noch  vielfach  mit  der  Hand  ange- 
fertii,'t  wurden,  heute  fast  ausschließlich  mit  Maschinen  hergestellt. 
Der  schon  früher  an  diesen  billigen  Fabrikaten  sehr  geringe  Gewinn 
würde  heute  hei  Handanfertigung  durch  den  Steuerbetrag  und  die 
darüber  hinaus  entstehenden  Unkosten  für  Entwertung,  Zerschneiden, 
Verkleben  und  Kontrollieren  der  Banderolen  (etwa  10 — 15  Prozent 
des  eigentlichen  Steuerbetrages)  zum  größten  Teil  absorbiert  werden. 
Wiederum  also  eine  Schädigung  der  kleineren,  maschinenlosen  Be- 
triebe, denen  die  Anfertigung  dieser  viel  begehrten  Preislagen  so 
gut  wie  unmöglich  gemacht  worden  ist ! 

Um  an  Arbeitslöhnen  zu  sparen,  haben  ferner  einige  Groß- 
betriebe nach  Einführung  der  Banderolensteuer  Zweigfabriken  in 
kleineren  Orten,  in  denen  billige  Arbeitskräfte  zu  finden  waren, 
errichtet.  So  erfolgte  seitens  Dresdener  Zigaretten-Fabrikanten  die 
Errichtung  von  Filialbetricben  in  Löbau  (1;76)  ')  und  den  in  der 
Nähe  Löbaus  gelegenen  Orten  Bernstadt  (3;27),  Oderwitz  (4;76), 
Cunersdorf  (10;90),  Großhennersdorf  (2;18),  ferner  in  Halsbrücke  bei 
Freiberg  (3;154)  in  Hohenleibisch  und  Elsterwerda  •^).  Von  einem 
Berliner  Zigaretten-Großfabrikanten  wurde  ein  Filialbetrieb  in 
Schneidemühl  (Posen)  errichtet. 

Etwa  die  Hälfte  des  eigentlichen  Steuerbetrages  trägt  der  Händler. 
Er  kauft  heute  durchschnittlich 

eine  1  —  1  ^j-i  Pfg.-Zigarette  um   1   Mark  pro  Mille, 
„     2-3 1;,      „  „  „     2       „        „ 

4 7  Q 

»»  '  y>  n  )t        ^  II  i;  " 

»        "  »  1}  n         <^  „  y>  n 

teurer  als  vor  Einführung    der   Banderolensteuer  ^) ;  sein   Verdienst 
am  einzelnen  Stück  hat  sich  verringert. 

Zudem  ist  er  in  seiner  Bewegungsfreiheit  beschränkt  worden, 
denn  er   darf  heute    die  Zigaretten    nur  zu    dem  Preise  verkaufen, 

1)  Die  Angaben  beruhen  auf  freundlichen  Mitteilungen  des  Vorstandes  der 
Dresdenei  Verwaltungsstelle  des  Tabak-Arbeiterverbandes,  Die  Zahlen  in  den 
Klammern  geben  an,  wieviel  Personen  in  den  betreffenden  Orten  im  Herbst  l'.tOS  mit 
Zigarettenmachen  beschäftigt  waren,  und  zwar  gibt  die  erste  Ziffer  die  Zahl  der 
männlichen  und  die  zweite  die  der  weiblichen  Personen  an. 

2)  Eine  Dresdener  Zigarettenfabrik  besitzt  noch  einen  Filialbetrieb  in  Gaising- 
Altenberg  lin  der  Nähe  von  Glashütte),  in  dem  im  Herbst  1908  60  Personen  be- 
schäftigt waren.  Dieser  Betrieb  ist  jedoch  schon  vor  Einführung  der  Banderolen 
Steuer  und  zwar  auch,  um   Lohnersparnisse  zu  erzielen,  angelegt  worden. 

3)  Vgl. hierzu  auch  die  Tabelle  auf  Seite  64/65,  wo  die  Fabrikpreise  angegeben  sind! 
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zu  dem  sie  vom  Hersteller  versteuert  worden  sind.  Ein  kleiner  Spiel- 
raum bei  der  Preisfestsetzung  ist  ihm  jedoch  innerhalb  der  Grenzen 
der  Steuerklassen  gelassen;  so  kann  er  z.  B.  eine  ihm  vom  Fabri- 
kanten als  2  Pfg.-Qualität  gelieferte  und  dementsprechend  versteuerte 
Marke  mit  2</2  Pfg.  verkaufen,  da  letztere  Preislage  derselben  Steuer- 
klasse wie  die  2  Pfg. -Zigarette  angehört. 

Der  Händler  —  und  zwar  nur  dieser,  nicht  der  Hersteller  — 
ist  freilich  befugt,  den  Zigarettenpackungen  Zuschlagsbanderolen 
umzulegen  und  dann  den  Kleinverkaufspreis  zu  erhöhen  (A.  B.  §  13). 
Solche  mit  Zuschlagsbanderolen  versehene  Zigarettenpackungen 
läßt  sich  der  Konsument  aber  gewöhnlich  nur  beim  Kauf  von 
Zigaretten  in  Vergnügungsetablissements  usw.,  nicht  aber  in  Tabak- 
läden gefallen,  denn  er  erkennt  daran  sofort,  daß  er  die  Fabrikate 
über  ihren  Wert  bezahlen  muß. 

Arbeiterentlassungen  als  Folge  des  Zigaretten-Steuer- 
gesetzes kamen  wohl  in  der  allerersten  Zeit  nach  Einführung  des- 
selben vor;  sie  sind  aber  in  der  Hauptsache  der  vor  Einführung 
des  Gesetzes  erfolgten  Überproduktion  zuzuschreiben.  Diese  war 
durch  gewaltige  Ankäufe  der  Händler  veranlaßt  worden,  die  sich 
vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  (1.  VII.  06)  noch  mit  möglichst  großen 
Warenposten  versehen  wollten,  da  ihnen  ein  zweimonatlicher,  steuer- 
freier Verkauf  ihrer  Vorräte  gestattet  worden  war. 

Während  in  den  letzten  fünf  Jahren  vor  Einführung  der  Ban- 
derolensteuer  nach   den  Berichten   der  Tabak-Berufsgenossenschaft 
als  Arbeiter  in  der  Zigarettenindustrie  beschäftigt  waren: 
1901 :  5555  Pers..dav.    910  in  107  Bet.  ohne  u.  4645  in  69Bet.  m.  Mot. 


1902:6726 

}) 

„  1089 

.  179 

n 

)) 

„  5637  „  82 

1903:7812 

tt 

„  1293 

r,   192 

n 

)» 

„  6519  „  95 

1904:8759 

)t 

„  1446 

„188 

» 

n 

.  7313  „  103 

1905:9584 

» 

„  1519 

„  181 

» 

)) 

„  8065  „  114 

fiel  die  Zahl  der  Arbeiter  im  Steuerjahre   1906 

auf  9505  Personen,  davon  1453  in  215  Betrieben  ohne  und 
8052  in  131  ^)  Betr.  mit  Motoren,  um  im  folgenden  Jahre  (1907) 

auf  11830  Personen,  davon  1808  in  213  Betrieben  ohne  und 
10  022  in  150  Betrieben  mit  Motoren,  anzuwachsen. 


1)  Die  ziemlich  bedeutende  Zunahme  in  der  Zahl  der  Betriebe  im  Jahre 
1906  erklärt  sich  dadurch,  „daß  gerade  die  Einführung  der  Steuer  den  Anstoß  da- 
zu gab,  daß  eine  große  Anzahl  von  Laien  sich  der  (Zigaretten-)Industrie  zuwandte 
in  dem  Glauben,  bei  der  allgemeinen  Umwälzung  leicht  gute  Geschäfte  machen  zu 
können  (Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin.  1907.  Teil  II,  S.  122). 
Zeitschrift  für  die   ges.  Staatswissensch.     Ergäazimgsheft  33.  2 
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Die  starke  Vermehrung  der  Arbeiterschaft,  die  im  Jahre  1907 
zu  verzeichnen  war,  ist  nicht  allein  auf  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Produktion  ')  zurückzuführen,  sondern  auch  auf  den  erhöhten 
Arbeitsaufwand,  der  den  Betrieben  durcli  die  Behandlung  der 
Banderolen  erwachsen  ist.  Sind  doch  in  manchen  großen  Betrieben 
fünfzig  und  noch  mehr  Personen  allein  mit  dem  Verkleben  usw.  der 
Banderolen  andauernd  beschäftigt ! 

Fassen  wir  die  Folgen  der  Banderolensteuer  in  ihren  Haupt- 
punkten noch  einmal  kurz  zusammen,  so  ist  zu  sagen:  Als  Kon- 
sumsteuer beabsichtigt,  ist  die  Zigarettensteuer  in  der  Hauptsache 
zu  einer  Fabrikanten-  und  Händlersteuer  geworden,  die  als  solche 
weiter  keinen  Einfluf.^  auf  den  Konsum  ausgeübt  hat.  Dieser 
ist  vielmehr  seit  Einführung  der  Steuer  infolge  der  dauernd 
gestiegenen  Beliebtheit  derZigarette  noch  gewachsen. 
Der  den  Fabrikanten  und  Händlern  durch  die  Steuerspesen  erwachsene 
Gewinnausfall  ist  in  den  meisten  Fällen  durch  einen  vermehrten 
Umsatz  wieder  ausgeglichen  worden.  Produktionssteigernd  hat  auf 
die  deutsche  Zigarettenindustrie  auch  die  hohe  Belastung  der  aus- 
ländischen Fabrikate  mit  eingewirkt,  die  jetzt  in  bedeutend  geringerer 
Menge  als  früher  eingeführt  werden  2). 

Eine  Folgezeitigte  der  Steuerkampf  noch  auf  ganz  anderem  Gebiete. 
Er  vcranlaßte  die  beiden  bisher  selbständigen  Vertreterschaften 
der  Zigarettenfabrikanten,  den  „Verband  deutscher  Zigaretten- 
fabriken" mit  dem  Sitz  in  Dresden  (gegründet  1887)  und  den 
Verein  deutscher  Zigarettenfabrikanten"  mit  dem  Sitz 
in  Berlin,  sich  zu  einem  Verbände,  dem  „Verband  der 
deutschen  Zigarettenindustrie"  zusammen  zu  schließen; 
dies  geschah,  weil  man  im  Verlaufe  des  Steuerkampfes  eingesehen 
hatte,  daß  nur  bei  einigem  Zusammenwirken  aller  Interessenten 
etwas  Ersprießliches  geleistet  werden  könne.  Der  jetzige  Verband 
erstreckt  seine  Tätigkeit  über  ganz  Deutschland.  An  den  verschie- 
denen Industriezentren  sind  Ortsgruppen  gebildet ;  die  Gesamtleitung 
liegt  in  Dresden.  Zu  seinen  Mitgliedern  zählte  der  Verband  im 
Jahre  1906:  125,  im  Jahre  1907:  135  Fabrikanten.  Seine  Tätigkeit 
erstreckt  sich  hauptsächlich  auf  Steuerangelegenheiten,  Warenzeichen- 
fragen, Bekämpfung  unlauteren  WettbewerBs  sowie  Errichtung  von 
Schiedsgerichten  zur  gütlichen  Beilegung  von  Streitig"keiten  zwischen 
Verbandsmitgliedern. 


1 1   Näheres  siehe  weiter  unten ! 

2)  Vergl.  hierzu  auch  die  Tabelle  auf  S.  69  70. 
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E.  Größenverhältnisse  und  örtliche  Verteilung  der  Betriebe 
in  der  Gegenwart. 

Über  Größe,  Art  und  örtliche  Verteilung  der  Zigarettenbetriebe 
in  der  Gegenwart  geben  uns  die  auf  Grund  von  Mitteilungen  der 
Steuerbehörden  gefertigten  Tabellen  in  den  „Vierteljahrsheften"  0 
einige  Ankunft;  diese  zeigen  uns  folgendes  Bild: 
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Posen 

62 

294  108 

10 

26 

26 

— 

7 

55 

10 

Schlesien 

40 

258  865 

12 

17 

11 

— 

8 

32 

21 
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10 
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65 

Württemberg 
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33 
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Baden 

32 
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3 
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2 
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1 

— 
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3 

Deutsch.   Zollgebiet 

1199 

5  694  491 
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437 
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18 
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1032 

376 

1)  Vierteljahrshefte  Jahrg.   1908,  Heft  III,  S,  90  ff. 

2)  In  den  Steuertabellen  ist  aus  rein  steuertechnischen  Gründeu 
zwischen  Betrieben,  die  nur  Zigaretten,  und  solchen,  die  Zigaretten  und  Zigaretten- 
tabak herstellen,  unterschieden.  Ich  habe  diese  Unterscheidung  nicht  beibehalten, 
da  sie  für  andere    als    steuertechnische  Zwecke    nicht  die  geringste  Bedeutung  hat. 

2* 
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Abgesehen  von  den  482  Betrieben,  die  überhaupt  keine  Lohn- 
arbeiter beschäftigen,  gibt  es  also  noch  437  Betriebe  mit  weniger 
als  fünf  und  280  Betriebe  mit  mehr  al.-^  fünf  Arbeitern.  Zu  letzterer 
Betricbslcatcgoric  gehören  •) : 

bis  12  Gehilfen, 
.  60  „ 
-.  125  „ 
.  200  „ 
.  400  „ 
.  600  „ 
mehr  als  1000. -!) 

Im  Verhältnis  zur  Gesamtarbeiterzahl  ist  demnach  die  Betriebs- 
konzentration  in  der  Zigarettenindustrie  ziemlich  weit  vorgeschritten. 
Besonders  deutlich  tritt  dies  zu  Tage,  wenn  man  die  Anteilnahme 
der  einzelnen  Betriebe  an  der  Gesamtproduktion  ins  Auge  faßt  und 
in  Betracht  zieht,  daß  gerade  die  größten  Betriebe  außer  mit  einer 
großen  Arbeiterschar  auch  noch  mit  den  vollkommensten 
technisch  e  n  Hilfsmitteln  arbeiten.  So  w^urden  im  Steuerjahre 
1 907/08  allein  von  den  fünf  größten  Dresdener  Zigarettenfabriken 
1839  574  967  Stück  Zigaretten,  also  bald  ein  Drittel  der 
deutschen  Gesamtproduktion,  hergestellt^) 

Die  große  Mehrzahl  aller  Zigarettenbetriebe  ist  in  Städten 
ansässig;  hierzu  mag  beigetragen  haben: 

1.  daß  die  Beschaffung  geeigneter  Arbeitskräfte  für  die  Arbeit 
in  Zigarettenfabriken  in  der  Stadt  gewöhnlich  leichter  ist  als  auf 
dem  Lande,  zumal  da  sich  die  Zigarettenindustrie  hauptsächlich 
weiblicher  Personen  bedient  und  namentlich  den  Mädchen  und 
Frauen  Beschäftigung  gibt,  deren  Eltern  und  Männer  am  gleichen 
Orte  einem  anderen  Beruf  nachgehen  ; 

2.  daß  die  Kleinbetriebe,  besonders  aber  die  Alleinbetriebe, 
die  in  der  Hauptsache  Kundenproduktion  betreiben,  nur  lebens- 
fähig sind,  wenn  genügend  Ladenkundschaft  vorhanden  ist;  dies  ist 
aber  höchstens  in  mittleren  Städten,  nie  aber  auf  dem  Lande  der  Fall. 


1)  Die  SpezialÜbersicht  ist  angefertigt  auf  Grund  von  Mitteilungen  des  Herrn 
Syndikus  Greiert  und  der   Berichte  der  Tabak-Berufsgenossenschaft. 

2)  Die  meisten  Arbeiter  hat  augenblicklich  die  Yenidze-Zigarettenfabrik,  die 
in  Dresden  1700  und  außerdem  noch  in  einer  Zweigfabrik  in  Königsberg  (Preußen) 
300  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  beschäftigt;  nächst  diesem  Betriebe  beschäftigen  jetzt 
die  meisten  Arbeiter  die  Trustfabrik  G.  A.  Jasmatzi  in  Dresden  und  die  Firma 
A.  M.  Eckstein  &  Söhne,  die  gleichfalls  in  Dresden  ihren  Sitz  hat. 

3)  Handschriftliche  Mitteilung  des  Königl.  Hauptzollamtes  zu   Dresden. 
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Wichtigere  Plätze  für  die  Zig  ar  etten  indu  s  trie  sind 
heute  vor  allem:  Dresden,  dann  Berlin  mit  Vororten,  Breslau,  Posen, 
Königsberg  in  Preußen,  Danzig,  Hamburg,  Hannover,  Frankfurt  am 
Main,  Wiesbaden,  Baden-Baden,  Straf3burg,  Düsseldorf,  München 
und  Stuttgart. 

In  Dresden,  das  noch  immer  alle  anderen  Orte  an  Bedeutung 
für  die  Zigarettenindustrie  überragt,  sind  heute  etwa  5300  Personen 
in  Zigarettenbetrieben  tätig.  Es  wird  daselbst  noch  immer  über  die 
Hälfte  der  gesamten  deutschen  Zigarettenproduktion  hergestellt.  So 
machte  z.  B.  im  Steuerjahre  1907/08  die  Zigarettenproduktion 
Dresdens  der  Menge  nach  52,5  und  dem  Werte  nach  49,5  Prozent 
von  der  deutschen  Gesamtproduktion  aus  '). 

Nächst  Dresden  ist  heute  Berlin  der  bedeutendste  Sitz  der 
deutschen  Zigarettenindustrie.  Im  Jahre  1908  waren  daselbst  nach 
mir  gemachten,  zuverlässigen  Angaben  1550 — 1600  Personen  in 
der  Zigarettenindustrie  tätig;  in  Betracht  gezogen  ist  hierbei  noch 
nicht  die  Zahl  der  in  dem  Vororte  Pankow  beschäftigten  Arbeiter, 
die  sich  auf  etwa  400  beläuft. 

Berlin  verdankt  seine  Bedeutung  für  die  Zigarettendustrie 
lediglich  der  hier  im  höchsten  Grade  konzentrierten  Nachfrage. 
Eine  leistungsfähige  Industrie  hat  sich  daselbst  erst  gegen  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  entwickelt.  Die  Berliner  Handelskammer  be- 
richtete im  Jahre  1902  hierüber  folgendes  2) : 

„Innerhalb  der  Zigarettenfabrikation  hat  die  Verschiebung  zu 
Gunsten  Berlins  erfreuliche  Fortschritte  gemacht.  Während  noch 
vor  einem  Jahrzehnt  Dresden  unumstritten  auch  in  der  Versorgung 
des  Berline'-  Marktes  an  der  Spitze  der  deutschen  Zigarettenfabri- 
kation stand,  haben  die  Berliner  in  der  Dresdener  Schule  vorge- 
bildeten Fabrikanten  durch  Energie,  Solidität  und  Sachkenntnis  schritt- 
weise zuerst  den  Lokalmarkt  erobert,  um,  gestützt  auf  den  allmählich 
gewonnenen  guten  Ruf  ihrer  Marken,  ihr  Absatzgebiet  immer  weiter 
auszudehnen.  Nicht  zum  geringsten  Teile  ist  diese  für  die  ganze 
deutsche  Zigaretten-Fabrikation  bedeutsame  Tatsache  darauf  zurück- 
zuführen, daß  die  Berliner  Fabrikation  von  Anfang  an  durch  Qualität 
in  mittlerer  und  besserer  Preislage  zu  wirken  suchte  und  von  dem 
in  Dresden  weit  verbreiteten  Gebrauch  der  Zigaretten-Maschinen 
fast  völlig  absah". 


Ij  Berechnet  auf   Grund  handschriftlicher  Mitteilungen  des  Königl.   Hauptzoll- 
amtes zu  Dresden  I 

21   Berliner  Handelskammer-Bericht  1902,  Seite  2S2. 
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Letztere  Bemerkung  ist  heute  nicht  mehr  ganz  zutreffend,  da 
man  seit  Einführung  der  Banderolensteuer  auch  in  BerUn,  um  Lohn- 
ersparnisse zu  erzielen,  in  größerem  Umfange  zur  Maschinen- 
verwendung übergegangen  ist. 

Der  Anteil  Brandenburgs  an  der  deutschen  Gesamtproduktion, 
der  mit  dem  Berlins  so  ziemlich  gleich  zu  setzen  ist,  da  sich  die 
Zigarettenfabrikation  außer  in  Groß-Berlin  in  Brandenburg  nicht 
weiter  in  nennenswertem  Umfang  findet,  belief  sich  im  Steuerjahre 
1907,8  auf  12,5  Prozent  der  Menge  und  15  Prozent  dem  Werte  nach  i). 

Unter  den  weiter  oben  genannten,  bedeutenderen  Sitzen  der 
deutschen  Zigarettenindustrie  nehmen  die  ostdeutschen  Städte 
Breslau,  Posen,  Königsberg  und  Da nz ig  den  nächsten  Rang 
ein;  die  Bedeutung  genannter  Orte  für  die  Zigarettenindustrie  ist 
hauptsächlich  dem  Umstände  zuzuschreiben,  daß  die  Bevölkerung 
jener  Gegenden  zu  einem  großen  Teile  aus  Slaven  besteht,  die  be- 
kanntlich besondere  Liebhaber  von  Zigaretten  sind.  In  diesen 
östlichen  Provinzen  (Ost-,  Westpreußen,  Posen,  Schlesien)  wurden 
im  Stcuerjahre  1907  08  insgesamt  14  Prozent  der  deutschen  Gesamt- 
produktion (dem  Quantum  nach)  hergestellt. 

Hamburg  hat  hauptsächlich  deshalb  größere  Bedeutung  für 
die  Zigarettenindustrie  erlangt,  weil  es  Umschlagsplatz  für  einen 
großen  Teil  des  nach  Deutschland  importierten  Rohtabaks  ist.  Zu 
Anfang  des  Jahres  1909  waren  daselbst  etwa  350  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  in  der  Zigarettenindustrie  tätig. 

Erwähnt  sei  auch,  daß  den  berühmten  Badeorten  Baden- 
Baden  und  Wiesbaden  hauptsächlich  der  große  Zustrom  eines 
äußerst  konsumtionsfähigen  Publikums  zu  einer  ansehnlichen 
Zigarettenindustrie  verholfen  hat. 

Wie  sich  aus  den  Angaben  obiger  Tabelle  schließlich  noch 
ergibt,  beschäftigt  eine  größere  Anzahl  von  Betrieben  auch  Heim- 
arbeiter 2).  Gerade  in  der  letzten  Zeit  hat  die  Sitte,  Arbeit  außer 
Haus  zu  geben,  immer  mehr  zugenomnien,  da  die  Fabrikanten 
bestrebt  waren,  die  ihnen  durch  die  Banderole,  erhöhte  Tabakpreise 
usw.  entstandenen  Mehrkosten  durch  Ersparnisse  an  Lohn  (solche 
bringt  die  Heimarbeit)  wieder  herauszuschlagen.  3) 


1)  Die  Zahlen     sind    berechnet    auf  Grund    der    in    den    „Vierteljahrsheften" 
(Jahrgang  IIJOS,  Heft  III)  veröffentlichten  Steuernachweise. 

2)  Die  Heimarbeiter  werden  mit  dem  Wickeln  der  Zigaretten  beschäftigt. 

3)  Gegenüber    29,5    Prozent  im    Steuerjahre  1906/7    beschäftigten  im  Steuer- 
jahre  1907/8  31   Prozent  aller  Betriebe  Heimarbeiter.    Damit  scheint  aber  auch  der 
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In  Dresden,  Berlin,  Hamburg,  Breslau  und  Königs- 
berg ist  ein  besonders  hoher  Prozentsatz  aller  Betriebe  an  der 
Heimarbeitsausgabe  beteiligt;  dies  ist  darauf  zurückzuführen,  daß 
in  den  Großstädten  die  Mieten  für  Fabriklokalitäten  besonders  hoch 
zu  sein  pflegen  und  daß  deshalb  die  Fabrikanten  bei  Beschäftigung 
von  Heimarbeitern  schon  in  dieser  Hinsicht  beträchtliche  Ersparnisse 
erzielen.  Ferner  ist  gerade  in  den  Großstädten  das  Kontingent  der 
Frauen  sehr  groß,  die  gern  für  geringes  Entgelt  eine  Arbeit  über- 
nehmen, um  die  viele  freie  Zeit,  die  ihnen  die  Besorgung  des  Haus- 
halts läßt,  nutzbringend  zu  verwerten. 

Die  meisten  Heimarbeiter  weist  Dresden  auf,  wo  die  Bedin- 
gungen für  die  Heimindustrie  besonders  günstig  sind,  da  hier  die 
Zigarettenfabrikation  schon  lange  einheimisch  und  deshalb  eine 
äußerst  große  Schar  von  Frauen  vorhanden  ist,  die  in  ihrer  Jugend 
das  Zigarettenmachen  als  Fabrikarbeiterinnen  erlernt  haben  und 
nun  ihren  alten  Beruf  auch  noch  nach  ihrer  Verheiratung  zu  Hause 
auszuüben  suchen. 

Wie  groß  die  Zahl  der  Heimarbeiter  in  Dresden  sowohl  als 
auch  im  übrigen  Deutschland  ist,  konnte  nicht  ermittelt  werden. 
Die  vorliegenden  diesbezüglichen  Angaben  sind  so  wenig  wahr- 
scheinlich, daß  auf  ihre  Wiedergabe  verzichtet  wird. 


Höhepunkt  erreicht  zu  sein,  denn  im  Steuerjahre  1908/9  ist  die  Zahl  der  Betriebe, 
die  Heimarbeiter  beschäftigen,  schon  wieder  etwas  gesunken.  Es  deutet  dies  darauf 
hin,  dass  die  Fabrikanten  bestrebt  sind,  an  die  Stelle  der  Heimarbeit  die  immer 
mehr  vervollkommnete  Maschinenarbeit  zu  setzen. 


II.  Abschnitt. 


Der  Zigarettentabak. 

A.  Natur,  Produktionsstätten  und  Produktionsverhältnisse 
des  Zigarettentabaks. 

Zur  Zlgarettenfabrikation  werden  in  Deutschland  in  der  Haupt- 
sache türkische  Tabake  verwendet,  da  diese  in  reichstem  Maße 
jene  Eigenschaften  besitzen,  die  hier  allgemein  von  einem  guten 
Zigarettentabak  verlangt  werden,  nämlich :  mehr  oder  minder  süß- 
lichen Geschmack,  natürlichen  Wohlgeruch,  geringen  Nikotingehalt 
und  helle  (gelblich-braune)  Färbung.  Da  die  meisten  anderen 
Tabakarten  diese  Eigenschaften  in  gleicher  Vereinigung  nicht  auf- 
weisen, vornehmlich  aber  auch  nicht  der  in  Deutschland  kultivierte 
Tabak,  so  können  sie  alle  für  die  deutsche  Zigarettenfabrikation  als 
Rohmaterial  nicht  in  Betracht  kommen  i). 

Ähnliche  Eigenschaften  wie  der  türkische  Tabak  weisen  nur 
noch  in  Rußland,  den  Balkanstaaten,  Ungarn  und  China 
gebaute  Tabake  auf;  doch  kommen  sie  alle  nicht  an  Güte  dem 
Produkte  der  Türkei  gleich,  die  als  Produktionsstätte  des  feinsten 
Zigarettentabaks  eine  Monopolstellung  in  der  ganzen  Welt  einnimmt. 

Das  Monopol  der  Türkei  ward  durch  die  natürliche  Beschaffenheit 
des  dortigen  Bodens,  der  sich  zur  Erzeugung  dieses  Produktes  be- 
sonders eignet,  und  die  klimatischen  Verhältnisse  jenes  Landes 
begründet.  Beide  Faktoren  müssen  zusammenwirken,  um  das  in 
der  ganzen  Welt  geschätzte  Produkt  hervorzubringen. 

Schon  öfters  hat  man  versucht,  den  türkischen  Tabak  in  andere 
Länder    zu  verpflanzen,  niemals  sind  jedoch  hierbei  irgendwie  be- 


1)  Eine  Ausnahme  macht  nur  Elsaß-L  othringen ,  wo  man  noch  von  früher 
her  an  die  kräftigen,  beißenden  QuaHtäten  der  französischen  Regie,  die  aus  ein- 
heimischem Tabak  hergestellt  wurden,  gewöhnt  ist  und  wo  man  deshalb  auch 
noch  jetzt  in  größerer  Menge  ganz  billige  Zigaretten  aus  einheimischem  („schwarzem") 
Tabak  herstellt. 
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friedigende  Resultate  erzielt  worden.  So  wird  in  den  österreichischen 
Konsulatsberichten ')  über  einen  derartigen  Versuch  folgendes 
berichtet:  „Amerikanische  Tabakbauern  haben,  um  den  Xanthitabak^) 
nach  Amerika  zu  verpflanzen,  nach  eingehenden  meteorolojnschen 
Studien  in  Xanthi,  Samen  und  Erde  nach  Amerika  gebracht;  es 
gelang  ihnen  jedoch  nicht,  eine  auch  nur  annähernde  Sorte  zu 
züchten." 

Neuerdings  ist  durch  Gesetz  vom  1./ 14.  April  1907  die  Ausfuhr 
von  Tabaksamen  aus  der  Türkei  überhaupt  verboten  worden-^). 

In  der  europäischen  Türkei  wird  hauptsächlich  in  Epirus 
Thessalien  und  Mak  edonien  Tabak  angebaut,  und  zwar  werden 
die  feinsten  Sorten  in  Makedonien,  in  der  Umgegend  von  Xanthi 
und  Yenidze,  gezogen.  Hauptausfuhrhäfen  für  diese  Tabake  sind 
Saloniki,  Kavalla  und  Dedeagatsch.  Die  Hauptproduktions- 
stätten in  der  asiatischen  Türkei  sind  die  Umgegend  von  Smyr na 
und  Samsun. 

In  dem  gesamten  Gebiete  der  Türkei  werden  jährlich  ungefähr 
40  Millionen  Kilo  Tabak  geerntet ;  so  belief  sich  die  Ernte  im  Jahre 
1905  auf  38,  im  Jahre   1906  auf  42  Millionen  Kilo  ^). 

Hiervon  gelangen  im  Durchschnitt  20 — 25  Millionen  Kilo  zum 
Export  ^) ;  das  übrige,  zumeist  ganz  minderwertige  Ware,  wird  in 
der  Türkei  selbst  verbraucht. 

Die  Ausfuhr  nach  Deutschland  ist  mit  der  Entwickelung  der 
deutschen  Zigarettenindustrie  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen  und  betrug: 

Aus  der   europäischen  und   asiatischen  Türkei. 


Tonn,  Mill.  Mk. 

Tonn.  Mill.  Mk. 

1889  .  . 

.  .  226  ZU  0,4 

1895  .  . 

.  .  694  zu  1,3 

1890  .  . 

.  .  276  „  0,5 

1896  .  . 

.  .1044  „  2,0 

1891  .  . 

.  .  326  „  0,5 

1897  .  . 

.  .  1273  „  2,0 

1892  .  . 

.  .  341  „  0,5 

1898  .  . 

.  .  1727  „  3,3 

1893  .  . 

.  .  393  „  0,8 

1899  .  . 

.  .  2002  ,.  3,4 

1894  .  . 

.  .  459  „  0,9 

1)  österreichische  Konsulatsberichte,  Jahrgang  1906. 

2)  Xanthi,  eine  Stadt   in  Makedonien,    in    deren  Umgebung  mit  der  beste  tür- 
kische Tabak  gebaut  wird. 

3)  Deutsches  Handelsarchiv,  Jahrgang  1907,  Teil   I,   Seite  610. 

4)  Societe  de  la  regle  cointeressee  des  tabacs  de  Tcmpire  ottoman  :     Rapport 
du  conseil  d'administration.     Constantinople   190T. 

5)  So    wurden    z.   B.    im  Jahre    1906    insgesamt     24190000    kg    ausgeführt 
Österreichische  Konsulatsberichte,  Jahrgang  1907). 
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Der  Tabakbau  wird  in  der  Türkei  ganz  anders  betrieben  als 
in  den  großen  Produktionszentren  für  Zigarrentabake.  "Während 
sich  in  letzteren  große  kapitalkräftige  Gesellschaften  mit  ungeheuren 
Landstrichen  vorfinden,  pflegen  in  der  Türkei  die  Anbaudistrikte 
unter  eine  größere  Anzahl  von  Tabakbauern  verteilt  zu  sein,  von 
denen  jeder  nur  ein  kleines  Stück  Land  zur  Verfügung  hat.  Die 
Produktion  des  Zigarettentabaks  erfolgt  also  im  höchsten  Grade 
dezentralisiert. 

Das  Produktionsverfahren  selbst  gestaltet  sich  folgendermaßen: 
Im  Februar/März  wird  der  Tabak  vom  Bauer  gesät,  im  Juni/Juli 
geerntet  und  dann  in  den  Herbstmonaten  auf  freiem  Felde  getrocknet. 
Ist  diese  Prozedur  beendet,  so  sortiert  der  Bauer  den  Tabak.  Aus 
gut  ausgereiften  Blättern  von  schöner  Farbe  ^)  wird  die  erste  Sorte 
gebildet,  schwache  nicht  ausgereifte,  grünliche  Blätter  dagegen,  auch 
solche,  die  durch  Hagelschlag  oder  sonstwie  beschädigt  sind,  ferner 
die  wenig  gehaltvollen  Blätter,  die  zunächst  dem  Erdboden  an  der 
Tabakpflanze  wachsen,  bilden  die  zweite  Sorte. 

Die  einzelnen  Sorten  werden  dann  in  Ballen  verpackt,  in  denen 
die  eng  zusammengepreßten  Tabakblätter  infolge  Selbsterwärmung 

1)  Steuerjahr! 

2)  Aus  Griechenland  wurden  dagegen  im  Jahre  1908  nur  541  und  aus 
Rußland  gar  nur  114  Tonnen  Rohtabak  nach  Deutschland  eingeführt.  Die  Ein- 
fuhr aus  den  anderen  etwa  noch  in  Betracht  kommenden  Ländern  (Bulgarien, 
Serbien,  Ungarn,  China  usw.)  ist  so  gering,  daß  sie  in  der  amtlichen  Statistik  über- 
haupt nicht  besonders  erwähnt  wird. 

3)  Schöne  Farbe  ist  hierbei  ein  ganz  relativer  Begriff,  denn  jede  Tabakart  hat 
ihre  besondere  schöne  Farbe  und  was  für  eine  Sorte  als  schöne  Farbe  zu  be- 
zeichnen ist,  gilt  bei  einer  anderen  als  minderwertig.  Yenidzeware  soll  z.  B.  ein  schönes 
Hellbraun  bis  gesättigtes  Braun  zeigen,  Pravista  soll  strohfarben,  Kir  rötlich  sein. 
In  Samsunware  gibt  es  Provenienzen,  die  ganz  dunkel,  ähnlich  den  Zigarren- 
tabaken sind,  die  SmjTnatabake  dagegen  gehen  wieder  ins  Grünliche. 
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die  erste  Fermentation  durchmachen.  Der  Bauer  muß  hierbei  durch 
oftmaliges  Umstapehi  der  Ballen  ein  Verbrennen  des  Tabaks  zu 
verhindern  suchen.  Die  Fermentation  zieht  sich  bis  Januar/Februar 
des  nächstfolgenden  Jahres  hin ;  erst  dann  ist  der  Tabak  soweit 
fertig,   um  dem  Käufer  überliefert  zu  werden. 

B.  Der  Rohtabakhandel  in  der  Türkei. 

Da  seit  einigen  Jahren  infolge  des  enormen  Wachstumes  des 
Zigarettenkonsums,  namentlich  aber  auch  infolge  Aufkaufes  gewal- 
tiger Quantitäten  seitens  der  Amerikaner,  die  ■  Nachfrage  nach 
türkischem  Tabak  das  Angebot  vielfach  übersteigt  und  die  Kauf- 
lustigen besondere  Anstrengungen  machen  müssen,  um  sich  überhaupt 
ein  gewisses  Quantum  zu  sichern,  hat  sich  neben  dem  bisher  allein 
üblichen  Kauf  disponibler  Ware  in  weitem  Umfange  das  Vorkauf- 
system  eingebürgert. 

Schon  längere  oder  kürzere  Zeit  vor  der  Ernte,  meistens  schon 
vor  der  Aussaat,  gewährt  der  Händler  dem  Tabakbauer  einen  zinslosen 
Vorschuß  1)  und  erwirbt  hierdurch  das  Vorkaufsrecht  an  der  in  Aus- 
sicht stehenden  Ernte. 

Der  Bauer  ist  nunmehr  verpflichtet,  dem  Händler,  der  ihm  den 
Vorschuß  gewährt  hat,  die  Ernte,  sobald  sie  verkaufsfertig  ist, 
zuerst  anzubieten.  Über  den  Preis  des  Tabaks  wird  bei  Abschluß 
des  Vorkaufvertrages  nichts  vereinbart.  Dieser  wird  vielmehr 
vom  Bauer  —  je  nach  der  Konjunktur  —  in  dem  Zeitpunkt  fest- 
gesetzt, in  dem  der  Tabak  verkaufsfertig  ist.  Nimmt  der  Händler 
zu  dem  vom  Bauer  festgesetzten  Preise  die  Ware  ab,  so  hat  er  so- 
fort bei  Übergabe  des  Tabaks  den  Kaufpreis  abzüglich  des  Vor- 
schusses zu  entrichten.  Können  sich  dagegen  die  beiden  Parteien 
über  den  Preis  nicht  einigen  und  sieht  der  Händler  von  einem  Ge- 
schäft ab,  so  kann  der  Bauer  seinen  Tabak  nunmehr  anderweitig 
verkaufen.  Von  dem  Kaufpreis,  den  er  von  dem  Dritten  erhält,  muß 
er  dann  aber  in  erster  Linie  den  ihm  vom  bevorrechteten  Händler 
gewährten  Vorschuß  zurückzahlen. 

Es  kann  auch  vorkommen,  daß  dem  Händler,  der  sich  das 
Vorkaufsrecht  gesichert  hat,  nur  der  Preis  für  die  eine  der  beiden 
Sorten  des  Bauers  annehmbar  erscheint ;  in  diesem  Falle  nimmt  er 
dann  nur  diese  eine  Sorte  ab.  Ist  damit  der  Vorschuß  getilgt,  so 
ist  das  Geschäft  erledigt;  schuldet  der  Bauer  dem  Händler  dagegen 

1)  Zum  Teil  sind  die  Bauern  wirtschaftlich  so  schwach,  daß  sie  ohne  Be- 
währung eines  Vorschusses  den  Tabakbau  gar  nicht  würden  betreiben  können.  Der 
Vorschuß  dient  also  zugleich   als  Antriebsmittel  zum  Tabakbau  überhaupt. 
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noch  einen  Teilbetrag,  so  zahlt  w  diesen,  sobald  er  die  andere 
Ware  verkauft  hat.  hi  Ausnahmefällen  kommt  es  auch  vor,  daß 
der  Bauer  mit  dem  Händler  den  Preis  bereits  festsetzt,  wenn  die 
Tabakblätter  noch  im  Freien  getrocknet  werden  und  somit  noch 
garnicht  auf  ihren  Wert  hin  genau  taxiert  werden  können.  Solche 
Geschäfte  bilden  aber  die  Ausnahme,  weil  sie  äußerst  riskant  sind. 

Die  Preise,  die  den  Bauern  von  den  Händlern  gezahlt  werden, 
sind  äußerst  verschieden.  Je  nach  Menge  und  Qualität  des  geernteten 
Tabaks  schwanken  schon  Tabake  gleicher  Herkunft  in  den  ver- 
schiedenen Jahren  ziemlich  stark  (bis  40  Prozent)  im  Preise.  Viel 
erheblicher  sind  noch  die  Unterschiede  zwischen  den  Tabaken  der 
verschiedenen  Gegenden.  Wir  finden  hier  dieselbe  Erscheinung 
wie  beispielsweise  beim  Weine,  wo  auch  die  Produkte  bestimmter 
Gegenden  infolge  ihrer  einzigartigen  Güte  ganz  erheblich  höher 
bezahlt  v^erden,  als  die  Erzeugnisse  anderer  Landstriche. 

Im  allgemeinen  werden  von  den  Händlern  an  die  Tabakbauern 
für  die  billigsten  Tabake  pro  Doppelzentner  100  bis  110  Mark,  für 
die  teuersten  dagegen  bis  über  1000  Mark  gezahlt. 

Von  dem  angekauften  Tabakquantum  müssen  seitens  des 
Händlers  zehn  Prozent  in  Natura  oder  Wert  an  die  türkische  Regie 
abgeführt  werden ;  außerdem  sind  von  ihm  auch  noch  verschiedene 
andere  Abgaben  an  die  gleiche  Stelle  in  der  Höhe  von  3— 4  Prozent 
des  Tabakpreises  zu  entrichten. 

Ist  der  Tabak  aus  dem  Schuppen  des  Bauers  in  das  Magazin 
des  Tabakhändlers  gekommen,  so  wird  er  wieder  aus  den  Ballen 
ausgepackt  und  nunmehr  vom  Händler  nochmals  sortiert  und  sorg- 
fältiger klassifiziert,  als  es  vorher  vom  Bauer  geschehen  ist.  Als 
das  Wertvollste  gilt  hierbei  das  gesunde,  schönfarbige  Kleinblatt, 
weil  es  das  feinste  Aroma  besitzt;  diese  Blätter  kommen  unter  der 
Bezeichnung  „Dubeks"  in  Kisten  zu  sechs  bis  sieben  kleinen 
Bällchen  oder  in  Ballen,  deren  jeder  drei  bis  vier  Bällchen  enthält, 
in  den  Handel.  Die  übrigen  Blätter  werden  je  nach  ihrer  Größe 
(je  größer  das  Blatt,  desto  gehaltloser  ist  es!)  und  Farbe  zu  drei 
weiteren  Sortierungen  vereinigt,  von  denen  die  erste  unter  dem 
Namen  „Basma",  die  zweite  unter  dem  Namen  „Sirapastal" 
und  die  dritte  unter  dem  Namen  „Pa^tal"  gehandelt  wird. 
Was  nun  noch  übrig  bleibt  —  minderwertige  lädierte  Blätter  — 
wird,  wie  es  ist,  in  die  Form  von  Ballen  gepreßt  und  unter  der 
Bezeichnung  „Refusen"  zu  ganz  billigen  Preisen  verkauft.  Die 
Tabakblätter  erstgenannter  vier  Sortierungen  dagegen  werden,  mit 
den  Blattpsitzen  nach  innen,  sorgfältig  übereinander  aufgeschichtet ; 
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die  sich  ergebenden  Ballen  werden  dann  durch  Pressung  möglichst 
wenig  voluminös  gestaltet  und  mit  Decken  von  Kuhhaar  oder  Lein- 
wand umwickelt.  Aus  diesen  vier  Sortierungen  stellen  manche 
Händler  Sortimente  von  je  zwölf  Ballen  her ;  solche  Sortimente 
heißen  „Maxuls"  und  enthalten  von  jeder  Sorte  einige  Ballen,  so 
z.  B.  vier  Ballen  Dubek-,  drei  Ballen  Basma-,  drei  Ballen  Sirapastal- 
und  zwei  Ballen  Pastalvvare. 

Das  Verfahren,  Maxuls  zu  bilden,  findet  sich  häufig  bei  den 
Händlern  in  Xanthi  und  Sm5^rna.  Doch  werden  hier  auch  die 
Ballen  ein  und  derselben  Qualität  zu  Partien  von  so  und  so  viel 
Ballen  vereinigt  und  dann  partienweise  verkauft.  In  Cava  IIa  und 
S  a  m  s  u  n ,  den  beiden  anderen  Hauptstapelplätzen  für  türkische  Roh- 
tabake, kennt  man  überhaupt  keine  Maxuls,  sondern  ordnet  und  ver- 
kauft nur  partienweise. 

Etwa  Ende  August  sind  alle  für  die  Zurichtung  des  Tabaks 
erforderlichen  Manipulationen  und  zugleich  auch  eine  zweite  Fer- 
mentation desselben  beendet,  so  daß  nunmehr  seine  Abgabe  an  die 
Industrie  erfolgen  kann. 

C.  Der  Import  nach  Deutschland. 

Die  Händler  (meist  Griechen),  die  den  Tabak  von  den  Bauern 
aufkaufen,  führen  ihn  zum  großen  Teil  auch  selbst  zwecks  Ver- 
triebes an  die  Fabrikanten  nach  Deutschland  ein,  wo  sie  haupt- 
sächlich in  Dresden,  dem  Mittelpunkt  der  deutschen  Zigaretten- 
industrie, in  weniger  großer  Anzahl  auch  in  Hamburg  Nieder- 
lassungen begründet  haben.  Zum  Teil  lassen  diese  Händler,  falls 
sie  aus  irgendwelchen  Gründen  keine  besondere  Zweigniederlassung 
in  Deutschland  begründen  wollen,  ihre  Tabake  daselbst  auch  durch 
Vertreter  vertreiben,  die  von  ihnen  die  Ware  teils  auf  feste 
Rechnung  teils  aul  Kommission  (dies  namentlich  bei  den  Refusen) 
erhalten. 

Direkt  vom  türkischen  Produzenten  pflegen  die  deutschen 
Fabrikanten  heute  nicht  mehr  zu  kaufen.  Wohl  haben  früher 
einmal  einige  Großfabrikanten  versucht,  den  Tabak  ohne  Vermittlung 
des  Händlers  direkt  vom  Produzenten  durch  Kommissionäre  an- 
kaufen zu  lassen.  Sie  haben  aber  dies  Verfahren  bald  wieder  auf- 
gegeben ,  da  sich  infolge  der  gewaltigen  hierdurch  erwachsenen 
Unkosten  (Unterhaltung  eigener  Manipulations-Magazine,  Kommissions- 
gebühren usw.)  der  Tabak  teurer  stellte,  als  wenn  sie  ihn  in  Deutsch- 
land beim  Importeur  kauften,  bei  dem  sich  alle  diese  Unkosten  durch 
Masseneinkauf  größten  Stiles  und  genaue  Kenntnis  der  Verhältnisse 
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l)cdeutencl  herabmindern.  Zudem  würde  auch  ein  direkter  Einkauf 
an  der  Produktionsstätte  die  Mittel  des  Fabrikanten  noch  mehr  in 
Ansi)ruch  nehmen,  als  sie  es  heute  nach  Einführuni^  der  Banderolen- 
steuer sowieso  schon  sind. 

Nur  die  Dresdner  Trustfabrik,  die  mit  der  Zigaretten- 
fabrikation zugleich  auch  den  Rohtabakhandel  ver- 
bindet, kauft  den  Tabak  heute  noch  direkt  vom  Produzenten. 
Dieses  Vorgehen  ermöglichen  ihr  einerseits  ihre  bedeutenden  Mittel, 
anderseits  aber  auch  ihre  Beziehungen  zu  den  Trustfabriken  anderer 
Länder ,  mit  denen  sie  beim  Tabakeinkauf  gemeinschaftlich  vor- 
gehen kann. 

Der  Import  des  Tabaks  nach  Deutschland  erfolgt  entweder 
gänzlich  auf  dem  Wasserwege,  nämlich  über  Hamburg,  von  wo 
der  Weitertransport  nach  Dresden  entweder  auf  der  Elbe  oder  per 
Eisenbahn  vor  sich  geht,  oder  aber,  man  schafft  den  Tabak  zu 
Schiff  nach  Triest  und  führt  ihn  von  hier  aus  mit  der  Eisenbahn 
dem  deutsehen  Bestimmungsplatze  zu.  Ersteres  ist  der  billigere, 
letzteres  der  schnellere  und  sicherere  Transportweg. 

Nur  in  ganz  geringem  Umfange  findet  endlich  noch  eine  Einfuhr 
über  Bremen  statt,  das  keine  guten  Verbindungen  mit  den  in 
Frage  kommenden  Häfen  hat  O- 

Als  Artikel  hohen  spezifischen  Wertes  braucht  der  bessere 
türkische  Tabak  nicht  die  billigste  Transportmöglichkeit  zu  wählen ; 
er  kannsich  vielmehr  die  ihm  zuträglichste  Transportart  heraussuchen* 
Deshalb  wird  er  wegen  seiner  starken  Empfindlichkeit  den  See- 
transport soweit  als  möglich  vermeiden,  da  er  hier  der  Gefahr  der 
Seebeschädigung  oder  der  Annahme  von  Teergeruch  usw.  zu  leicht 
ausgesetzt  ist.  Es  zeigt  sich  deshalb ,  daß  die  besseren  türkischen 
Tabake  meistens  über  Triest  und  nur  die  billigeren  über  Hamburg 
und  Bremen  zugeführt  werden,  obwohl  die  Transportkosten  bei 
Benutzung  der  verschiedenen  Routen  große  Differenzen  aufweisen : 

So  betrugen  die  Frachtsätze  pro  100  Kilo  Tabak  im  Herbst  1908  '^): 
Von  Cavalla  1.  nach  Hamburg:  4  Mk.  2.  nach  Triest:  2,80  Mk. 


1)  Im  Jahre  1906  wurden  von  den  2061  Tonnen  Tabak,  die  insgesamt  aus 
der  europäischen  Türkei  nach  Deutschland  importiert  wurden,  1231  über  Hamburg 
und  121  über  Bremen  eingeführt  (Jahrbuch  für  Brem'ische  Statistik  1006 ;  Hamburgs 
Handel  und  Schiffahrt  1906). 

2)  Die  Angaben  der  Tarifsätze  beruhen  auf  freundlichen  Mitteilungen  der 
Herren  Gerhard  u.  Hej',  Spediteure  in  Hamburg,  der  Agenturen  des  österreichischen 
Loyds  in  Cavalla,  Smyma  und  Samsun  und  des  Herrn  Wagner,  Prokuristen  der 
Firma  Yeoidze  in  Dresden. 
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Von  Sm3^rna   1.  nach  Hamburg:  4  Mk.  2.  nach  Triest:  2,80  Mk. 
Von  Samsun  1.  nach  Hamburg:  4,80  Mk.  2.  nach  Triest:  3,30  Mk. 
Von  Hamburg  mit  der  Bahn  nach  Dresden:  3,28  Mk.  (bei  Sen- 
dungen über  5000  kg:  2,88  Mk.). 
Von  Hamburg    mit  Schiff    nach    Dresden:    0,50 — 0,60  Mk.    (je 

nach  Wasserstand). 
Von  Triest  mit  der  Bahn  nach  Dresden:  5,13  Mk.  (bei  Sendungen 
über  5000  kg:  4,60  Mk.) 

Bei  Transport  einer  Sendung  Tabak  von  einem  der  oben  an- 
geführten türkischen  Hafenplätze  über  Hamburg  nach  Dresden 
würden  sich  demnach  die  Frachtkosten  im  billigsten  Falle  (Eib- 
transport) auf  4,50  bez.  5,30  Mk.,  bei  Transport  über  Triest  dagegen 
im  billigsten  Falle  auf  7,40  bez.  7,90  Mk.  pro  100  Kilo  belaufen. 
Der  Tabak  wird  sogleich  nach  Beendigung  des  Manipulations- 
verfahrens aus  der  Türkei  abgeschickt,  da  jeder  Händler,  um  der 
Konkurrenz  zuvorzukommen ,  möglichst  als  erster  auf  dem  Markte 
mit  der  neuen  Ernte  erscheinen  will.  Die  Hauptmasse  alles  tür- 
kischen Tabaks  trifft  deshalb  im  September  und  Oktober  in 
Deutschland  ein.  Kleinere  Posten  werden  dagegen  während  des 
ganzen  Jahres  importiert. 

D.  Übergang  des  Tabaks  in  die  Hände  des  Fabrikanten. 

Sogleich  nach  Eintreffen  der  neuen  Ernte  besucht  der  Tabak- 
händler oder  sein  kaufmännischer  Vertreter  die  Kundschaft  mit 
Mustern,  die  er  dadurch  gewinnt,  daß  er  aus  den  Tabakballen  an 
beliebigen  Stellen  Proben  zieht.  Diese  legt  er  unter  Normierung 
von  Preisen  für  betreffende  Tabake  dem  Fabrikanten  vor,  der  nun 
seinerseits  sein  Gebot  darauf  abgibt.  Glaubt  man  zum  Abschluß 
eines  Geschäftes  kommen  zu  können,  so  begibt  sich,  wenn  irgend 
möglich,  der  Fabrikant  oder  ein  Vertreter  desselben  in  die  Räumei 
in  denen  der  Tabak  noch  unter  Zollverschluß  lagert,  um  sich  noch- 
mals durch  Entnahme  von  Stichproben  aus  den  Ballen  von  der 
Preiswürdigkeit  des  Kaufobjektes  und  vor  allem  davon  zu  über- 
zeugen, daß  die  Proben  nicht   „geschmeichelt"   waren. 

Das  Quantum,  das  der  Fabrikant  einkauft,  wird  durch  die 
jeweilige  Konjuktur  des  Tabakmarktes  bestimmt.  Ist  die  zum 
Verkauf  stehende  Ernte  qualitativ  gut  und  der  Tabak  trotzdem 
billig,  so  sichert  sich  der  Fabrikant  ein  so  großes  Quantum,  wie  es 
seine  Mittel  und  sein  Bedarf  für  längere  Zeit  gestatten.  Steht  der 
Tabak  dagegen  sehr  hoch  im  Preise  und  ist  der  Fabrikant  noch 
mit  Material  versehen,    so  kauft  er  nur  das  Notwendigste.     Im  all- 
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gemeinen  ist  es  vorteilhaft  für  ihn,  möglichst  große  Quanten  auf 
einmal  einzukaufen ;  denn  einerseits  gewinnt  der  türkische  Tabak 
bedeutend  an  Qualität,  wenn  er  längere  Zeit  vor  seiner  Verarbeitung 
gelagert  wird,  da  sich  dann  erst  das  Aroma  voll  entwickelt,  ander- 
seits ermöglicht  der  Ankauf  großer  Quanten  ein  und  derselben 
Sorte  Tabak  aus  dem  gleichen  Jahrgang  —  denn  auch  diese  fallen 
verschieden  aus  —  für  möglichst  lange  Zeit  die  Herstellung  be- 
stimmter Zigaretten  in  gleicher  Zusammensetzung. 

Die  Großhandelspreise  des  Rohtabaks  schwanken 
zwischen  ein  und  fünfzehn  Mark  pro  Kilo  und  richten  sich  ganz 
nach  Crescenz  und  Sortierung  desselben.  Der  durchschnitdiche  Ein- 
kaufswert des  Rohtabaks  für  den  Fabrikanten  kann  hierbei  heute 
mit  etwa  zwei  Mark  angesetzt  werden;  doch  ist  in  diesen  Betrag 
noch  nicht  der  Zoll  inbegriffen,  der  pro  Kilo  85  Pfg.  beträgt  und 
vom  Käufer  (d.  h.  also  vom  Zigarettenfabrikanten)  bei  Entfernung 
des  Tabaks  aus  dem  Zollager  zu  entrichten  ist.  Für  die  Bezahlung 
der  Ware  werden  von  den  Händlern  gewöhnlich  sechs  Monate  Ziel, 
bei  Barzahlung  aber  drei  Prozent  Skonto  gewährt. 


III.  Abschnitt. 


Die  Zigarettenfabrikation. 

A.  Allgemeines. 

Die  jährliche  Zigarettenproduktion  Deutschlands  hat  gegen- 
wärtig einen  Fakturenwert  von  etwa  achtzig  Millionen  Mark  ^).  An  ihrer 
Hervorbringung  nehmen,  wie  ich  im  ersten  Abschnitt  gezeigt  habe, 
Betriebe  verschiedensten  Umfanges  teil,  deren  Kapitalkraft  dement- 
sprechend auch  äußerst  verschieden  ist. 

Die  kleineren  und  mittleren  Betriebe,  die  fast  ausschließlich 
auf  Handarbeit  angewiesen  sind,  da  sich  die  bei  der  Zigaretten- 
fabrikation verwendbaren  Maschinen,  höchstens  mit  Ausnahme  der 
Tabakschneidemaschinen,  nur  für  Massenproduktion  größten  Stiles 
eignen  und  deshalb  nur  in  Großbetrieben  zur  Verwendung  kommen 
können''^),  benötigen  fast  ausschließlich  umlaufendes  Kapital  in 
je  ihrem  Umfange  entsprechend  mehr  oder  minder  großen  Quanti- 
täten. Im  Gegensatz  hierzu  haben  die  Großbetriebe,  von  denen  die 
bedeutendsten  mit  Kapitalien  von  V2  bis  5  Millionen  Mark  arbeiten, 
nicht  nur  in  Maschinen,  sondern  zumeist  auch  in  Gebäuden  ganz 
erhebliche  Summen  festgelegt. 

So  hatte  z.  B.  die  Compagnie  Laferme,  die  ein  Aktien- 
kapital von  einer  Million  Mark  besitzt^),  in  ihrer  Bilanz  vom 31. Dezem- 
ber 1906  folgende  Posten  unter  den  Aktiven  verzeichnet: 

Grundstücke:  608618  Mk. 

Maschinen:   164400  Mk. 

Imm.  Fabrikeinrichtung:     31200  Mk. 

1)  Berechnet  auf  Grund  der  in  den  „Vierteljahrsheften''  (1908,  Heft  III) 
gemachten  Angaben  über  verkaufte  Steuerzeichen. 

2)  Näheres  hierüber  siehe  in  dem  Unterabschnitt  „Die  endgültige  Herstellung 
der  Zigaretten". 

3)  Betreffende  Fabrik  hat  außerdem  noch  Hypotheken  in  der  Höhe  von 
195.000  Mk.  aufgenommen  und  verfügte  im  Jahre  1906  über  einen  Reservefonds 
von  208.383  IVIk.,  über  einen  Dividenden-Reservefonds  von  41920  IMk.  und  einen 
Spezial-Reservefonds  von  7073  Mk. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.     Ergänzungsheft  33.  3 
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In  tlcr  Bilanz  einer  anderen  Aktiengesellschaft,  der  Firma 
G.  A.  lasinatzi.  liie  mit  einem  Aktienkapital  von  fünf  Millionen 
Mark  arbeitet,  standen   1906  zu  Buche: 

Grundstück  und  Gebäude:  751525  Mk. 

Maschinen  und  Inventar:  853886  Mk. 

Pferde  und  Wagen:      13317  Mk. 

Kontor-Inventar:     52678  Mk. 

Die  Yen idze-Zigarettenfabrik  in  Dresden  hat  allein  ein  Kapital 
von  1  \'-2  Millionen  Mark  in  dem  Rohbau  ihres  neuen  Fabrikpalastes 
investiert. 

Der  Umsatz  oben  genannter  Jasmatzifabrik  belief  sich  im 
Jahre  1908  auf  etwa  sechs  Millionen  Mark;  er  war  demnach  nur 
wenig  größer  als  das  in  dem  Betriebe  steckende  Gesamtkapital. 
Seine  relativ  geringe  Höhe  ist  einerseits  dem  Umstände  zuzuschreiben, 
daß  die  Fabrik  auch  den  Rohtabakhandel  mit  betreibt,  der,  wie  wir 
gesehen  haben,  eine  Kapitalfixierung  auf  ziemlich  lange  Zeit  (ein 
bis  zwei  Jahre)  erfordert,  ferner  dem  Umstände,  daß  die  Um- 
schlagsperioden der  Zigarettenfabriken  überhaupt  im 
allgemeinen  außergewöhnlich  lang  zu  sein  pflegen')- 

Letzteres  ist 

1.  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Zigarettenbetriebe,  um  Zoll-  und 
Steuerstundung  zu  erlangen,  einen  nicht  unbeträchtlichen  Teil  ihres 
Betriebskapitales  als  Kaution  bei  der  Behörde  hinterlegen  müssen'^); 

2.  darauf,  daß  der  Ankauf  des  Rohtabaks  eine  Kapitalfixierung 
auf  mehr  oder  weniger  lange  Zeit  notwendig  macht,   und 

3.  darauf,  daß  die  Zigarettenfabrikanten  mit  wirtschaftlich  zu- 
meist außerordentlich  schwachen  Elementen'^)  zu  arbeiten  haben, 
die  ihren  Zahlungsverpflichtungen  zum  Teil  nur  höchst  unpünktlich 


1)  So  betrug  auch  der  Umsatz  der  Compagnie  Laferme  im  Jahre  1906  nur 
1606363  Mk. 

2)  So  sind  z.  B.  von  einem  Dresdener  Großbetrieb  rund  eine  Million 
Mark  als  Kaution  bei  der  Zoll-  und  Steuerbehörde  hinterlegt. 

3)  Daß  dies  die  Tabakhändler  zum  großen  Teil  sind,  hat  seinen  besonderen 
Grund.  Wenden  sich  doch  gerade  dem  Handel  mit  Tabakfabrikaten  sehr  gern 
Leute  zu,  die  anderwärts  kein  Fortkommen  gefunden  haben,  weil  sie  als  Raucher 
schon  einige  Branchekenntnisse  zu  besitzen  glauben.  Oftmals  auch  durch  Schwindler 
verleitet,  deren  Spezialität  es  ist,  unerfahrenen  Personen  für  viel  Geld  eine  minder- 
wertige Ladeneinrichtung  und  ebenso  minderwertige  Waren  zu  verkaufen  (vergl. 
z.  B.  die  diesbezüglichen  Angaben  in  No.  36  des  Jahrganges  1907  der  Vereinigten  Tabak- 
Zeitungen),  schreiten  diese  Leute  meistens  mit  nur  geringen  Mitteln  und  noch  geringeren 
kaufmännischen  Kenntnissen  leichtsinnig  zur  Geschäftsbegründung,  um  erst  zu  spät 
einzusehen,  daß  auch  zum  Betriebe  eines  Zigarrengeschäftes  etwas  mehr  als  nur 
einige  laienhafte  Tabakkennlnisse  notwendig  sind. 
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nachkommen  und  aus  dem  vereinbarten  Ziel  von  drei  nur  zu  häufig 
ein  solches  von  fünf  bis  sechs  Monaten  werden  lassen. 

Bei  manchen  Betrieben  wirkt  zudem  auch  noch  die  Fixierung 
übergroßer  Summen  in  Gebäuden  ungünstig  auf  das  Verhältnis  von 
Kapital  zu  Umsatz  ein. 

Je  nach  Umfang  und  Größe  des  Betriebes  schwankt  Zahl  und 
Qualität  der  Angestellten.  Die  größeren  Zigarettenfabriken  haben 
zunächst  einenkauf  männischen  Leiter,  der  zumeist,  nicht  immer, 
auch  Inhaber  der  Firma  ist.  Ihm  zur  Seite  steht  ein  der  Bedeutung 
des  Geschäftes  entsprechendes,  kaufmännisches  Personal.  So  waren 
z.  B.  in  einer  der  von  mir  besuchten  Fabriken,  die  noch  nicht  ganz 
vierhundert  Arbeiter  beschäftigt,  allein  dreiundzwanzig  Personen 
im  Comptoir  tätig.  Streng  arbeitsteilig  werden  hier  Buchhaltung, 
Korrespondenz,  Kasse,  Versand  und  Lohnabrechnung  von  beson- 
deren Abteilungen  bearbeitet. 

Eine  besondere  Abteilung  bildet  im  Comptoir  großer  Betriebe 
namentlich  auch  die  Propagandaabteilung,  da  gerade  die 
R  ek  1  a  m  e  für  den  Zigarettenfabrikanten  eins  der  wichtigsten  Mittel 
im  Kampfe  um  den  Erfolg  darstellt.  Kann  er  doch  gerade  durch 
sie  auf  äußerst  leichte  Weise  die  Aufmerksamkeit  der  Konsumenten 
auf  seine  Fabrikate  lenken  und  so  zu  einem  Versuche  anreizen. 
Zudem  übt  er  durch  Entfaltung  großer  Reklame  zugleich  auch  auf 
die  Händler  einen  gewissen  Druck  aus,  die  er  auf  diese  Weise 
mehr  oder  weniger,  falls  sie  nicht  rückständig  erscheinen  wollen, 
zur  Aufnahme  seiner  Fabrikate  zwingt. 

Aufgabe  der  Propagandaabteilung  ist  es  nun,  den  Text  für  die 
Inserate  zu  entwerfen  und  die  Blätter  zu  bestimmen,  in  denen  die 
Publikationen  erfolgen  sollen.  Ständig  werden  die  Zigarettenfabri- 
kanten zudem  von  Annoncen-Acquisiteuren  besucht,  man  möchte 
fast  sagen  „überlaufen",  die  meisten  unter  dem  Hinweis,  daß  die 
Konkurrenz  so  und  so  große  Aufträge  erteilt  habe,  auch  den  jeweils 
Besuchten  zum  Inserieren  zu  veranlassen  suchen.  Hier  muß  nun  jedes- 
mal genau  geprüft  werden,  ob  sich  die  Erteilung  von  Aufträgen  für 
das  betreffende  Blatt  empfiehlt  oder  nicht.  Außerdem  erhalten  die 
Zigarettenfabrikanten  noch  Besuche  von  Reisenden  der  Papier-, 
Metall-  und  Glasplakatefabriken,  für  die  die  Zigarettenindustrie  eine 
der  Hauptabnehmerinnen  ist.  Diese  Reisenden  legen  die  neuesten 
Entwürfe,  über  die  ihre  Firma  verfügt,  vor  und  erhalten  dann  even- 
tuell Aufträge  darauf. 

In  einigen  der  größten  Zigarettenfabriken  gibt  es  neben  dem 
kaufmännischen  noch  einen  beso  nderen  technischen  Leiter, 

r- 
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dein  die  Oberautsicht  über  die  i>esainten,  in  solchen  Jietnebcn  selir 
iinifan.i;reichcn  maschinellen  Anlagen,  über  Kraft-,  Tabakschneide-, 
I  lülscn-,  Zigaretten-,  Kartonnagen-,  Papierbearbeitungsmaschinen  usw. 
zusteht.  Dabei  übt  dieser  technische  Leiter  zugleich  auch  über  die 
besonderen  Aufsichtsorgane  der  einzelnen  Betriebsabteilungen  die 
Oberaufsicht  aus  und  überwacht  so  die  rein  technische  Seite  des 
Produktionsprozesses  vom  Schneiden  des  Tabaks  an  bis  zum  Ver- 
sand der  fertigen  Ware. 

Zur  Herstellung  der  Tabakmischungen  werden  in  größeren  Be- 
trieben zumeist  besondere  technische  Beamte,  sogenannte  Tabak- 
mcister,  gehalten,  während  in  kleineren  und  mittleren  Betrieben 
die  kaufmännischen  Leiter  diese  Arbeit  mit  mehr  oder  weniger 
großem  Geschick  selbst  verrichten.  Teilweise  sind  die  Inhaber  der 
Zigarettenfabriken,  die  sich  Tabakmeister  halten,  reine  Kaufleute 
(vielfach  frühere  Zigarettenreisende),  die  vom  Herstellen  der 
Mischungen  gar  nichts  verstehen,  oder  es  sind  Leute,  die  wohl  selbst 
eine  mehr  oder  weniger  große  Tabakkenntnis  besitzen,  aber  durch 
die  Leitung  des  Betriebes  so  in  Anspruch  genommen  werden,  daß 
sie  sich  mit  der  langwierigen  Arbeit  der  Zusammenstellung  der 
Mischungen  andauernd  nicht  abgeben  können. 

Sind  die  Betriebsleiter  nur  Kaufleute  und  gar  nicht  Tabakkenner, 
so  müssen  sie  sich  auch  beim  Einkauf  des  Rohtabaks  ganz  auf 
die  Tabakmeister  verlassen,  was  insofern  seine  Schattenseite  hat, 
als  letztere  nicht  immer  abgeneigt  sind,  denjenigen  Händlern  die 
Aufträge  zu  verschaffen,  die  ihnen  die  besten  Gratifikationen  gewähren. 

Die  Tabakmeister  sind  zum  größten  Teil  qualifizierte  Arbeiter, 
meistens  Griechen,  die  als  Tabakschneider  oder  -misch er  begonnen 
und  sich  im  Laufe  der  Jahre  eine  große  Tabakkenntnis  angeeignet 
haben.  Sind  sie  Tabakmeister  geworden,  so  gelten  sie,  wie  schon 
angedeutet,  meistens  nicht  mehr  als  Arbeiter,  sondern  als  Beamte. 
Die  Gehälter  dieser  Leute  steigen  in  einigen  der  größten  Betriebe 
bis  3000  Mark  pro  Jahr  und  darüber,  sind  also  reichlich,  aber 
nicht  übermäßig  hoch  und  beweisen,  daß  von  der  Tätigkeit  der 
Tabakmeister  nicht  einzig  und  allein  das  Wohl  und  Wehe  der 
Fabrik  abhängt.  Selbstverständlich  sind  die  besten  Grundlagen  für 
einen  guten  Absatz  geschaffen,  wenn  deijenige,  der  die  Tabak- 
mischungen herstellt,  es  versteht,  die  Kombination '  so  zu  treffen, 
daß  die  Zigaretten  einen  pikanten,  eigenartigen,  und  einem  möglichst 
großen  Konsumentenkreis  zusagenden  Geschmack  besitzt.  Nicht 
minder  kommt  es  aber  auf  eine  geschmackvolle  Verpackung,  einen 
geschickten  Vertrieb  und  einen  klangvollen  Namen  an. 
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Man  kann  sagen ,  daß  ein  guter  Teil  des  Erfolges  schon  ge- 
sichert ist,  wenn  es  dem  Fabrikanten  gelungen  ist,  für  sein  Fabrikat 
einen  treffenden,    beim  Publikum   ansprechenden  Namen  zu  finden. 

Der  Laie  glaubt  gar  nicht,  welche  Mühe  sich  die  Fabrikanten 
geben,  um  geeignete  Namen  zu  finden.  Wochen  lang  wird  gesucht 
und  gesucht,  erwählt  und  wieder  verworfen.  Glaubt  man  endlich, 
etwas  Passendes  gefunden  zu  haben,  so  wird  die  Liste  der  gesetzlich 
geschützten  Warenzeichen,  die  einer  der  Bürobeamten  führt,  auf- 
geschlagen und  nachgesehen ,  ob  etwa  schon  ein  gleicher  oder 
ähnlicher  Name  einer  anderen  Firma  für  Tabakfabrikate  geschützt 
ist.  Nur  zu  oft  ergibt  sich,  daß  dies  schon  der  Fall  ist,  und  beginnt 
dann  das  Suchen  von  neuem. 

Zwei  Eigenschaften  sind  es  vor  allem,  die  ein  einigermaßen 
Erfolg  versprechender  Name  haben  muß: 

1 .  muß  er  sich  dem  Gedächtnis  leicht  einprägen  und  deshalb 
auch  kurz  sein ; 

2.  muß  er  einen  möglichst  fremdländischen  Klang  haben,  da 
nun  leider  einmal  bei  unserem  Volke  eine  Voreingenommenheit 
für  alles  Ausländische  besteht. 

In  letzter  Zeit  tauchen  freilich  auch  hin  und  wieder  einmal  deutsche 
Wörter  als  Namensbezeichnungen  für  Zigaretten  auf;  im  großen 
ganzen  überwiegen  aber  noch  bei  weitem  die  fremdländischen 
Benennungen.  So  trug  z.  B.  nur  ein  Fünftel  aller  deutschen 
Zigaretten,  die  in  einer  beliebig  herausgegriffenen  Nummer  der  Ver- 
einigten Tabak-Zeitungen  angeboten  wurden,  deutschsprachliche 
Benennungen;  alle  anderen  wiesen  fremdländische  und  zwar  tür- 
kische, griechische  und  in  großer  Zahl  auch  englische  und  franzö- 
sische Namen  auf '). 


1)  Vereinig 

e  Tabak-Zeitungen   1908,  No.  31.     Die  Namen  waren: 

Alvatus 

Caspare 

Graf  vonKönigsmark 

Kios-Fürsten 

Ambrosia 

Cloub  House 

Hamlet 

Kios-Welt-Macht 

Apollo 

Count 

Harold 

Kleine  Delta  Russen 

Argolis  Cabinet 

Curasan 

Hildegard 

Kleine  Kios 

Ariadne 

Da  Capo 

Imperial 

Kleine  Russen 

Astrides 

Dames 

Jacinda 

Kleine  Sachsen 

Attikah 

Diabolo 

Janina 

Kobold 

Atossa 

Dolce   far  niente 

Jeflik 

Lady 

Razara 

Esprit 

Juno 

Lamourette 

Bizak 

Exclusiv 

Juwel 

Lenos  freres 

Bianca 

Flying  Fox 

Kairosa 

Liemanns  No.  100 

Cabinet 

Freih.  von  Kleydorff 

Kaka  Sport 

Lucretia 

Casino  Xo.  5 

Fronistas 

King  Seti 

Magos 

Fortsetz 

ung  siehe  Seite  38! 
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Bei  anderweitigen  l'rtjben  wurde  im  wesentlichen  das  gleicht- 
Resultat  erzielt. 

Hat  eine  Sorte  besonders  gut  eingeschlagen,  so  sucht  der 
Fabrikant  zuweilen  von  der  Berühmtheit  ihres  Namens  auch  weiter- 
hin noch  dadurch  zu  profitieren,  daß  er  neue  Fabrikate  in  anderen 
Preislagen  mit  dem  gleichen  Namen  belegt  und  zur  Unterscheidung 
der  einzelnen  Preislagen  dem  Sortennamen  Nummern  beifügt ; 
letztere  deuten  dann  gewöhnlich  auch  gleich  den  Preis  der  be- 
treffenden Zigarette  in  Pfennigen  an. 


B.  Die  Einleitung  der  Fabrikation. 

Ist  ein  Name  gewählt  und  zur  P^^intragung  in  die  Liste  der 
gesetzlich  geschützten  Warenzeichen  angenommen  worden,  so  denkt 
der  Fabrikant  nunmehr  daran,  ein  Produkt  herzustellen,  das  er  mit 
dem  gewählten  Namen  belegen  kann.  Zuerst  niuß  er  sich  jetzt  darüber 
schlüssig  werden,  wie  hoch  Fabrik-  und  Kleinverkaufspreis  des  neuen 
Fabrikates  sein  sollen.  Ist  dies  geschehen,  so  geht  er  an  die  Auf- 
stellung einer  genauen  Kalkulation.  Hierbei  wird  von  den 
Zigarettenfabrikanten  allgemein  in  der  Weise  verfahren,  daß  zuerst 
die  Beträge  in  Rechnung  gesetzt  werden,  die  für  Löhne,  Aus- 
stattung und  Verpackung  aufgewendet  werden  sollen.  Zu  der 
sich  ergebenden  Summe  werden  dann  noch  gewisse  Prozentsätze 
für  Fabrik-  und  Handlungsunkosten  sowie  für  Gewinn  und 
endlich  auch  die  Banderolengebühren  hinzugeschlagen.  Die 
Differenz  zwischen  der  Gesamtsumme  aller  dieser  Posten  und  dem 
Fabrikverkaufspreise  stellt  dann  schließlich  den  Betrag  dar,  der 
für  Tabak  ausgegeben  werden  darf. 

Als  Beispiel  hierfür  gebe  ich  nachstehende  Kalkulation  wieder, 
die  für  ein  Mille  Handarbeits-Zigaretten   zum  Fabrikverkaufspreise 


Mariposa 

Persala 

Sanssouci 

Union  No 

Mein  Cousinchen 

Phänomen 

Selas 

Vera 

Mercedes 

Prince  of  Kairo 

Serape 

Vulkan 

Metropole 

Prince   of  Wales 

Siluva 

Wadi 

My  Darling 

Princei3  Feodora 

Sivri 

Walküre 

Nora 

Rahim 

Skalde       ' 

Wanda 

No.  58 

Rendez-vous 

Sokrates 

Westend 

Olinda 

Revue 

Solka 

Wie  Du 

Orient 

Rose 

Sportsman 

Yaro 

Palmitta 

Royal 

Sternblume 

Zavella 

Paoli 

Safy 

Teil 

Perona 

Salem  Aleikum 

U.  d.  L. 
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von  21  Mk.    (Kleinverkaufspreis: 
diese  weist  folgende  Posten  auf: 


3  Pfg.  pro  Stück)    aufgestellt   ist; 


Mark      Mark 


1.  Arbeitslöhne: 

Tabakaufreißen  und  -soitieren 

Tabakschneiden 

Anfertigen  der  Hülsen  und  Zigaretten 

Verpacken  der  Zigaretten 

Schneiden  und  Kleben  der  Banderole 


2.  Karton  nagen    und   Zigarettenpapier: 

3.  Fab  rikunk  o  sten:  2V2  °/o  des  Fabrikverkaufspreises 

4.  Handlungsunkosten: 

Büropersonal,  Schreibutensilien  etc.  2''/o  des  Fabrikverkaufspreises 
Reklameunkosten.    Provisionen,   ) 

Reisespesen,  Rabatte,  Skonto      j  *■  »  " 

Verluste  2°/o    „  „ 

Postverpackung  und  -Versand  l°/o    „  „ 


5.  Banderole: 

6.  Gewinn: 


lü°/o   des  Fabrikverkaufspreises 
Summa: 


0,10 
0,12 
2,50 
0,20 
0,20 


0,42 

4,20 

0,42 
0,21 


Es  bleiben  für  Tabak  incl.  Zoll; 


3,12 
1,50 
0,53 


5,25 
4,50 
2,10 


17,00 
4,00 


Sind  diese  vorbereitenden  Arbeiten  rein  kaufmännischer  Natur 
gewesen,  so  setzt  nunmehr  der  technische  Teil  des  Produktions- 
prozesses ein:  Die  Tabake  müssen  bestimmt  werden,  die  für  die 
Mischung  der  in  Aussicht  genommenen  Zigarette  Verwendung  finden 
sollen.  Vor  allem  sind  es  drei  Bestimmungsgründe,  die  bei  der 
Auswahl  der  Tabaksorten  für  die  Mischung  mitwirken: 

1.  der  für  den  Tabak  zur  Verfügung  stehende  Betrag, 

2.  die  Kombinationsfähigkeit  der  einzelnen  Tabaksorten, 

3.  die  Lagerbestände  an  den  verschiedenen  Tabakarten. 

Nehmen  wir  z.  B.  an,  ein  Fabrikant  beabsichtige  eine  Drei- 
pfennig-Zigarette herzustellen  und  sei  auf  Grund  der  angestellten 
Kalkulation  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  er  für  Tabak  pro  Mille 
Zigaretten  4,00  Mk.  aufwenden  dürfe ,  so  muß  er  die  Mischung, 
falls  für  tausend  dieser  Zigaretten  1100g  Tabak  nötig  sein  werden, 
so  wählen,  daß  das  Kilo  aller  verwendeten  Tabakarten  ihm  selbst 
auf  rund  3,60  Mk.  zu  stehen  kommt. 

Nunmehr  gilt  es,  diejenigen  Tabake  zu  finden,  die  sowohl  den 
berechneten  Preis  innehalten,    als  auch    für  eine  Mischung  ge- 
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eignet  erscheinen;  denn  man  i<ann  unter  Umständen  gutes 
Material  verwenden  und  doch  durch  falsche  Zusammenstellung 
schlecht  schmeckende  Qualitäten  erzeugen.  Vor  allem  muß  der 
Fabrikant  bei  Herstellung  der  Mischungen  dem  Geschmacke  der 
Gegend  Rechnung  zu  tragen  suchen ,  in  der  er  hauptsächlich  auf 
Absatz  hofft.  Soll  das  Fabrikat  hauptsächlich  in  den  östlichen 
Grenzländern  Deut.-^chlands,  in  denen  die  slavische  Bevölkerung 
ülierwiegt,  verkauft  werden,  so  wird  er  der  Zigarette  einen  möglichst 
kräftigen  Geschmack  geben,  da  ein  solcher  dort  von  den  Kon- 
sumenten allgemein  bei  den  Zigaretten  gewünscht  wird.  Dieselbe 
Geschmacksrichtung  findet  sich  auch  an  der  W'estgrenzc  Deutsch- 
lands, namentlich  in  Elsaß-Lothringen,  wo  man,  wie  schon  erwähnt, 
noch  von  früher  her  an  die  kräftigen  Qualitäten  der  französischen 
Regie  gewöhnt  ist.  Im  ganzen  übrigen  Deutschland  liebt  man 
dagegen  vornehmlich  die  milden  Qualitäten. 

Bei  aller  gebührenden  Beachtung  solcher  regionaler  Geschmacks- 
verschiedenheiten ist  es  aber  immer  ein  Hauptbestreben  des  Fabri- 
kanten, Mischungen  von  besonderer  Eigenart  herzustellen,  die  dem 
Geschmack  möglichst  vieler  entsprechen  und  so  Gewähr  für 
großen  Umsatz  bieten;  denn  gelingt  es  ihm,  auf  diese  Weise 
(und  unter  Zuhilfenahme  besonders  starker  Reklame)  eine  Bedarfs- 
konzentration auf  wenige  Sorten  herbeizuführen,  so  erzielt  er  eine 
wesentliche  Vereinheitlichung  und  damit  eine  Verbilligung  der 
Fabrikation.  ^) 

Als  letztes  Bestimmungsmoment  bei  der  Zusammenstellung  der 
Mischungen  kommt  endlich  noch,  wie  angedeutet,  der  Lager- 
bestand an  den  ausgewählten  Tabaken  in  Betracht,  denn  es  hat 
natürlich  für  den  Zigarettenfabrikanten  kein  Interesse,  eine  Marke, 
vielleicht  mit  Aufwendung  großer  Mittel  für  Reklame  usw.,  neu  ein- 
zuführen, deren  Herstellung  ihm  nach  einiger  Zeit  auch  nicht  an- 
nähernd mehr  in  ursprünglicher  Zusammensetzung  möglich  sein 
wird,  weil  die  zur  Mischung  verwendeten  Tabakarten  zum  größten 
Teil    ausgegangen    sind  und  auch  kein  passender  Ersatz  dafür  be- 

1)  Über  die  Zahl  der  von  den  einzelnen  Fabriken  durchschnittlich  her- 
gestellten Zigarettensorten  genaue  Angaben  zu  macheu,  ist  ziemlich  schwer,  da  man 
hier  zwischen  Marken  unterscheiden  muß,  die  nur  (noch)  gelegentlich,  auf  besondere 
Bestellung  hin,  angefertigt  werden,  und  solchen,  die  wirklich  als  „courant"  bezeichnet 
werden  können.  Die  Zahl  letzterer  beträgt  bei  größeren  Fabriken,  die  einen  weiten 
Absatzkreis  haben  und  deshalb  auch  die  Geschmacksrichtungen  einer  großen,  aus 
den  verschiedenartigsten  Elementen  zusammengesetzten  Konsumentenschar  berück- 
sichtigen müssen,  mehr  als  hundert,  T5ei  kleineren  Fabriken  ist  sie  entsprechend 
dem   kleineren  und  örtlich  begrenzteren   Konsumentenkreis  niedriger. 


—     41     — 

schafft  werden  kann.  Deshalb  muß  bei  Auswahl  der  Tabaksorten 
berücksichtigt  werden,  ob  der  Lagerbestand  die  Fabrikation  des 
neuen  Produktes  auf  längere  Zeit  hinaus  gestatten  wird,  respektive 
muß  beim  Rohtabakhändler  angefragt  werden,  ob  die  in  Betracht 
kommenden  Tabake  noch  lange  in  gleicher  Qualität  nachgeliefert 
werden  können. 

Sind  alle  diese  Erfordernisse  erfüllt ,  so  werden  die  neuen 
Mischungen,  die  bei  manchen  Zigaretten  aus  dreißig  bis  vierzig 
verschiedenen  Tabakarten  bestehen,  erst  im  kleinen  praktisch  ge- 
nauer erprobt.  Mit  besonders  zu  diesem  Zwecke  konstruierten 
Miniaturschneidemaschinen  wird  ein  kleines  Quantum  der  zur  Mi- 
schung erwählten  Tabakblätter  geschnitten  und  dann  daraus  eine 
Anzahl  von  Probezigaretten  angefertigt,  die  von  den  maßgebenden 
Faktoren  des  Betriebes  geraucht  und  beurteilt  werden.  Ist  man 
der  Meinung,  daß  das  Fabrikat  noch  nicht  den  gestellten  Anforde- 
rungen entspreche,  so  werden  die  Proben  weiter  fortgesetzt.  Ein- 
zelne Tabaksorten  werden  aus  der  Mischung  weggelassen,  andere 
hinzugesetzt.  Glaubt  man  endlich  das  Richtige  getroffen  zu  haben, 
<o  wird  nunmehr  mit  der  Fabrikation  im  großen  begonnen. 

Wir  schreiten  jetzt  zur  Betrachtung  der  einzelnen  Be- 
triebsabteilungen, in  denen  sich  die  verschiedenen  Teile  des 
Produktionsprozesses  abspielen.  Hierbei  ist  noch  zu  bemerken, 
daß  je  größer  der  Betrieb,  desto  größer  auch  die  Arbeitsteilung  ist. 
In  mittleren  und  kleineren  Betrieben  dagegen  werden  infolge  der 
beschränkteren  Verhältnisse  mehr  oder  weniger  Funktionen,  für 
deren  Verrichtung  in  größeren  Betrieben  jeweils  besondere  Arbeits- 
kräfte bestellt  sind,  von  nur  einer  Person  versehen. 

C.  Das  Entblättern,  Sortieren  und  Schneiden  des  Tabaks. 

Wie  wir  weiter  oben  gesehen  haben,  lagert  der  vom  Fabri- 
kanten angekaufte  Tabak  weiter  unter  Zollverschluß  im  amtlichen 
Zollager.  Von  hier  läßt  der  Fabrikant,  um  Zinsverluste  zu  ver- 
meiden, jeweils  nur  ein  so  großes  Quantum  abholen,  als  es  sein 
Bedarf  für  die  nächsten  zwei  bis  vier  Wochen  voraussichtlich  er- 
fordern wird.  Sind  die  Tabakballen  in  der  Fabrik  angekommen, 
so  werden  sie  zunächst  in  gut  ventilierten  Räumen  gelagert.  Sollen 
sie  dann  zur  Fabrikation  Verwendung  finden,  so  werden  sie  zuerst 
Frauen  übergeben ,  welche  die  in  den  Tabakballen  fest  zusammen- 
gepreßten Blätter  voneinander  zu  lösen  haben.  Bei  dieser  Arbeit, 
dem    sogenannten  „Entblättern"    oder  „Aufreißen",    werden 
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inancluiial  auch  i^lcich  die  in  den  einzelnen  Ballen  enthaltenen 
Tabake  nochmals  sortieil,  d.  h.  der  Tabaknieister  beauftragt  die 
mit  dem  Aufreißen  beschäftigten  Frauen,  die  gelben,  grünen  usw. 
Blätter  besonders  zu  legen.  Nach  Vollendung  dieser  Arbeiten  wird 
aller  zu  einer  Mischung  bestimmte  Tabak  auf  einen  Haufen  ge- 
worfen, mit  reinem  Wasser  angefeuchtet  und  dabei  zugleich  mit 
der  Hand  gemischt.  Diese  Arbeit,  die  rein  mechanischer  Natur  ist 
und  keinerlei  Geschicklichkeit  erfordert,  wird  von  ungelernten  Ar- 
beitern, sogenannten  „Tabakmischern"  vollzogen.  Erwähnt 
sei  noch ,  daß  das  Anfeuchten  der  Blätter  notwendig  ist,  um  sie 
geschmeidig  zu  machen,  da  sie  sonst  beim  Zerschneiden  zerstäuben 
würden ,  und  daß  ein  Entrippen  der  Blätter  bei  den  orientalischen 
Tabaken    wegen    der  Feinheit   ihres  Blattes  nicht  erforderlich  ist. 

Der  angefeuchtete  und  gemischte  Tabak  bleibt  noch  einige  Zeit 
liegen,  damit  die  Feuchtigkeit  durchzieht;  hierauf  wird  er  an  den 
Tabakschneider  abgegeben. 

In  den  meisten  Groß-  und  Mittelbetrieben  stehen  zum  Schneiden 
des  Tabaks  Maschinen  zur  Verfügung,  die  von  Motoren  angetrieben 
werden  und  eine  stündliche  Schnittleistung  bis  zu  200  kg  Tabak 
und  mehr  aufweisen ;  die  Preise  für  solche  Maschinen  steigen  bis 
4500  Mk.  und  darüber.  Kleinere  Betriebe  begnügen  sich  mit  Schneide- 
maschinen, die  mit  der  Hand  in  Tätigkeit  gesetzt  werden  und  schon 
für  etwa  450  Mk.  bilh'gsten  Falles  zu  haben  sind.  In  ganz  kleinen 
Betrieben  endlich  findet  man  hin  und  wieder,  soweit  sie  es  nicht 
vorziehen ,  ihren  Tabak  gleich  geschnitten  zu  kaufen  ') ,  noch  die 
alten  Handschnittladen  vor,  bei  denen  der  Tabak  durch  ein  von 
Menschenhand  auf  und  ab  bewegtes  Messer  zerschnitten  wird. 

Zur  Bedienung  einer  durch  Motorkraft  angetriebenen  Schneide- 
maschine ist  nur  eine  Person,  eben  der  Tabakschneider,  erforder- 
lich ,  der  die  Blätter  in  den  dazu  bestimmten  Behälter  einzulegen 
und  den  Gang  der  Maschine  je  nach  Umständen  zu  regulieren  hat. 
Von  einem  guten  Tabakschneider  werden  außer  einer  innigen  V^er- 
trautheit  mit  der  Maschine  noch  manche  andere  Kenntnisse  und 
Fähigkeiten  verlangt,  denn 

1.  muß  er  taxieren  können,  ob  der  Tabak  die  zum  Schneiden 
erforderliche  Feuchtigkeit  hat, 

2.  muß  er  es  verstehen,  den  Tabak  richtig  m  den  Behälter 
zu  packen,  wobei  es  namentlich  sein  Bestreben  sein  muß,  den  Tabak 
gleichmäßig  fest  zu  packen,  da  sonst  das  Messer  rupft; 


1)  Näheres  siehe  weiter  unten'. 
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3.  muß  er  den  geschnittenen  Tabak,  der  durch  die  Maschine 
ziemlich  fest  zusammengedrückt  wird,  wieder  sachgemäß  mit  den 
Händen  aufzulockern  verstehen,  ohne  ihn  hierbei  zu  zermahlen. 
Trotz  aller  Vorsicht  ist  es  aber  nicht  zu  verhindern,  daß  ein  kleiner 
Teil  des  Tabaks  zu  Staub  zerrieben  und  damit  zur  Fabrikation 
von  Zigaretten  untauglich  wird ;  denn  die  Zigaretten  würden  ver- 
stopft werden,   wollte  man  allen  diesen  Staub  mit  hineinverarbeiten. 

Um  nun  den  Staub  zu  entfernen,  wirft  man  allen  geschnittenen 
Tabak  in  eine  mit  Sieben  versehene  Trommel  und  entfernt  durch 
Schüttelbewegungen  den  Tabakstaub ,  der  etwa  zwei  bis  drei  Pro- 
zent der  gesamten ,  geschnittenen  Tabakmenge  ausmacht.  Dieser 
für  den  Zigarettenfabrikanten  nicht  verwendbare  Staubtabak  wird 
von  größeren  Betrieben,  in  denen  bedeutende  Mengen  davon  zu- 
sammenkommen, an  Gärtner  zu  Düngzwecken  für  etwa  fünfzehn 
Mark  pro  Doppelzentner  verkauft.  Dieser  Betrag  ersetzt  aber  nicht 
im  entferntesten  den  Verlust  des  Fabrikanten.  Zahlt  dieser  doch, 
ganz  abgesehen  vom  Preise  des  Tabaks,  allein  85  Mk.  Zoll  für  einen 
Doppelzentner  solchen  Staubdüngers. 

Nachdem  der  Tabak  geschnitten  und  gesiebt  ist,  wird  er  wieder 
in  den  Rohtabak-Lagerraum  zurückgebracht ,  wo  er  in  besonderen 
Behältern  aufgehoben  wird.  Er  lagert  dort  so  lange,  bis  der 
Tabakmeister  Order  bekommt,  ihn  an  eine  der  anderen  Betriebs- 
abteilungen (Maschinen-  oder  Handarbeits-Zigarettensaal  bez.  Rauch- 
tabakpackerei) zur  weiteren  Behandlung  abzugeben. 

Ich  habe  schon  angedeutet,  daß  manche  Betriebe  den  zur 
Zigarettenanfertigung  nötigen  Tabak  gleich  in  geschnittenem  Zu- 
stande kaufen.  Es  gibt  in  Deutschland  eine  Anzahl  von  Tabak- 
schneidereien, die  sich  speziell  nur  mit  dem  Schneiden  von  Ziga- 
rettentabaken befassen.  Teilweise  betreiben  sie  dieses  Geschäft  als 
Lohnwerk :  der  Zigarettenfabrikant  liefert  den  Tabak  selbst  und  die 
Schneiderei  besorgt  nur  das  Schneiden  desselben;  teilweise  kaufen 
diese  Unternehmungen  auch  Rohtabak  auf  eigene  Rechnung,  mischen 
und  schneiden  ihn  und  verkaufen  dann  den  fertigen  Schnittabak 
an  kleine  Fabrikanten,  deren  Mittel  und  Bedarf  es  nicht  erlauben, 
Rohtabak  beim  Händler  einzukaufen  und  selbst  zu  schneiden. 
Geben  doch  die  Rohtabakhändler  nie  unter  einem  Ballen  ab ,  der 
dreißig  bis  fünfzig  Kilo  wiegt,  während  sich  die  Tabakschneidereien 
hingegen  zum  Verkaufe  auch  des  geringsten  Quantums  (ein  Pfund 
und  noch  weniger)  verstehen. 

Soweit  die  Schneidereien  speziell  nur  das  Schneiden  des  Tabaks 
als  Lohnarbeit  übernehmen,    arbeiten   sie  für  mittlere  Fabrikanten, 
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die  schon  einen  .i,'rößeren  Bcdart  an  Schnittabak  haben,  es  aber 
trotzdem  für  vorteilhafter  halten,  den  selbst  gekauften  und  gemischten 
Tabak  außer  Hause  schneiden  zu  lassen,  als  selbst  eine  Tabak- 
schneidemaschine anzuschaffen  und  einen  Tabakschneider  anzustellen. 
Die  Zalil  dieser  Tabakschneidereien  ist  nicht  sehr  groß.  Nach 
den  Angaben  in  den  „Viertcljahrsheften"  ')  gab  es  im  Jahre  1908 
in  ganz  Deutschland  nur  einundvierzig  solche  Betriebe;  davon  ar- 
beiteten vier  ohne,  siebzehn  mit  weniger  als  fünf  und  zwanzig  mit 
mehr  als  fünf  Gehilfen.  Reine  Maschinenarbeit  fand  sich  in  sieb- 
zehn, Hand-  und  Maschinenarbeit  in  zehn  und  reine  Handarbeit  in 
vierzehn  aller  dieser  Betriebe. 

D.  Das  Zigarettenpapier  und  die  Hülsenfabrikation. 

Ist  der  Tabak  geschnitten ,  so  bedarf  er  zu  seiner  weiteren 
Verarbeitung  zu  Zigaretten  des  Zigarettenpapier  es.  Der  größte 
Teil  alles  in  Deutschland  verwendeten  Papieres  wird  aus  dem  Aus- 
lande bezogen  und  zwar  meistens  aus  Frankreich  und  Öster- 
reich. In  Deutschland  selbst  wird  nur  in  ganz  geringem  Umfang 
Zigarettenpapier  hergestellt  '^). 

Wie  mir  von  Fachleuten  mehrfach  versichert  wurde,  erklärt 
sich  das  Fehlen  einer  größeren ,  einheimischen  Produktion  daraus, 
daß  in  Deutschland  noch  an  keiner  Stelle  Wasser  gefunden  ist, 
das  sich  zur  Herstellung  eines  tadellosen,  porösen  und  saugfähigen 
Papieres  eignet. 

Das  Zigarettenpapier  wird  aus  reinen,  pflanzlichen  Faserstoffen 
hergestellt,  die  je  nach  Qualität  aus  Hanf,  Leinen,  Baumwolle,  Stroh 
und  Holzzellulose  bestehen  können.  Um  die  Brennbarkeit  zu  heben, 
werden  dem  Papierbrei  besondere  Ingredienzen  wie  z.  B.  Magne- 
sium beigegeben.  Die  Zigarettenfabrikanten  beziehen  das  Papier  in 
Form  von  Bogen  oder  Bobinen,  von  denen  erstere  für  Hand-, 
letztere  für  Maschinenanfertigung  der  Hülsen  bestimmt  sind;  unter 
Bobinen  versteht  man  hierbei  Rollen,  auf  denen  das  Zigaretten- 
papier in  schmalen  Streifen  aufgewickelt  ist.  Von  den  Bogen  wiegt 
der  einzelne  etwa  vierzehn  bis  sechzehn  Gramm,  kostet  etwa  einen 
Pfennig  und  genügt  zur  Herstellung  von   150  Hülsen. 

\'or  ihrer  \'erarbeitung  in  der  Zigarettenfabrik  werden  die  Bogen 
erst  in  eine  lithographische  Anstalt  geschickt,  wo  sie  mit  Firma-  und 

1)  Vierteljahrshefte  1908,  Heft  III,  S.  58. 

2)  Mir  ist  überhaupt  nur  eine  deutsche  Firma  bekannt  geworden,  die  sich 
mit  der  Zigarettenpapier-Fabrikation  befaßt;  es  ist  dies  die  „Seiden-  und  Zigaretten- 
papierfabrik von  Schöller  &  Hösch,  G.  m.  b,  H."   in   Gemsbach   (Baden). 
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Sortennamenaufdruck  und  eventuell,  falls  sie  zur  Herstellung  von  Gold- 
mundstück-Zigaretten dienen  sollen,  auch  mit  Goldbelag  versehen 
werden.  So  bearbeitet  kehren  die  Bogen  wieder  in  die  Zigaretten- 
fabrik zurück  und  werden  hier  von  der  Material  Verwaltung 
für  Papiersachen  in  Verwahrung  genommen.  Als  Material- 
verwalter ist  in  den  größeren  Betrieben  ein  besonderer,  kaufmännischer 
Beamter  angestellt,  der  gewöhnlich  auch  zugleich  die  Steuerzeichen 
mit  in  Verwahrung  hat. 

Auf  Order  gibt  er  das  Zigarettenpapier  an  die  Hülsenfabri- 
kationsabteilung ab.  Deren  Leitung  untersteht  einem  Beamten, 
dessen  Aufgabe  es  ist,  an  die  Führer  der  Hülsenmaschinen  das 
Papier  zu  verausgaben  und  die  daraus  hergestellten  Hülsen  in  Em- 
pfang zu  nehmen  ;  ferner  läßt  er  die  (Zigaretten-)Papierbogen  von 
besonderen  Papierschneidern  mit  Maschinen  in  kleine,  zur  Anferti- 
gung je  einer  Hülse  passende  Stücke  zerschneiden.  Diese  gibt  er 
dann  an  die  Abteilung  für  Zigarettenanfertigung  weiter,  wo  sie  den 
Arbeiterinnen  zum  Anfertigen  der  Hülsen  ausgeliefert  werden. 

Die  Han  danf  ertigung  der  Hülsen  durch  die  Arbeiterinnen 
erfolgt  gewöhnlich  nicht  im  Betriebe  selbst.  Jede  Arbeiterin 
muß  vielmehr  nach  Schlul3  der  Fabrik  so  viel  Blättchen  mit  nach 
Hause  nehmen  und  dort  kleben,  als  sie  nach  Schätzung  am  fol- 
genden Tage  Hülsen  zum  Füllen  gebrauchen  wird.  Nehmen  wir 
an,  daß  eine  Arbeiterin  täglich  1200  Hülsen  stopft  —  dies  ist  der 
Durchschnitt  —  so  wird  sie  abends  mit  der  Anfertigung  der 
dazu  nötigen  Hülsen  wenigstens  zwei  bis  drei  Stunden  be- 
schäftigt sein. 

In  größeren  Betrieben,  die  Hülsenmaschinen  aufgestellt  haben, 
erfolgt  die  Anfertigung  der  Hülsen,  auch  für  die  Handarbeits- 
Zigaretten,  meist  auf  maschinellem  Wege,  während  man  früher  nur 
die  zum  Füllen  mit  Stopfmaschinen  bestimmten  Hülsen  maschinell 
herstellte.  Hierzu  hat  einerseits  die  bedeutende  Vervollkommnung 
der  Hülsen maschinen  geführt,  deren  Produkte  jetzt  von  den  durch 
Handarbeit  hergestellten  überhaupt  nicht  mehr  unterschieden  werden 
können;  anderseits  versuchen  die  Fabrikanten  überhaupt,  seitdem 
ihnen  durch  die  Banderolensteuer  der  Gewinn  arg  gekürzt  worden 
ist,  den  Produktionsprozeß  so  weit  wie  irgend  möglich  zu  mechani- 
sieren und  dadurch  an  Arbeitslohn  ')  zu  sparen." 

Die  vervollkommneten  Maschinen  liefern  jetzt  die  Hülsen  je  nach 
Wunsch  mit  oder  ohne   Mundstück,  mit  Gold-  oder  Korkmundstück 

1)  Natürlich  bekommen  die  Arbeiterinnen,  die  die  Hülsen  fertig  erhalten,  gerin- 
geren Lohn  als  diejenigen,  die  sich  ihre  Hülsen   selbst  kleben  müssen. 
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uiul  mit  Fall-  oder  Klcbnaht.  Die  Produktion  einer  Maschine,  die 
Hülsen  ohne  Mundstück  herstellt,  beläuft  sich  auf  ungefähr  6000 
bis  10  000  Stück  in  der  Stunde,  einer  solchen,  die  Hülsen  mit 
Mundstück  fertigt,  auf  höchstens  6000  Stück  in  gleicher  Zeit.  Die 
Preise  dieser  Maschinen  schwanken  gewöhnlich  zwischen  1000  und 
3000  Mark,  gehen  aber  noch  höher,  bis  7000  Mark,  hinauf. 

Wie  es  Spczialbetriebe  gibt,  die  nur  Zigaretten-Schnittabak 
herstellen,  so  gibt  es  auch  solche,  die  sich  ausschließlich  mit  der 
Anfertigung  von  Zigaretten-Hülsen  und  -Blättchen  befassen.  Diese 
Betriebe  fertigen  einerseits  Hülsen  aus  eigenem  Material  zum  Ver- 
kaufe an  Zigarettenfabrikanten  an,  anderseits  ül)ernehmen  sie  auch 
als  Lohnwerk  das  Zerschneiden  der  großen  Bogen,  in  denen  das 
für  die  Handanfertigung  der  Hülsen  bestimmte  Zigarettenpapier  von 
den  Papierfabrikanten  geliefert  wird. 

Diese  Spezialbetriebe  arbeiten  gleich  den  Spezialtabakschneidereien 
für  kleinere  Zigarettenbetriebe,  die  sich  weder  Schneidemaschinen 
zum  kunstgerechten  Zerschneiden  der  Bogen  in  kleine  Blättchen 
noch  Hülsenmaschinen  anschaffen  können. 

Nach  den  Angaben  in  den  „Vierteljahrsheften"  ^)  gab  es  im 
Jahre  1908  in  ganz  Deutschland  sechsunddreißig  solche  Betriebe. 
Hiervon  arbeiteten  acht  ohne,  dreizehn  mit  weniger  als  fünf  und  fünf- 
zehn mit  fünf  und  mehr  Gehilfen.  Reine  Maschinenarbeit  fand  sich 
in  siebzehn,  Hand-  und  Maschinenarbeit  in  elf  und  reine  Handarbeit 
in  acht  aller  dieser  Betriebe. 

E.  Die  endgültige  Herstellung  der  Zigaretten. 

Tabak  und  Papier  ergeben  eine  Zigarette.  Deren  Herstellung 
geschieht  auf  zweierlei  Weise,  einmal  mittels  Handarbeit,  dies  ist 
das  ältere  und  noch  heute  für  Zigaretten  höherer  Preislagen  übliche 
S3'stem,  zum  anderen  aber  mittels  Maschinenarbeit,  die  namentlich 
bei  der  Fabrikation  billigster  Zigaretten  verwendet  wird. 

Daß  heute  noch  eine  große  Anzahl  von  Zigaretten  (etwa  ein 
Drittel  der  Gesamtproduktion)  und  zwar  gerade  die  besseren  mit 
der  Hand  hergestellt  werden,  findet  seine  Begründung  darin,  daß 
die  Maschinen  nicht  tadellose  Ware  liefern.  Bei  Herstellung  mittels 
Handarbeit  werden  die  Zigaretten  los  erbleichter  gewickelt  als 
dies  bei  den  Maschinen  der  Fall  ist,  von  denen  der. Tabak  meistens 
zu  fest  zusammengedrückt  wird.  Deshalb  hat  eine  Hand- 
arbeits-Zigarette schon  infolge  der  besseren  Wickelung  einen  feineren 
Geschmack    als    eine   mit   der   Maschine   hergestellte  Zigarette   von 

1)  Vierteljahrshefte   1!(08,   Heft  III. 


—     47     — 

deinselbeu  Qualitätstabak.  Freilich  hat  die  IVIaschinenarbeit  auch 
ihre  unzweifelhaften  Vorzüge,  namentlich  vom  hygienischen  Stand- 
punkte aus,  da  sie  größere  Gewähr  für  Sauberkeit  als  teilweise  die 
Handarbeit  liefert. 

Die  Abteilung  für  Hand-  und  (eventuell)  Maschinen- 
anfertigung der  Zigaretten  nimmt  in  jeder  Zigarettenfabrik 
naturgemäß  den  breitesten  Raum  ein.  Die  technische  Leitung 
derselben  liegt  in  den  Händen  eines  Werkmeisters;  für  die  Vor- 
nahme der  Lohnbuchungen  finden  sich  daselbst  in  allen  größeren 
Betrieben  besondere  Loh  nbuchf  ü  hrer. 

Vom  Tabakmeister  läßt  sich  nun  der  Werkmeister  die  zur 
Fabrikation  nötigen  Quanten  geschnittenen  Tabaks,  von  der  Flülsen- 
abteilung  die  Hülsen  oder  Blättchen  ausliefern  und  verausgabt  sie 
an  die  Zigarettenarbeiterinnen.  Das  Gewicht  des  jeder  Arbeiterin 
übergebenen  Tabakquantums  und  die  Zahl  der  gelieferten  Blättchen 
oder  Hülsen  werden  hierbei  auf  den  Lohnlisten  vermerkt,  die 
sich  in  den  Händen  der  Arbeiterinnen  befinden. 

Nachdem  die  Arbeiterin  auch  noch  einen  Holzständer  (gewöhn- 
lich „Schräge"  genannt)  zur  Aufbewahrung  der  gefertigten  Zigaretten 
in  Empfang  genommen  hat,  begibt  sie  sich  an  ihren  Platz  und 
beginnt  mit  der  Herstellung  der  Zigaretten.  Manche  Arbeiterinnen 
bedienen  sich  hierbei  der  sogenannten  „Stopfer".  Es  sind  dies 
Metallröhren,  in  die  das  für  eine  Zigarette  nötige  Tabakquantum 
hineingelegt  wird,  um  dann  mittels  eines  Stäbchens  in  die  der 
Röhre  aufgesteckte  Hülse  gestoßen  zu  werden.  Meistens  wird  heute 
jedoch  eine  andere  Methode,  die  sogenannte  „Gürtelarbeit"  zur  An- 
wendung gebracht.  Bei  dieser  gestaltet  sich  das  Fabrikationsverfahren 
folgendermaßen :  In  ein  Stück  Pergamentpapier ,  das  mit  einer 
Breitseite  auf  dem  Tische  befestigt  ist,  legt  die  Arbeiterin  das  für 
eine  Zigarette  erforderliche  Tabakquantum,  gibt  ihm  durch  Rollen 
des  Papiers  die  gewünschte  Form,  schiebt  die  Hülse  in  die  Papier- 
rolle und  stößt  den  Tabak  mit  einem  Stäbchen  aus  der  Rolle  in 
die  Hülse.  Es  bleibt  dann  nur  noch  übrig,  den  an  den  Enden  der 
Hülse  herausstehenden  Tabak  mit  einer  Schere  abzuschneiden  und 
die  Zigarette  ist  fertig. 

Sollen  die  Zigaretten  mit  Mundstück  versehen  sein,  so  wird 
dieses  von  der  Arbeiterin  besonders  angefertigt  und  nachträglich 
in  die  Hülse,  die  in  diesem  Falle  nur  zum  Teil  mit  Tabak  gefüllt 
worden  ist,  hineingeschoben. 

Unter  den  Zigarettenarbeiterinnen  gibt  es  wieder  die  mannig- 
faltigsten Spezialistinnen.     Die  eine  Zigarettenmacherin  arbeitet  stets 
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nur  Zigaretten  mit,  die  andere  stets  nur  solche  ohne  Mundstück, 
wieder  eine  andere  hat  sich  auf  die  Anfertigung  flacher  Zigaretten 
spezialisiert  usw.  Die  Gewohnheit  läßt  eben  jede  Arbeiterin  zur 
Spezialistin  einer  besonderen  Zigarettenart  werden. 

Auch  ein  arbeitsteiliges  Verfahren  wird,  freilich  nur  in 
seltenen  Fällen,  bei  der  Anfertigung  der  Zigaretten  zur  Anwendung 
gebracht.  K!s  ist  dies  die  sogenannte  „griechische  Männer- 
arbeit",  l)ei  welcher  der  eine  Arbeiter  lediglich  die  Hülsen  mit 
Tabak  füllt,  während  der  andere  immer  nur  die  gefüllten  Hülsen 
beschneidet.  Wie  schon  der  Name  besagt,  ist  diese  Arbeitsweise 
von  Griechen,  deren  es  auch  in  unseren  einheimischen  Zigaretten- 
fabriken eine  größere  Anzahl  gibt,  nach  Deutschland  gebracht  worden. 
Sie  wird  von  besonders  geschickten  und  schnell  arbeitenden  Zigaretten- 
arbeitern, als  welche  außer  den  Griechen  auch  noch  die  Polen  zu  gelten 
haben,  zur  Anwendung  gebracht,  um  nicht  mit  dem  nur  wenig  Ge- 
schicklichkeit erfordernden  Beschneiden  der  Zigaretten  die  Zeit  zu 
verlieren.  Der  mit  dem  Beschneiden  Beschäftigte  erhält  natürlich 
einen  bedeutend  geringeren  Anteil  am  verdienten  Lohne,  als  der, 
der  die  Zigaretten  stopft. 

Es  gibt  besonders  tüchtige  Arbeiter,  die  bei  Anwendung  dieser 
arbeitsteiligen  Methode  in  10  Stunden  zu  zweit  4000—5000  und  noch 
mehr  Zigaretten  fix  und  fertig  herstellen. 

Hat  eine  Arbeiterin  ihren  Tabak  verarbeitet,  so  schafft  sie  die 
daraus  gefertigten  Zigaretten  in  dem  hierzu  erhaltenen  Ständer  an 
die  Tabakausgabestelle,  an  der  auch  die  fertigen  Fabrikate  in  Empfang 
genommen  werden.  Hier  werden  die  Zigaretten  gewogen.  Das 
ermittelte  Gewicht  wird  dann  unter  Berücksichtigung  der  Schwere 
des  Zigarettenpapieres  mit  dem  Gewicht  des  verausgabten  Tabaks 
verglichen  und  wird  so  festgestellt,  ob  etwa  ausgegebenes  Material 
fehlt.  Da  der  Tabak  den  Arbeiterinnen  für  die  Verarbeitung  etwas 
feucht  geliefert  werden  muß,  dann  aber  in  den  warmen  Arbeits- 
räumen sehr  schnell  trocknet  und  dadurch  an  Gewicht  verliert,  so  wird 
gewöhnlich  ein  Manko  bis  zu  fünfzig  Gramm  pro  Kilo  gelieferten 
Tabaks  nachgesehen.  Wird  beim  Nachwiegen  das  Fehlen  einer 
größeren  Tabakmenge  festgestellt,  so  hat  die  Arbeiterin  entweder 
mit  dem  Material  gewüstet  oder  sie  hat  gestohlen.  In  jedem  Falle 
wird  ihr  der  Wert  des  über  fünfzig  Gramm  fehlenden  Tabaks  vom 
Lohne  abgezogen;  kommen  derartige  Unregelmäßigkeiten  aber  öfter 
vor,  so  wird  sie  entlassen.  Außer  dem  Nachwiegen  erfolgt  noch 
eine  weitere  Kontrolle  der  gelieferten  Arbeit  und  zwar  auf  ihre 
Beschaffenheit    hin.     Der  Werkmeister    überzeugt    sich    durch   Ent- 
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nähme  von  Stichproben,  ob  die  Arbeit  gut  ausgeführt  ist.  Je  nach- 
dem die  Arbeiterin  als  mehr  oder  weniger  sorgfältig  bekannt  ist, 
wird  diese  Untersuchung  eine  nur  oberflächliche  oder  eingehendere 
sein.  Fehlerhafte  Fabrikate  werden  hicibei  zur  Umarbeitung  zurück- 
gegeben. Sind  die  Zigaretten  angenommen,  so  werden  auf  der 
Lohnliste  das  festgestellte  Gewicht  der  gelieferten  Zigaretten  und 
das  des  etwa  zurückgegebenen,  übrig  gebliebenen  Tabaks,  ferner 
Zahl  und  Sortenname  der  gelieferten  Zigaretten,  der  Millepreis,  der 
für  das  Anfertigen  derselben  gezahlt  wird,  und  der  von  der  Ar- 
beiterin verdiente  Lohn  vermerkt.  Letzterer  Posten  wird  zugleich 
vom  Lohnbuchführer  in  das  von  ihm  geführte  Lohnbuch  eingetragen. 

Muster  einer  Lohnliste! 


Lohn-Liste  Woche.         Arbeiterin  No. 

erhalte  ner 
Tabak 

Gewicht        zurück- 
der          gegebener 
Zigaretten       Tabak 

i i ' 

(-   1-  r    1                                        Preis 

Papier     ^fiitln'n            Sorte                pro              ^^    , 
^          Zigaretten                                     j^^^^             Mark 

Rest 
an  Papier: 

gelieferte 

Zigaretten : 

Kr.-K. 
J.-K. 

Handtuch 
Strafgeld 

Papier  rt 

Ickständig: 

Nachgerechnet:          Sa:    i 

j 

An  den  Ständer,  in  dem  sich  die  gelieferten  Zigaretten  befinden, 
hängt  der  Werkmeister  sodann  noch  einen  „Begleit-Zettel",  der 
gewöhnlich  diesen  Vordruck  zeigt: 


i 

Nr> 

1 

'  Verpacken 

(der  Zigarettenmacherin)           i  (Datum 

des  Tages  der  Ablieferung) ; 

zu 

( 

- 1 

Stück 

Anzahl   und  Sortenname   der  Zigaretten) 

Verpackt  durch: 
(Nummer    der  Packerin) 

Fehlen  oder  schlechte 
Stück 

Nachgeliefert 
Stück  am  

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.    Erg£nzungsheft  33. 


—  so- 
hl die  hierfür  besthiiintcii  Ivuhriken  des  Zettels  trägt  er  dabei 
die  Nummer  der  abheferndcn  Arbeiterin  und  das  Datum  des  Tages, 
an  dem  die  Zigaretten  abgehei'ert  sind,  ein.  Dann  läßt  er  den 
Ständer  mit  den  Zigaretten  in  das  seiner  Aufsicht  anvertraute 
„Lager  für  halbfertige  Fabrikate"  bringen,  wo  derselbe 
solange  unangerührt  verbleibt,  bis  auf  Order  seine  Abgabe  an  die 
Fackerei  erfolgt. 

Außer  mit  der  Hand  werden  in  der  Zigarcttenanfertigungs- 
Abteilung  gegebenenfalls  auch  noch  mit  Maschinen  Zigaretten 
hergestellt,  teils  mit  sogenannten  „Stopfmaschinen",  welche 
die  auf  maschinellem  Wege  hergestellten  Hülsen  mit  Tabak  füllen, 
teils  mit  automatisch  arbeitenden  Zigarettenmaschinen,  die  die  voll- 
ständige Herstellung  der  Zigaretten  mit  Ausnahme  des  Tabak- 
schneidens übernehmen.  Solche  Maschinen  findet  man  aber,  wie 
schon  weiter  oben  angedeutet  ist,  nur  in  großen  Betrieben,  da  nicht 
nur  ein  größeres  Anlagekapital  zur  Beschaffung  dieser  Maschinen 
erforderlich  ist  (eine  Zigarettenmaschine  kostet  10 — 22000  Mk.), 
sondern  auch  noch  ein  bei  weitem  größeres  Betriebskapital 
für  die  Beschaffung  der  von  den  Maschinen  zu  verarbeitenden  Roh- 
stoffe, für  Reklame,  um  den  gewaltigen  Produktenmengen  dieser 
Maschinen  Absatz  zu  verschaffen,  für  Kartonnagen,  für  kaufmän- 
nisches Personal  usw.  Können  doch  mit  einer  Stopfmaschine,  die 
als  notwendige  Ergänzung  übrigens  stets  eine  Hülsenmaschine  vor- 
aussetzt, stündlich  3 — 6000  Hülsen  mit  Tabak  gefüllt,  mit  einer 
Zigarettenmaschine  gar  in  gleicher  Zeit  5 — 25000  Stück  Zigaretten 
fix  und  fertig  hergestellt  werden. 

Zudem  muß  ein  Fabrikant,  der  mit  Maschinen  arbeitet,  auch 
genügend  Leute  zur  Herstellung  einer  zur  Maschinenproduktion  in 
gewissem  Verhältnis  stehenden  Produktion  von  Handarbeitszigaretten 
haben,  da  es  in  der  Zigarettenindustrie  fast  allgemein  üblich  ist,  daß 
jede  Fabrik  alle  Preislagen  herstellt,  und  der  Händler  deshalb 
seinen  Bedarf  an  billigen  Sorten  (Maschinen-Zigaretten)  auch  gleich 
bei  dem  Fabrikanten  eindeckt,  der  ihm  die  besseren  Qualitäten 
(Handarbeits-Zigaretten)  liefert. 

Über  die  Arbeitsweise  einer  Zigarettenmaschine  seien  hier  einige 
Angaben  gemacht:  Von  einem  endlosen^  Tuche,  das  um  zwei  in 
einiger  Entfernung  voneinander  befindliche  Walzen  -rotiert,  fällt  der 
von  einer  Arbeiterin  gleichmäßig  verteilt  darauf  gelegte,  geschnittene 
Tabak  in  eine  schmale  Rinne,  deren  Boden  gleichfalls  durch  ein 
schmales,  rotierendes  Band  gebildet  wird.  Auf  diesem  Bande  ge- 
langt der  lose  Tabak  in  einen  Formapparat,  die  sogenannte  Kammer, 
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in  der  er  zu  einem  runden  Strange  zusammengepreßt  wird.  An 
einer  anderen  Stelle  der  Maschine  ist  eine  Bobine  aufgesetzt,  von 
welcher  sich  der  Papierstreifen  automatisch  abwickelt  und  durch 
einen  Druckapparat  geht,  in  dem  das  Papier  mit  Firma-  und  Sorten- 
namenauf druck  versehen  wird.  Von  dem  Druckapparat  gelangt  der 
Papierstreifen  an  einer  rotierenden  Scheibe  vorbei,  die  automatisch 
aus  einem  Behälter  mit  Leim  beschmiert  wird  und  den  Papierstreifen 
an  der  einen  Längsseite  berührt  und  mit  Leim  versieht,  an  die 
Kammer,  wird  automatisch  um  dieselbe  gelegt,  zu  einer  Papierröhre 
geformt  und  zusammengeleimt.  In  diese  sich  immer  wieder  erneu- 
ernde Hülse  gelangt  der  Tabakstrang  bei  seinem  Austritt  aus  der 
Kammer.  Die  jetzt  entstehende,  endlose  Zigarette  wird  nur  noch 
durch  einen  Schneideapparat  in  Stücke  von  gewünschter  Länge* 
zerschnitten  und  die  Zigarette  ist  fertig. 

Zur  Bedienung  einer  solchen  Zigarettenmaschine  sind  drei 
Personen  erforderlich:  Ein  Maschinenführer,  der  aber  mehrere 
Maschinen  zugleich  versehen  kann,  eine  Arbeiterin  zum  Aufle^-en 
des  Tabaks  und  eine  zum  Abnehmen  der  fertigen  Zigaretten. 
Aufgabe  der  letzteren  ist  es  auch,  etwa  mißratene  Stücke  —  die 
Maschinen  produzieren  durchschnittlich  2 — 4  Proz.  Ausschuß  — 
auszusortieren.  Diese  Ausschußzigaretten  werden  wieder  aufo-e- 
schnitten  —  in  großen  Betrieben  geschieht  dies  meist  durch  besondere 
Aufreißmaschinen  —  und  ihres  Tabakinhaltes  beraubt.  Der  so  wieder 
gewonnene  Tabak  wird  von  neuem  zur  Zigarettenfabrikation  verwendet. 

Gleich  den  Handarbeiterinnen  erhält  auch  der  Maschinenführer 
an  der  Tabakausgabestelle  sein  Tabakquantum  zugewogen  und  die 
Bobinen  zugezählt;  hier  liefert  er  auch  nach  Verarbeitung  des  er- 
haltenen Materials  die  daraus  gefertigten  Fabrikate  einschließhch 
der  Ausschußzigaretten  ab,  wobei  wiederum  in  üblicher  Weise  ein 
Nachwiegen  stattfindet.  Sodann  wandern  auch  die  Maschinen- 
Zigaretten  in  das  Lager  für  halbfertige  Fabrikate. 

Die  Maschinen  machen  für  den  Zigarettenfabrikanten  das  Halten 
einer  besonderen  Reparatur-  und  Messer  schleif  Werkstatt 
notwendig.  In  der  Reparaturwerkstätte  einer  großen  Zigaretten- 
fabrik sind  andauernd  mehrere  Schlosser  unter  Leitung  eines  Werk- 
führers damit  beschäftigt ,  entstandene  Schäden  zu  reparieren, 
wünschenswerte  Verbesserungen  an  den  Maschinen  anzubringen 
usw.  In  der  Messerschleiferei  werden  von  besonders  hierzu  an- 
gestellten Schleifern  mit  Maschinen  die  Messer  für  die  Tabakschneide-, 
Hülsen-,  Stopf-  und  Zigarettenmaschinen,  die  stets  haarscharf  sein 
müssen,  geschliffen. 

4* 
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Fragen  wir  schließlich  nocli  nach  der  P  rod  u  k  t  io  n  sv  e  r- 
hilligung-,  die  die  Maschine  gegenüber  der  Handarbeit  gewährt, 
so  erhalten  wir  hierüber  durch  folgende  Berechnung  Aufschluß: 
Ein  Maschinenführer  kann  vier  Maschinen  bedienen.  Er  erhält 
durchschnittlich  vierzig  Mark  pro  Woche;  auf  eine  Maschine  kommen 
demnach  zehn  Mark.  Hierzu  kommt  noch  eine  Tabakauflegerin, 
die  pro  Woche  durchschnittlich  dreizehn  Mark  erhält,  und  eine 
Zigarettenabnehmerin  mit  dem  gleichen  Lohne.  Es  ergeben  sich 
also  pro  Maschine  für  lebendige  Kraft  wöchentlich  sechsunddreißig 
Mark,  pro  Tag  sechs  Mark.  Setzen  wir  die  Tagesproduktion  einer 
Zigarettenmaschine  mit  sechzigtausend  Stück  in  Rechnung  (dies  ist 
der  Durchschnitt),  so  ergibt  sich,  daß  für  lebendige  Kraft  bei 
Maschinenarbeit  pro  Mille  Zigaretten  zehn  Pfennig  bezahlt  werden. 
Hinzu  kommen  noch  die  Beträge  für  Amortisation,  Kraft,  Repara- 
turen usw.,  die  von  fachmännischer  Seite  auf  mindestens  sechzig 
Pfennig  veranschlagt  werden.  Hiernach  stellen  sich  die  Kosten  der 
eigentlichen  Anfertigung  bei  Maschinenzigaretten  auf  ingesamt  siebzig 
Pfennig  pro  Mille,  was  gegenüber  der  Plandarbeit,  die  im  Reichs- 
durchschnitt mit  2,30  Mk.  pro  Mille  bezahlt  wird,  eine  Produktions- 
verbilligung von  über  zw-ei  Drittel  darstellt. 

Um  sich  diesen  Vorteil  der  Maschinenarbeit  auch  nutzbar  zu 
machen  und  so  in  billigen  Preislagen  überhaupt  konkurrenzfähig  zu 
bleiben,  pflegen  kleinere  und  mittlere  Fabrikanten,  deren  Mittel  die 
Anschaffung  von  Maschinen  nicht  erlauben,  Maschinenzigaretten  von 
anderen  Betrieben  zu  beziehen.  Es  gibt  in  Deutschland  mehrere 
Fabriken,  die  nur  wieder  für  andere  Fabriken,  die  keine  Maschinen 
zur  Verfügung  haben,  auf  maschinellem  Wege  Zigaretten  herstellen. 
Diese  Betriebe  haben  zum  Teil  eine  enorme  Jahresproduktion,  ohne 
daß  überhaupt  irgend  jemand  außer  den  beteiligten  Kreisen  etwas 
von  ihrer  Existenz  weiß,  weil  ihre  Produkte  alle  unter  den  Namen 
ihrer  Auftraggeber  in  die  Welt  hinausgehen.  Teilweise  betreiben  sie 
die  maschinelle  Herstellung  der  Zigaretten  als  Lohnwerk  —  der  auf- 
traggebende Fabrikant  liefert  Tabak  und  Papier  selbst  und  zahlt  pro 
Tausend  hergestellter  Zigaretten  einen  bestimmten  Betrag,  jetzt  ge- 
wöhnlich eine  Mark  —  oder  Tabak  und  Papier  werden  vom 
Maschinenzigaretten-Fabrikanten  selbst  gejiefert,  und  der  Fabrikant, 
der  die  Ware  bestellt  hat,  ist  lediglich  Abnehmer  der  auf  seine  An- 
weisung hin  hergestellten  Fabrikate. 

Da  den  Maschinenzigaretten  mancherlei  Mängel  anhaften,  die 
Handanfertigung  in  der  Fabrik  aber  für  ganz  billige  Fabrikate 
zu  kostspielig  ist,    so  wählt  man,    um  den  Konsumenten  für  wenig 
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Geld  doch  schon  eine  Handarbeitszigarette  bieten  zu  können,  einen 
dritten  Weg:  Man  bedient  sich  der  Heimarbeit,  die  bedeutend 
bilHger  als  die  Fabrikarbeit  zu  stehen  kommt  9- 

Groß-,  Mittel-  und  Kleinbetriebe  gehen  hierbei  in  gleicher 
Weise  vor. 

Gleich  den  in  der  Fabrik  beschäftigten  Personen  erhalten  auch 
die  Heimarbeiter  an  der  Tabakausgabestelle  in  der  Fabrik  den  Tabak 
zugevvogen  und  die  Papierblättchen  zugezählt.  Hier  müssen  sie  auch 
die  gefertigten  Zigaretten  abliefern,  die  dabei  in  der  üblichen  Weise 
gewogen  und  auf  ihre  Beschaffenheit  hin  geprüft  werden.  Trotz 
aller  dieser  Kontrollmaßregeln  können  aber  Materialunterschlagungen 
nicht  ganz  verhindert  werden.  So  können  unredliche  Heimarbeite- 
rinnen trotz  aller  Kontrolle  Papier  unterschlagen,  da  sie,  um  bei  der 
\"erarbeitung  unbrauchbar  werdende  Hülsen  oder  Blättchen  ersetzen 
zu  können,  zur  Anfertigung  von  1000  Zigaretten  mindestens  1100 
Papierblättchen  erhalten,  über  deren  Verbleib  eine  genaue  Abrech- 
nung nicht  erfolgen  kann.  Femer  können  sie  dem  erhaltenen  Tabak 
minderwertigere  Qualitäten  beimischen  und  den  so  gewonnenen, 
guten  Tabak  in  ihrem  Interesse  verwenden.  Irgend  ein  Hehler,  der 
ihnen  die  gestohlene  und  zudem  noch  unversteuerte  Ware  abnimmt, 
findet  sich  dann  meistens  leicht. 

Teuerere  Tabake  werden  deshalb  von  den  Fabrikanten  auch 
schon  aus  Furcht  vor  Materialunterschlagung  nicht  aus  dem  Haus 
gegeben. 

F.  Die  Verpackung  der  Zigaretten. 

a)  Allgemeines. 
Mit  der  Fertigstellung  der  Zigaretten  sind  Arbeit  und  Kosten 
des  Fabrikanten  noch  nicht  zu  Ende.  Wesentliche  Anforderungen 
stellt  noch  die  Verpackung  der  fertigen  Fabrikate  an  ihn,  nament- 
lich da  die  Zigaretten  auch  schon  in  kleinen  Mengen  von  vielen 
Konsumenten  in  geschlossenen  Packungen  gewünscht  werden^). 
Letzteres  hat  seinen  Grund  darin,  daß  die  Zigaretten,  falls  offen 
verkauft  und  in  Papierbeutel  gelegt,  bei  der  Aufbewahrung  in  der 
Tasche  äußerst  leicht  beschädigt  werden,  denn  das  dünne  Zigaretten- 


1)  Über  die  bedeutende  Differenz  zwischen  den  Löhnen  der  Heim-  und  Fabrik- 
arbeiter siehe  näheres  in  dem  Abschnitt  „Arbeitsverhältnisse". 

2)  Über  die  heute  übhchen  Packungsgrößen  geben  uns  die  in  den  „Viertel- 
jahrsheften" (1908,  Heft  III)  gemachten  Angaben  Aufschluß.  Danach  wurden  im 
Steuerjahre  1907/8  Steuerzeichen  für  folgende  Packungsgrößen  und  Wertklassen 
verkauft  (siehe  umstehende  Tabelle): 
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papier  ist  außerordentlich  empfindlich  und  bekommt  leicht  Knicke, 
Risse  usw.,  wodurch  die  Zigarette  zum  Rauchen  untauglich  oder 
doch   mindestens  der  Rauchgenuß  stark  eingeschränkt  wird. 

Die  so  vorliegende  Notwendigkeit,  den  Konsumenten  die  Ziga- 
retten in  geschlossenen  Packungen  zu  liefern ,  hat  zu  einer 
äußerst  kostspieligen  Luxusentfaltung  im  Verpackungswesen  geführt, 
da  jeder  Fabrikant  bestrebt  war,  durch  besonders  schöne  Ver- 
packung die  Augen  der  Raucher  auf  seine  Fabrikate  zu  lenken. 
Größtenteils  legt  man  die  Zigaretten  in  schön  ausgestattete  Papp- 
schachteln, größere  Mengen  in  feste  Kartons,  geringe  (drei 
bis  zehn  Stück)  in  sogenannte  Sc  hieber  schachteln,  die  aus 
dünner  Glanzpappe  hergestellt  sind.  Von  einigen,  noch  später  zu 
besprechenden  Fällen  abgesehen,  werden  diese  Pappschachteln  fertig 
aus  Kartonnagenfabriken  bezögen.  Zum  Teil  verlangt  die  Mode 
heute,  daß  die  Zigaretten  in  bunten,  vornehmen  Blechdosen  ge- 
boten werden.  Unter  Ausnutzung  deutscher  Reichspatente  liefern 
große  Emballagefabriken  ausschließlich  derartige  Dosen.  Ganz 
billige  Fabrikate  endlich  packt  man  mitunter  auch  in  Beutel  von 
starkem  Papier,  gewöhnlich  nimmt  man  aber  auch  in  diesem  Falle 
Glanzpappe. 

Die  Verpackung  macht  meistens  einen  beträchtlichen  Prozent- 
satz der  Gesamtherstellungskosten  aus.  Große  Kosten  verursachen 
namentlich  die  kleinen  Packungen  (3,  4,  5,  8,  10  Stück  Zigaretten 
enthaltend).  Zur  Erläuterung  hierfür  möge  folgendes  Beispiel 
dienen : 


Für 
Pak- 

Für  Zigai 

etten  im  Kleinverkau 

spreise  pro  Mille : 

kungen 

zu 
Stück 

bis 
15  Mk. 

von 
l5-25Mk. 

von 
2-)— 35Mk. 

1 

von       von 
35-60Mk.  5(>-70Mk. 

über 
70  Mk. 

Insgesamt 
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— 

16S620 

4 

— 

19  191  840 

— 

— 

— 
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5 

l  395  360 
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25  420 

25  2S0 

1260 

5  720 

3  445  3-JO 

8 

6  484  620 

— 

— 

—  . 

— 

— 
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10 
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13  652  720 
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121  020 

161120 

183  838  700 

15 

20  537  140 

— 

— 

— 

— 

— 

20  537  140 

20 

4  769  720 

2  224  020 

3  929  740 
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928  580 
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25 
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50 
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112  000 
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— 
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— 

— 
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— 
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Nehmen  wir  an,  ^'250  Packungen  1),  die  aus  einem  bestimmten 
Material  hergestellt  seien,  kosteten  dem  Fabrikanten  bei  Bezug  aus 
einer  Kartonnagenfabrik  für  das  Mille  Zigaretten  2V2  —  3  Mk.,  so 
würden  sich  V100  Packungen  aus  dem  gleichen  Material  für  eben- 
falls tausend  Zigaretten  auf  1,25 — 1,50  Mk.  stellen. 

Hierzu  kommt  noch,  daß  kleine  Packungen  auch  beim  Ver- 
packen der  Zigaretten  viel  mehr  Arbeit  verursachen,  denn  1000 
Zigaretten  sind  schneller  in  10  als  in  100  oder  gar  250  verschie- 
dene Kästen  gelegt. 

Neben  der  Größe  kommt  es  für  die  Bestimmung  der  Höhe  der 
Kosten  noch  bedeutend  mehr  auf  das  Material,  aus  dem  die  Packung 
gefertigt  ist,  und  auf  die  Art  ihrer  Ausstattung  an.  Am  teuersten 
stellen  sich  die  emaillierten  Blechdosen ,  für  die  mitunter  von  den 
Zigarettenfabrikanten  ganz  beträchtliche  Summen  ausgegeben  werden. 
So  stellen  sich  z.  B.  die  Blechdosen  für  '/-io  Packungen  einer  großen 
Dresdner  Zigarettenfabrik,  die  freilich  auch  vorzüglich  ausgestattet 
sind,  auf  sechzehn  Pfennig  pro  Stück.  Diesen  Preis  muß  der 
Fabrikant  der  Emballagefabrik  bezahlen.  Billiger  als  Blech  kommen 
die  anderen  Packmaterialien  zu  stehen. 

Dm  ein  Mille  Zigaretten  zu  ^/loo  Packungen  zu  verpacken,  muß 
der  Fabrikant  im  Durchschnitt  anlegen :  Papierbeutel  35  Pfg, 
Schieberkästen  aus  dünner  Glanzpappe  1,50  Mk.,  feste  Karton- 
schachteln 2,50  Mk.,  Blechdosen  4  Mk. 

Die  Preise  richten  sich  natürlich  auch  nach  der  Menge,  die  der 
Fabrikant  gleichzeitig  bei  derBlechemballagen- bez.  Kartonnagenfabrik 
bestellt  und  abnimmt.  „Bei  schön  ausgestatteten  Schachteln  werden 
nicht  Hunderte,  nicht  Tausende,  sondern  es  werden  Zehntausende  und 
Hunderttausende  Stück  gleichzeitig  bestellt.  Gerade  durch  die  Be- 
stellung in  großen  Massen,  dadurch  daß  man  bei  den  verschiedenen 
Papierbearbeitungsmaschinen,  Druckerpressen  usw.  die  entsprechen- 
den Einrichtungen  trifft,  werden  solche  Schachteln  viel  billiger,  daß 
z.  B.  Schachteln,  die  bei  Bestellung  zu  hundert  Stück  elf  Mark 
kosten,  sich  bei  Bestellung  von  zehntausend  Stück  auf  einmal  pro 
hundert  Stück  nur  auf  vier  Mark  stellen"  2). 

b.  Die  Kartonnagenfabrikation  in  eigener  Regie. 
Nicht    alle    Zigarettenfabriken    lassen    sich    die    erforderlichen 
Kartonnagen    in  fremden  Spezialbetrieben  anfertigen;    eine  Anzahl 

1)  Man  geht  stets  vom  Tausend  aus,  sodaß  ^j-aa  Packungen  solche  sind,  die 
>ooo^2.->o  =  4  Zigaretten    enthalten. 

2)  Stenographische  Reichstagsberichte,  Band  217,  Seite  2937. 
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derselben  stellt  sie  sich  vielmehr  selbst  her.  Diese  Betriebe  weisen 
eine  besondere  Abteilung  auf,  in  der  ständig  unter  Leitung  eines 
Werkmeisters,  der  gelernter  Buchbinder  ist,  eine  größere  Anzahl 
von  Arbeitern  (Papierschneider,  Kästchen -Zusammensetzerinnen, 
Golddruckprägerinnen,  Nadlerinnen  u.  a.)  damit  beschäftigt  sind, 
aus  den  von  Papierfabriken  bezogenen  Pappbogen  Schachteln  und 
Kästchen  herzustellen.  Der  Produktionsprozeß  geht  hierbei  in 
folgender  Weise  vor  sich:  Zuerst  stellt  der  Werkmeister  eine 
Anzahl  von  Probekartons  verschiedenen  Formates  her,  die  er  im 
Rohzustande  den  Fabrikleitern  zur  Beurteilung  vorlegt.  Diese 
wählen  nun  aus  den  vorgelegten  Musterkartons  denjenigen  aus, 
der  ihnen  am  besten  gefällt,  bez.  verwerfen  sie  alle  Muster  und 
lassen  noch  einmal  eine  neue  Kollektion  anfertigen.  Haben  sie 
sich  für  ein  bestimmtes  Format  entschieden ,  so  kommt  nunmehr 
die  nicht  immer  leichte  Wahl  der  Ausstattung  daran.  Auf  die 
Deckel  der  Kartons  werden  gewöhniich  Eticjuetten  geklebt,  die  von 
lithographischen  Anstalten  bezogen  werden.  Der  Etiquette  muß 
auch  die  übrige  Ausstattung  der  Kästen  angepaßt  sein,  deren  Aus- 
lührung  der  Fabrikleiter  zusammen  mit  seinem  Werkmeister  bespricht. 

Ist  man  sich  endlich  über  die  gesamte  Ausstattung  der  Schach- 
teln schlüssig  geworden,  so  werden  jetzt  erst  wieder  einige,  voll- 
ständig ausgestattete  Probekartons  hergestellt ;  erst  wenn  diese  ge- 
fallen, wird  mit  der  Fabrikation  im  großen  begonnen;  Mit  Papier- 
schneidemaschinen wird  die  zu  den  Kästchen  notwendige  Pappe 
und  ebenso  das  zum  Bekleben  der  Kästen  erforderliche  Papier  in 
passende  Stücke  geschnitten.  Aufgabe  bestimmter  Arbeiterinnen 
ist  es  nun,  aus  den  zugeschnittenen  Pappstücken  die  Kästen  zu- 
sammenzuleimen ,  während  wieder  andere  Arbeiterinnen  die  zu- 
sammengeleimten Kästen  mit  Etiketten  und  Papier  bekleben. 

Beschriebenes  Verfahren  ist  das  bei  der  Herstellung  fester 
Kartonschachteln  übliche. 

Für  die  Herstellung  der  leichten  „Schieberschachteln"  dagegen 
bezieht  man  aus  Papierfabriken  dünne  Glanzpappe  in  Bogen ,  die 
man  in  lithographischen  Anstalten  mit  gewünschtem  Bilder-  und 
Schriftaufdruck  versehen  läßt.  In  der  Kartonnagenabteilung  der 
Zigarettenfabrik  selbst  wird  dann  aus  diesen  ,, Bilderbogen"  durch 
Maschinen  die  zu  einer  Schachtel  ihren  'äußeren  Umrissen  nach 
notwendige  Pappe  ausgestanzt,  sodaß  es  nur  noch  einiger  Hand- 
griffe seitens  einer  Arbeiterin  bedarf,  um  aus  dem  geformten  und 
bedruckten  Pappstück,  das  zuvor  noch  von  einer  Ritzmaschine  be- 
arbeitet worden  ist,  die  Schachtel  zu  falten  und  zu  kleben. 
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Die  Produktionsverbilligung,  die  durch  Anfertigung  der  nötigen 
Kartonnagen  in  eigener  Regie  erzielt  wird,  ist  ziemlich  bedeutend ; 
durchschnittlich  stellt  sich  dem  Zigarettenfabrikanten  das  selbst  her- 
gestellte Packmaterial  um  zehn  bis  zwanzig  Prozent  billiger  als  das 
fertig  bezogene.  Hierzu  kommt  noch  der  Vorteil,  daß  man  je  nach 
Bedarf  anfertigen  kann ;  hat  sich  eine  Verpackungsfonn  als  unprak- 
tisch oder  ungefällig  erwiesen,  so  kann  man  sofort  zur  Herstellung 
einer  anderen  übergehen.  Ein  Fabrikant  dagegen,  der  viele  Tau- 
sende von  Kartons  derselben  Art  auf  einmal  aus  einer  Kartonnagen- 
fabrik bezogen  hat,  muß,  falls  sich  die  Packung  aus  irgend  einem 
Grunde  als  unpassend  erwiesen  hat,  trotzdem  die  alten  Vorräte 
aufbrauchen  oder  er  muß  sie  wegwerfen  und  erleidet  so  große 
Verluste. 

Da  sich  die  Anlage  einer  eigenen  Kartonnagen-Fabrikations- 
stelle  aber  nur  bei  einer  gewissen  Größe  und  Stetigkeit  der  Aus- 
nutzung lohnt,  so  ist  sie  nur  für  die  größten  Zigarettenfabriken 
rentabel  und  möglich. 

Die  Blechdosen ,  die  auch  zur  \^erpackung  von  Zigaretten 
dienen,  werden  von  keiner  Zigarettenfabrik  selbst  hergestellt,  son- 
dern stets  von  besonderen  Blechemballagefabriken  bezogen,  da  ihre 
Herstellung  teure  Anlagen  erfordert  und  eine  Anfertigung  derselben 
in  eigener  Regie  sich  auch  für  die  größten  Zigarettenfabriken 
wegen  des  relativ  geringen  Bedarfes  daran  nicht  verlohnen  würde. 

c)  Die  Packabteilung. 

Die  Packabteilung  einer  Zigarettenfabrik  besteht  eigentlich 
wieder  aus  drei  verschiedenen  Abteilungen:  1.  der  Abteilung  für 
Verpackung  der  losen  Zigaretten  in  Schachteln,  2.  der  Abteilung 
für  Banderolierung  der  Schachteln  und  3.  der  Abteilung  für  Ver- 
packung der  banderolierten  Schachteln  zu  '/2  und  1  Mille  Paketen; 
hierzu  tritt  für  diejenigen  Fabriken,  die  auch  Rauchtabak  anfertigen, 
noch  die  Abteilung  für  Rauchtabakverpackung.  Die  Aufsicht  über 
alle  diese  Abteilungen  führt  ein  Beamter,  der  sich  von  der  „Lager- 
verwaltung für  halbfertige  Fabrikate"  die  Zigaretten,  von  der  Kar- 
tonnagenabteilung oder,  falls  eine  solche  nicht  besteht,  von  der 
Papierlagerverwaltung  die  Kartons  usw.  und  gegebenenfalls  von  der 
Tabakschneiderei  den  Rauchtabak  aushändigen  läßt. 

Die  Packerinnen  erhalten  von  ihm  die  Zigaretten  in  denselben 
Ständern  ,  in  denen  sie  von  den  Zigarettenmacherinnen  abgeliefert 
sind ;  die  Stückzahl,  zu  der  sie  die  Zigaretten  zu  verpacken  haben, 
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finden  sie  hierbei  auf  dem  „Bcgleit-Zettel"  ')  angegeben  ,  der  dem 
Ständer  angeheftet  ist.  Nachdem  sie  sich  auch  noch  die  zum  Ver- 
j)a(ken  nötigen  Schachtehi  haben  ausliefern  lassen,  begeben  sie 
^icii  an  ihre  Plätze  und  verrichten  hier  ihre  Arbeit. 

Hei  Gelegenheit  des  Verpackens  erfolgt  zugleich  nochmals  eine 
Kontrolle  der  Zigarettenmachcrinnen,  denn  die  Packerinnen  sind 
streng  angewiesen,  nur  tadellose  Stücke  zu  verpacken,  fehlerhafte 
Fabrikate  dagegen  auszusortieren  und  zurückzuliefern.  Ferner  stellt 
sich  jetzt  genau  heraus,  ob  die  von  der  Zigarettenmacherin  beim 
Abliefern  angegebene  und  auf  dem  Begleit-Zettel  vermerkte  Stück- 
zahl mit  der  Wirklichkeit  übereinstimmt.  Ihre  diesbezüglichen  Be- 
obachtungen hat  die  Packerin  auf  dem  Begleit-Zettel  in  die  Rubrik 
,, Fehlen  oder  schlechte  .  .  .  Stück"  einzutragen  ,  dazu  an  anderer 
Stelle  des"  Zettels  den  Tag,  au  dem  sie  die  Zigaretten  verpackt  hat, 
und  ihre  Lohnbuchnummer. 

Auch  in  die  Zigarettenschachteln  muß  die  Packerin ,  falls  es 
sich  um  bessere  Zigaretten  handelt,  sowohl' ih  re  Nummer  als  auch 
die  der  Zigarettenmacherin,  die  auf  dem  Begleit-Zettel  angegeben 
ist,  eintragen.  Stellt  sich  nun  beim  Händler  heraus,  daß  ihm  ge- 
lieferte Ware  nicht  gut  gearbeitet  oder  nicht  richtig  gepackt  ist, 
so  teilt  er  dem  Fabrikanten  bei  seiner  Reklamation  nur  die  in  dem 
Kästchen  gefundenen  Nummern  mit.  Letzterer  kann  dann  sofort 
aus  seinen  Büchern  ersehen,  wen  die  Schuld  an  dem  Vorfall  trifft. 

Hat  eine  Arbeiterin  das  ihr  übergebene  Quantum  Zigaretten 
verpackt,  so  liefert  sie  die  vollgepackten  Schachteln  und  den  Stän- 
der, in  dem  sich  die  Zigaretten  befanden,  wieder  an  den  Werk- 
meister ab ,  ebenso  auch  etwaige  schlechte  Stücke.  Hierbei  wird 
ihr  der  verdiente  Lohn  vom  Lohnbuchführer  im  Lohnbuch  und  auf 
der  Lohnliste  gutgeschrieben. 

Falls  von  der  Packerin  gemeldet  ist,  daß  Stücke  fehlten  oder 
zum  Verpacken  untauglich  waren,  so  wird  der  Ständer  nebst  etwa 
aussortierten  Stücken  nochmals  in  die  Zigarettenanfertigungs-Ab- 
teilung  zurückgeschickt,  damit  die  in  Frage  kommende  Zigaretten- 
macherin das  Fehlende  ergänze.  Die  erfolgte  Nachlieferung  der 
Stücke  wird  wiederum  vom  Werkmeister  der  Zigarettenanfertigungs- 
Abteilung  auf  dem  Begleit-Zettel  vermerkt;  hierauf  wird  der  Ständer 
wieder  in  die  Packabteilung  zurückgeschickt,  wo  die  nachgelieferten 
Stücke  noch  nachträglich  verpackt  werden. 

Die  gepackten  Schachteln  gelangen  in  die  Hände  besonderer 
Aj-beiterinnen,  sogenannter  Banderoliererinnen,   die  sie  mit  den  vor- 

1)  Vergl.  das  Muster  auf  Seite  49. 
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schriftsmäßigen  Steuerzeichen  versehen.  Da  letztere  von  der  Steuer- 
behörde in  Bogen  zu  je  zwanzig  Stück  und  in  ungummiertem  Zu- 
stande geliefert  werden,  so  haben  die  Zigarettenfabrikanten  beson- 
dere Papierschneidemaschinen  zum  Zerschneiden  und  auch  beson- 
dere Anleimapparate  zum  Gummieren  dieser  Bogen  aufstellen  müssen. 
In  letzter  Zeit  hat  man  in  einigen  Betrieben  auch  Maschinen  auf- 
gestellt, die  automatisch  die  zugeschnittenen  Banderolenstreifen  mit 
Klebstoff  versehen  und  den  Packungen  umlegen.  Die  Leistung 
einer  solchen  Maschine  beläuft  sich  auf  vierzig  bis  fünfzig  Bande- 
rolierungen in  der  Minute,  was  gegenüber  der  immerhin  mühseligen 
Handarbeit  eine  bedeutende  Zeit-  und  Kostenersparnis  bedeutet. 

Die  banderolierten  Packungen  der  einzelnen  Sorten  werden 
endlich  noch  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  zu  größeren  Posten  ('/'2 
bis  1  Mille  Zigaretten)  vereint.  In  dieser  Gestalt  verläßt  dann  die 
Ware  den  Packsaal,  um  dem  unter  steueramtlicher  Kontrolle  stehen- 
den ,,  Lager  für  fertige  Fabrikate"  zugeführt  zu  werden')- 

In  diesem  ,, Lager  für  fertige  Fabrikate"  sind  in  jeder  größeren 
Zigarettenfabrik  außer  einem  Lagerverwalter  noch  eine  Anzahl 
von  Unterbeamten  und  Mädchen  damit  beschäftigt,  die  aus  der  Packerei 
gekommenen  Waren  einzuordnen  und  die  Kommissionen  zusammen- 
zustellen. Dem  Lagei-ver Walter  fällt  dabei  noch  die  Aufgabe  zu, 
den  Meistern  der  verschiedenen  Betriebsabteilungen  allabendlich 
für  den  nächsten  Tag  Arbeitsanweisungen  zu  geben.  Zu  dieser 
Funktion  befähigt  ihn  seine  genaue  Kenntnis  der  Lagervorräte  und 
der  täglichen  Ausgänge. 

Den  Schluß  dieses  Abschnittes  mögen  einige  Angaben  über 
die  Organisation  des  Versandes,  wie  ich  sie  in  einer  großen 
Zigarettenfabrik  kennen  gelernt  habe,  bilden. 

Laufen  die  Bestellungen  mit  der  Post  ein,  so  werden  sie  zu- 
nächst von  der  Korrespondenz-Abteilung  in  Empfang  genommen, 
mit  dem  Datumstempel  des  Empfangstages  versehen  und  dabei  zu- 
gleich gesichtet.  Sodann  werden  die  Aufträge  der  einzelnen  Rei- 
senden bez.  PI  atz  Vertreter  in  besondere  Kontrollmappen  unter  deren 
Namen  eingetragen,  damit  der  Fabrikant  jederzeit  feststellen  kann, 
wieviel  ihm  jeder  dieser  Leute  wert  ist.  Hierauf  gehen  die  Bestell- 
zettel in  die  Buchhalterei  zur  Prüfung  der  Zahlungsfähigkeit  des 
Auftraggebers.  Ergibt  die  Prüfung  in  den  Büchern,  daß  das  Konto 
desselben  schon  zu  stark  belastet  ist,    so  wird  der  Auftrag  in  an- 


1)  Vergl.  hierzu  auch  die  Vorschriften  in   §  34  der  Ausführungsbestimmungen 
zum  Zigarettensteuer-Gesetz. 
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gemessener  Weise  reduziert  oder  es  wird  um  vorherige  Einsendung 
der  noch  schuldigen  Beträge  gebeten.  Bei  neuen  Kunden  werden 
stets  vor  Effektuierung  der  Aufträge  Auskünfte  über  die  Zahlungs- 
fähigkeit bei  verschiedenen  Büros  eingeholt';. 

Alle  Aufträge,  die  effektuiert  werden  sollen,  werden  weiter  zur 
Eintragung  in  das  Kommissionsbuch  gegeben  und  nur  die  hier 
verzeichneten  Posten  werden  den  Verkäufern  (Agenten  oder  Rei- 
senden) in  Rechnung  gestellt.  Darauf  gelangen  die  Bestellzettel  zum 
Lagerverwalter,  der  die  Kommissionen  zusammenstellt  und  an  die 
Versandabteilung  weiter  gibt.  Die  Bestellzettel  selbst  kommen 
wieder  in  der  Buchhalterei  zur  Ausschreibung  einer  Rechnung  zu- 
rück, deren  Inhalt  in  das  Fakturenkopiebuch  übertragen  wird.  So 
werden  nunmehr  die  Eintragungen  des  Kommissionsbuches  durch 
die  Angaben  des  Fakturenkopiebuches  kontrolliert,  aus  welch' 
letzterem  dann  noch  die  Übertragung  der  einzelnen  Posten  ins 
Hauptbuch  erfolgt. 

1)  Bei  allen  diesen  Vorsichtsmaßregeln  weiden  in  betreffendem  Betriebe  jähr- 
lich fünf  Prozent  für  Außenstände  abgeschrieben;  durchschnittlich  machen  die  un- 
einbringbaren  Außenstände  aber  nicht  mehr  als  zwei  Prozent  aus. 


IV.  Abschnitt. 

Die  Absatzverhältnisse. 
A.  Die  Organisation  des  Absatzes  in  Deutschland. 

Den  Vertrieb  ihrer  Produkte  an  die  Händler  übernehmen  die 
kleineren  Fabrikanten,  die  nur  für  den  lokalen  Markt  arbeiten, 
meistens  selbst.  Der  Besitzer  eines  solchen  Betriebes  sucht  die 
Kleinhändler  auf,  legt  ihnen  seine  Waren  vor,  erkundigt  sich  nach 
seinen  Wünschen  und  läßt  gegebenenfalls  besondere  Qualitäten 
oder  Verpackungen  für  einzelne  Händler  anfertigen.  Mitunter  über- 
nimmt er  auch,  falls  er  seine  Geschäftsreisen  weiter  ausdehnen 
will,  zwecks  Verminderung  der  Reiseunkosten  noch  die  Vertretung 
einer  Zigarrenfabrik.  Seine  Absatzunkosten  sind  deshalb  gering 
und    beschränken    sich    lediglich    auf  die  eigentlichen  Reisespesen. 

Kostspieliger  und  weitläufiger  gestaltet  sich  dagegen  der  Absatz  bei 
größeren  Zigarettenfabriken.  Hier  bedarf  es  eines  planmäßigen 
Vorgehens  für  den  Fabrikanten,  der  für  die  einzelnen  Fälle  fest- 
stellen muß,  wie  er  seine  Erzeugnisse  auf  die  wirksamste  und  doch 
billigste  Weise  zum  Angebot  bringen  kann. 

Gegenden  konzentrierten  Bedarfes,  also  größere  Städte  mit 
ihrer  näheren  Umgebung,  werden  einem  „Vertreter"  zur  Bear- 
beitung überwiesen,  der  die  Händler  seines  Distriktes  aufsucht,  die 
Aufträge  entgegennimmt  und  sie  der  Fabrik  übermittelt.  Diese 
Leute  vertreten  immer  nur  eine  Zigarettenfabrik,  wobei  sie  aller- 
dings in  der  übergroßen  Anzahl,  um  ihre  Gewinnchancen  zu  ver- 
größern, noch  Vertretungen  von  einigen  Zigarrenfabriken  ausüben. 
Es  besteht  nämlich  in  der  Zigarrenindustrie  die  Einrichtung,  daß 
nicht  alle  Fabriken  dieselben  Preislagen  herstellen  und  vertreiben 
lassen.  Es  gibt  Fabriken,  die  als  Spezialität  die  Herstellung  der 
Vier-,  Fünf-  und  Sechspfennig-Zigarren  betreiben.  Eine  Reihe  an- 
derer Firmen  fertigt  ausschließlich  mittlere  Preislagen  zum  Klein- 
verkaufspreise von  sieben  bis  fünfzehn  Pfennigen  an,  und  weiter 
gibt  es  Zigarrenfabriken,  die  ausschließlich  Zisrarren  höherer  Preis- 
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latjcn  liefern,  bez.  deren  Al)>atz  in  mittleren  Preislagen  ein  ganz 
unbeträchtlicher  ist.  Aus  dieser  Abstufung  heraus  verträgt  es  sich 
sehr  wohl,  wenn  ein  Agent  mehrere  Zigarrenfabriken  vertritt, 
was  auch  in  praxi  geschieht.  Bei  Zigarettenfabriken  aber  ist  es 
anders.  Sie  liefern,  wie  schon  erwähnt,  fast  alle  sämtliche 
Preislagen,  sodaß  ein  Vertreter,  der  zwei  Zigarettenfabriken  vertritt, 
die  eine  Konkurrenz  mit  der  andern  ausheben  würde. 

Die  Waren  selbst,  die  beim  Vertreter  bestellt  sind,  werden 
lediglich  vom  Fabrikationsort  aus  an  die  Kleinhändler  verschickt. 
Nur  an  ganz  wenigen  Plätzen  lebhaftester  Nachfrage,  so  z.  B.  in 
Berlin  werden  von  seilen  einiger  Dresdener  Fabrikanten  zwecks 
Ersparnis  unnötiger  Transportkosten  Lager  gehalten,  die 
ein  vollständiges  Sortiment  aller  Erzeugnisse  betreffender  Fabriken 
aufweisen. 

Als  Vergütung  für  ihre  Bemühungen  erhalten  die  Vertreter 
Provision.  Bei  der  Bestimmung  der  Höhe  dieser  Provision  sprechen 
die  verschiedensten  Faktoren  mit.  Ein  bisher  unbekanntes  Fabrikat 
unterzubringen,  ist  naturgemäß  schwieriger,  als  eine  wohlbekannte 
Marke  zu  vertreiben,  hifolgedessen  ist  der  Prozentsatz,  der  für 
Provision  auszuwerfen  ist ,  bei  unbekannten  Marken  höher  als  bei 
den  schon  in  Händler-  und  Konsumentenkreisen  als  vorzüglich  und 
des  Einführens  wert  erkannten,  älteren  Konsummarken.  Mit  in  die 
Wagschale  fällt  auch  die  Preislage  der  Zigaretten  sowie  die  Art 
ihrer  Aufmachung  und  Ausstattung.  Im  allgemeinen  läßt  sich 
sagen,  daß  zwischen  fünf  und  zwanzig  Prozent  Provision  an  die 
Agenten  bezahlt  wird. 

Mitunter  halten  sich  die  an  den  größten  Plätzen  etablierten 
Vertreter,  die  das  Geschäft  nicht  allein  bewältigen  können,  wieder 
Reisende,  denen  sie  aus  eigener  Tasche  festes  Gehalt  oder  Provision 
gewähren.  Die  Fabrik  selbst  hat  mit  diesen  Unteragenten  nichts  zu  tun. 

Von  vielen  Fabriken  werden  auch  nach  den  Orten,  an  denen 
sie  Vertreter  haben,  jährlich  mehrmals  besondere  Reisende  aus- 
gesandt, um  die  Kundschaft  in  Begleitung  der  Agenten  zu  besuchen, 
die  neuesten  Muster  vorzulegen  und  um  überhaupt  der  Fabrik 
nähere  Fühlung  mit  ihren  Kunden  zu  verschaffen  und  zugleich  die 
Agenten  zu  kontrollieren. 

Wo  der  Bedarf  so  gering  ist,  daß  ein  ständiger  Vertreter  nicht 
genug  Verdienst  finden  würde,  dorthin  sendet  der  Fabrikant  Rei- 
sende, um  den  Absatz  zu  vermitteln.  Diese  Leute  sind  zumeist 
fest  mit  Gehalt  angestellt,  erhalten  aber  außerdem  als  Gegenleistung 
für  aufgewandte  Reiseunkosten  einen  bestimmten  Betrag  als  Tages- 
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Spesen  und  außerdem  in  vielen  Fällen  einen  kleinen  Prozentsatz 
an  Provision,  um  ihr  Interesse  am   Verkaufe  besonders  zu  wecken. 

In  dritter  Linie  bedient  sich  der  Fabrikant  zum  Zwecke  des 
Vertriebes  seiner  W^aren  an  den  Kleinhändler  noch  des  Grossisten, 
dessen  Wirkungskreis  aber  immer  mehr  eingeengt  worden  ist,  seit- 
dem den  Fabrikreisenden  der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  und  die 
dadurch  erfolgte  Erschließung  auch  der  kleinsten  Ortschaften  für  den 
Verkehr  ein  immer  weiteres  Vordringen  ermöglicht  haben.  Größten- 
teils sind  die  Grossisten  deshalb  heute  nur  noch  auf  die  Restaura- 
tcure,  Cafetiers,  Produktenhändler  usw.  als  Abnehmer  angewiesen, 
die  von  den  Fabrikreisenden  und  Vertretern  zum  großen  Teil  wegen 
der  Geringfügigkeit  ihrer  Bestellungen  nicht  aufgesucht  werden. 
Teilweise  zählen  sie  aber  auch  noch  die  kleineren  Zigarrenhändler 
zu  ihren  Kunden,  denen  sie  als  besondere  Vorteile  ein  reich  assor- 
tiertes Lager  von  Fabrikaten  vieler  Fabriken,  die  Gewährung  eines 
längeren  als  sonst  üblichen  Zieles  und  die  Bezugsmöglichkeit  auch 
der  kleinsten  Quanten  bieten. 

Meistens  hält  sich  auch  der  Grossist  noch  besondere  Reisende, 
die  von  ihm  teils  festes  Gehalt  teils  Provision  erhalten. 

Der  Grossist  selbst  erhält  vom  Fabrikanten  statt  Provision : 
Rabatt,  da  er  die  Zigaretten  nicht  vertretungsweise  für  den 
Fabrikanten  vertreibt,  sondern  sie  als  eigene  Ware  für  eigene 
Rechnung  verkauft.  Für  die  prozentuale  Höhe  des  Rabattes  sind 
dabei  dieselben  Momente  ausschlaggebend,  die  ich  schon  weiter 
oben  als  Bestimmungsfaktoren  für  die  Höhe  der  Provision  der  Ver- 
treter genannt  habe.  Ein  Äquivalent  kann  der  Fabrikant  auch  noch 
für  die  Zeitersparnisse  bieten,  die  ihm  bei  Verkehr  mit  einem 
Grossisten  erwächst,  der  vielleicht  dieselben  Umsätze  erzielt  wie 
beispielsweise  zwanzig  Detaillisten.  Eine  Rechnung  muß  über  jeden 
ausgehenden  Warenposten  ausgeschrieben  werden ;  eine  solche  über 
Hunderte  von  Mark  für  eine  Sorte  Zigaretten  ist  aber  in  kürzerer 
Zeit  geschrieben  als  viele  Rechnungen  über  geringe  Beträge  an 
Detaillisten.  Zudem  diskontieren  die  Grossisten  vielfach,  während 
der  Detaillist  ein  Ziel  von  drei  Monaten  beansprucht  und  auch 
dieses  noch  mit  Vorliebe  wesentlich  überschreitet. 

Alle  diese  Punkte  beeinflussen  die  Höhe  des  Rabattes,  die  sich 
übrigens  auch  noch  nach  der  Bedeutung  des  Grossisten  richtet. 
Bestimmte  Angaben  über  die  prozentuale  Höhe  desselben  können 
deshalb  nicht  gemacht  werden. 

Neben  diesen  eigentlichen  Grossisten  gibt  es  auch  noch  große 
Detailgeschäfte,  die  nur  nebenbei  grossieren  und  wegen  ihres  großen 
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Bedarfes  t^kichfalls  von  tlcr  Fabrik  besondere  Rabatte  zugestanden 
erhalten.  Überhaupt  gewähren  die  meisten  Zigarettenfabriken  allen 
Detailgesciiäften,  die  jährlich  für  über  fünfhundert  Mark  Waren  be- 
ziehen, fünf  und  solchen,  die  für  mehr  als  tausend  Mark  Waren  be- 
ziehen, zehn   Prozent  Rabatt  auf  die  Fakturapreise. 

Die  Zigaretten  treffen  beim  Kleinhändler  in  völlig  verkaufs- 
reifem Zustand  ein  ;  eine  längere  Lagerung  ist  ihnen  eher  schädlich 
als  nützlich,  da  sie  dann  zu  sehr  austrocknen.  Hieraus  entspringen 
zwei  Ilandelsgebräuche : 

1.  die  Zigaretten  werden  vom  Kleinhändler  immer  nur  in  ge- 
ringen Mengen  bezogen,  da  dieser  stets  frische  Ware  am  Lager 
haben  muß. 

2)  die  Zahlungsfristen  sind  bedeutend  kürzer,  als  sie  die  De- 
taillisten vom  Zigarrenhandel  her  gewöhnt  sind. 

Betrachten  wir  die  einzelnen  Punkte  genauer.  Da  die  Zigaretten 
nur  in  kleinen  Posten  vom  Händler  bezogen  werden  und  ihr  Ge- 
wicht und  Umfang,  auch  bei  Versand  vieler  tausend  Stück,  äußerst 
gering  sind,  eignet  sich  zu  ihrer  Verschickung  am  besten  das  Post- 
paket. Es  entfällt  denn  auch  der  Versand  von  Zigaretten  zum 
größten  Teil  auf  Postsendungen,  von  denen  viele  den  Wert  von 
zehn  Mark  nicht  übersteigen,  so  daß  in  letzteren  Fällen  die  Porti 
etwa  zehn  Prozent  vom  Werte  der  Sendungen  ausmachen.  Die 
Versandspesen  werden  bei  größeren  Sendungen  meistens  vom 
Fabrikanten,  bei  kleineren  {bis  zehn  Mark)  vom  Tabakhändler  ge- 
tragen; mitunter  kommt  es  auch  vor,  daß  sich  beide  Parteien  darin 
teilen.  Für  die  Bezahlung  der  Ware  wird,  wie  schon  weiter  oben 
erwähnt,  den  Händlern  drei  Monate  Ziel  gewährt;  bei  Zahlung  inner- 
halb vier  Wochen  werden  gewöhnlich  drei  Prozent  Skonto  von  den 
Fakturabeträgen  abgerechnet. 

Der  Gewinn  des  Detaillisten  an  den  Zigaretten  belauft  sich 
jetzt  gewöhnlich  auf  25 — 30  Prozent.  Von  dem  außerordentlichen 
Verbandstage  der  deutschen  Zigaretten-Industrie,  der  am  14.  August 
1909  in  Dresden  abgehalten  wurde,  wurden  folgende  „Normal- 
preise" für  die  einzelnen  Preislagen  aufgestellt  und  den  Fabrikanten 
anempfohlen'): 

Fabrikpreis  für  eine      1        Pfg.-Zigarette>    7,50  Mark  pro  Mille 
2  14 

1  n  »  ■^    /2  „  n  iP  >y  ,}  n 


1)  Vergl.  Vereinigte  Tabakzeitungen   1909,  Nr.  35. 
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B.  Stellung  und  Bedeutung  der  deutschen  Zigarettenindustrie 
auf  dem  Weltmarkte. 

Das  Absatzgebiet  der  meisten  deutschen  Zigarettenfabriken  be- 
e^chränkt  sich  heute  auf  das  Inland;  nur  ganz  wenige  Großbetriebe 
arbeiten  für  den  Export  und  auch  diese  nur  in  geringem  Umfange, 

Die  Exportquote  ist  im  Laufe  der  Jahre  ganz  erheblich  gesunken; 
sie  machte  im  Jahre  1907  nur  etwa  2  Prozent  der  Gesamtproduktion 
aus  gegenüber  29,9  Prozent  im  Jahre  1877.  Der  relativ  bedeutende 
Export  in  den  siebziger  und  teilweise  auch  noch  in  den  achtziger 
Jahren  vorigen  Jahrhunderts  kam  hauptsächlich  durch  die  großen 
Lieferungsaufträge  zustande,  die  damals  die  italienische  Tabak- 
regie in  Deutschland,  namentlich  an  die  hierauf  besonders  einge- 
richtete Firma  Laferme,  erteilte  ^). 

Im  Laufe  der  Jahre  hat  man  die  Zigarettenfabrikation  jedoch 
in  Italien,  wo  sich  seit  1884  der  Betrieb  des  (vorher  an  Privatunter- 
nehmer verpachteten)  Monopols  in  eigener  Regie  der  Regierung 
befindet,  in  immer  größerem  Umfange  selbst  aufgenommen,  so  daß 
der  deutschen  Zigarettenindustrie  dieses  wichtige  Absatzgebiet  fast 
ganz  verloren  gegangen  ist.  Die  italienische  Monopolverwaltung 
bezieht  heute  aus  Deutschland  nicht  mehr  Zigaretten  als  die  Mono- 
polverwaltungen anderer  Länder,  die  auch  nur  unter  Überwindung 
größter  Schwierigkeiten  einen  Import  fremder  Fabrikate  i  n  ganz  be- 
schränkter Menge  gestatten.  Andere  bedeutendere  Abnehmer 
haben  sich  für  die  deutsche  Zigarettenindustrie  nicht  gefunden,  denn 
die  meisten  Länder,  die  überhaupt  für  einen  Zigarettenexport  noch 
in  Betracht  kommen  könnten  —  d.  h.  diejenigen,  in  denen  die 
Tabakfabrikation  nicht  Staatsmonopol  ist  —  haben  mit  ganz  wenigen 
Ausnahmen  Tabakfabrikate  mit  so  horrend  hohen  Zollsätzen  belegt, 
daß  es  ein  nutzloses  Beginnen  wäre,  Zigaretten  nach  solchen  Ländern 
zu  exportieren. 

1)  Vergl,  Seite  5. 
Zeitschrift  för  die  ges.  Staatswissenschaft.     Ergänzungsheft  33.  5 
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Der  ijcriiige  deutsche  Export  richtet  sich  heute  in  der  Haujjt- 
>ache  nach  IIr)lland  und  Skandinavien.  Kr  wies  in  den  letzten 
Jahren  ^bis  1906j  dank  den  lebhaften  Kxportbeniühungen  der  immer 
Ieistuni(sfähiger  gewordenen  Großfabrikantenschaft  wieder  einmal 
eine  steigende  Tendenz  auf.  In  jüngster  Zeit  ist  er  jedoch  wieder 
zurückgegangen,  was  zum  Teil  auf  die  große  Konkurrenz  zurück- 
zuführen ist,  die  gerade  in  neuester  Zeit  den  deutschen  Zigaretten 
in  Skandinavien  vom  amerikanischen  Tabaktrust  bereitet  wird  '), 
zum  Teil  aber  auch  eine  Folge  der  gewaltigen  Zollerhöhung  ist,  die 
im  Jahre  1908  (mit  Wirkung  vom  6.  5.  08  ab)  in  einem  für  den 
deutschen  Export  so  wichtigen  Lande  wie  Dänemark  erfolgte. 
Wurde  doch  daselbst  zu  betreffendem  Zeitpunkte  der  Zollsatz  für 
Zigaretten  nicht  nur  auf  das  Doppelte  erhöht,  sondern  auch  noch 
ein  Zuschlagszoll  von  30  Proz.  ad  valorcm  eingeführt  2). 

Ist  der  Export  so  schon  möglichst  erschwert,  so  wird  er  es 
noch  mehr  durch  die  deutschen  steuergesetzlichen  Vorschriften. 
Nach  diesen  dürfen  Zigaretten,  die  von  der  Zigarettensteuer  befreit 
bleiben  sollen,  nur  unter  Steueraufsi  cht  ausgeführt  werden,  d.  h. 
sie  müssen  unter  Aufsicht  eines  hierzu  besonders  in  die  Fabrik  be- 
rufenen Steuerbeamten,  der  natürlich  auch  bezahlt  werden  muß,  in 
Kisten  verpackt  werden,  die  dann  der  Beamte  versiegelt.  Für  den 
Steuerbetrag  haftet  der  exportierende  Fabrikant  auch  weiterhin  noch 
so  lange,  bis  der  Ausgang  über  die  Grenze  dem  am  Orte  der  Fabrik 
befindlichen  Steueramte  nachgewiesen  ist. 

Auf  Antrag  wird  dem  Exporteur  auch  eine  R  ückvcrgütung 
des  gezahlten  Tabakzolles  gewährt;  dieselbe  beträgt  für 
Zigaretten  ohne  Mundstück  90  Mark  pro  100  Kilo  des  Reingewichts 
der  Erzeugnisse  3)  und  für  Zigaretten  mit  Mundstück  93  Mark  für 
je   100  Kilo  ihres  Inhaltes  an  Tabak'). 

Der  Export  erstreckt  sich  im  wesentlichen  nur  auf  billigere 
Fabrikate.  Es  wurden  in  den  letzten  29  Jahren  folgende  Mengen 
ausgeführt: 


1)  Vergl.  hierzu:     Dresdener  Handelskammerbericht  1907,  Teil  II,  Seite  121. 

2)  Der  Zoll  beträgt  heute : 

1.  in  Dänemark:    0,64  Kronen  (=   0,72  Mark)    pro  Kilo  Zigaretten    und 
30  Prozent  ad  valorem, 

2.  in  Norwegen:   6  Kronen  (=  6,75   Mark)  pro  Kilo  Zigaretten, 

3.  in   Holland:  0,4  Gulden  (=  0,67  Mark)   pro  Kilo  Zigaretten. 

3)  Es  ist  hierbei  ein  Mindesttabakgehalt  von  97  Prozent  und   ein  Fabrikations- 
verlust von   10  Prozent  angenommen. 

4)  Es  ist  ein  Fabrikalionsverlust  von   10  Prozent  angenommen. 
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Jahr 


Tonnen 


zu  Millionen 
Mark 


1880 

82 

0,6 

1881 

81 

0,6 

1882 

111 

1,1 

1883 

69 

1,0 

1884 

70 

1,0 

1885 

72 

0,9 

1886 

62 

0,7 

1887 

70 

0,8 

1888 

51 

0,5 

1889 

70 

0,7 

1S90 

85 

0,8 

1891 

64 

0,6 

1892 

37 

0,3 

1893 

38 

0,3 

1894 

36 

0,5 

Jahr 

Tonnen 

zu  Millionen 
Mark 

1895 

48 

0,6 

1896 

55 

0,5 

1897 

59 

0,6 

1898 

83 

0,7 

1899 

93 

0,7 

1900 

64 

0,7 

1901 

76 

0,8 

1902 

83 

0,8 

1903 

87 

0,8 

1904 

81 

0,9 

1905 

96 

1,0 

1906 

98 

1,2 

1907 

91 

1,1 

1908 

85 

1,3 

C.  Die  Konkurrenten  der  deutschen  Zigarettenindustrie. 

Ist  der  Export  nach  dem  Auslande  fast  bedeutunglos,  so  ist 
der  Import  fremder  Fabrikate  nach  Deutschland  und  damit  die  Kon- 
kurrenz, die  durch  sie  den  deutschen  Zigarettenfabrikanten  auf  dem 
einheimischen  Markte  bereitet  wird,  um  so  größer. 

Begünstigt  durch  außerordentlich  niedrige  Zollsätze  —  bis 
1906  betrug  der  Zoll  für  einen  Doppelzentner  Zigaretten  nur  270 
Mark  —  hat  die  Einfuhr  im  Laufe  der  Jahre  immer  größere  Dimen- 
sionen annehmen  können,  wobei  sie  noch  wesentlich  durch  die 
bekannte  Vorliebe  des  Deutschen  für  alles  Ausländische  gefördert 
wurde.  Daß  durch  den  starken  Import  alljährlich  der  deutschen 
Nationalwirtschaft  große  Summen  entzogen  werden,  ist  aber  um  so 
bedauerlicher,  als  die  vom  Auslande  eingeführten  Zigaretten  nie 
besser  sein  können  wie  die  gleichpreisigen  deutschen  Produkte. 

Das  Gute  an  einer  Zigarette,  mag  sie  hergestellt  sein,  wo  sie 
wolle,  ob  in  Ägypten,  wo  trotz  der  bedeutenden  Kairener 
Zigarettenindustrie  infolge  Verbotes  der  türkischen  Regierung  vom 
25.  Juni  1890  ')  nicht  eine  einzige  Tabakpflanze  angebaut  werden 
darf,  oder  in  Österreich,  das  auch  erst  den  Tabak  aus  der  Türkei 
importieren  muß,  oder  in  England,  welches  mit  seinen  Zigaretten- 
fabrikaten in  letzter  Zeit  ebenfalls  öfter  auf  dem  deutschen  Markte 
zu  sehen  ist,  oder  in  Deutschland  mit  seiner  hoch  entwickelten 
Zigarettenindustrie  —  an  allen  diesen  Zigaretten  ist  und  bleibt  das 


1)  Vergl.   Deutsches  Handels-Archiv,   1890,  Teil  I,  Seite  411. 
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Gute  ilcr  zu  ihnen  in  mehr  ocUr  minder  großen  Quantitäten  mit 
verarbeitete  türkische  Tabak. 

Ilinzust'fügt  werden  kann  aber,  daß  es  kein  Land  gibt,  in  dem 
dieser  türkische  Tabak  mit  mehr  Sorgfalt  und  X'erständnis  liehandelt 
wird  als  in  Deutschland.  Sieht  man  die  deutschen  Industriepaläste, 
vergegenwärtigt  man  sich  ihre  in  technischer  wie  hygienischer  Be- 
ziehung großartigen  Einrichtungen  und  stellt  diesen  modernen  Groß- 
betrieben die  primitiven  Verhältnisse  gegenüber,  unter  denen  bei- 
spielsweise im  Orient  Industrieprodukte  erzeugt  werden,  so  wird 
man,  immer  Verwendung  der  gleichen  guten  Materialien  voraus- 
gesetzt, dem  ausländischen  Erzeugnis  das  Wort  gewiß  nicht  reden 
können.  Die  überall  anerkannte  Gründlichkeit  und  Betriebsamkeit 
des  deutschen  Unternehmers  gewährleisten  dem  deutschen  Konsu- 
menten ein  besseres  Fabrikat  als  irgend  ein  ausländischer  Produzent. 

In  letzter  Zeit  ist  der  Import  wenigstens  dadurch  etwas  erschwert 
worden,  daß  durch  das  Zigarettensteuergesetz  vom  3.  Juni  1906 
der  Einfuhrzoll  von  270  auf  700  Mark,  durch  das  am  9.  Juli  1909 
vom  Reichstag  angenommene  Tabaksteuergesetz  gar  auf  1000  Mark 
pro  Doppelzentner  Zigaretten  erhöht  und  somit  endlich  den  lang- 
jährigen Forderungen  der  deutschen  Industrie  nach  Schutz  gegen 
das  Ausland  nachgegeben  worden  ist.  Der  Import  ist  seit  der  ersten 
Zollerhöhung  auch  zurückgegangen,  jedoch  nicht  in  dem  erwarteten 
Umfange.  Der  deutsche  Konsument  hat  sich  zu  sehr  an  die  Im- 
porten gewöhnt,  als  daß  er  sie  gleich  ganz  hätte  aufgeben  können. 
Besonders  bemerkenswert  ist  namentlich,  daß  trotz  des  hohen  Zolls 
noch  ziemlich  viel  Zigaretten  billigerer  Preislage  eingeführt 
werden  *). 

Es  handelt  sich  hierbei  hauptsächlich  um  die  2^1-2  Pf.- „Sport" - 
Zigarette  der  österreichischen  Regie,  die  in  außerordentlich  großen 
Mengen  namentlich  in  Süddeutschland  konsumiert  wird.  Diese 
„Sport"-Zigarette  soll  übrigens,  wie  mir  von  einem  Fachmanne 
versichert  wurde,  für  den  Export  nach  Deutschland  in  bedeutend 
besserer  Qualität    hergestellt    -werden    als    für  den  österreichischen 


1)  Im  Stcuerjahre  1907,8  verteilten  sich  die  eingeführten  Zigaretten  auf  folgende 
Preislagen: 

728  000  Stück  im  Kleinverkaufspreise                   bis   15  Mk.  pro  Mille 

265  924  000  „  „                   „                   von  15     „    25    „  „         „ 

62  455  000  „  „                   „                      „  25     „    35    „  „        ^ 

105S58  000  „  „                   „                      „  35     .    .50    „  „        „ 

57  036  000  „  „                   „                      „  50     „    70    „  „        , 

29  755  000  „  „                    „                       „  über      70    „  , 
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Inlandsverkauf.  Die  österreichische  Regie  hofft  jedenfalls  dadurch, 
daß  sie  diese  Marke  besonders  preiswert  gestaltet,  auch  für  ihre 
anderen  Fabrikate  in  Deutschland  Freunde  zu  gewinnen ,  wie  sie 
denn  überhaupt  in  letzter  Zeit  die  allergrößten  Anstrengungen  ge- 
macht hat,  um  ihr  Exportgeschäft  nach  Deutschland,  ungeachtet 
des  erhöhten  Zolles  und  der  Banderolensteuer,  zu  vergrößern. 
Aufmerksame  Beobachter  konnten  wahrnehmen,  daß  gerade  in  den 
letzten  Jahren  die  Zahl  der  Tabakgeschäfte  außerordentlich  stark 
zugenommen  hat,  die  an  ihren  Läden  das  gelbe  Schild  mit  der 
Aufschrift  „Verschleiß  der  k.  k.  österreichischen  Tabakfabrikate" 
angebracht  haben. 

Es  ist  deshalb  nicht  zu  verwundern ,  daß  der  Import  öster- 
reichischer Zigaretten  auch  nach  Einführung  des  Zigaretten -Steuer- 
gesetzes noch  zugenommen  hat.  Ein  wesentlicher  Rückgang 
des  Importes  ist  dagegen  seit  jenem  Zeitpunkte  bei  den  ägyptischen 
und  russischen  Fabrikaten  eingetreten;  von  diesen  wird  jetzt  in 
der  Hauptsache  nur  noch  bessere  Ware  importiert,  die  die  Zoll- 
belastung leichter  tragen  kann. 

Zum  Vertriebe  ihrer  Produkte  haben  die  großen  äg3"ptischen 
Zigarettenfabriken  Zweigniederlassungen  in  Deutschland  errichtet, 
die  sich  in  Hamburg  und  Bremen  befinden.  Die  russischen  Fabri- 
ken haben  meistens  in  Berlin  ihre  Hauptvertreter,  während  der 
Hauptverlag  der  k.  k.  österreichischen  Tabak-Regie  in  München 
seinen  Sitz  hat. 

In  den  letzten  neunundzwanzig  Jahren  wurden  folgende  Mengen 
von  Zigaretten  eingeführt: 


Insg 

esamt 

Davon  aus: 

Österreich-Ungarn 

Rußland 

Ägypten 

Jahr 

zu 

zu 

zu 

zu 

Tonnen 

Millionen 

Tonnen 

Millionen 

Tonnen 

Millionen 

Tonnen    Millionen 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1S80 

25 

0,4 

3 

0,1 

11 

0,2 





ISSl 

25 

0,5 

4 

0,1 

11 

0,2 

— 

— 

1SS2 

28 

0,5 

3 

0,1 

12 

0,2 

— 

— 

1S83 

30 

0,5 

4 

0,1 

11 

0,2 

— 

— 

1884 

37 

0,7 

5 

0,1 

14 

0,2 

1 

? 

1885 

45 

0,6 

7 

0,1 

12 

0,2 

2 

? 

1886 

48 

0,7 

8 

0,1 

14 

0,2 

4 

0,1 

ISST 

55 

0,8 

11 

0,2 

15 

0,2 

6 

0,1 

1888 

65 

0,8 

16 

0,2        1 

17 

0,2 

11 

0,1 

1889 

80 

1,0      i 

18 

0,2        i 

19 

0,2 

20 

0,2 
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1   . 

Davon  aus: 

Jahr   , 

insgcsanii 

Österreich-Ungarn 

Rußland 

Ägypten 

zu 

zu 

zu 

zu 

1  Tonnen 

Millionen 

Tonnen 

Millionen 

Tonnen 

Millionen 

Tonnen 

Millionen 

Maik 

Mark 

Mark 

Mark 

1890 

92 

M 

IS 

0,2 

20 

0,2 

n 

0,4 

1891 

107 

1,;^ 

16 

0,2 

21 

0,3 

47 

0,6 

1892 

116 

i>-i 

12 

0,1 

24 

0,3 

57 

0,7 

1893 

130 

1,6 

9 

0,1 

24 

0,3 

68 

0,8 

1894 

143 

3,0 

7 

0,1 

29 

0,9 

75 

1,5 

1895 

162 

2,9 

6 

0,1 

36 

0,7 

82 

1,6 

1896 

190 

3,4 

9 

0,1 

40 

0,7 

95 

1,9 

1897 

212 

3,5 

13 

0,2 

44 

0,7 

109 

2,1 

1898 

260 

5,3 

21 

0,2 

56 

1,1 

139 

3,3 

1899 

321 

6,5 

30 

0,3 

69 

1,4 

176 

4,2 

1900 

3S6 

'','' 

.      51 

0,5 

85 

1,7 

201 

4,8 

1901    1    426 

7,6 

61 

0,6 

88 

1,8 

224 

4,5 

1902  !!     480 

7,9 

84 

0,8 

92 

'  1,4 

248 

5,0 

1903 

541 

8,9 

106 

1,1 

100 

1.5 

273 

5,5 

1904 

659 

10,6 

156 

1,6 

115 

1,7 

317 

6,3 

1905 

837 

13,5 

207 

2,1 

132 

2,0 

400 

8,0 

1906 

736 

11,6 

246 

3,1 

103 

1,5 

298 

5,7 

1907 

530 

8,9 

294 

4,1 

47 

0,5 

139 

3,4 

1908 

595 

10,7 

376 

6,0 

40 

0,6 

119 

2,9 

V.  Abschnitt. 

Die  Arbeiterverhältnisse. 

A.  Zusammensetzung  und  Ausbildung  der  Arbeiterschaft. 

In  der  deutschen  Zigarettenindustrie  sind  als  Fabrikarbeiter 
etwa  dreizehn-  bis  vierzehnt  ausend  Personen  tätig.  Von 
diesen  sind  annähernd  achttausend  wirkliche  Facharbeiter  (Zigaretten- 
macher) ;  die  anderen  hingegen  werden  mit  dem  Verpacken  der 
Zigaretten,  Banderolieren,  Anfertigen  der  Kartonnagen  (soweit  dies 
seitens  der  Zigarettenbetriebe  in  eigener  Regie  geschieht) ,  Tabak- 
aufreißen, Tabakschneiden,  Bedienen  der  Maschinen  usw.  beschäftigt. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  aller  dieser  Personen  ist  weib- 
lichen Geschlechtes.  Dies  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  das 
Zigarettenmachen  eine  Arbeit  ist,  die  fast  gar  keine  körperliche 
Kraft,  sondern  nur  eine  gewisse  manuelle  Geschicklichkeit 
erfordert.  Auch  mit  dem  Verpacken  der  Zigaretten,  Banderolieren, 
Anfertigen  der  Kartonnagen,  Tabaksortieren  usw.  sind  fast  aus- 
schließlich weibliche  Personen  beschäftigt,  da  diese  Arbeiten  gleich- 
falls keinerlei  physische  Kraft  beanspruchen. 

So  koti.mt  es,  daß  in  den  deutschen  Zigarettenbetrieben  durch- 
schnittlich neunzig  Prozent  aller  beschäftigten  Personen  Frauen 
sind.  Nur  in  Berlin  ist  das  Verhältnis  ein  anderes,  denn  etwa 
vierzig  Prozent  aller  in  der  Zigarettenindustrie  beschäftigten  Per- 
sonen sind  hier  männlichen  Geschlechtes.  Dies  hat  seinen  be- 
sonderen Grund.  Es  halten  sich  nämlich  in  Berlin  eine  größere 
Anzahl  Russen  auf,  die  hier  als  Zigarettenmacher  tätig  sind.  Be- 
dürfnisloser als  die  deutschen  Arbeiter,  begnügen  sich  diese  Leute 
mit  dem  relativ  geringen  Verdienst,  den  ihnen  das  Zigarettenmachen 
einbringt.  Nach  Berlin  wurden  sie  in  den  neunziger  Jahren  des 
vorigen  und  den  ersten  Jahren  des  neuen  Jahrhunderts  gerufen, 
als  daselbst  in  der  eben  entstandenen  Zigarettenindustrie  infolge 
Fehlens  eines  größeren  einheimischen  Arbeiterstammes  noch  ein 
empfindlicher    Mangel    an   Zigaretten-Handarbeiterinnen    herrschte. 
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Mail  >chlug  hier  alj>ü  dasselbe  Verfahren  ein,  wie  seinerzeit ')  der 
erste  Dresdener  Großbetrich,  die  Kompagnie  Lafcnne,  die  sich  auch 
eine  Schar  geübter  Arbeiter  aus  Rußland  kommen  ließ,  da  in 
Dresden  damals  noch  so  gut  wie  gar  keine  Zigarettenarbeiter  zu 
finden  waren. 

Während  sich  nun  in  Dresden  schon  lange  ein  fester,  orts- 
ansässiger Arbeiterstamm  gebildet  hat,  der  aus  deutschen,  von 
jenen  Russen  angelernten  Arbeiterinnen  und  jetzt  schon  wieder 
aus  deren  Abkömmlingen  und  Schülerinnen  besteht,  hat  die  junge 
Berliner  Industrie  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  noch  keinen 
ausreichenden,  eigenen  Arbeiterstamm  schaffen  können.  Sie  ist 
deshalb  bis  zu  einem  gewissen  Grade  noch  immer  auf  die  aus- 
ländischen Arbeiter  angewiesen.. 

Bis  vor  wenigen  Jahren  war  es  in  Berlin  übrigens  ziemlich 
schwer,  junge  Mädchen  zur  Ausbildung  als  Zigarettenmacherinnen 
zu  gewinnen.  So  schrieben  die  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von 
Berlin  noch  vor  einigen  Jahren:  ,,Die  Zigarettenindustrie,  speziell 
in  Berlin,  ist  zu  jung,  als  daß  sich  die  eine  Beschäftigung  suchen- 
den jungen  Mädchen  mit  dem  Gedanken  vertraut  machen  könnten, 
das  Zigarettenmachen  zu  erlernen -).'* 

Es  ist  deshalb  nicht  verwunderlich ,  daß  bis  vor  kurzem  (bis 
Ende  1907  etwa)  ein  andauernder  Mangel  an  gelernten  Zigaretten- 
arbeitern in  Berlin  bestand. 

Behoben  worden  ist  dieser  erst  in  jüngster  Zeit,  teils,  weil 
nach  und  nach  doch  eine  größere  Schar  von  Zigarettenarbeiterinnen 
herangebildet  worden  ist,  teils,  und  dies  ist  der  Hauptgrund,  weil 
in  der  allerletzten  Zeit  die  Berliner  Großfabrikanten,  wie  schon  er- 
wähnt, immer  mehr  zur  Maschinenanfertigung  der  Zigaretten  über- 
gegangen sind  und  somit  eine  größere  Anzahl  von  gelernten 
Zigarettenarbeitern  entbehrlich  geworden  ist.  Es  sei  hierfür  nur 
ein  Beispiel  angeführt :  Die  in  Berlin-Pankow  etablierte  Firma  Gar- 
baty  beschäftigte  bis  1906/7  etwa  vierhundert  Zigaretten-Handarbeiter 
und  -Handarbeiterinnen;  jetzt  hat  sie  dagegen  vier  Zigaretten- 
maschinen aufgestellt  und  beschäftigt  mit  Zigarettendrehen  nur  noch 
hundertundachtzig  bis  zweihundert  Personen  ■').  Ihre  Produktion  ist 
dabei  heute  bedeutend  größer  als  früher. 


1)  Vergl.  Seite  5. 

2)  Berliner  Jahrbuch  für  Handel  und  Industrie  1907,  II,  Seite  123. 

3)  Vergl.   Tabakarbeiter,    Jahrgang    1909,    No.   4    (Bericht    über    den    Tabak- 
arbeiter-Kongreß zu  Berlin  am    18./20.  Januar  1909). 
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Soweit  sich  die  deutschen  Plätze,  in  denen  sich  in  jüngster 
Zeit  eine  Zigarettenindustrie  entwickelt  hat,  als  Lehrmeister  nicht 
direkt  aus  Rußland  Arbeiter  kommen  ließen,  suchten  sie  Dresdener 
Arbeiterinnen  heranzuziehen.  So  wurden  früher  oft  und  werden 
zum  Teil  auch  noch  jetzt  in  Dresdener  Zeitungen  Arbeiterinnen 
nach  auswärts  verlangt,  um  dort  die  Zigarettenfabrikation  einzu- 
führen. Eine  größere  Anzahl  solcher  Arbeiterinnen  aus  ihrer  Hei- 
matstadt wegzuziehen,  hat  aber  immer  seine  Schwierigkeit,  weil 
Frauen  zum  Verlassen  ihrer  Heimat  gewöhnlich  nur  schwer  zu 
bewegen  sind.  So  ist  es  auch  allein  der  leichteren  Beweg- 
lichkeit des  männlichen  Geschlechtes  zuzuschreiben,  daß 
aus  Rußland  in  der  Hauptsache  immer  gerade  männliche  Per- 
sonen nach  Deutschland  kamen,  um  sich  hier  als  Zigarettenmacher 
zu  betätigen,  obwohl  doch  in  jenem  Lande  bedeutend  mehr  Frauen 
als  Männer  in  der  Zigarettenindustrie  tätig  sind. 

Ein  fester,  schon  längere  Zeit  bestehender,  örtlicher  Arbeiter- 
stamm findet  sich  außer  in  Dresden  überhaupt  nur  noch  in  den 
ostdeutschen  Industrieorten,  in  denen  die  Zigarettenfabrikation 
auch  schon  lange  einheimisch  ist. 

Von  den  deutschen  Zigarettenarbeiterinnen  sind  etwa  zwei 
Drittel  ledigen  Standes.  Unter  den  übrigen  befinden  sich  neben 
verwitweten ,  geschiedenen  und  eheverlassenen  auch  viele  ver- 
heiratete Frauen.  Von  letzteren  machten  122  auf  den  Fragebogen 
Angaben  über  den  Beruf  des  Mannes.  Es  bezeichneten  als 
solchen:  siebzehn:  Maurer,  sechzehn:  Arbeiter,  sechs:  Maler,  je 
fünf:  Fabrikarbeiter,  Schlosser,  je  vier:  Zimmermann,  Schuhmacher, 
je  drei:  Zigarettenmacher,  Kaufmann,  Markthelfer,  je  zwei:  Bahn- 
arbeiter, Gla-'Schleifer,  Heizer,  Klempner,  Maschinist,  Metallarbeiter, 
Musiker,  Ratsarbeiter,  Tiefbauarbeiter,  je  eine:  Brauereiarbeiter, 
Buchdrucker,  Bohrer,  Drechsler,  Eisendreher,  Former,  Fleischer, 
Fabrikportier,  Gärtner,  Kesselreiniger,  Kutscher,  Kohlenträger,  Lager- 
gehilfe, Laternenwärter,  Maschinenbauer,  Maschinenschlosser,  Me- 
chaniker, Möbelpolierer,  Metallschläger,  Ofensetzer,  Polierer,  Preß- 
vergolder,  Postbeamter ,  Papierschneider,  Packer,  Schraubendreher, 
Stanzer,  Schmied,  Schneider,  Sattler,  Steinschleifer,  Tischler,  Tier- 
wärter, Tapezierer,  Tabakarbeiter,  Vergolder,  Werkführer,  Zigarren- 
macher. 

Es  ist  durchaus  kein  Zufall,  daß  die  Gatten  einer  besonders 
großen  Anzahl  von  Zigarettenarbeiterinnen  gerade  Maurer,  Maler, 
oder  Zimmerleute  sind.  Vielmehr  ist  es  gerade  dem  Saison- 
charakter,   der  allen  diesen  Berufen  in  mehr  oder  minder  großem 
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Umfange  zu  eigen  ist,  zuzuschreiben,  daij  besonders  die  Frauen 
solcher  Arbeiter  in  der  Fabrik  Verdienst  suchen,  um  der  Familie 
über  die  in  gewissen  Zeitabständen  immer  wiederkehrenden  Perioden 
der  Arbeits-  und  Verdicnstlosigkeit  des  Familienoberhauptes  hin- 
wegzuhelfen. 

Etwa  zwei  Fünftel  aller  in  der  Zigarettenindustrie  beschäftigten 
Personen  haben  das  einundzwanzigste  Lebensjahr  noch  nicht  er- 
reicht. So  zählte  man  z.  B.  unter  den  4037  Personen,  die  im 
Jahre  1905  bei  Beginn  des  noch  später  zu  erwähnenden  Dresdener 
Zigarettenarbeiterstreikes  in  den  davon  betroffenen  Betrieben  be- 
schäftigt waren,   1517=^37  "/o   unter  21  Jahren  ^). 

Sehr  viele  dieser  minderjährigen  Personen  befinden  sich  na- 
mentlich unter  den  ungelernten  Arbeiterinnen.  Unter  den  ge- 
lernten Zigarettenmacherinnen  dagegen  ist  der  Prozentsatz  der 
unter  einundzwanzig  Jahre  alten  Personen  etwas  geringer.  Dies 
hat  seinen  Grund  darin,  daß  eine  Arbeiterin,  die  einmal  das  Ziga- 
rettenmachen erlernt  hat,  diese  Tätigkeit  auch  ausübt,  solange  sie 
überhaupt  Geld  verdienen  muß.  Von  den  ungelernten  Arbeiterinnen 
dagegen  lernen  viele  in  späteren  Jahren  doch  noch  irgend  eine 
Berufsgeschicklichkeit  oder  gehen  sonst  zu  anderer,  besser  bezahlter 
Tätigkeit  über. 

Personen  unter  sechzehn  Jahren  findet  man  in  der  Zigaretten- 
industrie so  gut  wie  gar  nicht.  In  den  meisten  größeren  Betrieben 
fehlt  diese  Arbeiterkategorie  überhaupt  gänzlich ,  da  diese  es  prin- 
zipiell ablehnen,  Personen  aufzunehmen,  welche  den  Bestimmungen 
für  jugendliche  Arbeiter  unterliegen. 

Die  meisten  der  in  Zigarettenbetrieben  beschäftigten  Mädchen 
haben,  soweit  sie  nicht  nach  Verlassen  der  Schule  erst  einige  Jahre 
ihren  Eltern  bei  Anfertigung  von  Heimarbeit  behilflich  gewesen 
sind,  vor  ihrem  Eintritt  in  die  Zigarettenfabrik  schon  eine  andere 
Beschäftigung  gehabt. 

Als  früheren  Beruf  gaben  hierbei  auf  den  Fragebogen  an: 

1.  Von  hundertundsechzehn  Zigarettenmacherinnen: 
sechsundfünfzig:  Dienstmädchen,  neunzehn:  Arbeiterin,  je  vier: 
Tabaksortiererin,  Verkäuferin,  je  drei:  Zigarettenpackerin,  Arbeits- 
mädchen, je  zwei:  Aufwärterin,  Kinderpflegerin,  Putzmacherin,  je 
eine :  Buffetdame,  Buchhalterin,  Blumenarbeiterin,  Filialleiterin,  Ex- 
pedientin, Glasbläserin,  Kartonnagen-Arbeiterin,  Kassiererin,  Köchin, 
Koloristin,  Landarbeiterin,  Posamentenarbeiterin,  Pelznäherin,  Plät- 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reichs.     Neue  Folge,  Band  178,  II,  Seite  116. 
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tcrin,    Schokoladen-Arbeiterin,    Saintschneiderin,  Schneiderin,  Spu- 
lerin, Textilarbeiterin,  Waffel  bäckerin,  Waschfrau; 

2.  von  dreizehn  Tabaksortiererinnen:  je  vier:  Dienstmäd- 
chen, Arbeiterin,  drei:  Aufwärterin,  je  eine:  Maschinenstrickerin, 
Näherin ; 

3.  von  sechsundzwanzig  Zigarettenpackerinnen:  vier- 
zehn: Dienstmädchen,  fünf:  Arbeiterin,  je  eine:  Banderoliererin, 
Etikettiererin,  Landarbeiterin,  Schneiderin,  Strohhutnäherin,  Tabak- 
Einlegerin,  Verkäuferin ; 

4.  von  sechzehn  Arbeits  m  ädchen:  sechs:  Dienstmädchen, 
drei:  Näherin,  zwei:  Schokoladen-Arbeiterin,  je  eine:  Packerin, 
Garniererin,  Blumenarbeiterin,  Metallarbeiterin,  Verkäuferin; 

5.  von  vier  K  a  r  t  o n  n  a  g  e  n  -  A  r  b  e  i  t  e  r  i  n  n  e  n :  je  eine :  Dienst- 
mädchen, Lohnarbeiterin,  Zigarettenmacherin,  Tabaksortiererin. 

Wie  wir  aus  diesen  Angaben  ersehen  können,  sind  besonders 
viele  Arbeiterinnen  zuvor  Dienstmädchen  gewesen.  Die  Hoff- 
nung auf  reichlicheren  Verdienst  und  die  Aussicht,  mehr  freie 
Zeit  und  größere  Ungeb  undenheit  zu  erlangen,  haben  diese 
Mädchen  gewöhnlich  dazu  verleitet,  den  Dienst  zu  verlassen  und 
die  Fabrik  aufzusuchen,  sei  es,  um  nur  als  ungelernte  Arbeiterinnen 
daselbst  tätig  zu  sein,  sei  es,  um  eine  Berufsgeschicklichkeit,  eben 
das  Zigarettenmachen,  zu  erlernen  und  sich  so  eine  Aussicht  auf 
besseres  Fortkommen  zu  verschaffen. 

Zur  Ausbildung  als  berufsmäßige  Zigarettenmacherin  ist  eine 
längere  Lehrzeit  erforderlich,  denn  obwohl  das  Zigarettenwickeln 
dem  äußeren  Anschein  nach  eine  höchst  einfache  Arbeit  zu 
sein  scheint,  bedarf  es  zu  seiner  kunstgerechten  Ausführung  doch 
neben  Unterweisung  von  sachkundiger  Seite  vor  allem  einer  längeren 
Übung.  Das  Bestreben  der  angehenden  Zigarettenmacherin  muß  es 
in  erster  Linie  sein,  zu  erlernen,  die  Zigaretten  gleichmäßig,  nicht 
zu  fest  und  nicht  zu  locker,  zu  stopfen,  damit  sie  gut  lüften.  Die 
ersten  Tausende  von  Zigaretten ,  die  Anfängerinnen  herstellen, 
pflegen  gewöhnlich  für  den  Verkauf  gänzlich  unbrauchbar  zu  sein. 
Das  Anlernen  der  Anfängerinnen  erfolgt  in  den  kleineren  und  mitt- 
leren Betrieben  entweder  durch  den  Werkmeister  oder  durch  eine  ältere, 
geschickte  Arbeiterin,  die  von  ihrer  Schülerin  direkt  für  ihre  Be- 
mühungen eine  angemessene  Entschädigung  erhält.  Größere  Betriebe 
haben  gewöhnlich  besondere  Lehrabteilungen  eingerichtet,  in  denen 
die  Lehrmädchen  von  besonders  hierfür  angestellten  Personen,  ge- 
übten, älteren  Arbeitern  oder  Arbeiterinnen,  in  der  Kunst  des 
Zigarettenmachens    unterwiesen    werden.     Als    Lehrgeld    erheben 
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manche  ilicscr  Fal)rikcn  Beträge  in  der  Ilr)lie  von  zehn  bis  zwanzig 
Mark,  andere  bilden  die  Lehrlinge  überhaupt  kostenlos  aus,  doch 
müssen  sich  letztere  dann  verpflichten,  nach  Beendigung  der  Lehr- 
zeit noch  eine  gewisse  Zeit  im  Betriebe  zu  verbleiben.  Die  Lehr- 
zeit währt  gewöhnlich  drei  bis  sechs  Monate.  Bei  Eingehung 
des  Lehrverhältnisses  wird ,  soweit  größere  Fabriken  in  Betracht 
kommen,  gew()hnlich  zwischen  den  beiden  kontrahierenden  Teilen 
ein  s  ch  ril't  lieh  er  Vertrag  abgeschlossen,  in  dem  die  Bedingungen, 
unter  denen  das  Lehrverhältnis  eingegangen  wird,  genau  fixiert 
sind. 

Nachstehend  gebe  ich  den  Inhalt  eines  solchen  Lehrvertrages, 
der  in  einer  großen  Dresdener  Zigarettenfabrik  in  Kraft  steht,  dem 
Wortlaut  nach  wieder. 

Lehr  vertrag. 

L  Zwischen  der  Firma  X.  zu  Dresden  und  der  Unter- 
zeichneten    geboren  am in  

ist  heute  nachstehender  Vertrag  geschlossen  worden. 

Die  Unterzeichnete  tritt  am 190 

bei  der  Firma  X.  in  die   Lehre,    um  das  Zigarettenarbeiten  zu 
erlernen.     Die  Lehrzeit  dauert  6  (sechs)  Monate. 

2.  Das  Lehrgeld  beträgt  Mk.  20,  —  (Zwanzig  Mark). 
Kann  dieser  Betrag  nicht  sofort  gezahlt  werden ,  so  ist  er 
durch  Ratenzahlungen  in  der  Weise  zu  entrichten,  daß  an  die 
Firma  X.  an  jedem  Lohntage ,  beginnend  mit  dem  ersten 
Lohntage  nach  Ablieferung  des  von  der  Lernenden  gefertigten 
vierten  Tausend  Zigaretten,  Eine  Mark  vom  Lohne  abzu- 
zahlen ist. 

3.  Das  Lehrverhältnis  kann  beiderseits  während  der  ersten 
vier  Wochen  nach  Beginn  der  Lehrzeit  durch  einseitigen  Rück- 
tritt aufgelöst  werden. 

4.  Die  Lernende  erhält  für  die  von  ihr  angefertigten 
Zigaretten  einen  Arbeitslohn  von  Mk.  1,80  bis  Mk.  3,  je  nach- 
dem die  Arbeit  ausfällt,  mit  Ausnahme  der  ersten  Lehr-10000, 
für  welche  Mk.  1,50  pro  Tausend  bezahlt  werden. 

Während  der  ersten  acht  Wochen  gewährt-  die  Firma  eine 
freiwillige  Zulage  zum  Lohn  in  der  Höhe,  daß  derselbe  Mk.  5, — 
pro  Woche  beträgt,  d.  h.  wenn  der  Akkordwochenlohn  Mk.  5, — 
nicht  erreicht,  wird  ein  Zuschuß  bis  zu  dieser  Höhe  gewährt. 
Nach  Ablauf  von  acht  Wochen  wird  der  Zuschuß  nicht  mehr 
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gewährt ,    weil    dann    der  Akkordlohn    Mk.  5, —   in  der  Regel 
übersteigt. 

5.  Nach  Ablauf  der  Lehrzeit  treten  die  Bestimmungen  der 
Arbeitsordnung  der  Firma  X.  im  vollen  Umfange  in  Kraft. 
Die  Arbeitsordnung  gilt  auch  bereits  während  der  Lehrzeit, 
insoweit  als  sie  nicht  den  Bestimmungen  dieses  Lehrvertrages 
entgegenstehende  Punkte  enthält. 

6.  Die  Firma  X.  stellt  freiw^illig  in  Aussicht,  sofern  die 
Arbeiterin  nach  Beendigung  der  Lehrzeit  noch  1  Vi  Jahre  bei 
ihr  verblieben  ist  und  sich  gut  geführt  hat,  das  Lehrgeld  zurück- 
zuzahlen. Hierzu  ist  die  Firma  X.  jedoch  nicht  verpflichtet, 
und  die  Rückzahlung  kann  unter  keinen  Umständen  gefordert 
werden. 

Dresden,  den  .    190 

Für  die  Firma  X.,  Dresden:  Unterschrift  der  Lernenden: 


Unterschrift  des  Vaters,  der  Mutter  oder 
des  Vormundes: 


Die  Echtheit  der  Unterschrift  de beglaubigt: 


Die  Zigarettenmacherinnen  sind  die  einzigen  Personen,  die  eine 
wirkliche  Lehrzeit  in  der  Zigarettenfabrik  durchmachen  müssen.  Lii 
übrigen  bedient  sich  die  Zigarettenindustrie  außer  einer  großen  An- 
zahl un  gel  ernter  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  das  Verpacken 
der  Zigaretten,  Banderolieren,  Tabakschneiden,  Tabakaufreißen, 
Bedienen  der  Maschinen  usw.  übernehmen,  noch  einer  Anzahl  von 
Handwerkern  als  Schlosser,  Buchbinder  und  Mechaniker;  doch  finden 
sich  letztere  Arbeiterkategorien  nur  in  großen  Betrieben,  die  mit 
Maschinen  arbeiten. 

Welch'  große  Anzahl  von  Spezialarbeitern  übrigens  in  solchen 
maschinellen  Großbetrieben  beschäftigt  ist,  zeigt  nachstehende  Auf- 
stellung, die  die  Verhältnisse  einer  der  von  mir  besuchten  Zigaretten- 
fabriken wiedergibt.  In  diesem  Betriebe,  der  seine  Kartonnagen 
nicht  selbst  anfertigt,  waren  zur  Zeit  der  Beobachtung  insgesamt 
466  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  beschäftigt.  Diese  verteilten  sich 
auf  die  verschiedenen  Betriebsabteilungen  und  Arbeiterkategorien 
in  folgender  Weise: 
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Tabaksoitiercn    und 

-schneiden, 

HQlsenfabrikation 

Zahl  der 

Personen 

Zigaretten- 
fabrikation 

Zahl  der 
Personen 

Tabaklagerarbciter 

6 

Zigarettenarbeiterinnen 

158 

Tabaksortiererinnen 

25 

Zigarettenlehrmeister 

1 

Tabakmischer 

4 

Personal   an  Zigaretten- 

Tabakschneider 

8 

maschinen: 

Papierschneider 

3 

a)  männlich 

9 

Personal  an  Hülsen- 

b) weiblich 

39 

maschinen: 

a)  männlich 

4 

bj  weiblich 

25 

Verpackung, 
Banderolierung 

Zahl  der 
Personen 

Versand,  Lager, 

Reparaturvverkstätte, 

Schleiferei 

Zahl   der 
Personen 

Zigarcttenpackerinnen 

76 

Packer  und  Arbeiter  im 

Päckchenkleberinnen  u. 

Versand 

9 

Sieglerinnen 
Nadlerinnen 
Druckerin 
Banderolenkleberinnen 


14  ,  Arbeiterinnen   im  Lager- 

6  '         betrieb 

1  Mechaniker  u.  Schlosser 

57  1  Schleifer 

1  Heizer  u.  Maschinisten 

I  Aufwärterinnen 


12 
3 
2 
2 
2 


Der  Betrieb  hat  eine  Jahresproduktion  von  annähernd  drei- 
hundert Millionen  Zigaretten,  wovon  etwa  '/e  durch  Hand-,  ''/e  durch 
Maschinenarbeit  hergestellt  werden. 

In  einem  anderen  Großbetriebe,  der  fast  vierhundert  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  beschäftigt  und  seine  Kartonnagen  selbst 
herstellt,  verteilte  sich  die  Arbeiterschaft  auf  folgende  Arbeiter- 
kategorien : 

1.  Tabaksortiererinnen,  -mischer,  -Schneider,  -lagerarbeiter      .       35 

2.  Männliches  und  weibliches  Personal  an  Hülsen-  und  Zigaret- 
tenmaschinen       ^^ 

3.  Zigarettenhandarbeiterinnen 180 

4.  Zigarcttenpackerinnen •.     ■     •     •       '^ 

5.  Banderoliererinnen ^^ 

6.  Kartonnagenarbeiterinnen 60 

Letztere  Fabrik  stellt  jährlich  etwa  hundertundachzig  Millionen 
Zigaretten    her    und    zwar    etwa   hundertundzwanzig  Millionen    mit 
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Maschinen  und  sechzig  Millionen  durch  Handarbeit.  Die  Maschinen 
leisten  demnach  in  diesem  Falle  die  Arbeit  von  ungefähr  dreihun- 
dertundsechzig Handarbeiterinnen,  so  daß  die  unter  1,  4,  5  und  6 
aufgeführten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  ihrer  Zahl  nach  als  aus- 
reichend angesehen  werden  müssen  für  einen  maschinenl  osen  Be- 
trieb,  der  etwa  fünfhundertundvierzig  Zigaretten-Handarbeiterinnen 
beschäftigt. 

B.  Die  Arbeitsbedingungen. 

a)  Allgemeines. 

Das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  ist 
in  allen  Fabriken,  die  in  der  Regel  20  und  mehr  Arbeiter  beschäf- 
tigen, gemäß  §  134  a  der  Gewerbeordnung  auf  Grund  von  Arbeits- 
ordnungen geregelt.  Charakteristisch  für  die  Zigarettenindustrie 
sind  namentlich  die  fast  stets  in  diesen  Arbeitsordnungen  enthaltenen 
strengen  Reinlichkeitsvorschriften,  auf  deren  genaue  Einhaltung  in 
jedem  besseren  Zigarettenbetriebe  gesehen  wird,  da  es  nur  bei 
Beachtung  größter  Sauberkeit  möglich  ist,  den  Konsumenten  eine 
appetitliche  Ware  zu  liefern. 

So  sind  z.  B.  in  der  Arbeitsordnung  der  B. "sehen  Zigaretten- 
fabrik in  Dresden  folgende  diesbezügliche  Bestimmungen  enthalten: 
Das  Wechseln   der   Kleider   darf  nur   in  den  betreffenden 

Garderoben    geschehen.     Jeder    Arbeiter    hat    für  Reinlichkeit 

seines  Anzuges  und  seines  Körpers  überhaupt  Sorge  zu  tragen. 

Beim    Verlassen    des    Abortes    und    Pissoirs,    nach    Frühstück 

und  Vesper,  vor  Beginn  der  Arbeit,  sowie  vor  Wiederaufnahme 

derselben  nach  jeder  Unterbrechung  sind  die  Hände  zu  waschen. 

Zuwiderhandlungen  werden  bestraft. 

Viele  Fabrikanten  verbieten  ihren  Arbeitern  sogar,  die  Arbeits- 
räume mit  ihren  Straßenschuhen  zu  betreten,  weil  dann  zu  viel 
Schmutz  in  dieselben  getragen  wird,  der  sich  später  in  Gestalt  von 
Staub  unter  den  Tabak  mischen  kann. 

Bemerkenswert  ist  ferner  noch,  daß  sich  die  meisten  Fabri- 
kanten in  der  Arbeitsordnung  ausdrücklich  das  Recht  zur  Vornahme 
der  Leibesvisitation  bei  den  Arbeitern  vorbehalten  haben,  um 
Materialentwendungen  zu  verhindern.  Von  diesem  Rechte  wird  aber 
gewöhnlich  nur  äußerst  selten  Gebrauch  gemacht,  da  sonst  leicht 
—  und  zwar  mit  Recht  —  Unzufriedenheit  unter  den  Arbeitern 
entsteht.  In  der  schon  oben  zitierten  Arbeitsordnung  lautet  die 
betreffende  Bestimmung  folgendermaßen: 
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Wenn  clci-  Arl)eitgel)er  es  für  nötig  befindet,  hat  jeder 
Arbeitnehmer  sich  auf  Verlangen  einer  Untersuchung  von 
Seiten  des  Beauftragten  des  Arbeitgebers  zu  unterziehen ;  weib- 
liche Arbeiter  werden  durch  eine  Person  ihres  Geschlechtes 
untersucht. 

b)  Die  Arbeitszeit. 

Die  Arbeitszeit  hat  im  Laufe  der  Jahre  in  vielen  Fabriken  eine 
Verkürzung  erfahren.  Bis  1904  wurde  in  den  Zigarettenfabriken 
allgemein  von  7  Uhr  Morgens  bis  '/-i  oder  um  7  Uhr  abends  bei 
Einschiebung  einer  einstündigen  Mittags-  und  je  einer  einviertel- 
stündigen Frühstücks-  und  Vesperpause  gearbeitet,  also  insgesamt 
10— 10'/2  Stunden. 

Im  Jahre  1904  schritten  zuerst  mehrere  Dresdener  Zigaretten- 
fabriken dazu,  die  durchgehende  Arbeitszeit  einzuführen  und 
zugleich  die  Arbeitsdauer  herabzusetzen.  Ihrem  Beispiele  folgte 
nach  und  nach  nicht  nur  die  überwiegende  Mehrzahl  aller  Dresdener, 
sondern  auch  eine  große  Anzahl  Berliner  und  in  anderen  Städten 
Deutschlands  befindliche  Zigarettenfabriken  nach.  Überall,  wo  die 
durchgehende  Arbeitszeit  eingeführt  ist,  wird  seitdem  früh  V2  oder 
um  7  Uhr  mit  der  Arbeit  begonnen  und  um  5  Uhr  nachmittags 
aufgehört.  Für  Einnahme  des  Frühstücks  wird  hierbei  eine  Pause 
von  einer  viertel  und  für  Einnahme  des  Mittagbrotes  eine  solche 
von  einer  halben  bis  dreiviertel  Stunde  gewährt.  Die  Vesperpause 
fällt  ganz  weg. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  demnach  jetzt  in  diesen  Betrieben  nur 
noch  9  bis  9V2  Stunden.  In  Dresden  arbeiteten  den  Angaben  der 
Gewerbeinspektoren  zufolge  im  Jahre   1907  ij: 

täglich  9  Stunden  circa   1100  Zigarettenarbeiterinnen 
„         9  ,4      „  „       350  „ 

„        91/2     „  „     1200 

Trotz  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  sind  die  Löhne  der  Zeil- 
löhner  nicht  herabgesetzt  worden;  auch  die  Akkordarbeiter  haben 
im  großen  ganzen  nicht  an  Verdienst  verloren,  da  die  längere  Ruhe- 
zeit ihre  Leistungsfähigkeit  erhöhte  und  sie  in  der  kürzeren  Zeit 
zumeist  das  gleiche  Quantum  wie  früher  bei  längerer  Arbeitszeit 
fertigstellten  2). 


1)  Jahresberichte  der  Königl.  Sächsischen  Gewerbe-Aufsichtsbeamten   für  1907, 
Seite  123. 

2)  Vergl.  auch  den  Bericht  der  Dresdener  Handelskammer  1905:   „Die  Arbeits- 
zeit bewährte  sich  und  steigerte  die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter." 
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Die  Arbeitgeber  behalten  sich  regelmäßig  das  Recht  vor,  bei 
drängender  Arbeit  die  gewöhnliche  Arbeitszeit  zu  verlängern 
und  bei  fehlender  Arbeit  zu  kürzen.  Während  nun  Überstunden 
so  gut  wie  gar  nicht  vorkommen,  da  die  Beschäftigung  der  Zigaretten- 
fabriken während  des  ganzen  Jahres  eine  gleich  starke  zu  sein  pflegt, 
ist  in  letzter  Zeit  infolge  der  auch  auf  die  Zigarettenindustrie  zurück- 
wirkenden, allgemeinen  schlechten  Wirtschaftslage  und  infolge  der 
vermehrten  Maschineneinstellung  den  Zigaretten-Handarbeitern  die 
Arbeitsleistung  vielfach  kontingentiert  worden,  d.  h.  es  wird  ihnen 
nur  die  Anfertigung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Zigaretten 
—  z.  B.  5000  Stück  —  pro  Woche  erlaubt.  Hierdurch  suchen  die 
Fabrikanten  die  sonst  notwendige  Entlassung  eines  Teiles  der  Ar- 
beiterschaft zu  umgehen. 

Es  seien  an  dieser  Stelle  noch  einige  Angaben  über  die  in  der 
Zigarettenindustrie  üblichen  Kündigungsfristen  gemacht.  Diese 
sind  in  den  verschiedenen  Fabriken  ziemlich  verschieden.  IVIan 
findet  in  den  einzelnen  Betrieben  sowohl  tägliche  als  auch 
wöchentliche  als  auch  vierzehntägige  Aufkündigungsfristen. 
In  manchen,  und  darunter  auch  großen,  Betrieben  gibt  es  überhaupt 
keine  Kündigungsfristen ;  die  Arbeiter  können  hier  vielmehr  jederzeit 
sofort  entlassen  werden. 

Am  häufigsten  findet  sich,  namentlich  in  den  größeren  Betrieben, 
vierzehntägige  Kündigung. 

C.  Der  Arbeitslohn. 

a)  Allgemein  es. 
Für  den  volkswirtschaftlichen  Wert  einer  Industrie  spricht  in 
erster  Linie  die  Gesamtsumme  der  Löhne,  die  durch  sie  in  die  Hände 
der  Arbeiterschaft  gelangt.  Daß  diese  heute  bei  der  Zigaretten- 
industrie durchaus  nicht  mehr  unbeträchtlich  ist,  zeigt  nachstehende 
Tabelle,  die  auf  Grund  der  Berichte  der  Tabak-Berufsgenossenschaft 

angefertigt  ist. 

(S.  Tabelle  S.  82!) 

Außer    einem    der    schnellen    Vermehrung    der    Arbeiterschaft 

entsprechend  schnellen  Anwachsen  der  Gesamtlohnsumme  zeigt  uns 

die  Tabelle  noch,  daß 

1.  die  Löhne  der  Zigarettenarbeiter  von  Jahr  zu  Jahr  gestiegen 
sind,  und  zwar  in  den  letzten  zehn  Jahren  unter  Zugrundelegung 
der  Verhältnisse  in  der  gesamten  deutschen  Zigarettenindustrie  um 
25  Prozent  und  daß 

2.  der  auf  einen  Arbeiter  durchschnittlich  entfallende  Jahres- 
lohn in  den  ohne  Motoren  arbeitenden  Betrieben  bedeutend  niedriger 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsvi'issenschaft.    Ergänzungsheft  33.  6 
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ist  als  in  den  Motorbctriebcn.  Dies  hat  seinen  Grund  einerseits 
darin,  da(J  die  Betriebe  ohne  Motoren  zumeist  kleinere  Betriebe 
sind,  die  durchschnittlich  ihre  Arbeiter  bedeutend  schlechter  als 
die  größeren  zu  bezahlen  pflegen,  zum  anderen  aber  darin,  daß  in 
den  Motorbetrieben  eine  größere  Anzahl  von  Arbeitern,  als 
Mechaniker,  Schlosser,  Buchbinder  usw.,  beschäftigt  ist,  deren 
Löhne  weit  über  denen  der  eigentlichen  Zigaretten- 
arbeiter stehen  und  deshalb  auf  die  Höhe  des  Durchschnittslohnes 
einen  stark  .  ihöhenden  Einfluß  ausüben. 


Summe  der  wir  kl 

ich  verdienten  Lob 

ne  in: 

Jahr 

Zigaretten- 
labriken 

ohne 
Motoren 

Auf  eine  Person 
entfallen  durch- 
schnittlich 

Zigaretten- 
fabriken 

mit 
Motoren 

Auf  eine  Person 
entfallen  durch- 
schnittlich 

der 
gesamten 
Zigaretten- 
industrie 

Auf  eine  Person 

entfallen  durch- 

sclmittlicli 

der 
gesamten 
Tabak- 
industrie 

u  o.t: 

cjj  a 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Markj 

Mark 

Mark 

1898 

546  652 

497 

1  845  683 

600 

2  392  335 

555 

74  585  537 

536 

1S99 

566  604 

515 

2  204  938 

612 

2  771  542 

566 

75  257  781 

541 

1900 

560  547 

593 

2  753  532 

634 

3  314  079 

627 

76  038  604 

549 

1901 

522  994 

574 

2  895  290 

623 

3  418  284 

615 

73  817  222 

528 

1902 

593  723 

545 

3  593  532 

637 

4  187  255 

623 

75  220  214 

528 

1903 

692  783 

535 

4  228  316 

649 

4  921099 

629 

76  994  590 

531 

1904 

747  947 

517 

4  903  477 

670 

5  651  424 

645 

80  327  152 

544 

1905 

810  393 

533 

5  828  410 

723 

6  638  803 

693 

1  83  821  438 

555 

1906 

836  832 

576 

6  105  460 

758 

6  942  292 

730 

88  459  920 

576 

1907 

1  054  640 

583 

7  923  690 

791 

8  978  330 

759 

1  97  922  769 

603 

Im  ganzen  wird  man  die  in  der  Zigarettenindustrie  üblichen 
Löhne,  obwohl  sie  noch  bedeutend  höher  als  in  anderen  Zweigen 
der  Tabakindustrie  zu  sein  pflegen,  nicht  als  glänzende  bezeichnen 
können.  Ihr  niedriges  Niveau  wird  hauptsächlich  durch  die  geringen 
Anforderungen  bedingt,  die  die  Zigarettenindustrie  an  die  physische 
Kraft  der  meisten  ihrer  Arbeiter  stellt.  Können  doch  fast  alle  hier 
erforderlichen  Arbeiten  von  Frauen  verrichtet  werden,  deren  For- 
derungen von  vornherein  niedriger  zu  sein  pflegen  als  die  männ- 
licher Arbeiter,  teils  weil  sie  bedürfnisloser  als  letztere  sind,  teils 
weil  es  sich  bei  vielen  von  ihnen  nur  um  Gewinnung  eines  Zu- 
schußverdienstes handelt. 

b)  Die  Lohnhöhe  bei  den  einzelnen  Arbeiter kategorien. 
1.  Die  Zigarettenmacher. 

Das  eigentliche  Anfertigen  der  Zigaretten,  das  sogenannte 
„Zigarettenmachen"  oder  „Zigarettendrehen"  wird  allgemein  im 
Akkord  entlohnt.     Die  Akkordsätze  für  diese  Arbeit  sind  im  Laufe 
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der  letzten  30  Jahre  im  Durchschnitt  um  20 — 25  Prozent  gestiegen. 
Im  Jahre  1877  wurden  nach  den  Berichten  der  Tabak-Enquete-Kom- 
mission im  Reichsdurchschnitt  für  das  Wickeln  von  tausend  Zigaretten 
1,80  Mark  bezahlt;  der  durchschnittliche  Wochenverdienst  einer 
Zigarettenarbeiterin  belief  sich  hierbei  auf  10 — 12  Mark.  Heute  hat 
der  Lohn  für  das  Drehen  von  tausend  Zigaretten  durchschnittlich 
die  Höhe  von  2,30  Mark,  der  durchschnittliche  Wochenverdienst 
einer  Zigarettenarbeiterin  hat  jetzt  dagegen  die  Höhe  von  zwölf  bis 
fünfzehn  Mark. 

Die  bedeutendste  Lohnerhöhung  haben  die  Zigarettenarbeiter 
erst  in  einem  der  letzten  Jahre,  und  zwar  im  Jahre  1905,  erzielt, 
in  dem  die  erste  und  bisher  überhaupt  einzige  allgemeine  große 
Lohnbewegung  unter  den  deutschen  Zigarettenarbeitern  stattfand. 
Diese  nahm  ihren  Ausgang  von  der  Metropole  der  Zigaretten- 
industrie, von  Dresden,  wo  im  Frühjahr  1905  eine  Bewegung  aus- 
brach, die  die  Herstellung  einer  Tarifgemeinschaft  zwischen 
Arbeitgebern  und  -nehmern  in  der  Dresdener  Zigarettenindustrie 
zum  Ziele  hatte.  Im  Laufe  der  nachfolgenden  Verhandlungen  mit 
der  Fabrikantenschaft  ließen  die  Arbeiter  dann  aber  den  Gedanken 
einer  Tarif  Vereinbarung  wieder  fallen,  da  sie  einsahen,  daß  sie 
eine  solche  doch  nicht  würden  durchsetzen  können  i).  Sie  drangen 
vielmehr  nur  noch  auf  die  Anerkennung  bestimmter  Lohnforderungen. 

Zuerst  kam  in  der  Fabrik  von  Eckstein  &  Söhne  eine  Ver- 
einbarung zustande,  auf  Grund  deren  alle  Gruppen  von  Arbeitern 
Lohnerhöhungen  zugestanden  erhielten;  zugleich  wurde  auch  für 
die  Entlohnung  der  Zigarettenmacher  ein  fester  Lohntarif  auf- 
gestellt. Andere  größere  und  kleinere  Betriebe  folgten  nach  und 
bewilligten  r^eichfalls  Lohnerhöhungen;  in  den  Betrieben  dagegen, 
die  nicht  bewilligten,  wurde  die  Arbeit  niedergelegt. 

Um  diese  Zeit  kam  es  aus  Gründen,  die  mit  der  Lohnfrage 
nicht  direkt  in  Zusammenhang  standen  2),  plötzlich  zu  einem  allge- 
meinen Streik  bez.  zu  einer  Aussperrung  der  Dresdener  Zigaretten- 
arbeiter und  zwar  auch  in  den  Betrieben,  die  die  Lohnforderungen 
schon  bewilligt  hatten. 


1)  Vergl.  Jahresbericht  des  Tabakarbeiter- Verbandes  1905,  Seite  32:  „Das 
organisatorische  Verhältnis  in  Dresden  bot  keine  Gewähr,  die  Anerkennung  er- 
zwingen zu  können,  und  anderseits  waren  die  bestehenden  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse, besonders  für  Packerinnen,  Aufreißerinnen  und  Tabaksortiererinnen 
so  verschiedene  und  widersprechende,  daß  sie  schlecht  in  einem  aufgestellten  Tarif 
in  generellem  Sinne  zur  Zufriedenheit  beider  Parteien  erledigt  werden  konnten." 

2)  Näheres  hierüber  siehe  Seite  108  ff. 

6* 
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Erst  nach  einem  Monat  wurde  die iVrbeit  wiederaufgenommen, 
und  zwar  auf  Grund  eines  Vergleiches,  in  dem  sich  die  Firmen,  die 
dieLolmforderungen  bisher  noch  nicht  bewilhgt  hatten,  verpflichteten, 
die  Löhne  der  Zigarettenmacherinnen  bis  zu  der  Grenze  zu  erhöhen, 
wie  es  seinerzeit  bei  der  Firma  Eckstein  &  Söhne  geschehen  war. 
Dieser  sogenannte  Ecksteintarif  ist  auch  heute  noch  in  Dresden 
allgemein  in  Geltung.  Er  setzt  die  Höhe  der  Akkordsätze  für  das 
Zigarettenmachen  pro  tausend  Stück  in  folgender  Weise  fest: 

a.  Position  I:  Zigaretten  von  5 — 5'/2  mm  Durchmesser  und  bis 
85  mm  Länge  mit  oder  ohne  Mundstück  3, —  Mk. 

Position  II:  Zigaretten  von  5,6 — 6'/2  mm  Durchmesser  und  bis 
90  mm  Länge  mit  Mundstück  2,60  Mk.,  über  90  mm  Länge  2,75  Mk. 

Position  III:  Zigaretten  von  6,6 — T'/i  mm  Durchmesser  und 
bis  95  mm  Länge  2,40  Mk.,  über  95  mm  2,60  Mk.,  und  dieselbe 
Stärke  resp.  Durchmesser  bis  nur  75  mm  Länge  ohne  Mundstück 
2,40  Mk. 

Position  IV:  Zigaretten  von  7,6 — 872  mm  Durchmesser  und  bis 
85  mm  Länge  2,30  Mk.,  über  85  mm  Länge  2,40,  und  bei  dieser 
Länge  Zigaretten  mit  Durchmesser  von  8,6 — 10  mm  2,50  Mk. 

Position  V:  Zigaretten  von  7,6 — 10,9  mm  Durchmesser  und 
bis  75  mm  Länge  ohne  Mundstück  2,30  Mk. 

b.  Für  flachgearbeitete  Zigaretten  beträgt  der  Lohn  pro  Mille 
10  Pfg.  mehr  wie  unter  a  festgesetzt. 

c.  Für  Zigaretten,  deren  Hülsen  mit  Gold  oder  Kork  versehen 
sind,  sind  die  Lohnsätze  pro  Mille  um  10  Pfg.  höher  wie  unter  a 
festgesetzt, 

d.  Bei  Lieferung  von  Maschinenhülsen  seitens  des  Arbeitgebers 
beträgt  der  Lohn  pro  Mille   15  Pfg.  weniger  wie  unter  a  festgesetzt. 

e.  Für  gelieferte  Ausschußzigaretten  darf  ein  Lohnabzug  nicht 
erfolgen;  jedoch  kann  seitens  der  Firma  verlangt  werden,  daß  an 
Stelle  gelieferter  Ausschußzigaretten  brauchbare  Zigaretten  nach- 
geliefert werden. 

f.  Für  Zigaretten,  die  flach  gearbeitet  werden  müssen,  sowie 
für  solche  Zigaretten,  deren  Stärken  und  Längen  außergewöhnlich 
sind,  werden  entsprechend  höhere  Lohnsätze  vereinbart. 

Wie  sich  aus  der  Aufstellung  ergibt,  wird  das  Anfertigen  dünner 
Zigaretten  höher  vergütet  als  das  von  Zigaretten  mittlerer  Stärke, 
weil  die  Anfertigung  ersterer  schwieriger  ist  als  dieletzterer.  Ebenso  ist 
es  recht  und  billig,  daß  die  Arbeiterin,  die  die  Zigaretten  flach  drücken 
muß  und  hierdurch  Zeit  verliert,  eine  besondere  Entschädigung  erhält. 
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Die  Lohnbewegungen  in  den  übrigen  Städten  Deutschlands 
nahmen ,  nachdem  einmal  in  Dresden  Lohnerhöhungen  bewilligt 
waren,  einen  äußerst  glatten  Verlauf.  In  Berlin  bewilligten  die 
Fabrikanten  nach  mehrtägigen  Verhandlungen  eine  sofortige  Lohn- 
zulage von  15  Pfg.  pro  tausend  Zigaretten  aller  Sorten.  Zugleich 
sicherten  sie  eine  neue,  für  die  Arbeiter  noch  bessere  Regelung  der 
Lohnfrage  zu,  sobald  die  damals  gerade  angekündigte  Tabak- 
steuervorlage vom  Reichstage  verabschiedet  sei.  Der  Lohn  ist  dann 
später  nach  Einführung  des  Zigaretten-Steuergesetzes  auch  wirklich 
noch  einmal  um  10  Pfg.  pro  tausend  Zigaretten  erhöht  worden, 
so  daß  heute  der  Minimallohn  in  Berlin  die  Höhe  von  2,75  Mk.  hat. 

Ebenso  bewilligten  die  Betriebe  in  den  meisten  anderen  Städten 
Deutschlands  Lohnerhöhungen. 

Heute  hat  der  Minimallohn  in  nachgenannten  Städten  durch- 
schnittlich folgende  Höhe: 


Dresden        2,30  Mk. 

Berlin 2,75  „ 

Hannover 2,75  „ 

Hamburg-Altona  .     .     .  2,75  „ 

Breslau 1,60  „ 

Posen 1,60  „ 

Königsberg       ....  1,60  „ 


Danzig    . 

München 

Frankfurt 

Wiesbaden 

Baden-Baden 

Cöln/Rhein 

Düsseldorf    . 


1,60  Mk. 

2,50 

3,00 

2,50 

1,80 

2,30 

2.30 


Die  Löhne  sind  also  am  niedrigsten  in  den  ostdeutschen  Städten, 
am  höchsten  in  Frankfurt  am  Main,  dessen  Lohnverhältnisse  von 
den  Arbeitern  schon  bei  den  Lohnbewegungen  im  Jahre  1905  als 
für  ganz  Deutschland  erstrebenswert  hingestellt  wurden. 

Um  noch  besser  in  die  konkreten  Verhältnisse  einzuführen, 
gebe  ich  nachstehend  die  Angaben  wieder,  die  Dresdener,  Berliner, 
Hamburger  sowie  Breslauer  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  über  ihren 
Verdienst  auf  den  von  mir  ausgegebenen  Fragebogen  gemacht  haben. 

(S.  Tabelle  S.  86!) 

Im  Durchschnitt  ergibt  sich  aus  den  genauen  Verdienst- 
angaben auf  den  Fragebogen  folgender  W  o  c  h  e  n  verdienst : 

a.  für  einen  Zigarettenarbeiter  in  Dresden:     15,33  Mk., 

„    Berlin:         18,30    „ 
„  „    Hamburg:  21,93    „ 

b.  für  eine  Zigarettenarbeiterin  in  Breslau:         8,50  Mk., 

„       „  „  „    Dresden:      11,94    „ 

r,       „  „  „    Berlin:  15,43    „ 

„  ,  „    Hamburg:    18,60    „ 
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••  1    von  den  Zigarettenarbeitem   in 

von  den  Zigarettenarbeiterinnen  in 

•Si  =  il    Dresden 

Berlin 

Hamburg 

Breslau 

Dresden 

Berlin  | 

Hamburg 

Breslau 

Als    dur 
srlinittli« 
Woche 
vcrdicr 
be/eichn« 

,  e 
*> 

a 

l 

7o 

a 

0) 

d 

0 

ü: 

Qu 

> 

a 

a 
o 

i2 

°/o 

1 

V 

% 

a 

Ol 

c 
o 
12 

V 

> 

s 

a 

0 

£ 
u 

«/. 

a 

V 

a 
o 

tn 

u 
u 
IX 

0/0 

ü    1 

§1 

in 

1      "/o 

Mark 

1 

II 

6—  6,99 

— 

—  ,  — 

— 

— 

— 

— 

2 

1,1   - 

— 

— 

— 

1 

12.5 

7—  7,99 



— 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

3 

IJ 

— 

— 

— 

— 

1 

12,5 

8—  8,99 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

2,7 

— 

— 

— 

— 

2 

25 

9—  9,99 

— 

— 

— 

— 

- 

— 

— 

— 

13 

T,l 

— 

— 

— 

— 

8 

37,5 

10—10,99 

- 

— 

— 

— 

- 

— 

— 

— 

39 

21,3 

2 

3,5 

— 

— 

— 

— 

11—11,99 

— 

1  _ 

— 

— 

— 

— 

-       11 

6,0 

2 

3,5!:- 

— 

- 

— 

12-12,99 

2 

25 

- 

— 

— 

— 

— 

— 

43 

23,5 

11 

18,9|  — 

— 

1 

12,5 

13—13,99 

— 

— 

1 

2,5 

1 

14,3 

— 

— 

19 

10,4 

1 

l.'^l- 

— 

— 

— 

14—14,99 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

11 

6,0 

5 

8,6 



— 

— 

— 

15—15,99 

1 

12,5 

8 

20 

— 

— 

— 

— 

24 

13,1 

11 

18,9 

2 

40 

— 

— 

16—16,99 

2 

25 

2 

5 

— 

— 

— 

- 

6 

3,3 

7 

12,1 

— 

— 

— 

— 

17-17,99 

1 

12,5 

1 

2,5 

- 

— 

.— 

— 

2 

1,1 

5 

8,6 

— 

— 

— 

- 

18—18,99 

1 

12,5 

10 

25 

— 

— 

— 

— 

2 

i,i 

4 

6,9 

— 

— 

— 

— 

19—19,99 

— 

— 

1 

2,5 

1 

14,3 

— 

— 

1 

0,5 

2 

3,5 

— 

— 

— 

— 

20—20,99 

1 

12,5i    9 

22,5 

— 

— 

— 

— 

2 

1,1 

5 

8,6 

1 

20 

— 

— 

21—21,99 

— 

— 

2 

5 

— 

•  — 

— 

— 

— 

— 

2 

3,5 

1 

20 

— 

— 

22—22,99 

— 

— 

5 

12,5 

1 

14,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

20 

— 

— 

2:1-23,99 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

24-24,99    - 

~r  ^ 

2,5  {  1 

14,3 

— 

— 

— 

— 

Ü     1,7 

— 

— 

— 

— 

25-25,09    — 

-    1  3 

42,8 

— 

— 

— 

— 

— i  —    ll— 

— 

—    — 

Summa: 

8 

100 

40 

100 

7 

100 

— 

— 

183 

100 

58 

100  1 

5 

100 

8 

100 

Weiter  hat  eine  Anzahl  von  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  auch 
Angaben  über  ihren  Jahres  verdienst  gemacht.  Das  Resultat  ist 
in  folgender  Tabelle  niedergelegt. 

(S.  Tabelle  S.  87 !) 

Den  genauen  Angaben  auf  den  Fragebogen  zufolge  beläuft  sich 
der  durchschnittliche  J  a  h  r  e  s  verdienst 

a.  eines  Zigarettenarbeiters  in  Dresden     auf      772,22  Mk., 

„    Berlin  „       907,36    „ 

„    Hamburg    „       970,50    „ 

b.  einer  Zigarettenarbeiterin  in  Breslau        „        415,14    „ 

n  „  „    Dresden      „       582,93    „ 

„  „  „    Berlin    ^      „       767,79    „ 

„    Hamburg     „       820,00    „ 
Im  ganzen  bestätigen  diese  konkreten  Angaben  das,  was  schon 
weiter  oben   allgemein  über  die  Lohnhöhe   in  den  einzelnen  Orten 
gesagt  ist.     Sie  zeigen  zugleich  auch,  daß  es  die  Zigarettenarbeiter 
durchschnittlich  zu  bedeutend  höherem  Verdienst  als  die  Zigaretten- 
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ö          c 

von  den  Zigarettenarbeitem  in    | 

von  den  Zigarettenarbeiterinnen  in 

"  'S  -^  e  u 

Dresden  \\  Berlin  l|Hamburg| 

Breslau] 

Dresden  | 

Berlin  | 

hlamburg| 

Breslau 

Als  dur 

schnittli 

Jahre 

verdiei 

bezeiclin 

a 

a 
o 

ai 
li 

o/o 

V 

a 
o 

t 

7o 

c 
u 
a 
o 

2 

u 

0/0 

s 

V 

s 

u 
Oh 

o/o 

d 
a 

0 

u 
0. 

> 

d 

V 

d 
o 

t> 

o/o 

d 
i) 
d 
o 

V 

7o 

d 
u 
d 

0. 

0/0 

Mark 

300—  349 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

2,6 

— 

— 

— 

— 

1 

14,3 

350—  399 

— 

— 

— ' 

— 

— 

— 

— 

4 

2,6 

— 

— 

— 

— 

1 

14,3 

400—  449 

— 

- 

— 

— 

— 

— 

— 

8 

5,2 

— 

— 

— 

4 

57,1 

450—  499 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

6,6 

1 

1,9 

— 

— 

— 

— 

500—  549 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

34 

22,2 

4 

7,4 

— 

— 

— 

— 

550—  599 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

17 

11,1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

600—  649 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

26 

16,9 

9 

16,7 

— 

~ 

1 

14,3 

650—  699;  — 

— 

2      5,3 

— 

— 

— 

— 

13 

8,5 

1 

1,9 

1 

20 

— 

— 

700—  749   - 

— 

1 

2,6 

2 

33,3 

— 

— 

15 

9,8 

10 

18,5 

— 

— 

— 

— 

750—  799  — 

— 

7 

18,4 

— 

— 

— 

— 

16 

10,5 

4 

7,4 

2 

40 

— 

— 

800—  849    3 

50 

2 

5,3 

— 

— 

— 

— 

3 

1,9 

7 

12,9 

— 

— 

— 

— 

850-  899    1 

16,7 

2 

5,3 

1 

16,7 

— 

— 

1 

0,7 

3 

5,6 

— 

— 

— 

— 

900—949:   1 

16,7 

9    23,7 

— 

— 

— 

— 

1 

0,7 

5 

9,2 

1 

20 

— 

— 

950—  999 

— 

1      2,6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

3,7 

1 

20 

— 

— 

1000—1099 

1 

16,6 

8    21,1 

— 

— 

— 

— 

1 

0,7 

7 

12,9 

- 

— 

— 

— 

1100—1199 

5    13,1 

3 

50 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1200-1300'  — 

-    '  1'     2,6  - 

— 

— 

— 

— 

—    li  ll     1,9 

1 

;    — 

— 

— 

Summa: 

1  6 

100 

|3S 

100 

6 

;ioo 

1- 

1  - 

|l53 

100 

■54 

|ioo 

|5 

1   100 

7 

jioo 

arbeiterinnen  bringen.  Den  Grund  hierfür  muß  man  zum  Teil  in 
der  größeren  Leistungsfähigkeit  der  männlichen  Arbeiter  überhaupt 
suchen,  zum  Teil  aber  auch  in  dem  Umstände,  daß  sich  unter  den 
Zigarettenarbeitern  eine  größere  Anzahl  von  Ausländern  (Polen, 
Russen,  Griechen)  befindet,  die,  wie  schon  einmal  erwähnt,  besonders 
tüchtige  Zigarettenmacher  sind  und  deshalb  besonders  hohe  Ver- 
dienste auf.veisen. 


2.    Die    Ziga  rettenp  ac  kerinnen. 

Gleich  dem  Zigarettendrehen  wird  auch  das  Verpacken  der 
Zigaretten  im  Akkord  vergütet.  Je  kleiner  die  Posten  sind,  zu 
denen  die  Zigaretten  verpackt  werden  sollen,  desto  höher  sind 
hierbei  die  Akkordsätze,  denn  es  macht  natürlich  mehr  Arbeit,  eine 
bestimmte  Anzahl  Zigaretten  in  viele  kleine  als  in  wenige  große 
Schachteln  zu  packen. 

Bis  zu  einem  gewissen  Grade  kommt  es  für  die  Bestimmung 
der  Höhe  der  Akkordsätze  auch  auf  das  Material  an,  aus  dem  die 
Packung  besteht,  da  dieses  einen  gewissen  Einfluß  auf  die  Schwie- 
rigkeit   der    Ausführung    der    Arbeit    ausübt.     So    werden  Karton- 
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Packungen  gewöhnlich  etwas  besser  bezahlt  als  Papierpackungen. 
Blechpackungen  werden  am  höchsten  vergütet,  weil  die  Zigaretten 
nicht  direkt  in  die  Blechschachteln  gelegt  werden  dürfen,  sondern 
zuvor  erst  in  Papierhüllen  gesteckt  werden  müssen.  Etwas  höhere 
Akkordsätze  als  gewöhnlich  werden  auch  noch  gezahlt,  wenn  die 
oberste  Reihe  als  Spiegel  gepackt  werden  soll,  d.  h.  wenn  nur  die 
Zigaretten  der  obersten  Lage  Handarbeits-,  alle  anderen  dagegen 
Maschinenzigaretten  sind.  Ferner  erhöhen  sich  die  Akkordsätze, 
wenn  die  Zigaretten  nach  zwei  Seiten  gepackt  oder  wenn  den 
Packungen  Bilder,  Reklamebeilagen  oder  Spitzen  beigefügt  werden 
sollen. 

In  einer  Dresdener  Zigarettenfabrik  haben  die  Akkordsätze  für 
die  einzelnen  Packungsarten  folgende  Höhen: 

'/loo  Packung  Papier       pro  Mille  Zigaretten  13  Pf.  mit  Spitze  oder  Bild   18  Pf. 


*/ioo 

n 

Karton 

•/200 

n 

Schieber 

Vsso 

n 

„ 

V50 

■n 

Karton 

V20 

■n 

■n 

V»o 

■n 

V 

Vioo 

v 

Blech 

Vso 

n 

n 

V40 

51 

» 

V.o 

n 

n 

V4 

)) 

n 

V« 

T) 

n 

14 


14 
13 
11 


16 
20 
25 
16 
16 
14 
25 
25 
25 
10 
10 
10 


Genauere  Angaben    über  ihren  Verdienst  haben  24  Dresdener 
und  19  Berliner  Packerinnen  gemacht. 

Von  den  Dresdener  Packerinnen  verdienten: 


Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Arbeiterinnen 

Wochen  verdienst 

Arbeiterinnen 

Wochenverdienst 

Mark 

Mark 

2 

9 

3 

14 

1 

9,50 

1 

14,50 

3 

10 

1 

16 

18 

12 

Zusammen  verdienten  diese  Arbeiterinrlen  pro  Woche  286  M; 
auf  eine  Arbeiterin  entfällt  also  ein  durchschnittlicher  Wochenver- 
dienst von   11,92  M. 

Die  19  Berliner  Packerinnen  machten  über  ihre  Lohnverhält- 
nisse folgende  Angaben: 
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Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Arbeiterinnen 

Wochenverdienst 

Arbeiterinnen 

Wochenverdienst 

Mark 

Mark 

1 

8 

2 

11 

1 

9,50 

1 

12 

2 

9,60 

3 

13 

6 

10 

1 

15 

1 

10,50 

1 

15,50 

Als    durchschnittlicher 
geben  sich  hier  1 1 ,90  M. 


Wochenverdienst    einer   Arbeiterin    er- 


3.   Die  übrigen  Arbeiter. 

Im  Akkord  bezahlt  werden  auch  noch  die  Tabakaufreißer- 
innen bez.  Tabaksortiererinnen.  Diese  erhalten  für  das  Ent- 
blättern bez.  Sortieren  des  Tabaks  gewöhnlich  5 — 15  Pf.,  je  nach- 
dem sie  den  Tabak  bloß  entblättern  oder  zugleich  auch  mit  sortieren. 
Bei  letzterer  Beschäftigung  kommt  es  für  die  Bestimmung  der  Höhe 
des  Akkordsatzes  wieder  auf  die  Zahl  der  Sortierungen  an,  die 
die  Arbeiterin  aus  dem  ihr  überlieferten  Tabak  herzustellen  hat. 

Den  Angaben  auf  den  Fragebogen  zufolge  hatte  der  Verdienst 
von  26  Dresdener  Tabaksortiererinnen  folsrende  Höhe: 


Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Zahl  der 

Du  rch  sehn  ittlicher 

Arbeiterinnen 

Wochen  verdienst 

Arbeiterinnen 

Wochenverdienst 

Mark 

Mark 

1 

8 

3 

12 

1 

9 

1 

12,50 

2 

9,50 

2 

13 

8 

10 

2 

15 

2 

10,50 

3 

16 

1 

1 1,50 

Im  ganzen  verdienten  diese  26  Arbeiterinnen  wöchentlich 
307  M.  Es  ergibt  sich  also  pro  Person  und  Woche  ein  Durch- 
schnittsverdienst von   11,81  M. 

Weiterhin  haben  noch  6  Berliner  Tabaksortiererinnen  folgende 
Angaben  über  ihren  Verdienst  gemacht: 


Zahl   der 
Arbeiterinnen 

Durchschnittlicher 
Wochenverdienst 

Zahl   der 
Arbeiterinnen 

Durchschnittlicher 
Wochenverdienst 

2 

1 

Mark 
10 
11 

I 
2 

Mark 
15,50 

16j 

Der  Durchschnitt  pro  Person  und  Woche  beträgt  13,08  M. 
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Die  Arbci  tsinädch  cn,  die  für  das  Bedienen  der  Maschinen, 
Banderolieren,  Etikettieren  usw.  erforderlich  sind,  stehen  in  festem 
Wochenlohn  und  verdienen  wöchentlich  etwa  9  — 13  M.  Nach 
dem  Berichte  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin  ist  der 
Verdienst  dieser  Mädchen  in  Berlin  in  letzter  Zeit  um  10 — 20% 
gestiegen,  weil  das  Angebot  solcher  Personen  „dadurch  daß  diese 
in  großem  Umfange  in  der  Gasglühlicht-  und  elektrischen  Industrie 
Verwendung  finden,  bedeutend  zurückgegangen  ist  und  auch  in 
der  Zigarettenindustrie  durch  ICinführung  der  Steuermarken  der  Be- 
darf an  ungelernten  Mädchen  gestiegen  ist."  ') 

Genauere  Verdienstangaben  haben  wir  von  16  Dresdener 
(No.  1  — 16)  und  14  Berliner  (No.  17 — 30)  dieser  Kategorie  ange- 
hörigen  Arbeiterinnen. 

Es  verdienten: 


Lfd. 
No. 

Bezeichnung 

der 

Arbeiterin 

Durch- 
schnittlicher 
Wochen- 
verdienst 

Lfd. 
No. 

Bezeichnung 

der 
Arbeiterin 

Durch- 
schnittlicher 
Wochen- 
verdienst 

Mark 

Mark 

l 

Banderoliererin 

8 

16 

Lohnarbeiterin 

10 

2 

V 

11 

17 

Maschinen-Arbeiterin 

^ 

3 

Etikettiererin 

11,50 

18 

)! 

9 

4     Nadlerin 

10 

19 

V 

10 

5 

Maschinen-A  rbeiterin 

8 

20 

■n 

10 

6 

^ 

9,50 

21 

» 

10 

7 

» 

9,50 

22 

V 

10 

8 

■n 

10 

23 

n 

1U,50 

9 

V 

10 

24 

n 

12 

10 

n 

10,50 

25 

v 

13 

U 

n 

10,50 

26 

V 

13 

12 

)i 

12 

27 

n 

13 

13 

r 

12 

28 

n 

13 

14 

)i 

17 

29 

n 

15 

15 

Lohnarbeiterin 

9 

30 

■• 

15 

Die  Summe  des  Wochenverdienstes  der  16  Dresdener  Arbei- 
terinnen beträgt  168,50  M.  und  die  der  14  Berliner  Arbeiterinnen 
160,50  M.  Der  Durchschnittsverdienst  einer  solchen  Arbeiterin  stellt 
sich  demnach  für  Dresden  auf  10,53  M.  un'd  für  Berlin  auf  11,46  M. 

Alle  übrigen,  noch  nicht  genannten  Arbeiter  stehen  gleichfalls 
im  Zeitlohn.  Es  beträgt  der  Wochenverdienst  durchschnittlich 
bei  den  Tabakschneidern  20— 30M.,  bei  den  Tabakmischern, 

1)  Bericht  der  Ältesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin,   1906,  Teil  II,  Seite  109. 


—     91 


Postpack  er  11  und  Schleifern  18  —  25  M.  Die  höchsten  Löhne 
erhalten  die  Mech  aniker,  S  ch  loss er  und  Buchbinder,  deren 
Wochenverdienst  die  Höhe  von  30 — 50  M.  hat. 

Den  Angaben  auf  den  Fragebogen  zufolge  hatten  15  Dresdener 
(No.  1 — 15)  und  5  BerHner  (No.  17 — 20)  Arbeiter,  die  letztgenannten 
Kategorien  angehören,  folgende  Verdienste: 


Lfd. 

Bezeichnung 
des 

Durch- 
schnittlicher 

Lfd. 

Bezeichnung 

des 

Arbeiters 

Durch- 
schnittlicher 

No. 

Arbeiters 

Wochen- 
verdienst 

No. 

Wochen- 
verdienst 

Mark 

Mark 

1 

Tabakmischer 

18 

11 

Schleifer 

21,50 

2 

n 

19 

12 

Postpacker 

14 

3 

V 

21 

13 

,, 

22 

4 

Tabakschneider 

19,50 

i     14 

11 

28 

5 

„ 

20 

15 

» 

24,75 

6 

11 

21 

16 

Tabakschneider 

24 

7 

r> 

22 

IT 

11 

34 

8 

Papierschneider 

2.5 

18 

Maschinenführer 

42,50 

9 

Hülsenmaschinen- 

'     19 

i> 

47 

Führer 

30 

20 

Schleifer 

20 

10 

Maschinist    für   Ziga- 
retten-Maschinen 

30 

Gedacht  sei  schließlich  auch  noch  der  in  Zigarettenbetrieben 
tätigen  Kartonnagenarbeiterinnen.  Von  diesen  bezieht  ein 
Teil  Akkord-  und  ein  anderer  Teil  Zeitlohn.  Das  Zusammen- 
leimen und  Bekleben  der  Kästchen  wird  hierbei  meistens  im  Akkord, 
das  Zuschneiden  dagegen  im  Wochenlohn  vergütet.  Der  Wochen- 
lohn der  Kartonnagenarbeiterinnen  schwankt  heute  gewöhnlich 
zwischen  10  und  14  Mark. 

Auf  den  Fragebogen  wurden  von  21  Dresdener  Kartonnagen- 
arbeiterinnen folgende  Verdienstangaben  gemacht: 


Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Zahl  der 

Durchschnittlicher 

Arbeiterinnen 

Wochenverdienst 

Arbeiterinnen 

Wochenverdienst 

Mark 

Mark 

1 

8,50 

1 

12,50 

2 

9 

1 

13 

2 

10 

1 

13,50 

1 

10,50 

8 

14 

1 

11 

1 

15 

1 

12 

1 

16 
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Der  Gesanitverdicnst  aller  dieser  Arbeiterinnen  beträgt  262  M. ; 
auf  die  einzelne  Arbeiterin  entfällt  demnach  ein  durchschnittlicher 
Wochen  verdienst  von   12,47  M. 

Ferner  machten  über  ihren  Verdienst  noch  8  Berliner  Karton- 
nagenarbeiterinnen folgende  Angaben: 


Zahl   der 
Arbeiterinnen 


Durchschnittlicher 
Wochenverdienst 


Mark 

8 

9 

10 


Zahl  der 
Arbeiterinnen 


Durchschnittlicher 
Wochenverdienst 


Mark 
12 
13 
15 


Die  Summe  des  "Wochenverdienstes  dieser  8  Arbeiterinnen  be- 
trägt 89  M.,  der  Durchschnittsverdienst  einer  einzelnen  Arbeiterin 
mithin   11,92. 

c)  Die  Zeit  der  L  ohnzalilu  ng. 
Die  Auszahlung  des  Lohnes  erfolgt  in  den  Zigarettenfabriken 
fast  allgemein  wöchentlich,  und  zwar  gewöhnlich  Sonnabends 
Die  Höhe  des  den  Akkordarbeitern  auszuzahlenden  Lohnes  wird 
hierbei  entweder  am  Freitag  oder  schon  am  Donnerstag  Abend 
berechnet. 


D.  Besondere  Gratifikationen,  Wohlfahrtseinrichtungen   usw. 

Außer  dem  festgesetzten  Lohne  werden  den  Arbeitern  in  man- 
chen Fabriken  noch  verschiedene  Vergünstigungen  zuteil.  In  Be- 
tracht kommen  hierbei  aber  fast  ausschließlich  nur  die  großen  Be- 
triebe, die  sich  durch  derartige  Einrichtungen  einen  festen,  zufrie- 
denen Arbeiterstamm  zu  schaffen  suchen. 

Die  in  den  einzelnen  Fabriken  bestehenden  derartigen  Ein- 
richtungen sind  folgende: 

1.  Alterszulagen,  Wohnungsgeldzuschüsse  usw. 

Mehrere  große  Zigarettenfabriken  gewähren  ihren  Arbeitern 
nach  mehrjähriger  Tätigkeit  einmalige  Prämien  oder  dauernde  Zu- 
lagen. So  herrscht  in  einer  Dresdener  Fabrik  folgender  Brauch : 
Jedes  fünfte  AVeihnachten  ihres  Dortseins  erhalten  die  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  Extraprämien  von  je  30  Mk. ,  ferner  die  Zeitlöhner 
jedes  Jahr  freiwillige  Lohnzulagen  von  je  einer  Mark  pro  Woche.  Bei 
Überschreitung  gewisser  Höchstgrenzen,  für  deren  Bestimmung  es 
auf  Alter    und    Familienstärke   der  jeweils  in  Frage  stehenden  Ar- 
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beiter  ankommt,  legt  betreffende  Fabrik  pro  Jahr  und  Arbeiter 
100  Mk.  in  einer  Rentenversicherung  an,  damit  ihnen  im  Alter  oder 
bei  Invalidität  Unterstützung  gewährt  wird.  Dies  geschieht,  weil 
nach  Meinung  des  Fabrikbesitzers  die  Arbeiter  selbst  bei  hohem 
Lohn  nicht  dazu  kommen  würden,  einige  Mark  für  das  Alter  oder 
unvorhergesehene  Zufälle  beiseite  zu  legen.  Zudem  gewährt  die 
gleiche  Firma  bei  längeren  Krankheiten  oder  Todesfällen  von  Fa- 
milienangehörigen je  nach  Würde  und  Bedürftigkeit  Unterstützungen 
von  30—50  Mk. 

Eine  andere  Dresdener  Firma  gewährt  ihren  Werkmeistern 
Wohnungsgeldzuschüsse  in  der  Höhe  von  je  hundert  Mark  pro 
Jahr,  zahlbar  in  Raten  am  Ende  eines  jeden  Quartals. 

2.  Gewährung  freier  Zigaretten. 

In  fast  allen  Betrieben,  den  großen  wie  den  kleinen,  erhalten 
die  männlichen  Arbeiter  wöchentlich  50 — 100  Freizigaretten:  dies 
geschieht,  um  Entwendungen  vorzubeugen.  Zudem  ist  den  Arbeitern 
zumeist  Gelegenheit  geboten,  Ausschuß-  und  Lehrmädchenzigaretten, 
die  sonst  in  den  Fabriken  gewöhnlich  überhaupt  nicht  verkauft 
werden,  für  wenig  Geld  zu  erwerben. 


3.  Fabrik-Sparkasse. 

In  einer  Dresdener  Zigarettenfabrik  besteht  seit  1.  Juli  1904 
eine  Sparkasse.  Die  Beteiligung  daran  ist  eine  freiwillige.  Ein- 
lagen werden  an  jedem  Lohntage  angenommen,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Einlagezeit  mit  60/0  verzinst  und  können  jederzeit  zurück- 
gezogen werden.  Am  Ende  eines  jeden  Jahres  werden  die  gesamten 
Spargelder  zurückgezahlt,  wobei  unter  die  Sparer  zugleich  der  Er- 
trag der  Kantinenmiete  (600  Mk.)  verteilt  wird.  Bei  Verteilung 
letzterer  ist  nicht  die  Höhe  der  eingezahlten  Beträge,  sondern  die 
Zahl  der  Spareinlagen  für  die  Höhe  des  auf  jeden  Sparer  entfallen- 
den Betrages  maßgebend. 

Die  Beteiligung  an  dieser  Kasse  gestaltete  sich  in  den  einzelnen 
Jahren  folgendermaßen : 


Jahr 

1904  1) 

1905 

1906 

1907 

1908 

Zahl  der  ausgestellten  Bücher                149 

270 

192 

220 

289 

Summe  der  Spareinlagen                   '2818  Mk. 

4586  Mk. 

5854  Mk. 

10232  Mk. 

14977  Mk. 

Im  Laufe  des  Jahres  zurückgezahlt 

388     „ 

2000    „ 

1264    „ 

813     „ 

? 

Bestand  am  Ende  des  Jahres 

2430     „ 

2536    „ 

4590    „ 

9419     „ 

? 

1)  Es  kommt  nur  ein  halbes  Jahr  in  Betracht. 
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4.   Fab  rikküi'he  11. 

In  den  meisten  großen  Zigarettenfabriken  gibt  es  Fabrikküchen 
mit  besonderen  Eßräumen,  wo  den  Arbeitern  billige  und  gute  Speise 
sowie  Getränke  verabreicht  werden.  So  erhalten  beispielsweise  die 
Arbeiter  in  einer  Dresdener  Fabrik  für  25  Pfg.  eine  Portion  Fleisch 
mit  Gemüse,  für  3  Pfg.  einen  Topf  Kaffee  mit  Milch  und  Zucker. 
Ferner  finden  sich  in  vielen  großen  Fabriken  Dampfwärmschränke 
zum  kostenlosen  Aufwärmen  selbst  mitgebrachter  Speisen. 

5.  Hygienische  und  andere  Einrichtungen. 

Man  muß  den  großen  Zigarettenfabriken  das  Zeugnis  aus- 
stellen, daß  sie  in  h5"gienischer  und  sozialer  Beziehung  fast  aus- 
nahmslos musterhaft  eingerichtet  sind.  Von  den  kleineren  und  zum 
Teil  auch  von  den  mittleren  Betrieben  kann  man  hingegen  leider 
nicht  immer  das  gleiche  behaupten.  Während  letztere  beiden 
Kategorien  von  Betrieben  ihr  Heim  sehr  oft  in  ungesunden,  halb- 
finsteren Räumen  aufgeschlagen  haben  —  wurde  doch  von  einem 
Gewerbeinspektor  in  Oberba3xrn  sogar  eine  Zigaretten-„Fabrik"  in 
Kellerräumen  betroffen  i)  —  weisen  die  Großbetriebe  fast  ausnahms- 
los große,  luftige  Arbeitssäle  auf,  in  die  von  zwei  bis  drei  Seiten 
durch  hohe,  spiegelblanke  Fenster  das  Licht  flutet. 

Elektrische  Ventilatoren  sorgen  hier  zumeist  für  ständige  Er- 
neuerung der  Luft ;  die  Arbeitssäle  einer  großen  Dresdener  Zigaretten- 
fabrik sind  sogar  mit  besonderen  Staubsaugevorrichtungen  versehen. 

Um  einen  Begriff  von  den  im  Interesse  des  Betriebes  und  der 
Arbeiter  getroffenen  Einrichtungen  einer  modernen  Zigarettenfabrik 
zu  geben,  seien  hier  die  diesbezüglichen  Einrichtungen  der  Yenidze- 
Zigarettenfabrik  in  Dresden  genannt  2):  Mit  zwei  elektrisch  betriebenen 
Fahrstühlen,  die  je  zwanzig  Personen  fassen,  werden  hier  die  Ar- 
beiter in  die  oberen  Etagen  befördert,  so  daß  ihnen  das  Treppen- 
steigen erspart  bleibt.  Das  Tragen  von  Lasten  innerhalb  der  Fabrik 
fällt  überhaupt  weg,  da  alles  per  Fahrstuhl  oder  kleine  Wagen  von 
Ort  zu  Ort  befördert  wird.  Um  die  i\rb eiterinnen  zu  größtmöglicher 
Sauberkeit  anzuhalten,  sind  vor  jedem  Kloset  Marmorwaschbecken 
angebracht,  denen  die  Leitung  warmes  oder  kaltes  Wasser,  je  nach 
Belieben,  zuführt.  Saubere  Handtücher,  von^der  Fabrik  stets  erneuert 
geliefert,  hängen  daneben.     Ferner  stehen  den  Arbeitern  noch  un- 


1)  Jahresberichte    der  Gewerbe-Aufsichtsbeamten    und  Bergbehörden    für    das 
Jahr  1902,  Teil  II,  2  Seite  9. 

2)  Vergl.  hierzu  auch   den  Artikel   „Die  moderne  Fabrik"  von  Edmund 
Fischer  im  Plutus,  6.  Jahrg.  Heft  32. 
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entgeltlich  die  in  der  Fabrik  befindlichen  Badeanlagen,  Wanne  und 
Brause,  zur  Verfügung.  In  einer  mit  Feldbetten  ausgestatteten, 
luftigen  Halle  wird  älteren  Personen  während  der  Pausen  Gelegen- 
heit zu  kurzer  Ruhe  geboten.  Die  anderen  Arbeiter  können  sich 
in  den  Pausen  auf  dem  flachen  Fabrikdach,  das  in  einen  Garten 
verwandelt  ist,  ergehen,  ebenso  auch  im  sauberen,  freundlichen 
Fabrikhof.  Stößt  einem  Arbeiter  ein  Unfall  zu,  so  kann  ihm  die 
erste  Hilfe  sogleich  in  der  Fabrik  zu  teil  werden,  denn  es  befindet  sich 
daselbst  ein  Unfallzimmer,  in  dem  Krankenbett,  Bahre,  medizinische 
Instrumente  und  Medikamente  aufbewahrt  werden. 

Die  anderen  Zigarettenfabriken  weisen  nun  zwar  solche  Ein- 
richtungen nicht  in  gleicher  Vereinigung  auf,  doch  findet  man  in 
vielen  der  großen  Zigarettenfabriken  gleichfalls  Badezimmer,  reich- 
liche Waschgelegenheit,  Unfallzimmer  sowie  Fahrstühle  und  Wagen 
zur  Beförderung  von  Lasten  innerhalb  der  Fabrik  vor. 

E.  Die  Lebenshaltung. 

Eine  ziemlich  große  Zahl  aller  Zigarettenarbeiterinnen,  d.  h.  die 
Mehrzahl  der  ledigen,  jüngeren  Personen,  lebt  im  Hause  der 
Eltern  und  zahlt  diesen  einen  bestimmten  Betrag  für  Wohnung 
und  Beköstigung.  Die  Höhe  der  Abgaben  ist  dabei  äußerst  ver- 
schieden und  richtet  sich  ganz  nach  der  wirtschaftlichen  Lage,  in 
der  sich  die  Familie  betreffender  Person  befindet.  Neben  Arbei- 
terinnen, die  nur  einen  geringen  Teil  ihres  Lohnes  abzugeben 
brauchen,  finden  sich  andere,  die  den  größten  Teil  zum  Unterhalt 
der  Familie  beitragen  müssen. 

Eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  der  Lage  dieser  Personen  hat  im 
großen  ganzen  die  einer  zweiten  Gruppe  von  Arbeiterinnen,  der 
verheirateten  Frauen,  denn  auch  deren  Lebenshaltung  wird 
weniger  durch  den  in  der  Zigarettenfabrik  verdienten  Lohn  als  durch 
die  jeweils  gegebenen  Familienverhältnisse  bestimmt.  Finden  sich 
doch  neben  Frauen,  die  nur  einen  für  den  Familienhaushalt  mehr 
oder  minder  entbehrlichen  Zuschuß  verdienst  zu  erarbeiten  suchen, 
andere,  die  den  Unterhalt  für  die  ganze  Familie  beschaffen  müssen, 
da  das  Familienoberhaupt  krank  oder  arbeitslos  ist. 

Auch  die  Lebenshaltung  einer  dritten  Gruppe  von  Arbeiterinnen, 
nämlich  die  der  verwitweten,  geschiedenen  und  ehe  verlasse- 
nen Frauen,  die  Kinder  besitzen,  ist  nicht  allein  von  der 
Höhe  des  verdienten  Lohnes  abhängig ;  sie  richtet  sich  vielmehr 
auch  nach  der  Zahl  der  zu  ernährenden  Kinder  und  der  Höhe  der 
Renten,  Erziehungsgelder  usw.,  die  etwa  empfangen  werden. 
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Einzig  und  allein  bei  den  Aibeiterinnen  der  vierten  und 
letzten  Gruppe,  die  von  den  allein  stehenden  Personen  ge- 
hildet  wird,  ist  die  Verdiensthöhe  das  einzige,  die  Art  der  Lebens- 
liakung  bestimmende,  Moment. 

Wir  müssen  deshalb  auch  lediglich  die  Verhältnisse  dieser 
letzten  Gruppe  zu  Grunde  legen  und  von  den  anderen  Arbeiter- 
kategorien gänzlich  absehen,  wenn  wir  einmal  feststellen  wollen, 
ob  der  Lohn  der  Zigarettenarbeiterinnen  durchschnittlich  eine 
auskömmliche  Lebensführung  gestattet. 

Zuerst  wollen  wir  hierbei  die  Höhe  der  einzelnen  Beträge  zu 
ermitteln  suchen,  die  eine  alleinstehende  Arbeiterin  in  den  Haupt- 
industrieorten  durchschnittlich  für  die  Befriedigung  der  notwen- 
digsten Lebensbedürfnisse  ausgeben  muß. 

Eine  Schlafstelle  kann  die  Zigarettenarbeiterin  sowohl  in 
Dresden  als  auch  in  Berlin  für  etwa  2  Mark  pro  Woche  bekommen. 
In  diesen  Preis  ist  gewöhnlich  auch  die  Lieferung  des  ersten 
Frühstücks,  bestehend  aus  einer  Tasse  Kaffee  und  einem  trockenen 
Brötchen,  mit  eingeschlossen.  Ein  geschmiertes  Brötchen  zum 
zweiten  Frühstück  wird  für  etwa  15  Pfg.  zu  beschaffen  sein. 
Die  Fabrikkantinen  liefern  hierbei  gewöhnlich  schon  für  10  Pfg. 
ein  bestrichenes  Brot  mit  Belag.  Gleichfalls  liefern  die  Kantinen 
in  der  Regel  auch  schon  zum  Preise  von  25 — 35  Pfg.  ein  schmack- 
haftes, aus  Fleisch  und  Gemüse  bestehendes  Mittagessen.  Ist 
keine  Kantine  vorhanden,  so  wird  sich  die  alleinstehende  Arbeiterin 
ganz  gut  schon  für  35  —  40  Pfg.  ein  aus  Fleisch  und  Gemüse  be- 
stehendes Mittagsmahl  anderweitig  beschaffen  können,  sei  es  nun, 
daß  sie  es  sich  am  Morgen  oder  vorhergehenden  Abend  selbst 
zubereitet  und  in  die  Fabrik  mitnimmt,  wo  sie  es  kostenlos  auf- 
wärmen kann,  oder  sei  es,  daß  sie  sich  dasselbe  von  einer  verhei- 
rateten oder  bei  den  Eltern  lebenden  Freundin  mitbringen  läßt. 
Das  Vesper  nimmt  die  Mehrzahl  der  Arbeiterinnen,  d.  h.  alle 
diejenigen,  die  in  Betrieben  mit  durchgehender  Arbeitszeit  tätig 
sind,  nicht  mehr  in  der  Fabrik  ein.  Viele  Arbeiterinnen,  die  einen 
weiten  Weg  haben  und  erst  gegen  sechs  Uhr  nach  Hause  kommen, 
lassen  es  überhaupt  ausfallen  und  essen  nach  ihrer  Heimkehr  so- 
gleich zu  Abend.  Soweit  ein  Vesper  eingenommen  wird,  dürften 
seine  Kosten  den  Betrag  von  15  Pfg.  wohl  nicht  überschreiten. 
Das  Abendbrot  endlich  läßt  sich  mit  etwa  35  Pfg.  in  Ajisatz 
bringen. 

Im  ganzen  ergeben  sich  demnach  folgende  Ausgaben  für  Kost 
und  Logis  pro  Woche: 
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Für  Schlafstelle 

2,00  Mk. 

„     2.  Frühstück 

1,05    „ 

„    Mittagbrot 

2,45     „ 

„    Vesper 

1,05     „ 

„     Abendbrot 

2,45    „ 

Zusammen  pro  Woche:  9,00  Mk. 

Wir  haben  nun  weiter  oben  gefunden,  daß  sich  der  Durch- 
schnitts-Wochenverdienst  einer  Zigarettenarbeiterin  in  Dresden  auf 
rund  12  Mk.  und  in  Berlin  auf  rund  15,50  Mk.  stellt.  Bei  einer 
Lebensführung,  wie  sie  obige  Aufstellung  erlaubt,  würden  demnach 
im  Durchschnitt  der  Dresdener  Arbeiterin  3  Mk.  und  der  Berliner 
6,50  Mk.  zur  Bestreitung  anderer  Ausgaben  übrig  bleiben. 

Wie  sich  die  Dinge  in  Wirklichkeit  gestalten,  zeigen  nach- 
stehende Angaben,    die    mir    von    12  Dresdener    (Nr.   1 — 12)    und 


Lfd. 
No. 


Preis  der 
Wohnung 
(Schlaf- 
stelle) 

proWochej 


Wöchentl. 

Gesamt- 
ausgaben 
für  Logis 

und  Be- 
köstigung 


Durch- 
schnitt- 
licher 
Wochen- 
verdienst 


Durch- 
schnittlich 

bleiben 
proWoche 
für  andere 
Ausgaben 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 


Mk, 


2,50 


Mk. 


2,50 
2,00 
3,00 
3,00 


0,15 


2,00 
2,00 
2,50 
3,00 
2,00 
3,50 
2,50 
3,00 
2,50 
2,50  II  0,15 
2,00 
2,50 
2,00 
4,00 


Mk. 

Mk, 

Mk. 

Mk. 

0,15 

0,351) 

— 

0,40 

0,15 

0,30  2) 

— 

0,35 

0,15 

0,25») 

0,15 

0,35 

0,15 

0,50 

— 

0,35 

0,15 

0,40 

0,15 

0,40 

0,10 

0,45 

0,15 

0,40 

0,10 

0,30  1) 

— 

0,40 

0,10 

0,50  1) 

0,10 

0,35 

0,15 

0,35 

— 

0,35 

0,15 

0,40 

— 

0,40 

0,15 

0,351) 

0,10 

0,35 

0,15 

0,40 

0,10 

0,45 

0,15 

0,35  3) 

— 

0,40 

0,15 

0,35 

— 

0,45 

0,15 

0,40 

0,15 

0,40 

0,15 

0,50 

0,15 

0,40 

0,15 

0,353, 

0,15 

0,40 

0,15 

0,35  M 

0,10 

0,40 

0,15 

0,35  1) 

0,15 

0,45 

Mk. 

8,80 

7,60 

9,30 

10,00 

11,25 

9,70 

7,60 

9,85 

8,95 

8,65 

9,80 

10,20 

9,30 

9,15 

10,20 

10,40 

9,85 

9,00 

11,70 


Mk. 
12 
10 
11 
13 
15 
12 
9 

14 
12 
10 
12 
16 
14 
13 
16 
17 
15 
14 
18 


Mk. 
3,20 
2,40 
1,70 
3,00 
3,75 
2,30 
1,40 
4,15 
3,15 
1,35 
2,20 
5,80 
4,70 
3,85 
5,80 
6,60 
5,15 
5,00 
6,30 


1)  Bezieht  das  Essen  aus  der  Fabrikküche, 

2)  Läßt  sich   das  Essen  von  einer  verheirateten  Freundin  mitbringen,    der  sie 
genanntes  Entgelt  dafür  zahlt. 

3)  Läßt  sich  das  Essen  von  einer  bei    den  Eltern  wohnenden  Arbeitsgenossin 
mitbringen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.    Ergänzungsheft  33.  7 
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7  BLi-liner  (Nr-  13 — 19 j  Zigarettenarbeiterinnen  über  die  durch- 
sichnittliche  Höhe  ihrer  für  Wohnung  und  Ernährung  nötigen  Aus- 
gaben gemacht  wurden  (Tabelle  S.  97). 

Diese  Arbeiterinnen  geben  also  für  Kost  und  Logis  (Schlaf- 
stelle) pro  Woche  7,60  bis  11,70  Mk.  aus;  durchschnittlich  beträgt 
hierbei  die  Summe  der  Ausgaben  bei  den  Dresdener  Arbeiterinnen 
9,31  Mk.  und  bei  den  Berliner  9,94  Mk. 

Speziell  über  die  Wohnungs v er h äl t nisse  der  Zigaretten- 
arbeiterinnen geben  uns  noch  die  Angaben  näheren  Aufschluß,  die 
hierüber  von  einer  größeren  Anzahl  Dresdener  und  Berliner  Ziga- 
rettenarbeiterinnen auf  den  von  mir  ausgegebenen  Fragebogen  ge- 
macht sind. 

Von  Arbeiterinnen,  die  bei  den  Eltern  wohnen,  sind 
hierbei  aus  Dresden  44  und  aus  Berlin  18  Fragebogen  eingelaufen, 
auf  denen  die  Fragen  nach  den  Wohnungsverhältnissen  Beant- 
wortung gefunden  haben.  Zugleich  haben  betreffende  Arbeiter- 
innen auch  sämtlich  angegeben,  welche  Beträge  sie  durchschnittlich 
ihren  Eltern  für  Kost  und  Logis  pro  Woche  zahlen  müssen. 

Im  einzelnen  machten  die  44  Dresdener  Arbeiterinnen  folgende 
Angaben : 


Lfd. 

Die  elterliche 
Wohnung  hat 

Zahl  der 
Personen 

An  die  Eltern  werden 

durchschnittlich 
pro  Woche  gezahlt 

Durch- 
schnitt- 
licher 

Die  Abgabe 
macht  vom 
Verdienst 

No. 

Be- 

im  Schlaf- 

für       !    für  Be- 

Wochen- 

aus 

Räume 

wohner 

zimmer 

Wohnung    köstigung 

verdienst 

°/o 

Mark 

Mark 

1 

o 

3 

3 

8,00 

14 

57 

2 

3 

3 

3 

8,50 

15 

57 

3 

4 

7 

4 

5,50 

9 

61 

4    ! 

4 

10 

3 

4,50 

9 

50 

5 

2 

3 

3 

5,00 

17 

30 

6 

3 

4 

3 

1,50             7,00 

12 

71 

7 

4 

5 

2 

7,00 

12 

58 

^     , 

3 

4 

4 

7,00 

10 

70 

9     [ 

5 

6 

3 

7,00 

9 

78 

10 

4 

5 

2 

1                 9,00 

13 

69 

11 

4 

3 

!        1 

5,00     ^ 

14 

36 

12 

2 

y 

2 

5,00 

12 

42 

13 

6 

5 

3 

2,50      ;       3,50 

io 

60 

14 

5 

6 

1 

10^00 

16 

62 

15 

3 

4 

4 

4,00 

15 

27 

16 

4 

6 

3 

6,00 

15 

40 

17 

3 

H 

3 

,i                6,00 

10 

60 
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Die  elterliche 

Zahl  der 

An  die  Eltern  werden 

Durch- 

Die Abgabe 

Lfd. 
No. 

Wohnung  hat 

Personen 
im    Schlaf- 

durchschnittlich 
pro  Woche  gezahlt 

schnitt- 
licher 

macht   vom 
Verdienst 

Be- 
Räume          , 

wohner 

für            für  Be- 

; Wochen- 

aus 

zimmer 

Wohnung    köstigung 

verdienst 

0/0 

Mark 

Mark 

18 

3 

3 

3 

5,00 

6 

83 

19 

3 

2 

2 

5,00 

15 

33 

20 

4 

3 

3 

5,00 

12 

42 

21 

3 

5 

5 

4,00 

15 

27 

22 

4 

6 

4 

5,50 

13 

42 

23 

3 

5 

5 

3,00 

5 

60 

24 

3 

6 

6 

4,00 

9 

44 

25 

3 

5 

5 

1,25             4,00 

10 

40 

26 

4 

7 

3 

7^00 

19 

37 

27 

4 

5 

5 

7,00 

10 

70 

2S 

3 

3 

3 

5,00 

12 

42 

29 

3 

5 

5 

5,25 

13 

40 

30 

3 

4 

3 

7,00 

15 

47 

31 

2 

3 

2 

5,00 

12 

42 

82 

4 

3 

1 

5,00 

6 

83 

33 

3 

6 

6 

6,00 

12 

50 

34 

5 

7 

2 

6,00 

6 

100 

35 

4 

5 

4 

4,00 

20 

20 

36 

3 

4 

3 

7,00 

9 

78 

37 

3 

3 

3 

5,50 

10 

55 

38 

3 

5 

5 

5,00 

11 

45 

39 

3 

7 

7 

8,00 

12 

67 

40 

3 

4 

4 

7,00 

10 

70 

41 

3 

4 

4 

6,00 

10 

60 

42 

4 

2 

2 

4,00 

9,50 

42 

43 

3 

5 

1 

5,00 

13 

39 

44 

3 

3 

3 

5,00 

11 

45 

Diese  44  Wohnungen  haben  zusammen  151  Räume  und  200 
Bewohner.  Auf  einen  Raum  kommen  mithin  durchschnittlich  1,32 
Personen.  In  den  44  Schlafräumen  schlafen  insgesamt  147,  in 
einem  Schlafraum  also  durchschnittlich  3,2  Personen. 

Die  an  die  Eltern  wöchentlich  zu  zahlenden  Abgaben  schwanken 
zwischen  3  und  10  Mk.  und  machen  bei  den  einzelnen  Arbeiter- 
innen 27  bis  lOQO/o  des  verdienten  Lohnes  aus.  Bei  einem  Durch- 
schnitts-Wochenverdienst  von  11,76  Mk.  geben  diese  Arbeiterinnen 
für  Kost  und  Logis  durchschnittlich  5,87  Mk.,  d.  h.  49,91  >  des 
verdienten  Betrages,  an  die  Eltern  ab. 

Von  den  18  Berliner  Arbeiterinnen  sind  folgende  Angaben 
gemacht  worden: 
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Lfd. 
No. 

Die  elterliche 
"Wohnung  hat 

1      Be- 
^*"'°*=  j  wohner 

Zahl  der 
1  Personen 
1  im   Schlaf- 
zimmer 

An  die  Eltern  werden 

durchschnittlich 
pro  Woche  gezahlt 
für            für  Be- 
Wohnung   köstigung 

Durch- 
schnitt- 
licher 
Wochen- 
verdienst 

Die  Abgabe 

;  macht    vom 

Verdienst 

aus 

0/0 

Mark 

Mark 

1 

3 

8 

5 

5                   10 

15 

lU(t 

2 

3 

4 

2 

12,50 

20 

62 

S 

3 

6 

4 

10 

10 

IDU 

4 

3 

5 

3 

10 

14 

71 

5 

2 

5 

4 

10 

12 

83 

6 

3 

7 

3 

6 

15 

40 

7 

3 

6 

4 

6 

10 

60 

8 

3 

8 

6 

10 

12 

83 

9 

3 

7 

2 

10 

12 

83 

10 

2 

3 

3 

15 

16 

94 

11 

4 

9 

3 

15 

20 

75 

12 

3 

7 

4 

9,25     , 

12 

77 

13 

2 

7 

3         i 

10,50 

17,50 

60 

14 

5 

7 

2 

10 

16 

62 

15 

5 

9 

4         ! 

10 

15 

66 

16 

3 

4 

3 

7 

12 

5S 

17 

2 

4 

4 

15 

15 

100 

18 

1 

2 

2 

10 

17 

59 

Es  entfallen  hier  im  Durchschnitt  auf  einen  Raum  2  und  auf 
einen  Schlafraum  3,4  Personen,  also  0,68  bez.  0,2  Personen  mehr 
als  in  Dresden. 

Für  Kost  und  Logis  zahlen  diese  18  Arbeiterinnen  ihren  Eltern 
im  Durchschnitt  wöchentlich  10,62  Mk.,  d.  h.  730/o  ihres  Gesamt- 
verdienstes ,  der  sich  hier  pro  Person  und  Woche  durchschnittlich 
auf  14,47  Mk.  stellt.  Die  Abgaben,  die  sie  leisten  müssen,  sind 
also  im  allgemeinen  sowohl  absolut  als  auch  relativ  bedeutend 
höher  als  die  ihrer  Dresdener  Kolleginnen. 

In  die  Wohnungsverhältnisse  der  verheirateten  Arbeiter- 
innen verschaffen  uns  die  Angaben  von  75  Dresdener  und  14 
Berliner  verheirateten  Zigarettenarbeiterinnen  einigen  Einblick. 

Über  die  Wohnungsverhältnisse  erstertr  gibt  folgende  Tabelle 
Aufschluß: 

(S.  Tabelle  S.  101.) 

Diese  Wohnungen  haben  im  Durchschnitt  3,1  Räume  und 
kosten  durchschnittlich  223  Mk.  pro  Jahr.  Auf  einen  Raum  ent- 
fallen im  Durchschnitt  2,87  und  auf  einen  Schlafraum  3,3  Personen. 
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Lfd. 

No. 

•2i 

a 

_  3 

u 

•v 

_-  O 
Npg 

CS  i 

T3 

'a 
< 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 
zimmer 

Lfd. 
No. 

CA  li 

tJ  o 

V 

a 

u 
1) 

73 

u    S 

^  x: 
—  o 

T3 

"S 

< 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 
zimmer 

Mk. 

Mk. 

1 

250 

3 

6 

6 

— 

G 

39 

280 

4 

2 

2 

— 

2 

2 

270 

4 

5 

5 

— 

5 

40 

150 

3 

2 

2 

— 

2 

3 

420 

4 

6 

4 

2 

2 

41 

240 

3 

3 

3 

— 

3 

4 

280 

3 

4 

4 

— 

4 

42 

270 

3 

5 

5 

— 

5 

5 

210 

3 

4 

4 

4 

43 

ISO 

3 

2 

2 

— 

2 

6 

200 

2 

2 

2 

— 

2 

44 

132 

3 

2 

2 

— 

2 

7 

200 

4 

3 

3 

1 

2 

45 

240 

3 

5 

5 

— 

5 

S 

150 

2 

2 

2 

— 

2 

46 

250 

3 

4 

4 

— 

4 

9 

140 

3 

2 

2 

— 

2 

47 

240 

3 

2 

2 

— 

2 

10 

180 

3 

2 

2 

— 

2 

4.8 

300 

3 

4 

4 

— 

4 

11 

170 

3 

2 

2 

— 

2 

49 

220 

3 

3 

3 

— 

3 

12 

200 

3 

2 

2 

— 

2 

50 

200 

4 

2 

2 

— 

2 

13 

330 

4 

6 

4 

2 

2 

51 

220 

3 

2 

2 

— 

2 

U 

300 

5 

4 

2 

2 

2 

52 

192 

3 

5 

5 

— 

5 

15 

144 

3 

2 

2 

— 

2 

53 

190 

3 

3 

3 

— 

3 

16 

186 

3 

4 

4 

— 

4 

54 

165 

3 

4 

4 

— 

4 

17 

165 

3 

2 

2 

— 

2 

55 

250 

4 

5 

5 

— 

3 

IS 

320 

4 

3 

3 

- 

3 

56 

175 

4 

4 

4 

— 

4 

19 

300 

4 

3 

2 

1 

2 

57 

195 

3 

2 

2 

— 

2 

20 

154 

3 

3 

3 

— 

3 

58 

220 

4 

2 

2 

— 

2 

21 

180 

3 

2 

2 

— 

2 

59 

300 

3 

3 

3 

— 

2 

22 

120 

1 

2 

2 

— 

2 

60 

250 

2 

2 

2 

— 

2 

23 

300 

3 

5 

4 

1 

4 

61 

300 

4 

2 

2 

— 

2 

24 

450 

4 

5 

4 

1 

2 

62 

270 

4 

8 

5 

3 

5 

25 

150 

3 

3 

3 

— 

3 

63 

230 

3 

2 

2 

— 

2 

26 

200 

3 

3 

3 

— 

3 

64 

260 

3 

3 

3 

— 

3 

27 

250 

3 

4 

4 

4 

65 

250 

3 

4 

4 

— 

4 

28 

150 

3 

5 

5 

— 

5 

66 

240 

3 

2 

2 

— 

2 

29 

350 

4 

3 

3 

— 

2 

67 

208 

3 

2 

2 

— 

2 

30 

120 

3 

4 

4 

— 

4 

6S 

100 

3 

2 

2 

— 

2 

31 

156 

1 

3 

3 

— 

3 

69 

150 

3 

2 

2 

— 

2 

32 

220 

3 

8 

8 

— 

3 

70 

175 

4 

5 

5 

— 

2 

33 

200 

3 

3 

3 

— 

3 

71 

346 

4 

4 

2 

2 

2 

34 

180 

3 

3 

3 

— 

3 

72 

230 

3 

2 

2 

— 

2 

35 

200 

3 

2 

2 

— 

2 

73 

216 

3 

3 

3 

— 

3 

36 

180 

1 

3 

3 

— 

3 

74 

250 

3 

4 

4 

— 

4 

37 

255 

4 

3 

3 

— 

3 

75 

240 

2 

3 

3 

— 

3 

38 

212 

3 

2 

2 

— 

2 

Die    14    dieser  Gruppe    angehörigen    Berliner  Arbeiterinnen 
machten  folgende  Angaben: 
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Lfd. 
No. 

Di—» 

Sä. 

V 

B 

»    3 

N  ^ 

—  o 

«  B 

u 
o 

! 

< 

Zahl  der 

Personen 

im  Schlaf- 1 

zimmer 

Lfd. 

No. 

■53  M 

«3  0 

S    D, 

Zahl 
der  Räume 

Zahl  der 
Bewohner 

V 

m   B 

13 

u 

V 

B 
< 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 
zimmer 

Mk. 

! 

Mk. 

1 

330 

3 

7 

7 



4 

8 

300 

2 

3 

3 

— 

3 

2 

252 

2 

5 

5 

- 

5       : 

9 

330 

3 

3 

3 

— 

3 

3 

398 

3 

5 

4 

1 

4 

10 

288 

2 

2 

2 

— 

2 

4 

240 

2 

2 

2 



2 

11 

300 

2 

2 

2 

— 

2 

5 

399 

3 

3 

4 

— 

4 

12 

240 

2 

2 

2 

— 

2 

6 

252 

2 

2 

4 



4 

13 

288 

2 

2 

2 

— 

2 

7 

252 

2 

2 

3 

— 

3         j 

14 

276 

2 

3 

3 

— 

3 

Pro  Wohnung-  werden  hier  im  Durchschnitt  296  Mk.  Miete  be- 
zahlt. Alle  14  Wohnungen  zusammen  haben  32  Räume  und  43 
Bewohner,  sodaß  demnach  auf  einen  Raum  1,34  Bewohner  ent- 
fallen.  Auf  einen  Schlafraum  kommen  im  Durchschnitt  3,07  Personen. 

Von  verwitweten,  geschiedenen  und  ehe  verlassenen 
Zigarettenarbeiterinnen  habe  ich  aus  Dresden  1 1  und  aus  Berlin 
7  Fragebogen  mit  Angaben  über  die  Wohnungsverhältnisse  er- 
halten. Im  einzelnen  machten  die  Dresdener  Arbeiterinnen  fol- 
gende Angaben: 


Lfd. 
No. 

.2  1- 

(u  ja 

■"     CS 

S  0 

B 

„  3 

—  0 

_4) 

u 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 

Lfd. 
No, 

■S.C 

fc.     CS 

.«    0 

Zahl 
Räume 

ihl  der 
wohner 

CS     B 
.N      CS 

k. 
"3 

a 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 

Sä, 

0) 

N^ 

< 

zimmer 

1^    O, 

^ 

^Ä 

-0 

< 

zimmer 

Mk. 

Mk. 

1 

150 

3 

2 

2 

— 

2 

7 

240 

3 

4 

3 

1 

3 

2 

75>) 

2 

3 

3 

— 

3 

8 

HO 

2 

3 

3 

— 

3 

3 

170 

4 

3 

3 

— 

3 

9 

200 

3 

2 

2 

— 

2 

4 

175 

3 

3 

3 

— 

3 

10 

1002) 

3 

3 

3 

— 

3 

5 

96») 

2 

4 

4 

— 

4 

11 

144 

2 

2 

2 

— 

2 

6 

280 

2 

3 

3 

- 

3 

Diese  11  Arbeiterinnen  bezahlen  zwischen  75  und  280  Mk., 
im  Durchschnitt  149  Mk.  Miete  jährlich.  Alle  Wohnungen  zusammen 
enthalten  29  Räume,  so  daß  auf  eine  Wohnung  2,64  Räume  entfallen. 
Die  Zahl  der  Personen  im  Schlafzimmer  beträgt  durchschnittlich  2,82. 

Über  die  Wohnungsverhältnisse  der  7  Berliner  Arbeiterinnen 
gibt  nachstehende  Tabelle  Aufschluß: 


1)  Die   Wohnung  befindet  sich  in  einem  Vorort  Dresdens. 

2)  Außerdem   wird  noch  der  Hausmannsposten   versehen. 
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Lfd. 
No. 

4)     O 

_    3 
ja    :Ä 

—  o 

11 
o  . 

XI 

0) 

'i 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 

Lfd. 
No 

CO    t< 
ü    O 

1 

N  ^ 

<u  a 

■a  ja 

o 

3  ^ 

4) 

o 

u 

'S 

1 

Zahl  der 
Personen 
im  Schlaf- 

XI 

< 

zimmer 

V 

Npq 

< 

zimmer 

Mk. 

Mk. 

1 

240 

2 

5 

4 

1 

4 

5 

204 

2 

2 

2 

— 

2 

2 

168 

1 

2 

2 

— 

2 

6 

240 

2 

2 

2 

— 

2 

3 

252 

2 

2 

2 

— 

2 

7 

192 

1 

2 

2 

— 

2 

4 

264 

2 

2 

2 

— 

2 

Bei  einem  durchschnittlichen  Jahres -Mietpreis  von  223  Mk. 
kommen  hier  auf  eine  Wohnung  im  Durchschnitt  1,7  Räume.  In 
den  7  Schlafräumen  schlafen  insgesamt  16,  in  einem  Räume  also 
durchschnittlich  2,  3  Personen. 

Schließlich  hat  auch  noch  eine  Anzahl  alleinstehender 
Arbeiterinnen  Angaben  über  ihre  Wohnungsverhältnisse  gemacht. 
Betrachten  wir  zuerst  die  Wohnungsverhältnisse  derjenigen  von 
diesen  Personen,  die  eigene  Wohnungen  inne  haben.  Wir  be- 
sitzen hier  Angaben  von  7  Dresdener  und  7  Berliner  Arbeiterinnen. 

Die  7  Dresdener  Arbeiterinnen  machten  folgende  Angaben: 


V)   u 

a 

1.  ^ 
^1  ^ 

0) 

Zahl  der 

U)     ^ 

a 

u  S3 

^  ja 

s 

Zahl  der 

Lfd. 
No. 

5  -5 

tj    0 

—    3 
ja   :c« 

N  ^ 
u 
u 

^1 

1 
< 

Personen 
im  Schlaf- 
zimmer 

Lfd. 
No. 

« -5 
"S  o 

—    3 
CS  cd 

T3 

<ü 

1 

< 

Personen 
im  Schlaf- 
zimmer 

Mk. 

Mk. 

1 

144 

1 

1 

— 

1 

5 

120 

1 

1 

— 

1 

2 

96 

2 

3 

2 

2 

6 

120 

1 

1 

— 

1 

3 

60 

1 

1 

— 

1 

7 

120 

1 

1 

— 

1 

4 

120 

1 

1 

— 

1 

Von    den    Wohnungsverhältnissen    der   7  Berliner  Arbeiter- 
innen gibt  nachstehende  Tabelle  Kenntnis: 


U)      I-. 

a 

u 

Zahl  der 

«  ij 

0) 

a 

>-    4) 

V 

Zahl  der 

Lfd. 

s.' — > 

_    3 
3    :« 
es  CiJ 

<u  c 

•V  ja 
o 

Personen 

Lfd 

_    3 

3  «s 

"^  od 

N  '^ 

„  o 

a 

Personen 

No 

11    o 

N 

2  ?: 

im  Schlaf- 

No 

<u  o 

■s  ^ 

im  Schlaf- 

U3  ^■ 

53 

T3 

Ca    <u 
NM 

< 

zimmer 

i  ä 

W       flj 

N^ 

< 

zimmer 

Mk. 

Mk. 

1 

120 

1 

2 

1 

2 

5 

120 

1 

1 

— 

1 

2 

138 

1 

1 

— 

1 

6 

168 

1 

1 

— 

1 

3 

187 

1 

1 

— 

1 

7 

228 

2 

1 

— 

1 

4 

180 

1 

1 

— 

1 
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Im  Durch-chnitt  bezahlen  die  Dresdener  Arbeiterinnen  111,4  Mk. 
und  die  Berliner  163  Mk.  Miete  pro  Jahr.  In  beiden  Fällen  be- 
stehen die  7  Wohnungen  aus  8  Räumen,  .^ind  also  zum  weitaus 
größten  Teil  Einzimmerwohnungen. 

Über  die  Wohnungsverhältnisse  derjenigen  dieser  Arbeiter- 
innen, die  Schlafstellen  oder  möblierte  Zimmer  innehaben, 
unterrichtet  nachstehende  Tabelle,  in  der  die  Angaben  von  18 
Dresdener  (No.  1  —  18)  und  8  Berliner  (No.  19 — 26)  alleinstehenden 
Zigarettenarbeiterinnen  zusammengestellt  sind : 


Monatlicher  Miet- 

In dem 

Monatlicher  Miet- 

In dem 

Lfd. 

preis  für  die  Schlaf- 

Zimmer 

Lfd. 

preis  fürdieSchlaf- 

Zimmer 

No. 

stelle  bez.  das 

schlafen 

No. 

stelle  bez,  das 

schlafen 

möblierte  Zimmer 

Personen 

möblierte  Zimmer 

Personen 

Mark 

Mark 

1 

10 

14 

8 

1 

2 

10 

15 

10 

8 

3 

10 

16 

12 

2 

4 

8 

17 

15 

1 

5 

8 

18 

12 

1 

6 

8 

19 

8 

4 

T 

12 

20 

7 

3 

S 

10 

21 

10 

3 

9 

S 

22 

12 

2 

10 

10 

23 

15 

1 

11 

12 

24 

10 

1 

12 

U 

25 

10 

2 

13 

12 

1 

26 

12 

2 

Danach  bezahlen  die  Dresdener  wie  die  Berliner  Arbeiterinnen 
im  Durchschnitt  10,50  Mk.  Miete  pro  Monat.  Die  Wohnungsver- 
hältnisse ersterer  sind  dabei  aber  bedeutend  besser  als  die  letzterer ; 
denn  während  die  Zimmer  der  Dresdener  Arbeiterinnen  durch- 
schnittlich nur  von  1,2  Personen  zum  Schlafen  benutzt  werden, 
dienen  die  der  Berliner  Arbeiterinnen  durchschnittlich  2,25  Per- 
sonen als  Schlafstätte. 


D.  Gesundheitsverhältnfsse. 

Die  sanitären  Verhältnisse  stehen  einerseits  in  engem  Zusam- 
menhang mit  den  schon  besprochenen  Lohn-,  Ernährungs-  und 
Wohnungsverhältnissen,  anderseits  w^erden  sie  aber  auch  von  ge- 
wissen beruflichen  Momenten  stark  beeinflußt. 
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Im  allgemeinen  schreibt  man  gerade  der  beruflichen  Tätigkeit 
in  der  Tabakindustrie  einen  besonders  nachteiligen  Einfluß  auf  die 
Gesundheit  zu  und  zwar  deshalb,  weil  der  bei  der  Fabrikation  ent- 
stehende Tabakstaub  leicht  Lungenerkrankungen  hervor- 
rufen kann.  Für  die  Zigarettenarbeiter  liegen  aber  hier  die 
Verhältnisse  im  allgemeinen  günstiger,  da  die  Staubentwicklung 
beim  Zigarettendrehen  eine  äußerst  geringe  ist,  namentlich  eine 
viel  geringere  als  bei  der  Zigarren  fabrikation.  Die  Tuberkulose- 
gefahr ist  deshalb  auch  für  die  Zigarettenarbeiter  lange  nicht  so 
groß  wie  für  die  in  Zigarrenbetrieben  beschäftigten  Personen. 

Von  anderen  ungünstig  auf  die  Gesundheit  der  Zigaretten- 
arbeiter einwirkenden  Momenten  führe  ich  noch  besonders  die 
sitzende  Lebensweise  und  die  andauernde  über  die  Ar- 
beit gebückte  Haltung  an.  Beide  Umstände  begünstigen  die 
Entwicklung  von  Blutarmut  und  Bleichsucht,  namentlich  bei  Per- 
sonen, die  nach  Feierabend  noch  2 — 3  Stunden  mit  Hülsenkleben 
in  Anspruch  genommen  werden  und  deshalb  gänzlich  auf  die  so 
notwendige  Bewegung  in  frischer  Luft  verzichten  müssen. 

Über  die  allgemeinen  Gesundheitsverhältnisse  der  in  der  Ziga- 
rettenindustrie beschäftigten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  gibt  nach- 
stehende Tabelle  Aufschluß,  die  die  Dresdener  Verhältnisse  ver- 
anschaulicht und  auf  Grund  der  Berichte  der  dortigen  Kranken- 
kasse gefertigt  ist.  Die  in  ihr  enthaltenen  Angaben  beziehen  sich 
auf  alle  Kategorien  von  Tabakarbeitern  (also  z.B.  auch  Zigarren- 
macher usw.).  Da  aber  die  Zigarettenindustrie  in  Dresden  den  an- 
deren Zweigen  der  Tabakindustrie  gegenüber,  auch  der  Zahl  der 
Arbeiter  nach,  eine  überragende  Stellung  einnimmt,  so  gibt  uns 
die  Tabelle,  speziell  in  Bezug  auf  die  weiblichen  Personen,  ein 
getreues  Bild  von  den  sanitären  Verhältnissen  der  in  der  Ziga- 
rettenindustrie tätigen  Arbeiterschaft.  Vorausgeschickt  werden 
soll  ferner  noch,  daß  sich  die  Angaben  für  die  Jahre  1900 — 1903 
nur  auf  die  eigentlichen  Tabakarbeiter  und  -arbeiterinnen  be- 
ziehen, während  in  den  übrigen  Jahren  alle  in  der  Tabakindu- 
strie beschäftigten  Personen ,  also  auch  die  in  Zigarettenfabriken 
tätigen  Kartonnagenarbeiter,  Maschinisten  usw.,  berücksichtigt  sind. 

Die  Tabelle  zeigt  folgendes  Bild: 

(S.  Tabelle  S.  106.) 

Nach  diesen  Angaben  stehen  die  Gesundheitsverhältnisse  der 
männlichen  Tabakarbeiter,  auch  in  den  Jahren,  in  denen  nur  die 
eigentlichen  Tabakarbeiter  in  Betracht  gezogen  sind,  über  dem 
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sich  bei  der  gesamten  männlichen  Mitgliedeischalt  ergebenden 
Diuclischnitt.  L'n  günstiger  scheint  dagegen  die  Berufstätigkeit 
auf  die  weiblichen  Personen  einzuwirken,  denn  hier  steht  die 
Morbilitätsziffer  in  den  Jahren,  in  denen  nur  die  eigentlichen 
Tabakarbeiterinnen  berücksichtigt  sind,  um  36  und  in  den  anderen 
fahren  um  21 — 59*'/o  höher  als  die  der  gesamten  weiblichen  Mit- 
gliederschaft der  Ortskrankenkasse. 


Mitglieder  aus  der  Tabak- 

G esam 

tmitgliederschaft  der 

industrie 

Crankenkasse 

Durch- 

Auf  100  Mitglieder      | 

Durch- 

Auf  100  Mitglieder 

Jahr 

1 

schnitt- 

entfallen 

schnitt- 

entfallen 

lieber 
Mitglieder- 
bestand 

beobach- 
tete Er- 
werbsun- 
fähigkeits- 
fälle 

Unter- 

stützungs- 

täge 

m 

■V 

o 

licher 
Mitglieder- 
bestand 

beobach- 
tete Er- 
vverbsun- 
fähigkeits- 
fälle 

B   IM   n 

In 
V 

•u 
o 
t-' 

A.  Männliche  Personen. 

1900-03    i 

466 

38 

790 

? 

49  186 

41 

800 

? 

1904 

1011 

20 

410 

V 

54  915 

34 

660 

? 

1905 

1088 

23 

370 

? 

58  730 

33 

640 

? 

1906 

1118 

18 

430 

0,9 

60  115 

31 

640 

0,9 

1907 

821 

23 

550 

0,6 

59  455 

34 

700 

0,8 

B.    \ 

Veibliche  Personen. 

1900—03 

3333 

53 

1290 

9 

26  446 

39 

940 

? 

1904 

4338 

45 

1120 

? 

29  256 

36 

870 

? 

1905 

4373 

44 

1140 

? 

37  354 

29 

690 

? 

1906 

4458 

43 

1190 

1,1 

40  502 

27 

720 

0,7 

1907 

5143 

40 

1000 

0,8 

36  144 

33 

830 

0,8 

Hervorzuheben  ist  aber,  daß  gerade  bei  den  Tabakarbeite- 
rinnen in  den  letzten  Jahren  andauernd  eine  relative  Abnahme 
der  Erkrankungsfälle  zu  verzeichnen  gewesen  ist,  die  vor  allem 
auf  die  immer  besser  werdenden  hygienischen  Einrichtungen  der 
Fabriken  zurückgeführt  werden  muß. 

Über  die  Art  der  Erkrankungsfälle  gibt  folgende  Spezial- 

tabelle  Aufschluß: 

(S.  Tabelle  S.  107) 

Demnach  treten  die  spezifischen  Krankheiten  der  Tabakarbeiter 
(Tuberkulose,  Bronchitis)  nur  bei  den  männlichen  Personen  beson- 
ders hervor,  bei  den  Tabakarbeiterinnen  hingegen  ist  ihre  Häu- 
figkeit nur  wenig  bez.  überhaupt  nicht  größer  als  bei  der  ge- 
samten weiblichen  Mitgliederschaft  der  Ortskrankenkasse.  Dies 
hat  seinen  Grund  zum  Teil  darin,  daß  in  den  Zigarettenbetrieben 
gerade  die  Arbeiten,    bei    denen    der  meiste    Tabakstaub  entsteht, 
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nämlich  das  Schneiden  und  Auflockern  des  Tabaks,  ausschließlich 
von  männlichen  Personen  verrichtet  werden.  Zum  Teil  ist  es 
aber  auch  eine  Folge  des  Umstandes,  daß  sich  unter  den  Tabak- 
arbeitern ein  höherer  Prozentsatz  von  Personen,  die  in  Zigarren- 
betrieben tätig  sind,  befindet,  als  unter  den  Tabakarbeiterinnen. 
Aus  denselben  Gründen  finden  sich  auch  Fälle  von  Nikotinvergiftung 
bei  den  männlichen  Personen  häufiger  als  bei  den  weiblichen. 


Männliche   Mitglieder 

Weibliche  Mitglieder 

Auf  je   100  aller 

Er- 

Auf  je   100  aller 

Er- 

Bezeichauns: 

krankungs 

fälle  kam« 

in  in 

kran 

kungs 

fälle  kamen  in 

o 

den 

Jahren 

den 

Jahren 

der 

19C0— 1903 

1904—1907 

1907_ 

1900- 

-1903_ 

1904-1907 

1907_^ 

Krankheiten 

a 
a   ,   S    ?  i  aj 

-      a 

a  ''Z 

«      ZJ 

c  —  c 

r;  1  1) 

T,   L  V 

bei  de 
Tabak 
arbeite 
bei  alle 
Kassel 
mitglied 

bei  de 
Tabak 
arbeiter 

bei  alle 

Kassel 

mitglied 

ÜJ3  = 

bei  alU 

Kasser 

mitglie«.! 

bei  dei 
Tabaka 
beiterini 

•53  i3.^ 

1.   Infektionskrankheiten 

14,1 

17,5 

16,4 

16,8 

10,8 

6,6 

11,3 

13,1 

darunter:  Tuberkulose 

3,3 

2,4 

2,5 

1,6 

1.8 

1,8 

1,0 

1,4 

2.  Schmarotzerkrankheiten 

0,4 

0,8 

0,6 

0,3 

0,3 

0,2 

0,2 

0,3 

3.  Neubildungen 

0,7 

0,3 

0,2 

0,2 

0,3 

0,4 

0,3 

0,2 

4.  Allgemeine  Krankheiten 

2,8 

2,0 

3,2 

2,3 

22.6 

21,1 

19,2 

15,9 

darunter:    Blutarmut  u. 

Bleichsucht 

2,1 

1,2 

2,6 

1,6 

21,9 

20,0 

18,7 

15,2 

5.  Hautkrankheiten. 

3,9 

4.1 

3,3 

3,8 

2,4 

4,3 

2,9 

4,3 

6.  Krankheiten    der  Muskeln 

u.   Sehnen 

8,4 

11,9 

8,9 

9,7 

6,2 

6,7 

5,3 

5,5 

7.   Krankheiten  der  Knochen 

u.  Gelenke 

1.4 

1.8 

1,4 

1,8 

0,7 

1,T 

0,5 

1,3 

8.  Krankheiten    des   Herzens 

2,1 

1,6 

1,4 

2,1 

1,1 

1.5 

1,3 

1,6 

9.  Krankheiten    der  Arterien 

u.  Venen 

0,3 

0,3 

0,1 

0,4 

0,1 

0,5 

0,2 

0,6 

10.  Krankheiten    des  Nerven- 

systems   und    der    Sinnes- 

organe 

8,6 

7,5 

10,9 

8,4 

7,8 

8.5 

9,7 

9,1 

11.  Krankheiten    der   At- 

mungsorgane 

24,1 

15,9 

20,8 

15,1 

13,2 

12,4 

14,5 

12,9 

12.  Krankheiten    der   Verdau- 

ungsorgane 

16,8 

13,4 

15,7 

13.3 

16,8 

17,9 

16,1 

16,4 

13.  Erkrankungen    der    Harn- 

und  Geschlechtsorgane 

2,8 

1,5 

1,2 

1,T 

13,6 

12,2 

14,2 

12,6 

14.  Vergiftungen 

0,5 

1,5 

0,8 

1,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,11 

darunter:        Nikotinver- 

giftungen 

? 

'^ 

0,5 

0.0 

? 

■i 

0,13 

0,03 

15.  Verletzungen  u.  Unglücks- 

fälle 

12,7 

19,9 

14,9 

22,1 

3.4 

5,2 

3,9 

5,8 

16.  Unbekannte  Krankheiten 

0.4 

0,5 

0,2 

O.T 

0,5 

0,6 

0,2 

0,3 
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DaU  von  anderen  Kraiikliciteii  Blutarmut  und  Bleichsuch  t, 
speziell  bei  den  Tabakarbeiterinnen,  einen  besonders  breiten  Raum 
einnehmen,  bestätigt  nur,  was  in  dieser  Beziehung  schon  weiter 
oben  gesagt  ist. 

E.  Die  Organisation  der  Arbeiter. 

Die  Zigaretten-Handarbeiter  und  -Handarbeiterinnen  gehören, 
soweit  organisiert,  dem  Deutschen  Tahakarbeiter-Ver band, 
der  ältesten  gewerkschaftlichen  Organisation  Deutschlands,  an.  Im 
Jahre  1865  von  F.  G.  Fritsche  in  Leipzig  als  „Unterstützungsverein 
deutscher  Tabakarbeiter"  begründet,  wurde  derselbe  zur  Zeit  des 
Soziahstengesetzes  unterdrückt  und  dann  erst  wieder  im  Jahre  1882 
als  Reiseunterstützungsverein  in  Bremen  zu  neuem  Dasein  erweckt. 
Im  Laufe  der  Jahre  hat  dieser  Verein,  der  seit  1899  oben  genann- 
ten Namen  führt,  sein  Tätigkeitsgebiet  immer  mehr  erweitert.  Außer 
Reise-  gewährt  er  jetzt  auch  Arbeitlosen-,  Streik-,  Kranken-  und 
Wöchnerinnenunterstützung  sowie  Umzugs-  und  Sterbegeld.  Zu 
seinen  Mitgliedern  zählte  er  am  Schlüsse  des  Jahres  1907  insgesamt 
29  922  und  zwar  16075  männliche  und  13847  weibliche  Personen. 
Unter  diesen  sind  alle  Arbeiterkategorien  der  Tabakindustrie 
vertreten. 

Von  den  Zi garet tenarbeitern  zählt  der  Tabakarbeiter- Ver- 
band etwa  2500—3000  zu  seinen  Mitgliedern.  Relativ  am  stärk- 
sten ist  hierbei  die  Organisation  in  Berlin,  wo  50 — 60*^ /o  aller 
Zigarettenarbeiter  und  -arbeiterinnen  dem  Deutschen  Tabakarbeiter- 
Verband  angehören ;  am  geringsten  ist  die  Beteiligung  am  Verband 
in  Ost-  und  Westpreußen,  wo  nur  wenige  Prozent  der  gesam- 
ten Arbeiterschaft  zu  seinen  Mitgliedern  zählen. 

Eine  besondere  Vergangenheit  hat  der  Verband  in  Dresden. 
Haben  doch  daselbst  im  Jahre  1905  die  Zigarettenarbeiter  um  das 
Recht,  zum  Tabakarbeiter- Verband  gehören  zu  dürfen,  einen  er- 
bitterten Kampf  führen  müssen ,  da  ihnen  von  den  Arbeitgebern 
die  Mitgliedschaft  an  demselben  untersagt  worden  war.  Dies  kam 
folgendermaßen: 

In  einer  Zigarettenfabrik,  die  im  Verlaufe  der  schon  weiter 
oben  erwähnten  1905er  Lohnbewegung  ihren  Arbeitern  Zulagen 
bewilligt  hatte,  war  von  den  organisierten  an  die  nicht  organisierten 
Arbeiter  die  Aufforderung  gerichtet  worden,  dem  Verband  beizu- 
treten, da  auch  sie  die  Vorteile,  die  durch  die  Organisation  errungen 
seien  (Lohnerhöhung),  mitgenössen.    Hierbei  waren  wohl  auch  einige 
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verletzende  Äußerungen  von  seilen  der  Organisierten  gefallen,    die 
erklärten,  mit  jenen  nicht  zusammen  arbeiten  zu  wollen. 

Da  der  Inhaber  betreffenden  Betriebes  dem  Arbeitgeberverbande  ^) 
angehörte,  nahm  dieser  sich  in  der  Folge  der  Sache  an  und  ließ 
plötzlich  an  alle  bei  seinen  Mitgliedern  beschäftigte  Zigaretten- 
arbeiter die  Aufforderung  ergehen,  bis  zu  einem  näher  bezeichneten 
Termin  (27.  Mai)  aus  dem  Tabakarbeiter- Verband  auszutreten.  Falls 
sie  dies  nicht  täten,  so  würden  sie  an  diesem  Tage  entlassen  bez. 
würde  ihnen  gekündigt  werden. 

Letzteres  geschah  dann  auch ,  da  die  Arbeiter  nicht  gewillt 
waren,  sich  ihr  Koalitionsrecht  beschneiden  zu  lassen.  Drei  Tage 
nach  diesem  Ereignis  (am  30.  Mai)  fand  eine  Arbeiterversammlung 
statt,  in  der  beschlossen  wurde,  die  Arbeit  am  folgenden  Tage 
sofort  niederzulegen,  falls  die  Fabrikanten  nicht  „die  wegen  der 
Verbandszugehörigkeit  erfolgte  Aufkündigung  und  Entlassung  rück- 
gängig" machten".  Da  dies  nicht  geschah,  erfolgte  am  31.  Mai  die 
allgemeine  Arbeitseinstellung.  Zusammen  mit  den  schon  früher 
wegen  Lohndifferenzen  ausständig  gewordenen  Arbeitern  und  Ar- 
beiterinnen feierten  jetzt  insgesamt  3294  Personen;  von  diesen 
gehörten  2610  dem  Tabakarbeiter- Verband  an.  Mit  ihren  Dresdener 
Kollegen  erklärte  sich  auch  die  Arbeiterschaft  der  Firma  Josetti  in 
Berlin,  jener  Zweigfabrik  des  Trustes,  —  insgesamt  113  Personen  — 
solidarisch  und  legte  gleichfalls  die  Arbeit  nieder.  Zudem  wurde 
von  der  Berliner  Gewerkschaftskommission  an  die  deutsche  Arbeiter- 
schaft die  Aufforderung  gerichtet ,  die  Firmen ,  „welche  das  Koali- 
tionsrecht den  Arbeiterinnen  vernichten  wollten"  2)^  zu  boykottieren. 
Der  Ausstand  dauerte  den  ganzen  Juni  an.  Seinen  Abschluß 
fand  er  schließlich  am   1.  Juli  mit  folgender  Vereinbarung: 

1 .  Die  dem  Tabakarbeiterverband  als  Mitglieder  angehören- 
den Zigarettenarbeiter  und  -arb eiterinnen  bilden  zunächst  eine 
besondere  Sektion  des  Tabakarbeiterverbandes  unter  eigener 
Sektionsleitung,  die  aus  Zigarettenarbeitern  oder  -arbeiterinnen 
der  beteiligten  Betriebe  bestehen  muß.  Diese  Sektion  hat  als 
Organisation  der  Zigarettenarbeiter  und  -arbeiterinnen  zu  gelten, 
mit  der  es  gegebenenfalls  die  Arbeitgeber  zu  tun  haben. 

1)  Der  Arbeitgeberverband  ist -im  Dezember  1904  von  Dresdener  Zigaretten- 
fabrikanten begründet  worden  zum  Zwecke  der  „Herbeiführung  und  Pflege  dauernd 
friedlicher  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  durch  Berück- 
sichtigung berechtigter  und  Abwehr  unberechtigter  Forderungen  und  ungesetzlicher 
Übergriffe"   (vergl.  §  1    der  Statuten  des  Arbeitgeberverbandes). 

2)  Vergl.  Correspondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften 
Deutschlands.     15.  Jahrgang,  1905,  Seite  374. 
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Die  endgültige  Genehmigung  hierzu  inul.)  der  Generalver- 
sammlung des  Tabakarbeiterverbandes  vorbehalten  werden. 

Die  Arbeitgeber  lassen  demgegenüber  ihre  Forderung  des 
Austritts  aus  dem  Tabakarbeiterverband  fallen. 

2.  Jede  Agitation  der  organisierten  Arbeiter  und  Arbei- 
terinnen in  den  Fabriken  (Anwerbung  von  Mitgliedern ,  Ver- 
teilung von  Drucksachen ,  Einkassierung  von  Beiträgen)  sowie 
alle  Gehässigkeiten  der  organisierten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
o-egen  nichtorganisierte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  bez.  gegen 
Arbeitswillige  und  umgekehrt  innerhalb  und  außerhalb  der 
Fabriken  haben  zu  unterbleiben.  Zuwiderhandelnde  können 
vom  Arbeitgeber  sofort  entlassen  werden. 

Die  Arbeitgeber  versprechen ,  keinerlei  Maßregelung  der 
am  Streik  beteiligt  gewesenen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  und 
insbesondere  auch  der  Leiter  des  Ausstandes  eintreten  zu  lassen, 
vielmehr  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  welche  im  Ausstand 
befindlich  sind,  wieder  zu  beschäftigen,  insoweit  die  vorliegenden 
Aufträge  bez.  die  allgemeine  Geschäftslage  dies  gestatten. 

Dies  versteht  sich  so,  daß  vom  Abschluß  des  Vergleiches 
an  bis  zum  30.  September  in  erster  Linie  die  beim  Ausstand 
beteiligten  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  bei  der  Einstellung  von 
Arbeitskräften  zu  berücksichtigen  sind. 

Der  über  die  Fabriken  verhängte  Boykott  ist  seitens  der 
Ausstandsleitung  sofort  und  an  allen  Orten  aufzuheben.  Auch 
darf  seitens  der  Arbeitnehmer  keinerlei  Maßregelung  einzelner 
etwa  mißliebiger  Betriebe  stattfinden  und  muß  die  Propaganda 
für  die  dem  Arbeitgeberverbande  ferngebliebenen  Firmen 
eingestellt  werden. 

Auf  Grund  vorstehender  Bestimmungen  soll  die  Arbeit  in 
allen  dem  Arbeitgeberverbande  angehörenden  Betrieben  sobald 
als  möglich  wieder  aufgenommen  werden,  und  die  Arbeiter  sollen 
sich  von  Montag,  den  3.  d.  M.,  an  bei  ihren  früheren  Arbeit- 
gebern melden. 

Die  Bestimmung  in  Punkt  1,  Absatz  1,  bezügHch  der  Sektions- 
hildung  fand  nicht  die  Zustimmung  der  im  Oktober  des  gleichen 
Jahres  in  Leipzig  tagenden  Generalversammlung  des  Tabakarbeiter- 
Verbandes,  da  man  keine  Zersplitterung  des  Verbandes  eintreten 
lassen  wollte.  Sie  wurde  deshalb  annulliert;  den  anderen  Verein- 
barungen hingegen  wurde  beigestimmt. 

Die  Dresdener  Zigarettenarbeiter  und  -arbeiterinnen  gehören, 
soweit  organisiert,    seitdem  wieder  in  gleicher  Weise  wie  vor  dem 
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Streik  dem  allgemeinen  Tabakarbeiter- Verband  direkt  an.  Die 
Beteiligung  am  Verband  ist  jetzt  jedoch  infolge  einiger  taktischer  Fehler, 
die  nach  dem  Streik  von  dem  damaligen  Vertrauensmann  des  Tabak- 
arbeiter-Verbandes in  Dresden  gemacht  wurden,  und  infolge  innerer 
Zwistigkeiten,  die  nach  Beendigung  des  Ausstandes  in  der  Dresdener 
Abteilung  des  Tabakarbeiter-Verbandes  vorkamen,  nicht  mehr  so 
stark  wie  im  Jahre  1905.  Gegenüber  50 — 60  Proz.  in  letzterem 
Jahre  sind  heute  nur  noch  20 — 30  Proz.  aller  Dresdener  Zigaretten- 
arbeiter und  -arbeiterinnen  Mitglieder  des  Tabakarbeiter- Verbandes. 
Bemerkt  werden  soll  noch ,  daß  sich  die  Mitgliedschaft  am 
Tabakarbeiter- Verband  nur  auf  die  Zigarettenmacher  bez.  -mache- 
rinnen erstreckt.  Die  anderen  in  Zigarettenfabriken  beschäftigten 
Arbeiterkategorien  gehören,  soweit  organisiert,  der  jeweils  in  Frage 
kommenden  besonderen  Berufsorganisation  an,  so  die  Kartonnagen- 
arbeiter der  Buchbinder-  und  die  Schlosser  der  Metallarbeiteror- 
ganisation. 

F.  Die  Heimarbeiter. 

Nachdem  wir  mit  vorstehender  Betrachtung  die  Darstellung 
der  Lage  der  Fabrikarbeiter  zu  einem  gewissen  xVbschluß  gebracht 
haben,  bleibt  uns  nun  nur  noch  ein  Eingehen  auf  die  speziellen 
Verhältnisse  der  Heimarbeiter  übrig. 

Wie  schon  an  anderer  Stelle  erwähnt  wurde,  wird  die  Heim- 
arbeit zum  gröf3ten  Teil  von  verheirateten  Frauen  ausgeführt, 
für  die  diese  Beschäftigung  nur  einen  Nebenerwerb  bildet.  Da 
diese  Personen,  um  überhaupt  Arbeit  zu  erhalten,  sehr  geringe 
Lohnforderungen  stellen,  so  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  der 
Lohn  der  Heimarbeiterinnen  durchweg  bedeutend  niedriger 
als  der  der  Fabrikarbeiterinnen  ist. 

So  zahlt  man  ihnen  für  das  Drehen  von  tausend  Zigaretten  in 
Dresden  gewöhnlich  nur  1,60 — 1,80  Mk.  und  in  Berlin,  Han- 
nover und  Hamburg  1,80 — 2,00  Mk.  Noch  niedriger  sind  die  Löhne 
der  Heimarbeiterinnen  im  Osten  Deutschlands ,  wo  dieselben  in 
Breslau  und  Posen  nur  1,10 — 1,70  Mk.  und  in  Königsberg 
nach  den  Angaben  Käthe  Kaliskysi)  gar  nur  0,90-— 1,30  Mk.  für 
das  Anfertigen  von  tausend  Zigaretten  erhalten. 

Aus  diesen  Angaben  kann  man  ersehen,  daß  der  Verdienst 
der  Heimarbeiterinnen  äußerst  gering  ist,  zumal  wenn  man  bedenkt, 
daß    schon    eine  Fabrikarbeiterin,    die    sich  ungestört  ihrer  Arbeit 


1)  Dr.  Käthe  Kalisky :    Die  Hausindustrie  in  Königsberg  in  Preußen.    Leipzig  1907. 
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widinen  kann,  zum  Drohen  von  tausend  Zigaretten  durchschnittlich 
acht  Stunden  braucht.  Eine  Heimarbeiterin  dürfte  aber  in  gleicher 
Zeit  nur  in  äußerst  seltenen  Fällen  das  gleiche  Quantum  fertig- 
stellen, denn  einerseits  kann  sie  sich  nicht  so  ungestört  wie  ihre 
Kollegin  in  der  Fabrik  ihrer  Arbeit  widmen,  da  ihr  noch  mancher- 
lei Verrichtungen  im  Haushalt  obliegen,  anderseits  würde  sie  selbst 
bei  ungestörter  Arbeit  nicht  soviel  leisten  wie  eine  Fabrikarbeiterin, 
da  ihr  das  zu  schneller  Arbeit  anfeuernde  Beispiel  anderer,  mit 
ihr  zusammen  in  einem  Räume  beschäftigter,  Arbeiterinnen  fehlt. 
Daß  letzteres  Moment  einen  großen  Einfluß  auf  die  in  der  Zeitein- 
heit gefertigte  Produktenmenge  ausübt,  ist  mir  ausdrücklich  mehr- 
fach von  Heimarbeiterinnen,  die  früher  in  der  Fabrik  tätig  waren, 
versichert  worden. 

Die  meisten  Heimarbeiterinnen  verstehen  es  zudem  auch  nicht, 
ihre  Zeit  richtig  einzuteilen.  Gewöhnlich  vertrödeln  sie  die  erste 
Zeit  nach  Empfang  des  Materials  und  sitzen  dann  vor  dem  Lie- 
ferungstage die  ganze  Nacht  hindurch  bei  der  Arbeit. 

In  einer  größeren  von  mir  besuchten  Dresdener  Fabrik  betrug 
der  Durchschnitts-Wochenverdienst  der  Heimarbeiterinnen  6—8  Mk., 
in  anderen  Betrieben  habe  ich  keine  positiven  Ziffern  erhalten 
können.  Käthe  Kalisky  gibt  in  ihrem  oben  zitierten  Buche  für 
Königsberg  den  durchschnittlichen  Wochenverdienst  der  Zigaretten- 
Heimarbeiterinnen  auf  4—5  Mk.  an ;  nur  bei  angestrengtester  Tätig- 
keit erreiche  derselbe  die  Höhe  von  8—9  Mk.  Es  gibt  wohl  auch 
Heimarbeiterinnen,  die  einen  Wochenverdienst  von  10—15  Mk.  und 
noch  mehr  ausgezahlt  erhalten,  doch  stellt  dieser  Betrag  dann  nicht 
die  Entschädigung  für  den  Müheaufwand  einer  Person  dar.  Hier 
hat  vielmehr  die  ganze  Familie  der  betreffenden  Heimarbeiterin 
mitgearbeitet:  die  Fabrik  bucht  den  verdienten  Betrag  aber  nur 
auf  den  Namen  derjenigen  Person,  die  das  Material  holt  und  die 
gefertigten  Fabrikate  abliefert. 

Ihren  Lohn  erhalten  die  Heimarbeiterinnen  in  der  Regel  so- 
fort nach  Ablieferung  fertiger  Arbeit.  Die  für  Aus-  und  Rück- 
gabe von  Heimarbeit  festgesetzten  Zeitabschnitte  sind  dabei  in  den 
verschiedenen  Fabriken  verschieden  lang  bemessen.  So  erstrecken 
sich  die  Lieferungen  in  kleineren  Betrieben  meistens  über  die  ganze 
Woche.  In  größeren  Fabriken  hingegen,  in  denen  wegen  der 
größeren  Zahl  der  hier  beschäftigten  Arbeiter  nicht  jeder  einzelne 
zu  einem  ihm  genehmen  Zeitpunkt  abgefertigt  werden  kann,  finden 
Ausgabe,  Lieferung  und  somit  auch  Bezahlung  nur  drei-,  zwei- 
oder  gar  nur  einmal  wöchentlich  statt. 
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Liefern  und  Abholen  denVrbcit  verursachen  denl  leimarbeiterinnen 
übrigens  zumeist  nicht  unbeträchtliche  Zeitverl  uste.  Diese  sind  be- 
sonders groß  für  die  Arbeiterinnen  derjenigenBetriebe,  die  alle  ihre  Heim- 
arbeiterinnen auf  eine  bestimmte  Stunde  bestellen,  dann  aber  die  Arbeit 
erst  allen  unter  Berücksichtigung  der  weiter  oben  genannten  Kontroll- 
maßregeln abnehmen,  ehe  sie  den  einzelnen  neue  Arbeit  aushändigen. 

In  gesundheitlicher  Beziehung  gibt  die  Heimarbeit  zu 
schweren  Bedenken  Anlaß  und  zwar  vor  allem  deshalb,  weil  sie 
zumeist  in  Räumen  ausgeübt  wird,  die  zugleich  als  Wohn-,  zum 
Teil  sogar  auch  als  Schlafräume  dienen.  Daß  nun  der  dauernde 
Aufenthalt  in  einem  solchen  Räume,  aus  dem  Tag  und  Nacht  der 
Tabakdunst  nicht  herauskommt,  äußerst  gesundheitsschädlich  sein 
muß,  dürfte  wohl  jeder  ohne  weiteres  zugeben.  Auch  für  den  Kon- 
sumenten ist  die  Heimarbeit  aus  h^^gienischen  Gründen  eine  wenig 
erfreuliche  Erscheinung,  da  sie  ihm  —  infolge  Fehlens  jeglicher 
Kontrolle  —  nicht  in  gleichem  Maße  wie  die  Fabrikarbeit  Gewähr 
für  Sauberkeit   bei  der  Herstellung  der  Fabrikate  bietet. 

In  Erwägung  aller  dieser  Umstände  ist  deshalb  schon  öfters  von 
verschiedenen  Seiten  ein  gänzliches  Verbot  der  Heimarbeit 
gefordert  worden.  Das  gleiche  wurde  im  Reichstag  bei  Gelegenheit  der 
Beratung  des  Zigaretten-Steuergesetzes  auch  von  den  Sozialdemokraten 
verlangt.  Der  Regierungsvertreter  hielt  damals  aber  diesem  Antrag 
entgegen,  es  sei  hier  (bei  Beratung  des  Zigaretten-Steuergesetzes) 
nicht  der  Platz,  auf  solche  Fragen  einzugehen,  da  ein  finanz-  und  kein 
sozialpolitisches  Gesetz  zur  Beratung  stände.  Von  der  Mehrheit  wurde 
darauf  der  Antrag  abgelehnt,  zu  dem  in  diesem  Falle  übrigens  nicht 
nur  h3'gienische  Bedenken,  sondern  auch  die  alte  Abneigung  der 
Sozialdemokratie  gegenüber  jeglicher  Heimarbeit')   geführt  hatte. 


1)  Der  Grund  dieser  Abneigung  ist  in  dem  Umstände  zu  suchen,  daß  die 
Heimarbeit  einer  Organisation  wegen  ihrer  Dezentralisation  nur  schwer  oder  gar 
nicht  zugänglich  gemacht  werden  kann.  Vergl.  auch  das  im  Jahresbericht  des 
Deutschen  Tabakarbeiter- Verbandes  |1907,  Seite  7)  Gesagte:  „Aus  eigner  Kraft, 
d.  h.  durch  die  Tätigkeit  der  Organisation,  auf  die  Dauer  auf  die  tägliche  Arbeits- 
zeit im  Sinne  des  Fortschritts  einzuwirken,  oder  in  hygienischer  Hinsicht  Ver- 
besserungen im  Arbeitsverhältnis  herbeiführen  zu  können,  wird  angesichts  der 
bestehenden  Heim-  und  Hausarbeit  nur  schwer  zu  erreichen  sein,  wenigstens  wird 
d.ese  Tätigkeit  im  allgemeinen  Sinne  keine  dauernden  und  großen  Erfolge  zeitigen 
können,  da  sie,  die  Heimarbeit,  ein  beliebter  Ausweg  für  die  Fabrikanten  bildet, 
Errungenschaften  auf  diesem  Gebiete  illusorisch  zu  machen.  Aus  diesen  wohl- 
erwogenen und  auch  wohlberechtigten  Gründen,  so  wie  auch  aus  Gründen,  die  auf 
dem  Gebiete  reiner  Volkshygiene  zu  suchen  sind,  fordern  die  Tabakarbeiter  schon 
seit  mehreren  Jahrzehnten  einen  durchgreifenden  gesetzlichen  Arbeiterschutz,  be- 
sonders ein  gänzliches  gesetzliches  Verbot  der  Heimarbeit." 

Zeitschrift  für  die  ges,  Staatswissenschaft.     Erg?.nzungsheft  33.  8 


Wilro  nun  ein  gänzliches  \'erl)Ot  der  1  leiinailjeit  in  der  Zi.ya- 
rettenindustrie  überhaupt  zu  befürworten?  Ich  glaube  i<auni,  denn 
man  würde  hierdurch  die  wirtschaftHche  Existenz  vieler,  die  auf 
einen  Nebenerwerb  angewiesen  sind  und  nichts  weiter  als  das 
Zigarettenmachen  erlernt  haben,  im  höchsten  Grade  gefährden. 

Anderseits  ist  es  nicht  zu  verkennen,  daß  auf  hygienischem 
Gebiete  Reformen  geschaffen  werden  müssen.  Namentlich  muß  die 
I  leimarbeit  in  Wohn-  und  Schlafräumen  vollständig  verboten  und 
eine  wirksame,  amtliche  Kontrolle  eingeführt  werden,  um  Zustände, 
wie  sie  heute  noch  vielfach  bestehen,  unmöglich  zu  machen. 


Ergebnisse. 

Unsere  Darstellung  hat  ein  typisches  Bild  moderner  Industrie- 
entvvicklung  ergeben.  Anfangs  nur  Nebenbetrieb  der  Rauchtabak- 
fabriken, ist  die  Zigarettenfabrikation  in  Deutschland  bald  zur 
alleinigen  Unterlage  kapitalkräftiger  Großbetriebe  geworden.  Um 
bi  lig  produzieren  zu  können,  mußten  sich  diese  sogleich  der  Massen- 
l)roduktion  zuwenden.  Da  aber  für  eine  solche  damals  in  Deutsch- 
land wegen  des  noch  ganz  geringen  einheimischen  Zigarettenkon- 
sums die  Absatzmöglichkeit  fehlte,  mußten  sie  versuchen,  auch  das 
Ausland  mit  in  ihr  Absatzgebiet  einzubeziehen.  Da  die  deutsche 
Industrie  jedoch  den  Ländern  gegenüber,  nach  denen  sie  ihre  Fabri- 
kate exportierte,  keinerlei  Produktionsvorteile  hatte,  so  war  der  Ver- 
lust des  ausländischen  Marktes  von  vornherein  nur  ein  Frage  der 
Zeit.  Er  mußte  eintreten,  sobald  in  jenen  Ländern  eine  eigene 
leistungsfähige  Zigarettenindustrie  entstand.  Somit  kam  alles  darauf 
an,  den  einheimischen  Bedarf  zu  erweitern  und  auszubreiten.  Dies 
ist  in  der  Tat  durch  eine  unermüdliche,  vor  keinen  Kosten  zurück- 
scheuende Propaganda  der  Zigaretten-Großfabrikanten  gelungen.  Da- 
bei kamen  ihnen  gewisse  der  Zigarette  gegenüber  anderen  Formen 
des  Tabakgenusses  anhaftende  Vorzüge  fördernd  entgegen,  vor  allem 
der  geringe  Stückpreis  des  Fabrikats.  Der  steigende  Absatz  wirkte 
wieder  auf  das  Fabrikationsverfahren  im  Sinne  einer  fortgesetzten 
Verminderung  der  Massenproduktionskosten  ein.  Diese  Umstände 
haben  der  Zigarettenindustrie ,  namentlich  seit  der  Einführung  der 
Zigarettenmaschinen,  in  kürzester  Zeit  zu  einem  Aufschwung  ver- 
helfen, wie  ihn  in  gleicher  Weise  nur  ganz  wenige  Industrien  erlebt 
haben. 

Dieser  Aufschwung  hat  auch  durch  die  Sonderbesteuerung  der 
Zigaretten  im  Jahre  1906  nicht  wesentlich  beeinträchtigt  werden 
können.  Doch  hat  die  Steuerbelastung,  die  infolge  zu  großer 
Konkurrenz  nur  zum  geringen  Teil  abzuwälzen  war,  zwecks  Er- 
zielung von  Lohnerspamissen  zu  einer  immer  rascher  vorwärts 
schreitenden  Mechanisierung  des  Produktionsprozesses  und  zur  Ver- 

8* 
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lejjung  von  Zi^arettenbetriebcn  auf  da>  Land  i^cführt.  Letztere  hat 
sicli  aber  in  sehr  engen  Grenzen  gehalten,  weil  die  Arbeitsiöline  bei 
der  Zigarettenfabrikation  einen  relativ  geringen  Teil  der  Gesanit- 
kosten  ausmachen  und  darum  die  Attraktionskraft  des  niederen 
Lohnes  auf  den  Standort  der  Produktion  nur  eine  sehr  beschränkte 
Wirkung  auszuüben  vermag. 

Es  zeigt  sich  deshalb  auch  heute  noch,  wie  schon  bisher,  eine 
starke  Konzentration  der  Zigarettenproduktion  an  wenigen  grof.kn 
Plätzen  (Dresden,  Berlin  usw.),  unterstützt  durcii  das  Vorhandensein  von 
Nelien-  und  Hilfsindustrien  und  zahlreichen  geeigneten  Arbeitskräften, 
dann  aber  auch  durch  den  leichten  Bezug  des  Rohmaterials  und 
die  Nähe  des  Absatzmarktes  (Berlin,  Breslau,  Hamburg  usw.).  Neben 
dieser  lokalen  Konzentration  fällt  die  Betriebskonzentration  in  wenigen 
sehr  grol3en  Unternehmungen,  die  namentlich  durch  die  immer 
weiter  gehende  Verwendung  von  Maschinen  gefördert  worden  ist, 
ins  Gewicht.  So  erklärt  sich  das  bisher  freilich  vergeblich  gewesene 
Bemühen  des  amerikanischen  Tabaktrustes,  die  gesamte  deutsciie 
Zigarettenfabrikation  in  seiner  Hand  zu  monopolisieren. 

Unsere  Untersuchung  der  heutigen  Fabrikationsverhältnisse  hat 
zunächst  ergeben,  daß  die  Produktion  des  wichtigsten  Rohmaterials, 
dessen  die  Zigarettenindustrie  bedarf,  des  türkischen  Tabaks,  durch 
die  Natur  auf  eng  begrenzte  Gebiete  beschränkt  ist,  dort  aber  höchst 
dezentralisiert  durch  eine  große  Anzahl  kleiner  Bauern  erfolgt. 
Ersteres  hat  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Produktion  nicht  in  einem 
der  enorm  gewachsenen  Nachfrage  entsprechenden  Maße  hat  aus- 
gedehnt werden  können  und  daß  es  deshalb  zu  Preissteigerungen 
gekommen  ist.  Letzteres  ist  die  natürliche  Folge  des  zersplitterten 
Landbesitzes  in  den  Anbaugebieten  sowie  der  besonderen  Eignung 
der  Tabakkultur  zum  Kleinbetrieb.  Die  dezentralisierte  Produktions- 
weise hat  besondere  Organe  zur  Absatzvermittelung  notwendig  ge- 
macht, da  die  vielen  kleinen  Produzenten  aus  wirtschaftlichen 
und  sachlichen  Gründen  nicht  einzeln  mit  den  ausländischen  Fabri- 
kanten in  Geschäftsverbindung  treten  konnten.  Es  hat  sich  deshalb 
zwischen  Produzenten  und  Fabrikanten  der  Tabakhändler  einge- 
schoben, der  die  kleinen  Vorräte  der  einzelnen  Rohtabakproduzenten 
gleichsam  in  großen  Becken  ansammelt,  um  sie  dann  in  großen 
Posten  ins  Ausland  abzuführen  und  dort  in  gewünschten  Mengen 
und  Zusammenstellungen  an  die  Weiterverarbeitung  abzugeben. 

Die  Zigarettenfabrikation  selbst  erfolgt  heute  vorwiegend  auf 
mechanischem  Wege.  Nur  das  Stopfen  der  Zigaretten  muß  noch 
bei    den    besseren  Sorten    mit   der  Hand    vollzogen   werden.      Zum 
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größeren  Teile  wird  diese  Handarbeit  von  Fabrik-  und  nur  in 
geringem  Maße  von  Heimarbeiterinnen  ausgeführt.  Die  kleineren 
Betriebe,  die  sich  aus  wirtschafdichen  Gründen  keine  Maschinen 
anschaffen  können,  beschränken  ihre  Tätigkeit  vielfach  überhaupt 
auf  das  Handstopfen  der  Zigaretten  und  beziehen  den  dazu  nötigen 
Tabak  in  geschnittenem  und  die  erforderlichen  Hülsen  in  fertigem 
Zustand  aus  maschinell  arbeitenden  Spezialbetrieben.  Auf  diese 
Weise  wird  die  mechanische  Technik,  deren  Anwendung  sonst  nur 
Großbetrieben  möglich  wäre,  auch  für  die  kapitalschwachen  Betriebe 
nutzbar  gemacht.  Diesen  Teilbetrieben  stehen  auf  der  anderen  Seite 
Großbetriebe  mit  starker  Betriebsvereinigung  gegenüber,  die  ihre 
Tätigkeit  nicht  auf  die  Zigarettenfabrikation  allein  beschränken, 
sondern  auch  noch  die  zur  Verpackung  nötigen  Kartonnagen  selbst 
herstellen. 

Für  den  Absatz  ihrer  Produkte  sind  die  Zigarettenfabrikanten 
heute  fast  ausschließlich  auf  das  Inland  angewiesen.  Der  Export 
ist  im  Laufe  der  Jahre  fast  bedeutungslos  geworden.  Ja  der  stei- 
gende Konsum  hat  noch  einen  starken  Import  ausländischer  Ziga- 
retten ermöglicht,  der  auch  durch  die  Zollerhöhung  im  Jahre  19U6 
keine  allzu  große  Einschränkung  erfahren  hat. 

In  sozialer  Hinsicht  ergab  sich,  daß  die  meisten  Personen,  die 
in  der  Zigarettenindustrie  beschäftigt  werden,  weiblichen  Geschlechts 
sind,  weil  es  fast  nur  leichte  Arbeit  zu  verrichten  gibt.  Ihrer  Natio- 
nalität nach  sind  es  heute  zumeist  Deutsche.  Die  früher  vielfach 
beschäftigten  Ausländer,  namentlich  Russen,  sind  fast  verschwunden. 

Die  Arbeitsbedingungen  haben  sich  im  großen  ganzen  im  Laufe 
der  Jahre  verbessert.  So  ist  die  Arbeitszeit  in  den  meisten  Betrieben 
verkürzt  worden.  Die  Löhne  sind  dagegen  andauernd  gestiegen 
und  sind  heute  im  allgemeinen  höher  als  in  anderen  Industrien, 
die  gleichfalls  vorwiegend  weibliche  Arbeitskräfte  beschäftigen.  Ihren 
niedrigsten  Stand  haben  sie  in  Ostdeutschland,  weil  sich  dort  eine 
außerordentlich  anspruchslose  Bevölkerung  vorfindet;  ihr  höchstes 
Niveau  erreichen  sie  in  Plätzen  mit  besonders  teueren  Lebensbe- 
dingungen, wie  Berlin,  Hamburg,  Hannover,  Frankfurt.  Am  günstig- 
sten gestalten  sich  die  Arbeitsbedingungen  in  der  Regel  in  den 
Großbetrieben,  die  zugleich  die  hygienisch  am  besten  eingerichteten 
Arbeitslokale  aufweisen  und  zumeist  auch  sonst  noch  für  ihre  Ar- 
beiter durch  besondere  Wohlfahrtseinrichtungen  gesorgt  haben. 

Die  gezahlten  Löhne  ermöglichen  im  allgemeinen  eine  aus- 
kömmliche Lebensführung.  Wenn  trotzdem  viele  Zigarettenarbei- 
terinnen in  schlechten  Verhältnissen  leben,  so  erklärt  sich  das  daraus, 
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daß  diese  von  ihrem  Lohne  noch  andere  Personen  mit  unterhalten 
müssen.  Auch  in  sanitärer  Beziehung-  sintl  die  Arbeitsbedinyun.i^en 
in  unserer  Industrie  nicht  ungünstig-. 

Ein  großer  Teil  der  Arbeiterschaft  ist  gewerkschaftlich  organi- 
siert, obwohl  es  sich  hier  doch  in  der  Hauptsache  um  weibliche 
Personen  handelt.  Man  hat  dies  im  wesentlichen  dem  vorwiegend 
großindustriellen  Charakter  unserer  Industrie  zuzuschreiben. 

Bei  den  Heimarbeiterinnen  hat  unsere  Untersuchung  die  bekannte 
Erfahrung  bestätigt,  daß  diese  sowohl  in  Bezug  auf  die  Höhe  des 
Stücklohnes,  den  sie  erhalten,  als  auch  in  sanitärer  Hinsicht  wesent- 
lich   schlechter   als    ihre    Genossinnen    in    der  Fabrik    gestellt   sind. 

Als  Hauptergebnis  der  ganzen  Betrachtung  sei  schließlich  fest- 
gestellt, daß  sowohl  die  geschichtliche  Entwicklung  als  auch  die 
Organisation  und  die  soziale  Verfassung  der  deutschen  Zigaretten- 
industrie in  der  Hauptsache  durch  die  ausgedehnte  Verwendungs- 
möglichkeit maschineller  Technik  bestimrrit  worden  sind.  Diese 
hat  direkt  und  indirekt  den  außerordentlich  raschen  Aufschwung 
des  Industriezweiges  hervorgerufen,  diese  hat  die  Konzentration  der 
Produktion  veranlaßt,  diese  hat  endlich  auch  auf  die  Lage  der  Ar- 
beiter eingewirkt,  indem  sie  dieselbe  besser  gestaltet  hat  als  in 
Industrien,  die,  wie  die  verwandte  Zigarrenindustrie,  lediglich  oder 
fast  ausschließlich  auf  Handarbeit  angewiesen  sind  und  deshalb  wegen 
der  hohen  Bedeutung  des  Lohnes  für  die  Gesamtkosten  vor  allem 
darauf  bedacht  sein  müssen,  die  Arbeitslöhne  so  niedrig  wie  mög- 
lich zu  halten. 


Anhang. 


Benutzte  Quellen. 

Das  Material  zu  vorliegender  Arbeit  haben  geliefert: 

1.  eingehende  Besichtigungen  einer  Anzahl  von  Betrieben  verschiedenster 
Größe: 

2.  mündliche  und  schriftliche  Mitteilungen  einer  Reihe  von  Fabrikanten  und 
Rohtabakhändlern  '); 

3.  persönliche  Erkundigungen  bei  Arbeitern  und  Arbeiterinnen,  von  denen 
in  Berlin  etwa  dreißig  und  in  Dresden  etwa  sechzig  in  ihrem  Heim  aufgesucht 
wurden. 

4.  mündliche  und  schriftliche  Mitteilungen  der  Gauleiter  bez.  Vertrauens- 
männer des  Deutschen  Tabakarbeiter-Verbandes  in  Dresden,  Berlin,  Breslau,  Ham- 
burg, und  Älünchen; 

5.  die  Angaben,  die  von  rund  fünfhundert  Dresdener,  Berliner,  Breslauer  und 
Hamburger  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  auf  den  von  mir  ausgegebenen  und  am 
Schlüsse  abgedruckten  Fragebogen  gemacht  sind.  Verteilen  wie  Einsammeln  der 
Bogen  wurde  hierbei  in  dankenswerter  Weise  vom  Deutschen  Tabakarbeiter-Ver- 
band übernommen. 

An  gedruckten  Materialien  wurden  benutzt  (bei  periodisch  erscheinenden 
Druckschriften  sind  die  benutzten  Jahrgänge  jeweils  im  Text  angegeben): 

A.  Amtliche  und  halbamtliche  Publikationen. 

1.  Bericht  der  Tabak-Enquete-Kommission  über  den  Tabakbau,  den  Handel 
mit  Rohtabak,  die  Tabakfabrikation  und  den  Handel  mit  Tabakfabrikaten,  sowie 
über  die  Tabakoesteuerung  im  Deutschen  Reiche. 

2.  Reichtags- Aktenstücke  und  Drucksachen: 

IL  Session  1893/94  Nr.  53, 
IIT        „        1894  95  Nr.  306, 

II.        „        1905  06  Nr.  10,  358,  370,  385,  389,  390,  391,  400,  517,  510. 
I.        „        1907 '09  Nr.  994. 
Stenographische  Reichstagsberichte  vom  6.,  7.,  9,   12.,   13,   14.  und  15.  De- 
zember 1905;  9.,  10.,   11.,   12.  Januar,  4.,  5.,    L,  8.,   18.   Mai  1906. 

3.  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich. 

4.  Statistisches  Handbuch  für  das  Deutsche  Reich. 

1.  Dank  für  bereitwilligste  Zugänglichmachung  ihrer  Betriebe  und  Erteilung 
mündlicher  sow-ie  schriftlicher  Auskünfte  schuldet  Verfasser  namentlich  den  Firmen 
Yenidze,  Kios,  Sulima,  Tuma  und  Kosmos  in  Dresden,  Manoli  in  Berlin,  Batschari 
in  Baden-Baden  und  Union  in  Leipzig,  ferner  den  Rohtabak-Importeuren  Richard 
Buckup,  Kintzel  und  Exacoustos,  C.  Petridi  Söhne  &  Co.  und  endlich  auch  dem 
Syndikus  des  Verbandes  der  Deutschen  Zigarettenindustrie,  Herrn  Karl  Greiert. 
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5.  Statistik  des  Deutschen  Reichs, 

G.   Vierteljahrshcfte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs. 

7.  Deutsches  Handels-Archiv. 

S.   Berichte  der  k.  k.  österreichisch-ungarischen  Konsularämter. 

9.  Jahresberichte  der  Gewerbeaufsichtsbeamten,  der  Handelskammern  in 
Dresden,  Berlin,  Breslau,  Frankfurt,  Leipzig,  Mannheim,  Stuttgart  und  der  Ältesten 
der  Kaufmannschaft  von  Berlin. 

10.  Statistisches  Jahrbuch  für  die  Stadt  Dresden. 

11.  Hamburgs  Handel  und  Schiffahrt. 

12.  Jahrbuch  für  Bremische  Statistik. 

13.  Jahresberichte  der  Tabak-Berufsgenossenschaft. 

14.  Geschäftsberichte  der  Orts-Krankenkasse  zu  Dresden. 

B.  Andere  Publikationen. 

15.  F.  Tiedemann :  Geschichte  des  Tabaks  und  anderer  älnilicher  Genußmittel 
Frankfurt  a.  Main  1854. 

16.  J.  Rheinbold:  Das  Zigarettensteuergesetz  vom  3.  Juni  1906  nebst  Aus- 
lührungsbestimmungen,   Vollzugsanweisungen  und  Erläuterungen.     Berlin   1906. 

17.  Käthe  Kalisky :  Die  Hausindustrie  in  Königsberg  in  Preussen.  Leipzig  1907. 

18.  Denkschrift  des  Verbandes  deutscher  Zigarettenfabriken,  Sitz  Dresden,  zur 
Regierungsvorlage  betr.  ,, Zigarettensteuergesetz".  Dem  Hohen  Reichstag  überreicht 
im  Januar  1906. 

19.  Denkschrift  des  Verbandes  deutscher  Zigarettenfabriken,  Sitz  Dresden,  und 
des  Vereins  deutscher  Zigareltenfabrikanten  zu  Berlin  zum  Zigarettensteuergesetz. 
Dem  Hohen  Reichstag  überreicht  im  April  190G. 

20.  Einleitendes  Referat  erstattet  von  der  Firma  Manoli  Zigarettenfabrik 
J.  Mandelbaum,  Berlin,  anläßlich  des  Besuches  der  Vereinigung  für  Staatswissen, 
schaftliche  Fortbildung  am   18.  Dezember  1907.     (Broschüre). 

21.  Geschäftsberichte  des  Verbandes  der  Deutschen  Zigaretten-Industrie. 

22.  Jahresberichte  des  Deutschen  Tabakarbeiter-  Verbandes. 

23.  Handbuch  der  Deutschen  Aktiengesellschaften. 

24.  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands. 

C    Fachpresse. 

iln  Klammern  ist  angegeben,  in  welchem  Jahrgange  die  betreffende  Zeitschrift 
im  Jahre  1909  steht.) 

25.  Vereinigte  Tabak-Zeitungen:  Die  Cigarre  (13.  Jahrgang).  —  Der  deutsche 
Ligarreiihändler  (8.  Jahrgang).    -    Die  Cigarette  (8.  Jahrgang!.     Berlin. 

20.  Die  Tabakwelt.  Dresden.  Organ  für  die  Veröffentlichungen  des  Ver- 
Landes der  Deutschen  Zigareitenindustrie  (4.  Jahrgang). 

27.  Cigarren-  und  Cigarelten-Specialist.  Mannheim.  Unabhängiges  Antitrust- 
Organ  (8.  Jahrgang). 

28.  Deutsche  Tabak-Zeitung.     Berlin  (42.  Jahrgang). 

29.  Süddeutsche  Tabak-Zeitung.     Mannheim  (19.  Jahrgang).' 

30.  Erstes  Offertenblatt  für  die  gesamte  Tabak-  uud  Cigarrenbranche.  Jauer 
I  Bezirk  Liegnitz).     (23.  Jahrgang). 

31.  Der  Tabakarbeiter.  Leipzig.  Organ  der  Tabakarbeiter  und  Arbeiterinnen 
Deutschlands. 
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Fragebogen. 


Bei   den  mit  *  versehenen  Fragen  bitte  das  jeweils  Zutreffende  zu  unterstreichen!) 

des 

1.  Name   j —  Befragten: 

2.  In  welchem  Jahre  und  wo  sind  Sie  geboren  ? 

3.  Geschlecht  und  Familienstand:  männlich*  —  weiblich*  — ;  ledig*  —  ver- 
heiratet* —  verwitwet*  —  geschieden*  —  eheverlassen*. 

4.  Früherer  Beruf: 

5.  Wieviel  Kinder?  Deren   Alter:  Deren  Verdienst: 

6.  Beruf  des  Mannes: 

7.  Sind  Sie  als  Fabrik-  oder  Heimarbeiter  beschäftigt? 

8.  Was  für  eine  Arbeit  verrichten  Sie  (z.  B.  Zigarettenmachen,  Kartonnagen- 
anfertigen,  Tabakschneiden  usw.)? 

9.  Stehen  Sie  noch  im  Lehrverhältnis  ? 

10.  Durchschnittlicher  Wochen  verdienst  im  letzten  Jahre: 

11.  Durchschnittlicher  Jahres  verdienst: 

12.  Haben  Sie  noch  einen  Nebenerwerb? 

13.  Erhalten  Sie  eine  Unterstützung  und  in  welcher  Höhe? 

14.  Wohnen  Sie  in :  eigener  Wohnung*  —  bei  den  Eltern*  —  bei  Verwandten*  — 
in  Aftermiete*  —  in  Schlafstelle*? 

15.  Wieviel  Räume  hat  die  Wohnung? 

16.  Wieviel  Personen  schlafen  in  der  Wohnung  ? 

17.  Mit  wieviel  Personen  schlafen  Sie  in  demselben  Räume  ? 

18.  Was  zahlen  Sie  monatlich  an  Miete,  Schlafgeld  bezw.  Kostgeld? 

19.  Waren   Ihre  Eitern  schon  in  der  Zigarettenindustrie  tätig  ? 

Besondere  Bemerkungen  bitte  auf  die  Rückseite  des  Bogens  zu  schreiben! 


Druck   von   J.  B.  Hirschfeld   in  Leipzig 
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ALLE  RECHTE  VORBEHALTEN. 


I.  Entstehung  und  Grundlagen  der  Untersuchung. 

Zu  Beginn  1908  teilte  der  Verfasser  dem  Oberbürgermeister 
von  Oldenburg,  Herrn  Tappenbeck,  mit,  daß  er  aus  wissenschaft- 
lichem Interesse  die  Wirkung  der  im  vorhergehenden  Jahre  für  die 
Stadt  eingeführten  Grundsteuer  nach  dem  „gemeinen  Wert"  statistisch 
untersuchen  wollte,  falls  ihm  das  Material  zur  Verfügung  gestellt 
werden  könnte  i). 

Das  Interesse,  das  der  Vorschlag  fand,  ermutigte  zu  weiterem 
Vorgehen,  dem  ebenfalls  an  zuständiger  Stelle  großes  Entgegen- 
kommen bewiesen  wurde,  sodaß  die  voiMiegende  Studie  ausgeführt 
werden  konnte. 

Die  sozialen  Verhältnisse  in  einem  größeren  Gemeinwesen  genau 
zu  untersuchen,  ist  eine  interessante  Aufgabe.  Man  gibt  sich  bei 
der  Beurteilung  des  Charakters  einer  Stadt  in  der  Regel  mit  einem 
Schlagwort  zufrieden,  das  wohl  zumeist  nicht  falsch  sein  mag,  aber 
naturgemäß  ganz  oberflächlich  ausfällt :  Hamburg  ist  danach  eine 
reiche  Handelsstadt,  Chemnitz  eine  Fabrikstadt,  Wiesbaden  ist  die 
Stadt  der  Rentner  und  Pensionäre  usw. 

Die  deutsche  Reichsstatistik  teilt  die  ganze  Bevölkerung  in 
relativ  wenige  große  Berufshauptgruppen  mit  vielen  Tausenden  von 
Untergruppen  ein,  deren  numerische  Verschiebungen  von  einer 
Zählung  zur  anderen  in  wuchtigen  Endzahlen  uns  den  allgemeinen 
Gang  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  unseres  Vaterlandes  zeigen; 
aber  man  kann  nicht  sagen,  daß  wir  durch  Masseneinteilungen  von 
diesen  und  anderen  Gesichtspunkten  aus  ein  Bild  unserer  sozialen 
Zustände  erhalten. 

Die  statistische  Aufnahme  eines  63  Millionen-Volkes  und  ihre 
Beai-beitung  können  nur  ein  Denkmal  schaffen,  das  aus  großen 
rohen  Blöcken  besteht;  feinere  Arbeit  muß  durch  liebevolles  Ein- 
dringen in  einen  beschränkten  Kreis  geliefert  werden. 

1)  Die  Ergebnisse  sind  in  Heft  1,  Jahrgang  1910  (S,  144—157)  dieser  Zeit- 
schrift unter  dem  Titel:  „Zur  Einführung  der  Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  in 
Oldenburg"   veröffentlicht  worden. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsvvissenschaft.    Ergänzungsheft  34.  1 
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Die  sozialstatistischc  Bearbcituni^  seiner  jetzigen  Heimat,  der 
Stadt  Oldenburg,  schien  dem  X'erfasser  geeignet  zu  sein  und  — 
wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen  —  nicht  über  seine  Kräfte 
zu  gehen.  Die  Bevölkerung  stellt  hier  eine  Mischung  verschiedenster 
Elemente  dar;  es  ist  eigentlich  alles  vertreten,  was  die  Großstadt 
beherbergt,  wenn  auch  in  kleinen  Dosen  und  in  einem  besonderen 
\'erhältnis.  Durch  die  Untersuchung  soll  festgestellt  werden,  welchen 
Anteil  die  einzelnen  modernen  Gesellschaftsklassen  an  der  Be- 
völkerung der  Stadt  haben,  und  wie  sich  diese  Klassen  hinsichtlich 
der  materiellen  Lage  zu  einander  verhalten.  Für  die  Beurteilung 
der  letzteren  sind  vor  allen  Dingen  Einkommen  und  Vermögens- 
besitz, sowie  deren  Verteilung  maßgebend ;  von  großer  Wichtigkeit 
sind  aber  auch  die  Wohnungszustände. 

Unser  heutiges  Gesellschaftsleben  steht  unter  dem  Zeichen  der 
Arbeitsteilung,  die  in  den  Berufsgruppen  zum  Ausdruck  kommt, 
welche  ihrerseits  wiederum  ihre  Mitglieder  den  einzelnen  sozialen 
Schichten  zuweisen.  Die  erste  Aufgabe  war  daher,  die  Bevölkerung 
der  Stadt  beruflich  zu  gliedern,  um  auf  diesem  Wege  zu  einer 
Einteilung  in  Gesellschaftsklassen  zu  gelangen 

Es  galt  hier,  individualisierend^  vorzugehen,  möglichst  die 
Schwächen  zu  vermeiden,  zu  denen  jede  derartige  Einteilung  einer 
großen  heterogenen  Masse  leicht  führt,  da  man  gezwungen  ist,  die 
Zahl  der  Gruppen  gewaltsam  zu  beschränken,  damit  das  Bild  nicht 
unübersichtlich   wird. 

Von  dem  üblichen  offiziellen  Schema  mußte  abgesehen  werden. 

Maßgebend  für  die  Gruppierung  waren  das  soziale  Emp- 
finden und  die  ökonomische  Gedankenrichtung,  d.h.  die- 
jenigen Leute  wurden  zu  einer  Klasse  vereinigt,  von  denen  nach 
ihrer  Vorbildung  oder  nach  dem  Charakter  ihrer  Betätigung  zu  er- 
warten ist,  daß  unter  ihnen  ein  mehr  oder  weniger  bewußtes  und 
ausgeprägtes  Klassengefühl  vorhanden  sei. 

Auch  hier  kann  man  nicht  von  einer  völligen  Vermeidung^ 
sondern  nur  von  einer  Verminderung  der  Gewaltsamkeiten 
sprechen.  Wenn  z.  B.  die  Handwerker  und- die  Inhaber  von  Klein- 
handelsgeschäften getrennt  erscheinen,  so  muß  daran  erinnert  werden, 
daß  viele  Handwerker  heute  neben  ihrer  eigenen  Produktion,  die 
vielfach  nur  aus  Anbringung  und  Reparatur  besteht,  den  Kleinverkauf 
von  meist  fabrikmäßig  hergestellten  Artikeln  betreiben.  Die  Gewerbe- 
freiheit   hat    ja    überhaupt   die   beruflichen    Scheidelinien    im   Wirt- 
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schaftsieben  verwischt,  so  daß  eine  haarscharfe  Abgrenzung  unmöglich 
wird,  zumal  diese  Entwicklung  beständig  im  Fluß  ist. 

Es  finden  sich  ferner  in  der  Industrie,  im  Baugewerbe,  im 
Agenturgeschäft  und  im  Kleinhandel  solche  Unterschiede  der  per- 
sönlichen Bildung,  des  Betriebes,  der  Kapitalkraft  und  anderer 
Faktoren  vor,  daß  oft  nur  ein  ganz  loser  geistiger  Zusammenhang 
zwischen  Angehörigen  dieser  Berufe  vermutet  werden   kann. 

Solche  Mängel  haben  wir  in  den  Kauf  nehmen  müssen,  um  über- 
haupt zu  einer  übersichtlichen  Einteilung  zu  gelangen. 

Die  beste  Grundlage  hierfür  fand  sich  in  den  Steuerakten, 
denn  dort  wird  jeder  Einwohner  gebucht,  sobald  er  in  irgend  einer 
Gestalt  in  das  Leben  hinaustritt. 

In  den  Steuerakten,  die  sich  für  diesen  Zweck  aus  Haushaltungs- 
listen, Steuererklärungen  und  Steuerrollen  zusammensetzten,  waren 
auch  weitere  Anhaltspunkte  zur  Beurteilung  der  materiellen  und 
sozialen  Lage  der  Einzelnen  zu  finden:  das  Einkommen,  das  Ver- 
mögen und  seine  Bestandteile,  die  Schuldenlast,  das  Lebensalter,  die 
Größe  der  Familie,  die  Höhe  der  Einkommensteuer. 

Es  konnte  sich  beim  Einkommen  nicht  um  die  Erträge  handeln, 
welche  die  Angehörigen  der  einzelnen  Berufsklassen  als  solche 
erzielen.  Nicht  die  augenblickliche  Konjunktur  in  den  Geschäfts- 
zweigen, nicht  die  Gehaltssätze  der  Beamten,  nicht  die  Lohn- 
verhältnisse der  verschiedenen  Arbeiterkategorien  usw.  sollen  dar- 
gestellt werden.  Die  Untersuchung  will  vielmehr  ein  möglichst 
getreues  Augenblicksbild  der  tatsächlichen  materiellen  Lage  in  den 
einzelnen  Klassen  geben,  als  deren  Kriterium  das  Gesamteinkommen 
aus  Arbeit  und  Besitz  anzusehen  ist. 

Wie  wir  bemerken  werden,  ist  der  Vermögensbesitz  in  Olden- 
burg keineswegs  auf  die  sogenannten  oberen  Klassen  beschränkt; 
er  läßt  vielmehr  fast  keine  Klasse  der  Bevölkerung  unbeteiligt. 

Die  Grundlage  der  Untersuchung,  soweit  sie  sich  auf  die  Ein- 
kommens- und  Vermögensverhältnisse  bezieht,  bilden  die  Ergebnisse 
der  Steuerveranlagung  nach  dem  Stande  vom  1.  Mai  1907,  der 
ersten  nach  Inkrafttreten  der  neuen  Steuergesetze  vom  12.  Mai  1906. 
Der  Grundgedanke  dieser  Steuerreform  war,  die  Schätzung  nach 
Möglichkeit  einzuschränken  und  durch  eine  sehr  weit  ausgedehnte 
Erklärungspflicht  tatsächliche  Unterlagen  zu  gewinnen. 

Von  1200  Mark  Einkommen  an  besteht  von  vornherein  volle 
Erklärungspflicht,  aber  auch  die  Zensiten  mit  geringerem  Einkommen 
können  zu  dieser  herangezogen  werden,  und  die  Arbeitgeber 
werden  veranlaßt,  den  Verdienst  ihrer  Arbeitnehmer  genau  anzugeben. 
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Die  Frage-  nach  dem  Vermögensbesitz  ist  von  Jedem  auf  einem 
sehr  ins  Einzelne  gehenden  Fragebogen  zu  l)eant\vorten.  Man  kann 
danach  folgende  9  Vermögenskategorien  unterscheiden  : 

1.  Lediglich  zinstragende  Wertpapiere. 

2.  Wertpapiere  mit  Dividendenertrag. 

3.  Geschäftsanteile  an  Gesellschaften  m.  b.  11.,  an  stillen 
Gesellschaften,  ?>\verbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften. 
Gewerkschaften  und  dergl. 

4.  Übriges  Kapitalvermögen  (hypothekarische  und  an- 
dere Schuldforderungen,  Bank-  und  Sparkassenguthaben, 
Barbestände). 

5.  Grundbesitz. 

6.  Viehbestand. 

7.  Sonstiges  Anlage-  und  Betriebskapital  in  Handel, 
Gewerbe-  und  Landwirtschaft. 

8.  Kapitalwert  der  Rentenbezüge. 

9.  Kapitalwert  noch  nicht  fälliger  Ansprüche  aus  Lebens-, 
Kapitals-  und  Rentenversicherungen. 

Die  Angaben  werden  von    der  Steuereinschätzungskommission 
sorgfältig  geprüft,    und  da   die    Nachprüfung  durch    die  Übersicht- 


^'-  2<»o  Heinz  Hinrichs. 

Wohnung: Straße   12. 

Beruf:  Revisor  bei  der  Eisenbahnverwaltung 
Alte  r:  40  Jahre 
Einkommensteuer:  88  Mark. 

ISchulpfl,  K.  Unter  21    Jahren  Erwachsene 

2  1   weibl  ^   männlich 


1   weiblich. 


Einkommen:    4  500. —  Mark 
Vermögen:    1,5000.— 


Vermögensbestandteile. 

Lediglich  zinstragende  Wertpapiere:  4  000.—  Mark 

Dividendenpapiere :  1  000.  — 

Übriges  Kapitalvermögen:  1500.—        ..      (Sparkassenguthaben) 

Grundbesitz:  20000 

Kapital  wert  d.   Lebensversicher.   (10000)  3  000. — *■ 

Bruttovermögen  29  500.—  Mark 
abzüglich  Kapitalschuiden  14500.—     „       (Hypothek) 

Reinvermögen  15000. —  Mark. 
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lichkeit  des  Gemeinwesens  erleichtert  wird,  kann  das  Urmaterial  als 
wissenschaftlich  brauchbar  bezeichnet  werden.  Jedenfalls  ist  der 
eingeschlagene  Weg  derjenige,  auf  dem  man  der  Wahrheit  so  nahe 
wie  möglich  kommen  kann. 

Es  wurde  für  jeden  einzelnen  Zensiten  ein  Personen zettel  mit 
den  für  die  Untersuchung  wichtigen  Merkmalen  angefertigt.  Anbei 
ein  fingiertes  Beispiel  (s.  Seite  4) : 

Auf  Grund  dieser  Personenzettel  konnten  für  die  einzelnen  Ge- 
sellschaftsklassen Hilfstabellen  zusammengestellt  werden,  auf  denen 
sich  die  ersten  Teile  der  Arbeit  aufbauen.  Die  Wiedergabe  dieser 
Tabellen  würde  zu  weit  führen. 

Nachdem  auf  solche  Weise  die  Beschaffung  von  Grundlagen 
zur  Beurteilung  der  materiellen  Lage  der  Bevölkerung  in  die  Wege 
geleitet  war,  konnte  die  Ermittelung  der  Wohnungsverhältnisse  ins 
Auge  gefaßt  werden. 

In  Oldenburg  ist  bis  jetzt  noch  keine  derartige  Erhebung  vor- 
genommen worden.  Die  im  allgemeinen  gesunde,  weitläufige  Bau- 
weise, das  wenn  auch  keineswegs  reiche,  so  doch  behäbige  Leben, 
dem  das  nie  rastende  Wogen  der  Großstädte  und  auch  vieler 
Mittelstädte  fehlt,  ließen  das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Unter- 
suchung nicht  fühlbar  werden;  die  Stadt  wächst  gemächlich  i),  und 
die  Bautätigkeit  hält  anscheinend  mit  diesem  Wachstum  Schritt, 
wenn  auch  zeitweilig  die  Nachfrage  nach  der  einen  oder  anderen 
Art  von  Wohnungen  lebhafter  hervortritt. 

Dem  großen  Interesse,  das  in  neuerer  Zeit  allenthalben  im 
Reiche  wie  im  Auslande  der  Wohnungsfrage  entgegengebracht 
wird,  kann  man  sich  aber  auch  hier  nicht  verschließen.  Bildet  sie 
doch  einen  so  wesentlichen  Teil  der  großen  sozialen  Frage,  die 
unserer  Zeit  den  Stempel  aufdrückt.  Auch  muß  man  mit  der  Mög- 
lichkeit rechnen,  daß  Oldenburg  —  man  mag  es  begrüßen  oder 
nicht  —  bei  zunehmender  Industrialisierung  des  Landes  den  Charakter 
der  ruhigen  Residenz  mehr  und  mehr  abstreifen  und  in  die  Reihen 
der  wirtschaftlich  und  sozial  lebhafter  pulsierenden  Städte  eintreten 
wird.  Da  ist  es  geboten,  sich  rechtzeitig  auf  einem  so  bedeutsamen 
Ausschnitte  des  sozialen  Lebens  zu  orientieren,  die  Zustände  zu  über- 
schauen, um  unter  beständiger  Kontrolle  der  weiteren  Entwicklung 
mit  bessernder  Hand  eingreifen  zu  können. 

Die  Fragebogen  für  die  Wohnungsstatistik,  deren  Schema  um- 
stehend mitgeteilt  ist,  wurden  von  den  Schutzleuten  in  den  einzelnen 

1)  O  rtsanwesende  Bevölkerung:  1816  =  6278,  1855  =  11370,  1880  =  20575, 
1895  =  25  472,   1905  =  28565  Personen 
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Häusern  verteilt;  clort  wurden  .sie  vom  Besitzer  oder  dessen  Stell- 
vertreter ausgefüllt,  und  die  Verteiler  hatten  den  Auftrag,  heim  Ab- 
holen die  Angaben  nach  Kräften  zu  kontrollieren. 

Auf  Grund  dieser  Hausbogen  ließ  sich  für  jede  einzelne  Wohnung 
wiederum  ein  besonderer  Zettel  anfertigen,  der  folgendes  Aussehen 
hatte: 


Wolinuiig: 
Beruf  des 

.  Straße  6,  (Untervvohnung) 
igsvorstandes:   Tischler  (selbständig) 

Haushaltu 

Bewohnerzahl: 

6 

(3  Familienangehörige, 

1   Dienstmädchen, 

1   Geselle,          | 

1    weibl.  Schlalgänger) 

Räume: 

4 

(außer  Werkstatt) 

Fenster: 

6 

Bezugsjahr 

:    1891 

Miete: 

350 

Mark  (außer  Werkstatt). 

Leider  zog  sich  die  Anfertigung  dieser  Grundlagen  bis  in  das 
Jahr  1909  hinein,  da  sich  immer  und  immer  wieder  Lücken  bemerk- 
bar machten,  deren  Erledigung  viel  Zeit  in  Anspruch  nahm.  Nach 
Ausmerzung  einigen  Materials,  das  aus  später  angegebenen  Gründen 
fortblieb,  lagen  11918  Personenzettel,  3302  Hausbogen  und  6321 
Wohnungszettel  zur  Verarbeitung  vor. 

Bei  dem  Entwurf  und  bei  der  Ausarbeitung  der  W^ohnungs- 
untersuchung  diente  die  „Wohnungsenquete  der  Stadt  Basel"  (1889) 
von  Karl  Bücher  als  Vorbild,  soweit  der  notgedrungen  bescheidene 
Rahmen  der  Untersuchung  dies  zuließ. 

Die  W^ohnungsstatistik  gehört  bekanntlich  zu  den  schwierigsten 
Aufgaben,  da  es  sich  bei  ihr  nicht  um  ein  oder  zwei  Merkmale 
handelt,  die  bei  der  Masse  der  von  ihr  untersuchten  Objekte  zahlen- 
mäßig festgestellt  und  gegenübergestellt  werden  sollen.  Es  kommen 
bei  ihr  vielmehr  „wirtschaftliche,  soziale,  sittliche  und  gesundheitlich 
wichtige  Momente"  in  Betracht,  deren  zweckmäßige  Zusammen- 
fassung, wie  Bücher  1889  sagte,  „bis  jetzt  ein  ungelöstes  und  viel- 
leicht unlösbares  Problem  ist".  Nach  ihm  darf  sich  eine  voll- 
kommene Wohnungsenquete  nicht  auf  die  objektiv  faßbaren  Merk- 
male der  Wohnungen  und  ihrer  Bewohner  beschränken,  deren  es 
allein  eine  große  Zahl  gibt :  Lage,  Größe,  Umgebung,  Unterhaltung, 
Art  der  Benützung  der  Wohnungen,  Miete  und  ihr  Verhältnis  zum 
Einkommen,  soziale  Zusammensetzung  der  Haushaltungen  usw.  Es 
sollen  vielmehr  auf  dem  W^ege  unmittelbarer  Beobachtung  die  ein- 
zelnen Kategorien  von  Wohnungen  nach  den  wirtschaftlichen,  sitt- 
lichen und  gesundheitlichen  Verhältnissen  der  Bewohner  untersucht 
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werden,  und  die  gegenseitige  Bedingtheit  dieser  und  der  statistisch 
greifbaren  Erscheinungen  soll  ins  Auge  gefaßt  werden. 

Wenn  auch  bei  der  Baseler  Wohnungsenquctc  vorwiegend 
statistisch  vorgegangen  wurde,  so  kommt  sie  in  ihrer  erschöpfen- 
den und  doch  übersichtlichen  Darstellung,  die  keineswegs  an  den 
Zahlen  haftet,  sondern  tiefe  Blicke  in  das  wirkliche  Leben  gestattet, 
dem  Ideale  wohl  näher,  als  jede  andere  Untersuchung,  die  ein 
großes  heterogenes  Gemeinwesen  in  ihr  Bereich  gezogen  hat. 
Ein  wesentlicher  Vorzug  der  Basler  vor  den  meisten  anderen  Er- 
mittlungen liegt  in  der  Ausmessung  der  Räume,  wodurch  das 
Kubikmeter  Luft  an  Stelle  des  unbestimmten  Begriffes  „Zimmer 
oder  Raum"  als  Einheit  zu  Grunde  gelegt  werden  konnte.  Damals 
war  dieses  Vorgehen  völlig  neu ;  seitdem  ist  dem  Beispiel  Basels 
bei  Untersuchungen  meist  kleineren  Umfanges  gefolgt  worden. 

Der  vorliegende  Versuch  für  Oldenburg  mußte  sich  leider  hin- 
sichtlich der  Wohnungsstatistik  auf  eine  Anzahl  Grundfragen  be- 
schränken. Die  Stadt  hat  kein  statistisches  Amt ;  der  Verfasser  hat 
bei  der  Stadtverwaltung  das  größte  Entgegenkommen  gefunden, 
doch  konnte  ihm  nur  verhältnismäßig  geringe  Hilfe  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  so  daß  er  auch  den  größten  Teil  der  rein  mechanischen 
Schreib-  und  Zählarbeit  für  die  ganze  Untersuchung  persönlich  zu 
bewältigen  hatte.  Es  galt  daher,  das  Erreichbare  so  darzustellen, 
daß  ein  Überblick  und  ein  Vergleich  wesentlicher  Punkte  mit  den 
Ergebnissen  aus  anderen  Städten  möglich  wurde.  Jedenfalls  ist 
damit  eine  Grundlage  für  künftige  Erhebungen  in  der  Stadt  Olden- 
burg geschaffen  werden  i). 

Im  nächsten  Abschnitt  soll  nun  die  eigenartige  soziale 
Struktur  der  Hauptstadt  geschildert  werden;  da  diese  aber 
ohne  die  Kenntnis  der  wirtschaftlichen  Natur  des  Landes  schwer 
zu  verstehen  ist,  müssen  wir  zunächst  auf  letztere  eingehen. 


1)  Außer  der  im  Text  angegebenen  Literatur  wurden  benutzt:  Kollmann: 
Das  Herzogtum  Oldenburg  in  seiner  wirtschaftlichen  Entwicklung  usw.  1893. 
Kollmann:  Statistische  Beschreibung  der  Gemeinden  des  Herzogtums  1897. 
Ferner:  Der  Bericht  der  Landwirtschaftskammer  für  das  Herzogtum  Oldenburg 
1 '100/1 906. 


II.  Land  und  Hauptstadt. 


Oldenburg  ist  die  Haupt-  und  Residenzstadt  des  gleichnamigen 
Großherzogtums,  das  sich  aus  dem  Herzogtum  und  den  Fürsten- 
tümern Lübeck  und  Birkenfeld  zusammensetzt.  Während  die  letzteren 
beiden  Teile  infolge  ihrer  Entfernung  vom  Hauptlande  eigentlich 
nur  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Verwaltimg  nach  der 
Hauptstadt  gravitieren,  ist  das  Herzogtum  mit  dieser  auch  wirt- 
schaftlich verbunden.  Aber  auch  hier  spielt  die  Stadt  als  Residenz 
und  Hauptsitz  der  Regierung  eine  bedeutend' größere  Rolle  als  in 
ökonomischer  Hinsicht. 

a)  Die  wirtschaftliche  Natur  des  Herzogtums. 
Das  Herzogtum,  dessen  Boden  eine  Fläche  von  5383,85  qkm 
bedeckt,  wird  mit  Recht  als  ein  Bauernland  bezeichnet,  denn 
nach  der  Zählung  von  1905  wohnten  von  seinen  353  789  Bewohnern 
nur  etwas  mehr  als  ein  Drittel  (120  337)  in  Orten  mit  mindestens 
2000  Einwohnern  i) ;  im  Reich  betrug  dieser  städtische  Anteil  -)  57,4 
Prozent  und  im  Königreich  Sachsen  71,2  Prozent. 


1)  Es  waren    14  Orte  mit  mehr  als  2000  Einwohnern  vorhanden,  nämlich  (der 
Größe  nach): 

Bew.  in  gewöhnlichen 
Haushaltungen 
Brake  494S 

Eversten  5794 

Nordenham  3332 
Vechta  3198 

Cloppenburg  2984 
Wildeshausen  2176 
Elstleth  2148 


Bew.  in 

gewöhnl 

chen 

Haush 

al  tung 

e  n 

Oldenburg 

26  315 

Bant 

22  239 

Delmenhorst  19  788 

Heppens 

12  637 

Osternburg 

5  787 

Jever 

5  547 

Varel 

5  444 

120  337 
2)  Die  Reichsstatistik  (Vierteljahrshefte  1907  IV  S.  73),  welcher  die  Zahlen  für 
das  Reich  und  für  das  Königreich  Sachsen  entnommen  sind,  bezieht  sich  auf  „Ge- 
meinden" und  nicht  auf  „Wohnplätze";  sie  führt  die  Bewohner  aller  Gemeinden, 
die  zufälligerweise  die  Bevölkerungszahl  von  2000  überschreiten,  als  „städtische  Be- 
völkerung"   auf,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  sich  um  geschlossene  Siedlungen  bau- 
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Diese  Zalilcn  weisen  darauf  liin,  tlali  tla>  Land  dünn  be\(')lkert 
ist.  Im  Durciischnitt  des  ganzen  Herzogtums  wohnen  66  Personen 
auf   1    (|km.     Bei  der  ül)liclien  geograpliischen  Dreiteilung 

entfielen  Bewohner 

auf  absolut     auf  1  qkm 

die  Marsch  (nördlicher  Teil  112  479  98 

die  Oldenb.  Geest  (mittlerer  Teil)  165  127  80 

die  Münstersche  Geest    (südlicher  Teil)  76  183  36 

Die  Besiedlung  ist  am  losesten  in  der  Marsch,  wo  es  nur  wenige 
niittclgrol3e  zusammenhängende  Dörfer  gibt,  während  die  meisten 
Wohnplätze  aus  wenigen  Häusern,  ja  oft  nur  aus  einer  einzigen 
Hofstelle  bestehen.  Weniger  zersplittert  ist  die  Besiedlung  in  der 
Oldenburger  Geest  und  am  geschlossensten  im  Münsterlande,  das 
die  meisten  und  größten  Dörfer  besitzt. 

Die  Gemeinden,  die  überwiegend  Marschboden  haben,  nehmen 
ungefähr  21,4  Prozent  (1152,58  qkm)  der  Gesamtfläche  ein,  so  daß 
auf  die  Geest  78,6  Prozent  (4231,27  qkm)  entfallen  i). 

Der  Grund  und  Boden  ist  ziemlich  günstig  verteilt.  I^igent- 
licher  Großgrundbesitz  ist  nicht  vorhanden,  und  die  landwirtschaft- 
lichen Betriebe,  zu  denen  mehr  als  100  ha  gehören,  machen  nur 
1,6  Prozent  der  Gesamtfläche  aus,  während  sie  im  ganzen  Reiche  25,5 
Prozent  betragen.  Dafür  nehmen  in  Oldenburg  die  mittleren  Be- 
triebe von  20—100  ha  fast  die  Hälfte  (49,54  Prozent)  des  Bodens 
ein,  im  Reichsdurchschnitt  aber  nur  30,40  Prozent.  Die  kleinen 
Stellen  von  5 — 20  ha  nehmen  30,01  Prozent  der  Fläche  ein  (im 
Reiche  29  Prozent),  und  die  ganz  kleinen  18,85  Prozent  (im  Reiche 
15,10  Prozent). 


delt  oder  nicht.  Auf  diese  Weise  hat  die  Reichsstatistik  für  das  Herzogtum  Olden- 
burg einen  „städtischen"  Bevölkerungsanteil  von  81  Prozent  ermittelt  (!).  Die  56 
Gemeinden,  die  über  2000  Einwohner  haben,  verteilen  sich  aber  (nach  den  Sta- 
tistischen Nachrichten  über  das  Großherzogtum  Oldenburg,  H.  25  1907,  S.  22)  auf 
nicht  weniger  als  1202  Wohnplätze,  die  lediglich  aus  verwaltungstechnischen  Gründen 
zu  größeren  Gemeinden  zusammengefaßt  worden  sind  ;  es  handelt  sich  hier  mit  Aus- 
nahme der  14  oben  aufgeführten  Orte  um  fast  rein  ländliche  Bevölkerung,  So 
liegt  die  Annahme  nahe,  daß  auch  die  für  die  anderen  Bundesstaaten  angeführten 
Zahlen  der  Reichsstatistik  bezüglich  des  Anteils  der  städtischen  Hevölkerung  nicht 
einwandsfrei  sind. 

1)  Geest  ist  wenig  fruchtbarer  Diluvial-  und  älterer  Alluvialboden  aus  quar- 
zigem Sande  mit  mäßiger  Humusschicht,  vielfach  mit  Hochmooren  durchsetzt.  Da- 
gegen enthält  der  früher  vom  Meer  bedeckt  gewesene  Marschboden  fruchtbare 
Sinkstoffe,  die  zum  Teil  von  der  Weser  unmittelbar  abgelagert  worden  sind,  zum 
Teil  durch  das  Meer  angeschwemmt  wurden. 
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Der  Eigenbesitz  herrscht  in  den  Geestdistrikten,  besonders  auf 
der  Oldenburgischen  Geest  vor,  wo  höchstens  der  zehnte  Teil  des 
landwirtschaftlichen  Bodens  (und  zwar  vielfach  parzellenweise  an 
Heuerleute)  verpachtet  ist,  während  in  den  Marschteilen  die  Pachtung 
allgemeiner  und  stellenweise  75  Prozent  der  bewirtschafteten  Fläche 
einnimmt.  Hier  ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  die  Pächter  oft 
die  Söhne  der  Besitzer  sind,  früher  oder  später  also  selbst  Eigen- 
tümer werden. 

Die  Kulturfläche  dient  überwiegend  der  landwirtschaftlichen 
Verwendung.  Nach  einer  Mitteilung  der  Landwirtschaftskammer 
fielen  im  Jahre  1900  auf  die  einzelnen  Nutzungsarten  des  Bodens 
folgende  Anteile,  denen  die  entsprechenden  Prozentzahlen  für  das 
Reich  und  für  das  Königreich  Sachsen  nebengestellt  sind. 


Nutzungsart 

Fläche  ha  im 
Herzogtum 

Prozent 

im 
Herzog- 

Prozent 

im 
Reich 

Prozent 

im 
Köuigr. 

tum 

1 

Sachsen 

Acker-  und   Gartenländer, 

140  324 

26 

49 

57 

Wiesen,  Weiden,  Hütungen, 

150  063 

!      28 

16 

12 

Forsten  und   Holzungen, 

42  519 

1         8 

26 

26 

Haus-  und  Hofräume, 

4  172 

0.75 

1 

Öd-  und  Unland,  Wege 

l        9 

5 

und  Gewässer. 

201252 

37.25 

( 

Zusammen : 

538  330 

100 

100 

100 

Der  Feldbau  nimmt  von  Jahr  zu  Jahr  zu,  doch  steht  er  im  Ver- 
gleich zur  Weidewirtschaft  an  zweiter  Stelle,  und  seine  Erzeugnisse 
werden  zum  großen  Teile  in  der  Wirtschaft  des  Bebauers  verbraucht, 
vielfach  sogar  durch  Zukaufe  ergänzt.  Zum  Verkauf  gelangen 
hauptsächlich  nur  Kartoffeln,  Stroh  und  in  der  Nähe  von  Städten 
Gemüse. 

Der  Absatz  von  Produkten  der  Viehzucht  nach  außerhalb  weist 
große  Zahlen  auf.  Aus  dem  Jahresberichte  der  Eisenbahndirektion 
und  mit  Hilfe  der  Empfangsbücher  der  einzelnen  Stationen  hat  die 
Landwirtschaftskammer  für  das  Jahr  1905  folgendes  festgestellt 
(s.  Tabelle  S.  12): 

Dazu  ist  zu  bemerken,  daß  der  in  diesen  Zahlen  nicht  enthaltene 
Grenzverkehr  zu  Schiff  und  zu  Fuß  beträchtlich  zu  Gunsten  der 
Ausfuhr  geschätzt  wird,  ferner  daß  die  Ausfuhr  von  zu  Dauerware 
verarbeitetem  Fleische  (Schinken,  Würste),  von  Butter,  Eier,  Honig 
bedeutend  'ist. 
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Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

.Geflügel 

Der  Versand  von  den  Stati- 
onen des  Herzogtums  be- 
trug   

Davon    blieben    im    Binnen- 
verkehr  

5595 

2072 

99  042 
28  861 

20  023 
8  367 

280  885 

84  940 

17  436 
2  255 

Versand   nach   außerhalb 
Einfuhr   durch  d.  Eisenbahn 

3523 
1112 

70  181 
5  038 

11656 
673 

19  5  945 
3  844 

15  181 
2  240 

also  Ausfuhrüberscliuß 

2411 

65  143 

10  983 

192  101 

12  941 

Im  Jahre   1904  kamen   auf  1    qkm  Bodenfläche  im 


II 

erzogt 

u  m 

Reich 

K  (■■)  n  i  g  r  e  i  c  h  Sachsen 

Pferde 

6,5 

7,9 

11,2 

Rindvieli 

44,2 

35,7 

45,5 

Schafe 

14,0 

14,6 

4,1 

Schweine 

40,3 

34,9 

42,6 

Ziegen 

5,9 

6,0 

8,6. 

Diese  Zahlen  gewinnen  an  Bedeutung,  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  Oldenburg  relativ  über  viermal  so  viel  Unland  besitzt  als  das 
Reich  und  über  sieben  mal  soviel  als  das  Königreich  Sachsen. 

Das  Verhältnis  wird  noch  deutlicher,  wenn  man  die  Einwohner- 
zahlen in  Betracht  zieht. 

Es  kamen  nämlich   1904/5  auf  1000  Bewohner  im 

Herzogtum         Reich         Königreich  Sachsen 
70  37 

318  151 

130  137 

312  142 

55  28 

Die  Pferde  sind  überwiegend  Zuchtpferde.  Auswärtige  Kom- 
missionen oder  einzelne  Abnehmer  wenden  sich  an  die  Züchter- 
vereine, welche  die  Besitzer  nachweisen.  Außerdem  gibt  es  regel- 
mäßige Pferdemärkte  in  Rodenkirchen,  Ovelgönne,  Oldenburg. 

Beim  Rindvieh  muß  man  Zuchtvieh,  Gebrauchsvieh  (Milch- 
vieh) und  Schlachtvieh  unterscheiden.  Für  ersteres  bestehen  Herd- 
buchvereine, die  den  Kauflustigen  Vermittler  anweisen,  welche  da- 
durch besonderes  Vertrauen  genießen ;  außerdem  sind  im  ganzen 
Lande  noch  selbständige  Händler  für  Zuchtvieh  vorhanden. 


Pferde 

100 

Rindvieh 

672 

Schafe 

213 

Schweine 

612 

Ziegen 

90 
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Von  der  Marsch  geht  das  ineiste  Vieh  nach  Holstein,  Mecklen- 
burg, Pommern,  Brandenburg,  Sachsen,  Schlesien,  Posen;  von  der 
Geest  nach  Hannover  und  Westfalen.  —  Beim  Gebrauchsvieh  treten 
die  Herdbuchvereine  mehr  zurück ;  der  Absatz  findet  nach  den 
Abmelkwirtschaften  in  der  Nähe  größerer  Städte  statt,  nach  Bremen, 
Hamburg,  Berlin,  Leipzig,  Hannover,  Köln,  Düsseldorf,  Dresden, 
Frankfurt  a.  Main.  —  Das  bessere  Schlachtvieh  wird  auf  dem  Lande 
von  einheimischen  und  auswärtigen  Händlern  gekauft,  das  geringere 
auf  den  Viehmärkten  umgesetzt.  Alsdann  kommt  es  auf  die  Schlacht- 
viehmärkte im  rheinisch-westfälischen  Industriegebiet,  wo  der  Ver- 
kauf meist  von  den  Kommissionären  der  Händler  an  Schlächter  be- 
wirkt wird;  ein  anderer  Teil  des  Schlachtviehs  geht  nach  Hannover 
und  den  großen  Hafenplätzen. 

Der  Zuchtviehabsatz  bei  Schweinen  ist  gering  und  wohl  nur 
im  Ammerlande  von  einiger  Bedeutung.  —  Die  Ferkel  und  die  Mast- 
ware gehen  nach  Rheinland  und  Westfalen;  aus  dem  Amtsbezirke 
Delmenhorst  geht  ein  großer  Teil  nach  Bremen.  Die  Händler  lassen 
die  Ware  im  Lande  durch  Aufkäufer  bestellen;  diese  erwarten  zu 
bestimmten  Tagen  die  Schweinemäster  auf  den  Bahnhöfen,  wo  die 
Ware  abgenommen,  gewogen  und  zum  Versand  gebracht  wird. 
Auch  betätigen  sich  mehrere  Viehverwertungsgenossenschaften  beim 
Schweineabsatz. 

Nach  den  Angaben  des  Grundsteuerkatasters  war  im  Jahre  1887 
nicht  viel  mehr  als  die  Hälfte  des  Landes  in  Kultur  genommen, 
das  Unland  betrug  danach  2395,5  qkm  =  44  V2  Prozent.  Inzwischen 
hat  sich  das  Verhältnis,  wie  wir  auf  Seite  11  sahen,  günstiger 
gestaltet. 

Den  größten  Teil  des  Unlandes  bilden  Moor  und  Heide.  Der 
Staat  ist  mit  Erfolg  bemüht,  die  Moor-  und  Heideflächen  seiner 
Ländereien  durch  systematische  Kolonisierung  der  Kultur  zu  er- 
schließen, und  hat  in  dem  Zeitraum  von  1901  —  1908  im  ganzen  21 
Besiedlungsgebiete  bearbeitet,  von  denen  12  im  Hochmoor  und 
9  auf  der  Geest  liegen.  Als  Besiedlungsbehörde  arbeitet  die  „Ver- 
waltung des  Landeskulturfonds"  zusammen  mit  den  einzelnen 
Verwaltungsämtern.  Nach  neueren  Berichten  des  Moorkulturinspektors 
sind  seit  1901  6720  ha  mit  715  Kolonaten  in  Angriff  genommen 
worden,  von  denen  sich  im  Juni  1908  3500  ha  mit  450  Stellen  in 
festen  Händen  befanden.  Die  Kolonate  werden  in  Größe  den  Ver- 
hältnissen der  Bewerber  angepaßt,  schwanken  in  Ausdehnung 
zwischen  5  und  25  ha  und  gehen    sofort  ohne  Kaufgeld  in  Eigen- 
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besitz  über  t,^eJ4"en  eint-  jährliche  Grundrente-  von  3-15  Mark  für 
1  ha,  die  nach  10  Freijahren  erstmalig  fällig  wird;  sie  kann  ganz 
oder  teilweise  mit  dem  25fachen  Betrage  abgelöst  werden  '). 

Die  Regierung  kommt  den  Ansiedlern  in  jeder  Weise  mit  Rat 
und  Tat  entgegen,  so  vor  allen  Dingen  bei  der  Beschaffung  der 
zum  Betriebe  notwendigen  Maschinen,  Geräte,  Materialien  und  auch 
in  der  Hausbaufrage.  Sie  läßt  die  Pläne  und  Kostenanschläge  für 
Neu-  und  Anbauten  kostenlos  anfertigen  und  prüfen,  bewirkt  kosten- 
lose Aufsicht  und  Abnahme,  beschafft  dreiprozentige  Baudarlehen 
bis  zu  4000  Mark  bei  jedem  Neubau. 

Neben  der  staatlichen  Besiedlung  geht  die  private  Kultivierung 
von  Ödland,  die  weit  umfangreicher  ist,  da  fast  jeder  Besitzer  von 
unkultiviertem  Lande  jährlich  ein  Stück  davon  in  Angriff  nimmt. 
Durch  Verwendung  von  Kunstdünger  (vor  allem  Kainit  und  Thomas- 
mehl) kann  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  gutes  Acker-  und  Weide- 
land geschaffen  werden. 

Auch  die  industrielle  Ausnutzung  des  Moores  hat  in 
den  letzten  Jahren  einen  größeren  Aufschwung  genommen ;  sie 
beschäftigt  sich  vorwiegend  mit  der  Herstellung  von  Torfstreu,  die 
zum  großen  Teil  mit  der  Bahn  nach  Mittel-  und  Süddeutschland, 
aber  auch  mit  den  Schiffen  nach  England,  Dänemark  ausgeführt 
wird  -).  Torf  streu  dient  u.  a.  als  Streumittel  für  Pferdeställe.  Das 
Nebenprodukt,  das  Torfmull,  wird  wohl  vielfach  zur  Verpackung 
verwendet. 

Während  man  Torfstreu  aus  den  oberen  losen  Schichten  des 
Hochmoores  gewinnt,  wird  der  Brenntorf  aus  den  tieferen  Schichten 


1)  Vergl.  die  ausführlichen  Darstellungen  in  den  Oldenburger  Nachrichten  für 
Stadt  und  Land,  18  VI  08  und  14.  I.  09  und  im  Archiv  für  innere  Kolonisation. 
Auf  der  Mitgliederversammlung  des  Vereins  zur  Förderung  der  Moorkultur  wies 
ein  Berichterstalter  (Frhr.  von  Wangenheim-Kleinspiegel)  auf  die  im  Vergleiche  zu 
PreuLfen  energischere  Kultivierung  der  Ödländereien  in  verschiedenen  kleineren 
Bundesstaaten  hin.  Er  sagte:  „Und  ganz  besonders  traurig  bin  ich  geworden,  als 
uns  in  der  diesjährigen  Sitzung  der  Zentral-Moorkommission  der  Stand  der  Moor- 
besiedlung,   wie    er    heute    im  GroÜheizogtum  Oldenburg  ist,  vorgetragen 

wurde.      Nun  ist  dort  ja  die  Frage  noch  brennender  als   in   unserem  Lande 

aber  die  Mittel,  die  dort  aufgewendet  werden,  das  Tempo,  in  dem  dort  gearbeitet 
wird,  ist  doch  ein  derartiges,  daß  ein  Vergleich  zwischen  Oldenburg  und  Preußen  in 
der  Tat  recht  unerfreulich  ist.  In  Oldenburg  ist  man  soweit  gekommen,  daß  jährlich 
etwa  100  Kolonate  angelegt  werden,  und  es  läßt  sich  wenigstens  absehen,  in  welcher 
Zeit  die  Frage  dort  gelöst  sein  wird.  Preußen  hat  nur  ungefähr  ein  Sechstel  von 
dem,  was  Oldenburg  leistet,  jährlich  erreicht". 

2)  Eine  interessante  Beschreibung  der  Torfstreufabrik  Mosleshöhe  bei  Olden- 
burg befindet  sich  in  den  Nachrichten  für  Stadt  und  Land.     29.  IL  08. 
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abgegraben,    die    wegen    ihrer  Dichtigkeit   sich  nicht  mehr  zu  erst- 
genannter Fabrikation  eignen. 

Die  Moorkolonisten,  welche  den  abgegrabenen  Rohstoff  zu  Torf 
verarbeiten  wollen,  haben  hierfür  ein  mäßiges  „Torfgeld"  von 
1 — 8  Pfg.  für  1  Quadratmeter  (je  nach  Lage  und  Beschaffenheit  des 
Bodens)  zu  entrichten.  Dies  erscheint  berechtigt,  da  sie  in  diesen 
Fällen  nicht  nur  eine  Fläche  Kulturland  unter  günstigen  Bedin- 
gungen erhalten,  sondern  auch  Rohstoff  zur  Verarbeitung.  Es 
wird  nicht  bezweifelt,  daß  die  Kolonisten  trotz  des  Torfgeldes  an  dieser 
gewerblichen  Ausnutzung  des  Moors  verdienen. 

Der  Boden  des  Herzogtums  liefert  aufier  dem  Moor,  dessen 
industrielle  Verwertung  erst  im  Beginn  ist,  und  außer  dem  Ton, 
dessen  Verarbeitung  schon  lange  fleißig  betrieben  wird,  keine  Roh- 
stoffe, die  zur  Entwicklung  einer  geschlossenen  Großindustrie 
drängen  i). 

Auch  ist,  wie  wir  sahen,  keine  überschüssige  Bevölkerung  vor- 
handen, die  ohne  Industrie  verhungern  müßte.  Der  Satz,  den  man 
für  Deutschland  im  ganzen  geprägt  hat,  daß  es  entweder  Waren 
oder  Menschen  exportieren  müsse,  hat  für  Oldenburg  keine  Geltung. 

So  ist  es  gekommen,  daß  die  Industrie  nur  langsam  im  Lande 
Fuß  faßt,  wenn  auch  zugegeben  werden  muß,  daß  das  Tempo  in 
neuerer  Zeit  erheblich  schneller  geworden  ist. 

Die  neuere  industrielle  Entwicklung  im  Herzogtum  stellt  sich 
nach  den  Handelskammerberichten  über  die  „Fabriken  und  diesen 
gleich  geachteten  Anlagen  sowie  Werkstätten  mit  elementarem  Kraft- 
betrieb" wie  folgt  dar: 


1895 


1901  1904 


1907 


Anlagen      Arbeiter     Anlagen  I  Arbeiter    ,  Anlagen      Arbeiter     Anlagen      Arbeiter 


614      1      9993  lOlS      ;      13  551         1104  15  71)9         1312      i      17  028 

Aus  den  Betriebsregistern  der  Großherzoglichen  Gewerbe- 
inspektion konnte  festgestellt  werden,  daß  im  Jahre  1908  im  Herzog- 
tum 179  gewerbliche  Betriebe  vorhanden  waren,  in  denen 
mindestens  20  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  beschäftigt  wurden, 
nämlich:  45  Ziegeleien,  20  Zimmereien  und  Baugeschäfte,   17  Torf- 


1)  In  jüngster  Zeit  wurden  im  Süden  des  Landes  Flachbohrungen  auf  Staats- 
kosten %'orgenommen,  man  hat  aber  bis  zu  einer  Tiefe  von  300  m  noch  keinerlei 
wesentliche  Spuren  von   abbauwürdigen  Mineralien   gefunden. 
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j^fäbereien  und  rorffal)rikrii,  15  Maschin(-Mifal)rikcn,  10  Spinnereien, 
Webereien,  Färbereien,  9  Eisengießereien  und  Hüttenwerke,  8  Tabak- 
und  Zigarrenfabriken,  8  Korkfabriken,  7  Schiffbauanstalten,  5  Buch- 
druckereien, 5  I)ierhrauercien,  4  Fleischwarcnfahriken,  3  Konscrven- 
fal)riken,  3  Linolcumfahrikcn,  je  2  Gas-  und  Wasserwerke,  Schuh- 
fabriken, Waschanstalten,  Netzfabriken,  je  1  Pianofabrik,  Bildhauerei, 
Glashütte,  Lederfabrik,  Seekabelwerk,  Dami^ffischerei,  Wagenfabrik 
und  5  verschiedene  andere  Betriebe. 

Mindestens  50  Arbeiter  waren  in  49  gewerblichen  Be- 
trieben beschäftigt.  Eigentliche  industrielle  Großbetriebe 
sind:  Die  Norddeutsche  Wollkämmerei  und  Kammgarnspinnerei 
(2801  Arbeiter)  i)  in  Delmenhorst;  die  3  Linoleumfabriken,  ebenda, 
(zusammen  1146  Arbeiter),  die  Hanseatische  Jutespinnerei  und 
Weberei,  ebenda,  (971),  die  Glashütte  in  Osternburg  (675),  die 
Schiffswerft  Frerichs  &  Co.  in  Einswarden  (380),  die  Norddeutschen 
Seekabelwerke  in  Nordenham  (330j,  die  Deutsche  Dampffischerei- 
gesellschaft Nordsee  in  Nordenham  (242),  die  Warpspinnerei  und 
Stärkerei  in  Osternburg  (201),  die  Hansa-Automobilfabrik  in  Varel 
(106);  außerdem  beschäftigen  einige  Schiffswerften  mehr  als  100, 
und  einige  Ziegeleien  und  Torffabriken  auch  je  annähernd  100  Leute. 

In  allerjüngster  Zeit  ist  ein  weiteres  großes  Unternehmen  teil- 
weise eröffnet  worden,  die  Metallwerke  bei  Nordenham,  das  sich 
die  Aufgabe  gestellt  hat,  Zink  für  gewerbliche  Zwecke  herzustellen, 
und  nach  den  bisherigen  Berichten  eine  Betriebsvereinigung  im 
großen  Maßstabe  werden  wird.  Neben  der  eigentlichen  Zinkfabri- 
kation  werden  auch  die  dazu  notwendigen  Tonretorten  (Muffeln) 
in  eigener  Regie  fabriziert.  Ferner  soll  sich  dem  Hauptbetriebe 
eine  Superphosphatfabrik  anschließen,  welche  die  bei  derZinkfabrikation 
entstehenden  und  alsdann  zu  Schwefelsäure  umgeformten  Schwefel- 
dämpfe verarbeitet.  Ein  sehr  verheißungsvoller  Zeitungsbericht  sagt, 
daß  die  Zahl  der  Arbeitskräfte  in  den  nächsten  Jahren  auf  viele 
hunderte  steigen  dürfte. 

Die  Bestrebungen,  Industrie  ins  Land  zu  rufen  2)  (sie  werden 
von  dem  weitausschauenden  Landesfürsten  und  von  der  Regierung 
sehr  begünstigt),  stammen  aus  der  Erkenntnis,  daß  die  Kulturauf- 
gaben des  modernen  Staates  Geld ,  Geld  und  wiederum  Geld  er- 
fordern. 


1)  Die  Arbeiterzahlen  aller  Betriebe  gelten  für  1908. 

2)  Vergl.  die  interessante  Abhandlung  von  Finanzrat  Stein:  „Neuelndustrie- 
und  Verkehrsunternehmungen  an  der  Unterweser",  in  der  Zeitung  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen.     1906,  Nr.  64. 
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Für  diesen  Punkt  sind  folgende  Zahlen  lehrreich,  die  einem 
Vortrage')  des  Syndikus  der  Oldenburger  Handelskammer,  Herrn 
Prof.  Dr.  Dursthoff,  entnommen  sind : 


Es  betrugen  (in_  runden 
Zahlen)  die  Ausgaben   für 

im   Durchschnitt  der 
1882/84 

Jahre 

nach  dem   Voranschlag 
für   1908 

Mark 

Mark 

Kirchen  und    Schulen  . 

440  0(30 

1  250  000 

Verwaltung  der  Justiz     . 

660  000 

1010  000 

Verwaltung  d.  Finanzen   . 

2  100  000 

3  390  000 

Verwaltung  des  Innern  . 

1  200  000 

2  000  000 

Allg.  Landesaufwand   . 

700  000 

1  240  000 

Gesamtausgaben 

h  100  000 

8  890  000 

Der  Steigerung  der  Ausgaben  um  74  Proz.  steht  im  gleichen 
Zeitraum  eine  Volksvermehrung  von  34  Proz.  gegenüber. 

Welche  Bedeutung  das  Großgewerbe  für  die  öffentlichen  Fi- 
nanzen hat,  wird  weiterhin  in  jenem  Vortrage  durch  folgenden  Passus 

beleuchtet: „Ich    habe    die    Einkommensteuerliste    vor    mir 

gehabt  und  habe  gesehen,  daß  im  Steuerjahre  1906/7  ein  größeres 
Werk  in  Nordenham  eine  staatliche  Einkommensteuer  von  95000 Mark 
entrichtet  hat.  Insgesamt  hat  die  Gemeinde  Atens  (zu  der  Norden- 
ham gehört)  in  diesem  Jahre  133000  Mark  staatliche  Einkommen- 
steuer bezahlt.  Nun  halten  wir  einmal  die  Erträge  der  ländlichen 
Amter  dagegen.  Da  hat  z.  B.  das  ganze  Amt  Friesoythe  25000  Mark, 
das  ganze  Amt  Wildeshausen  26000  Mark,  und,  um  noch  ein  sehr 
großes  AmL  hinzuzunehmen,  das  ganze  Amt  Cloppenburg  78000  Mark 
staatliche  Einkommensteuer  aufgebracht.  Das  sind  insgesamt 
130000  Mark,  also  noch  nicht  einmal  soviel,  als  die  einzige  Ge- 
meinde Atens  aufgebracht  hat.  Schon  aus  dieser  Summe  werden 
Sie  ersehen,  welche  finanzielle  Bedeutung  für  unsren  Staatshaushalt 
im  allgemeinen  das  Großgewerbe  hat.  Nun  kommen  zu  den 
95000  Mark,  die  von  dem  einen  Werk  entrichtet  worden  sind,  noch 
hinzu  die  Gemeindeumlagen,  es  müssen  weiter  hinzugerechnet  werden 
die  Staatssteuern,  die  von  den  Beamten  und  Arbeitern  aufgebracht 
werden,  und  wir  dürfen-  nicht  vergessen  die  großen  Einnahmen, 
die  die  Eisenbahn  von  diesem  großen  Werk  gehabt  hat  durch  den 
Transport  der  Rohprodukte  und  der  Fabrikate.     Erst  wenn  wir  alles 


1)  Abgedruckt  in  den  Nachr,  für  Stadt  und  Land.     16.   8.   08. 
Zeitschrift  für  die   ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  34. 
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da/u  rechnen,  dann  lial)en  wir  ein  vollständiges  Bild  der  uirtschalt- 
licheii  und  finanziellen  Bedeutung  des  Großgewerbes  für  unser  Land. 
Aber  auch  für  Handel  und  Handwerk  ist  m.  E.  die  Heranziehung 
derartiger  Werke  von  großem  Werte.  Auch  sie  finden  lohnende 
Beschäftigung,  wie  die  Entwicklung   der  Gemeinde  Atens  zeigt." 

Diesen  Ausführungen  muß  man  entgegenhalten,  daß  die  In- 
dustrialisierung des  Landes  auch  eine  relativ  starke  Vermehrung 
der  besitzlosen  Bevölkerung  bedeutet,  die  dem  Staate  und  den  Ge- 
meinden neue  Lasten  auferlegt.  Es  muß  ferner  an  den  Einfluß 
wirtschaftlicher  Depressionen  erinnert  werden,  welche  die  Finanzen  in 
einem  industriellen  Lande  ganz  anders  ins  Wanken  bringen  können, 
als  es  in  einem  Agrarstaate  mit  sozial  günstigen  Grundbesitzverhält- 
nissen zu  befürchten  ist.  Und  schließlich  sind  auch  politische  Be- 
denken nicht  ohne  weiteres  von  der  Hand  zu  weisen,  welche  durch 
das  Zuströmen  eines  landesfremden  Proletariats  in  ein  kleines  Staats- 
wesen mit  freiheitlicher  Verfassung  erweckt  werden  i). 

Aber  alle  diese  Befürchtungen  müssen  überwunden  werden. 
Oldenburg  kann  sich  unmöglich  von  der  allgemeinen  Entwicklung 
Deutschlands  loslösen,  es  muß  seinen  Anteil  an  der  Weltwirtschaft 
suchen.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  ist  auch  wohl  kaum  anzu- 
nehmen, daß  die  Veränderungen  so  schnell  und  gewaltsam  vor 
sich  gehen  werden,  daß  das  Staatswesen   erschüttert  wird. 

Neue  Industrien,  die  nicht  durch  Bodenschätze  örtlich  gebunden 
sind,  siedeln  sich  nur  dort  an,  wo  die  Verkehrsverhältnisse  den 
Bezug  der  Roh-  und  Hilfsstoffe  und  den  Versand  der  Fabrikate  so 
billig  gestalten,  daß  der  AVcttbewerb  auf  dem  Weltmarkte  aussichts- 
voll erscheint  -). 

Die  Erschließung  des  Landes  durch  die  Eisenbahn  hat  in  Olden- 
burg relativ  spät  eingesetzt,  da  man  bei  dem  früher  fast  absoluten 
Vorherrschen  von  Ackerbau  und  Viehzucht  die  zu  erwartende  Ren- 
tabilität ungünstig  beurteilte.  Für  die  wenigen  industriellen  Anlagen 
sowie  für  den  Handels-  und  Speditionsverkehr  schien  der  Wasser- 
weg zu  genügen. 


1)  Oldenburg  hat  jetzt  geheimes,  direktes,  allgemeines  Landtagswahlrecht,  zu 
dessen  Ausübung  im  Prinzip  auch  jeder  Nie htoldenburger  berechtigt  ist,  sobald  er 
3  Jahre  im  Lande  wohnt;  vom  40.  Lebensjahre  an  besitzt  jeder  Wahlberechtigte 
2  Stimmen.     Es  gibt  nur  eine  Kammer. 

2)  Die  theoretische  Erforschung  der  industriellen  Ansiedlung  (auf  mathe- 
matischer Grundlage)  ist  jetzt  von  Alfred  Weber  in  die  "Wege  geleitet  worden.. 
(Alfred  Weber:      „Über  den  Standort  der  Industrien",   l.  Bd.    Tübingen    1909j. 
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Einen  wesentlichen  Anstoß  zum  Bahnbau  erhielt  Oldenburg 
durch  Preußen,  das  durch  den  Vertrag  v.  20.  VII.  1853  olden- 
burgisches Gebiet  am  Jadebusen  für  einen  Kriegshafen  (heute 
Wilhelmshaven)  erworben  hatte  und  sich  bereit  erklärte,  eine  Bahn 
von  seinem  „Marine-Etablissement"  über  Varel  und  Oldenburg  in 
südlicher  Richtung  bis  an  die  Köln-Mindener  Bahn  zu  bauen  i)- 

Im  Jahre  1867  wurden  die  Hauptlinien  Oldenburg- Wilhelms- 
haven, Oldenburg-Bremen  eröffnet;  zwei  Jahre  darauf  wurde  die 
Linie  Oldenburg-Leer  dem  Verkehr  übergeben.  Inzwischen  ist  das 
Schienennetz  nach  allen  Richtungen  hin  ausgebaut  worden:  1871 
Sande- Jever,  1873  Hude-Brake,  1875  Brake-Nordenham,  1875—76 
Oldenburg-Osnabrück  usw. 

Die  Länge  der  im  oldenburgischen  Betriebe  befindlichen 
Bahnstrecken  betrug:  1870=152,  1877=346,  1889=409,  1898=526, 
1902=566,  1908=690  km. 

Die  Anschlußverhältnisse  bringen  es  mit  sich,  daß  das  Bahn- 
netz in  fast  allen  Richtungen  über  die  Landesgrenzen  hinausgreift. 
Das  hat  zur  Folge,  daß  etwa  der  sechste  Teil  der  von  Oldenburg 
verwalteten  Strecken  in  den  angrenzenden  preußischen,  nieder- 
ländischen und  bremischen  Gebieten  liegt  (1908  =  114  km)  und 
daß  die  Nachbarn  am  Gesamtanlagekapital  beteiligt  sind.  Die  Strecke 
Oldenburg-Wilhelmshaven  steht  überhaupt  noch  im  Eigentum  des 
preußischen  Staates  und  wird  auf  Grund  ^desj, Vertrages  von  1864 
von  Oldenburg  verwaltet. 

Die  Entwickelung  des  Verkehrs  auf  den  von  Oldenburg  be- 
triebenen Linien  geht  aus  folgenden  Zahlen  hervor: 

Es  wurden  befördert  insgesamt: 

Personen  Tiere  Gütertonnen 

1870                  593951  42646  173250 

1877                1690  822  111251  629151 

1889               2789453  210959  1012631 

1898               4771116  385  478  1670484 

1903               6452700  559854  1959623 

1908                8466704  772211  3333658 

Von  ziemlicher  Bedeutung  ist  der  Schiffsverkehr  in  den 
Häfen  des  Jadegebietes  und  der  Unterweser.     Hier  steht  Brake  an 

1)  Da  nach  1866  die  direkte  Eisenbahnverbindung  zwischen  Wilhelmshaven 
und  Minden  für  Preußen  strategischen  Wert  verlor,  sah  dieser  Staat  von  dem  süd- 
lichen Weiterbau  der  Strecke  ab  und  zahlte  au  Oldenburg  die  vertragsmäßige  Ent- 
schädigung von   1   Million   Taler. 
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der  Spitze,  doch  sind  Elsfleth  und  Nordenham  auch  von  Wichtig- 
keit. Es  handelt  sich  in  der  Hauptsache  um  Umschlags-  und 
Speditions verkehr    auf   Leichterschiffe   und   auf   die  Eisenbahn. 

Im  jähre  1906  kamen  in  diesen  drei  Häfen  zusammen  1055 
Seeschiffe  und  3361  Flußschiffe  an.  Von  ersteren  trugen  762  die 
deutsche,  123  die  britische,  84  die  holländische  und  86  eine  Flagge 
andrer  Staaten;  sie  hatten  hauptsächlich  Holz,  Getreide,  Kohlen, 
Heringe  geladen.  Leider  müssen  noch  viele  Seeschiffe  ohne  Rück- 
fracht wfeder  abgehen;  ein  Mißstand,  der  auf  das  Fehlen  einer 
durchgehenden  Wasserverbindung  über  Oldenburg  hinaus  nach  dem 
industriellen  Hinterlande  zurückzuführen  ist. 

Von  Brake  traten  früher  die  Dampfer  der  Oldenburgisch-Portu- 
giesischen Dampfschiffs-Reederei-Aktiengesellschaft  ihre  regelmäßigen 
Fahrten  nach  Portugal  und  Marokko  an.  Die  Gesellschaft  hat  jetzt 
noch  ihren  Sitz  in  Oldenburg,  aber  die  Dampfer  gehen  von  Ham- 
burg ab;  sie  befördern  die  Kaiserl.  Deutsche  Reichspost  und  Stück- 
güter nach  Portugal  und  Marokko;  ihre  Rückfracht  besteht  aus 
Getreide,    Wein,    Korkholz,   Erz,    außerdem    nehmen   sie  Passagiere 

an  Bord. 

In  Nordenham  hat  die  Deutsche  Seeverkehrs-Aktiengesellschatt 
„Midgard"  ihren  Sitz,  deren  Dampfer  in  wilder  Fahrt  beschäftigt 
sind.^  Dieses  Unternehmen  ist  in  den  Jahren  1903-05  von  einer 
Anzahl  bedeutender  Firmen  in  Berlin,  Bremen,  Hamburg,  Olden- 
burg, Dresden  und  im  Rheinlande  auf  Anregung  des  Bremer  Groß- 
kaufmanns A.  Vinnen  ins  Leben  gerufen  worden  und  hat  dem 
Oldenburger  Staate  die  Schiffahrtsanlagen  abgekauft,  die  dieser  in 
einer  leider  nur  vorübergehenden  früheren  Aufschwungsperiode 
Nordenhams  (in  der  auch  die  Schnelldampfer  des  Norddeutschen 
Lloyds  dort  anlegten)  für  etwa  2'/.  Millionen  Mark  gebaut  hatte. 
Diese  Anlagen  bestehen  in  der  Hauptsache  aus  einer  mächtigen, 
etwa  1  km  langen  Schiffsanlegebrücke  mit  zahlreichen  Gleisen,  Kranen, 
Warenschuppen  usw.  Die  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  das 
ihr  überlassene  Gelände  und  die  Anlagen  weiter  auszubauen  und 
dauernd  für  Verkehrszwecke  zu  unterhalten.  Unter  anderen  hat 
sie  einen  großen  Ladeschuppen  für  etwa  V^  Million  Mark  gebaut, 
in  welchem  hauptsächlich  Kainit  gelagert  wfrd.  Man  glaubt,  daß 
Nordenham  sich  zu  einem  Hauptumladeplatz  für  diesen  Artikel  ent- 
wickelt. Im  Herbst  wird  für  Hamburger  Rechnung  Salpeter  ange- 
bracht und  gelagert,  das  im  Frühjahr  nach  allen  Plätzen  Deutsch- 
lands versandt  wird.  Im  Winter  1908/09  soll  der  Wert  des  Sal- 
peterlagers in  Nordenham   4  Millionen  Mark  betragen  haben. 
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Von  den  Binnenhäfen  ist  der  Huntehafen  der  Stadt  Oldenburg 
der  wichtigste;  er  ist  jetzt  im  Anschluß  an  die  Weser-  und  Hunte- 
korrektionen mit  Staatshilfe  wesentlicii  ausgebaut  worden. 

Dem  „Gemeindeblatt  der  Stadt  Oldenburg"  10.  III.  1906  ist 
zu  entnehmen,  dal3  die  Menge  der  ein-  und  ausgeführten  Schiffs- 
güter innerhalb  der  vorhergehenden  10  Jahre  von  55000  auf 
110000  Tonnen  und  der  Wert  dieser  Güter  von  4  Millionen  Mark 
auf  10  V2  jährlich  angewachsen  sind.  Insbesondere  hat  sich  der 
Seeverkehr  gehoben ;  zwischen  Hamburg  und  Oldenburg  verkehrt 
eine  regelmäßige  Schleppschiffahrt,  die  hauptsächlich  Stückgüter 
und  verarbeitetes  Getreide  bringt,  aus  Schottland  findet  regelmäßiger 
Kohlenimport  durch  einen  Oldenburgischen  Dampfer  statt.  Als 
Rückfracht  kommt  für  Schottland  fast  ausschließlich  Torfstreu  in 
Betracht,  für  die  Leichter  der  Schleppschiffahrtsgesellschaft  vor  allen 
Dingen  die  Erzeugnisse  der  Glashütte  im  benachbarten  Ostern  bürg. 

Außer  diesem  regelmäßigen  Dampferverkehr  bringen  Seefahr- 
zeuge Holz  und  Getreide  von  der  Ostsee.  Man  erhofft  von  der 
Erweiterung  des  Hafens  größeren  Verkehr  in  westfälischer  Kohle, 
wodurch  den  Ostseeschiffen  eine  lohnendere  Rückfracht  möglich 
würde. 

Von  den  im  Hafen  ankommenden  Gütern  wird  fast  die  Hälfte 
mit  der  Eisenbahn  weiter  verfrachtet,  die  durch  Anschlußgleise  bis 
an  die  Schiffe  herangeht ;  ein  weiterer  Teil,  der  nicht  ziffernmäßig 
festzustellen  ist,  geht  auf  dem  Wasserwege  weiter ,  entweder  auf 
der  Hunte  oder  auf  dem  dem  Binnenverkehr  dienenden  Hunte-Ems- 
Kanal.  Nur  ein  kleiner  Teil  kommt  also  auf  die  Stadt  und  ihre 
Umgebung. 

Eine  Hauptsorge  der  oldenburgischen  Wirtschaftspolitik  bildet 
die  künftige  Gestaltung  des  nordwestdeutschen  Kanal- 
wesens. Man  muß  darin  tatsächlich  eine  Lebensfrage  für  die 
ökonomische  Entwicklung  des  Herzogtums  finden ,  wenn  man  der 
Ansicht  ist,  daß  letzteres  auf  Heranziehung  von  Industrie  bedacht 
sein  soll,  um  den  wachsenden  Staatsbedarf  aufbringen   zu  können. 

Im  Jahre  1882  brachte  die  preußische  Regierung  bekanntlich 
sowohl  ein  Mittellandkanalprojekt  wie  auch  ein  Küstenkanalprojekt 
an  das  Abgeordnetenhaus.  Der  Küstenkanal  sollte  eine  Verbindung 
der  Unterläufe  von  Ems ,  Weser  und  Elbe  darstellen  und  im  An- 
schluß an  den  gleichzeitig  projektierten  Dortmund-Ems-Kanal  über 
Dörpen-Oldenburg-Vegesack-Stade  laufen. 

Von  diesem  Küstenkanal  wurde  das  erste  Stück,  der  Dortmund. 
Ems-Kanal  1883  bewilligt  und   1899  dem  Betriebe  übergeben.     Auf 
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die  üljiigen  Tcilsticckcn  ist  die  prcuüische  Regierung  seitdem  nicht 
mehr  zurückgekommen ;  sie  hat  ihr  Augenmerk  viehnehr  völlig  auf 
den  Mittellandkanal  konzentriert,  von  dem  sie  die  Lippekanalisierung, 
den  Riiein-Herne-Kanal  und  den  Kanal  Bevergen-Minden-Hannover 
durchsetzte.  Dadurch  wird  die  wirtschafthche  Entwicklung  Olden- 
burgs arg  bedroht,  denn  der  Verkehr  wird  um  das  Herzogtum 
herum  geleitet,  dessen  Industrie  z.  B.  iüi-  den  Verkehr  mit  den 
Roh-  und  Hilfsstoffe  produzierenden  Provinzen  Rheinland  und 
Westfalen  auf  die  Eisenbahnen    angewiesen    bleibt. 

Die  wirtschaftlichen  Interessen  des  Landes  verlangen  unbedingt 
den  Weiterbau  des  Küstenkanals  wenigstens  bis  zur  Hunte  (Dörpen- 
Campe-Oldenburg  =  69  km).  Oldenburg  hat  sich  daher  bereit  er- 
klärt ,  auch  für  die  Bau-  und  Unterhaltungskosten  der  29  km  lang 
durch  preußisches  Gebiet  gehenden  Strecke  aufzukommen,  ohne 
aber  bislang  die  Genehmigung  des  Baus  zu  erreichen  i). 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  unserer  Betrachtungen  des  Landes 
usammen,  um  alsdann  seiner  Hauptstadt  näher  zu  treten! 

Oldenburg  ist  ein  nicht  unbedeutendes  Agrargebiet  mit  vor- 
wiegend bäuerlicher  Bevölkerung,  die  im  allgemeinen  ihr  gutes  Aus- 
kommen findet  und  keinen  nennenswerten  Überschuß  liefert,  der 
zur  Industrialisierung  des  Landes  drängt. 

Der  Gedanke,  daß  eine  größere  industrielle  Entwicklung  die 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  des  Staates  stärken  muß,  hat  besonders 
in  neuerer  Zeit  zu  Bestrebungen  in  dieser  Richtung  geführt,  deren 
Schwerpunkt  in  der  Hinarbeit  auf  die  Ausführung  des  Kanalprojektes 
liegt,  durch  welche  das  Herzogtum  mit  den  Mittelpunkten  des  deut- 
schen Gewerbefleißes ,  besonders  mit  dem  rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet  auf  dem  Wasserwege  verbunden  werden  soll. 

Von  den  Vorbedingungen  für  die  Industrialisierung  im  größeren 
Stil  sind  vorhanden :  relativ  billiger  Grund  und  Boden,  einige  Hafen- 
plätze an  der  See,  Wesermündung  und  im  Binnenlande,  die  Be- 
grenzung des  Landes  durch  die  Unterweser,  die  Schiffbarkeit  der 
Hunte  bis  zur  Hauptstadt  und  ein  ziemlich  ausgebreitetes  Eisen- 
bahnnetz. Es  fehlen  dagegen:  das  industrielle  Arbeitermaterial,  die 
Roh-  und  Hilfsstoffe,  der  nahe  Absatz. 


1)  Interessantes  Material  zur  Beurteilung  dieses  Kampfes  findet  man  in  den 
Verhandlungsberichten  des  Nordwestdeutschen  Kanalvereins,  in  der  Denkschrift 
Von  Prof.  Dr.  Dursthoff  (1907),  in  dem  Sitzungsbericht  des  preußischen  Abgeord- 
netenhauses vom  19.  IV.  07,  in  den  Oldenburger  Nachrichten  vom  31.  VIII.  07 
16.  IX.  08,  26,  und  27.  IV.  (»9,  18.  XI.  09. 


—     23     — 

b.  Die  Bedeutung  der  Hauptstadt  und  ihre  soziale 

Struktur. 

Wenn  man  lieute  eine  Stadt  in  wirtschaftlich-sozialer  Beziehung- 
beurteilen will,  so  muß  man  das  mehr  im  Rahmen  der  Gesamtentwick- 
lung unserer  Zeit  als  in  Hinsicht  auf  die  Vergangenheit  tun. 

Bücher  hat  die  Bedeutung  dieses  Satzes  in  kurzen  lichtvollen 
Betrachtungen  dargestellt  i),  deren  Inhalt  in  den  folgenden  Zeilen 
benützt  ist. 

Die  Städte  im  alten  Sinne  haben  ihre  historische  Mission  als 
selbständige  politische  und  wirtschaftliche  Einheiten  erfüllt  und  ge- 
hören der  Vergangenheit  an. 

Im  Staatsbürgertum  ist  kein  Raum  für  selbständige  Sonder- 
gewalten ,  und  Städte  wie  Dörfer  haben  nur  als  örtlich  begrenzte 
Verbände  zu  gelten,  die  natürlich  ihre  eigenen  Interessen  zu  wahren 
haben ,  aber  immer  im  Hinblick  auf  das  Wohl  des  Ganzen ,  dem 
sie  mit  ihren  besonderen  Kräften  dienen.  Unsre  heutigen  Städte, 
auch  die  Großstädte,  sind  politisch  unselbständige  Glieder  des  ge- 
samten Staatsorganismus.  Die  Gemeindeverwaltung  erfüllt  in  ihnen 
Staatszwecke  unter  Aufsicht  und  Leitung  der  Staatsbehörden;  ihr 
selbständiger  Wirkungskreis  umfaßt  bloß  „delegierte  Staatsauf- 
gaben". 

Die  Städte  haben  sich  insofern  differenziert,  als  sie  besondere 
Funktionen  für  das  ganze  Land  übernommen  haben,  die  nach  Zweck- 
mäßigkeitsgründen, bei  denen  zumeist  der  Standort  ausschlaggebend 
war,  auf  sie  verteilt  sind :  als  Garnisonen,  Regierungssitze,  Fabrik- 
orte, Eisenbahnknotenpunkte  usw. 

Bei  dieser  Umwandlung  der  nationalen  Arbeitsteilung,  die  eine 
gleichzeitige  Umsiedlung  der  Menschen  zur  Folge  hatte,  hat  sich, 
besonders  seit  Ausbildung  der  modernen  Großindustrie  und  Ver- 
kehrstechnik ,  ein  Teil  der  Städte  zu  Mittel-  und  Großstädten  ent- 
wickelt, ein  anderer  Teil  ist  niedergegangen.  Andrerseits  sind 
Dörfer  zu  Städten  ausgewachsen,  Gebirgstäler  haben  durch  Fabriken 
und  Hausindustrie  ein  halb-städtisches  Wesen  angenommen. 

Natürlich  hat  auch  Oldenburg  als  Stadt  im  alten  Sinne  seine 
historische  Mission  gehabt  und  erfüllt.  Am  Hunteknie ,  an  der 
alten  Verkehrsstraße  von  Jever  nach  Bremen  und  Wildeshausen, 
entstand  die  gräfliche  Burg,  vermutlich  schon  bei  einer  älteren  An- 
siedlung.     Es  folgte  die  Entwicklung  zur  Stadt,  deren  engeres  wirt- 


1)   „Großstadt-Tj-pen   aus  fünf  Jahrtausenden"   in   seiner  „Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft".    6.  Aufl.  S.  372  ff. 
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schattlichcs  Au>tausch.!4cl)iet  sich  nach  neueren  Forschungen  ')  im 
wesentlichen  mit  dem  Gebiete  des  alten  Ammergaues  gedeckt  zu 
haben  scheint;  weitere  Handelsbeziehungen  gingen  vor  allen  Dingen 
nach  Bremen,  erstreckten  sich  über  den  Raum  zwischen  Weser  und 
Ems,  reichten  auch   auf  das  nahe  Meer  hinaus. 

Aber  eine  größere  Bedeutung,  welche  die  Stadt  aus  dem  Kreise 
der  Tausende  von  deutschen  Landstädten  hervorgehoben  hätte, 
wurde  nicht  erreicht. 

Als  Oldenburg  zur  Franzosenzeit  dem  Departement  der  Weser- 
mündung zugeteilt  wurde,  ließ  die  französische  Regierung  eine  ge- 
naue Aufnahme  der  wirtschaftlichen  Zustände  vornehmen.  Der 
Bericht  des  Maire  Erdmann  vom  4.  I.  1812  (im  Stadt- Archiv  be- 
findlich) fiel  recht  dürftig  aus;  da  er  noch  nicht  veröffentlicht  ist 
und  von  den  gewerblichen  Verhältnissen  in  der  Stadt  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  ein  gutes  Bild  liefert,  soll  sein  Inhalt  wieder- 
gegeben werden. 

Der  Maire  setzt  voraus:  „daß  die  verlangten  Nachrichten  nur 
von  solchen  Gewerben  gegeben  werden  sollen,  die  in  einem  Lokal 
oder  in  mehreren  fabrikmäßig  betrieben  werden,  keineswegs  aber 
auch  von  solchen,  wo  einzelne  Individuen  bloß  für  das  Bedürfnis 
der  Kommune  sorgen  oder  höchstens  nur  eben  die  Nachbarschaft 
mit  ihren  Produkten  versehen." 

Der  Berichterstatter  füllt  nun  einige  enggeschriebene  Akten- 
seiten, um  das  aufzuführen,  was  er  eigentlich  nicht  aufführen  will. 
Er  sagt:  „Ist  nun  dies  der  Fall,  so  werde  ich  mich  kurz  genug 
fassen  können  .  .  .  Ich  werde  nicht  des  Vergolders,  der  im  Laufe 
des  Jahres  vielleicht  ein  Dutzend  alte  Spiegel  und  Bilderrahmen 
ausbessert  oder  ebenso  viel  neue  macht,  nicht  des  Nadelmachers, 
der  noch  einen  Handel  mit  kurzen  Waren  nebenbei  treiben  muß, 
weil  er  von  jenem  Gewerbe  nicht  leben  kann,  nicht  des  Messer- 
schmieds, bei  welchem  vielleicht  einmal  ein  Dutzend  Messer  von 
einem  Einwohner  einer  benachbarten  Mairie  bestellt  wurden,  nicht 
des  Kupferschmieds,  der  mit  einem  Gesellen  ein  Dutzend  Teelöffel 
macht,  die  er  hier  in  der  Stadt  oder  in  den  benachbarten  Dörfern 
verkauft,  usw.  erwähnen  dürfen,  ebenso  wenig  als  des  Konfekt- 
bäckers, der  seine  Sachen  auf  den  DorfjahrnTärkten  in  der  benach- 
barten Gegend  feilhält,  des  Tischlers,  bei  welchem  dann  und  wann 
einmal  ein  vermösrender  Landmann  einen  Schrank  bestellt,  weil  er 


1)     Dietrich    Kohl:       Forschungen     zur     Verfassungsgeschichte     der    Stadt 
Oldenburg  III.     S.  23. 
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ihn  auf  dem  Lande  nicht  so  gut  gemacht  erhalten  kann  ....  des 
Töpfers,  der  mit  ein  paar  Burschen  ein  halbes  Dutzend  Ofenauf- 
sätze und  einige  Dutzend  Töpfe  und  Schalen  macht,   die  er  hier  in 

der  Stadt  verkauft, " 

Dieser  mehr  negative  Bericht,  dem  noch  ein  paar  positive  An- 
gaben angefügt  wurden,  hat  den  Wünschen  der  französischen  Zen- 
tralbehörde nicht  genügt,  denn  am  24.  V.  1812  bestellt  der  Präe- 
fektur-Rat  Pavenstedt  einen  neuen,  da  der  erste  für  S.  Exzellenz 
den  Minister  nicht  hinreichend  war.  Es  sollen  „alle  Handwerker, 
welche  bloß  auf  Bestellung  arbeiten  und  kein  Lager  von  ihren  Pro- 
dukten halten  oder  für  andere  Läger  und  Läden  arbeiten"  ausge- 
lassen werden,  im  übrigen  soll  sich  der  Maire  größter  Bestimmtheit 
befleißigen.  Daraufhin  zählt  nun  der  Maire  in  einem  neuen  Be- 
richte auf: 

16  Branntweinbrennereien,    mit    zusammen  8  Gehilfen,     „da   einige 
dieser  Brennereien  ohne  Arbeiter  sind  und  die  Eigentümer  ihre 
Arbeit  selbst  verrichten." 
10  Bierbrauereien,  mit  zusammen  8  Arbeitern  oder  Gehilfen. 
8  Goldschmiede  mit  5  Gehilfen.    „Sie  beschränken   sich    bloß    auf 
den  Ankauf  alten  Silbers,  welches  sie  einschmelzen,  um  daraus 
neue  Sachen  anzufertigen." 
5  Hutmacherwerkstätten    mit    10  Arbeitern,     „der    Verkauf    neuer 
Hüte  ist  sehr  unbedeutend,  hingegen  macht  die  Reparatur  alter 
Hüte  mit  Auffärben  den  größten  Teil  des  Unterhaltes  aus." 
4  Weißgerbereien  mit  3  Arbeitern. 
3  Färbereien  mit  8  Arbeitern. 

2  Buchdru-'kereien  mit  5 — 6  Arbeitern.  „Ein  großer  Teil  der  ge- 
druckten Sachen  wird  ins  benachbarte  Westfälische  geschickt.  .  . . 
Das  Druckpapier  wird  in  Bremen  gekauft  und  bezieht  man  sich 
vorzüglich  auf  die  Bestellungen  der  Autoren,  welche  Werke  zum 
Druck  befördern,  welche  dann  die  Qualität  des  Papiers  be- 
stimmen. .  .  .  Der  eigentliche  Buchhandel  wird  nur  von  einem 
Manne  getrieben,  außerdem  aber  handeln  mehrere  der  hiesigen 
Buchbinder  mit  rohen  und  broschierten  Büchern  als  Kommis- 
sionäre auswärtiger  Buchhandlungen." 
2  Zuckerfabriken  mit  7  Arbeitern. 
1  Seifenfabrik  mit  3  Arbeitern. 

1   Essigfabrik  mit   1   Arbeiter;    „steht  aber  jetzt  still." 
1   Ziegelei  mit  5  Arbeitern  im  Sommer. 
1   Ölmühle. 
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1  NadclmachcrwcM-kstatt  init  1  Gchillcn;  „ins  Ausland  werden 
keine  von  diesen  Produkten  verschickt,  wohl  aber  wird  der 
Absatz  im  hiesie^cn  Lande  durch  Heziehunj?  der  Märkte  ver- 
mehrt." 

In  dem  luitvvurf  eines  anderen  Berichtes  sind  diese  Angaben 
noch  ergänzt  durch  : 

10  Sattlerwerkstättcn  mit   10  Arbeitern. 

11  Leineweber  mit   13  Arbeitern. 

2  Destillatc^urc:  „Zur  Verfertigung  ihrer  Liköre  stellen  sie  nicht 
gern  Gehilfen  an,  sondern  verrichten  es  allein." 

4  Tabaksfabriken   mit  24  Arbeitern. 

Aus  diesen  Angaben  geht  der  ruhige  gewerbliche  Charakter 
der  Stadt  hervor,  die  damals  5000  Einwohner  hatte:  die  Stadt 
selbst  und  die  Märkte  der  Umgegend  boten  das  Absatzfeld  für  den 
Gewerbefleiß,  der  in  ihren  Mauern  betätigt  wurde.  Daneben  ging 
natürlich  etwas  Handel,  neben  Kleinhandel  besonders  wohl  Komis- 
sions-  und  Speditionsbetrieb ;    an    andrer   Stelle   werden  angeführt : 

7  „Weinhändler  en  gros";  „hierunter  sollen  die  Kaufleute  ver- 
standen werden,  die  in  der  Regel  mehr  als  25  Bouteillen  auf 
einmal  verkaufen." 

29   „Kommissionäre,   die    Wein    und    andere  Getränke  zur  weiteren 

Spedierung  lagern." 
84   „Verkäufer  von  Wein,  Bier,  Branntwein,  Likör." 

8  „Verkäufer  von  Spielkarten." 

5  „Vermieter  von  Wagen  und  Pferden." 

Aus  der  Namenliste  geht  hervor,  daß  ein  großer  Teil  der  Kauf- 
leute mehrfach  in  diesen  Zahlen  vertreten  ist,  da  sie  verschiedene 
der  einzelnen  Warengattungen  vertreiben. 

So  war  es  in  unserer  Stadt  vor  100  Jahren. 

Betrachten  wir  nun  Oldenburg  im  Rahmen  der  allgemeinen 
neueren  Städteentwicklung,  wie  sie  oben  skizziert  wurde,  so  fällt 
uns  sofort  auf,  daß  die  Stadt  nicht  zu  jenen  gehört,  die  in  neuerer 
Zeit  eine  zur  Vergangenheit  scharf  kontrastierende  Entwicklung  ge- 
nommen haben. 

Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hatte  Oldenburg  bereits 
1 1  000  Einwohner,  heute  hat  es  die  Ziffer  von  30  000  noch  nicht 
erreicht.  Von  damaligen  Kleinstädten  und  kleinen  Mittelstädten 
dagegen  sind  gestiegen:  Beuthen  von  6000  auf  61000,  Bochum 
von  4000  auf  119  000,  Crefeld  von  29  000  auf  110  000,  Chemnitz 
von  26000  auf  245000,    Dortmund    von  7600  auf  176000,    Dussel- 


—     27     — 

dorf  von  26000  auf  253000,  Duisburg  von  7500  auf  192000,  Elber- 
feld  von  35000  auf  163  000,  Essen  von  7000  auf  231000,  M.Glad- 
bach von  3000  auf  61000,  Gleiwitz  von  8000  auf  62  000,  Hagen 
von  5200  auf  77  500,  Horde  von  2900  auf  28000,  Königshütte  von 
9000  (im  Jahre  1868)  auf  66000,  Lüdenscheid  von  4200  auf  29000, 
Recklingshausen  von  4000  auf  44  000,  Remscheid  von  12  400  auf 
65000,  Rheydt  von  4300  auf  40000,  Solingen  von  7000  auf  49  000, 
Staßfurt  von  2400  auf  18000,  Witten  von  4000  auf  36000,  Zwickau 
von   12  700  auf  69  000. 

Wir  sehen,  daß  ein  großer  Teil  der  genannten  Plätze  sich  in 
Hinsicht  auf  die  Volkszahl  in  dieser  Zeit  verachtfacht,  verzehnfacht 
oder  gar  noch  mehr  vergrößert  hat.  Wir  brauchen  nur  auf  die 
Namen  zu  sehen,  um  den  Grund  dieser  Zunahme  in  der  indu- 
striellen Entwicklung  zu  finden,  in  welcher  diese  Städte  eben  durch 
ihren  Standort  eine  besondere  Funktion  in  der  heutigen  Volks-  und 
Weltwirtschaft  gefunden  haben. 

Von  der  Stadt  Oldenburg  müssen  wir  sagen,  daß  ihr  neue 
Aufgaben,  mit  denen  eine  so  rapide  Zunahme  der  Bevölkerung  ver- 
bunden wäre,  im  Rahmen  der  Gesamtentwicklung  bis  jetzt  noch 
nicht  zugefallen  sind. 

Den  heutigen  Gesamtcharakter  der  Stadt  können  wir  mit  einem 
Gewebe  vergleichen,  das  drei  sich  deutlich  von  einander  abhebende 
Einschläge  erkennen  läßt. 

Wir  müssen  Oldenburg  betrachten: 

1.  als  Residenz  und  Hauptstadt  im  politischen  Sinne, 

2.  als  gewerbstätige  Stadt, 

3.  als  Ruhesitz  für  Rentner  und  Pensionäre. 

Diese  drei  Grundtöne  werden  uns  auch  die  Gesichtspunkte 
liefern,  deren  wir  zum  Verständnis  der  sozialen  Struktur  ihrer  Be- 
völkerung bedürfen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  auf  die  vielhundertjährige  Ent- 
stehungs-  und  Entwicklungsgeschichte  der  Stadt  einzugehen  i),  von 
der  uns  die  fleißigen  Forschungen  einheimischer  Historiker  schon 
ein  klares  Bild  geliefert  haben. 

Es  sei  hier  nur  darauf  hingewiesen,  daß  Oldenburg  schon  als 
der  Ort  in  die  Geschichte  eintrat,  Residenz  war  und  —  abgesehen 
von    der    dänischen  Zeit  (1667 — 1773)  und    der  Franzosenjahre  — 


1)  Der  Ort  erscheint  1108  urkundlich  (als  Aldenburg)  und  wird  1345  mit  dem 
Bremer  Stadtrecht  bewidmet. 
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Residenz  blifb.     Die    Bedeutung    dieser  Eigenschaft  für    die,    auch 
relativ  betrachtet,  stets  klein  gewesene  Stadt  ergibt  sich  von  selbst. 

Meute  hat  die  Hofhaltung  entschieden  nicht  mehr  die  frühere 
Bedeutung.  Jene  Begleiterscheinung  eines  Fürstensitzes,  die  man 
mit  „Urbanisierung  des  Landadels"  bezeichnet  hat  und  die  in  an- 
deren Residenzstädten  den  Zuzug  vieler  reicher  und  vornehmer 
Haushaltungen  verursacht  hat,  konnte  hier  nicht  eintreten.  Dietrich 
Kohl  („Die  Allmende  der  Stadt  Oldenburg."  1903  S.  10.)  hat  da- 
rauf hingewiesen,  dafi,  im  Gegensatz  zu  der  allgemein  verbreiteten 
Ansicht,  der  Adel  auch  hier  zu  Lande  nicht  gefehlt  hat.  Im  Mittel- 
alter hat  es  eine  ganze  Reihe  von  ritterbürtigen  Geschlechtern  ge- 
geben, sie  sind  aber  größtenteils  verarmt  und  ausgewandert  oder 
in  den  Bauernstand  zurückgetreten. 

Dagegen  verdankt  die  Stadt  ihrer  Residenzeigenschaft  die  von 
je  vorhandene  und  heute  besonders  deutliche  Bevorzugung  in  mili- 
tärischer Hinsicht.  Außer  dem  Brigadestab  der  37.  Infanteriebrigade 
liegen  in  und  bei  Oldenburg:  die  1.  Abteilung  des  Ostfriesischen 
Feldartillerieregiments  Nr.  26  mit  ihrem  Kommando,  das  Olden- 
burgische Infanterieregiment  Nr.  91  und  das  Oldenburgische  Dra- 
gonerregiment Nr.  19  mit  ihren  Stäben. 

Natürlich  sind  auch  die  „Sehenswürdigkeiten"  und  das,  was 
auf  dem  Gebiete  der  Kunst  und  Wissenschaften  geboten  wird,  hier, 
wo  kein  geschlossenes  reiches  kaufmännisches  Patriziertum  vor- 
handen war  und  ist,  auf  die  dauernde  Anwesenheit  des  Fürsten- 
hofes zurückzuführen.  Die  diesen  traditionellen  Bestrebungen  ent- 
stammenden Bauwerke,  Sammlungen,  Kunststätten  und  Anlagen 
verleihen  der  Stadt  einen  vornehmen  Charakter,  dessen  Anziehungs- 
kraft nicht  unterschätzt  werden  darf. 

Von  ungleich  größerer  Bedeutung  für  die  soziale  Zusammen- 
setzung der  Oldenburger  Bevölkerung  ist  der  Regierungs-  und  Ver- 
waltungsapparat, überhaupt  der  öffentliche  Dienst,  zu  dem  Reich, 
Staat,  Stadt  und  Landgemeinde  ihre  Anteile  liefern.  Derjenige  Teil 
des  „Hof-  und  Staatshandbuches  des  Großherzogtums  Oldenburg 
1909",  der  die  Behörden  und  dgl.  enthält,  umfaßt  nicht  weniger 
als  227  Seiten.  Die  größten  und  wichtigsten  dieser  Institute  be- 
finden sich  natürlich  in  der  Hauptstadt.  Es  seien  hier  nur  ge- 
nannt: das  Staatsministerium  mit  seinen  drei  Departements  (des 
Innern,  der  Justiz  und  der  Finanzen)  sowie  zahlreichen  Unterab- 
teilungen; der  Landtag,  die  Staatseisenbahnverwaltung,  die  Ober- 
postdirektion, das  Haupt-Steueramt,  das  Amt,  der  Magistrat,  das 
Oberverwaltungsgericht,    das  Verwaltungsgericht,    das  Oberlandge- 
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rieht,  das  Landgericht,  das  Amtsgericht,  die  öffendiche  Bibliothek, 
das  Haus-  und  Centralarchiv,  das  Statistische  Amt  für  das  Groß- 
herzogtum, die  Gewerbe-Inspektion,  die  Landesversicherungsanstalt, 
die  Landwirtschaftskammer,  die  Handelskammer,  die  Handwerker- 
kammer, das  staatliche  G3'mnasium,  die  städtische  Oberrealschule, 
die  landwirtschaftliche  Winterschule  usw.  Diese  Betrachtungen 
liefern  uns  schon  Bausteine  zu  unserem  Werke,  die  wir  sortieren 
müssen. 

Die  im  öffentliche  Dienste  Tätigen  scheiden  sich  deutlich  in 
mehrere  Kategorien  von  besonderem  sozialen  Gepräge. 

Da  sind  zuerst  die  Oberbeamten,  welche  die  höchstquali- 
fizierte Arbeit  leisten,  zu  deren  Ausübung  für  sie,  sei  es  nun  in 
juristischer,  technischer  oder  sonst  wissenschaftlicher  Beziehung  zu- 
meist das  akademische  Studium  mit  vorgeschriebenen  Prüfungen 
erforderlich  ist.  Sie  führen  gewissermaßen  die  geistige  Oberaufsicht 
über  die  komplizierte  Verwaltungsmaschinerie,  und  je  nach  Stellung 
und  Beanlagung  greifen  sie  fördernd  oder  hemmend  in  das  Räder- 
werk ein. 

Zu  dieser  Klasse  gehören: 

a)  alle  öffentlichen  nnd  halböffentlichen  Beamten  und  Angestellten 
mit  akademischer  Bildung. 

b)  die  Oberbeamten  des  Post-  und  Telegraphenwesens, 
cj  die  Oberbeamten  der  Steuer-  und  Zollbehörden, 

d)  die  Anwärter  auf  die  unter  a — c  genannten  Posten, 

e)  Einzelne,  die  ohne  vorgeschriebenen  Bildungsgang  infolge  ihrer 
besonderen  künstlerischen,  organisatorischen  oder  anderen  Fähig- 
keiten hcivorragende  Stellen    im    öffentlichen  Dienste  bekleiden. 

Als  sozial  gleichstehend   rechnen  wir  ihnen  zu: 
fj    die  Rechtsanwälte, 
g)  die  Ärzte, 
h  I  die  akademisch  gebildeten  Lehrer. 

Den  Oberbeamten  untergeordnet  sind  die  Bewältiger  der  mehr 
materiellen  Arbeit  im  öffendichen  Dienst,  die  sich  in  der  Hauptsache 
aus  Schreib-  und  Rechenwerk  zusammensetzt.  Dabei  ist  aber  zu 
bemerken,  daf3  die  Bedeutung  dieser  Stellen  sehr  ungleich  ist;  neben 
den  rein  mechanisch  Arbeitenden  gibt  es  eine  Anzahl  exponierter 
Posten,  deren  Inhaber  beträchtliche  Sachkenntnis  besitzen  und  im 
direkten  Verkehr  mit  dem  Publikum  über  ein  großes  Maß  von 
Selbstbeherrschung  und  Taktgefühl  verfügen  müssen. 
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Diese  Klasse  der  Mi  tlel  beani  ten  ist  schwer  zu  umgrenzen; 
für  die  hier  in  Frage  kommenden  Lauthahnen  ist  in  der  Regel 
keine  besondere  theoretische  Vorbildung  vorgeschrieben ,  die  wie 
etwa  das  akademische  Studium  eine  einschneidende  soziale  Scheide- 
linie zieht.  In  den  allermeisten  Fällen  genügte  bislang  eine  gute 
Volksschulbildung  für  den  Beginn  der  praktischen  Tätigkeit;  das 
Kinrücken  in  gehobene  Stellungen  ist  alsdann  vom  Bestehen  be- 
stimmter dienstlicher  Fachprüfungen  (z.  B.  des  Aktuarexamens)  ab- 
hängig. Außerdem  soll  im  I'rincip  die  persönliche  Tüchtigkeit 
entscheiden. 

Wir  rechnen  zu  den  Mittelbeamten : 

a)  das  Büro-  und  Kassenpersonal  der  Eisenbahnverwaltung,  der 
Gerichte,  der  staatlichen  und  der  kommunalen  Verwaltung.  (Die 
Zahl  der  Titel  und  Dienstbezeichnungen  ist  hier  Legion.) 

b)  die  mittleren  Betriebs-  und  Aufsichtsbeamten  (Stationsvorsteher, 
Stationsassistenten,  Bauassistenten,  Inspektoren,  Verwalter,  Ober- 
wachtmeister usw.). 

c)  die  mittleren  Beamten  im  Post-,  Telegraphen-,  Zoll-  und  Steuer- 
wesen (Sekretäre,  Assistenten,  Kanzlisten,  Gehülfen,  Inspektoren, 
Kontrolleure,  Revisoren  usw\). 

d)  die  gehobenen  Unterbeamten  im  Eisenbahndienst  (Lokomotiv- 
führer, Zugführer,  Werkmeister  mit  Bauschulbildung  usw.). 

e)  die  Anwärter  auf  die  unter  a — d  genannten  Posten. 

An  dritter  Stelle  stehen  die  Unterbeamten,  deren  Tätigkeit 
man  vielleicht  am  besten  als  „exekutive  Dienstleistung"  bezeichnen 
kann.     Zu  dieser  Klasse  gehören: 

a)  die  Unterbeamten  im  Eisenbahndienst  (Rangiermeister,  Stations- 
aufseher, Werkführer,  Wagenmeister,  Lademeister,  Packmeister, 
Stationsdiener,  Schaffner,  Wagennachseher,  Weichenwärter, 
Maschinenwärter,  Bahnwärter,  Boten). 

b)  die  Unterbeamten  im  Sicherheitsdienst  (Schutzleute,  Gendarme 
usw. 

c)  die  Unterbeamten  im  Post-,  Telegraphen-,  Zoll-  und  Steuerwesen 
(Postschaffner,  Briefträger,  Aufseher,  B(?ste]ler  usw.j. 

(1)  Sonstige  Unterbeamte  im  öffentlichen  Dienste"  (Wegemeister, 
Rohrmeister,  Hallenmeister,  Marktvogt,  Totengräber,  Schul-  und 
andere  Hauswarte,  Gefängnisaufseher,  Hausväter  usw.). 

e)  die  Unterbeamten  im  großherzoglichen  Dienst  (in  Hofküche,  Hof- 
keller, Marstall;  die  Lakaien,  Leibjäger  usw.). 
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Während  wir  die  akademisch  gebildeten  Lehrer  an  den  höheren 
Schulen  den  Oberbeamten  zugerechnet  haben,  müssen  wir  die 
seminaristisch  gebildeten  Lehrer  für  sich  nehmen,  da  diese 
sich  als  eine  besondere  Klasse  fühlen  und  da  sie  auch  allgemein 
so  aufgefaßt  werden. 

Im  gleichen  Sinne  sind  auch  die  Kunstausübenden  behan- 
delt ,  denen  die   wenigen  Privatgelehrten  zugefügt  wurden. 

Damit  haben  wir  den  Teil  der  Bevölkerung  klassifiziert,  dessen 
Vorhandensein  überwiegend  aus  dem  Hauptstadtcharakter  im  poli- 
tischen Sinne  abzuleiten  ist,  und  können  nun  zur  gewe  rb tätigen 
Einwohnerschaft  übergehen. 

Hier  wollen  wir  ohne  Rücksicht  auf  den  historischen  Werde- 
gang und  auf  theoretische  Streitfragen  die  Einteilung  so  vornehmen, 
wie  sie  sich  aus  den  heutigen  Verhältnissen  ergibt.  Für  Oldenburg 
können  wir  da  heute  noch  gut  mit  zwei  Grundkriterien  auskommen, 
die  in  den  Fragen  liegen:  1.  Absatz  im  Großen  oder  im  Kleinen? 
2.  Selbständig  oder  unselbständig?  Eine  besondere  Stellung  nehmen 
dann  noch  die  Vertreter  auswärtiger  Firmen  ein ,  die  zumeist  in 
einem  Kommissionär- Verhältnis  zu  diesen  stehen ;  ferner  diejenigen, 
deren  gewerbliche  Tätigkeit  in  der  Vermittlung  von  Geschäften  be- 
steht, ohne  daß  sie  dabei  dauernd  die  Interessen  eines  besonderen 
Hauses  wahrnehmen ;  und  schließlich  die  Besitzer  privater  Trans- 
portanstalten,  Spediteure  und  Fuhrwerksbesitzer. 

Wenn  wir  unter  diesem  Gesichtswinkel  die  sämtlichen  Fälle 
einzeln  prüfen,  kommen  wir  zu  folgenden  Klassen: 

a)  F  ab  ri  kanten  und  G  roß  h  an  dl  er  ,  zu  denen  auch  die  Bankiers, 
Verleger,  Baugewerbetreibenden,  Direktoren  größerer  Geschäfts- 
betriebe zu  rechnen  sind. 

b)  Agenten  (einschl.  Vieh-  und  Pferdehandel  sowie  Stellenver- 
mittlung), Spediteure,  Fuhrgeschäftsinhaber,  Rechnungssteller, 
Mandatare  und  Auktionatoren, 

c)  Kleinhändler. 

d)  x\lt-  und  Hausierhändler. 

e)  Privatbeamte  in  Industrie,  Handel,  Schiffahrt;  dazu  gehören: 
\.  die  Handlungsgehülfen  (Buchhalter,  Reisende,  Verkäufer 
Lageristen  usw.),  2.  die  unteren  Betriebsleiter  (Techniker,  Werk- 
meister, Schiffsführer);  ferner  rechne  ich  dazu  3.  die  Bürovor- 
steher der  Rechtsanwälte,  Redaktionsbeamte. 

f)  Gastwirte. 

g)  Landwirte  und  Gärtner. 
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h)  «gelernte  ArbcitcM"  in   1  laiulwcik,  liulusiric;,  llandcl,   in  Staats- 

iind  Gemeindeanstalten. 
i)    gewerbliche,  Handlungs-   und  andere  Lehrlinge, 
k)  ungelernte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 

Eine  geschlossene  Groüindustrie,  die  der  Stadt  in  gewerblicher 
Beziehung  ihren  Stempel  aufdrückt,  wie  es  unter  anderem  die  Textil- 
industrie an  vielen  Orten  tut,  ist  nicht  vorhanden.  Es  sei  liier  als 
Gegenbeispiel  an  Kottbus  in  der  märkischen  Niederlausitz  erinnert, 
in  dieser  Stadt  von  etwa  49000  Einwohnern  arbeiten  rund  7000 Leute 
in  der  Tuchfabrikation,  so  dafJ  man  mit  den  Angehörigen  und 
Lieferanten  sicherlich  zwei  Drittel  der  Einwohnerschaft  als  von 
dieser  einzigen  Industrie   direkt  abhängig    annehmen  kann. 

In  der  Stadt  Oldenburg  sind  von  den  Betrieben,  welche  der  Auf- 
sicht der  Großherzoglichen  Gewerbeinsjiektion  unterstehen,  zu  nennen: 
6  Eisengießereien  und  Maschinenfabriken  mit  zusaiimien  21 9  Arbeitern, 
14  Druckereien  mit  245  Arbeitern  (von  denen  aber  75  auf  einen 
einzigen  Betrieb  entfallen),  1  Tabakfabrik  mit  82  Arbeitern,  1  Kon- 
servenfabrik mit  40  Arbeitern,   1   Pianofabrik  mit  37  Arbeitern. 

Die  übrigen  Gewerbebetriebe  dürften  mehr  oder  weniger  alle 
dem  Bedarf  der  Stadt  und  ihrer  nächsten ,  allenfalls  auch  ihrer 
weiteren  Umgebung  dienen;  in  welchem  Umfange  letzteres  statt- 
findet, läßt  sich  natürlich  nicht  genau  ermitteln. 

Unter  unseren   11918  Zensitcn  befanden  sich: 

a)  662  selbständige  Handwerker,  nämlich:  104  Schuhmacher, 
85  Schneider,  81  Tischler  und  Zimmerer,  60  Bäcker  und  Kondi- 
toren, 49  Maler,  42  Friseure,  Barbiere  und  Heilgehülfen,  28  Schlach- 
ter, 26  Tapeziere  und  Dekorateure,  25  Schlosser,  16  Klempner, 
je  15  Buchbinder  und  Sattler,  10  Kupferschmiede,  9  Drechsler, 
8  Stellmacher  und  Wagenbauer,  je  7  Dachdecker,  Holzbildhauer, 
Schornsteinfeger,  je  5  Glaser,  Korbmacher,  Schmiede,  4  Färber, 
je  3  Böttcher,  Goldarbeiter  und  Graveure,  Mützenmacher,  je 
2  Büchsenmacher,  Bürstenmacher,  Feilenhauer,  Instrumenten- 
macher, Lackierer,  je  1  Brunnenbauer,  Handschuhmacher,  Hut- 
macher, Korkschneider,  Ofensetzer,  Orgelbauer,  Steinsetzmeister, 
Stuhlmacher,  Seiler,  Töpfer,  Vergolder,*  Zinngießer. 

b)  1342  gelernte  männliche  Arbeiter  in  Hand  werk,  Fa- 
briken, Handel,  in  Staats-i)  und  Gemeindeanstalten: 
164  Schlosser,    128  Tischler,  98  Schneider,  87  Maurer,  83  Bäcker 


1)  Ein  großer  Teil  davon   ist  im  Eisenbahnbetriebe  beschäftigt. 
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und  Konditoren,  82  Maler,  58  Schriftsetzer,  52  Kellner,  47  Schuh- 
macher, 41  Schlachter,  38  Zimmerer,  32  Schmiede,  29  Former, 
29  Monteure,  Installateure,  Chauffeure,  26  Tapezierer  und  Deko- 
rateure, 25  gelernte  Diener  und  Pfleger,  23  Klempner,  22  Sattler 
und  Gürtler,  21  Friseure  und  Barbiere,  20  Buchdrucker,  18  Buch- 
binder, 17  Bildhauer,  Steinhauer,  Steinmetzen,  15  Gärtner,  17  Stell- 
macher, 16  Eisendreher,  12  Korbmacher,  11  Maschinisten  (in 
Privatbetrieben  und  in  städtischen  Betrieben),  10  Uhrmacher, 
9  Steinsetzer,  9  Vorarbeiter,  8  Instrumentenmacher,  8  Steuerleute 
und  dgl.  je  7  Kupferschmiede,  Ofensetzer,  Optiker,  Mechaniker, 
Kassen-  und  Kontorboten,  je  6  Brauer,  Goldarbeiter  und  Graveure, 
je  4  Böttcher,  Glaser,  Steindrucker,  Stukkateure,  je  3  Drechsler, 
Töpfer,  Köche,  je  2  Dach-  und  Schieferdecker,  Feilenhauer,  Hut- 
macher, Küper,  Messerschmiede,  Schornsteinfeger,  je  1  Büchsen- 
macher, Brenner,  Färber,  Gelbgießer,  Handschuhmacher,  Kessel- 
schmied, Kürschner,  Lackierer,  Seiler,  Schleifer,  Vergolder, 
Oberschweizer. 

c)  941   ungelernte  Arbeiter. 

d)  625  Arbeiterinnen:  nämlich 

196  ungelernte  Arbeiterinnen  verschiedener  Art,  239  Schneide- 
rinnen und  Näherinnen,  55  Wäscherinnen,  41  Plätterinnen,  38  Putz- 
arbeiterinnen, 39  Stundenfrauen  und  Stundenmädchen,  11  Blumen- 
binderinnen, 6  selbständige  Kochfrauen. 

Ein  Teil  der  Arbeiterschaft  ist  natürlich  im  Handel  beschäftigt ; 
soweit  dieser  im  Großen  betrieben  wird,  erstreckt  er  sich  auf  Holz 
und  andere  Baumaterialien,  Kohlen  und  Torf,  Färb  waren,  Posa- 
menten, Leder,  Papier,  Bücher,  Bier,  Wein,  Branntwein  und  Liköre, 
Getreide,  Käse,  Zucker,  Zigarren ;  doch  sind  für  jede  dieser  Waren- 
arten nur  ein  oder  wenige  Häuser  vorhanden. 

Eine  besondere  Bedeutung  für  das  Herzogtum  hat  Oldenburg 
als  Bankplatz.  Über  die  Ausdehnung  des  hier  früher  und  allge- 
meiner als  im  übrigen  Deutschland  eingeführten  Scheckverkehrs 
vgl.  meinen  Bericht  im  62.  Jahrgange  dieser  Zeitschrift.   S.  558. 

Auf  den  Kleinhandel  entfallen  368  unserer  Zensiten  (322  männ- 
liche, 45  weibliche).     Während  die  Frauen  fast  ausschließlich  Putz- 
und  Kurzwaren  vertreiben,  sind  von  den  Geschäften  mit  männlichen 
Inhabern: 
90  für  Bekleidung,  Manufaktur  und  dgl. 
51   für  Wohnungsausstattung,    Glas,    Porzellan,    Galanteriewaren, 

Haus-  und  Küchengeräte,  Spielwaren,  Nähmaschinen,  Fahrräder. 
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118  für  Nahrungs-,  Genußmittel,  Brennmaterial. 

21  für  Bücher,  Kunstgegenstände,  Musikalien,   Papier. 

21  für  Schmucksachen,  Uhren,  Instrumente. 

21  für  Heihiiittel,  Farben  und  Samen. 

Betrachten  wir  schlief^ich  Oldenburg  als  Rentnerstadt,  so 
ist  die  Ursache  dieser  Eigenschaft  sehr  einfach  darin  zu  finden, 
daß  es  sich  wohl  für  denjenigen  Oldenburger  am  angenehmsten 
hier  leben  läßt,  der  sich  zur  Ruhe  setzt  und  dabei  im  Heimatlande 
bleiben  will. 

Das  Herzogtum  und  seine  nächste  Umgebung  bilden  auch  das 
Rekrutierungsgebiet  für  den  Zuwachs  an  Rentnern,  der  in  neuerer 
Zeit  ein  rascheres  Tempo  angenommen,  aber  jetzt  sicherlich  seinen 
Höhepunkt  erreicht  hat. 

Das  Herzogtum  kann  natürlich  nur  eine  beschränkte  Zahl  von 
Rentnern  hergeben,  und  in  anderen  Teilen  des  Reiches  verfallen  nur 
wenige  Leute  darauf,  gerade  in  Oldenburg  ihren  Lebensabend  zu 
verbringen. 

In  den  Steuerregistern  von  1867 — 70  (damals  hatte  die  Stadt 
rund  15000  Einwohner)  wurden  bereits  75  Proprietäre,  Partikuliers 
und  Rentner  aufgeführt;  die  Zahl  der  weiblichen  Rentner  zu  jenem 
Zeitpunkt  konnte  nicht  festgestellt  werden,  da  sie  meistens  bloß  als 
Witwen  oder  Fräuleins  bezeichnet  sind.  Der  Zustrom  an  Rentnern 
beiderlei  Geschlechts ,  soweit  er  aus  den  Angaben  im  städtischen 
Meldeamte  ersichtlich  ist,  wurde  für  die  Jahre  1896  —  1909  ermittelt. 
Danach  betrug  die  Differenz  zwischen  An-  und  Abmeldungen  in 
diesen  14  Jahren  =  341  (208  männliche  und  133  weibliche  Rentner), 
und  von  diesen  stammten  rund  90  Prozent  aus  dem  Herzogtum  und 
dessen  nächster  Umgebung. 

Im  Jahre  1907  gab  es:  380  männliche  Rentner,  258  pensionierte 
Beamte  und  Lehrer,  979  weibliche  Rentner  und  343  Frauen,  die 
von  Pension  oder  Witwengeld  lebten. 

Zu  den  Rentnern  sind  alle  gerechnet,  die  lediglich  von  ihrem 
Kapitalbesitz  leben,  bez.  von  den  Renten  eingezahlter  Kapitalsummen. 
Es  mußten  auch  solche  mit  hierher  genommen  werden,  die  mit 
den  Zinsen  nicht  auskommen  und  ihr  Vermögen  allmählich  auf- 
zehren, da  sie  sonst  keinen  Erwerb  haben.  Ferner  sind  einige 
junge  Leute  dabei,  die  als  Studierende,  Kandidaten  und  dgl.  noch 
in  Vorbereitung  für  ihren  Beruf  begriffen  sind,  aber  vorläufig  von 
den  Zinsen  ihres  eie:enen  Vermögensbesitzes  leben. 


—     35     — 

Außerdem  waren  542  Rentenempfänger  und  Unterstützte  vor- 
handen, nämlich  103  männliche  und  439  weibliche.  Mit  diesen  be- 
trug die  Zahl  der  berufslosen  Zensiten  beiderlei  Geschlechts  2502, 
also  rund  21   Prozent  aller  Zensiten. 

Wenn  wir  aus  den  bisherigen  Betrachtungen  Schlüsse  auf  die 
künftige  Entwicklung  der  Stadt  ziehen  wollen,  so  müssen  wir  sagen, 
daß  die  beiden  Quellen  des  Bevölkerungszuwachses,  die  wir  im 
Beamtentum  und  im  Rentnertum  kennen  gelernt  haben,  zwar  ruhig 
weiterfließen ,  aber  keinesfalls  das  Wachstum  der  Stadt  aus  dem 
jetzigen  langsamen  Schritt  herausbringen  werden. 

Eine  raschere  Entwicklung  kann  nur  durch  Industrie  herbeige- 
führt werden,  und  es  wurde  gezeigt,  daß  die  Aussichten  hierfür 
auch  nicht  groß  sind  und  sich  keinesfalls  vor  Ausführung  des 
Kanalprojektes   erheblich  verbessern  werden. 

Außer  den  Gründen,  welche  wir  früher  für  das  Zurückstehen 
der  Industrie  im  ganzen  Herzogtum  angeführt  haben,  spielt  in 
unserer  Stadt  sicherlich  auch  die  Abneigung  vieler  Klassen  gegen 
das  Fabrikwesen  mit  seinen  rauchenden  Schornsteinen,  seiner  un- 
ruhigen Bevölkerung  usw.  eine  Rolle. 

Man  will  den  Charakter  der  ruhigen  Residenz  gewahrt  wissen. 
Wir  brauchen  nur  die  Zeitungen  auf  die  Rubrik  „Stimmen  aus  dem 
Publikum"  hin  zurückzuverfolgen ,  und  wir  finden  dort  oft,  wenn 
in  irgend  einer  Stadtgegend  die  Anlage  einer  größeren  ge- 
werblichen Werkstätte  geplant  wird,  lebhafte  Proteste,  die  „Einer 
für  Viele",  „Lynkeus"  oder  irgend  sonst  ein  mutiger  Anonymus 
unter  mahnendem :  videant  consules  erschallen  läßt. 

Diese  Bestrebungen  können  die  industrielle  Entwicklung  hemmen, 
besonders  wenn  sie,  wie  es  früher  der  Fall  war,  in  sehr  einfluß- 
reichen Kreisen  Unterstützung  finden;  sie  haben  gewiß  auch  ihre 
Berechtigung,  jedenfalls  sind  sie  leicht  zu  verstehen.  Aber  man 
darf  sich  dann  nicht  wundern,  wenn  Oldenburg  eben  nur  gerade 
so  sich  weiter  entwickelt,  daß  man  nicht  das  ominöse  Wort  „Still- 
stand"  gebrauchen  muß. 

Unter  dieser  stabilen  Oberdecke  läuft  übrigens  doch  eine  starke 
Fluktuation,  die  man  schlechthin  nicht  vermutet. 

In  den  14  Jahren  1896—1909  erfolgten  durchschnittlich  jähr- 
lich etwa  4000  polizeiliche  Anmeldungen  und  3750  x\bmeldungen; 
hier  sind  die  Gäste  der  Hotels  und  Logishäuser  außer  denjenigen 
der  Handwerkerherbergen  nicht  mit  eingeschlossen,  und  auch  die 
Familienbesuche  dürften  zum  allergrößten  Teil  nicht  mit  dabei  sein, 
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da  man  in  diesem  i 'unkte  nicht  strenj^  verfährt.  Die  Gesamtzahl 
der  in  diesem  Zeitraum  Zugewanderten  betrug  55822  und  die  der 
Abgewanderten  52429  Personen.  Es  lohnt  sich,  diese  moderne 
X'ölkerwanderung  etwas  näher  zu  betrachten.  Es  wurde  das  Jahr 
1902  gewählt,  weil  es  das  letzte  Jahr  ist,  in  welchem  die  Meldungen 
in  Buchform  gesammelt  wurden;  seitdem  sind  nur  Zettel  im  Ge- 
brauch. Im  Jahre  1902  wurden  3612  Personen  angemeldet,  3234 
abgemeldet,  darunter  waren  1054  bez.  903  weibliche  Dienstboten. 
Wenn  wir  letztere  nicht  berücksichtigen,  so  haben  wir  2558  Ange- 
meldete, von  denen  1087  aus  dem  Herzogtum  oder  dessen  unmittel- 
barer Nachbarschaft  und  1471  von  weitcrher  kamen.  Fast  die  Hälfte 
(1117  -=  43,6  Proz.)  der  Angemeldeten  waren  Handwerker  und  gelernte 
Arbeiter,  während  auf  ungelernte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  nur 
426  also  16,6  Proz.,  auf  Kaufleute  und  kaufmännische  Angestellte 
310=  12,1  Proz.  entfielen;  die  übrigen  waren  Beamte,  Rentner,  Fa- 
milienangehörige usw.  Auffallend  dabei  isl,  daß  bei  den  Hand- 
werkern und  gelernten  Arbeitern  fast  die  doppelte  Zahl  von  weiter- 
her  kam,  wie  aus  dem  Herzogtum  (731  gegen  386),  während  bei 
den  ungelernten  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  das  Verhältnis  um- 
gekehrt war,  nämlich  158  gegen  268.  Dtese  Erscheinung  hängt 
zweifellos  mit  dem  wirtschaftlichen  Charakter  des  Herzogtums  zu- 
sammen, dessen  geringer  ländlicher  Überschuß  noch  wenig  gewerb- 
liche Schulung  besitzt  und  zur  gewöhnlichen  Handarbeit  in  der 
Stadt  greift,  wenn  zu  Hause  kein  Unterkommen  mehr  zu  finden  ist. 

Von  den  2331  Abgemeldeten  (wiederum  ohne  Berücksichtigung 
der  weiblichen  Dienstboten)  entfiel  natürlich  auch  ein  Löwenanteil 
auf  die  Handwerker  und  gelernten  Arbeiter  (1006)  von  denen  auch 
wieder  etwa  zwei  Drittel  (692)  die  Grenzen  des  Herzogtums  hinter 
sich  ließen  und  nur  314  gedachten,  noch  im  Lande  zu  bleiben;  von 
den  383  ungelernten  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  hingegen  hatte 
sich  der  größte  Teil  nach  Orten  des  Herzogtums  abgemeldet. 

Wenn  man  nun  ferner  untersucht,  wie  lange  sich  die  Ab- 
gemeldeten in  der  Stadt  aufgehalten  hatten,  dann  sieht  man,  daß 
1775,  also  76,1  Prozent,  nur  vorübergehend  bis  zu  höchstens 
Jahresfrist  am  Orte  geblieben  waren,  119  (5,1  Prozent)  =  1 — 2 
Jahre,  71  (3  Prozent)  =  2 — 3  Jahre,  81  (3,i  Prozent)  bis  höchstens 
5  Jahre,  und  nur  36  (1,5  Prozent)  waren  länger  als  ein  Lustrum 
dagewesen;  249  (10,7  Prozent)  der  Abgemeldeten  waren  bislang 
in  der  Stadt  ansässig  gewesen.  Die  Handwerker  und  Arbeiter 
machten  von  den  nur  vorübergehend  Anwesenden  65,8  Prozent 
aus,    die  Kaufleute    und  kaufmännischen  Angestellten  12,2  Prozent. 
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Diese  Zahlen  haben  etwas  außerordentlich  Unruhiges  an  sich, 
besonders  da  man  sich  die  gleiche  Beweglichkeit  über  das  ganze 
Reich  in  verstärktem  Maße  ausgedehnt  denken  muß. 


Nachdem  wir  versucht  haben,  die  gesellschaftliche  Struktur  der 
Hauptstadt  aus  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen  des 
Landes  zu  erklären,  wollen  wir  uns  vor  dem  Weitergehen  die  ein- 
zelnen Gesellschaftsklassen  und  die  Zahlen  der  ihnen  zugehörigen 
Zensiten  noch  in  tabellarischer  Zusammenfassung  vor  Augen  führen, 
wobei  wir  eine  jede  Klasse  aus  technischen  Gründen  nach  ihren 
Haupt  Vertretern  kurz  benennen: 

In  den  Steuerrollen   1907/8  sind  aufgeführt:        12  713  Zensiten 
davon  erehen  für  unsre  Untersuchung  ab  : 


aktive  Militärpersonen  i) 
Gesellschaften  und  Anstalten 
Auswärtige 

Verzogene   und   solche,   bei  denen  für 
die  Untersuchung  wesentliche  Merkmale 
nicht  festgestellt  werden  konnten,  2) 
später    anderen    Haushaltungen    zuge- 
fügte Personen 


167 

62 

352 

176 
38 


795  Zensiten 


verbleiben  also  für  die  Untersuchung  11  918  Zensiten, 
die  sich  auf  die    einzelnen  Gesellschaftsklassen  wie  folgt  verteilen : 


1.  Oberbeamte 263 

2.  Mittelbeamte 746 

3.  Unterbeamte 458 

4.  Volksschullehrer      ...     88 

5.  Kunstausübende       ...     58 

6.  Fabrikanten  u.  Großkaufl.   187 

7.  Agenten 125 

8.  Kleinkaufleute  .     . 

9.  Alt-  u.  Hausierhändler 

Übertra 


Übertrag  2283 
.  635 
.  132 
.     85 


10.  Privatbeamte 

1 1 .  Gastwirte 

12.  Landwirte 

13.  Handwerker       ....  662 

14.  Gelernte  Arbeiter  .     .      1342 

15.  Lehrlinge 394 

16.  Ungelernte  Arbeiter    .     .  941 
322  }  17.  Pensionierte  Oberbeamte     42 

36    18.  Pensionierte  Mittelbeamte 80 

Übertrag  6596 


2283 


1)  Dieser    stark    fluktuierende    Teil    der   Bevölkerung  ist  letzterer  eher  ange- 
gliedert als  eingegliedert. 

2)  Fast  durchweg  weibliche  Dienstboten,  deren  Fehlen  die  Untersuchung  kaum 
beeinträchtigt. 


Übertrag 

6596 

19. 

Pensionierte  Unterbeamte 

92 

20. 

Pensionierte  Volksschul- 

lehrer u.  Musiker       .     . 

44 

21. 

Männliche  Rentner 

380 

22. 

Männl.  Rentenempfänger 

u.  Unterstützte       .     .     . 

103 

23. 

Weibl.  Geschäftsinhaber 

124 

24. 

Lehrerinnen        .     .     .     . 

62 

25. 

Weibl.  Beamte        .     .     . 

34 

Übertrag 

7435 

38     — 


Übertrag  7435 

26.  Weibl.  Handlungsgeh.     .   159 

27.  Arbeiterinnen     ....   625 

28.  Weibl.  Dienstboten  1938 

29.  Weibliche   mit   Pension, 

Witwengeld  usw.       .     .  343 

30.  Weibl.  Rentner      .     .     .979 

31.  Weibl.  Rentenempf.    und 
Unterstützte       .     .     .     .  439 

zusammen   11918 


Um  die  Tabellen  dem  Format  dieser  Zeitschrift  anzupassen, 
empfiehlt  es  sich,  für  die  weiteren  Betrachtungen  aus  diesen  31  Klassen 
15  Gruppen  zu  bilden. 

Wir  fügen  zusammen : 

Die  aktiven  und  die  pensionierten  Beamten  (in  3  Klassen :  Ober- 
Mittel-  und  Unterbeamte), 

die  Fabrikanten,  Großkaufleute  und  Agenten, 

die  Kleinkaufleute,  Althändler  und  Hausierer, 

die  Volksschullehrer  und  die  Kunstausübenden, 

die  gelernten  und  die  ungelernten  Arbeiter  sowie  die  Arbeite- 
rinnen, 

die  Rentner  beiderlei  Geschlechts  und  die  weiblichen  Pensions- 
bezieher, 

die  Rentenempfänger  und  die  Unterstützten  beiderlei  Geschlechts, 

die  weiblichen  Erwerbstätigen  (außer  den  Arbeiterinnen), 

die  Dienstboten  und  die  Lehrlinge. 

Dadurch  wird  auch  die  Übersicht  erleichtert,  ohne  daß  der 
Sinn  der  Einteilung  wesendiche  Beeinträchtigung  erfährt. 

Wir  finden    demnach   unter    je   100  Zensiten  in  Oldenburg: 
2,6  Oberbeamte, 
6,9  Mittelbeamte, 
4,6  Unterbeamte, 
1,6  Lehrer,  Kunstausübende, 
2,6  Fabrikanten   und  Großkaufleute, 
3,0  Kleinkaufleute, 
5,3  Privatbeamte, 

26,6 
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Übertrag:  26,6 

1.1  Gastwirte, 
0,7  Landwirte, 
5,6  Handwerker, 

24,4  Arbeiter  und  Arbeiterinnen, 
14,3  Rentner  und  Rentnerinnen, 
4,5  Rentenempfänger  und  Unterstützte, 

3.2  weibl.  Erwerbstätige, 
19,6  Dienstboten,  Lehrlinge. 

TÖÖ 

Im  folgenden  Abschnitt  haben  wir  nun  zunächst  die  Ein- 
kommensverhältnisse in  der  Stadt  Oldenburg  einer  genaueren  Be- 
trachtung zu  unterwerfen. 


111.  Die   Einkommensverhältnisse  der  hauptstädtischen 


Bevölkerung. 


Die  an  sich  einfachste  Art,  das  Gesamteinkommen  eines  ge- 
schlossenen Bevölkerungskreises  zu  ermitteln,  ist  die  Addition  der 
Einzeleinkommen.  Man  kann  diesen  außerordentlich  langwierigen 
Weg  durch  einen  anderen  ersetzen,  der  die  Arbeit  erheblich  ein- 
schränkt, ohne  das  Ergebnis  wesentlich  abweichend  zu  gestalten, 
indem  man  die  Zensiten  der  einzelnen  Steuerstufen  zählt  und  die 
gefundenen  Zahlen  mit  dem  arithmetischen  Mittel  der  den  Steuer- 
stufen entsprechenden  Einkommen  multipliziert. 

Auf  diesem  Wege  ergibt  sich  für  unsre  11918  Zensiten  ein 
Gesamtjahreseinkommen  von  Mark  19  937  625,  welche  Summe  ein 
Durchschnittseinkommen  von  Mark   1673  pro  Zensit  bedeutet. 

Einen  allgemeinen  Überblick  über  die  Verteilung  dieses  Ge- 
samteinkommens gewinnen  wir,  wenn  wir  Einkommensklassen  auf- 
stellen, die  uns  einen  gewissen  Anhalt  für  den  Lebensaufwand  ihrer 
Glieder  geben,  deren  Zahl  wir  gleichzeitig  ermitteln. 

Hier  kommen  wir  noch  zu  einem  genaueren  Ergebnis,  denn 
diese  Gruppierung  stützt  sich  auf  die  Personenzettel,  auf  denen  dem 
versteuerten  Einkommen  diejenigen  Abzüge  wieder  zugerechnet 
wurden,  welche  das  Gesetz   in   besonderen  Verhältnissen    gestattet. 


Es  hatten  Einkommen 

Zensiten 

Mark 

absolut 

Prozent 

bis  400 

1728 

14,5 

400—     800 

3500 

29,4 

800—  1000 

1296 

10.9 

1000—  1500 

1947 

16,3 

1500—  2000 

913 

T,7 

2000—  2500 

600 

5,0 

2500—  3000 

416 

3,5 

3000-  4000 

507 

.        4,3 

4000—  5000 

299 

2,5 

5000—  6000 

191 

1,6 

6000—  8000 

203 

1,7 

8000-10000 

112 

Ü,9 

über   10000 

20() 

1,7 

zusammen 

iivtis 

10 

41     — 


Wir  sehen  hieraus,  wie  wertlos  die  oben  genannte  Zahl  von 
Mark  1673  ist,  die  wir  für  das  Gesamtdurchschnittseinkommen  ge- 
funden haben,  denn  mehr  als  die  Hälfte  aller  Zensiten  (6524=54,8  Pro- 
zent) haben  ein  Einkommen  bis  höchstens  1000  Mark.  Von  je  5 
Zensiten  hat  nur  einer  mehr  als  2000,  von  je  8  Zensiten  nur  einer 
mehr  als  3000  und  unter  je  17  Zensiten  befindet  sich  nur  einer, 
dessen  Einkommen  die  Summe  von  5000  Mark  überschreitet. 

Aber  auch  mit  diesem  Ergebnis  ist  uns  wenig  gedient,  denn 
wir  müssen  wissen,  welchen  Anteil  die  einzelnen  Gesellschaftsklassen 
an  dem  Gesamteinkommen  haben,  wie  sich  das  Einkommen  inner- 
halb derselben  nach  dem  Alter  verteilt  und  wie  sich  die  ökonomische 
Belastung  durch  die  Angehörigen  gestaltet. 

So  kommen  wir  zuerst  zu  einer  Betrachtung  des  Altersauf- 
baus in  unsi-er  Steuergemeinde. 

Die  Kenntnis  der  Altersgliederung  ist  nicht  nur  für  die  Wissen- 
schaft von  großem  Interesse,  sondern  hat  auch  für  die  praktischen 
Verwaltungszwecke  Wert;  es  sei  hier  nur  an  die  notwendigen 
Unterlagen  zur  Beurteilung  der  Großjährigkeitsverhältnisse,  der 
Versicherung,  der  Wehrpflicht,  der  Wahlberechtigung  usw.  er- 
innert. 

Die  offizielle  Statistik  hat  daher  die  Altersgliederung  der  Be- 
völkerung schon  lange  in  das  Bereich  ihrer  Erhebungen  gezogen, 
die  sie  in  Hinsicht  auf  das  Geschlecht,  den  Familienstand,  die 
Größenkategorien  der  Wohnplätze,  den  Beruf  u.  s.  w.  vornimmt  und 
verarbeitet. 

Für  uns  handelt  es  sich  hier  vorläufig  nur  um  die  Alters- 
gliederung der  steuerlich  selbständigen  Personen. 

Von  diesen  standen: 

im  Alter  von  Jahren 
20  und  darunter 
21—25 
26—30 
31—35 
36—40 
41-45 
46—50 
51—56 
56—60 
61—65 
66—70 
70—75 
über  75 

zusammen  11  918  100 


absolut 

Prozent 

2177 

18,3 

1454 

12,2 

1144 

9,6 

948 

8,0 

927 

7,8 

877 

7,4 

887 

7,4 

793 

6,7 

753 

6,3 

601 

5,0 

528 

4,4 

421 

3,5 

408 

3,4 
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Die  grobe  l^ahl  der  jugciulliclicn  Zcnsiten  rührt  zum  Teil  von 
der  gesetzlichen  Bestimmung  her,  nach  der  auch  die  im  Ilau-e  der 
Eltern  noch  wohnenden,  aber  erwerbstätigen  Kinder  als  l-jnzel- 
steucrnde  aufgefaßt  werden. 

Diese  Bestimmung,  auf  die  wir  bald  zurückkommen  werden, 
schränkt  die  Wirkung  der  Steuerprogression  ein  und  kommt  haupt- 
sächlich der  Arbeiterklasse  zu  gute.  Vor  allem  wirkt  aber  hier  der 
Umstand  ein,  daß  jetzt  die  Dienstboten  persönlich  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden,  während  früher  für  diese  eine  Kopfsteuer  zu  Lasten 
des  Haushaltungsvorstandes  berechnet  wurde. 

Übrigens  ist  der  große  Anteil  der  jungen  Leute  nicht  auffällig, 
wenn  man  bedenkt,  daß  nach  der  Berufszählung  von  1895  im 
Deutschen  Reiche  26,4  Prozent  der  Erwerbstätigen,  Dienenden  und 
selbständigen  Berufslosen  unter  20  Jahre,  und  50,8  Prozent  unter 
30  Jahre  alt  waren  i). 

DieTabellen  1  u. 2  (S. 44  u.  45)  geben  einen  gutenÜberblick  über  die 
Beteiligung  der  einzelnen  Gesellschaftsklassen  an  den  Altersklassen, 
sowie  über  die  Altersgliederung  der  ersteren.  Es  handelt  sich  hier 
allerdings  um  eine  Aufnahme,  von  der  wir  nicht  sagen  können, 
ob  und  in  welchem  Umfange  sie  für  längere  Zeit  Gültigkeit  haben 
wird,  denn  der  Nachwuchs  in  den  Berufen  ist  zu  verschiedenen 
Zeiten  verschieden,  und  die  Zu-  und  Abwanderungen  verändern 
das  Bild  natürlich  auch. 

hiimerhin  werden  die  Hauptzüge  solange  Geltung  behalten,  als 
keine  wesentliche  Änderung  in  der  gesamten  sozialen  Struktur  der 
Stadt  eintritt. 

In  den  beiden  jüngsten  Jahrgängen  (bis  25  Jahre)  stehen  die 
weiblichen  Dienstboten  an  erster  Stelle  mit  45,3  bez.  36,3  Prozent; 
ihnen  folgt  die  Arbeiterschaft  mit  22,5  bez.  34,9  Prozent,  während 
die  Privatbeamten  nur  5,7  bez.  11,3  Prozent,  die  Ober-  und  Mittel- 
beamten nur  3,7  bez.  5,6  Prozent  stellen.  Die  übrigen  Gruppen 
sind  (abgesehen  von  den  Lehrlingen)  in  diesen  Jahresklassen  ge- 
ringer, ganz  gering  oder  gar  nicht  vertreten. 

Der  starke  Anteil  der  Arbeiterschaft  steigt  in  der  nächsten 
Altersklasse  (26 — 30  Jahre  =  35,5  Prozent)  noch  an,  um  dann  all- 
mählich zu  sinken.  Noch  im  Alter  von  4^ — 50  Jahren  steht  sie 
mit  24,2  Prozent  an  der  Spitze;  dann  muß  sie  sich  mit  18,8 
begnügen    und    die    Führung    den   Rentnern    überlassen,    die   vom 


1)  Berechnet  nach  Rauchbergs  Angaben  im  Artikel:  Altersgliederung  im  Hand- 
wörterb.  der  Staatsw.     2.  Aufl.     S.  2S0. 
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50.  Lebensjahre  an  schon  24  Proz.  der  Zensiten  ausmachen,  um 
ziemlich  beträchtlich  in  ihrem  Anteil  von  Altersklasse  zu  Altersklasse 
zu  wachsen,  bis  sie  schließlich  vom  70.  Jahre  an  über  die  Hälfte 
aller  Zensiten   ausmachen. 

Der  abnehmenden  Tendenz  der  Arbeiterschaft  geht  parallel  eine 
Zunahme  des  Anteils  der  Rentenempfänger  und  Unterstützten  in  den 
höheren  Altersklassen.  Der  Zusammenhang  dieser  beiden  Er- 
scheinungen liegt  auf  der  Hand. 

Ebenso  hängt  der  starke  Rückgang  des  Anteils  der  Fabrikanten 
und  Kaufleute  daselbst  mit  der  Zunahme  der  von  Renten  lebenden 
Bevölkerung  zusammen;  aber  die  großen  Zahlen  dieser  Klasse 
weisen  wieder  deutlich  auf  die  für  Oldenburg  so  wichtige  Tatsache 
hin,  daß  wohlhabende  Leute  vom  Lande  sich  von  einem  gewissen 
Zeitpunkte  ihres  Lebens  an  gern  in  der  Residenz  niederlassen,  wo 
sie  größere  Abwechslung,  Zerstreuung  und  Bequemlichkeit  finden. 

Wenn  wir  die  Altersverhältnisse  innerhalb  der  einzelnen  Ge- 
sellschaftsklassen betrachten,  so  können  wir,  obwohl  Auf-  und 
Niederstieg  allmählich  vor  sich  gehen,  besonders  stark  besetzte  Alters- 
stufen unterscheiden. 

Die  beiden  niedrigsten  Altersstufen  sind  (abgesehen  von  den 
Lehrlingen)  am  stärksten,  mit  78  Proz.,  bei  den  Dienstboten  besetzt, 
deren  Reihen  sich  bereits  vom  21.  Lebensjahre  an  —  natürlich  im 
wesentlichen  durch  Heirat  —  schnell  lichten.  Dieselbe  Ursache  ist 
jedenfalls  auch  bei  der  Abnahme  der  weiblichen  Erwerbstätigen 
wirksam,  von  denen  sich  fast  drei  Fünftel  (57,9  Proz.)  in  den  Stufen 
bis  zu  35  Jahren  vorfinden. 

Bis  zu  demselben  Alter  von  35  Jahren  sind  die  Privatbeamten 
mit  76,3  Proz.  vertreten;  man  kann  darausschließen,  daß  in  Olden- 
burg dieser  Zeitpunkt  für  das  Selbständigwerden  in  Industrie  und 
Handel  von  besonderer  Bedeutung  ist.  Die  Selbständigen  dieser 
Berufsgruppen  stellen  dementsprechend  ihr  Hauptkontingent  in  den 
Altersklassen  von  35 — 60  Jahren  mit  66,3  bez.  63,9  Prozent. 

Die  Gastwirte  setzen  erst  mit  26 — 30  Jahren  ein;  bei  ihnen  ist 
diese  Altersstufe  am  stärksten  besetzt  (mit  16,7  Proz.),  dann  sinken  sie 
mit  einigen  Schwankungen  auf  13,6  Proz.  im  Alter  von  51 — 55  Jahren. 
Sehr  auffallend  ist  bei  ihnen  der  rapide  Fall  vom  55.  Jahre  an,  der 
in  keinem  anderen  Berufe  so  schroff  hervortritt.  Wenn  wir  auch 
dem  Umstände  Rechnung  tragen  wollen,  daß  die  verhältnismäßig 
kleine  Zahl  die  Zuverlässigkeit  des  Vergleichs  beeinträchtigt,  so 
dürfte  doch  ein  Schluß  auf  die  gesundheitlichen  Gefahren  des 
Wirtschaftsgewerbes  nicht  unberechtigt  sein. 
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Tabelle   1.     Alters  kies-  ii 
Von  den  Zensiten  «1   r 


entfielen  auf  die  Gesell- 

bis 20 

21- 

-25 

26-30 

31—35 

36-40 

41- 

-1.-,  ^ 

schaftsklassen 

abs. 

7o 

abs. 

0/0 

abs. 

/o 

abs. 

'lo 

abs. 

0/0 

abs. 

Ober-  u.  Mittelbeamte 

81 

3,7 

81 

5,6!'  115 

10,1 

137 

14,4 

134 

14  5 

130 

1  l,> 

Unterbeamte 

8 

0,4 

27 

1,9;    49 

4,3 

61 

6.4 

88 

9,5 

68 

''^ 

Lehrer,  Kunstausübende 

5 

0,2 

12 

0,8 

14 

1,2 

20 

2,1 

27 

2,9 

17 

1, 

Fabrikanten,  Großkaufl. 

— 

— 

4 

0,3 

27 

2,4 

37 

3.9 

45 

4,9 

36 

4, 

Kleinkaufleute 

1 

0,05 

13 

0,9 

43 

3,8 

50 

5,3 

54 

5,8 

53 

6. 

Privatbeamte 

12a 

5,7 

165 

11,3 

127 

11,1 

70 

7,4 

40 

4,3 

29 

3, 

Gastwirte 

— 

— 

— 

— 

22 

1,9 

19 

2,0 

19 

2,0 

20 

2, 

Landwirte 

— 

— 

— 

^7 

7 

0,6 

9 

1,0 

10 

1,1 

15 

1, 

Handwerker 

1 

0,05 

10 

84 

7,3 

80 

8,4 

109 

118 

87 

9, 

Arbeiter  u.  Arbeiterinnen 

489 

22,5 

507 

34,9 

406 

35,5 

316 

33,4 

261 

28,1 

239 

27, 

Weibliche  Erwerbstätige 

63 

2,9 

72 

•4,9 

45 

3,9 

39 

4,1 

30 

3.2 

30 

3, 

Rentner,  Rentnerinnen       < 

20 

0,9 

15 

1,0 

23 

2,0 

42 

4,4 

47 

5,1 

104 

11, 

Rcntenempf.  u.  Unterst. 

10 

0,5 

15 

1,0 

12 

1,0 

13 

1,4 

17 

1,8 

18 

2, 

Weibliche  Dienstboten       , 

988 

45,3 

527 

36,3 

170 

14,9. 

55 

5,8 

46 

5,0 

31 

3, 

Lehrlinge 

388 

17,8 

6 

0,4 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

zusammen  : 

2177 

100 

1454 

100 

1144 

100 

948 

100 

927 

100 

877 

100 

Tabelle  2.     Die  Gesellschaftsklasse] 

Von  den  Zensiten  der 


entfielen  auf 
die  Alters- 

!   Ober-u. 
■     Mittel- 
beamte 

Unter- 
beamte 

!     Lehrer, 
1  Kunstaus- 
übende 

"      Fabri- 
kanten u. 
Großkaufl. 

Klein- 
1    kaulleute 

i 

Privat- 
beamte 

Gast- 
wirte 

klassen 

abs. 

70 

abs.       o/o 

abs. 

> 

abs. 

7o 

abs. 

»/o 

abs. 

% 

abs. 

i 

bis  20 

81 

7,2 

8 

1.4! 

5      2,6 

— 

— 

1 

0,3 

123 

19,3 

— 

-11 

21—25 

81 

7,2 

27 

4,9 

12      6,3 

4 

1,3 

13 

3,7 

165 

26,0 

— 

— 

26—30 

115 

10,2 

49 

9,0 

14     7,4 

27 

8,7, 

11,8; 

43 

12,0 

127 

20,0 

22 

16,7 

31—35 

137 

12,0 

61 

11,1 

20 

10,4 

37 

50 

14,0 

70 

11,0 

19    14.4: 

36—40 

134 

11,7 

88 

16,0 

27 

14,2 

1     45 

14,5 

54 

15,1 

40 

6,3 

19  '  11,1 

41—45 

130 

11,4 

68 

12,4 

17 

9,0 

36 

11,5 

53 

14,8 

29 

4,6 

20  ,  ir.:l 

46-50 

109 

9,7 

70 

12,8 

16 

8,5 

•    49 

15,7 

49 

13,7 

34 

5,4 

17 

12,'.t 

51-55 

97 

8,6 

42 

7,6 

19 

10,0 

40 

12,8 

46 

12,8 

21 

3,3 

18 

i:!,ti , 

56—60 

75 

6,7 

41 

7,4 

12 

6,3 

37 

11,8 

27 

7,5 

14 

2,2 

6    ■!,.:.  1 

61—65 

64 

5,7 

38 

6,9 

15 

7,9 

16 

5,2 

9 

2,5 

4 

0,6 

5  j    3.S 

H6— 70 

41 

3,6 

23 

4,2 

13 

6,8 

16 

5,2-1 

8 

2,2 

7 

1,1 

2!    l,ö 

71 — 75 

37 

3,3 

15 

2,7 

11 

5,8 

3 

0,9 

2 

0,6- 

— 

— 

3  ;   2,;; 

über  75 

30 

2,7  1 

20 

3,6  1 

9 

4,8 

2 

0,6 

3 

0,8 

1 

0,2 

1  1   <',' 

zusammen 

1131 

100; 

550 

100 

190 

100 

312 

100 

358 

100 

635 

100 

132 

lOn 

— 

45 

— 

und  Gesellschaftsklass^en. 

Alterskiassen Jahre. 

46- 

-50 

51—55 

56—60 

61—65 

66- 

-70 

71- 

-75 

über  75 

Zu- 

109 

0/ 
10 

abs. 

/o 

abs. 

0/ 

/o 

abs. 

7o 

abs. 

0/ 

/o 

abs. 

Ol 

lo 

abs. 

% 

sam- 
men 

12,3 

97 

12,1 

75 

10,0 

64 

10,7 

41 

7,8 

37 

8,8 

30 

T,4 

1131 

70 

7,9 

42 

5,3 

41 

5,4 

38 

6,3 

23 

4,4 

15 

3,6 

20 

4,9 

i    550 

16 

1,8 

19 

2,4 

12 

1,6 

15 

2,5 

13 

2,5 

11 

2,6 

9 

2,2 

;  190 

49 

5,5 

40 

5,0 

37 

4,9 

16 

2,7 

16 

3,0 

3 

0,7 

2 

0,5 

312 

49 

5,5 

46 

5,8 

27 

3,6 

9 

1,5! 

8 

1,5 

2 

0,5 

3 

0;7 

358 

31 

3,8 1 

21 

2,7 

14 

1.9, 

4 

0,7 

7 

1,3 

— 

1 

0,2 

635 

17 

1.9 

18 

2,3 

6 

0,8 

5 

0,8 

2 

0,4 

3 

0,7 

1 

0,2 

132 

6 

0.7 

12 

1,5 

6 

0,8 

7 

1,2 

6 

1,1; 

6 

1,4 

1 

0,2 

85 

88 

9,9 

71 

9,0 

61 

8,1 

31 

5,2 

22 

4,2 

11 

2,6 

7 

1,7 

1    6C.2 

214 

24  2 

149 

18,8 

137 

18,2 

87 

14,4 

55 

10,4 

35 

8,3 

13 

3,2 

2908 

31 

3,5 

19 

2,4 

26 

3,4 

16 

2,7 

5 

0,9' 

2 

0,5 

1 

0,2 

379 

122 

13,8 

190 

24,0 

243 

32,3 

223 

37,0 

242 

45,8 

217 

51,6 

214 

52,6 

1702 

40 

4.5 

34 

4,3 

47 

6,2 

77 

12,8 

80 

15,2 

76 

18,0 

103 

25,3 

542 

42 

4,7 

35 

4,4 

21 

2,8 

9 

1,5 

8 

1,5 

3 

0,7 

3 

0,7 

1938 
394 

S87 

100 

793 

100 

753 

100 

601 

100 

528 

100 

421 

100 

408 

100 

11918 

nach  ihrem  Altersaufbau. 
Gesellschaftsldassen 


Land-        Hand- 
wirte      werker 

Arbeiter 
und  Ar- 
beiterinn. 

Weibl. 
Erwerbs- 
tätige 

\ 
Rentner, 

Rent- 
nerinnen 

Renten- 
empf.  u. 
Unterst. 

Dienst- 
boten 

Lehrlinge 

Zu- 
sam- 

ibs 

%     abs 

X 

abs. 

0/ 
'0 

abs. 

0/ 
/o 

abs. 

"/o 

abs. 

7o 

abs. 

0/ 
/o 

abs. 

7o 

men 

— 

— 

1 

0,2 

489 

16,8 

63 

16.6 

20 

1,2 

10 

1,8 

988 

51,0 

388 

98,5 

2177 

— 

— 

10 

1,5 

507 

17,4 

72 

19,0 

15 

0,9 

15 

2,8 

527 

27,0 

6 

1,5 

1454 

7 

8,2  '.  84 

12,6 

406 

14,1 

45 

11,9 

23 

1,3 

12 

2,2 

170 

8,8 

1144 

9 

10.5  1  80 

12,1 

316 

10,8 

39 

10,4 

42 

2,5 

13 

2,4 

55 

2,8 

948 

10'  11,8  109 

16,4 

261 

9,1 

30 

7,9 

47 

2.7 

17 

3,2 

46 

2,4 

927 

15 

17,6,,  87,13,2 

239 

8,2 

30 

7,9 

104 

6,1 

18 

3,3 

31 

1,6 

877 

6 

7,1  ■  88  13.3 

214 

7,3 

31 

8,2 

122 

7,2 

40 

7,4 

42 

2,2 

887 

12 

14,1 

71 

10,7 

1  149 

5,1 

19 

5,0 

190 

11,2 

34 

6,3 

35 

1,8 

793 

6 

7,1 

61 

9,2 

137 

4,7 

26 

6,8 

243 

14,2 

47 

8,7 

21 

1,1 

753 

7 

8,2 

31 

4,7 

87 

3,0 

16 

4,2 

223 

13,1 

77 

14,2 

9 

0,5 

601 

6 

7,1 

22 

3,3 

55 

1,9 

5 

1,3 

242 

14,2 

80 

14,8 

8 

0,4 : 

528 

6 

7,1 

11 

1,7 

35 

1,2 

2 

0,5 

217 

12,8 

76 

14,1 

3 

0,2 

421 

1 

1,2 

7 

1,1 

13 

0,4 

1 

0.3 

214 

12,6 

103 

18,8 

3 

0,2 

408 

85 

100 

662 

100 

2908 

100 

379 

100 

1702 

100 

542 

100 

1938 

100 

394 

100 

11918 
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Noch  kleiner  und  daher  zum  Vergleich  ungeeignet  ist  die  Zahl 
der  Landwirte. 

Die  Arbeiterschaft  ist  am  stärksten  in  ihren  niedrigen  Alters- 
stufen vertreten.  Auch  Tabelle  2  zeigt  deutlich  die  entgegengesetzte 
Bewegung  der  Gruppen  „Arbeiter  und  iVrlxiterinnen"  einerseits, 
sowie  „Rentenempfänger  und  Unterstützte"   andererseits. 

Es  hatten  nämlich  ein  Alter  von :     bis  45  Jahren     über  45  Jahren 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen    .     .  76,4  Proz.  23,6  Proz. 

Rentenempfänger    und    Unterstützte     15,7      „  84,3      „ 

Das  Einkommensteuergesetz  vom  12.  V.  06  sagt  in  Art.  14: 
„Die  Veranlagung  der  natürlichen  Personen  erfolgt  nach  Haus- 
haltungen. Eine  Haushaltung  besteht  aus  dem  Familienhaupte  und 
denjenigen  Familiengliedern,  welche  unter  wirtschaftlicher  Abhängig- 
keit vom  Haushaltungsvorstande  in  dessen  Haushalte  leben.  Als 
wirtschaftlich  abhängig  vom  Haushaltungsvorstande  gelten  außer 
dem  Ehegatten  diejenigen  Familienglieder,  deren  Unterhalt  ganz 
oder  zum  Teil  von  ihm  bestritten  wird". 

„Als  wirtschaftlich  abhängig  sind  stets  anzusehen: 

a)  die  minderjährigen  unverheirateten  Kinder,  sofern  sie  nicht  ihre 
Arbeitskraft  im  wesentlichen  außerhalb  des  wirtschaftlichen  Be- 
triebes des  Haushaltungsvorstandes  verwerten. 

b)  die  tatsächlich  in  dem  Haushalt  lebenden  volljährigen  unver- 
heirateten Kinder,  sofern  sie  weder  ihre  Arbeitskraft  im  wesent- 
lichen außerhalb  des  wirtschaftlichen  Betriebes  des  Haushaltungs- 
vorstandes verwerten ,  noch  vom  Haushaltungsvorstande  durch 
einen  ausdrücklichen  Vertrag  zu  Dienstleistungen  verpflichtet  oder 
als  Kostgänger  aufgenommen  sind. 

Als  wirtschaftlich  unabhängig  sind  stets  anzusehen  die  ver- 
heirateten Kinder." 

Theoretisch  stellt  also  jeder  Zensit  eine  wirtschaftlich  selb- 
ständige Person  dar,  die  entweder  nur  für  ihren  eignen  Lebens- 
unterhalt zu  sorgen  hat  oder  für  sich  und  einen  mehr  oder  weniger 
großen  Kreis  wirtschaftlich  von  ihr  abhängiger  Personen. 

In  der  Praxis  gibt  es  aber  viele  Fälle,  in  denen  auch  steuer- 
lich selbständige  Personen  von  anderen  wirtschaftlich  unterstützt 
werden.  Mit  anderen  Worten :  der  Kreis  von  Personen ,  welche 
den  Haushalt  wirtschaftlich  belasten,  wird  für  viele  Zensiten  durch 
die  Zahl  der  im  steuerlichen  Sinne  von  ihnen  wirtschaftlich  ab- 
hängigen Personen  nicht  vollständig  zum  Ausdruck  gebracht. 


1190  = 

10,0 

1024  = 

8,6 

633  = 

5,3 

361  = 

3,2 

169  = 

1,4 

124  = 

1,1 
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Diese  Fälle  und  ihre  Bedeutung  lassen  sich  aber  statistisch  nicht 
feststellen,  und  wir  müssen  uns  damit  begnügen,  die  steuerlichen 
Haushaltungsgrößen  als  Grundlage  für  die  folgenden  Betrachtungen 
zu  nehmen. 

Insgesamt  waren  es: 
absolut     Prozent 

6941=58,1   Einzelsteuernde, 

1476  =  12,3  Steuerhaushaltungen  mit  2  Personen, 

4 

„      6 

7 
„  „    8  und    mehr  Personen. 

11918=100 

Aus  Tabelle  3  (s.  S.  48  u.  49)  ersehen  wir,  daß  Dienstboten,  Lehr- 
linge, Arbeiter,  Arbeiterinnen,  Privatbeamte  zusammen  zwei  Drittel 
(62,8  Prozent)  der  Einzelsteuernden  stellen;  die  meisten  von  ihnen 
sind  also  Glieder  eines  anderen  Haushaltes  in  verwandtschaftlichem 
oder  wenigstens  wohnungstechnischem  Sinne. 

Durch  §  14  des  Einkommensteuergesetzes  werden  die  Familien 
der  Arbeiter,  Handwerker,  Unterbeamten,  Gast-  und  Landwirte  in 
steuerlicher  Hinsicht  am  meisten  auseinandergerissen,  weil  die 
Kinder  dieser  Bevölkerungsklassen  am  frühesten  außerhalb  des 
Elternhauses  gegen  Entgelt  tätig  sind.  Unsere  Statistik  nimmt  da- 
her viele  ihrer  Familienglieder  als  wirtschaftlich  unabhängig  an, 
die  in  Wirklichkeit  noch  teilweise  wenigstens  vom  Einkommen  des 
Familienhauptes  erhalten  werden  müssen.  Und  trotz  dieser  Ver- 
kleinerung der  Familien  im  steuerlichen  Sinne,  welche  durch  die 
Zahl  der  außerhalb  Oldenburgs  sich  aufhaltenden  wirtschaftlich  ab- 
hängigen Kinder  der  anderen  Klassen  sicherlich  nur  zu  einem 
kleinen  Teile  ausgeglichen  wird ,  haben  gerade  die  genannten 
Schichten  den  größten  Anteil  an  der  Zahl  der  großen  steuerlichen 
Haushaltungen. 

Wir  ersehen  das  aus  folgenden  Zahlen: 

Unsere  11918  Zensiten  zerfallen  in  6941  Einzelsteuernde  und 
4977  Familien.  Von  den  4977  Familien  (nur  diese  können  hier  zum 
Vergleich  herangezogen  werden)  entfallen  auf: 
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Tabelle  3.     Die  1  laushaltun  i;  -   - 
Von  den  steuerlichen  Haushaltungsfi 


=--==-===^ 

1         1 

2        1 

3                  4 

0 

6       ^] 

kommen  auf  die 

~ 

:-J 

Gesellschaftsklassen:       | 

abs. 

> 

abs. 

o/o 

abs.      %     *^S' 

0/.» 

abs. 

% 

abs. 

Oberbeamte 

v;; 

1,2       61 

4,1 

48 

4,0       52 

5,0 

39 

6,2 

17 

4,: 

Mittelbeamte 

274 

3,9 

138 

9,5 

133 

11,1     147 

14,2 

63 

10,0 

42 

lij. 

Unterbeamte 

81 

1,2 

118 

8,0 

85 

7,1  1  112 

10,8 

78 

12,3  1    36 

10,1» 

Lehrer,  Kunstausübende 

63 

0,9 

37 

2,5 

33 

2,8  1     24 

2,3 

14 

2,2  1     10 

2> 

Fabrikanten,  Großkaufl. 

42 

0,6 

73 

4,9 

55 

4,6       52 

5,0 

47 

7,4  ;     27 

i .'' 

Klcinkaufleute 

66 

1,0 

60 

4,1 

83 

6,9 

76 

7,3 

44 

0,9 

14 

3,'.» 

Privatbeamte 

436 

6,3 

55 

3,7 

61 

5,1 

42 

4,1 

18 

2,8 

13 

3,"; 

Gastwirte 

6 

0,1 

24 

1,6 

26 

2,2 

31 

3,0 

20 

3,2 

10 

2,s 

Landwirte 

4 

0,1 

16 

1,1 

22 

1,8 

13 

1,3 

11 

1,7 

9 

2,:, 

Handwerker 

81 

1,2 

121 

8,2 

151 

12,6 

138 

13,3 

87 

13,7 

46 

12.7 

Arbeiter,  Arbeiterinneu 

1618 

23,2 

329 

•22,3 

306 

25,6 

261 

25,3 

174 

27,6 

124 

'iA 

Weibl.  Erwerbstätige 

308 

4,5 

41 

2,8 

18 

1,5 

8 

0.8 

3 

0,4 

— 

Rentner,  Rentnerinnen 

1121 

16,2 

327 

22,0 

147 

12,2 

55 

5,4 

34 

5,4 

11 

3,0 

Rentenerapf., Unterstützte 

435 

6,3 

69 

4,7 

21 

1,7 

12 

1 

1,2 

1 

0,2 

2 

(Iß 

Dienstboten,   Lehrlinge 

2323 

33,3 

7 

0,5 

1 

0.8 

1       1 
1 

1,0 

— 



~~~' 

überliaupt : 

6941 

1 

100 

1476 

100 

1190 

100 

1024 

100 

j  633 

i  100 

1 

361 

^i 

Tabelle  4.     Die  Verteilung  der  Kinde  ^ 
Von  den  Zensiten  mit  schulpflichtige-- 


entfielen  auf  die  Gesellschafts- 

0 

1 

2 

1 
3 

4 

klassen: 

Oberbeamte 

176 

39 

43 

28 

15 

Mittelbeamle 

471 

118 

129 

56 

32 

Unterbeamte 

249 

76 

92 

66 

36  ^ 

Lehrer,  Kunstausübende 

123 

20 

22 

16 

6 

Fabrikanten,  Großkaufleute 

144 

54 

49 

33 

20 

Kleinkaufleute 

158 

76 

67 

38 

11 

Privatbeamte 

500 

62 

37 

19 

11 

Gastwirte 

48 

22 

25 

21 

6 

Landwirte 

38 

15 

8 

12 

5 

Handwerker 

272 

131 

124 

73 

34 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen 

1948 

326 

252 

170 

123 

Weibliche  Erwerbstätige 

343 

21 

9 

3 

3 

Rentner  und  Rentnerinnen 

1516 

9? 

48 

23 

14 

Rentenempfänger  und  Unterstützte 

491 

23 

19 

7 

— 

Dienstboten,  Lehrlinge 

2328 

3 

— 

1 

— 

überhaupt; 

S805 

1083 

'        924 

1 

566 

316 
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_ 

ößen  im  steuerlichen  Sinne. 

ßen  mit 

Personen. 

1*    "^ 

8 

9         l|        10 

11 

12 

13 

über- 

1 

1 

S.         0/0 

abs. 

7o 

abs. 

7o 

abs. 

7o 

abs. 

0/0 

abs.       o/(, 

abs. 

o/o    1  haupt 

1        0,6 

— 

-          2       6,2 

2 

12,5 





_ 

305 

•J 

11,2 

7 

10,7         1        3,1 

1 

6,3 

1 

14,3 







_ 

826 

9 

11.2 

14 

21,61       4      12,4 

2  1  12,5 

1 

14,3 





_ 

550 

7 

4,1 

2        3,1 

— 

— 

— 

— 

— 



_ 

_ 

_ 

190 

0  1     5,9 

3        4,6 

— 

— 

2 

12,4 

— 

— 





1 

100 

312 

5,9 

3        4,6 



— 

1 

6.3 

— 

— 

1 

33,3 





358 

•H,0 

4        6,2 

1 

3,1 

— 

— 

— 

— 







635 

U 

5,9 

2        3,1 

1 

3,1 

1 

6,3 

1 

14,3 

— 

— 



_ 

132 

» 

3,0 

2 

3,1 1 

1 

3,1 

2 

12,4 









85 

0 

11,8 

13 

20,0 ; 

3 

9,5,        1 

6,3 

1 

14,3 



662 

i^ 

34,4 

13 

20,0 

16 

50,0 ;        4 

25,0 

3 

42,8 

2 

66,7 

_ 

2908 

— 



1 

1  5 



:! 

[ 

^— 

— 





379 

3 

1,8 

1 

1,5 

3 

9,5 

— 

— 

— 

— 



_ 

^'^^^') 

i 

1,2 







1 

1 

— 

—        —         542 

i     -| 

~  1     ~ 

— 

— 

— 

■  — 

—        —       2332 

)     100  II 

il 

65      100  jj     32 

100  II     16      100   j       7      100 

3     100  j       1      100   -11  918 

die  G 

esellschaftsklassen. 

noch  Dict 

it  schulpflichtigen  Kindern. 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Zensiten 

Kinder 

überhaupt 

überhaupt 

2 

— 

1 

1 

— 



305 

294 

12 

6        !        — 

1 

1 

— 

826 

785 

^5 

3 
8 
5 

12 

3 

1 

— 

— 

550 

778 

3 
1 

1 

:       1 

— 

— 

1 

190 
312 
358 

151 
396 
4Iß 

J3 

2                  1 

— 

— 

— 

635                     271 

'7 

6 

1                  1 

— 

1 

— 

132 

216 

1 

— 

— 

85 

125 

3 

10 

3 

1 

1 

— 

662 

897 

3 

15 

12 

5 

3                  1 

2908 

2348 

2 
2 

1 

1 

— 

I                I 

379 

1702 

60 
341 

— 

—                — 

542 

92 



— 

—                — 

2332 

6 

l 

öl                24                10                  6                  2 

11918       1            7176 

Zeitschr 

ift  für 

die  ge 

s.  Staat 

swiss 

snschaft. 

E 

rgär 

izungsh 

-ft  34- 

4 
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Arbeiter,    Handwerker,    Unterbeamte, 
Gast-  und  Landwirte 2547  =  51,2      Prozent, 

Ober-,  Mittel-,  Privatbeamte,    Lehrer, 

Fabrikanten  und  Kaufleute,  Rentner     .     .     2430  =  48,8 „ 

4977  =     100      Prozent. 

An  steuerlichen  Haushaltungen  mit  5  und  mehr  Personen  gab 
es  insgesamt  1287,  davon  entfielen  auf: 

Arbeiter,    Handwerker,    Unterbeamte, 
Gast-  und  Landwirte 794  =  61,8      Prozent, 

Ober-,   Mittel-,    Privatbeamte,    Lehrer, 
Fabrikanten  und  Kauficute,  Rentner     .     .       493  =  38,2  „ 

1287  =    100     Prozent. 


Ein  nicht  so  auffallendes,  aber  ähnliches  Resultat  erhalten  wir 
auch,  wenn  wir  die  Gesamtzahl  der  im  steuerlichen  Sinne  als  wirt- 
schaftlich abhängig  betrachteten  Personen  vergleichen. 

Aus  Tabelle  3  können  wir  diese  Gesamtzahlen  leicht  berechnen. 
Wirtschaftlich  abhängige  Personen  im  steuerlichen  Sinne  gab  es 
13  249;  davon  entfielen  auf: 

II. 
Oberbeamte .  594 
Mittelbeamte  1497 
Privatbeamte  506 
Lehrer  .  .  337 
Fa!)nkantcn 

u.  Kauf].  .  1574 
Rentner  .  .1026 
die  übrigen  .     305 


L 

Arbeiter   .     . 

3695 

Handwerker. 

1669 

Unterbeamte 

1388 

Gastwirte 

400 

Landwirte 

258 

7410  =  55.9  Proz. 


5839  =  44,1   Proz. 

Die  Zensiten  der  unter  I.  aufgeführten  Gesellschafts- 
klassen haben  also  die  größte  ökonomische  Belastung 
durch  wirtschaftlich  von  ihnen  abhängige  Personen  zu 
tragen. 

Auch  wenn  wir  die  Zahl  der  schulpflichtigen  und  noch  nicht 
schulpflichtigen  Kinder  getrennt  von  den  übrigen  wirtschaftlich  ab- 
hängigen Personen  ins  Auge  fassen,  kommen  *wir  zum  gleichen  Er- 
gebnis. 

Tabelle  4  zeigt  die  absolute  Verteilung  der  7176  Kinder  auf 
die  einzelnen  Gesellschaftsklassen;  es  kommen  auf: 
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Arbeiter  .     . 

I. 

2348 

Handwerker 

897 

Unterbeamte 

778 

Gastwirte 

216 

Landwirte 

125 

II. 

Oberbeamte . 

294 

Mittelbeamte 

785 

Privatbeamte 

271 

Lehrer 

151 

Fabrikanten 

u.  Kaufl.   . 

812 

Rentner. 

341 

die  übrigen 

158 

4364=  60.8  Proz. 


I  2812  =  39,2  Proz. 

der  schulpflichtigen  und  noch  nicht  schulpflichtigen  Kinder, 

Bei  den  2547  Familien  der  Kategorie  I.  entfallen  also  durch- 
schnittlich 1,71  Kinder  auf  die  Einheit,  bei  den  2430  Familien  der 
Kategorie  II.  dagegen  nur  1,16  Kinder;  bei  allen  4977  Familien 
beträgt  die  Durchschnittszahl   1,44. 

Nachdem  wir  einen  Überblick  über  die  Altersgliederung  in 
unsrer  Steuergemeinde  und  über  die  ökonomische  Belastung  durch 
wirtschaftlich  abhängige  Personen  gewonnen  haben,  wollen  wir 
weiter  sehen,  wie  sich  das  Gesamteinkommen  auf  die  einzelnen 
Gesellschaftsklassen  verteilt. 

Zuerst  müssen  wir  uns  da  fragen,  in  welchem  Verhältnis  sind 
die  drei  Grundgruppen  der  sozialen  Zusammensetzung  unserer  Stadt 
am  Gesamteinkommen  beteiligt? 

Tabelle  5    (S.  52)    lehrt  uns,    daß  von  letzterem    entfielen  auf: 

Mark         Proz. 

die  Beamtenschaft 5,270,150  =  26,6 

die  gewerbstätige    Bevölkerung  (ein- 
schließlich Dienstboten) 10,398,650  =  51,8 

die  Rentnerschaft 4,268,825  =  21,6 

19.937.625=  100 


Diese  Zahlen  zeigen,  daß  das  Gewerbe  auch  hier,  wo  es  im 
Vergleich  zu  anderen  Plätzen  keine  äußerlich  dominierende  Rolle 
im  Leben  der  Stadt  spielt ,  doch  in  materieller  Beziehung  immer 
noch  mehr  bedeutet,  als  die  anderen  Lebenskreise  zusammen. 

Was  bedeuten  nun  diese  Zahlen  für  den  Einzelnen? 

Welche  Einkommenssummen  entfallen  im  Durchschnitt  auf  jeden 
Zensiten  und  ferner  auf  den  Kopf  aller  wirtschaftlich  abhängigen 
Personen  in  den  einzelnen  Klassen? 
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Tabelle  5.     Verteilung  des  Gesamteinkommens. 


Anteil  am  Gesamteinkommen 

Gesellschaftsklasse 

absolut  Mark 

°/o 

Oberbeamte 

2189625 

11,1 

Mittelbeamte 

1815375 

9,1 

Unterbeamte 

747150 

3,8 

Lehrer,  Kunstausübende 

518  000 

2,6 

Fabrikanten  und  Großkaufleute 

2410575 

12,1 

Kleinkaufleute 

1  324  000 

6,5 

Privatbeamte 

1114450 

5,5 

Gastwirte 

310750 

1,6 

Landwirte 

140  325 

0,7 

Handwerker 

1229675 

!         6'^ 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen 

2225225 

11,1 

Weibliche  Erwerbstätige 

546500 

;     2,7 

Rentner  und  Rentnerinnen 

4  268825 

21,6 

Rentenempfänger  und  Unterstützte 

112  750 

0,6 

Dienstboten,  Lehrlinge 

984  400, 

i         4,9 

überhaupt 

19937  625 

KiO 

Wenn  wir  die  Einkommenssummen  durch  die  Zensitenzahl  und 
durch  die  aller  Haushaltungsglieder  dividieren,  fernerhin  die  Re- 
sultate in  aufsteigender  Linie  ordnen,  so  erhalten  wir  folgende 
Gruppen: 


Zahl 

Durchschnitts- 

Gesellschaftsklasse 

der 

einkommen 

Zensiten 

pro  Zensit 

Rentenempfänger  und  Unterstützte 

542 

208 

Dienstboten  und  Lehrlinge 

2332 

422 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen 

2908 

765 

Unterbeamte 

550 

1358 

Weibliche  Erwerbstätige 

379 

1442 

Landwirte 

85 

1651 

Privatbeamte 

635 

1755 

Handwerker 

662 

1857 

Mittelbeamte 

826 

2198 

Gastwirte 

132 

2354 

Rentner  und  Rentnerinnen 

1702 

2508 

Lehrer,  Kunstausübende 

190 

2726 

Kleinkaufleute 

358 

3698 

Oberbeamte 

305 

7179 

Fabrikanten  und  Großkaufleute 

312 

7726 

überhaupt 


1191S 


1673 
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Zahl  aller 

Durchschnitts- 

Gesellschaftsklasse 

Haushaltungs- 

einkommen 

glieder 

pro  Kopf 

Rentenempfänger  und  Unterstützte 

715 

158 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen 

6603 

337 

Unterbeamte 

1938 

386 

Landwirte 

343 

409 

Dienstboten  und  Lehrlinge 

2344 

420 

Handwerker 

2331 

528 

Gastwirte 

532 

584 

Mittelbeamte 

2323 

782 

Privatbeamte 

1141 

977 

Lehrer,  Kunstausübende 

527 

983 

Weibliche  Erwerbstätige 

499 

1095 

Kleinkaufleute 

1159 

1142 

Rentner  und  Rentnerinnen 

2728 

1565 

Fabrikanten  und  Großkaufleute 

1085 

2222 

Oberbeamte 

899 

2436 

überhaupt 

25167 

792 

Die  Verschiebungen,  die  wir  beim  Vergleich  beider  Gruppen 
bemerken,  sind  nicht  ganz  uninteressant.  Sie  führen  uns  den  rela- 
tiven Wert  der  Einkommenshöhe  je  nach  der  Größe  des  Haushaltes 
vor  Augen.  So  sind  z.  B.  die  mit  großen  Familien  gesegneten 
Gastwirte  auf  der  zweiten  Leiter  einige  Stufen  abwärts  geglitten, 
während  die  zumeist  alleinstehenden  weiblichen  Erwerbstätigen  be- 
trächtlich in  die  Höhe  gekommen  sind. 

Auch  hier  haben  wir  es  nur  mit  Durchschnittszahlen  zu  tun, 
die  eben  nicht  zu  vermeiden  sind,  wenn  wir  überhaupt  ein  Bild 
gewinnen  wollen,  das  sich  dem  geistigen  Auge  einprägt.  Das 
wirkliche  Leben  ist  aber  abwechslungsreich  und  mannigfaltig,  und 
wir  müssen  suchen,  der  Starrheit  der  Durchschnittszahlen  einen 
Untergrund  zu  geben,  durch  den  wir  einen  Einblick  in  die  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  gewinnen. 

Wir  tun  das  am  besten,  wenn  wir  das  Gesamteinkommen  wieder 
in  Stufen  zerlegen  und  die  Beteiligung  der  einzelnen  Gesellschafts- 
klassen an  diesen  betrachten. 

Tabelle  6  (S.  54)  gibt  uns  hiervon  ein  klares  Bild.  Das  niedrigste 
Einkommen  (bis  Mark  400)  entfällt  zum  größten  Teil  (71,6  Prozent) 
auf  Lehrlinge,  Dienstboten,  Rentenempfänger  und  Unterstützte,  d.  h. 
auf  solche  Zensiten,  deren  Einkommen  vielfach  in  Naturalien  be- 
steht und  nicht  genau  ermittelt  werden  kann.    Wohnung  und  Kost 
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Tabelle  6:  Ein  koin  in  ensklasse 
Von  den  Zensiten  d' 


werden  nämlich  hier  für  die  Steuer  zu  einem  Jahreswerte  von 
Mark  300  angenommen,  also  zu  einem  außerordentlich  niedrigen 
Satze.  Jeder  weiß,  daß  ein  Dienstmädchen  oder  ein  Lehrling  mehr 
als  82  Pfg.  pro  Tag  verwohnt  und  verzehrt. 

Auch  in  der  nächst  höheren  Einkommensstufe  (400 — 800  Mark) 
stellen  die  Dienstboten  fast  die  Hälfte  der  Zensiten.  An  zweiter 
Stelle  stehen  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  mit  34,8  Prozent; 
Hier  muß  wiederum  an  die  gesonderte  Veranlagung  vieler  Arbeiter- 
kinder erinnert   werden. 

In  der  nächsten  Einkommensstufe  (800 — 1000  Mark)  stellen  die 
Arbeiter  über  die  Hälfte  (57  Prozent),  die  Handwerker  fast  10  Prozent, 
die  Rentner  11  Prozent.  Die  letzteren  waren  schon  bei  den  vor- 
hergehenden Einkommenshöhen  fast  ebenso  stark  vertreten;  es 
handelt  sich  hier  in  der  Hauptsache  um  einzelstehende  weibliche 
Personen,  die  sich  mit  diesen  niedrigen  Erträgen  ihres  kleinen 
Kapitalbesitzes  begnügen  bzw.  begnügen  müssen,  denn  von  den 
700  Rentnern  bis  zu  1000  Mark  Einkommen  waren  620  weiblichen 
und  "nur  80  männlichen  Geschlechts. 

Bei  1000—1500  Mark  Einkommen  sinkt  der  Anteil  der  Ar- 
beiterschaft   auf  30,9  Prozent,  während   Unterbeamte,  Privatbeamte, 


0—400 

4- 

800 

800- 

1000 

1000- 

-1500,1500- 

-2000:2000- 

-250' 

entfielen  auf  die 

Gesellschaftsklassen 

abs. 

»/o 

abs. 

»yo 

abs. 

7o 

abs. 

% 

abs. 

o/o 

abs. 

7o 

Oberbeamte 











— 

6 

0,3 

8 

0,9 

12 

2.0 

Mittelbeamte 

9 

0,5 

57 

1,6 

44 

3,4 

119 

6,1 

117 

12,8 

191 

31,^ 

Unterbeamte 

— 

— 

30 

0,9 

47 

3,6 

262 

13,6 

142 

15,5 

50 

8,:; 

Lehrer,  Kunstausübende 

3 

0,2 

11 

0,3 

3 

0,2 

25 

1,3 

22 

2,4 

28 

4,: 

Fabrikanten,  Großkaufl. 

2 

0,1 

9 

0,3 

9 

0,7 

33 

1,7 

22 

2,4 

25 

4,1^ 

Kleinkaufleute 

2 

0,1 

25 

0,7 

24 

1.8 

44 

2,2 

43 

4,7 

1     32 

5,:- 

Privatbeamte 

1 

0,1 

44 

1,3 

70 

5,5 

231 

11,9 

111 

12,5 

62 

1<!.: 

Gastwirte 

— 

— 

1 

— 

4 

0,3 

32 

1,6 

33 

3,6 

16 

2.' 

Landwirte 

1 

0,1 

7 

0,2 

10 

0,8 

30 

1,5 

13 

1,4 

10 

1,- 

Handwerker 

4 

0,2 

49 

1,4 

126 

9,8 

197 

10,1 

107 

11,6 

36 

6,0 

Arbeiter,  Arbeiterinnen 

244 

14.2 

1220 

34,8 

740 

57.0 

1  600 

30,9 

80 

8,8 

14 

2,5 

Weibl.  Erwerbstätige 

32 

1,8 

115 

3,3 

38 

2,9       98 

5,0 

42 

4,6 

20 

3,3 

Rentner,  Rentnerinnen 

193 

11,1 

364 

10,4 

143 

11,0     247 

12,7 

170 

18,5 

103 

17,3 

Rentenempf.,  Unterst. 

530 

30,7, 

10 

0,3 

1 

0,1,1     1 

2,9'!    22 

— 

— 

— 

— 

— 

Dienstboten,  Lehrlinge 

707 

40,9 

1558 

44,5 

37 

1,1 

3 

0,3 

1 

0,2 

überhaupt 

172S 

100 

3500 

■ 

100 

12<)6 

1 

100 

1947 

100 

913 

100 

600 

100 
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Qd 

Gesellschaft 

sklasse  n. 

vgenden  Einkommensklassen 

iOO— 3000       3—4000 

4—5000        5—6000 

6—8000 

8—10000 

über  10000 

1 

über- 

ibs. 

7o    ;  abs. 

o/o       abs.  1    0/0       abs. 

% 

abs.      o/o 

abs. 

0/0 

abs. 

7o 

haupt 

17 

4,2  j'     34 

6,7 

28 

9,4       45 

23,4 

67 

33,0 

33 

29,6 

55 

26,8 

305 

06 

25,6  ;'  118 

23,3 

44 

14,7        13 

6,8 

8 

4,0 

— 

— 

— 

— 

826 

13 

3,1 

5 

0,9 

1 

0,3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

550 

25 

6,1 

34 

6,7 

25 

8,4 

7 

3,7 

5 

2,5 

2 

1,8 

— 

— 

190 

17 

4,1 

1     38 

7,5 

26 

8,6 

20 

10,5 

-25 

12,3 

22 

19,6 

64 

31,0 

312 

22 

5,3  ::    42 

8,3 

46 

15,4 

19 

9.9 

27 

13,4 

13 

11,6 

19 

9,2 

358 

13 

10,3   1     39 

7,6 

21 

7,1 

11 

5,8 

1 

0,5 

1 

0,9 

— 

— 

635 

10 

2,4        20 

3,9 

9 

3,0 

4 

2,1 

2 

0,9 

— 

— 

1 

0,5 

132 

4 

0,9          6 

1,2 

3 

1,0 

1 

Ö,5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

85 

16 

11,0        47 

9,3 

16 

5,4 

15 

7,9  ,       7 

3,4 

7 

6,2 

5 

2,4 

662 

10 

2,4        - 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

2908 

10 

2,4  ■!      8 

1,6 

3 

1,0  i 

2 

1,0 

3 

1,4 

3 

2,7 

5 

2,4 

379 

iO 

21,5      115 

22,8 

77     25,7 

54 

28,4 

58 

28,6 

31 

27,6 

57 

27,7 

1702 

— 

-         — 

— 

—       —         —  1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

542 

3 

0,7           1 

0,2  i 

_       _         _ 

—  •:    — 

— 

— 

— 

—       — 

2332 

16 

100      507      100      299      100      191      100      203 

11 

100 

112      100 

206      100    11918 

Handwerker,    Rentner    zusammen    fast  5C 

)  Prozent   mit    annähernd 

gleichen  Anteilen  stellen. 

Bei  1500 — 2000  Mark    Einkommen    spielen    die    Mittelbeamten 

und  Unterbeamten  die  Hauptrolle  mit   zusammen  28,3  Prozent  aller 

z 

ensite 

;n   di 

eser 

Klas5 

je;    c 

ann 

die   ] 

^entr 

ler    mit  18,5,    die   Privat- 

beamten  mit  12,5,  die  Handwerker  mit  11,6  Prozent;  der  Anteil 
der  Arbeiter  ist  bereits  auf  8,8  Prozent  gesunken. 

Bei  2000—2500  Mark  Einkommen  stellen  die  Mittelbeamten 
fast  den  dritten  Teil  (31,8  Prozent),  um  sich  noch  in  zwei  weiteren 
Klassen  (2500 — 4000  Mark)  an  der  Spitze  zu  halten.  Aber  schon 
hier  wachsen  die  Kontingente,  welche  Oberbeamte,  Fabrikanten, 
Kaufleute  sowie  Rentner  stellen ;  diesen  Gruppen  gehören  schließ- 
lich last  alle  Zensiten  der  höchsten  Einkommen  an,  wobei  die 
Fabrikanten  und  Kaufleute  40,2,  die  Rentner  27,7  und  die  Ober- 
beamten 26,8  Prozent  ausmachen. 

Um  das  Bild  noch  deutlicher  zu  gestalten,  haben  wir  5  Ein- 
kommensgrenzen gezogen  und  bei  jeder  den  Prozentsatz  be- 
rechnet, mit  welchem  sie  von  den  einzelnen  Klassen  überschritten 
wird. 
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Tabelle  7.     Gesellschaftsklassen   und 
E  i  n  k  ü  m  m  e  n  s  g  r e  n  z  e  n. 


Von 

je  100  Zensiten  nebenstehender 

Gesell- 

Gesellschaftsklassen 

scbaftsklassen  hatten 

Einkommen 

über 

über 

Ober 

über 

über 

1000  Mk. 

1500  Mk. 

2000  Mk. 

3000  Mk. 

5000  Mk, 

Oberbeamte 

100,0 

98,0 

95.4 

86,2 

65.8 

Fabrikanten,  Großkaufleute 

93,6 

83,0 

76,0 

62,6 

42,1 

Kleinkaufleute 

85,7 

73,3 

61,3 

46,3 

21.7 

Rentner,  Rentnerinnen 

58,8 

44,3 

34,3 

22,9 

11,T 

Lehrer,  Kunstausübende 

91,0 

77,8 

66,2 

38,3 

7,3 

Gastwirte 
Handwerker 

96,2 
73,0 

72,1 
43,3 

47,1 
27.1 

27,4 
14,8 

5,5 
5,3 

Weibliche  Erwerbstätige 

51,0 

25,3 

14,2 

6,3 

3,4 

Mittelbeamte 

86,7 

72,3 

58,1 

22,2 

2,6 

Privatbeamte 

81,9 

45,4 

27,9 

11,3 

1.9 

Landwirte 
Unterbeamte 

78,8 
85,9 

43,5 
38,3 

28,3 
12,5 

11,8 
1.0 

1,2 

Dienstboten  usw. 

l,"* 

0,6 

0,4 

0,1 

— 

Arbeiter,  Arbeiterinnen 

24,2 

3,6 

0,8 

— 

— 

Rentenempf.  u.  Unterstützte 

0,2 

— 

— 

— 

— 

überhaupt: 

45,2 

28.9 

21.3 

12,7 

6,0 

Das  Verhältnis  von  Lebensalter  und  Einkommen  ist  auf  das 
Zusammenwirken  verschiedener  Faktoren  zurückzuführen. 

Im  allgemeinen  ist  das  Einkommen  der  unteren  Jahresklassen 
niedriger  wie  das  der  übrigen,  weil  die  ihnen  angehörenden  Zen- 
siten in  einem  größeren  Verhältnis  noch  als  später  denjenigen  Be- 
rufen angehören,  die  an  und  für  sich  ein  niedriges  Einkommen  ab- 
werfen. Die  besser  rentierenden  Berufe  —  wenn  man  sich  so  aus- 
drücken darf  —  erfordern  eine  längere  Vorbereitungszeit,  ehe  sie 
als  Einnahmequelle  dienen  können;  und  auch  dann  setzt  zumeist 
ein  relativ  niedriger  Verdienst  ein,  der  erst  allmählich  in  die  Höhe 
steigt. 

Wie  dies  für  reines  Arbeitseinkommen  gilt,  so  kann  man  auch 
von  dem  Renteneinkommen  sagen,  daß  die  jungen  Jahrgänge  da- 
von im  allgemeinen  weniger  berührt  werden^  da  Vermögensbesitz 
in  der  Regel  doch  erst  später  erworben  oder  ererbt  wird. 

Andererseits  läßt  von  einer  gewissen  Lebenshöhe  an  die  Er- 
werbsfähigkeit der  großen  Masse  nach. 
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Tabelle  8.     Der  Anteil  der  Altersklassen  am 
Gesamteinkommen. 


Altersklassen 

Anteil  am  Gesamt- 
einkommen 

Zahl  der 
Zensiten 

Durchschnitts- 
einkommen 

Jahre 

absolut  Mark 

o/o 

absolut 

0/0 

pro  Zensit 
Mark 

bis  20 

1  029  725 

5,2 

2177 

18,3 

473 

21—25 

1  192  050 

6,0 

1454 

12,2 

820 

26-30 

1  447  050 

7,3 

1144 

9,6 

1265 

31—35 

1  581725 

8,0 

948 

8,0 

1669 

36—40 

1  929  250 

9,7 

927 

7,8 

2081 

41-45 

1  900  210 

9,5 

877 

7,4 

2167 

46-50 

2  066  480 

10,3 

887 

7,4 

2331 

51 — 55 

2  324  950 

11,6 

793 

6,7 

2932 

56— fiO 

1  958  920 

9,8 

753 

6,3 

2602 

61—65 

1395  915 

7,0 

601 

5,0 

2323 

66—70 

1  262  S75 

6,3 

52S 

4,4 

2392 

71 — 75 

1  020  625 

5,1 

421 

3,5 

2424 

über75 

827  850 

4,2 

408 

3,4 

2029 

überhaupt : 

19  937  625 

100 

11  918 

100 

1673 

Tabelle  8,  die  uns  einen  Überblick  über  die  Verteilung  des 
Gesamteinkommens  nach  Altersklassen  gibt,  ist  in  dieser  Hinsicht 
recht  lehrreich.  Der  Anteil  steigt  von  Altersstufe  zu  Altersstufe  bis 
zum  55.  Lebensjahre,  um  dann  in  beschleunigtem  Tempo  wieder 
zu  fallen;  und  dieser  Fall  ist  keineswegs  nur  auf  die  abnehmende 
Zahl  der  Zensiten  zurückzuführen,  denn  aus  der  letzten  Kolonne 
der  Tabelle  ersehen  wir,  daß  auch  das  Durchschnittseinkommen 
der  Einzelnen  bis  zum  55.  Jahre  am  höchsten  kommt,  um  dann  zu 
sinken,  allerdings  nicht  in  dem  Maße  und  in  der  Gleichmäßigkeit 
wie  das  Gesamteinkommen. 

Wie  gestaltet  sich  nun  das  Verhältnis  von  Lebensalter  und 
Einkommen  in  den  einzelnen  Gesellschaftsklassen? 

Um  das  Bild  möglichst  übersichtlich  zu  gestalten,  wollen  wir 
die  Altersklassen  zu  vier  Lebensperioden  vereinigen,  die  durch  das 
25.,  40.,  und  60.  Jahr  begrenzt  werden.  Wir  sehen  auf  Tabelle  9  (S.  58), 
daß  bei  den  bestgestellten  sozialen  Schichten  (Fabrikanten,  Groß- 
kaufleuten, Oberbeamten)  das  Durchschnittseinkommen  von  Lebens- 
periode zu  Lebensperiode  erheblich  steigt  und  auch  in  der  letzten 
nur  wenig  nachläßt,  während  bei  den  Handwerkern  und  bei  der 
Arbeiterschaft  dieses  Zurückgehen  des  Einkommens  im  hohen  Alter 
relativ  sehr  bedeutend  ist. 


—     58 


a 

J3 

CA 

o 

^ 

w 

E 

S 
o 

o 

^ 

'S 

<u 

a> 

2 

X3 

(U 

!/3 

rt 

^^ 

<U 

JJ 

O 

Co 

C/3 

r; 

H 

5J 

G 

b/0 

<u 

C 

"D 

-5 

O 

4) 

<U 

>^ 

o, 

> 

c 
<v 

Xi 
V 

'S 

cd 

^isu32  oad 

il  p= 

00    00    -^ 

CO     QT) 

lO     f 

»-   10   es   c»  cTi   e^i 

CO' 

uamtno^iup 

l~ 

05     •«    CS 
—    CO    l~ 

es    0; 
l-    CO 

l-     CO 

CO 

»n   CO    T   c    «   CS 
üO   i-    -*•   >o   es    -r 

1- 

CO 

3 

-SHiuqDsqoanQ 

es  -H   es 

l~     CO 

»-1   es 

■^ 

•"          »1   es 

^ 

~     u     tn 

co~o'o 

^CS    un 

ira   es 

~~^ 

es  00  05   es   es  ■  e^i 

C/l 

0 

CS   >re   0; 

—    1« 

CO     CO 

00 

CO    0   i--    0    ^    CO 

«— 1 

cc 

UO     lO     — 

CO     CO 

CO     •^ 

CO    0;    CO    1-    >«    CO 

32 

XI 

es          »-^          e^i 

■^^ 

»0 

>o   0   c; 

•0  ^ 

^0"^^ 

lO 

>C    lO    0    lO    0    ■= 

>o 

3    ^ 

CS 

i—   1«   0 

l-  0 

»re   >« 

es 

i—   e^i    0   es   ift   c 

es 

a 

CO 

CO     .^     0 

.0  0 

•Tf       l- 

CO 

CO   es    «f5   uo   i-   -r 

'S    « 

Oi 

>«     l~    00 

C=     TJ< 

■^       0 

0 

0:    lO    CO   ■X)   es   -t> 

i'- 

I«    »e^ 

-» 

—      Tl«     — - 

—   es 

Tl< 

es   CS    'S-   CO   —   CO 

co 

X)    r^ 

ao   i~   ,c 

•>3<     CO 

—    CO 

es   es    .n   es   '-i   CT. 

02 

CS 

es 

'^ 

es   ■^ 

•^ 

»-1   es          ■^ 

32 

^isua^  ojd 

Ir- 

es 00  CO 

»0  00 

CO    so 

■«* 

>«    CO    OD    — '    — <    >o 

2* 

u3aiaio)(ui3 

•^  >o  ^ 

—  es 

CO   0; 

CO 

•*    CO    1—    ift    0    l— 

V 

in 

05    Tj«     -- 

•»J<     CO 

«0  — 

CO 

CO   i«   CO   i—  es  CO 

Jo 
es 

-siiiuqDsqDJOQ 

00 

es  •^   « 

00    ■<* 

es   CS 

th         ec  es 

^1  s 

N   -^   N 

»fS 

l-    CO    oo 

i-   es 

es  — ' 

0 

--    0    'S«    CO    CO    CO 

GO 

0 

CO 

0     05    -^ 

CO    CS 

^—1  T-i 

es 

1—  05  es  05   CO  es 

»I^ 

—i              00     CO 

0 

>0    >0     lO 

lO     iti 

0   >o 

Tö~ 

0   ifs   >c   er    «o   .n 

iC 

V 

D      i^ 

0 

l—  -J   l~ 

i-   es 

0   es 

i— 

0     1~     »^     lO     l~     d 

-^ 

XI 

0    j5 

CO 

ao    CT.     i>3 

CO   es 

0   -^ 

CD 

on   ao    0    1—    lO    'O 

CS 

0 

CO 

■<:(<    c;    0 

—   10 

e^i   -»< 

es 

CO    CO    —    -*    >~    >-0 

1— 

1  S 

»TS 

—    CO    »0 

—   c; 

CO  es 

CO 

—    0    00    CO    CO    T- 

c 

0 

CO    --1    T-i 

CO 

Tl      ^                    TJ< 

l« 



es 

-* 

Ijsna^  ojd 

»c 

in   ■^  — 

CO     -^ 

35   i- 

"* 

— •   es   Ci   CD   i—   CO 

CS 

uaamio>[up 

es 

■<»i   CO   0; 

c:    ic 

—     CO 

GC 

CO     -^     CO     l~     —     CA 

CD 

05     >0     0 

CO    0 

CD     -^ 

l- 

CS   i-   00  es   es   CD 

■^ 

OJ 

J3 
CS 

•— » 

-sjijuqDsqDjnQ 

UO 

es   — (   CO 

0;    -^ 

es   es 

'^ 

CS          -H   es 

es 

N   -ü   N 

<=> 

—   —   •^ 

es   10 

00   — 

02 

l-    OS    CO    02    CJ    0 

0 

CO 

QO   es  CO 

CO     l~ 

Oi    CD 

CO 

0   CO  0   lO  CO  es 

0 

CO 

1 

•" 

es  es 

^^   ■^ 

CO    l-    •^    CO    •^    »- 

CO 
CO  _ 

.re 

10     0     lO 

0    0 

0  "^ 

"ifT 

0  >o   i«   0   .0   0 

0 

1 

~   'S 

es 

es   CO   i- 

er   0 

0   l~ 

i^ 

10   es    r-    0    i-    0 

CO 

*— t 

es 

■'J'     0;     OD 

CS    0 

l-     CO 

UO 

es   -H   0   00   -^   »rt 

ir> 

•<i< 

Ol    Ji 

CS 

■^^ 

l-     30     l~ 

es   02 

CD     00 

C2 

"*    QO    00    05     0    QO 

0 

es 

CS     CO     05 

CS    0 

lO     -^ 

CO 

C2    TT    0;    Oi    CO    c^ 

■0 

^-^ 

00     CO     ■— 

.n   i~ 

es   •^ 

CO     UO     -^    "^ 

es 

.  — ' 

•-' 



'-' 

_  jO 

1 

5ISU32  oad 

CO 

■<**'*•* 

00    CO 

•^     05 

-* 

CO   00   •«»<    CO   oo   CS 

es 

1 

a3nimo3{ap 

l— 

s;   05   — 
UO    -^    •* 

—   00 
es   CO 

0   es 

CO 

o;   ■<!*<  T}<  Tf  CO  i« 
TP  QO  ■^  CS  es  uo 

CO 

i) 

u 

J3 
ei 

■— > 

-sjjinqDsqojnQ 

•^ 

.—  -^   es 

lO     CO 

es   es 

■^ 

•^              -H    CS 

T-l 

"    j-    "' 

CO 

0    00    tM 

05    1- 

i~   0 

CO 

CO   CO   •«fi   es   es   — 

02 

N   -o   t^ 

0 

00    OS    CO 

0  •<*' 

CO     CO 

es 

t—    QO    --    »^    Tj<     1- 

0 

^ 

es   ■^ 

es 

CS  o>   >—  ^         es 

_JO 

1 

^ 

tn 

»c  0  >o 

0   0 

0   0 

in 

»    0    0    iC    0    « 

.0 

CO 

es 

3     ^ 

CS 

l~    -    l~ 

0   0 

^   in 

i- 

0    lO    0    i~    0    0 

es 

x>  S 

CO 
CD 

lO   -*   es 

0     CO     l- 

an   i— 

CO     C2 

0 
00 

l-    0    CO    iO    0    l~ 

l~-     -rf     -^      —      0      05 

0 
ao 
>c 

02 

0 

CO     CO     •<!»< 

CO     05 

l~     CO 

CO 

0     CO     CO     •«     T-i     ■^ 

CS 

tn 

«0     CS    ■« 

»0   -^ 

rt<    ^ 

Ti<  00   ^   es         — 

}isua7  oJd 



es   —1   CO 

UO     CO 

^ 

CO    Ci    •^    CO    0    CO 

es 

u3intno>[ui3 

^ 

0     •^     05 

o>   c;   es 

0   >re 

^      1 

1 

05     CO    CO     0     0    00 

Ol   i—   i^   »0   es   CO 

J3 

-sniuqosqojnQ 

es 

■'^ 

CS     •^ 

•" 

es 

N   -a   t^ 

"* 

00   Iß   i^ 

•^   "* 

00       1 

, 

•rt  CO   lO   "0   >o   02 

_^ 

•"^ 

»0    CO    •<-i 

00 

T-  c:    CO   CO   es    0 

CO 

GS 

*"■ 

es     ' 

1 

C2   -^                02 

CO 
CO 

(0 

2   -^ 

U)      es 

id 

0    ici    0 

o>  .0 

0 

»0    lO    0    0    0    »0 

'-S 

t~ 

0  l~  l~ 

0     CS 

0     , 

r 

es   t~-   HO   0   0   i~ 

l~ 

•^ 

10     00     05 

CO    0 

^ 

1 

02     —     l—     l~     0     CO 

00 

es    — '   — ' 

ao   es 

ao 

0   CO   "^   es   uo   0 

CS 

•^   CO   es 

es 

■^ 

—     CO     ^     »rt>             CO 

CS 

— 

CO 

l-  —              l~ 

es 

0 

0 

C                             1 
V 

in 

c 

J3 

0 
's 

es 

S     ._       3      «1       3 

l" 

VI 

i3 

'n   S  -S    St: 

tr 

t/l 

C3 

o   -•-•    u   -fcj    t: 

1) 

S 

3 

0 

♦-    t/)    fl)    □  — 

J  ^   £  ^  J 

i  <  !  cS  "H.  g 

-3 

eo 

"es 

B 

CS 

in 

a  1  ^ 

s  1  u 
i>  1)  1- 

.5     C     u 

0  S 

ii 
0  "3 

V 

a 

CS      <u 

ü 

••3 

CO 
0) 

0 

0 

XI 
u 
lU 

XI 

CS       CS 

^1 

>  -5; 

> 

^   ü  _•    S3    S  1 
"^    'ü   -°     a     «     in 
c    ^    '5     C     3     g 

n  <  ;>  oi  Gi  Q 

0 

S   D   J 

fc    t^rf 

Cu    C5 

—     59 


Bei  der  Arbeiterschaft  ist  schon  in  der  vorletzten  Lebensperiode 
ein  beträchthches  Nachlassen  der  Einkommensquote  zu  bemerken. 
Es  verlohnt  sich,  die  gelernten  und  die  ungelernten  Arbeiter  sowie 
die  Arbeiterinnen  gesondert  zu  betrachten. 


bis  25  Jahre 

26—40  Jahre 

Arbeiterklassen 

Ein- 
kommen 
Mark 

Zahl 
der 
Zen- 
siten 

Durch- 

schnitts- 

eink.  pro 

Zensit 

Ein- 
kommen 
Mark 

Zahl 

der 

Zen- 

siten 

Durch- 

schnitts- 

eink.  pro 

Zensit 

Gelernte  Arbeiter 
Ungelernte        „ 
Arbeiterinnen 

4SI  800 
178  725 

75  650 

543 

279 

174 

887 
640 
435 

489  050 

278  550 

66  450 

488 
355 
140 

1002 
785 
475 

überhaupt: 

736  175 

996 

739 

834  050 

983 

848 

41—60  Jahre 

über  60  Jahre 

Arbeiterklassen 

Ein- 
kommen 
Mark 

Zahl 
der 
Zen- 
siten 

Durch- 

schnitts- 

eink.  pro 

Zensit 

Ein- 
kommen 
Mark 

Zahl 
der 
Zen- 
siten 

Durch- 

schnitts- 

eink.  pro 

Zensit 

Gelernte  Arbeiter 

Ungelernte       „ 
Arbeiterinnen 

276  025 

181625 

90  475 

268 
240 
231 

1029 
757 
391 

39  050 
42  525 
25  300 

43 
67 

80 

908 
635 
316 

überhaupt: 

548  125 

739 

742 

106  875 

190 

563 

Welch  erheblicher  Unterschied  bei  diesen  3  Kategorien,  aus 
denen  sich  die  erwerbstätige  Arbeiterschaft  zusammensetzt.  Das 
Einkommen  der  gelernten  Arbeiter  ist  in  ihrer  letzten  Lebensperiode 
immer  noch  höher  als  in  der  ersten  und  übersteigt  stets  das  Durch- 
schnittseinkommen der  ganzen  Arbeiterschaft,  welches  wir  mit 
Mark  765.—  festgestellt  haben.  Die  ungelernten  Arbeiter  erreichen 
dieses  Durchschnittseinkommen  etwa  in  der  zweiten  und  dritten 
Periode,  um  dann  erheblich  weniger  zu  verdienen,  —  und  die  Ar- 
beiterinnen   bleiben   stets    tief  unter   dem  Durchschnittseinkommen. 

Die  geringe  Zahl  aller  drei  Kategorien  im  höheren  Lebensalter 
lenkt  unseren  Blick  unwillkürlich  auf  die  vielen  alten  Rentenem- 
pfänger und  Unterstützten,  und  legen  ein  lebendiges  Zeugnis  ab 
für  die  Notwendigkeit  der  Fürsorge  durch  die  Versicherungsgesetz- 
gebung in  unserer  Zeit  der  Gewerbefreiheit. 

Auch  den  Durchschnittszahlen,  die  wir  für  das  Verhältnis  vo--^ 
Alter  und  Einkommen  gewonnen  haben,  wollen  wir  in  der  folgen 
den  Tabelle  10  einen  lebendigeren  Untergrund  geben. 
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Tabelle   10.     Kinkoinmen 
Von  den  Zensiten  der  Einkommensklassen  ^ 


bis  400 

400 

—800 

800- 

-1000 

1000 

-1500 

1500 

-2000 

2000 

-25J 

Altersklassen 

abs. 

o/o 

abs. 

o/o 

abs. 

o/o 

abs. 

o/o 

abs. 

7o 

abs. 

f 
0/0 

bis  20 

T:-i2 

42,3 

1179 

33,8 

159 

12,2 

92 

4,7 

la 

1,4 

1 

0,2 

21—25 

50 

2,9 

774 

22,2 

244 

18,9 

290 

14,8 

63 

6,9 

18 

3,0 

26—30 

30 

1.7 

315 

9,0 

204 

15,8 

307 

15,8 

144 

15,8 

48 

8,0 

31-35 

27 

1,6 

180 

5,1 

154 

11,9 

239 

12,3  ,  115 

12,6 

90 

15.J 

36-40 

34 

2,0 

135 

3,9 

124 

9,6 

244 

12,5 

92 

10,1 

90 

41—45 

39 

2,2 

150 

4,3 

96 

7,4 

171 

8,8 

101 

11,1 

78 

i,-'..n 

46—50 

73 

4,2 

166 

4,7 

81 

6,2 

167 

8,6 

87 

9,5 

64 

10,7 

51 — 55 

71 

4,1 

160 

4,5 

70 

5,4 

113 

5,8 

72 

7,8 

49 

8J 

56-60 

115 

6.7 

141 

4,0 

54 

4,1 

97 

5,0 

60 

6,6 

51 

^ 

61—65 

141 

8,2 

99 

2,8 

41 

3,2 

70 

3,6 

52 

5,7 

38 

6J 

66—70 

145 

8,4 

86 

2,4 

.    28 

2,2 

63 

3,3 

50 

5,5 

31 

5; 

71 — 75 

126 

7,3 

63 

1,8 

26 

2,0 

53 

2,7   i     34 

3,7 

22 

3,1 

über  75 

145 

8,4 

52 

1,5 

15 

1,1 

41 

2,1  ;j     30 

3,3        20 

3,1 

1728       100  ' 

3500 

100    1296 

100 

1947 

100   j  913 

100      600 

10( 

In  der  ] 

i^inleitiing 

der 

Arbeit    ist 

darauf  hingewiesen 

worden» 

daß  nicht  da 

s  Einkomn- 

len  der  einzelnen  Beruiskategorien  als  solche 

der  Untersuc 
samteinkomn 

hun.i 
[len 

^  zu  C 

lus  A 

jrunc 

rbeit 

le  gel 

und  ] 

Cgt    V 

3esit; 

verder 

i   sol 

,  sondern 

das  Ge- 

Es  liegt  nun  nahe,  das  Verhältnis  dieser  beiden  Einkommens- 
arten zu  einander  näher  zu  betrachten,  doch  müssen  wir  uns  zu- 
nächst im  folgenden  Abschnitt  mit  dem  Vermögensbesitz  unsrer 
Zensiten,  mit  seinem  Umfang,  seiner  Art  und  seiner  Verteilung 
vertraut  machen. 
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;sen  und  Altersklassen. 

Mark  entfielen  a.  d.  nebenstehenden  Altersklassen. 


)— 3000 

3000 

-4000 

4000 

—5000 

5000 

-6000 

6000 

—8000 

8000- 

-10  000 

über  10  000 

> 

abs. 

o/o 

abs. 

o/o 

abs. 

% 

abs. 

7o 

abs. 

0/0 

abs. 

°/o 

_ 

1 

0.2' 

— 

— 

— 

— 

— 

-^ 

— 

— 

— 

- 

2,2 

3 

0,6 

2 

0,7 

— 

— 

— 

— 

1 

0,9 

— 

— 

9,6 

30 

5,9 

9 

3,— 

8 

4,2 

4 

1,9 

1 

0,9 

4 

2,0 

9,2 

41 

8,1 

31 

10,3 

12 

6,3 

5 

2,5 

4 

3,6 

10 

4,9 

10.0 

55 

10,8 

41 

13,7 

20 

10,5 

18 

8,9 

5 

4,5 

25 

12.1 

16,0 

64 

12,7 

28 

9,4 

33 

17,3 

26 

12,8 

15 

13,4 

13 

6,3 

11,3 

74 

14,6 

33 

11,1 

20 

10,5 

27 

13,3 

17 

15,1 

30 

14,5 

9,9 

70 

13,8 

41 

13,7 

18 

9,4 

34 

16,8 

20 

17,8 

32 

15,5 

11,8 

65 

12,8 

36 

12,0 

19 

9,9 

28 

13,7 

13 

11,6 

25 

12,1 

5.8 

35 

6,9 

27 

9,0 

25 

13,1 

19 

9,4 

9 

8,0 

25 

12,1 

5,3 

22 

4,3 

18 

6,1 

18 

9,4 

17 

8,4 

13 

11,6 

16 

7,8 

4,3 

21 

4,2 

21 

7,0 

4 

2,1 

11 

5,4 

6 

5,4 

18 

8,8 

4,6 

26 

5,1 

12 

4,0 

J4 

7,3 

14 

6,9 

8 

7,2 

8 

3,9 

100 

507 

100 

299 

100 

191 

100 

203 

100 

112 

100 

206 

100 

IV.  Die  Vermögcnsverhclltnisse. 

Die  Steiierv'eranlagungen  für  1907/08  ergaben  für  unsere  11  918 
Zensiten  : 

ein  Bruttovermögen   von  Mark  221649  645 
und  eine  Schuldenlast      „         „         44  204  264 
so  daß  ihr  Rein  vermögen  Mark  177  445  382 

betrug. 

Diesen  Angaben  entspricht  ein  durchschnittlicher  Vermögens- 
besitz von  Mark  14889. — ,  welcher  Zahl  wir  folgende  allgemeine 
Verteilung  gegenüberzustellen  haben. 


Tabelle   11.     Die   Verteilung    des    Rein  Vermögens    nach 

Größenklassen. 


invermögen 

besaßen 

Zensiten 

Reinvermögen 

besaßen 

Zensiten 

Mark 

absolut 

o/oo 

Mark 

absolut 

°/oo 

0 

6905 

579,3 

40—50  000 

170 

14,2 

unter  1000 

848 

71,2 

50—75000 

266 

22,3 

1—2000 

350 

29,4 

75—100000 

163 

13,6 

2—3000 

282 

23,7 

100-150  000 

196 

16,4 

3—5000 

435 

36.5 

150—200  000 

88 

T,4 

5—10  000 

703 

59,0 

200—300000 

77 

6,4 

10—15000 

434 

36,5 

300     500  000 

43 

3,6 

15—20  000 

315 

26,5 

500-800  000 

23 

1,9 

20—30000 

364 

30,6 

800  000—1000  000 

7 

0,6 

30-40  000 

245 

20,6 

über  1000  000 

4 

0,3 

überhaupt 

11918 

1000 

Diese  Untersuchung  des  Vermögensstandes  ergibt,  daß  rund 
58  Prozent  der  Zensiten  völlig  vermögenslos  sind  und  daß  der 
Bestand  des  Reinvermögens  sich  auf  42  Prozent  der  Zensiten  verteilt. 

Ein  großer  Teil  der  Vermögenslosen  wird  nun  von  jungen 
Leuten  bis  zu  20  Jahren  (2148)  und  von  21—25  Jahren  (1378)  ge- 
stellt, die  zumeist  entweder  noch  im  elterlichen  Hause  wohnen 
oder  als  Dienstboten  in  anderen  Haushaltungen  untergebracht  sind. 

Wenn  wir  die  Vermögenslosen  dieser  beiden  Altersklassen 
hier  nicht  berücksichtigen  und  den  Besitz  relativ  zu  den  übrig 
bleibenden  8392  Zensiten  berechnen,  so  kommen  wir  zu  folgendem 
Ergebnis : 
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Tabelle   12. 
Die  Verteilung    des  Reinvermögens    ohne  Berück- 
sichtigung der  jungen  Vermögenslosen. 


Reinvermögen 
Mark 

0 

unter  lOOO 

1—2000 

2  -  3000 

3—5000 

3—10000 

10—15000 

15—20  000 

20—30000 

30—40  000 


besaßen    Zensiten 


absolut 
3379 
"S48 
350 
282 
435 
703 
434 
315 
364 
245 


402,0 
101,0 
41,9 
33,7 
51,9 
83,9 
51,8 
37,5 
43,4 
29,1 


Reinvermögen 
Mark 

40—50  000 

50—75  000 

75—100  000 

100—150  000 

150—200  000 

200—300  000 

300—500000 

500—800  000 

800  000—1000  000 

über  1  000  000 


besaßen  Zensiten 


absolut 

170 

266 

163 

196 

88 

77 

43 

23 


";oo 

20,4 

31,8 

19,5 

23,4 

10,4 

9,2 

5,1 

2,7 

0,8 

0,5 


überhaupt 


8392 


1000 


Bei  Nichtberücksichtigung  der  Vermögenslosen  unter  25  Jahren 
ergibt  sich  also,  daß  60  Prozent  aller  Zensiten  im  Besitz 
von  Vermögen  sind. 


Tabelle  13.      Die    Anteile    der    Gesellschaftsklassen    am 
Gesamtrein  vermögen. 


Geseüsct 

aftsklasse 

Anteil  am  Gesamtreinvermögen 

absolut  Mark 

> 

Oberbeamte 

15  332  304 

8,6 

Mittelbeamte 

3767114 

2,1 

Unterbeamte 

1518387 

0,9 

Lehrer,  Kunstau 

äübende 

2316791 

1,3 

Fabrikanten,  Grc 

ßkaufleute 

24104  568 

13,5 

Kleinkaufleute 

9891311 

5,6 

Privatbeamte 

1410  038 

0,8 

Gastwirte 

1173873 

0,7 

Landwirte 

1563  201 

0.9 

Handwerker 

6019574 

3,4 

Arbeiter  und  Ar 

beiterinnen 

1490193 

0,8 

Weibl.  Erwerbstätige 

3  467  438 

2.0 

Rentner  und   Re 

ntnerinnen 

104693  986 

59,0 

Rentenempfänger  und  Unterstützte 
Dienstboten  und   Lehrlinge 

696  604 

0,4 

überh 

lupt 

177  445  382 

100 
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Tabclk-   14.     Die  Vermöge nsgröß e i 
\'oii   den  Zensiten  der  einzelnen  Gesellschaftsklasse! 


11 

1,    Fabri-     il 

\'ermögens- 

klassen 

Mark 

Uber- 
beamte 

1 

Mittel- 
beamte 

Unter- 
beamte 

'  ^«'''■«'■'    1'   kanten, 
^"°^'-      :    Groß- 
kaufleute 

Klein- 
kaufleute 

Privat- 
beamte 

abs. 

7o 

abs. 

7o 

abs. 

7o 

abs. 

% 

abs. 

7o 

abs. 

7o 

abs. 

7o 

0 

62 

20,4!  316 

38.2 

201 

36,5'   52 

27,4 

46 

14,7 

63 

17,7 

479  '  75,4 1 

bis  5000 

4S 

15,7 

309 

37,5 

249 

45,4  ;  50 

26,4 

46 

14,7 

69 

19,3 

89 

14,0 

5—10000 

27 

8,9 

92 

11,1 

57 

10,8 

25 

18,2 

24 

7,7 

37 

10,8 

24 

3,8 

10—20000 

32 

10,6 

66 

8,0 

29 

5,8 

27 

14,2 

85 

11,2 

68 

19,0 

15 

2,4 

20—30  000 

25 

8,2 

21 

2,5 

8 

1,4 

18 

6,8 

24 

7,7 

31 

8,6 

15 

2.4 

30—50000 

29 

9,5 

13 

1,6 

5 

0,9 

14 

7,3 

35 

11,2 

84 

9,6 

11 

1,7 

50—75000 

19 

6,2 

4 

0,5 

1 

0,2 

6 

3.1 

27 

8,8 

17 

4,7 

2 

0,3 

75—100000 

16 

5,3 

4 

0,5 

— 

— 

— 

— 

15 

4,8 

14 

3,9 

— 

— 

100-150000 

28 

7,5 

1 

0,1 

— 

— 

2 

1,1 

21 

6,7 

14 

3,9 

— 

— 

150—200000 

7 

2,1 

— 

— 

— 

— 

1 

0,5 

11 

8,5 

7 

1,9 

— 

— 

über  200  000 

17       5.6 

— 



— 

— 

—   1  28 

9,0  '     4 

1,1 

-  -1 

überhaupt 

305 

100 

826 

100 

550 

100 

190 

100 

i312 

1 

100 

358 

100 

635 

100 

Wie  wir  au,-^  Tabelle  13  sehen  können,  entfielen  von  dem  Ge- 
samtreinvermögen auf: 

die  Beamtenschaft: 

die  gevverbstätige  Bevölkerung 

(einschl.  Dienstboten) : 
die  Rentnerschaft: 


absolut  Mark. 

P 

r  o  z  e  n  t 

22934596 

12,9 

49816800 

28,1 

104  693  986 

59,0 

177445382 

100 

Bei  Betrachtung  des  Anteils  der  einzelnen  Gesellschaftsklassen 
an  den  einzelnen  Vermögensgrößen  —  dargestellt  auf  Tabelle  14  — 
finden  wir  die  höchsten  Prozentsätze  der  Vermögenslosen  (abge- 
sehen von  den  Rentenempfängern  und  Unterstützten)  bei  den  Dienst- 
boten (96,4  Prozent),  bei  den  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  (81,1 
Prozent),  bei  den  Privatbeamten  (75,4  Prozent)  und  den  weiblichen 
Erwerbstätigen  (63,6  Prozent).  Diese  Gruppen  stellen  aber  gerade 
die  weitaus  meisten  jugendlichen  Zensiten  bis  zum  Alter  von  25 
Jahren,  nämlich  3288  (1898,  980,  279,  131).  ^Bei  Nichtberücksich- 
tigung dieser  lauten  die  Prozentsätze  der  Vermögenslosen  in  den  ge- 
nannten Gruppen:  80,4;  71,4;  56,3;  44,3.  Auch  dann  bleiben 
also  über  zwei  Drittel  der  Arbeiterschaft,   über  die  Hälfte  der  Privat- 
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aerhalb  der  Gesellschaftsklassen, 
itfielen  auf  die  nebenstehenden  Vermögensklassen 


Gast- 
wirte 

Land- 

. 
Wirte 

1 

Hand- 
werker 

Arbeiter, 
Arbei- 

;   Weibl. 
Erwerbs- 

Renten- 

„            '  lempfänger 
Rentne-         , ,  ,   ^ 
Unter- 

Dienst- 
boten, 

über- 

terinnen 

tätige 

rinnen            ^_^  ^ 
stutzte 

Lehrlinge 

haupt 

.s.      o/o 

abs.     o/o 

abs. 

7o 

abs. 

0/0 

abs. 

7o 

abs. 

0/ 

/o 

1 
abs. 

7o 

abs. 

0/ 

/o 

5     19,0     11 

12,9 

!l55 

23,4 

2357' 81,1 

241 

ii 
63,6    108 

6,4 

542 

100 

'2247 

96,4 

6905 

6  |34,8     18 

21,2 

264 

39,9  i  452 

15,6 

53 

14,0 

181 

10,6 

— 



41 

1,8 

1915 

8  ;13,6  ,  13 

15,3 

84 

12,6 

62 

2,1 

35 

9,3 

183 

10,7 

— 

— 

22 

0,9 

703 

6 

19,7     17 

20,0 

76 

11,4 

30 

1.0 

28 

6,0 

291 

17,2 

— 

— 

14 

0,6 

749 

8 

6,0  i    11 

12,9 

27 

4,1 

6 

0,2 

7 

1,8 

163 

9,6 

— 

— 

5 

0,2 

364 

3 

3,8       6 

7,1 

31 

4,7 

1 

— 

5 

1,3 

224 

13,1 

— 

— 

2 

0,1 

415 

2 

1,5       6 

7,1 

12 

1,8 

— 

— 

5 

1,3 

164 

9,6 

— 



1 



266 

1       0,8       2 

2,3 

7 

1,1       -      _! 

] 

0,3 

103 

6,1 





163 

- 

— 

1        1,2 

5 

0,8      —      — 

2 

0,5 

127 

7,5 

— 



i 



196 

l 

0,8 

—       — 

1 

0,2       -      - 

3 

0,8 

57 

3,3 

— 

— 

—      — 

88 

- 

— • 

—       — 

-      -\     ~      -\      4 

1,1 

101 

5,9 

— 

— 

—      — 

154 

2 

100 

So 

100 

662 

100 

2908 

100  i'j 

379  1 

100  ' 

II 

1702 

100 

542 

100  11 

2332 

100 

11918 

beamten  und  fast  die  Hälfte  der  weiblichen  Erwerbstätigen  als  ver- 
mögenslos bestehen. 

Tabelle  15  (S.  66)  erleichtert  die  Beurteilung  der  Besitzverteilung. 
Rentner,  Fabrikanten  und  Großkaufleute  stehen  insofern  an  erster 
Stelle,  als  bei  ihnen  fast  die  Hälfte  der  Zensiten  ein  Vermögen  von 
mehr  als  30000  Mark  besitzt,  während  von  den  Oberbeamten 
nur  36,2  Prozent,  von  den  Kleinkaufleuten  25,1,  von  den  Gastwirten 
nur  17,7,  von  den  Lehrern  12,  von  den  Handwerkern  8,6,  von 
den  Gastwirten  nur  6,9  Prozent  hier  noch  in  Frage  kommen.  Im 
übrigen  gibt  die  Tabelle  ein  so  deudiches  Bild  der  Besitzverteilung, 
daß  weitere   Hinweise  überflüssig  sind. 

Beim  Einkommen  mußten  wir  die  Bemerkung  machen,  daß  es, 
im  ganzen  genommen,  allmählich  von  Altersklasse  zu  Altersklasse 
ansteigt,  um  von  einem  gewissen  Lebenszeitpunkte  an  sowohl  ab- 
solut als  auch  in  Hinsicht  auf  das  Durchschnittseinkommen  pro 
Zensit  zu  fallen. 

Der  Vermögensbesitz  dagegen  wächst  bis  zur  letzten  Lebens- 
periode, der  Anteil  der  Vermögenslosen  nimmt  ab,  und  die  größeren 
Vermögen  stellen  einen  größeren  Prozentsatz  innerhalb  der  einzelnen 
Lebensperioden,  je  höher  das  Alter.  Diese  sicherlich  gesunde  Ver- 
teilung geht  aus  Tabelle  16  (S.  67)  deutlich  hervor. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Sfaatswissenschaft.     Ergänziirigsheft 


34- 


—     66     — 


d 

<u 

N 

C 

<u 

;-i 

bo 

(n 

Ö 

<u 

bo 

o 

£ 

t- 

, 

o 

lO 

> 

(U 

"O 

'S 

CS 

H 

in 

o 


•3§UI| 

CO^ 

oo 

a; 

ec 

, 

- 

1 

1 

1 

1 

-jqai    D3)oq)su3iQ 

CO 

^-{ 

o 

o 

o 

•Msn 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

jaSu^jdmauaiaay 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

U3aau3u)a3^ 

CO 

© 

OQ 

- 

m 

•* 

QO 

t- 

CS 

a> 

* 

CS 

CO 

05 

irt 

pnn  .lanjna^ 

OS 

Uü 

t- 

m 

"t 

« 

CS 

3SnB}SqJ3MJ3 

-* 

1" 

.^ 

^ 

IC 

o 

»~- 

-^< 

J_ 

^ 

CO 

CS 

CO 

l— 

»ra 

^ 

cs 

es 

,— « 

^^ 

sqaiiqpAv 

«»5 

es 

" 

nauuijajpqjy 

Ol 
00 

IC 

cs^ 

C^l_ 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

pnn  ja^pqjv 

T-l 

5D 

l~ 

_ 

t~ 

CO 

05 

^ 

o 

CS 

1 

J3>[J3MpUBH 

C^l 

CS 

00 

cc 

CS 

■^ 

o 

, 

05 

CO 

CO 

1— 

CO 

in 

CS 

1 

1 

apiAspuBi 

00 

CO 

in 

o 
sc 

t- 

o 

ec 

o 

CS 

CO 

o; 

Oi 

^ 

CO 

QO 

QO 

1 

3JI1M1SBQ 

OD 

CO 

C^l 

IC 

CS 

CC 

IC 

^"^ 

o 

o 

CO 

cc 

QO 

•^ 

o 

IC 

1 

1 

1 

1 

1             3}niB3qiBAUJ 

CS 

2 

CO 

■* 

CS 

o 

Cfi 

o 

1— 

l~ 

_ 

o 

cn 

C5 

o 

, 

3}n3i}ne5iu!3i5[ 

CO 
CO 

SS 

in 

IC 

ec 

es 

m 

ci 

CO 

00 

3}n3i}nB5fgoJ9 

m 

CO 

Oi 

t- 

o 

QO 

o 

CS 

•n 

o 

in 

o 

CS 

^—1 

■* 

es 

^ 

Ci 

C^l 

Ol 

pun  D3}nB3]uqBj 

ao 

l- 

CO 

lO 

■<* 

cc 

CS 

'^ 

" 

apuaqnsoB^sun^ 

a; 

CS 

o 

00 

o 

l~ 

cc 

cc 

•c 

1 

iTM 

CO 

IC 

CS 

•* 

^—1 

^-H 

o 

' 

'jsjqaq 

l- 

■^ 

IC 

" 

lO 

^ 

00 

l« 

_ 

CS 

1 

1 

1 

1 

3}tUB3qJ31Uß 

CO 

ao 

t~ 

c< 

" 

— 

OD 

IC 

CS 

CS 

l~- 

1-1 

CO 

^_, 

1 

1 

a}uiB3qpn!pi 

S 

CS 

IC 

l« 

es 

" 

o 

o 

CO 

- 

o 

-f 

CS 

l- 

>o 

CS 

l- 

CO 

3}aiB3aa3qo 

l- 

CO 

>f5 

-* 
•^ 

CO 

cc 

CO 
CS 

o 

CS 

.o 

l- 

«o 

a     c     c 

4)       <U       (U       _• 

■^ 

^ 

■o 

~ 

^ 

^ 

^ 

o 

o 

c     £    ja     "1 

c 

^ 

_•■ 

— ' 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

o 

N      ü     "m      S 

o 

lO 

o 

o 

c^ 

o 

1« 

o 

o 

o 

^^ 

1- 

o 

«o 

o 

e   100 
ebens 
Ischaf 
n  Ve 

E 

' 

= 

' 

^ 

t 

CS 

r 

Von  j 
der  n 
Gesel 
hatte 

13 

s 

= 

p 

' 

" 

p 

« 

K 

= 

=> 

I 


—     67     — 
Tabelle  16.     Lebensalter  und  Vermögensbesitz. 

Von  den  Zeositen  der  Lebensperioden 


besaßen 

bis  25  Jahre 

26— 40  Jahre 

41 -60  Jahre 

über  60  Jahre 

über- 

"Vermögen 

haupt 

Mark 

absolut 

7o 

absolut 

/o 

absolut 

7o 

absolut 

/O 

0 

1 
3526    1 

97,1 

1686 

56,0 

1061 

32,0 

632 

32,3 

6905 

bis  5  000 

47 

1,3 

859 

28,3 

746 

22,4 

263 

13,4 

1915 

5—   10  DIU» 

13 

0,4 

149 

4,9 

344 

10,3 

197 

10,1 

703 

10—  20  000 

21 

0,6 

143 

4,7 

368 

11,1 

217 

11,0 

749 

20—   30  000 

6 

1    ,.  , 

55 

1,8 

181 

5,5 

122 

6,2 

364 

30—  50  000 

9    I 

'.  0,4 

1 

51 

1,7 

190 

6,0 

165 

8,5 

415 

50—   75  000 

5 

26 

0,9 

136 

4,1 

99 

5,1 

266 

75  —  100  000 

2 

13 

0,4 

92 

2,8 

56 

2,9 

163 

100—150  000 

1 

l  0,2 

17 

0,6 

93 

2,8 

85 

4,3 

196 

150—200  000 

— 

8 

0,3 

42 

1,3 

38 

1,9 

88 

über   200  000 

I 

12 

0,4 

57 

1,7 

84 

4,3 

154 

3631    j 

100 

3019    1 

100 

3310 

100 

1958 

100 

11918 

In  der  ersten  Lebensperiode  hat  nur  einer  von  je  500  Zensiten 
mehr  als  50000  Mark  Vermögen;  in  der  zweiten  trifft  man  unter 
500  Zensiten  13,  in  der  dritten  63  und  in  der  vierten  Lebensperiode 
sogar  92  Leute    mit    einem  Vermögen    von  mehr  als  50000  Mark. 


Das   Bruttovermögen    aller  verteilt 

sich   wie  folgt: 

Anteil  am  Gesamt- 

Vermögensart 

Bruttovermögen 

absolut 

von  je 

Mark 

1000  Mark 

1. 

Lediglich  zinstragende  ^Wertpapiere 

31  901  633 

143,90 

2. 

Wertpapiere  mit  Dividendenertrag 

14  501  509 

65,50 

3. 

Geschäftsanteile  (Gesellschaft  m.  b.  H.  usw.) 

1  509  835 

6,70 

4. 

Übriges  Kapitalvermögen  (Hypotheken  und  andere 
Schuldforderungen,   Bank-    und  Sparkassenguthaben, 
Barbestände) 

61  543  488 

277,70 

5. 

Grundbesitz 

91  036  435 

410,80 

6. 

Viehbestand 

194  760 

—  80 

7. 

Sonstiges    Anlage-    und  Betriebskapital    (in    Handel, 
Gewerbe,  Landwirtschaft) 

1 17  089  624 

77,10 

8. 

Kapitalwert  der  Rentenbezüge 

1619  134 

7,30 

9. 

Kapitalwert  noch  nicht  fälliger  Ansprüche  aus  Lebens-, 
Kapital-  und  Rentenversicherungen. 

1    2  253  228 

10,20 

221649  646 

1000,— 

5* 
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Tabelle   17.     Die  Ver  mögens  anl  ag(    in 
\'on  dem  Gesamtbruttovermögen  der  nebenstehenden  Ge-ell- 


Lediglich 

Wertpapiere 

Sonstige 

Übriges 

zinstragende         mit   Dividen-  || 

Geschäfts- 

Kapitalver-          Grundbesitz 

Gesellschafts- 

Wertpapiere 

denertrag 

anteile        1 

mögen 

11                             JI 

abs.  M. 

Ol 

100 

abs.  M. 

0/ 

/oo 

abs.  M. 

0/ 
'00 

abs.  M. 

°/oo      abs.  M. 

11 

7oo 

oberbeamte 

5041915 

2S7,o"    1683  071 

96,0 

82330 

4.7 

5158435 

294,o'    4985076 

284,.' 

Miltelbeamte 

708  932  115,0         85  818 

14,0 

27  427 

4,4 

1233518  199,0     3845581 

623,5 

Unterbeamte 

89452 

32,8 

37195 

13,6 

1810 

0,7; 

510  842  188,0     1996246 

735,2 

Lehrer,  Kunst- 

ausübende 

565127 

190,0 

133  059 

44,8 

5120 

Wil 

876  122  295,0| 

1293  048 

432,i 

Fabrikanten  u. 

Großkaufl. 

2010  623 

640 

2201157 

70,2 

434913   13,9 

5716  642  182,0, 

12015867 

387; 

Kleinkaufleute 

952  380 

56,6 

400497 

23,8 

104374     6,2 

1481212    88,0| 

S281505 

492,1 

Privatbeamte 

289001 

146,0 

148610 

75,ü 

14246     7,0 

674  001  341,0 

737  340 

374,0 

Gastwirte 

23  875 

5,0 

14  856 

3,2 

60 

276165    60,2 

3752  215 

S16.ir 

Landwirte 

38442 

13,8 

1050 

0,4 

180 

0,07 

376215'136,0 

2127  304 

770,2 

Handwerker 

256441 

21,5 

77716 

6,5 

31449 

2,6 

1  233 180 

101,7, 

8  559129 

710,t 

Arbeiter  U.Ar- 

i 

beiterinnen 

53  973 

19,4 

— 

4589 

1,8 

560308 

200,4 

2  110975 

758,(. 

Weibl.  Er- 

' 

werbstätige 

280  265 

57,0 

67187 

13,6 

130 

0,03 

565  582 

115,0 

2  645  059 

5a6,7 

Rentner,  Rent- 

1 

nerinnen 

21400  832 

188,0 

9  638254 

84,0 

803 187 

7,0 

42  459  549 

368,2"  38  582  488 

338,1 

Dienstboten, 

Lehrlins;e 

190  375 

258,0"        13039']7,7 

20 

— 

421717 

573,1        104  602 

143,» 

überhaupt 


31901633  143,9   1450150965,5     1509885    6,7  61543488  277,7  91036435  410,^ 


Die  Zusammensetzung  der  Vermögenswerte,  d.  h.  die 
Art,  in  welcher  die  Einzelnen  ihr  Vermögen  angelegt  haben,  ließ 
sich,  wie  in  der  Einleitung  bereits  bemerkt,  an  Hand  der  Steuerer- 
klärungen recht  genau  ermitteln. 

Der  Grundbesitz  überragt  alle  anderen  Vermögensarten ;  er 
nimmt  —  wie  wir  auf  Tabelle  17  sehen  —  etwa  drei  Viertel  und 
mehr  des  Besitzes  der  Gastwirte,  Landwirte,  Unterbeamten,  Hand- 
werker, Arbeiter  für  sich  in  Anspruch,  faßt  etwa  zwei  Drittel  des 
Besitzes  der  Mittelbeamten,  etwa  die  Hälfte  desjenigen  der  weib- 
lichen Erwerbstätigen  und  der  Kleinkaufleute.  Dagegen  haben 
Fabrikanten  und  Großkaufleute,  Privatbeamten  und  auch  die  Rentner 
nur  reichlich  den  dritten  Teil  ihres  Vermögens  in  Grundbesitz  an- 
gelegt ;  die  Oberbeamten  noch  erheblich  weniger. 

Die  nächst  größere  Bedeutung  hat  die  Rubrik  Übriges  Kapi- 
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len  einzelnen  Gesellschaftsklassen. 

:haftsklassen  entfielen  auf  die  einzelnen  Vermögensarten : 


Viehbestand 


Anlage-  und 
Betriebskapital 


ibs.  M. 


abs,  M. 


Kapitalwert 

der 

Rentenbezüge 


abs.  M. 


/o 


Kapitatwert 

der  Versich. - 

Ansprüche 


abs.  M, 


/oo 


überhaupt 


absolut  M. 


/o 


552 
8565 


3,3 


606        2,0 


25  644 
145 

167 

2460 

105  209 

'     4348 

'  21  367 

I     3317 

22  380 


0,8 
0,1 
0,1 
0,4 
38,0 
0,3 

7,5 

0,6 

1,9 


131785 
9980 


8  062  645 
5  359  144 

481  851 

78  708 

1  628  655 

7  362 

1  329  494 


7,5 

95  086 

1,6 

6129 



741 

- 

18  741 

258,0 

62  977 

318,0 

17  510 

— 

207 

.104,0 

— 

28,6 

31025 

137,0 

11482 

2,5 

7445 

272,0 

20  794 

1  340  952 


6045 


5,4 
1,0 
0,3 

6,0 

2,0 
1,0 
0,1 

11,3 
0,9 

2,5 

4,3 

11,7 


371  663 

253  500 

70615 

84  466 

672  422 
239217 
112  216 
48  609 
4  754 
234  280 

21583 

4  396 

135  507 


21,1 

41,0 
26,0 

28,2 

21,4 
14,2 
56,8 
10,4 
1,7 
19,5 

7,9 

0,8 

i,'2 


17  549  361 
6  171437 
2  715  466 

2  976  289 

31  202  890 

16  835  984 

1  975  788 
4  600  091 

2  762  887 
12  036  680 

2  787  602 

4  916  224 

114  383  149 


1 000 
1000 
1000 

1000 

1000 
1000 
1000 
1000 
1000 
1000 

1000 

1000 
1000 


,2  —  — 


735  798   :   1000 


94  760 


0,8      170896241    77,1  J  1  619  134        7,3  '' 2  253  228  |    10,2  1221649  646      1000 

talvermögen,  die  im  wesentlichen  Hypotheken,  Sparkassen- und 
Bankguthaben  enthält.  Hier  stehen  an  erster  Stelle  die  Dienstboten 
mit  mehr  als  der  Hälfte  ihres  Besitzes;  dann  kommen  die  Rentner 
und  die  Privatbeamten  mit  mehr  als  ein  Drittel,  die  Oberbeamten 
und  die  Lehrer  mit  je  fast  30  Prozent,  die  Arbeiter  mit  20  Prozent 
usw.  Während  die  Gastwirte  beim  Grundbesitz  mit  81,6  Prozent 
am  höchsten  standen,  sind  sie  bei  dieser  Rubrik  nur  mit  6  Prozent, 
dem  niedrigsten  Anteil,  beteiligt. 

Wenn  wir  die  lediglich  zinstragenden  Wertpapiere 
als  die  sicherste  mobile  Kapitalanlage  ansehen,  dann  müssen  wir 
den  Oberbeamten  hier  den  Preis  erteilen,  denn  sie  haben  28,7 
Prozent  ihres  Besitzes  in  diesen  Werten  angelegt ;  ihnen  folgen  die 
Dienstboten  mit  25,8,  die  Lehrer  mit  19,  die  Rentner  mit  18,8,  die 
Privatbeamten    mit    14,6,    die  Mittelbeamten    mit  11,5  Prozent  usw. 
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Aber  auch  bei  den  Wertpapieren  mit  I)  i  v  i  d  e  n  cl  e  n e r  t  r  a g 
stehen  die  Oberbeamten  mit  9,6  Prozent  ihres  Vermögens  an  der 
Spitze,  ihnen  folgen  hier  fast  auf  den  Fuß  die  Rentner  mit  8,4 
Prozent,  dann  die  Privatbeamten  mit  7,5,  die  Fabrikanten  und 
Grof^kaufleute  mit  7,  die  Lehrer  mit  annähernd  5  Prozent.  Der 
Anteil,  den  diese  Vermögensanlage  am  Besitz  der  übrigen  Klassen 
hat,  ist  zumeist  erheblich  niedriger. 

Das  Anlage-  und  Betriebskapital  spielt  natürlich  bei  den 
Vermögen  der  Fabrikanten  und  Kaufleute  eine  größere  Rolle. 

Bei  dem  Kapitalwert  der  Versicherungsansprüche 
finden  wir  die  Privatbeamten  an  erster  Stelle  mit  5,7  Prozent  ihres 
Besitzes.  Die  Zahl  gewinnt  an  Bedeutung,  wenn  man  bedenkt,  daß 
diese  Gesellschaftsklasse  in  der  Hauptsache  aus  jüngeren  Leuten 
besteht,  deren  Lebensvoraussicht  noch  groß  ist,  so  daß  der  augen- 
blickliche Kapitalwert  ihrer  Polizen  noch  niedrig  bewertet  wird. 
Aber  auch  die  Mittel beamten  überragen  mit  4,1  Prozent  die  übrigen; 
einige,  von  denen  man  eine  größere  Vorsorge  für  die  Zukunft  er- 
warten sollte,  fallen  durch  die  geringe  Quote,  die  der  Kapitalwert 
ihrer  Versicherungen  am  Bruttovermögen  ausmacht,  bedenklich  auf, 
so  z.  B.  die  Gastwirte. 

Tabelle  18  zeigt  uns,  wie  verschieden  groß  der  Anteil  der  ein- 
zelnen Vermögensarten  ist,  je  nach  der  Größe  des  Rein  Vermögens. 
Besonders  auffällig  ist  die  interessante  Stufenleiter,  welche 
der  Anteil  des  Grundbesitzes  durchläuft.  Hier  kommt  das 
Streben  der  Oldenburger  nach  einem  eignen  Heim  deutlich  zum 
Ausdruck.  Wenn  man  daneben  die  entgegengesetzt  verlaufenden 
Skalen  der  Anteile  an  Wertpapieren,  H3^potheken  und  Spar- 
einlagen (übriges  Kapitalvermögen)  ins  Auge  faßt ,  fühlt  man 
sich  versucht,  den  Finanzplan  des  Oldenburgers  aus  Tabelle  18 
etwa  folgendermaßen  abzulesen:  Sobald  ich  etwas  Geld  erübrigt 
habe,  kaufe  ich  mir  ein  Haus,  um  darin  zu  wohnen;  mehrt  sich 
mein  Besitz,  so  kaufe  ich  mir  Hypotheken  oder  trage  das  Geld 
auf  die  Sparkasse  und  auf  die  Bank;  bei  fortschreitendem  Wohl- 
stande kaufe  ich  mir  absolut  sichere  Wertpapiere;  und  wenn  ich 
reich  bin,  dann  gehe  ich  auch  mehr  und  mehr  an  die  weniger 
sicheren  Papiere  mit  Dividendenertrag  heran. 

Das  Gesamtbruttovermögen  von  Mark  22 1  649  646  ist  mit  einer 
Gesamtschuldensumme  von  Mark  44204  264  belastet,  also  zu  rund 
20  Prozent. 

Diese  Verschuldung  stammt  zum  großen  Teil  aus  der  hypo- 
thekarischen Belastung  der  Wohnhäuser.     Das  Streben,    im  eignen 
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Hause  zu  woIukii,  das  übrigens  mit  dem  Fehlen  größerer  Miets- 
häuser in  engem  Zusanmienhange  steht,  veranlaßt  auch  zahlreiche 
wenig  begüterte  Leute  zum  Kauf  oder  Bau,  bei  geringer  Kapital, 
beteiligung  aus  eigner  Tasche.  Wenn  dieser  Kreditverkehr  in  an- 
gemessenen Grenzen  bleibt,  so  kann  man  ihn  nicht  als  ungesund 
bezeichnen.  In  meiner  Abhandlung  „Zur  Kintührung  der  Steuer 
nach  dem  „gemeinen  Wert"  in  Oldenburg",  habe  ich  zahlenmäßig 
nachgewiesen,  welche  beträchtliche  Ausdehnung  die  Belastung  der 
Grundstücke  hier  gewonnen  hat. 

Tabelle  19.     Vermögensgröße  und  Schuldenlast. 


Vermögensklasse 
Mark 

0—5000 

5—10  000 

10—20  000 

20—30  000 

30—50  000 

50—75  000 

75—100  000 

100—150  000 

150—200  000 

über  200  000 


Bruttovermögen 
Mark 


Schuldenlast 
Mark 


Nettovermögen 
Mark 


13  683  142 

9  562  268 

16  911382 
11933  956 

19  991262 

20  199  734 

17  266  023 
26  806  827 
16  695  203 
68  599  849 


11378  042 

4  433  772 
6  071405 
3  019  666 
3  9S4  444 
3  791  525 

2  422  754 

3  155  857 
1  455  029 

4  496  770 


2  310  100 

5  128  496 
10  839  977 

8  914  290 
16  006  SIS 
16  408  209 

14  843  269 
23  650  97(1 

15  240  174 
64  103  079 


221  649  646 


44  204  264 


177  445  382 


Tabelle  19  stellt  die  absolute  Verteilung  der  Schuldenlast  auf 
die  einzelnen  Größenklassen  der  Vermögen  dar  und  zeigt  schon 
deutlich  den  großen  Anteil,  der  auf  die  Besitzer  kleiner  Vermögen 
bis  zu  20000  Mark  entfällt. 

Dieser  Umstand  ist  um  so  ungünstiger,  als  der  Gesamtanteil 
dieser  kleinen  Vermögen  am  Gesamtreinvermögen  im  entgegenge- 
setzten Verhältnis  zum  Anteil  an  der  Schuldenlast  steht:  denn  es 
entfielen  auf  die 


Vermögensklassen 

von 

je   1000  Mark 

von  je  1000  Mark 

von  Mark 

Rein  vermög  en 

Schulden 

0—5000 

13 

257 

5—10000 

29 

100 

10—20000 

61 

137 

20—30000 

50 

68 

30—50000 

90 

90 

50—75000 

92 

86 

75—100000 

84 

55 

100—200000 

219 

105 

über  200  000 

362 

102 

1000 


1000 
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Die  Anteile  der  Gesellschaftsklassen  an  der  Schuldenlast  gehen 
aus  Tabelle  20  hervor.  Was  diese  Zahlen  tatsächlich  bedeuten, 
erfahren  wir,  wenn  wir  die  Schuldsumme  und  die  Bruttovermögens- 
summe  der  einzelnen  Klassen  in  ein  Verhältnis  bringen,  das  in  der 
letzten  Kolonne  der  Tabelle  dargestellt  ist.  Die  starke  Abhängig- 
keit von  fremdem  Gelde  kommt  besonders  bei  den  Handwerkern 
und  bei  den  Gastwirten  deutlich  zum  Ausdruck. 


Tabelle  20.     Schuldenlast    der    einzel  nen  Gesellschafts- 
ki a  ssen. 


Anteil  an  der 

Schuldenlast    j 

Es  kamen  auf 
je   KlÜO  Mark 

Gesellschaftsklasse 

absolut 
Mark 

o/co 

Brutto  vermögen 

Mark 

Schulden 

Oberbeamte 

2  217  057 

50,20 

126,33 

Mittelbeamte 

2  404  323 

54,40 

389,61 

Unterbeamte 

1  197  079 

27,— 

440,90 

Lehrer,   Kunstausübeude 

659  498 

14,90 

221,60 

Fabrikanten,  Großkaufleute 

7  09S  322 

160,80 

227,50 

Kleinkaufleute  ' 

6  944  673 

157,— 

412,50 

Privatbeamfe 

565  750 

12,80 

286,30 

Gastwirte, 

3  426  218 

77,50 

744,80 

Landwirte 

1199  686 

27,10 

434,20 

Handwerker 

6  017  106 

136,40 

499,90 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen 

1  297  409 

29,30 

465,30 

Weibl.  Erwerbstätige 

1  448  786 

32,70 

294,70 

Rentner  und  Rentnerinnen 

9  689  163 

219,— 

84,70 

Dienstboten,  Lehrlinge 

39  194 

0,90 

53,20 

überhaupt 


44  204  264 


1000 


199,43 


Die  Lage  der  letzteren  ist  in  jüngster  Zeit  der  Öffentlichkeit 
klar  vor  Augen  geführt  worden. 

Die  Brauereien,  die  infolge  der  neuen  Biersteuer  für  das  Hekto- 
liter Bier  einen  Preisaufschlag  von  4  Mark  verlangten,  sollten  von 
einem  bestimmten  Tage  an  von  den  Gastwirten  boykottiert  werden, 
falls  sie  bis  dahin  von  ihrem  Vorhaben  nicht  zurückträten. 

Aber  siehe  da !  Als  der  Tag  herankam  und  die  Brauereien 
nicht  wankten,  war  von  Kampfesstimmung  unter  den  Wirten  nicht 
viel  zu  bemerken.  Der  Zeitungsbericht  sagt:  „Niemand  trat  in  der 
Versammlung  für  den  Boykott  ein,  vielmehr  wurde  von  allen  Seiten 
empfohlen,  mit  den  Brauereien  Frieden  zu  schließen.  Die  Wirte 
aus  Nordenham  und  Einswarden  waren  allerdings  mit  der  Absicht 
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erschienen,  strikte  Durchführung  des  Boykotts  zu  empfehlen,  aber 
sie  sahen,  wie  sie  sagten,  deshalb  davon  ab,  weil  der  schwache 
Besuch  der  Versammlung  namentlich  von  seiten  der  Wirte  aus  der 
Stadt  Oldenburg  Beweis  genug  dafür  sei,  daß  ein  derartiger  Be- 
schluß doch  nicht  allgemein  durchgeführt  würde.  Woran  liegt  das  V 
Auch  darauf  wurde  eine  Antwort  gegeben.  Es  wurde  darauf  hin- 
gewiesen, daß  mindestens  90  Prozent  der  Wirte  von  den  Brauereien 
abhängig  seien " 

Man  unterscheidet  l)ekanntlich  fundiertes  und  nicht  fundiertes 
Einkommen.  Ersteres  resultiert  aus  Vermögensbesitz,  mit  dem  zweiten 
meint  man  das  Arbeitseinkommen. 

Die  Unterscheidung  ist  dann  nicht  genau,  wenn  man  auch 
den  Unternehmergewinn  schlechthin  als  fundiertes  Einkommen  be- 
trachtet; er  kann  zwar  meist  nur  mit  Hilfe  von  Vermögensobjekten 
erworben  werden,  aber  diese  werfen  eben  lediglich  infolge  der  be- 
fruchtenden Unternehmertätigkeit  höheren  Gewinn  ab.  Wer  das 
industrielle  Leben  kennt,  weiß,  daß  ganze  Fabrikanlagen  den  größten 
Teil  ihres  Wertes  verlieren,  sobald  die  richtige  Hand  sie  nicht 
mehr  in  Bewegung  setzt. 

Man  kann  die  Unterscheidung  einigermaßen  genauer  machen, 
wenn  man  von  dem  Unternehmergewinn  denjenigen  Betrag  abzieht, 
den  der  Wert  des  im  Besitze  des  Unternehmers  befindlichen  An- 
lage- und  Betriebskapitals  zum  landesüblichen  Zinsfuße  ergibt; 
dieser  Betrag  ist  alsdann  als  fundiertes  Einkommen  zu  bezeichnen, 
der  Überschuß  als  Arbeitseinkommen. 

Bücher  i)  hat  für  Basel  die  Beteiligung  von  Arbeit  und  Ver- 
mögen beim  Einkommenserwerb  untersucht,  indem  er  die  Ange- 
hörigen jeder  Einkommensklasse  nach  ihrer  Beteiligung  an  der 
Vermögenssteuer  sortierte  und  —  bei  der  Annahme  einer  normalen 
Rente  von  4  Prozent  —  feststellte,  wieviel  Angehörige  jeder  Ein- 
kommensklasse zu  den  Kategorien:  I.  mit  reinem  Arbeitseinkommen, 
II.  mit  gemischtem  Einkommen  (a.  vorwiegend  aus  Arbeit,  b.  vor- 
wiegend aus  Rente),  III.  mit  Renteneinkommen  gehörten.  Bücher 
kam  dabei  zu  dem  Ergebnis,  daß  in  Basel  76,7  Prozent  der  Zen- 
siten  reines  Arbeitseinkommen  hatten,  13,9  Prozent  vorwiegend 
Arbeitseinkommen,  4,9  Prozent  vorwiegend  Renteneinkommen  und 
nur  4,5  Prozent  reines  Renteneinkommen.    ' 

Wenn  man  bedenkt,  daß  in  Basel  nur  die  Einkommenssteuer- 
zahlenden berücksichtigt  sind,    also  alle  fehlen,     deren  Einkommen 

1)  Basel's  Staatseinnahmen  und  Steuerverteilung   1S78 — 1887.     S,  .52/57. 
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unter  800  Frcs  blieb,  so  muß  man  das  Ergebnis  als  ungünstig  be- 
zeichnen. 

Daß  in  Oldenburg  die  Beteiligung  des  Vermögens  am  Ein- 
kommen eine  ganz  andere  ist,  läßt  schon  die  ausführlich  darge- 
stellte soziale  Struktur  der  Stadt  vermuten.  Für  diese  habe  ich 
da?  fundierte  Einkommen  vom  Arbeitseinkommen  zu  scheiden  ver- 
sucht, indem  ich  von  der  Voraussetzung  ausging,  daß  alles  Rein- 
vermögen dem  Besitzer  ohne  Arbeit  den  landesüblichen  Zins  von 
4  Prozent  abwerfen  würde. 

Diese  Voraussetzung  entspricht  natürlich  nicht  genau  den  Tat- 
sachen, sie  wird  aber  durch  den  Umstand  der  Wahrheit  näher  ge- 
bracht, daß  die  Papierwerte  nicht  nach  dem  Nennwerte  sondern 
nach  dem  Kurswerte  berechnet  sind,  und  in  den  Kursen  kommt 
doch  die  Tendenz  des  Ausgleiches  mit  dem  landesüblichen  Zinsfuß 
zur  Geltung.  Ferner  legt  man  hier  der  Ertragsberechnung  bebauter 
Grundstücke  allgemein  das  Ziel  zu  Grunde,  daß  nach  Abzug  der 
Abgaben,  Unterhaltungs-  und  Versicherungskosten  eine  vierprozentige 
Verzinsung  übrig  bleibt.  Auch  bei  der  Kapitalisierung  immer- 
währender Nutzungen  und  Leistungen  wird  in  der  Regel  das  25  fache 
des  einjährigen  Betrages  zu  Grunde  gelegt.  (Art.  20  des  Vermögens- 
steuergesetzes V.   1906). 

Wenn  wir  in  diesem  Sinne  die  Beteiligung  von  Arbeit  und 
Vermögen  am  Oldenburger  Gesamteinkommen  und  an  dem  der 
einzelnen  Gesellschaftsklassen  untersuchen  wollen,  müssen  wir  den 
Kapitalwert  der  später  fälligen  Versicherungsansprüche  außer  Be- 
tracht lassen,  denn  diese  werden  zwar  sehr  richtig  als  Vermögens- 
objekte aufgefaßt,  sie  werfen  aber  noch  keine  Rente  ab.  Femer 
müssen  wir  für  die  Bezüge  der  nicht  mehr  aktiven  Beamten 
und  der  Hinterbliebenen  von  Beamten  eine  besondere  Rubrik 
schaffen. 

Aus  Tabelle  21,  welche  das  gesuchte  Verhältnis  deutlich  dar- 
stellt, können  wir  Folgendes  ableiten: 

Während  im  Durchschnitt  aller  das  Arbeitseinkommen 
fast  zwei  Drittel  (61,3  Prozent)  des  Gesamteinkommens  ausmacht 
(12209721  Mark  von  19  937625),  beträgt  sein  Anteil  im  Durch- 
schnitt der  Berufstätigen  für  sich  82,8  Prozent  (nämlich  12209721 
Mark  von   14745075). 

Fast  reines  Arbeitseinkommen  (zu  mindestens  90  Proz.) 
finden  wir  bei  den  aktiven  Mittelbeamten,  Unterbeamten,  Privat- 
beamten, Arbeitern  und  Dienstboten,  also  im  Durchschnitt  von 
7079  Personen  ==  59.4  Prozent  aller. 
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Stark  vorwiegend  Arbeitseinkommen  (zu  70 — 90  Proz.) 
bei  den  Oberbeamten,  Lehrern,  Handwerkern,  Kleinkaufleuten,  Gast- 
wirten, weiblichen  Erwerbstätigen,  im  Durchschnitt  von  1940  Per- 
sonen =  16,3  Prozent. 

Noch  vorwiegend  Arbeitseinkommen  (zu  50 — 70  Proz.), 
bei  den  Fabrikanten,  Großkaufleuten,  Landwirten,  also  im  Durch- 
schnitt von  397  Personen  =  3,3  Prozent  aller. 

Von  dem  arbeitslosen  Einkommen,  in  Höhe  von  Mark 
5079  800  (ohne  das  Einkommen  der  Rentenempfänger  und  Unter- 
stützten), das  sich  auf  1960  Personen  =  16,4  Prozent  aller  ver- 
teilt, entfielen  Mark  4  308  221  (84,8  Prozent)  auf  Vermögensrente 
und  Mark  771579  (15,2  Prozent)  auf  Pensionen  oder  gleichartige 
Bezüge. 


V.  Die  Wohnungsverhältnisse. 

Nun  haben  wir  die  soziale  und  materielle  Struktur  unserer 
Stadt  dargestellt,  soweit  es  die  zur  Verfügung  stehenden  1  iilfsiiiittel 
erlaubten.  Wir  haben  die  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  kennen 
gelernt  und  sahen,  in  welchem  Umfange  Einkommen  und  Ver- 
mögensbesitz vorhanden,  in  welcher  Weise  beide  Faktoren  des 
materiellen  Daseins  auf  die  einzelnen  Klassen  der  Gesellschaft  ver- 
teilt sind,  aus  welchen  Objekten  sich  der  Besitzstand  zusammen- 
setzt, und  in  welchem  Verhältnis  Einkommen  und  Vermögen  zu 
einander  stehen. 

Im  letzten  Teil  der  Arbeit  wollen  wir  uns  ein  Bild  zu  ver- 
schaffen suchen,  wie  die  Bevölkerung  wohnt.  Vergleiche  der  zur 
Beurteilung  der  Wohnungsverhältnisse  wichtigsten  Punkte  mit  den 
Ergebnissen  aus  anderen  Städten,  besonders  aus  der  nächstliegen- 
den Großstadt  Bremen  sollen  das  Bild  deutlicher  gestalten.  Zum 
Schluß  sei  dann  noch  ein  Überblick  über  das  gemeinnützige 
Wohnungswesen  in  der  Stadt  Oldenburg  gegeben. 

a.  Wohndichtigkeit  und  Besitzverhältnisse. 
Die  Bevölkerung  der  Stadt  Oldenburg  sitzt  nicht  gedrängt  auf 
der  Gemarkungsfläche,  die  einen  Raum  von  annähernd  12  Quadrat- 
kilometern umfaßt.  Nach  den  „Statistischen  Nachrichten  über  das 
Großherzogtum"  (1907  herausgegeben  vom  Großherzoglichen  Stati- 
stischen Amt)  besaß  die  Stadt  am  1.  Dez.  1905  3361  bewohnte 
Gebäude,  so  daß  auf  das  Quadratkilometer  280,1  entfielen.  Die  orts- 
anwesende Bevölkerung  der  Stadtgemeinde  (einschl.  Militär)  betrug 
am  gleichen  Tage  28565  Personen,  so  daß  auf  das  Quadratkilometer 
2488  Seelen  kamen,  i) 

ll  Fuchs  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  II.  Aufl.  Art.  „Wohnungs- 
frage") führt  als  durchschnittliche  Bewohnerzahl  auf  1  ha  Gesamtfläch  e  für  1890  an: 
Paris  310,  Berlin  249,  London  135,  Prag  132,  Innsbruck  76,  Brunn  55,  Graz  52, 
Lemberg  40,  Salzburg  31,  Linz  26;  ferner  auf  1  ha  be  b  aute  Fl  äche:  Berlin  745, 
Wien  650,  Prag  555,  Stuttgart  454,  Dresden  318,  Köln  305,"  Hamburg  292, 
München  248.  —  Nach  Pohle  (Die  neuere  Entwicklung  der  Wohnungsverhältnisse 
in  Deutschland.  Göttingen  1905  S.  6)  kamen  1890  auf  1  ha  der  bis  zum  Jahre  1871 
von  24  deutschen  Städten  umfaßten  Fläche  im   Durchschnitt  90,7   Bewohner. 
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Nach  dem  Kataster  betrug-  die  Gesamtfläche  der  Stadt  rund 
1149  ha,  die  Haus-  und  Hofraumfläche  227  ha;  auf  1  ha  entfielen 
also  25  bez.   126  Bewohner. 

Die  vorliegende  Wohnungsstatistik  erstreckt  sich  auf  3302 
Häuser  mit  25  060  Bewohnern,  also  auf  98,2  Prozent  aller  Wohn- 
häuser mit  95,2  Prozent  der  darin  untergebrachten  Personen, 
deren  Zahl  am  1.  Dez.  1905  vom  Statistischen  Amte  mit  26315 
angegeben  war. 

Das  Alter  der  Häuser,  durch  die  Fragebogen  ermittelt  und 
an  der  Hand  der  Brandkassenregister  kontrolliert,  stellt  sich  wie 
folgt  dar: 

Es  sind  gebaut  worden  (Neubauten  und  völlige  Umbauten)  in 
den  Jahren 

vor  1866—1867  =  1087  Häuser 
1868—1872=  181 
1873—1877=  294 
1878—1882=  312 
1883-1887=  180 
1888—1892  =  289 
'  1893—1897=  402 
1898  —  1902=  301 
1903-1907=    256 

3302  Häuser 
Danach   hatten  von  je   100  Häusern 

ein  Alter  von  40  und  mehr  Jahren, 
„      35—40  Jahren, 
„      30—35 
.         ..      25-30       „ 

„      20—25 
„         ,.      15-20       „ 
„         „      10-15       „ 
„        5-10       „ 
„      weniger  als  5  Jahren. 
100.0 '  „ 


33      . 

5,5 

8,9 

9,5 

5,4 

8,8 

12,1 

9,1 

7,7 

Zwei  Drittel  der  Stadt  sind  also  m  den  letzten  40  Jahren  neu 
gebaut  worden  i). 


1)  Von  den  20  871  Gebäuden  der  Stadt  Bremen  (Umfang  von  1900)  waren  von 
Ende  1856  bis  Ende  1900  =  15222  also  72,9  Prozent  neu  gebaut  v^rorden  (Be- 
rechnet nach  den  Angaben  in  „Die  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  im 
Bremischen  Staate".     11.  Bd.,   II.  Teil  A  Seite  2  und   6). 
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Für  die  Oldcnljuri^er  Bauweise  i)    sind    das  Fehlen  von    Miets- 
kasernen und  das  Vorhandensein  vieler  Häuser  mit  Giebehvohnungen 
(im  Volksmund  „Hundehütten"  genannt)  charakteristisch.    Man  kann 
die  Wohnhäuser  hier  schlechthin  in  4  Klassen  einteilen;  es  wurden 
nämlich  gezählt: 
618  (18,7  Proz.)  Häuser,    die  nur  aus  einer  oder  mehreren  Woh- 
nungen  zu  ebener  Erde    und  aus  Dachboden  be- 
stehen (vielfach  nicht  unterkellert). 
857  (26,0  Proz.)  Häuser,  die  aus  Unterwohnung  (anderwärts  Par- 
terre genannt)  und  Giebel  wohnung  bestehen  ;  zum 
Teil  mit,  zum  Teil  ohne  Sousterrain. 
1457  (44,1   Proz.)  Häuser    mit  Unterwohnung    und   vollausgebauter 

Ober  wohnung. 
370  (11,2  Proz.)  Häuser  mit  Unterwohnung,  vollausgebauter  Ober- 
wohnung und  Giebelwohnung. 
3302  (100  Proz.) 

Zusammenhängend  gebaut  sind  nur  die  Straßenzüge  der  Alt- 
stadt und  ihrer  nächsten  Nachbarschaft,  also  reichlich  gerechnet 
etwa  25=27  Prozent  aller  Häuser;  die  übrigen  2600 — 2700  Grund- 
stücke stehen  frei,  zumeist  in  einem  mehr  oder  minder  großen 
Garten,  auf  dessen  sorgfältige  Pflege,  besonders  nach  der  Straße 
zu,  der  Besitzer  seinen  Stolz  setzt;  Rosen,  S3'ringen,  Rotdorn,  Gold- 
regen fesseln  während  der  schönen  Jahreszeit  das  Auge  durch  ihre 
Menge  und  Mannigfaltigkeit  und  geben  der  Stadt  ein  gar  anmutiges 
Gepräge. 

Von  den  3302  untersuchten  Häusern  waren 
2511   (76  Proz.)  ganz  oder  teilweise  von  ihren  Besitzern  benützt, 
791   (24  Proz.)  nur  von  Mietern  benützt  2). 

Die  Besitzer  dieser  reinen  Miethäuser  waren:  25  Ober- 
und  Mittelbeamte,  11  Unterbeamte,  6  Lehrer  und  Kunstausübende, 
138  Fabrikanten  und  Großkaufleute,  49  Kleinkaufleute,  2  Privatbe- 


1)  In  Bremen,  wo  das  einstöckige  Haus  noch  heute  eine  große  Rolle  spielt, 
ist  doch  seit  1875  eine  langsame  Verschiebung  zu  seinen  Ungunsten  eingetreten. 
In  den  25  Jahren  von  1S75 — 1900  ist  die  Prozentzahl  der  einstöckigen  Häuser  im 
jetzigen  Stadtgebiet  von  46,0  Prozent  auf  38,2  Prozent  gesunken,  die  der  zwei- 
stöckigen Gebäude  von  44,7  Prozent  auf  50,4  Prozent  gestiegen.  Auch  die  rirei-  und 
mehrstöckigen  Gebäude  haben  beträchtlich  zugenommen^  Vergl.  „Die  Volkszählung 
vom   1.  Dezember  1900  im  Bremischen  Staate".  II.  Bd.,  II.  Teil  A"  S.  3 

2)  Dies  Verhältnis  kommt  dem  in  Stadt  Bremen  ziemlich  nahe;  dort  waren 
70  Prozent  vom  Eigentümer,  30  Prozent  nicht  vom  Eigentümer  bewohnt.  Vgl.  „Die 
Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  im  Bremischen  Staate".  II.  Bd.  II.  Teil  A.  S.  10. 
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amte,  11  Gastwirte,  15  Landwirte,  94  Handwerker,  21  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen,  23  sonstige  weibliche  Erwerbstätige,  153  Berufslose, 
191  Auswärtige;  ferner  gehörten  52  Häuser  zu  Erbmassen  u.  dgl. 
Der  mehrfache  Häuserbesitz  erstreckte  sich,  abgesehen 
von  Auswärtigen,  Erbmassen  u.  dgl.  auf  307  Besitzer  mit  803  Häusern, 
also  24,3  Prozent  der  Häuser.  Welcher  Art  die  Besitzer  waren, 
geht  aus  folgender  Aufstellung  hervor. 


Besitzer 

von 
2  Häusern 

von 
3  Häusern 

von  5 

von               ,       , 
und  mehr 
4  Häusern    „.. 

Hausern 

über- 
haupt 

Fabrikanten,  Kaufleute     | 

Gastwirte,  Landwirte      j 

Handwerker 

Arbeiter  und  Arbeiterinnen 

Beamte,  liberale  Berufe 

Rentner  und  Rentnerinnen 

78 

41 
13 
21 
54 

25                 11 

12                 S 
1               — 
4        1          1 

16        '          3 

11 

1 

7 

125 

61 
14 

27 

80 

überhaupt 

207 

5S 

23 

10 

307 

An  dem  mehr  als  zweifachen  Häuserbesitz'  (389  Häuser)  waren 
Bauunternehmer  und  andere  Baugewerbetreibende  mit  74  Häusern 
beteiligt. 

Diese  Angaben  lassen  mit  Sicherheit  darauf  schließen,  daß  in 
Oldenburg  der  Hausbesitz  in  der  Hauptsache  zur  Bedarfsdeckung 
und  Kapitalanlage  dient,  nur  in  geringem  Maße  als  Spekulations- 
objekt betrachtet  wird. 

Die  Häuser  enthielten: 

2328  Eigentümerwohnungen, 
3917  Mietwohnungen, 

76  Dienst-  und  Freiwohnungen, 
6321   Wohnungen  überhaupt  i). 


1)    Das    für  Oldenburg    günstige  Verhältnis  geht  aus  folgenden  Berechnungen 

hervor,  die  sich  auf  die  statistischen  Berichte  der  einzelnen  Städte  stützen. 

Von  je   100  Wohnungen  waren 
Jahr         Eigentümer-Wohnungen  Mi  et-  und  andere  Wohnungen 

95,2 
95,1 
94,8 
93,4 
90,8 
90,6 
86,6 
85,6 
81,5 
63,2 
61,1 

Ergänzungsheft  34.  6 


Posen 

1905 

4,8 

Königsberg 

1905 

4,9 

Magdeburg 

1905 

5,2 

Leipzig 

1905 

6,6 

Elberfeld 

1905 

9,2 

Halle 

190S 

9,4 

Mannheim 

1900 

13,5 

Stuttgart 

1905 

14,4 

Basel 

18S9 

18,5 

Oldenburg 

1907 

36,8 

Bremen 

1900 

38,9 

Zeitschrift  für  die  ges. 

Staatswissenschaft 
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Zu  ckn  Mietwohnungen  sind  auch  diejenigen  Dienstwohnungen 
gerechnet,  für  welche  den  Inhabern  ein  Mietal)zug  vom  Gehalt  ge- 
macht wird  ;  in  der  Regel  ist  diese  Miete  relativ  niedriger  als  bei 
anderen  Wohnungen.  In  den  weiteren  Zusammenstellungen  sind 
auch  die  Freiwohnungen  den  Mietwohnungen  zugezählt,  da  nur 
vereinzelte  ohne  entsprechende  Gegenleistung  vergeben  sind. 

Wo  das  von  Bücher  als  Raumeinheit  eingeführte  „Kubikmeter 
auf  den  Kopf"  nicht  zu  Grunde  gelegt  werden  kann,  muf3  man 
sich  bei  der  weiteren  Ermittelung  der  Wohndichtigkeit  beschränken 
auf : 

1.  die  Zahl  der  Haushaltungen  pro  Haus, 

2.  die  Zahl  der  Bewohner  „         „ 

3.  die  Zahl  der  Bewohner  pro  Wohnung, 

4.  die  Zahl  der  Zimmer  „  „ 

5.  die  Zahl  der  Bewohner  pro  Raum. 

Für  Oldenburg  ergab  sich  hinsichtlich  dieser  fünf  Punkte  folgen- 
des Bild: 


mit 

Zahl  der 

Häuser 

mit 

Zahl  der 

Häuser 

Haushaltungen 

absolut 

0/ 

/o 

Bewohner 

absolut 

7o 

1 

1178 

35,6 

1—2 

139 

4,2 

2 

1545 

46,8 

3 

262 

7,9 

3 

328 

10,0 

4 

329 

10,0 

4 

205 

6,2 

5 

409 

12,4 

5 

25 

0,8 

6 

352 

10,7 

mehr  als  h 

21 

0,6 

7 

389 

11,8 

überhaupt      3302 

100 

8 

319 

9,7 

9 

268 

8,1 

10 

216 

6,5 

mehr  als  10 

619 

18,7 

überhaupt 

3302 

100 

mit 

Zahl  der  Wohnungen 

mit 

Za 

bl  der  Wohnungei 

Bewohner 

absolut 

Ol 
0 

Zimmern 

absolut 

0/ 
0 

1 

691 

11,0 

1 

155 

2,4 

2 

1130 

17,9 

2 

878 

13,9 

3 

1207 

19,1 

3 

1248 

19,7 

4 

1083 

17,1 

4 

1046 

16,6 

5 

848 

13,5 

5 — 7  . 

2306 

36,5 

6 

569 

9,0 

mehr  als  7 

688 

10,9 

7 

370 

5,8 

überhaupt 

6321 

100 

8 

198 

3,1 

^ 

9 

96 

1,5 

10 

58 

0,9 

mehr  als  10 

71 

1.1 

überhaupt      6321 


100 
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in  Wohnungen 

wohnten 

Pe 

rsonen 

mit  Zimmern 

absolut 

/o 

1 

336 

1,3 

2 

2557 

10,3 

3 

4714 

18,8 

4 

4101 

16,3 

5 — T 

9472 

37,8 

mehr  als  7 

3880 

15,5 

überhaupt 

25060 

100 

Was  lehren  uns  diese  Zahlen,  wenn  wir  sie  im  Rahmen  der 
allgemeinen  Wohnungsfrage  mit  den  Ergebnissen  aus  anderen 
Städten  vergleichen?  In  der  Literatur  nimmt  der  Streit,  welches 
die  wünschenswerte  Größenart  für  den  städtischen  Hausbau  sei, 
seit  vielen  Jahren  einen  recht  großen  Raum  ein.  In  neuerer  Zeit 
ist  dieser  Kampf  besonders  lebhaft  geworden  und  hat  sich  unter 
Heranziehung  der  beiden  Extreme  vielfach  zu  der  Frage  zuge- 
spitzt: Mietkaserne  oder  Einfamilienhaus?  Auf  beiden  Seiten  stehen 
ernste  wissenschaftliche  Kämpfer,  die  das  gleiche  Ziel  haben,  billige 
und    gesunde  Wohnungen   auch   für    die   große  Masse  zu  schaffen. 

Der  Hauptvertreter  der  Richtung,  welche  die  gedrängte  (viel- 
stöckige)  Bauweise  verwirft,  ist  der  Berliner  Universitätsprofessor 
Dr.  Rud.  Eberstadt,  der  seine  Gründe  neuerdings  wieder  in 
dem  von  ihm  verfaßten  „Handbuch  des  Wohnungswesens  und  der 
Wohnungsfrage"  (Jena  1909)  ausführlich  dargestellt  hat.  Nach  ihm 
ist  das  System  der  gedrängten  Bauweise  nicht  vom  Zentrum  unsrer 
Städte  ausgegangen,  sondern  hat  sich  in  den  Außenbezirken  ent- 
wickelt, und  zwar  durch  die  Spekulation,  welche  durch  Aufführung 
von  Massenmiethäusern  den  Bodenpreis  künstlich  in  die  Höhe  ge- 
trieben habe.  Die  Untersuchungen,  die  Eberstadt  in  den  Außen- 
bezirken Berlins  sowie  auch  in  Düsseldorf,  Elberfeld  und  Lübeck 
angestellt  hat,  haben  ihm  die  Überzeugung  beigebracht:  je  höher 
der  Bau,  desto  höher  die  Miete. 

Diese  wirtschafdich  ungünstigen  Folgen  der  gedrängten  Bau- 
weise seien  in  der  Hauptsache  auf  folgende  drei  Ursachen  zurück- 
zuführen : 

1.  auf  den  übermäßig  erhöhten  Bodenpreis,  eben  weil 
die  Stockwerkshäufung  dem  Boden  den  stärksten  Wertzuschlag  hin- 
zufügt und  ihn  der  Spekulation  ausliefere,  die  für  eine  fortgesetzt 
steigende  Richtung  des  Bodenpreises  interessiert  sei ; 

2.  auf  die  erhöhten  baupolizeilichen  Belastungen, 
welche  in  den  notwendigen  größeren  Straßenbreiten,    den  höheren 

6* 
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Anforderungen  an  die  Standhaltigkeit  und  Feuersicherheit  usw.  zum 
Ausdruck  kämen ; 

3.  auf  die  Unrentabilität  des  gesteigerten  Bauauf- 
wandes, denn  in  der  Praxis  habe  es  sich  allgemein  ergeben,  daß 
bei  Wohnbauten  die  Baukosten  für  das  einzelne  Geschoß  nicht  stetig 
mit  der  Bebauungshöhe  abnehmen,  sondern  nur  bis  zu  einer  ge- 
wissen Grenze,  dann  aber  wieder  zunehmen. 

Während  nun  in  den  zentralen  Lagen  und  Verkehrsbezirken 
die  Stockwerkshäufung  als  notwendige  Folge  des  bereits  vorhandenen 
hohen  Bodenpreises  nicht  zu  umgehen  sei,  sollte  sie  in  den  Wohn- 
straßen,  für  die  Stadterweiterung  und  Neubaubezirke  vermieden 
werden.  Als  schematisches  System  des  Städtebaues  bewirke  die 
gedrängte  Bauweise  eine  allgemeine  und  stetige  Steigerung  des 
Boden-  und  Mietwertes. 

Außer  den  volkswirtschaftlichen  Nachteilen  der  Mietskasernen 
findet  Eberstadt  noch  sanitäre  und  andere,  die  wohnungstechnisch 
durch  die  gedrängte  Bauweise  verursacht  würden.  Der  Zwang  der 
steten  Berührung  mit  der  Nachbarschaft  mache  die  Wohnungen 
ungemütlich  und  hebe  das  Heimgefühl  auf;  die  Zahl  der  Räume 
sei  zu  gering;  Luft  und  Licht  seien  in  den  Kleinwohnungen  der 
Mietskasernen  oft  notwendigerweise  behindert,  wegen  mangelnder 
Querlüftung,  wegen  der  Hoflage  usw. 

Der  Hauptgegner  Eberstadts  ist  der  Frankfurter  Nationalökonom 
Prof.  Andreas  Voigt.  Er  vertritt  in  einem  gemeinsam  mit  einem 
Architekten  verfaßten  Buche  i)  die  Ansicht,  daß  die  Baukosten  um 
so  niedriger  seien,  je  mehr  Geschosse  das  Haus  habe.  Der  Boden- 
preis steige  allerdings  absolut  durch  intensivere  Benutzung;  aber 
nicht  der  absolute  Bodenpreis  sei  entscheidend,  sondern  der  relative, 
d.  h.  der  Anteil  des  Preises,  der  auf  die  Einheit  des  Wohnraumes 
oder  die  Wohnfläche  entfalle.  Die  relativen  Bodenkosten  nähmen 
aber  ebenso  wie  die  Baukosten  mit  der  wirtschaftlichen  Intensität 
der  Bebauung  ab.  Das  Kleinhaus  sei  keineswegs  zu  unterdrücken, 
aber  man  solle  bei  dem  ursprünglichen  Ideal  der  möglichst  frei- 
stehenden Häuser  mit  Gärten  bleiben  und  keine  winzigen  städtischen 
Reihenhäuser  mit  kleinen  Höfchen  bauen. 

Das  Miethaus  sei  neben  dem  Eigentümerhaus  unentbehrlich. 
„Die  wirtschaftlich  rationellste  Form  des  Miethauses  ist  aber  das 
Etagenhaus  mit  oder  ohne  Hinterhaus.  Es  vermag  bei  zweckmäßiger 
Ausgestaltung  und  hinreichender  baupolizeilicher  Beschränkung  der 


1)  Voigt  und  Geldner:       Kleinhaus  und  Mietkaserne  *      Berlin   liM).5. 
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wirtschaftlichen  Bebauungsintensität  allen  Anforderungen  der  H}^- 
giene  zu  entsprechen  und  läßt  sich  unter  allen  Umständen  billiger 
herstellen  als  ein  gleichwertiges  Kleinhaus." 

Wer  auf  dem  Standpunkte  steht,  daß  die  gedrängte  Bauweise 
nach  Möglichkeit  vermieden  werden  soll,  der  wird  mit  den 
Oldenburger  Verhältnissen  in  dieser  Beziehung  zufrieden  sein. 
Allerdings  mischt  sich  in  die  Freude  ein  Tropfen  Wermuth,  denn 
wir  müssen  hier  wieder  daran  denken,  daß  die  Haupttriebfeder  zur 
intensiven  Ausnutzung  des  Bodens  und  zur  Errichtung  von  größeren 
Miethäusern  fehlt,  nämlich  eine  nennenswerte  regelmäßige  Zunahme 
der  Bevölkerung. 

Aber  ein  Blick  auf  das  benachbarte  Bremen  lehrt,  daß  auch 
im  Rahmen  der  Großstadt  der  Stockhäufung  mehr  aus  dem  Wege 
gegangen  werden  kann,  als  es  seit  den  letzten  Jahrzehnten  des 
verflossenen  Jahrhunderts  allgemein  üblich  geworden  ist.  Folgende 
Aufstellung  zeigt  uns,  daß  Bremen  in  Bezug  auf  das  Einfamilienhaus 
noch  an  der  Spitze  marschiert  und  daß  Oldenburg  nicht  weit  da- 
hinter kommt;  die  Gesamtzahl  der  Häuser  mit  1 — 2  Haushaltungen 
ist  in  beiden  Städten  relativ  fast  die  gleiche. 


Von  je 

100  Häusern 

hatten 

Haushaltungen 

Bremen 

1900 

._    __    . 

Oldenburg 

1907 

Görlitz 

1905 

es 

o    '^ 

— 1    o 

<u   o 

Halle 

1908 

Frankfurt  a.M. 

1905 

'v 

S3 

Di    =" 
.  o 

o 

a 

rt    O 

m    O 

pq 

Leipzig 

1905 

München 

1900 

.5  o 

eis     00 

1 

52,6 

35,6 

8.8 

16,6 

10,6 

11,3 

15,6 

7,8 

33,0 

2 

32,0 

46,8 

T,3 

13,9 

6,3 

8,3 

9,7 

5,1 

20,0 

3 

10,0 

7,8 

17,5 

5,3 

56 

10,2 

13,9 

Isi 

23 

6,1 

Uo 

14 

17,6 

4 

15,4 

6,2 

8,8 

19,1 

5,6 

11,9 

22,0 

6,6 

9,6 

5 

0,8 

8,3 

9,4 

4,5 

8,4 

11,3 

6,8 

7,1 

mehr  als   5 

0,6 

59,0 

23,5    67,7 

44 

49,9 

27,5 

19 

77 

67,6 

60 

86 

12,7 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Die  vorstehenden  Angaben  mögen  durch  die  Ergebnisse  der 
vom  Westfälischen  Verein  zur  Förderung  des  Kleinwohnungswesens 
veranstalteten  Aufnahme  ergänzt  werden,  die  sich  auf  39  westfähsche 
Städte  (nach  dem  Stande  vom   1.  Dezember  1905)  erstreckte. 

Eberstadt  (Handbuch  S.  132)  schreibt  darüber,  daß  „72,88  Proz. 
sämtlicher  Gebäude  der  Größenklasse  von  1 — 3  Wohnungen  ange- 
hören ;  9,79  Proz.  der  Gebäude  enthalten  4  Wohnungen  und  genau 
der   gleiche    Prozentsatz   entfällt   noch    auf  die  Gebäude  mit  5  und 
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6  \\\)linungcn.  Von  liier  ab  fallen  die  Zahlen  rasch;  Gebäude 
mit   10  und  mehr  Wohnungen  wurden  nur  noch  1,63  Proz.  gezählt" . 

Einer  nicht  gedrängten  Bauweise  entspricht  natürlich  eine 
niedrige  Behausungsziffer,  d.i.  die  Zahl  der  Einwohner,  die  auf 
einem  bewohnten  Grundstücke  zusammenwohnen. 

Auch  in  dieser  I  linsicht  schneidet,  dem  oben  Gesagten  ent- 
sprechend, von  den  deutschen  Großstädten  Bremen  am  günstigsten 
ab,  wo  wie  in  Oldenburg  rund  8  Bewohner  durchschnittlich  auf  ein 
Haus  entfallen ;  sonst  herrscht  in  Deutschland  große  Verschiedenheit, 
die  aus  folgender  Skala  hervorgeht.  Die  durchschnittlichen  Be- 
hausungsziffern lauteten : 


Berlin  (1905)  77 

Schöneberg  (1900)  72 

Rixdorf  (1900)  69 

Charlottenburg  (1905)  65 

Breslau  „  52 

Posen  „  49 

Hamburg  „  36 

Magdeburg  (1900)  36 

Leipzig  (1900)  35 

Chemnitz  (1905)  34 

Dresden  (1905)  33 

Kiel  (1905)  30 

Görlitz  (1900)  28 

München  (1905)  30 

Halle  „  26 

Altona  „  25 


Danzig  (1900)  25 

Mannheim  (1905)  24 

Stuttgart  (1900J  23 
Frankfurt  a.  O.  (1905j   22 

Mainz  (1905)  22 

Düsseldorf  (1905j  20 

Essen  (1900)  20 
Frankfurt  a.  M.  (1905)  20 

p:iberfeld  (1900)  19 

Erfurt              „  19 

Straßburg  (1905)  18 

Köln                 „  17 

Lübeck             „  10 

Bremen            „  8 

Oldenburg  (1907)  8 


Von  je 

100  Häusern 

hatten 
Bewohner 

Oldenburg 
1907 

Bremen 
1900 

Lübeck 
1900 

N 

.■ti    »Ä 

Erfurt 
1900 

Karlsruhe 
1905 

Kiel 
1900 

Halle 
1900 

Altona 
1900 

1—5 

0-10 

11—15 

16-20 

mehr  als    20 

34,5 

46,8 

14,2 

3,0 

1,5 

36,8 
44,1 
14,4 

l66,5 

|27,0 

6,5 

T,2 
12,4 

J24,8 

55,6 

[35,0 

|32,0 
33,0 

14,2 

21,2 
f9,5 
15,9 

29,2 

[27,0 

|24,0. 

49,0 

26,0 

28,0 
46,0 

32,0 

24,0 
44,0 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

lüO 

100 

100 
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Von  je 
100  Häusern 

U)    o 

es 

3     O 

3 

^   o 

tuo 

l§ 

l§ 

u 

5  ® 

bo  a> 

"^     05 

ci   <^ 

11     05 

•S5   "^ 

(U    S-. 

c  ^ 

a  ^■ 

V    ^ 

hatten 
Bewohner 

'S   ^ 
>o 

a 

CS 

u 

o 

m 

J 

=3    '^ 

CS      '^ 

td 

M  " 

1—5 

\  16,1 
1       ' 

10,8 

\ 

5,5 

fl5,0 

6—10 

17,8 

f43,0 

10,0 

7,7 

21,0 

37,0 

6,0 

11—15 

l21,0 

16—20 

33,7 

32,0 

10,0 

16,3 

17,0 

18,0 

15,0 

7,0 

mehr  als    20 

62,9 

37,7 

25,0 

80,0 

70,5 

6S,0 

61,0 

48,0 

ST,0 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

\'on  den  in  vorstehender  Tabelle  genannten  Städten  hatten 
außer  Oldenburg  und  Bremen  alle  einen  mehr  oder  weniger  großen 
Prozentsatz  von  Häusern,  die  mehr  als  50  Personen  faßten;  er  be- 
trug in  Berlin  sogar  60  Proz.  und  in  Breslau  45  Proz.,  aber  auch 
in  München,  Hamburg,  Königsberg  stieg  in  mehr  als  20  von  je  100 
Häusern  die  Behausungsziffer  über  50. 

Übrigens  ist  die  Entwicklung  eines  Platzes  zur  In- 
dustriestadt durchaus  nicht  notgedrungen  mit  einem  er- 
heblichen Anwachsen  der  Behausungsziffer  verbunden. 
Im  Durchschnitt  der  39  westfälischen  Städte  lautete  letztere 
13,82.  In  Bochum  ( 11 9  000  Ein  wohner)  kamen  21,66  Bewohner 
auf  ein  Grundstück,  in  Hagen  20,96,  in  Münster  13,51 ;  in  Siegen 
und  in  Bocholt,  die  beide  ungefähr  Oldenburg  an  Einwohnerzahl 
gleichkommen,  9,82  bez.  sogar  6,77. 

In  58  Mittel-  und  Großstädten  sowie  Vororten  größerer  Städte 
Englands  schwankte  die  Behausungsziffer  im  Jahre  1901  zwischen 
4,12  und  8,85;  im  Durchschnitt  des  Königreiches  betrug  sie  5,20, 
in  den  städtischen  Bezirken  5,46  und  in  den  ländlichen  Bezirken  4,60'). 
In  dem  ebenfalls  industriereichen  Belgien  kamen  zu  Beginn  des 
Jahrhunderts  im  Gesamtdurchschnitt  5,3  Bewohner  auf  ein  Haus, 
und  in  den  Städten  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  auch  nicht 
mehr  als  5,5  2). 

Über  das  Verhältnis  des  Wohnungsumfangs  zur  Bewohnung, 
auf  das  die  drei  letzten   der   auf  S.  82  genannten  Punkte  sich  be- 


ll Nach  Census  of  England   and  Wales   1901,  im  Handbuch  S.  331/32). 
2)  Handbuch  S.  358. 


ziehen,    wollen    wir    im  näehsten  Ab.schniit  näher  eingehen.     Hier 
seien  nur  noch  einige  Vergleichstabellen  wiedergegeben. 


Von  je 

100  Wohnungen 

hatten 

Bewohner 

h 

O 

Görlitz 
1905 

■j    O 
V    o 

ja  05 

H-1 

Karlsruhe 
1905 

s 

ja  o 

C     03 

C      -H 

es 

i4  2 

4J    O 

s=   o 

«2 

II 

Königsberg 
1900 

Magdeburg    1 
1905 

l 

11,0 

12,8 

9 

6,5 

4.8 

6 

< 

, 
< 

0 

TA 

2 

17,9 

22,1 

19 

14,2 

13.0 

16 

16 

17 

17 

17,6 

3 

19,1 

21,6 

19 

19,4 

16,0 

19 

19 

19 

19 

21,6 

4 

17,1 

17,4 

17 

19,3 

18,9 

18 

18 

18 

18 

20,0 

5 

13,5 

12,3 

13 

15,8 

15,6 

15 

15 

15 

15 

14,6 

6 

9,0 

6,7 

9 

10,9 

12,2 

10 

10 

10 

10 

9,2 

7 

5,8 

3,6 

6 

6,5 

8,3 

7 

7 

6 

7 

4,8 

8 

3,1 

1,8 

4 

3,5 

4,9 

4 

4 

4 

4 

2,5 

9 

1,5 

0,9 

2 

1,7 

3.0 

2 

2 

2 

2 

1,3 

10 

0,9 

l  0,8 

2 

0,9 

1,4 

\  s' 

1 

1 

h 

0,5 

über   10 

1,1 

1,3 

1,9 

r 

1 

1 

1 

05 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

s 

c 

Von  je 

es 

J3 

3 

bC 

c 

c 

bß 

u 

100  Wohnungen 

o    c; 

t:  g 

^    g 

es    e 

Ol  "^ 

13   ;= 

'S  ® 

5    O 

B  c 

hatten 
Bewohner 

C     Ol 

^  c; 

CS     05 

•^   05 

1)   c; 

c    ö= 

a  0-- 

«  C-- 

B 

CS 

o 

U,      Tt 

an 

hJ 

Q-^ 

CS    '-' 

pq  '- 

m 

1 

6 

4,7 

8 

9 

4 

7 

7 

5 

8 

5,9 

2 

15 

14,1 

16 

18 

14 

17 

16 

15 

18 

14,3 

3 

19 

19,2 

18 

19 

18 

20 

20 

19 

21 

18,5 

4 

19 

19,5 

17 

18 

19 

18 

18 

19 

20 

18,3 

5 

16 

15,7 

14 

14 

16 

14 

15 

16 

15 

15,1 

6 

10 

11,1 

10 

10 

11 

10 

10 

11 

9 

11,4 

7 

7 

6,9 

7 

6 

8 

6 

6 

7 

5 

7,2 

8 

4 

4,4 

4 

3 

5 

4 

4 

4 

2 

4,3 

9 

2 

2,2 

2 

] 

2 

2 

2 

1 

2,:>, 

10 

^ 

1,2 

!i 

h 

!h 

.  4 

1 

1 

l, 

1..^ 

über   10 

1 

1,0 

1 

1 

1 

1 

1 

1,4 

100    i   100       100  ,   100    I   100       100      100      100      100    I  100 
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Von  100 
tJewohnern 

o 
o 

0-. 

2  ^ 

o 

1905 
Iche  u. 
ör 

nur  heizbare  Räume 
gerechnet  (1900) 

wohnten 

in  Wohnungen 

mit 

Zimmern 

u 

3 

ja 
c 
<u 

o 

c 

(D 

B 
<u 

u 

N     "5 

Leipzig 
(einschl.  K( 
Zubeh 

o 

3 

a 
c 
o 

< 

1 

1,3 

2,7 

40.2 

3,0 

0,4 

38,0 

11,0 

43,0 

29,0 

2 

10,3 

23,4 

27,2 

29,5 

1,7 

31,0 

42,0 

23,0 

35,0 

3 

18,8 

25,4 

16,8 

28,7 

14,5 

12,0 

21,0 

14,0 

19,0 

4 

16,3 

18,0 

6,3 

16,3 

39,6 

6,0 

8,0 

8,0 

10,0 

5 — T 
über  7 

37,8 
15,5 

18,9 
11,6 

7,8 

18,7 

3,8 

35,9 
7,9 

13,0 

18,0 

12,0 

7,0 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Von  100 

nui 

heizb 

are  Räume 

^erech 

net  (1900) 

Bewohnern 

' 

' 

wohnten 
in  Wohnungen 

u 

S 

Ö     bX) 
O     >- 

u 

3 

(U 

> 

o 

cti 

t; 

c 

V 

XI 

_c 

00 

mit 
Zimmern 

Charl 
bu 

CS 

c 

ca 

(L) 

Q 

CS 

CS 

1 

51,0 

25,0 

46.0 

31,0 

6,0 

41,0 

38,0 

19,0 

44,0 

9,0 

2 

23,0 

29,0 

23,0 

34,0 

25,0 

32,0 

28,0 

31,0 

31,0 

24,8 

3 

12,0 

17.0 

13,0 

16,0 

33,0 

14,0 

16,0 

25,0 

12,0 

20,9 

4 

6,0 

8,0 

8,0 

7,0 

15,0 

5,0 

1 

12,0 

5,0 

15,2 

5 — 7 
über  7 

>  8,0 

21,0 

10,0 

12,0 

21,0 

8,0 

18,0 

13,0 

8,0 

20,7 
9,4 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

b)  Das  Verhältnis  des  Wohnung  sumfanges  zur 
Bewo  hnung. 

Aus  den  auf  Seite  8  angeführten  Gründen  hat  sich  die  Unter- 
suchung auf  die  Zahl  der  Wohn-  und  Schlafräume  beschränkt; 
Küchen  und  Zubehör,  Badezimmer,  Speisekammer  sind  nicht  mit- 
einbezogen, dagegen  sind  die  Schlafräume  bez.  Wohnzimmer  der 
Dienstboten,  Gewerbegehilfen  und  sonstigen  Wohngenossen  mit  ent- 
halten. Bei  ganz  kleinen  Handwerkern,  bei  denen  ja  die  Werkstatt 
fast  stets  einen  Aufenthaltsort  der  Familie  bildet,  oder  wo  —  wenn 
man  so  sagen  will  —  die  Wohnstube  gleichzeitig  als  Werkstatt 
dient,  ist  diese  mitgerechnet  worden. 
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Als  Be.stimnuingsgründe  für  die  Auswahl  der  \\'ohnunj^^  hin- 
sichtlich ihrer  Größe  muß  man  theoretisch  das  Einkommen  und  die 
Kopfzahl  der  Haushaltung  annehmen.     Dabei  ist  jedoch  zu  bedenken: 

1.  Das  Wohnungsbedürfnis  ist  zwar  ein  absolutes,  aber  das 
Ausmaß  seiner  Befriedigung  ist  nach  oben  hin,  je  nach  individuellen 
Wünschen  und  Ansprüchen  sehr  dehnbar. 

2.  Die  Höhe  des  Einkommens  eines  großen  Teiles  der  Bevöl- 
kerung ist  unsicher,  während  man  sich  doch  für  den  Wohnungs- 
aufwand in  den  allermeisten  Fällen  auf  längere  Zeit  verpflichten 
muß.  „Die  Deckung  des  Wohnungsbedürfnisses  tritt  also  bei  den- 
jenigen Klassen,  welche  von  einem  unsicheren  Einkommen  leben 
müssen,  in  einen  gewissen  Widerspruch  zu  der  ökonomischen  Grund- 
lage ihrer  Existenz"  (Bücher  S.  89).  Die  Folge  ist  naturgemäß 
möglichste  Einschränkung  hinsichtlich  der  Wohnung  in  den  ärmeren 
Klassen ;  verschärfend  tritt  hinzu,  daß  die  Befriedigung  desWohnungs- 
bedürfnisses,  besonders  in  den  Städten,  sich  immer  teurer  gestaltet. 

3.  Die  Haushaltungen  setzen  sich  vielfach  aus  nicht  blutsver- 
wandten Personen  zusammen;  das  Verhältnis  der  Kopfzahl  zu  der 
Raumzahl  sollte  in  diesen  Fällen  ein  anderes  sein,  als  in  denen,  wo 
der  Familie  keine  fremden  Elemente  eingegliedert  sind.  DieWohnungs- 
statistik  muß  also  neben  Raum  und  Bewohnerzahl  auch  die  Zu- 
sammensetzung der  Haushaltungen  berücksichtigen. 

Tabelle  22  liefert  uns  die  Grundlage  für  einen  allgemeinen 
Überblick  über  die  Wohnungen  nach  ihrer  Zimmerzahl,  wie  wir 
ihn  bereits  auf  S.  82  wiedergegeben  haben. 

Der  Vergleich  mit  den  Ergebnissen  aus  anderen  Städten  führt 
zu  folgendem  Bilde: 


Von  je 
100 

o 

1905 
zbare) 

o 

o 

05 

d  1905 
Küchen) 

1908 
Küchen) 

1« 

o 

N     'S* 

n  1905 
Küchen) 

3J 
00 
00 

Wohnungen 
hatten 
Zimmer 

3 

,n 
ö3 

T3 
O 

ü 
S 

N      « 

'S     ^- 

J3 

3 

m 

OS 

V 
tn 
O 

Oh 

5  _• 

<u  — • 

CS      o 

X  J 

V 

'S 

a 
a 
u 

3, 

13 

in 

es 
« 

1 

2,4 

5,0 

13,5 

5,8 

40,0 

5,0 

2,6 

7,4 

1,2 

3,5 

18,0 

2 

13,9 

27,3 

58.7 

32,8 

29,0 

33,3 

8,4 

30,5 

2,7 

5,4 

28,5 

3 

19,7 

25,7 

15,5 

27,5 

15,0 

27,2 

,34,2 

31,9 

18,0 

33,6 

19,6 

4 

16,6 

17,0 

5.2 

15,6 

8,0 

16,3 

24,1 

13,9 

39,1 

30,3 

13,4 

5 

18,3 

8,2 

3,2 

8,7 

4,0 

8,7 

13,1 

8,1 

19,4 

12,6 

7,6 

6  und  mehr 

29,1 

16,S 

3,9 

9,6 

4,0 

9,5 

17,6 

8,2 

19,6 

14,6 

12,«. 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100  ■ 
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Tabelle  22. 
Die  "Wohnungen  nach  der  Zahl  der  Zimmer. 


r^ 

Wohnungen  bestehend  aus  Zimmern 

N 

>-  "3. 

(U      3 

H            Quartiere 

2  -a 

1       Zimm 
überha 

12       3        4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

...            J3     fli 

über    0  xi 

12  ^" 

Altstadt 

34   127-j  150 

167 

152 

130 

72  62  1 

26 

27 

18 

8 

11 

984 

4902 

Stau-  u.  Bahnhof 

10     43     66 

50 

69 

35 

23,20    17 

15 

8 

6 

8 

370 

1953 

Hunte  u.   Dammtor 

1     14     20 

27 

34 

39    17 

9 

9     4 

2 

3 

5 

184 

1045 

Dobben 

2 

7     13 

23 

66 

79 

47 

37 

30    31 

20 

21 

15 

391 

284S 

Auß  m  Haarentor 

11 

84[ 114 

139 

204 

166 

76  45 

36    13 

10 

12 

13    '     923 

4879 

Auß'm  Heilig.   Geisttor 

61 

382  552 

531 

583 

340 

99  52 

38|24 

17 

9 

4       2692 

11602 

Stadtgebiet 

36 

221' 333 

109 

47 

19 

9-:.i|- 
1    1    1 

— 

1      1    i     777 

2361 

Zusammen 

155  878  1248  1046  1155  808|343'225'l57  114  75    60     57      6321 

11111,111                        1 

29  590 

Eigentümer- Wohnungen 

20,126    274    395,  435|371 

203  151112 

90    59,  48!  44  |  2328 

13  471 

Mietwohnungen 

135  752    974'   651    720  437 

!               1               1 

140    74    45 

24    16    12]  13  1  3993 

16  119 

Wohnungen  bestehend  aus  Zimmern 

Es  kommen  auf 

Quartiere 

je  1  Wohnung 
Be- 

J 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11    12 

über 
12 

% 

'0 

% 

0/ 
/o 

/o 

0/ 
/o 

7o 

0/ 
/o 

/o 

0/ 
/o 

0/     0/ 
/o     /o 

/o 

Zimmer 

wohner 

VItstadt 

3,4 

12,9  15,4  17,0  15,5  13,2 

7,3  6,3 

2,6  2,7 

l,8  0,8|l,l|     5,0 

4,6 

>tau-  und  Bahnhof 

2,T 

11,6|17,8  13,5  18,6 

9,5 

6,2  5,4 

4,6  4,1 

2,2 

1,6,  2,2      5,3 

4,3 

iunte  und  Dammtor 

0,5 

7,6  10,9  14,7118,4 

21,2 

9,3  4,9 

4,9  2,2 

1,1 

1,6:  2,7      5,7 

4,2 

Robben 

0,5 

1,8    3,3    5,9  16,9 

20,2 

12,0'9,5J7,7  7,9 

5,1 

5,4'  3,8      7,3 

3,6 

Vuß'm   Haarentor 

1,2 

9,1  12,445,122,0 

18,0 

8,2  4,9  3,9   1,4   1,1 

1,3' 1,4,     5,8 

3,7 

VuO'm   Heil.  Geisttor 

2,3  14,2  20,6  19,7  21,7  12,6 

3,7  1,9,  1,4]  0,9;  0,6  0,3  0,1 

4,3 

3,8 

itadtgebiet 

4,7  128,3  42,9  14,0    6,1    2,5    1.2  —  |  0,l!  -  |  —  |  0,l|  0,1 

3,0 

4,2 

Zusammen 

2,4   13,9  19,716,6  18,3  12,8    5,4' 3,6]  2,5|  1,8   1,2   0,9J  0,9      4,7 

4,0 

Cigentümei -Wohnungen 

0,9     5,4  11,8  17,0;i8,6  15,9;  8,7 

6,5  4,8|  3,91  2,5!  2,1   1,9|     5,8 

4,6 

lietwohnungen 

3,4  18,8  24,5  16,3jl8,0  10,9!  3,5 

1,9   1,1|0,6  0,4  0,3:  0,3      4,0 

3,6 

Die  Stadt£( 

smeinde  Oldenburg  zerfällt  verwaltungstechnisch  in 

zwei  Geineindes 

ibteilungen,  die  engere  Stadt  und   das  Stadt- 

gebiet. Eine  w 

eitere  Einteilung  in  Quartiere  läßt  sich  am  besten  unter 

Anlehnung  an 

die  Unterscheidung  des  amtlichen  Adreßbuches  vor- 

nehmen. 

Die  Altsta 

dt  ist  der  Teil,  der  innerhalb  der  alten  Wälle  liegt. 

lind    in    dem    s 

ich    das  Geschäftsleben    hauptsächlich  abspielt;    ihr 

schließt  sich  nac 

h  Osten  und  Nordosten  das  für  den  heutigen  Wasser- 

und  Eisenbahn\ 

erk 

ehr 

so 

wicl 

itige 

St 

au- 

ui 

id 

Ba 

hn 

hol 

s  vi 

ertel 
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an,  wiihrend  in  .südwestlicher  Richtung  die  vornehme  Gartenstraße 
mit  ihren  Seitenstraßen  das  Do  bb  envier  tel  bildet.  Die  Verbin- 
dung nach  dem  benachbarten  Osternburg  ^)  im  Südosten  wird  durch 
das  Hunte-  und  Dammtorviertel  bewirkt.  Die  westliche 
Stadterweiterung  außerhalb  des  früheren  Haarentores  und  die 
nördliche  außerhalb  des  ebenfalls  nicht  mehr  vorhandenen  Hc  i  lige- 
geisttores  werden  nach  diesen  beiden  verschwundenen  Zugängen 
zur  alten  Stadt  benannt.  Das  Stadtgebiet,  das  auch  in  der 
kommunalen  Verwaltung  seine  besondere  Vertretung  hat,  legt  sich 
von  Norden  nach  Westen  an  die  Stadt  an  und  enthält  vor  allen 
die  relativ  zahlreichen  kleinen  landwirtschaftlichen  Betriebe  mit  Ge- 
müsebau und  etwas  Viehzucht. 

Einen  ausgesprochenen  sozialen  Charakter  haben  von 
diesen  sieben  Quartieren  eigentlich  nur  das  Dobbenviertel  als  über- 
wiegend von  gut  gestellten  Leuten  bewohnter  Stadtteil,  ferner  da.s 
Heiligegeisttorviertel  und  das  Stadtgebiet,  die  in  der  Hauptsache 
von  ärmeren  Personen  bevölkert  werden.  In  den  übrigen  Quar- 
tieren sind  Arm  und  Reich,  Hoch  und  Niedrig  durcheinander  ver- 
treten, was  für  die  Durchschnittszahlen  ja  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  ist. 

Die  Wohnungsgrößen  sind  in  den  Stadtteilen  verschieden  ver- 
teilt, wobei  das  Dobbenviertel  und  das  Stadtgebiet  die  Extreme  bilden. 

Es  betrug  die  Zahl  der  Wohnungen  von 
Quartier     1  —  3  Zimmer     4  — 7  Zimmer     mehr  als  7  Zi  m  mer 

Altstadt                31,7  Proz.  53,—   Proz. 

Stau- u.  Bahnh.  32,1  „  47,8 

Hunte  u.  Damm  19, —     „  63,6         „ 

Dobben                 5,6  „  I  55, —       „ 

Auß.  Haarentor  22,7  „  63,3 

„  H.  Geisttor  37,1  „  57,7         „ 

Stadtgebiet         75,9  „  23,8 

Überhaupt  36,0  Proz.  53,1   Proz. 

Wie  die  durchschnittliche  Wohnungsgröße  je  nach  Stadtteil 
sehr  verschieden  ist,  so  auch  je  nachdem  ob  der  Inhaber  Eigen- 
tümer oder  Mieter. 


15,3 

Proz 

20,1 

„ 

17,4 

I) 

39,4 

» 

14- 

„ 

5,2 

I) 

0,3 

« 

10,9  ] 

^roz. 

Ij  Diese  noch  selbständige  städtische  Gemeinde,  in  der  sich  infolge  günstiger 
Wasserverhältnisse  die  industrielle  Tätigkeit  erheblich  anders  angesiedelt  hat  (Glas- 
hütte, Baumwollspinnerei  usw.),  dürfte  in  absehbarer  Zeit  der  Residenz  eingemeindet 
werden. 
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Von  den  Mietwohnungen  haben   1 — 3  Zimmer         46,7  Proz. 

4—7         „  48,7 

mehr  als  7  „  4,6 

Von  d.  Eigentum  er  Wohnungen  haben  1 — 3  Zimmer  18,1 

4—7        „         60,2 
mehr  als  7       „        21,7 

Auf  eine  Mietwohnung  kommen  im  Durchschnitt  nur  4  Zimmer, 
während  auf  eine  Eigentümerwohnung  5,8  Zimmer  entfielen.  Diesem 
Verhältnis  von  10 :  14,5  steht  hinsichtlich  der  Bewohnerzahl  ein 
Verhältnis  von  rund  10  :  12,8  gegenüber,  denn  die  durchschnittliche 
Bewohnerzahl  betrug  bei  den  Mietwohnungen  3,6  Personen,  bei 
den  Eigentümerwohnungen  4,6  Personen. 

Die  2328  Eigentümerwohnungen  beherbergten  in  13  471  Zimmern 
10  692  Personen;  die  3993  Mietwohnungen  beherbergten  in  16119 
Zimmern  14368  Personen.  In  den  letzteren  kamen  also  auf  100 
Zimmer  89  Personen;    in  den  ersteren  dagegen  nur  79. 

Würden  die  Mieter  im  Durchschnitt  ebenso  bequem  wohnen 
wie  die  Eigentümer,  so  müßte  die  Zahl  ihrer  Zimmer  18  187  be- 
tragen, also  2068  mehr  als  am  1.  Mai  1907  tatsächlich  vorhanden 
waren.  Da  die  Durchschnittsgröße  der  Häuser  (29590/3302)  =  8,9 
Zimmer  beträgt,  so  müßte  ein  Mehr  von  rund  232  Häusern  durch- 
schnittlicher Größe  zu  diesem  Zwecke  vorhanden  sein. 

Wir  wollen  jetzt  das  Verhältnis  von  Durchschnittsgröße 
der  Wohnungen  und  Durchschnittsbewohnung  in  den  ein- 
zelnen Stadtteilen  betrachten,  wie  es  sich  aus  den  Tabellen  22  (S.  91) 
und  23  (S.  94)  ergibt. 

Es  kamen : 


im  Quartier       auf  1  Wohnung- 

auf  1  Wohnung 

auf  1  Zimmer 

Zimmer 

Bewohner 

Bewohner 

Stadtgebiet 

3  — 

4,2 

1,38 

Außerm  Heil.  Geisttor 

4,3 

3,8 

0,87 

Altstadt 

5- 

4,6 

0,91 

Stau-  u.  Bahnhof 

5,3 

4,3 

0,82 

Hunte  u.  Dammtor 

5,7 

4,2 

0,73 

Außerm  Haarentor 

5,8 

3,7 

0,70 

Dobben 

7.3 

3,6 

0,49 

Die  Stadtteile  sind  hier  nach  der  durchschnittHchen  Zimmer- 
zahl ihrer  Wohnungen  aufsteigend  geordnet.  Betrachten  wir  den 
ersten,    den    mittelsten    und  den  letzten  Posten  dieser  Reihenfolge, 
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und  setzen  den  ersten  gleich  100,  so  kommen  wir  zu  einem  Ver- 
hältnis von  100:176:243.  Während  nun  die  durchschnittliche  Be- 
wohnerzahl der  Wohnungen  in  den  einzelnen  Stadtteilen  keines- 
wegs so  erheblich  schwankt,  ist  dies  bei  der  durchschnittlichen  Be- 
wohnerzahl der  Zimmer  um  so  mehr  der  Fall:  allerdings  in  dem 
der  ersten  Reihenfolge  entgegengesetzten  Sinne,  denn  die  oben 
herausgegriffenen  Stadtteile  zeigen  ein  Verhältnis  von  100:59:35. 
Diese  Zahlen  zeigen  deutlich,  daß  auch  in  Olden- 
burg die  Wohnungen  um  so  dichter  bevölkert  sind,  je 
kleiner  sie  sind. 


Tabelle  23. 
Die  Bewohner  nach  der  Zimmerzahl  i  h  rer  Wo  hnungen. 


■ — ■ 

Zahl  der  Bewohner  in  den  Wohnungen  mit 

u    0. 

Zimmern 

•s  ? 

Quartiere 

Ober 

t  « 

,                   , 

* 

^  -^ 

1 

2        3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

12 

02   a 

Altstadt 

71    347 

520    687    690 

659 

440 

406 

170 

190 

129 

67 

98 

4474 

Stau-  und  Bahnhof 

32    153 

271    198 

271 

136 

118 

114 

109 

73 

50 

29 

54 

1608 

Hunte  und  Dammtor 

11    42 

73    119 

121 

152 

79 

45 

52 

24 

10 

15 

33 

766 

Dobben 

2      12 

29      48 

171 

256^  166'  140  ! 

134 

142 

87 

108 

112 

1407 

Auß'm  Haarentor 

20    21S 

400    460 

721 

599  332 

216 

194 

60 

48 

73 

83 

3424 

Auß'm  Heil.  Geisttor 

85    993  1964  2093 

223311458  501 

255 

201 

141 

112 

57 

28 

10121 

Stadtgebiet 

125    792  1457    496 

226      99     44 

_l 

7     -!   -'     7 

7  '     3260 

Zusammen 

336  2557  4714,41014433  3359il6S0  1176  867  ,630  436  ;S56 

415     25  060 

Eigentümer 

43!  383I1O9I 

1609|lS90  1743 

1048    838 

616  507J327  284 

313  \  10  692 

Mieter 

293  j2174;3623 

2492j2543  1616 

632    338 

251  123  109     72 

102  .  14  368 

i 

1 

.\ul-  J 

Zimmer 

> 

°/o 

%  1  > 

"/o      °/o 

»/o 

0/0 

0/0 

0/0 

o;o 

0/0 

'      wohnsr 

Altstadt 

1,6 

7,8 

11,6  15,2 

15,4  14,7 

9,9 

9,1 

3,8 

4,3 

2,9 

1,5 

2.2      0,91 

Stau-  und  Bahnhof 

2,0 

9,5 

16,8  12.3 

16,8  1  8,5 

7,4!  7,1 

6,8 

4,5 

3,1  j  1,8 

3,4      0,82 

Hunte  und   Dammtor 

0,1 

5,5 

9,6  15,5 

15,8  |19,8 

10,3     5,9 

6,8 

3,1 

1,3    2,0 

4,3      0,73 

Dobben 

0,1 

0,9 

2,1     3,4 

12,1   18,1 

11,8     9,9 

9,5 

10,2 

6,2    7,7 

8,0      0,49 

Auß'm  Haarentor 

0,6 

6,4 

11,7   13,4 

21,1   17,5 

9,7     6,3 

5,7 

1.7 

1,4    2,1 

2,4      0.70 

Auß'm  Heil.  Geisttor 

0,8  j  9,8  19,4,20,6 

22,1  '14,4 

5,0     2,5 

2,0 

1,4 

1,1  j  0,6 

0,3     0,87 

Stadtgebiet 

3,8  124.3  44,7   15.3'   6,9     3,0 

1,4  1  - 

0,2 

— 

—     0,2 

1  0,2      1,38 

Zusammen 

1,3  10,0  18,9  16,4 1 17,8  13,4     6.7     4,7    3,5    2,5    1,7  J  1,4 

1,7      it,s5 

Eigentümer 

0,4     3,6  1,10,3  15,0  17,6;  16,2]  9,8  ,17,9 

5,8    4,7 

3.1  j  2,7 

2,9  j    0,-9 

Mieter 

2,0 

15,1 

|25,2 

|17,3 

|17,7 

11,3 

4,4 

,2,4 

N." 

|0,9 

0,8 

10,5 

i0,7 

1 

0.89 
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Wie  gestaltet  sich  nun  das  Verhältnis  von  Wohnungsgröße 
und  Bewohnung,  je  nachdem  die  Inhaber  Eigentümer  oder  Mieter 
sind  ? 

Die  durchschnittliche  Bewohnerzahl  betrug: 

In  den  Wohnungen 
mit  Zimmer      Ei  gentü  mer  \v.      Mictw.     Wohnungen  überh. 

1  -2,15  2,17  2,16 

2  3,04  2,89  2,91 

3  3,98  3,72  3,77 

4  4,07  3,83  3,92 

5  4,34  3,53  3,83 

6  4,70  3,69  4,16 

7  5,16  4,51  4,90 

8  5,55  4,56  5,23 

9  5,50  5,57  5,52 

10  5,63  5,13  5,53 

11  5,54  6,81  5,81 

12  5,92  6,—  5,93 
über  12  7,11  7,85  7,28 

Demnach  haben  die  Mietwohnungen  bis  zu  acht  Zimmern  mit 
Ausnahme  der  fast  gleich  stark  besetzten  einzimmerigen  Wohnungen 
eine  geringere,  zum  Teil  sogar  erheblich  geringere  Belegung  als 
die  Eigentümerwohnungen  entsprechender  Größe.  Von  9  Zimmern 
an  wendet  sich  das  Bild  zu  Ungunsten  der  Mietwohnungen,  deren 
durchschnittliche  dichtere  Bewohnung  also  auf  die  großen  Wohnungen 
zurückzuführen  ist;  die  1 — 8  zimmerigen  Mietwohnungen  machen 
97,3  Proz.,  die  9  und  mehr  zimmerigen  2,7  Proz.  aller  Mietwoh- 
nungen aus ;  die  ersteren  beherbergen  aber  nur  95,4  Proz.  aller 
Mieter,    die  letzteren  dagegen  4,6  Proz. 

Dies  Verhältnis  ist  für  die  Oldenburger  Mieter  geringeren  Ein- 
kommens günstiger,  als  es  z.  B.  für  die  Basler  war ;  denn  dort 
hatten  die  Mietwohnungen  bis  zu  3  Zimmer  eine  durchweg  stärkere^ 
alle  übrigen  eine  schwächere  Belegung  als  die  Eigentümerwohnungen. 

Wenn  man  einen  normalen  Wohnungszustand  darin  findet^ 
daß  die  Zahlen  der  Zimmer-  und  Wohnungsinsassen  sich  decken,, 
so  machen  die  eben  angeführten  Durchschnittszahlen  keinen  un- 
günstigen Eindruck.  Von  den  vierzimmerigen  Wohnungen  an  wird 
diese  Anforderung  sogar  übertroffen,  also  im  Durchschnitt  von 
64  Proz.  aller  Wohnungen  mit  69,8  Proz.  aller  Bewohner. 
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Tabelle  24  lehrt  uns  aber,  daß  diese  Durchschnittszahlen  kein 
rechtes  Bild  geben,  denn  wir  finden  dort  bei  allen  Wohnungskate- 
gorien Fälle,  die  dieser  Anforderung  nicht  entsprechen,  und  noch 
bei  den  mittelgroßen  Wohnungen  machen  diese  Fälle  einen  großen 
Prozentsatz  aus. 

Ein  richtigeres  Bild  über  das  Verhältnis  des  Wohnungsum- 
fanges  zur  Bewohnung  erhalten  wir,  wenn  wir  unter  Anlehnung 
an  das  Basler  Prinzip  alle  Wohnungen  in  4  Kategorien  einteilen, 
durch  welche  Zimmerzahl  und  Bewohnerzahl  in  direkte  Verbindung 
gebracht  werden. 

Wir  unterscheiden  in  diesem  Sinne: 

I.  Räumlich    unzulängliche    Wohnungen,    in   denen 

mehr  als  2  Personen  auf  ein  Zimmer  kommen. 
II.  Räumlich     gerade     zulängliche    Wohnungen,    in 
denen    mehr   als   1   und  bis   zu  2  Personen  auf  1   Zimmer 
kommen. 

III.  Räumlich  normale  Wohnungen,  in  denen  1 — 2  Zimmer 
auf  den  Kopf  der  Bewohner  kommen. 

IV.  Räumlich  übernormale  Wohnungen,  in  denen  mehr 
als  2  Zimmer  auf  den  Kopf  der  Bewohner  kommen. 


Tabelle  25. 

Das  Verhältnis  des  Wohnungsumf angs  zur  Bewohnung. 

I.  Die  ganze  Stadt. 


Art  der  "Wohnungen 


Zahl  der 
"Wohnunsren 


7o 


Zahl  der 
Bewohner 


o/o 


1.  Unzulängliche 

2.  Zulängliche 

3.  Normale 

4.  Übernormale 


372 
1530 
3321 

1098 


5,9 
24,2 
52,5 

17,4 


2574 
8424 

11778 
22S4 


10,3 

33,6 

47,0 

9,1 


Zusammen 


6821 


100 


25060 


100 


11.  Altstadt 

1.   Unzulängliche 

59 

5,9 

399 

8,7 

2.  Zulängliche 

265 

26,6 

1710 

37,4 

3.  Normale 

553 

55,5 

2213 

48,5 

4.  Ubernormale 

120 

12,0 

249 

5,4 

Zusammen       j  997  |     100       j 

Zeilschrift  für  die  ges.  Staatsvvissenschaft.     Ergänzungsheft  34. 


4571 


100 
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III,  Stau-  und  Bahnhof. 


1. 

Unzulängliche 

31 

8,4 

231 

14,3 

2. 

Zulängliche 

80 

21,6     1 

447 

27,8 

3. 

Normale 

186 

50,3     i 

757 

i      47,1 

4. 

Cbcmornialc 

7:1 

19,7 

173 

1      10,8 

Zusammen 

370 

100 

160S 

;             100 

IV.  Hunte-  und  Dammtor. 


1.  Unzulängliche 

6 

3,0 

47 

6,2 

2.  Zulängliche 

32 

17,4 

189 

24,7 

3.  Normale 

104 

56,7 

431 

56,2 

4.  Übernormale 

42 

22,9 

99 

12,9 

Zusammen 

1S4 

100 

766 

100 

V.  Dobben. 


1.  Unzulängliche 

1 

0,3 

8 

•        0,6 

2.  Zulängliche 

7 

1,8 

49 

3,5 

3.  Normale 

188 

48,0 

852 

60,5 

4.  Ubernormale 

195 

49,9- 

49S 

35,4 

Zusammen 

301 

100        , 

1407 

100 

VI,  Außer'm  Haarentor. 


1.  Unzulängliche 

2.  Zulängliche 

3.  Normale 

4.  Übernormale 

24 
149 
517 

233 

2,6 
16,2 
56,0 
25,2 

172 

824 

1948 

480 

5,0 
24,0 
56,9 
14,1 

Zusammen 

923 

100 

3424 

100 

"VII.  Außer'm  Heiligengeisttor. 


1.  Unzulängliche 

2.  Zulängliche 

3.  Normale 

4.  Übernormale 


VIII.  Stadtgebiet. 

1,  Unzulängliche 

134 

17,3 

906 

27,8 

2.  Zulängliche 

326 

41,9 

1525 

46,8 

3.  Normale 

290 

37,3 

786 

24,1 

4.  Ubernormale 

27 

3,5 

43 

1,3 

Zusammen 


100- 


32G0 


100 


Tabelle  25'  zeigt  uns  die  Ergebnisse  dieser  Einteilung  für  die 
ganze  Stadt,  die  wiederum  nicht  ungünstig  erscheinen.  Demnach 
ist  von    allen  Wohnungen    der    siebzehnte  Teil  mit  einem  Zehntel 
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der  Bewohner  unzulänglich;  der  vierte  Teil  mit  einem  Drittel  der 
Bewohner  ist  zulänglich,  und  über  zwei  Drittel  der  Wohnungen, 
die  erheblich  mehr  als  die  Hälfte  der  Bewohner  beherbergen,  sind 
normal  bez.  übernormal. 

Die  Tabellen  25 "~^''"  zeigen  uns,  wie  verschieden  sich  das 
Verhältnis  in  den  einzelnen  Stadtteilen  gestaltet.  Am  günstigsten 
steht  das  Dobb  enviertel  da,  wo  fast  96  Prozent  der  Bewohner 
mindestens  normal  wohnen,  während  im  Stadtgebiet  75 
Prozent  höchstens  gerade  zulängliche  Behausung  haben. 
In  den  übrigen  Stadtteilen  wohnen  von  100  Bewohnern  mindestens 
normal : 

Außerm  Haarentor  71 

Hunte  und  Dammtor         69,1 

Stau  und  Bahnhof  57,9 

Außerm  Heil.  Geisttor      55,2 

Altstadt  53,9 

Tabelle  26  zeigt  une  deutlich,  wue  mit  dem  Mangel  an  Raum 
der  Mangel  an  Licht  und  Luft  parallel  geht.  In  den  räumlich  be- 
schränktesten Wohnungen  kommt  auf  den  einzelnen  nur  etwa  der 
neunte  Teil  der  in  den  besten  Wohnungen  pro  Kopf  vorhandenen 
Menge  dieses  Lebenselementes. 


Tabelle  26. 

Fensterzahl  und  Bewohnerzahl  in  den  vier 

Wohnungskategorien. 


Es  kommen 

"Wohnungen 

t      c 

Wohnungen 

mit 

im  Durch- 

mit 

1       <u 

i> 

bekannter  Fenster- 

schnitt 

unbekannter 

3 

a 

ja 
o 

zahl 

Fenster 

Fensterzahl 

^ 

Wobaungs- 

a 

V 

B 
B 

CS 

m 

m 

kategorie 

hl  der 
hnungen 

(u    a 

_    o 
3   ^ 

_    a 
ja    K 

a 

3 
1-1 

u 
U 

a 
1    1 

c 

2 
3  3 

^  ja 
_    o 

J3      & 

p 

o 

Q 
B 

a 

CS      o 
N   ^ 

N   pQ 

CS      [i, 

N 

1-1 

CS     o 

N   ^ 

3 
N 

N 

1.  Unzulängliche 

369 

2558 

1417 

3,8 

0,55 

3 

16 

372 

2574 

2.  Zulängliche 

1527 

8400 

8729 

5,7 

1,04 

3 

24 

1530 

8424 

3.  Normale 

3300 

11694 

24715 

7,5 

2,12 

21 

84 

3321 

11778 

4,  Ubernormale 

1092 

2266 

10849 

9,9 

4,78 

6 

18 

1098 

2284 

Zusammen 

6288 

24918 

45710 

7,3 

1 

1,83 

33 

142 

6321 

25060 
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Es  ist  bekannt,  welchen  Einfluß  Licht  und  Luft  auf  den  sani- 
tären Wert  der  ganzen  Wohnung  haben.  Immerhin  können  wir 
sagen,  daß  über  die  Hälfte  der  Bevölkerung  in  dieser  Beziehung 
reichlich  und  daß  ein  weiteres  Drittel  hinreichend  versehen  ist, 
während  ein  reichliches  Zehntel  entschieden  an  Licht  und  Luft 
Not  leidet. 

Die  der  Tabelle  26  zu  Grunde  liegende  Fünheit  „Fenster"  ist 
allerdings  kein  feststehender  Begriff,  aber  die  Fenster  der  größeren 
und  besseren  Wohnungen  sind  im  Durchschnitt  sicherlich  sogar 
größer  als  die  der  kleineren. 

c.  Die  Mietpreise. 

Die  Wohnungsverhältnisse  in  verschiedenen  Städten  sind  zahlen- 
mäßig nur  mangelhaft  vergleichbar.  Am  deutlichsten  erkennt  man 
das  an  dem  Umstand,  daß  sogar  die  Kosten  der  Mietwohnungen 
nicht  einwandfrei  gegenübergestellt  werden  können.  Es  handelt 
sich  hier  nämlich  nicht  nur  um  die  Summeri,  die  den  Hausbesitzern 
in  barem  Gelde  vergütet  werden;  vielmehr  sind  dem  Mieter  wohl 
stets  noch  andere  Lasten  aufgebürdet,  die  in  den  einzelnen  Städten 
je  nach  Sitte  und  Brauch  sehr  verschieden  sind  und  einen  ein- 
wandfreien Vergleich  daher  nicht  zulassen. 

In  Oldenburg  z.  B.  hat  jeder  Mieter  seine  Öfen  vorschrifts- 
mäßig reinigen  zu  lassen;  er  hat  alle  Reparaturen  bis  zu  einem 
Satze  von  3  Mark  aus  seiner  Tasche  zu  bezahlen,  und  auch  für 
die  größeren  Reparaturen  hat  er  aufzukommen,  falls  er  sie  unmittel- 
bar verschuldet  hat.  Weitere  Lasten  richten  sich  nach  der  Höhen- 
lage der  W^ohnung.  Der  Mieter  einer  Unterwohnung  hat  für  die 
Reinhaltung  der  Straße  (einschl.  Fahrdamm)  zu  sorgen ;  er  muß 
rechtzeitig  den  Schnee  vom  Trottoir  wegfegen,  und  bei  Glatteis 
streuen ;  den  Staub  und  Unrat  hat  er  einige  Male  in  der  Woche 
in  Haufen  zusammenkehren  zu  lassen,  die  alsdann  von  den  städti- 
schen Müllwagen  abgeholt  werden.  Er  hat  ferner  das  Vorhaus 
rein  zu  halten  und  den  Eingang  des  Hauses  zu  erleuchten.  Der 
Mieter  einer  Oberwohnung  hat  das  Treppenhaus  und  den  Boden 
sauber  zu  halten  und  die  Treppen  zu  beleuchten. 

Alle  diese  Unkosten  lassen  sich  im  ganzen  nicht  zahlenmäßig 
erfassen.  Die  vorliegende  Statistik  konnte  sich  nur  auf  die  Summen 
erstrecken,  welche  die  Mieter  in  bar  dem  Vermieter  bezahlen.  Diese 
Angaben  sind  an  Ort  und  Stelle  durch  Befragen  der  Parteien  er- 
mittelt worden,  und  ein  großer  Teil  konnte  an  Hand  der  Steuerer- 
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klärungen  kontrolliert  werden,  in  denen  viele  Zensiten  ihre  Wohnungs- 
miete angegeben  hatten.  Da  die  betreffenden  Zahlen  übereinstimmten, 
darf  man  die  Grundlage  als  zuverlässig  bezeichnen. 

Die  Angaben  erstrecken  sich  auf  3564  Mietwohnungen  mit 
12  554  Bewohnern,  also  auf  89,2  Prozent  aller  Mietwohnungen  mit 
87,3  Prozent  der  zur  Miete  wohnenden  Bevölkerung. 

Auf  Tabelle  27  (S.  102)  sehen  wir  die  Jahresmieten,  wie  sie  sich  in 
bestimmter  Abstufung  auf  die  einzelnen  Größenklassen  der  Woh- 
nungen verteilen.  Trotz  des  großen  Spielraumes  innerhalb  derselben 
finden  wir  für  jede  Größenklasse  besonders  stark  besetzte  Preis- 
lagen. 

Den  besten  Überblick  gewinnen  wir,  wenn  wir  den  prozentualen 
Anteil  der  einzelnen  Mietpreisklassen  an  den  einzelnen  Wqhnungs- 
klassen  berechnen  und  die  Bremer  Ergebnisse  daneben  stellen. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  die  Bremer  Zahlen  auch  die  sorgfältig 
abgeschätzten  Mietwerte  der  Eigentümerwohnungen  enthalten.  Wie 
dort  sind  auch  für  Oldenburg  die  Prozentzahlen  von  weniger  als 
5  unberücksichtigt  geblieben. 


Von  je  100  Wohnungen  der  nebenst.  Mietklassen  haben  Wohnräume 

Mietklassen 

1 

2 

3 

4 

5 

6  u.  mehr 

Mark 

Old. 

Br. 

|01d. 

Br. 

Old. 

Br. 

Old. 

Br. 

Old. 

Br. 

Old. 

Br. 

bis  75 
76—  100 
101—  150 
151—  200 
201—  250 
251—  300 
301—  350 
351—  400 
401—  500 
501—  600 
601—  800 
801—1000 
über  1000 

50,5 

14,3 

5.1 

71,2 
44,7 
10,6 

45,0 
62,1 
45,4 

28,5 
6,4 

25,8 
49,5 
69,3 
54,5 
29,2 
7,8 

22,1 
41,6 
52,7 
37,7 
12,3 
5,8 



17,1 
31,4 
45,9 
45,4 
34,2 
19,4 
9,6 

6,3 
12,8 
31,3 
32,8 
32,3 
24,8 
17,5 

5,5 

10,1 
18,3 
31,8 
40,0 
40.3 
33,1 
15,9 
8,9 

17,7 
33,3 
36,1 
44,3 
41,5 
42,6 
21,0 
11,3 

5,3 
11,1 

15,7 
22,0 
26,7 
27,8 
14,3 
6,3 

6,4 
19,3 
22,4 
26,5 
37,8 
51,9 
77,5 
87,3 
100,0 

8,0 
16,7 
29,7 
51,9 

75,0 
90,0 
98,6 

Diese  Übersicht  lehrt,  daß  in  Oldenburg  die  einzimmerigen 
Wohnungen  teurer,  die  zwei-  bis  fünfzimmerigen  billiger  sind  als 
in  Bremen.  Die  größeren  Wohnungen  beider  Städte  scheinen  im 
Preise  nicht  allzu  verschieden  zu  sein,  doch  ist  dabei  zu  bedenken, 
daß  diejenigen  von  über  1500  Mark  Miete  oder  Mietwert  in  Bremen 
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3,5  Prozent  aller  Wohnungen  ausmachen.  In  Oldenburg  dagegen 
machen  die  15  Mietwohnungen  von  dieser  Preishöhe  an  nur  0,4  Proz. 
aus,  und  unter  den  Eigentümervvohnungen  dürfte  kaum  ein  viel 
größerer  Prozentsatz  mehr  als   1500  Mark  Mietwert  besitzen. 

Übrigens  macht  sich  besonders  an  dieser  Stelle  unserer  Statistik 
der  Mangel  bemerkbar,  auf  den  Eberstadt  (Handbuch  S.  6)  hinge- 
wiesen hat.  Die  Wohnungen,  die  auch  in  Oldenburg  bei  gleicher 
Raumzahl  je  nach  Ausstattung,  Lage  und  Alter  sehr  verschieden 
sind,  haben  hier  zusammengeworfen  werden  müssen. 

Der  durchschnittliche  Mietpreis  für  Wohnungen  von  gleicher 
Zimmerzahl  betrusr: 


bei 

1 

Zim 

ner 

== 

103  Mark 

)) 

2 

== 

144   „ 

»» 

3 

= 

182   „ 

n 

4 

= 

285   „ 

„ 

5 

= 

381   „ 

}} 

6—7 

= 

498   „ 

V 

8—9 

= 

822   „ 

i  10  und 

mehr 

= 

1423   „ 

im  Durchschnitt  aller  Mietwohnungen  =  302  Mark. 
Im  Mittel  der  ganzen  Stadt  kostet  also 

eine  Wohnung  von     2  Zimmer     41  Mk.  mehr  als  eine  Wohnung  von     1  Zimmer 

3  „  38     „         „         ,.        .-  »  .2        „ 

„4  ,.         103     ,.         „         ,        ,  „  „3       ,. 

„5  ..  96     „         „        „        „  «  .       4       . 

n  <•  V       6 '  ,.  117         „  „  ,  „  „  V  ^  V 

n    8—9  .        324     „        „        „       „  „  ,    6—7    , 

,    10  u.  m.     „        601     „         „        ,       ,.  „  „    8—9    ,. 

Aus  diesen  Zahlen  geht  hervor,  daß  die  Hinzufügung  eines 
weiteren  Zimmers  bei  den  Wohnungen  bis  zu  3  Zimmern  den  Miet- 
preis nicht  progressiv  steigert ;  von  4  Zimmern  an  wird  der  Wohnungs- 
zuwachs erheblich  teurer. 

Wie  sich  die  durch  ein  weiteres  Zimmer  bewirkte  Mietsdifferenz 
zu  dem  Durchschnittspreis  für  1  Zimmer  in  den  einzelnen  Wohnungs- 
größenklassen verhält,  geht  aus  Tabelle  28  (S.  104)  hervor. 

Aus  ihren  beiden  letzten  Spalten  können  wir  für  jede  Größen- 
klasse den  Durchschnittspreis  eines  Zimmers  berechnen ;  wir  kommen 
dabei  zu  folgendem  Ergebnis: 

Es  kostet  durchschnittUch  1  Zimmer  in  den  Wohnungen 
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aber  Mietsdifferenz  für  das  2.  Zimmer     41  Mk. 


,     3. 

„ 

38 

„     4. 

103 

„ 

,.     5. 

„ 

96 

„ 

V  6- 

-7. 

« 

117 

„ 

»  8- 

-9. 

„ 

324 

„ 

weitere 

601 

j, 

Wir  sehen  hieraus,  daß  die  durchschnitthche  Zimmermiete  in 
den  kleinen  Wohnungen  (1—3  Zimmer)  mit  der  Zahl  der  Zimmer 
abnimmt,  während  sie  in  den  mittleren  und  größeren  Wohnungen 
(4  und  mehr  Zimmer)  mit  der  Zahl  der  Zimmer  steigt. 

Dasselbe  Ergebnis  ist  in  Basel  zutage  getreten.  Da  nun, 
wie  wir  auf  Seite  112  sehen  werden,  in  Oldenburg  wie  in  Basel  die 
mittleren  Wohnungen  auch  relativ  die  meisten  Schlafgänger  auf- 
weisen, so  ist  auch  in  Oldenburg  diese  Erscheinung  hierdurch  auf 
ihre  wirtschaftliche  Ursache  zurückgeführt. 

d.   Die  Häufigkeit  des  Wohnungswechsels. 

Jeder  Wohnungswechsel  bedeutet  für  den  Haushalt  eine  Störung, 
die  er  nach  Möglichkeit  vermeidet.  Das  Gesetz  der  Trägheit  spielt 
hier  eine  größere  Rolle  als  in  vielen  anderen  Verhältnissen.  Der 
durchschnittliche  Mensch  nimmt  manche  Unannehmlichkeit  in  Kauf, 
ehe  er  sich  entschließt,  seinen  Haushalt  auf  längere  Zeit  aus  dem 
gewohnten  Geleise  zu  bringen  und  sich  einer  neuen  Umgebung 
anzupassen,  deren  Schattenseiten  er  im  voraus  nie  völlig  beur- 
teilen kann. 

Wenn  man  heute  vielleicht  mehr  als  je  von  einem  Fluktuieren 
der  Bevölkerung  reden  muß ,  so  ist  die  größere  Beweglichkeit  im 
wesentlichen  auf  Gründe  zurückzuführen,  die  in  der  Gesamtent- 
wicklung unseres  Lebens  liegen. 

Die  zunehmende  Staatstätigkeit  verlangt  ein  wachsendes  Heer 
von  Beamten,  von  denen  ein  großer  Teil  dem  Rufe  seines  großen 
Arbeitgebers  Folge  leisten  muß,  der  ihn  je  nach  Bedarf  bald  da-, 
bald  dorthin  sendet ;  es  sei  nur  an  den  beständigen  Personen-Wechsel 
bei  der  Post,  beim  Militär,  bei  den  Regierungsbehörden,  und  bei 
den  Schulen  erinnert. 

Im  Wirtschaftsleben  vermehrt  die  Tendenz  zur  Betriebskonzen- 
tration die  Menge  der  unselbständigen  Privatbeamten  andauernd, 
d.  h.  solcher,  die  zumeist  in  einem  kurzfristigem  Vertragsverhältnis 
stehen,  das  beiderseitig  gelöst  werden  kann,  sobald  ein  Vorteil  für 
einen  Teil  oder  für  beide  dabei  herauszukommen  scheint- 
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Die  Lohnarbeiter,  die  den  größten  Teil  der  fluktuierenden  Be- 
völkerung ausmachen,  sind  hauptsächlich  durch  die  wechselnden 
Konjunkturen  zu  ihrer  Beweglichkeit  gezwungen. 

Die  Fortschritte  in  der  Verkehrstechnik  erleichtern  diese  Wande- 
rung; auch  die  Verbesserungen  im  Wohnungsbau  reizen  mehr  als 
früher  zum  Wechsel ,  und  schließlich  wird  auch  die  Veränderung 
der  materiellen  Lage  heute  öfters  als  je  einen  Teil  der  Bevölkerung 
veranlassen ,  sich  hinsichtlich  des  Wohnungsbedarfs  entweder  ein- 
zuschränken oder  größere  Ansprüche  zu  befriedigen. 

Für  Oldenburg  haben  wir  den  Umfang  des  Wohnungswechsels 
festzustellen  versucht,  indem  wir  den  Wohnungsinhabern  die  Frage 
vorlegten :  Wie  lange  wohnt  die  Haushaltung  in  dieser  Wohnung  ? 
Diese  Frage  ist  von  3644  Mietern  und  von  2256  Eigentümern,  zu- 
sammen von  5900  Haushaltungsvorständen ,  beantwortet  worden  : 
also  von  91,3  Prozent  der  Mieter,  96,9  Prozent  der  Eigentümer, 
93,3  Prozent  aller  Haushaltungen  der  Untersuchung. 

Wir  wollen  die  durchschnittliche  Bezugsdauer  im  ganzen,  bei 
den  Eigentümern  und  bei  den  Mietern,  bei  den  einzelnen  Wohnungs- 
größen, und  nach  dem  Geschlecht  des  Haushaltungsvorstandes 
betrachten. 

Die  18.  Spalte  der  Tabellen  29  und  30  (S.  108  u.  109)  zeigt  uns 
die  Zahl  derjahre,  die  insgesamt  bis  zum  I.Mai  1907  in  den  Woh- 
nungen von  ihren  derzeitigen  Inhabern  zugebracht  worden  sind.  Die 
Summe  dieser  Spalten  müssen  wir  durch  die  Summe  der  Wohnungen 
teilen,  dann  erhalten  wir  folgendes  Ergebnis :  Es  betrug 
die  durchschnittliche  Bezugsdauer  aller  Wohnungsinhaber     8,2  Jahre 

der  Eigentümer  14         „ 
der  Mieter     4,6       „ 

Ein  durchschnittlicher  Wohnungswechsel  seitens  der  Mieter 
nach  mehr  als  4'/2  Jahren  scheint  im  \'ergleich  zu  anderen  Städten 
nicht  ungünstig  zu  sein;  aber  Spalte  2  von  Tabelle  30  zeigt  uns, 
daß  innerhalb  des  letzten  Jahres  vor  der  Untersuchung  nicht  weniger 
als  1318  Miethaushaltungen  ihre  Wohnungen  gewechselt  haben, 
also  mehr  als  36  Prozent;  das  wäre  bei  gleichbleibendem  Tempo 
eine  künftige  durchschnittliche  Bezugsdauer  von  weniger  als  3  Jahren, 
und  deutet  darauf  hin,  daß  auch  in  Oldenburg  die  Seßhaftigkeit 
der  Mieter  im  Abnehmen  bi&griffen  ist. 

Auch  die  Eigentümer  scheinen  neuerdings  beweglicher  zu 
werden ;  227  Wechsel  haben  im  letzten  Jahre  vor  der  Untersuchung 
stattgefunden,  was  einer  zehnjährigen  Bezugsdauer  entsprechen  würde. 
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Selbst  wenn  wir  annehmen,  daß  die  Zahl  der  zugezogenen  Haus- 
haltungen die  derjenigen  überschreitet,  welche  Oldenburg  in  der 
gleichen  Periode  verlassen  haben,  so  bleibt  die  Tendenz  des 
schnelleren  Wohnungswechsels  der  Stadt  deutlich  erkennbar. 

Wie  unterscheiden  sich  nun  die  Größenklassen  der  Wohnungen 
hinsichtlich  der  Bezugsdauer? 


Es  waren  bezogen 

von  je  100 

Eigenl 

tüme  rwohnungen,   bestehend  aus 

seit  Jahren: 

1 — 2  Zimmern 

3- 

—  4  Zimmern 

5 — 7  Zimmern 

8  u.  m.  Zimmern 

1 

10,7 

10,9 

10,4 

8,1 

2 

4,3 

6,9 

6,4 

4,3 

3 

3,6 

4,9 

5,0 

3.3 

4 

— 

4,0 

3,6 

2,8 

5 

4,3 

3,8 

4,2 

3,7 

6- 

10 

15,0 

22,5 

21,5 

18,7 

über 

10 

62,1 
100,0 

— 

47,0 
100,0 

48,9 
100,0 

59,1 

100,0 

Es  waren  b( 

Ezogen 

von  je 

100  Mie 

twohnunngen, 

bestehend  aus 

seit  Jahi 

ren: 

1  —  2  Zimmern 

3 

— 4  Zimmern 

5 — 7  Zimmern 

8  u.  m.  Zimmern 

1 

36,6 

37,3 

35,1 

30,7 

2 

11,6 

13,1 

13,6 

15,3 

3 

11,6 

8,7 

10,9 

6,1 

4 

7,0 

7,9 

7,8 

4,9 

5 

6,7 

5,5 

5,3 

3,7 

6— 

10 

15,0 

15,5 

15,8 

20,9 

über 

10 

11,5 

12,0 

11,5 

18,4 

100,0 


100,0 


100,0  100,0 

Wir  sehen,  daß  bei  den  Eigentümerwohnungen  die  ganz 
kleinen  (1 — 2  Zimmer)  und  die  ganz  großen  (8  und  mehr  Zimmer) 
am  beharrlichsten  bewohnt  sind,  —  nämlich  62,1  Prozent  bez. 
59,1  Prozent,  davon  länger  als  10  Jahre  — ,  während  bei  mittleren 
Wohnungen  vorher  schon  ein  größerer  Wechsel  stattfindet.  Bei 
den  Mietwohnungen  sind  die  Unterschiede  der  Bezugsdauer  bei 
den  kleinen  und  mittleren  Wohnungen  nicht  erheblich,  dagegen  ist 
die  größere  Seßhaftigkeit  in  den  großen  Mietwohnungen  deutlich 
erkennbar. 

Wie  ist  schließlich  das  Verhältnis  von  Bezugsdauer  und  Ge- 
schlecht des  Wohnungsinhabers? 

Die  durchschnittliche  Bezugsdauer  einer  Eigentümerwohnung 
mit  männlichem  Haushaltungsvorstand  betrug  12,6  Jahre,  mit 
w' eiblichem  dagegen  20,2  Jahre. 

Die  durchschnitthche  Bezugsdauer  einer  Mietwohnung  mit 
männlichem  Haushaltungsvorstand  betrug  4,3  Jahre,  mit  weib- 
lichem 5,5  Jahre. 
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\'on  den  männlichen  Eigentümern  waren  im  letzten  Jahre 
11,07  Prozent  umgezogen,  von  den  weiblichen  nur  5,54  Prozent. 
Von  den  männlichen  Mietern  39,15  Prozent,  von  den  weiblichen 
nur  28,67   Prozent. 

Diese  Zahlen  zeigen  deutlich,  daß  das  weibliche  Geschlecht 
sich  schwerer  zu  einem  Wechsel  der  Wohnung  entschließt.  Wohl 
weil  die  Frauen  die  Last  des  Umzuges  am  meisten  verspüren  und 
weil  bei  ihnen  nicht  so  oft  zwingende  äußere  Gründe  eintreten  wie 
bei  den  Männern. 


e.  Die  Zusammensetzung  der  Haushaltungen  und  die 
Wohnungsverhältnisse     der    einzelnen     Gesellschafts- 

klass  en. 

Als  ein  Wohnungsideal  sehen,  wir  den  Zustand  an,  wo  jede 
Wohnung  für  sich  ein  abgeschlossenes  Quartier  bildet,  das  eine 
aus  blutsverwandten  Personen  zusammengesetzte  Familie  mit  dem 
notwendigen  Dienstpersonal  räumlich  normal  (d.h.  mit  1 — 2  Zimmern 
auf  den  Kopf)  beherbergt. 

Daß  dieser  Zustand  in  Oldenburg  nicht  erreicht  ist,  sahen  wir 
bereits  auf  Tabelle  25,  denn  die  dort  angeführten  Zahlen  lehrten 
uns,  daß  nur  56,1  Prozent  der  Bewohner  in  69,9  Prozent  der  Woh- 
nungen besser  als  hinlänglich  gut  wohnen. 

Aber  auch  die  Zusammensetzung  der  Haushaltungen  in  den 
einzelnen  Größenklassen  der  Wohnungen,  dargestellt  auf  Tabelle  31 
S.  111)  zeigt  uns,  daß  wirvon  idealen  Zuständen  weit  entfernt  sind. 

Der  Vergleich  mit  der  Großstadt  Bremen  weist  eine  auffallende 
Ähnlichkeit   der  Verhältnisse  beider  Städte   in  dieser  Hinsicht   auf. 


Haushaltungen, 
die  enthalten 


Von  den  Haushaltungen  ent 
fielen  auf  nebenstehende  Arten 


Von  den  Bewohnern  wohnten  in 
nebenst.  Arten  v.  Haushaltungen 


Oldenburg 


Bremen 


Oldenburg 


absolut 


Einzeln  lebende 

Personen 
Nur   Familien- 
glieder 
Familienglieder  U' 
Familienfremde 


Zusammen 


691 
3  362 

2  268 


o/o 


absolut 


10,9 
5a.3 
35,8 


2  440 
23  414 


"/o        absolut  (     % 


6,1 

58,7 


691 


2,8 


12  848  I    51,5 


14  015  I    35,2  il  1152J       45,7 


Bremen 


absolut 


o/o 


2  440        1,4 
94  847  !    53,8 

78  884!    44,8 


6  321       100         39  869      100        25  060       lOu        176  171;    100 


Je  größer  die  Wohnungen,  desto  größer  naturgemäß  die  Zahl 
der  Dienstboten.      Schlaf  ganger  kommen  am  meisten  in  den  Woh- 
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nuno-en  mittlerer  Größe  vor;  die    wirtschaftliche   Ursache  haben 
wir  bereits  auf  Seite   105  erwähnt'). 

Nun  entfielen  in  Oldenburg  durchschnittlich 


in   den  Haushaltungen,   welche 
bestanden: 


auf  1  Wohnung 
Zimmer  Bewohner 


auf  1  Zimmer 
Bewohner 


nur  aus  Familienangehörigen  | 

mit  Dienstboten  u.  (oder)  Gewerbegehilfen 
mit  Schlafgängern 

mit  Dienstboten  (Gewerbegehilfen)  und 
(oder)  Schlafgängern  | 


3,69 
6,95 
4,94 

7,62 


3,34 
4,96 
4,89 

6,56 


0,90 
0.71 

0.90 

0,S6 


Hieraus  ersehen  wir,  daß  die  Wohnungen  mit  Schlaf- 
gängern am  dichtesten  besetzt  sind,  also  gerade  die  Kategorie, 
für  die  das  geräumige  Wohnen  am  wünschenswertesten  ist.  Im 
Durchschnitt  der  ganzen  Stadt  kommt  allerdings  auch  in  den 
Haushaltungen  mit  Schlafgängern  etwa  1  Raum  auf  den  Kopf;  wir 
müssen  bei  dieser  Mittelzahl  aber  bedenken,  daß  von  den  638  Woh- 
nungen dieser  Kategorien  219  also  34  Prozent  6  und  mehr  Zimmer 
haben,  wodurch  der  Durchschnitt  natürlich  sehr  günstig  beein- 
flußt wird. 

Tabelle  32  gibt  näheren  Aufschluß  über  die  Gewerbegehilfen, 
die  noch  bei  ihren  Arbeitgebern  wohnen.  Es  waren  insgesamt 
932,  und  zwar  712  männliche  und  220  weibliche. 

Auch  hier  finden  wir  beim  Vergleich  mit  Bremen  eine  auffallende 
Übereinstimmung  hinsichdich  der  Anteile,  die  Industrie  und  Hand- 
werk sowie  Handel  und  Verkehr  liefern. 


Von  den  Gewerbegehilfen,  die 

beim  Arbeitgeber  wohnten, 

entfielen  auf: 

in  Oldenburg 

in  Bremen 

absolut 

o/o 

absolut 

o/o 

Industrie  und  Handwerk 
Handel  und  Verkehr 
Gastwirtschaftsgewerbe 
verschiedene 

401 

290 

196 

45 

43 

31 

21 

5 

2  150 

1S57 

544 

601 

41,6 
36,3 
10,5 
11,6 

932 

100 

.-)  152 

100 

1)  Für  Bremen  scheint  man  Ähnliches  annehmen  zu  können.  „Die  höchste 
Zahl  von  Einlogierern  erreichen  dabei  die  Wohnungeif  mit  drei  Wohnräumen  und 
Küche.  In  zweiter  Linie  kommen  die  Wohnungen  mit  4  Wohnräumen  in  Betracht. 
In  diesen  beiden  Klassen  waren  auch  am  meisten  Wohnungen  mit  2—4  Einlogierern 
und  2-4  fremden  Hausgenossen  überhaupt  vorhanden'  (Die  Volkszählung  im 
Bremischen  Staate  II  C,  IV  S.  48-49). 


—     113- 


Die  Ähnlichkeit  in  diesem  Punkte  bei  dem  sonst  so  verschiedenen 
Charakter  der  beiden  Städte  ist  siciierlich  so  zu  erklären,  daß  es 
vorwiegend  die  älteren  Gewerbezweige  und  die  älteren  Betriebe 
unter  diesen  sein  werden,  bei  denen  das  im  Abnehmen  begriffene 
und  von  der  Arbeiterschaft  selbst  bekämpfte  System  des  Wohnens 
beim  Arbeitgeber  noch  fortbesteht. 

Tabelle  32.    Gewerbegehilfen,  die  beim  Arbeitgeber  wohnen. 


Männliche 

Weibliche 

Gewerbe 

Gewerbe- 

Gewerbe- 

Zusammen 

gehilfen 

gehilfen 

Kahnschiffer 

3 

.^ 

3 

Schuhmacher 

34 

1 

35 

Barbiere,  Fris.,  Heilgehilfen 

37 

— 

37 

Klempner 

ö 

— 

5 

Tischler 

20 

— 

20 

Gastwirte 

81 

115 

196 

Maler 

45 

— 

45 

Bäcker 

IIB 

18 

134 

.Schlächter 

42 

3 

45 

Fuhrleute 

27 

— 

27 

Kleinhänaler 

181 

65 

246 

Gärtner 

12 

fi 

18 

Schornsteinfeger 

3 

— 

3 

Tapezierer  und  Sattler 

9 

— 

9 

Buchbinder 

4 

1 

5 

Photographen 

2 

— 

2 

Schlosser  u.  Mechaniker 

6 

— 

6 

Schneiderinnen 

1 

4 

5 

Schneider 

18 

1 

19 

Schmiede 

11 

— 

11 

Musike; 

6 

— 

6 

Landwirte 

13 

5 

18 

Lackierer 

2 

— 

2 

Wagenbauer  u.  Stellmacher 

9 

— 

9 

Müller 

3 

— 

3 

Böttcher 

2 

— 

2 

Bildhauer 

1 

— 

1 

Seilermeister 

1 

— 

1 

Drogisten,  Apotheker  usw. 

4 

— 

4 

Fabrikanten  u.  Großkaufl. 

<) 

1 

10 

Kupferschmiede 

2 

— 

2 

Färber 

1 

— 

1 

Glaser 

2 

- 

2 

712 

220 

932 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Erg^änzungsheft  34 
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Von  den  weiblichen  Gewerbegehilfen,  die  für  Oldenburg  in 
Frage  kommen,  waren  mehr  als  die  Hälfte  (115  ==  52  Prozent) 
im  Gastwirtsgewerbe  und  fast  '/s  (6^  =•  29,5  Prozent)  im  Klein- 
handel beschäftigt. 

Von  großem  sozialen  Interesse  ist  die  Feststellung  des  Ver- 
hältnisses von  Miete  und  P^inkommen,  d.  h.  die  Beantwortung  der 
Frage:  Wie  groß  ist  der  Teil  des  Einkommens,  der  von  den  An- 
gehörigen der  verschiedenen  Einkommensklassen  der  Mieter  durch- 
schnittlich für  ihren  Wohnungsbedarf  ausgegeben  wird  ? 

Diese  Frage  wird  auch  von  den  wohnungsstatistischen  Unter- 
suchungen vielfach  beantwortet,  und  man  kommt  dabei  wohl  stets 
zu  einer  neuen  Bestätigung  des  „Schwabe  sehen  Gesetzes",  welches 
besagt:  Je  kleiner  das  Einkommen,  desto  größer  der  Prozentsatz^ 
den  die  Wohnungsmiete  davon  in  Anspruch  nimmt. 

Auch  für  Oldenburg  hat  dieser  Satz  Geltung. 

Es  konnte  bei  2770  Mietern,  also  bei  etwa  70  Prozent,  das 
Verhältnis  von  Miete  und  Einkommen  festgestellt  werden.  30  Pro- 
zent mußten  aus  verschiedenen  Gründen  hier  wegbleiben.  Ein- 
mal alle  Haushaltungen  mit  Schlafgängern;  in  diesen  Fällen  wird 
vom  Inhaber  entweder  absichtlich  eine  verhältnismäßig  teure  Woh- 
nung genommen,  an  der  er  sich  durch  Abvermieten  eine  Ein- 
nahmequelle verschaffen  will,  —  oder  er  will  dadurch  wenigstens 
den  Prozentsatz  verringern,  den  die  Miete  von  seinem  Einkommen 
absorbiert.  Ferner  fallen  alle  Haushaltungen  fort,  wo  die  Mietan- 
gaben sich  auch  auf  gewerblich  benutzte  Räume  bezogen,  und 
schließlich  diejenigen,  deren  Einkommen  nicht  zuverlässig  war,  weil 
sie  öffentliche  oder  private  Unterstützung  erhielten. 

Die  verbleibenden  2770  Mieter  bezahlen  folgende  durchschnitt- 
lichen Prozentsätze  von  ihrem  Einkommen  als  Miete,  wobei  die 
Summe  der  Einkommen  aller  Familienglieder  als  Grundlage  ge- 
nommen wurde,  (s.  S.  115). 

Zum  Vergleich  fordert  das  in  der  Zeitschrift  des  Kgl.  Sachs. 
Statistischen  Landesamtes,  Juni  1908,  veröffentlichte  Resultat  auf.  (Dr. 
jur.  et  phil.  Steinbach:  Das  Verhältnis  zwischen  Einkommen  und 
Wohnungsmietpreis).  Es  handelt  sich  hier  um  eine  gleichzeitige, 
am  1.  Dez.  1905  erfolgte  Erhebung  in  16  Mittel-  und  Kleinstädten 
des  Königreiches  :  in  Zittau,  Meißen,  Freiberg,  Meerane,  Reichenbach, 
Glauchau,  Krimmitschau,  Würzen,  Aue,  Riesa,  Hohenstein-Ernstthal, 
Limbach,  Frankenberg,  Oschatz,  Eibenstock,  Lengenfeld. 

Im  Durchschnitt  dieser  Städte  (die  vorwiegend  industriellen 
Charakter  haben  und  deren  Einwohnerzahlen  von  6000 — 35  000  be- 
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Zahl  der 
Mieter 

Einkommen 
Mark 

durchschnittlich 

bezahlter  Prozensatz 

für  Miete 

523 

bis  800 

26,16 

399 

800—  1  000 

20,00 

703 

1  000—  1  500 

17,50 

333 

1  500—  2  000 

16,09 

230 

2  000—  2  500 

14,88 

165 

2  500—  3  000 

15,41 

177 

3  000-  4  000 

12,95 

80 

4  000—  5  000 

13,26 

56 

5  000—  6  000 

12,77 

52 

6  000—  8  000 

10,61 

23 

8  000—10  000 

11,04 

29 

über  10  000 

7,69 

2  770            ! 

1 

— 

— 

tragen)  betrug  der  Mietpreis  unter  Berücksichtigung  des  Einkommens 
der  Familienangehörigen  =12,6  Prozent  und  zwar  bei  Einkommen 
bis  400  Mark  =  17,1,  4—500  Mark  =  16,5,  5-600  Mark  =  14,8, 
6—700  Mark  =  13,2,  7—800  Mark  =  12,4  Prozent.  Von  da  an 
bleibt  die  Quote  bis  zu  einem  Einkommen  von  3500  Mark  ziem- 
lich die  gleiche  zwischen  11  und  12  Prozent,  um  dann  bis  5000  Mark 
auf  10,3,  bis  10  000  Mark  auf  8,7  und  schließlich  bei  den  Ein- 
kommen über  10,000  Mark  auf  4,9  Prozent  zu  sinken. 

Von  je  100  Mietern  aller  16  Städte  verausgabten:  14,8  mehr 
als  20  Prozent,  15,3  =  15-20,  33,9=  10—15,  32,1  =  5—10, 
3,9  bis  zu  5  Prozent    ihres  Einkommens  für  Miete. 

Dazu  Demerkt  Eberstadt  (Handbuch  S.  145):  „Dieses  günstige 
Verhältnis,  das  kaum  auf  die  größeren  Städte  Sachsens  anwendbar 
ist,  beruht  auf  der  absoluten  Billigkeit  der  Wohnungsmieten,  die 
einen  für  städtisch-industrielle  Verhältnisse  ungewöhnlich  niedrigen 
Stand  aufweisen.  Nicht  weniger  als  37,6  Prozent  aller  Wohnungen 
der  untersuchten  16  Städte  standen  im  Preise  bis  zu  100  Mark 
Jahresmiete;  die  Miete  bis  zu  125  Mark  umfaßte  sogar  56  Prozent 
aller  Wohnungen,  so  daß  selbst  bei  niedrigem  Einkommen  sich  not- 
wendigerweise ein  günstiges  Verhältnis  ergeben  muß." 

In  Oldenburg  betrug  der  Anteil  der  Mietwohnungen  bis  zu 
100  Mark  Miete  allerdings  nur  rund  8  Prozent  (284  von  3564),  der- 
jenige bis  zu  150  Mark  26  Prozent  (930  von  3564). 
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Der  Umfang  der  Wohnungsbefriedigung  in  den  einzelnen  Ge- 
sellschaftsklassen ist  auf  Tabelle  33  dargestellt.  Die  achte  Spalte 
derselben,  welche  die  durchschnittliche  Zimmerzahl  enthält,  charakte- 
risiert durch  die  abnehmende  Größe  der  Wohnungen  recht  gut  die 
soziale  Stufenleiter  der  Klassen,  wenn  auch  nicht  ganz  so  regel- 
mäßig, wie  dies  in  Basel  der  Fall  war.  (Vergl.  Bücher,  S.  224.) 

Werfen  wir  noch  einen  Blick  auf  Tabelle  34,  (S.  118)  wo  wir  die 
Zusammensetzung  der  Haushaltungen  in  den  einzelnen  Gesellschafts- 
klassen finden! 

Fast  neun  Zehntel  der  Arbeiterhaushaltungen  wohnen  für  sich 
allein.  Dienstboten  finden  sich  am  meisten  bei  den  Fabrikanten 
und  Großkaufleuten,  nämlich  etwa  in  der  Hälfte  ihrer  Haushaltungen, 
Bezüglich  der  Gewerbegehilfen  steht  das  Gastwirtschaftsgewerbe  an 
erster  Stelle,  wo  46  Vi  Prozent  der  Haushaltungen ')  solche  auf- 
weisen, während  das  Handwerk  nur  mit  30,4,  der  Kleinhandel  mit 
22,6  Prozent  vertreten  sind.  Schlafgänger  und  Zimmermieter  schließ- 
lich haben  26,1  Prozent  der  Haushaltungen  von  erwerbstätigen 
Frauen  (außer  den  Arbeiterinnen);  die  Handwerkerhaushaltungen 
sind  zu  21,1  Prozent  mit  diesen  Einlogierern  belastet,  die  Gastwirte 
zu  19,7,  die  Rentner  zu  16,9,  die  Kleinkaufleute  zu  11,8,  die  Lehrer 
zu  11,7,  die  Arbeiterfamilien  zu  10,9,  die  Privatbeamten  zu  10,2^ 
die  Beamten  und  Landwirte  zu  je  8,2,  die  Fabrikanten  und  Groß- 
händler zu  8,3  Prozent. 

Die  Gesamtzahl  der  familienfremden  Wohngenossen  betrug^ 
wenn  wir  von  den  Dienstboten  absehen,  2292;  also  9,14  Prozent 
der  Gesamtbevölkerung  waren  in  fremden  Haushaltungen  unterge- 
bracht^).    Von  ihnen  waren: 

Seminaristen,  Schüler,  Schülerinnen  und 

andere  jugendliche  Pensionäre.     .     .  305=13,3  Prozent, 

männliche  Gewerbegehilfen 712  =  31,1          „ 

weibliche                „                   220=    9,6 

männliche  Schlafgänger  u.  Zimmermieter  869  =  37,9         „ 

weibliche             „               „              „  186=    8,1          „ 

2292=  100  Prozent. 


1)  Bei  diesen  prozentualen  Berechnungen  sind  die  Elemente,  aus  denen  sich 
die  sechste  Spalte  von  Tabelle  34  zusammensetzt,  mit  berücksichtigt. 

2)  In  Bremen  waren  von  180  871  Bewohnern  der  Stadt  (einschießlich  der 
1902  eingemeindeten  Vororte)  17297  familienfremde  Hausgenossen,  was  fast  die 
gleiche  Prozentzahl  wie  in  Oldenburg,  nämlich  9,56  ergibt. 
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Diese  2292  Wohnungsgenossen  waren  in  1185  Haushaltungen 
untergebracht;  18,8  Prozent  aller  Haushaltungen  waren  also  mit 
familienfremden  Elementen  belastet  ^). 

Es  hatten     626  Haushaltungen  =  1   Wohnungsgenossen, 
311  „  =2 

127  „  =3 

56  „  =4 

65  „  =5  und   mehr  Wohnungsgen. 

1185 

Die  Untersuchung  über  das  Zusammenwohnen  der  Wohnungs- 
genossen hat  im  allgemeinen  kein  ungünstiges  Resultat  ergeben. 
Die  Zahl  der  bedenklichen  Fälle,  in  denen  Familienfremde  beiderlei 
Geschlechts  zusammen  hausen,  sind  nicht  häufig,  und  die  Fälle,  in 
denen  außerdem  noch  jugendliche  Einlogierer  vorhanden  sind,  treten 
ganz  in  den  Hintergrund. 

Von  den  Haushaltungen  mit  Wohngenossen  hatten: 

136=11,5  Prozent  nur  Schüler  und  Schülerinnen, 
795  =  67,1         „         nur  männliche  Erwachsene, 
159  =  13,4         „        nur  weibliche  „ 

90  =    7,6         „         Erwachsene  beiderlei  Geschlechts, 
5  =    0,4         „         Schüler,  Schülerinnen,  zusammen  mit 

Erwachsenen  beiderlei  Geschlechts. 

1185  =  100  Prozent 

f.  Das  gemeinnützige  Wohnungswesen. 

Unsere  Untersuchung  hat  gezeigt,  daß  die  Oldenburger  Woh- 
nungsverhältnisse, im  ganzen  genommen,  gesunde  sind,  daß  sie  im 
Vergleich  zu  den  Berichten  aus  anderen  Städten  einen  günstigen 
Eindruck   machen. 

Dieses  Ergebnis  darf  natürlich  nicht  dahin  führen,  daß  man 
im  Gefühle  der  Zufriedenheit  die  Hände  in  den  Schoß  legt.  Für 
kein  anderes  Gebiet  hat  der  alte  Satz,  daß  Stillstand  gleichbe- 
deutend sei  mit  Rückschritt,  mehr  Geltung  als  für  die  Wohnungs- 
frage. 

Der  Wahrheit  dieses  Satzes  ist  sich  die  Oldenburger  Stadt- 
verwaltung wohl  bewußt,  und  sie  ist  seit  Jahren  bestrebt,  die 
noch  vorhandenen  ganz  minderwertigen  Wohnungen  zu  beseitigen. 

1)  In  Bremen  verteilten  sich  die  Familienfremden  auf  9611  von  3  9S69  Familien 
also  auf  25,7  Prozent. 
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Es  handelt  sich  da  in  der  Hauptsache  um  jene  alten  Häuser, 
die  dem  Stadtbild  stellenweise  ein  romantisches  Gepräge  geben, 
und  deren  Abbruch  bei  dem  historisch  empfindenden  Betrachter 
stets  ein  Gefühl  des  Bedauerns  auslöst,  wenn  er  auch  von  der  Not- 
wendigkeit der  Maßregel  überzeugt  ist. 

Die  Schließung  derartiger  Wohnungen  ist  mit  Schwierigkeiten 
verbunden,  da  sie  nur  erfolgen  kann,  wenn  unmittelbar  gesund- 
heits-  und  lebensgefährliche  Eigenschaften  amtsärztlich  und  polizei- 
lich nachgewiesen  werden.  Auch  ist  mit  dem  Schlie(3en  und  Ab- 
brechen allein  nicht  geholfen ;  es  muß  auch  nach  Kräften  für  guten 
Ersatz  an  Wohnungen  für  die  unbemittelten  Klassen  gesorgt 
werden  ^). 

Die  folgenden  Seiten,  welche  den  Schluß  der  Arbeit  bilden, 
werden  uns  zeigen,  daß  in  Oldenburg  ein  erfreulicher  Gemeinsinn 
vorhanden  ist,  der  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  Gutes 
geschaffen  hat. 

A.  Die  Klaevem  anns-St  if  tung  ■^). 

DieseWohlfahrtseinrichtung  verdankt  die  Stadt  dem  hochherzigen 
Sinne  der  beiden  Brüder  Carl  und  Diedrich  Klaevemann. 

Der  erstere,  Kaufmann  und  Ratsherr,  hatte  in  seinem  am  4. 
März  1872  publizierten  Testamente  unter  anderem  ein  Kapital  von 
150000  Mark  nebst  einem  Komplex  Landes  zur  Herstellung  von 
kleinen  Wohnungen  bestimmt.  In  diesen  sollen  nur  solche  Familien 
und  einzelstehende  Personen  gegen  billige  Miete  aufgenommen 
werden,  welche  nüchtern,  unbescholten  und  wenig  bemittelt  sind, 
aber  Unterhalt  oder  Unterstützung  aus  der  Armenkasse  noch  nicht 
erhalten  haben. 

Die  Wohnungen  sollen  nicht  kasernenartig,  vielmehr  nur  etwa 
zu  zwei  unter  einem  Dache,  mit  besonderem  Eingang  für  jede,  her- 


1)  Der  Magistrat  arbeitet  zum  Zwecke  der  Beseitigung  der  schlechten 
Wohnungen  jetzt  Hand  in  Hand  mit  der  Verwaltung  der  Ortskrankenkasse;  diese 
stellt  zur  Förderung  und  Erleichterung  der  Revisionen  die  Protokolle  über  die 
Untersuchungen  der  Krankenwohnungen  dem  Magistrate  zur  Verfügung. 

Auf  Grund  dieser  Protokolle  wurden  in  der  Zeit  vom  August  1908  bis 
Februar  1909  16  Wohnungen  polizeilich  bez.  amtsärztlich  untersucht,  aber  nur  in 
drei  Fällen  war  das  Untersuchungsergebnis  derart,  daß  die  Weiterbenützung  der 
Wohnung  polizeilich  entweder  dauernd  oder  vorläufig  bis  zur  Abstellung  bestimmter 
Mängel  untersagt  werden  konnte. 

2l  Nach  gefl.  Mitteilungen  des  Ratsherrn  Projjping. 
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gestellt  werden,  und  jeder  Wohnung  soll  etwas  Gartenland  beige- 
geben werden. 

Dr.  Diedrich  Klaevemann,  Stadtdirektor  von  Varl  (f  1889) 
erweiterte  die  Stiftung  seines  Bruders,  indem  er  ihr  in  seinem 
Testamente  weitere  150000  Mark  und  einen  zweiten  Komplex 
Landes  zuwies. 

Die  Stiftung,  welche  die  Rechte  einer  juristischen  Person  be- 
sitzt, wird  durch  den  Magistrat  der  Stadt  Oldenburg  vertreten  und 
verwaltet. 

Es  wurden  gebaut:  1873  =  8,  1874  =  5,  1880  =  2,  1887=1, 
1891=9,  1892  =  5,  1897  =  3,  1903  =  4  Häuser,  so  daß  jetzt  37 
Häuser  zur  Verfügung  stehen  mit  72  Familienwohnungen  und  14 
kleinen  Wohnungen  für  1 — 2  Personen.  Von  diesen  86  Haus- 
haltungen (mit  jetzt  425  Personen)  wohnen  in  der  Stiftung:  5  Haus- 
haltungen länger  als  30  Jahre,  7  =  20—30  Jahre,  36=10—20 
Jahre,  21  =  5 — 10  Jahre,   17  weniger  als  5  Jahre. 

Von  den  Haushaltungsvorständen  sind  20  bei  der  Eisenbahn 
und  Post  beschäftigt  (als  Lokomotivheizer,  Schaffner,  Briefträger, 
Schlosser  usw.),  27  Gesellen  und  Fabrikarbeiter,  20  Tagelöhner, 
19  einzelne  Witwen  mit  Kindern. 

Die  Mieten  für  die  Familienwohnungen  betragen  je  nach  Größe 
90 — 120  Mark,  die  Mieten  für  die  wenigen  kleinen  Wohnungen 
36 — 60  Mark.  Im  freien  Verkehr  würden  die  ersteren  etwa  240 — 300 
Mark  kosten. 

Zur  Zeit  ward  auf  einem  angekauften  Grundstücke  ein  Doppel- 
haus mit  8  kleineren  Wohnungen  für  je  2 — 3  Personen  erbaut.  Es 
wird  beabsichtigt,  in  diese  Wohnungen  8  der  durch  das  Selbständig- 
werden der  Kinder  klein  gewordenen  Haushaltungen  aus  den  älteren 
Häusern  überzuführen,  um  auf  diese  Weise  wieder  8  größere  Fa- 
milienwohnungen frei  zu  bekommen. 

Wenn  das  Stiftungsgelände  bebaut  sein  wird,  welcher  Fall 
nach  der  Herstellung  von  4  weiteren  Häusern  eintritt,  will  man 
zum  Bau  von  Erwerbshäusern  übergehen. 

B.  Das  Lamberti-Stift'). 
Als  sich  vor  etwa  30  Jahren  der  Mangel  an  kleinen  preiswerten 
Wohnungen    bemerkbar  machte,  wandte    sich    der  Kirchenrat    der 


1)  B.  u.  E.  nach  gefl.  Mitteilungen  des  Herrn  Pastor  Wilkens.  Dieser 
machte  mich  auch  darauf  aufmerksam,  daß  der  Gemeindekirchenrat  es  sich  seit 
Jahrzehnten  zur  Aufgabe  gestellt  hat,   bedürftigen  Gemeindegliedern  zur  Erlangung 


—     122     — 

e\'. -lutherischen  Stadtgemeinde  Oldenburg  mit  einem  Aufruf  vom 
30.  8.  1880  an  die  Gemeinde,  um  Mittel  zum  Bau  eines  Gemeinde- 
stiftes zu  erlangen,  welches  würdige,  bedürftige  Gemeindeangehörige 
aufnehmen  sollte,  die  von  der  Armenkommission  keine  Unterstützung 
erhielten. 

Der  Aufruf  hatte  Erfolg.  Insbesondere  stifteten  2  Damen  je 
20000  Mark,  mit  der  Bedingung,  daß  ihnen  bis  zu  ihrem  Tode  ein 
Zinsgenuß  von  3  bez.  2V2  Prozent  gewährt  werde.  1882  wurde 
ein  Stück  Land  an  der  Alexanderstraße  (85  ar)  für  9000  Mark  an- 
gekauft und  das  große  Stiitshaus  mit  einem  Aufwand  von  27  000 
Mark  gebaut,  welches  im  Mai  1883  bezogen  werden  konnte.  In 
den  nächsten  Jahren  folgten  zwei  weitere  kleine  Häuser. 

Im  großen  Hause  sind  12  Wohnungen  (je  Stube,  Kammer, 
Küche,  Keller  und  Bodenraum),  deren  Miete  je  40 — 80  Mark  jähr- 
lich beträgt;  in  den  kleinen  Häusern  sind  je  6  Wohnungen,  die 
unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Auf  Wunsch  wird 
auch  ein  Stück  Gartenland  gegeben.  Die  Unterhaltungskosten,  Ab- 
gaben usw.  werden  aus  den  Mietserträgen  des  großen  Hauses  ge- 
deckt. Auch  wird  ein  Fonds  (aus  Schenkungen)  angesammelt,  der 
sich  zur  Zeit  auf  4613  Mark  beläuft  und  der  zur  Errichtung  weiterer 
Häuser  dienen  soll. 

Das  Lamberti-Stift  wird  von  einem  Vorstande  verwaltet,  der 
vom  Gemeindekirchenrat  gewählt  wird,  und  dessen  Vorsitzender 
der  Vorsitzende  des  Kirchenrats  ist. 

Bisher  haben  in  den  24  Wohnungen  102  alleinstehende  Frauen 
oder  Witwen  mit  Kindern  Unterkunft  gefunden. 

C.  Das  Elisabeth-Stifti). 
Es  wurde  1888  zu  dem  Zwecke  gegründet,  älteren  oder  kränk- 
lichen Damen  Pension  und  Verpflegung  zu  gewähren.  Zugleich 
wurde  der  Gedanke  eines  Diakonissenmutterhauses  gefaßt,  in  dem 
die  Schwestern  zunächst  für  die  Pflege  im  Hause  und  dann  weiter 
für  Krankenhäuser,  Gemeindepflege  usw.  ausgebildet  werden.  So 
entstand  der  „Verein  Oldenburgisches  Diakonissenhaus  Elisabeth- 
stift", der  1892  die  juristische  Persönlichkeit  erhielt  und  nach  seiner 
Protektorin,  der  verewigten  Großherzogin,  genannt  wurde. 

gesunder  Wohnungen  behilflich  zu  sein,  und  daß  er*^einen  großen  Teil  der  Ein- 
nahmen der  kirchlichen  Armenpflege  zu  Mietszuschüssen  verwendet.  So  wurden 
z.  B.  im  Juli  1909  1500  Mark  für  diesen  Zweck  bewilligt;  in  den  Winterquartalen 
ist  es  oft  beträchtlich  mehr  gewesen. 

1)  C  und  D  nach  gefl.  Mitteilungen  des  Herrn  Pastor  Thien. 
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Das  Diakonissenvvesen  innerhalb  der  ev. -lutherischen  Landes- 
kirche ist  durch  den  Verein  wohltätig  gefördert  worden.  Im  Stifte 
selbst  stehen  zur  Zeit  19  Zimmer  zur  Verfügung,  die  von  pflege- 
bedürftigen Frauen  bewohnt  sind  und  je  nach  Größe  2 — 4^50  Mark 
einschließlich  voller  Pension  kosten. 

Außer  diesen  Pensionsgeldern  dienen  zur  Bestreitung  des  Auf- 
wandes die  Jahrgelder  der  Anstalten,  Krankenhäuser  und  Gemeinden, 
nach  denen  die  Schwestern  entsandt  werden ;  ferner  freiwillige  Bei- 
träge von  Vereinen,  Gemeinden,  Mitgliedern,  Stiftungen  und  An- 
deren. 

D.  Frieda's  Frieden-Stift. 

Die  Stiftung  des  ehemals  in  Berlin  lebenden  Kommerzien- 
rates  Schultz  enthält  62  Plätze  für  wenig  bemittelte  alleinstehende 
Frauen,  die  für  den  Tag  1  Mark  bezahlen,  wofür  sie  volle  Pension, 
freie  ärzdiche  Behandlung  (einschl.  der  Medikamente)  genießen. 

Der  Aufwand  wird  von  den  Pensionsgeldern  und  den  Zinsen 
eines  Reservefonds  gedeckt. 

E.  Das  Männerheim. 

Am  15.  2,  1904  starb  der  Kahnschiffer  D.  Eggers  und  setzte 
den  PCirchenrat  zu  Gunsten  der  kirchlichen  Armenpflege  zum  Erben 
ein.  Dieser  glaubte  im  Sinne  des  Stifters  zu  handeln,  wenn  er  die 
Zinsen  der  Eggers-Stiftung  (Kapital:  17000  Mark)  speziell  für  allein- 
stehende alte  Männer  verwendete.  Es  wurden  weitere  Gelder  an- 
gesammelt und  im  November  1907  in  dem  vom  Vorstande  des 
Evangelischen  Krankenhauses  gepachteten  Hause  Steinweg  34  ein 
Männerheim  eröffnet,  in  dem  pflegebedürftigen  männlichen  Angehöri- 
gen der  Gemeinde  Oldenburg  eine  Heimstätte  gegeben  werden  soll. 

Dort  fanden  zur  Zeit  9  Personen  Aufnahme.  Die  Anstalt  ent- 
spricht einem  dringenden  Bedürfnis,  denn  es  liegen  viel  mehr  Ge- 
suche um  Aufnahme  vor,  als  mit  Rücksicht  auf  den  verfügbaren 
Platz  bewilligt  werden  können.  Sobald  genügend  Mittel  vorhanden 
sind,  soll  das  Männerheim  erweitert  werden. 

Die  Insassen  bezahlen  vierteljährlich  im  voraus  91  Mk.  25  Pfg. 
und  erhalten  dafür  Wohnung,  Beköstigung,  Feuerung,  Licht,  Wäsche. 
Sie  haben  volle  Bewegungsfreiheit,  müssen  aber  die  Mahlzeiten 
pünktlich  einhalten,  vor  Schluß  des  Hauses  (9  bez.  10  Uhr)  ihr 
Zimmer  aufsuchen  und  spätestens  '/'^  Stunde  danach  zu  Bett  gehen. 
Der  Schnapsgenuß  ist  völlig  untersagt  und  friedfertiges  Benehmen 
Vorbedingung. 
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F.  Der  Bauverein'}- 

Im  Jahre  1896  wurde  in  der  Stadt  Oldenburg  auf  Anregung 
der  Landesversicherungsanstalt  eine  Genossenschaft  gegründet  unter 
der  Firma:    „Bauverein  Oldenburg  e.  G.  m.  h.  H". 

Gegenstand  des  Unternehmens  ist  laut  ij  1  des  Statuts:  Der 
Bau,  der  Erwerb  und  die  Verwaltung  von  Wohnhäusern  und  deren 
Vermietung  oder  Verkauf  an  Genossen,  um  unbemittelten  Familien 
gesunde  und  zweckmäßig  eingerichtete  Wohnungen  zu  billigen 
Preisen  zu  verschaffen. 

Jeder  Geschäftsanteil  beträgt  200  Mark;  wenn  derselbe  nicht 
voll,  eingezahlt  wird,  so  ist  monatlich  wenigstens  1  Mark  zu  ent- 
richten. Jeder  Genosse  kann  sich  mit  mehreren,  aber  höchstens 
mit   10  Geschäftsanteilen  beteiligen. 

Zum  Erwerb  eines  Hauses  oder  zur  Miete  einer  Wohnung 
sind  nur  solche  Genossen  berechtigt,  die  zur  Zeit  ihres  Eintritts  in 
den  Verein  oder  zur  Zeit  des  Antritts  einer  Wohnung  oder  eines 
Hauses  zu  den  auf  Grund  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes versicherungspflichtigen  Personen  gehören.  Die  Erwerber 
müssen  mindestens  seit  einem  Jahre  Mitglieder  der  Genossenschaft 
sein  sowie  einen  Geschäftsanteil  voll  eingezahlt  haben.  Sofern  es 
sich  um  ein  einfaches  Mietsverhältnis  handelt,  genügt  auch  zwei- 
jährige Mitgliedschaft  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Einzahlungen. 

Der  Mangel  genügender  Einzahlung  kann  dadurch  beseitigt 
werden,  daß  ein  anderer  Genosse  mit  einem  voll  eingezahlten  Ge- 
schäftsanteil für  den  Bewerber  eintritt. 

Durch  gemeinschaftlichen  Beschluß  des  Vorstandes  und  Auf- 
sichtsrates können  auch  andere  Genossen,  die  mit  einem  1500  Mark 
nicht  übersteigenden  Jahreseinkommen  zur  Steuer  herangezogen 
sind,  zum  Erwerb  eines  Hauses  oder  einer  Wohnung  zugelassen 
werden ;  auch  können  auf  diesem  Wege  Ausnahmen  von  der  Dauer 
der  Mitgliedschaft  oder  der  Höhe  der  Einzahlungen  stattfinden. 

Der  Bauverein  bestand  am  1.  1.  1909  aus  66  Mitgliedern,  deren 
Haftsumme  23  600  Mark  betrug. 

In  den  ersten  12  Jahren  seines  Bestehens,  also  bis  1908,  hatte 
der  Verein  im  ganzen  18  Gebäude  hergestellt,  die  an  der  Peripherie 
der  Stadt  und  in  Vororten  belegen  sind.  Die  Hälfte  davon  sind 
Einzelwohnungen,  die  Hälfte  Doppelwohnungen,  d.  h.  Gebäude,  die 
zu  ebener  Erde    zwei  Eingänge    zu  selbständigen  Wohnungen  auf- 


1)  Nach    den    mir    freundlichst    zur    Einsichtnahme    übergebenen    Akten    des 
Vereins. 
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weisen;  außerdem  sind  27  meist  von  den  Bewohnern  der  Erdge- 
scliosse  in  Aftermiete  gegebene  Oberwohnungen  vorhanden,  die 
einer  eignen  Haushaltung  genügen. 

Zu  jeder  Wohnung  gehört  an  Gartenland  eine  Fläche  von 
durchschnittlich  IV2  Scheffel  Saat.  Die  Häuser  sind  solide  gebaut, 
zweckmäßig  eingerichtet  und  durch  ihre  Lage  für  solche  Familien 
geeignet,  deren  Ernährer  seine  Arbeit  in  der  Stadt  hat;  ein  großer 
Teil  der  Mieter  sind  Angestellte  der  Eisenbahn. 

Die  Mietsätze  betragen  180^250  Mark,  von  denen,  wie  gesagt, 
ein  Teil  durch  Weitervermieten  der  Oberwohnung  gedeckt  wird. 
Das  Kapital  setzt  sich  aus  rund  20000  Mark  Geschäftsanteilen 
und  rund  84000  Mark  hypothekarischen  Darlehn  zusammen,  die 
bis  vor  kurzer  Zeit  die  Landesversicherungsanstalt  gegeben  hatte. 
Die  ursprünglichen  Bedingungen  für  den  Erwerb  eines 
Hauses  waren  folgende  : 

Der  Erwerber  eines  Hauses  hat  jährlich  6  Prozent  des  Kauf- 
preises zu  zahlen  und  die  Kosten  der  Unterhaltung  zu  tragen.  Re- 
paraturen, die  nicht  infolge  der  gewöhnlichen  Abnutzung  oder  in- 
folge Verschuldens  der  Bewohner  erforderlich  werden  und  2  Prozent 
des  Bauwertes  übersteigen,  fallen  der  Genossenschaft  zur  Last. 
Von  der  Jahreszahlung  werden  33/4  Prozent  als  Verzinsung  des 
Kaufpreises,  2/4  Prozent  als  Entschädigung  für  die  seitens  des  Ver- 
eins zu  tragenden  öffentlichen  Abgaben  und  Reparaturen  verrechnet, 
und  IV2  Prozent  als  Abtrag  auf  den  Kaufpreis  gutgeschrieben. 

Regelmäßige  und  außerordentliche  Abzahlungen  werden  zu  3 
Prozent  verzinst. 

Die  Übertragung  des  Eigentums  kann  erst  verlangt  werden, 
nachdem  ein  Drittel  des  Kaufpreises  abgetragen  ist  und  der  Er- 
werber  10  Jahre  der  Genossenschaft  angehört  hat. 

Kein  Mitglied  kann  mehr  als  ein  Haus  erwerben.  Jeder  Er- 
werber ist  verpflichtet,  eine  Wohnung  in  dem  erworbenen  Hause 
selbst  zu  benützen. 

Im  Herbst  1908,  also  nach  zwölfjährigem  Bestehen  des  Vereins, 
war  aber  noch  nicht  ein  einziges  Haus  in  das  Eigentum  eines  Ge- 
nossen übergegangen;  vielmehr  traten  diejenigen,  die  einen  Miet- 
vertrag mit  Anwartschaft  auf  Eigentumserwerb  eingegangen  waren, 
nach"und  nach  wieder  zurück. 

(^~Als  Hauptursache  dieser  mißlichen  Erscheinung  erkannte  man 
die  Beschränkungen  der  freien  Verfügung  nach  dem  Erwerb,  — 
Bedingungen,  an  welche  die  Landesversicherungsanstalt,  als  Geld- 
geberin, durch  das  Reichsversicherungsamt  gebunden  ist. 
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Um  den  Zweck  des  Bauvcrcins  zu  erreichen,  suchte  man  nun 
einen  anderen  Kapitalgeber,  und  es  gelang  den  Bemühungen  des 
Vorstandes,  einen  solchen  in  der  „Staatlichen  Kreditanstalt"  zu 
finden,  die  der  Genossenschaft  jetzt  das  nötige  Darlehn  unter  wesent- 
lich günstigeren  Bedingungen  gewährt. 

Die  w^ichtigsten  Punkte  des  neuen  Verhältnisses  gehen  aus 
folgendem  hervor:  „Der  Hausanwärter  kann  die  Übertragung  des 
Eigentums  verlangen,  wenn  er  drei  Jahre  als  Genosse  das  Haus 
bewohnt  und  mindestens  ein  Viertel  des  Kaufpreises  abgetragen  hat. 
Unter  diesen  Voraussetzungen  wird  er  kostenfrei  grundbuchmäßiger 
Eigentümer  mit  allen  einem  solchen  zustehenden  Verfügungsbefug- 
nissen, insbesondere  nicht  belastet  mit  Vorkaufs-  oder  Rückfalls- 
rechten. Auch  auf  das  Kündigungsrecht  hinsichtlich  des  Darlehns 
verzichtet  die  staatliche  Kreditanstalt  grundsätzlich  und  behält  sich 
solche,  abgesehen  von  der  Nichtzahlung  der  Zinsen  und  des  Ab- 
trages, nur  für  die  besonderen  Fälle  vor,  daß  auf  dem  beliehenen 
Grundstücke  Wirtschaftsbetrieb  oder  Kleinhandel  mit  Branntwein 
eingerichtet  wird,  daß  das  Haus  abgebrochen  oder  in  seinem  Be- 
stände wesentlich  verändert  wird,  daß  eine  Veräußerung  an  andere 
Personen  als  an  Arbeiter  oder  Angestellte  erfolgt,  die  Mitglieder 
des  Bauvereins  sind." 

Schon  früher  war  die  Bestimmung  getroffen,  daß  Zinsersparnisse 
(nach  Auszahlung  einer  mindestens  zweiprozentigen  Dividende  an 
die  Genossen)  den  Hausanwärtern  auf  den  Kaufpreis  gutgeschrieben 
werden.  Die  Regierung  hat  nun  zugesagt,  daß  das  letzte  Prozent 
der  Zinsen,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  den  Landtag, 
auf  Staatsmittel  übernommen  werden  soll,  wodurch  der  Abtrag  er- 
höht und  der  Erwerb  wesentlich  erleichtert  werden  wird.  Für  die 
laufende  Finanzperiode  ist  die  Genehmigung  erteilt,  und  man  kann 
wohl  annehmen,  daß  der  Landtag  auch  weiterhin  in  diesem*  Punkte 
sein  soziales  Verständnis  beweisen  wird. 

Unter  den  neuen  Verhältnissen  scheint  sich  der  Zweck  des 
Unternehmens  erheblich  besser  zu  erfüllen  als  vorher. 

In  der  Generalversammlung  vom  30.  4.  1909  konnte  bereits 
berichtet  werden,  daß  3  Genossen  die  von  ihnen  bewohnten  Häuser 
als  Eigentum  erworben  haben,  und  daß  fast  alle  übrigen  Mieter  in 
das  Hausanwartverhältnis  eingetreten  sind. . 


Druck  von  J.  B.  Hirschfeld  in  Leipzig. 
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Einleitung. 


Im  Kataloge  der  Pariser  Weltausstellung  vom  Jahre  1900  ^) 
hat  Richard  Hofniann,  der  verstorbene  Direktor  der  Kgl.  Kunst- 
schule für  Textilindustrie  zu  Plauen,  eine,  wenn  auch  nicht  ganz 
ausreichende,  so  doch  gute  Uebersicht  über  die  örtliche  Ver- 
breitung der  deutschen  Spitzen-,  Besätze-  und  Stickereigewerbe 
gegeben,  und  zwar  wesentlich  von  technischen  Gesichtspunkten 
aus  -).     Er  unterscheidet  : 

1 .  Die  Hand-  und  jMaschinenstickerei  im  sächsi- 
schen Vogtlande  und  im  Erzgebirge,  in  Bayern,  Schlesien,  Pom- 
mern und  Berlin  ; 

2.  die  Hand-  und  Maschinenspa  chtel-  und  T  a  m- 
b  u  r  i  n  d  u  s  t  r  i  e  im  sächsischen  Vogtlande  und  im  Erzgebirge, 
in  Württemberg  (Ravensburg)  und  Berlin ; 

3 .  die  L  o  c  k  e  r  s  t  i  c  h-  und  Doppeltüll  Fabrikation 
von  Vorhängen  und  Spitzen  in  Eibenstock  im  Erzge- 
birge ; 

4.  die  Spitzen  klöppelei  im  Erzgebirge  ; 

5.  die  F  i  1  e  t  g  u  i  p  u  r  e-,  Point  1  a  c  e-  und  B  a  n  d  s  p  i  t- 
z  e  n  i  n  d  u  s  t  r  i  e  in  Schlesien,  dem  sächsischen  Erzgebirge  und 
Bayern ; 

6.  die  mechanische  Spitzen  weberei  und  K  1  ö  p- 
p  e  1  e  i  in  Barmen,  Leipzig  und  Dresden. 

Zu  dieser  Uebersicht  ist  zu  ergänzen  : 

7.  die  Herstellung  von  Perl-  und  Posamentenbesät- 
ze n  in  der  Umgegend  von  Annaberg  und  Eibenstock,  in  Berlin, 


i)  Weltausstellung  in  Paris  1900.  Amtlicher  Katalog  der  Ausstellung  des 
Deutschen  Reiches  S.  288  ff.  »Die  Stickerei-,  Spachtel-,  Tambur-  und  Spitzenindu- 
strie in  Deutschland«   von   Richard  Hofinann. 

2)  Wegen  der  technischen  Unterschiede  vgl.  unten  S.    13  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  I 


in  der  Umgegend    von  OtTeiihach  ')    und   v()n  Dagshur.i;   in  Loth- 
ringen -). 

Diese  Einteilung-  berücksichtigt  nur  die  größeren  Industrie- 
bezirke, die,  wie  wir  sehen,  in  der  Mehrzahl  im  südwestlichen 
Teile  des  Königreichs  Sachsen  liegen,  wo  die  betreffenden  Ge- 
werbezweige seit  langer  Zeit  betrieben  werden.  Erst  in  unseren 
Tagen  sind  unter  der  Einwirkung  nachdrücklicher  kunstgewerb- 
licher Bestrebungen  auch  Großstädte,  wie  Berlin  ''),  München, 
Dresden,  Darmstadt,  Mittelpunkte  der  sogenannten  Kunststickerei 
geworden.  Und  allerorten  werden  neuerdings  in  erhöhtem  Maße 
Stickereien  auf  der  allgemein  verbreiteten  Nähmaschine  *)  mittels 
des  Stickapparates  hergestellt,  ohne  daß  die  alten  Industriebe- 
zirke über  diesen  Wettbewerb  bisher  Klage  geführt  hätten. 

Im  Auslande  sind  verwandte  Industrien,  vor  allem  in  folgen- 
den Gegenden  zu  erwähnen :  die  Maschinenstickerei  in  St.  G  a  1- 
l  e  n  und  der  übrigen  Nordost-Schweiz,  dem  alten  Sitze 
und  dem  Weltmarktplatze  der  Stickerei,  sowie  in  Vorarlberg 
und  im  nordwestlichen  Böhmen,  fernerhin  in  der  Um- 
gegend von  St.  Q  u  e  n  t  i  n,  die  Weberei  in  St.  E  t  i  e  n  n  e,  die 
Spitzenindustrien  von  Nottingham,  Calais  und  Brüssel, 
die  Besätzc-(Broderie-)fabrikation  von  Paris. 

Alle  die  genannten  Industrien  stellen  zum  großen  Teile  Lu- 
xusgegenstände für  die  Verzierung  und  den  Besatz  weiblicher  Be- 
kleidung her,  deren  Material,  Ausführung  und  Stil  raschen  Ver- 
änderungen unterworfen  ist :  Modewaren. 

Untersuchungen  über  solche  Gewerbe  und  ihre  Beziehungen 
zur  Mode  müßten  Licht  in  das  Dunkel  bringen  können,  das 
auch  über  diesem  Teile  der  bisher  »stiefmütterlich  behandel- 
ten« ■^)  Lehre  von  der  volkswirtschaftlichen  Konsumtion  schwebt. 
Sie  müssen  aber  notwendig  so  erfolgen,  daß  gesondert 
die  Industrien  einzelner  Gegenden  und  Gewerbegruppen  dar- 
aufhin betrachtet  werden.  Denn  es  ist  liisher  noch  nicht  er- 
wiesen,   daß    die    Mode    in    den    von    ihr    mehr    oder    minder  be- 


i)   M'^o//,    »Der  Spessart«   S,  347 — 370. 

2)  Elisabeth  v.  Richthof ett,    »Die  Perlenstickerei  im  Kreise  Saarburg  in  Loth- 
ringen«.    Schriften  des  V.  f.  Sozialpolitik   1899,  Bd.  86,  S.   343/53. 

3)  Helene  Simon,    »Das  Stickereigewerbe  in  Berlin;   in  den  *  Schriften  des  V. 
f.  Sozialpolitik«    1899,  Bd.  85,  besonders  S.   546  ff. 

4)  A.  a.  O.  S.  540/1. 

5)  Philippovich,  »Grundriß  der  Pol.  Oek.  I,  6.   Aufl.    Tübingen   1906,   S.   350. 


herrschten  Gewerben  dieselben  Ursachen  und  Wirkungen 
hätte,  oder  in  ihrem  Wechsel  immer  von  denselben  Faktoren 
beeinflußt  würde.  Die  folgende  Untersuchung  will  es  versuchen, 
dadurch  zu  einigen  sicheren  Ergebnissen  zu  gelangen,  daß  sie 
auf  Vollständigkeit  und  Allseitigkeit  von  vornherein  verzichtet, 
aus  der  ganzen  Zahl  jener  Besatzindustrien  eine  einzige  heraus- 
greift und  in  einem  einzigen  kleinen  Industriebezirke  die  dort  aus- 
geübten Modegewerbe  beobachtet,  die  infolge  des  öfteren  Wech- 
sels in  Technik,  Warengattung  und  -ausstattung  als  Beobachtungs- 
feld allerdings  besonders  geeignet  sind :  die  Eibenstöcke  r 
Stickerei. 

Da  die  Darstellung  einer  Modeindustrie  gegeben  werden  soll, 
so  könnte  man  einleitungsweise  eine  Definition  des  Begriffes 
»Mode«  erwarten;  dieselbe  muß  aber  solange  als  verfrüht  ange- 
sehen werden,  als  man  über  ihren  volkswirtschaftlichen  Inhalt  so 
wenig  weiß.  Die  bisherigen  Definitionen  ^)  sind  im  wirtschaftlichen 
Sinne  irrelevant  ;  sie  sind  > Selbstzweck«,  nicht  ^Mittel  zum 
Zweck«  -)  und  nützen  dem  Fortschritt  der  wirtschaftlichen  Er- 
kenntnis nicht. 

Die  Grundansicht,  auf  welcher  unsere  Untersuchung  sich  auf- 
baut, ist  kurz  die,  daß  die  Mode  ein  Bedarfsphänomen 
darstellt  und  zwar  eine  Erscheinung  des  Massenbedarfs, 
welcher  bei  gleichbleibender  Kaufbefähigung  und  bei  physiolo- 
gisch gleicher  Bedürfnisanlage  starken  Schwankungen  unterworfen 
ist.  Gerade  das  rein  wirtschaftliche  Moment  des  Bedarfs  ist  über 
den  Betrachtungen  der  Vor-  und  Nachteile  und  der  Gründe  des 
Modewechsels  vernachlässigt  worden.  Die  letzteren  sind  auf  psy- 
chologische Tatbestände  zurückgeführt  worden,  auf  das  neue  Ge- 
schlecht,   das  Abwechslung    sucht  '^j,    man   spricht    von    »frivolem 


1)  Vellemann,  »Der  Lu.xus  in  seiner  Beziehung  zur  Sozialökonomie«  (»Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatsw.«  55.  Bd.,  S.  26)  operiert  mit  der  Definition  des 
Dictionnaire  de  l'Academie  Frangaise:  »Usage  partager  qui  depend  du  goüt  et  du 
caprice«,  weil  Mode  ein  Wort  französischen  Ursprungs  sei.  Softtbart  nimmt  Vischers 
Definition  an:  »Mode  ist  ein  Begriff"  für  den  Komplex  zeitweise  gültiger  Kultur- 
formen«. Der  mod.  Kapitalismus  II  S.  330.  Leipzig  1902.  Siminel,  »Philosophie 
der  Mode«  S.  8  definiert  die  Mode  »als  eine  besondere  unter  den  vielen  Lebens- 
formen, durch  die  man  die  Tendenz  nach  sozialer  Egalisierung  mit  der  nach 
individueller  Unterschiedenheit  und  Abwechslung  in  einem  einheitlichen  Tun  zu- 
sammenführt«. 

2)  Dietzel,   »Theoretische  Sozialökonomik«    Leipzig   1895,  S.  149  ff. 

3)  Sombart  a.   a.  O.  S.  329. 
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SpieL-  ').  Allgemein  ist  die  Behauptung,  daß  eine  Mode,  sobald 
sie  allgemein  verbreitet  ist,  eben  infolge  dieser  Vulgarisierung 
von  den  modeangebenden  Kreisen  der  vornehmen  Welt  geändert 
werde  —  ein  Satz,  der  auch  erst  des  Beweises  seiner  allgemeinen 
Geltung  harrt. 

Ueber  dieser  Psychologie  der  Mode  hat  man  vergessen,  die 
Erscheinung  rein  wirtschaftlich  zu  betrachten,  als  etwas  Vorhan- 
denes, das  soziale  und  ökonomische  Ursachen  und  Folgen  hat. 
Sovibart  macht  im  II.  Bande  seines  großen  Buches  über  den 
Kapitalismus  den  Versuch  einer  Modetheorie  von  rein  wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  aus  ;  aber  er  sieht  die  Mode  ganz  stereotyp 
als  einen  Prozeß,  der  in  all  den  von  ihr  mehr  oder  minder  be- 
troffenen Gewerben  die  gleichen  Ursachen  und  Wirkungen  hat,  und 
betrachtet  sie  schließlich  mit  einer  bezeichnenden  Herzensregung, 
aber  bedenklicher  Wissenschaft  >als  des  Kapitalismus  liebstes 
Kind«.  In  solcher  Ausschließlichkeit  erscheint  jede  Behauptung 
von  vornherein  verfehlt.  So  wenig  man  die  jetzigen  Verhältnisse 
des  Handwerks  ohne  ausführliche  Einzeluntersuchungen  hätte 
durchschauen  können,  so  wenig  lassen  sich  jetzt  schon,  wo  eine 
genügende  Zahl  von  Einzeluntersuchungen  fehlt,  die  ökonomischen 
Wesenheiten  der  J\Iode  kennzeichnen. 

Für  den  Psychologen  beginnt  das  Interesse  an  der  i\Iode  be- 
reits, wenn  sie  im  Keime  des  Entstehens  sich  befindet;  auch  im 
Zustande  des  Absterbens  hat  sie  größere  Wichtigkeit  für  ihn  als 
zur  Zeit  allgemeiner  Uebung ;  ihm  ist  die  neue  Mode  Unter- 
suchungszweck, die  Mode  in  den  höheren  Ständen  als  des  »eigent- 
lichen Sitzes«  ''^),  er  sieht  sie  »wie  nur  ein  Teil  der  Gruppe  sie 
übt,  während  ein  anderer  sich  auf  dem  Wege  zu  ihr  befindet«  ^). 
Für  den  Nationalökonomen,  der  die  Versorgung  der  happy  few 
nicht  für  Volks  Wirtschaft  hält,  ist  die  Mode  in  erster  Reihe 
dann  Gegenstand  der  Untersuchung,  wenn  sie  sich  durchgesetzt 
hat,  wenn  sie  allgemein  geübt  wird,  also  die  Grundlage  ver- 
kehrsvvirtschaftlicher  Massenversorgung  ist ;  er  darf  an  den  Phä- 
nomenen des  Werdegangs  der  Mode  zwar  nicht  vorübergehen,  aber 
er  darf  noch  weniger  bei  ihnen  stehen  bleiben. 

Betrachten  wir  demnach  die  Mode  als  den  regulierenden  Be- 


i)  Lexis,  »Konsumtion«  in  Scliünbergs  »Handbuch  der  pol.  Oekon.«  I,  IV.  Aufl. 
Tübingen   1896,  S.   794. 

2)  Simmel  a.  a.  O.  S.    14. 

3)  A.  a.  O.  S.    15. 
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darfsfaktor  einer  Industrie,  so  ist  zunächst  ein  U  e  b  e  r  b  1  i  c  k 
über  den  Standort  des  Betriebes  und  seine  Be- 
ziehungen zum  Gewerbe  zu  geben,  damit  wir  unser  Un- 
tersuchungsobjekt gewissermaßen  in  seiner  Umgebung  kennen 
lernen.  Eine  Industrie  ist  nicht  ohne  ihre  Technik  zu  verstehen. 
In  einem  zweiten  Teile  beschäftigen  wir  uns  daher  mit  der  durch 
die  Technik  erzeugten  Eigenart  des  Produktes,  mit  den 
Vor-  und  Nachteilen  der  Produktionsprozesse 
und  mit  den  Wechselwirkungen  zwischen  Technik 
und  i\I  o  d  e.  Im  Mittelpunkte  des  w'irtschaftlichen  Modeproblems 
steht  die  Ware  der  Modeindustrie,  der  Wechsel  ihrer  äußeren 
Gestaltung,  ihre  Anpassung  an  den  Bedarfswechsel,  ihre  Verdrän- 
gung durch  andere  Artikel :  wir  geben  daher  eine  E  n  t  w  i  c  k- 
lungsgeschichte  der  Warentypen  in  unserer  Industrie. 
Die  Technik  macht  die  Ware  gebrauchs-,  aber  noch  nicht  absatz- 
fertig; daher  ist  die  Bedarfserregung  und  die  Bedarfsdeckung  aus- 
führlich zu  erörtern  —  also  die  Tätigkeit  der  Unterneh- 
mer in  ihrem  Verhältnis  zur  M  o  d  e.  Und  unter 
diesem  Gesichtspunkte  i  h  r  e  s  V^  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  s  zur 
Mode  sind  auch  die  A  r  b  e  i  t  e  r  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  zu  unter- 
suchen ;  soziale  Verhältnisse  des  Arbeiterstandes  werden  nach 
dem  Plane  unserer  Untersuchung  nur  insoweit  berücksichtigt,  als 
es  sich  um  Zusammenhänge  mit  dem  Modecharakter  des  Gewer- 
bes handelt. 


—     6     — 


I.   Kapitel. 

Eibenstock,  seine  Lage  und  seine  wirtschaftliche 

Entwicklung. 

Das  Erzgebirge,  dessen  Kamm  die  südwestliche  Grenze  des 
Köni<^n-eichs  Sachsen  bildet,  erhebt  sich  nach  Süden  hin  allmäh- 
lich ansteigend.  So  bezeichnet  der  Grenzstreifen  zugleich  das  Ge- 
biet der  höchstgelegenen  Siedelungen  des  Königreiches.  Der  Ge- 
birgswall  ist  ein  Verkehrshindernis,  und  daher  umgehen  ihn  die 
großen  sächsischen  Bahnlinien  im  Osten  und  Westen  oder  sie 
ziehen  sich  im  erzgebirgischen  Becken  hin.  Die  Orte  des  Ober- 
erz^ebirges  liegen  daher  für  deutsche  Verhältnisse  weit  ab  von 
den  bedeutenden  Eisenbahnstrecken.  Das  gilt  besonders  von  den 
Siedelungen,  die  oberhalb  der  600  m-Höhenlinie  angelegt  wurden. 
Der  wichtigste  Ort  in  dem  westlichen  Obererzgebirge  ist  Eiben- 
stock, der  jetzige  Mittelpunkt  der  Handmaschinenstickerei,  mit 
einer  Höhenlage  von  635  m.  Die  Stadt  gehört  zur  Amtshaupt- 
mannschaft Schwarzenberg  und  erstreckt  sich  auf  einer  von  der 
oberen  Zwickauer  Mulde  nach  Süden  ziehenden  Höhe,  die  im 
Verhältnis  1:18  ansteigt  und  im  Osten  zur  Dönitz,  im  Westen 
zur  Großen  Bockau,  zwei  Nebenflüssen  der  i\Iulde,  abfällt.  ImDönitz- 
grunde  zieht  sich  die  Unterstadt  hin,  während  die  Oberstadt,  in 
welcher   die    öftentlichen  Gebäude    liegen,    die  Höhe  einnimmt  >  i. 

Geologisch  gehört  die  Gegend  dem  Eibenstocker  Granitmassiv 
an,  auf  dem  Reste  von  Glimmerschiefer  aufliegen ;  die  oberfläch- 
liche Verteilung  der  beiden  Gesteine  im  alten  Gerichtsamtsbe- 
zirke Eibenstock  verhält  sich  abgerundet  wie  19:1^).  In  unmittel- 
barer Nähe  der  Stadt  ist  der  Granit  zu  Tonboden  verwittert.  In- 
folge der  reichen  Niederschläge  —   1075  mm  im  Jahre  —^)  sind 

i)  Vgl.  die  Sektionen  Eibenstock  und  Schneeberg  der  Meßtischblätter  (i  :  25000). 

2)  »Zeitschrift  des  Statist.  Bureaus  des  Kgl.  Sachs.  Ministeriums  des  Innern^, 
Leipzig   1857,   Heft  4,  S.  89. 

3)  Heinrich  Gebauer,  >Die  Volkswirtschaft  im  Königreich  Sachsen«.  Dres- 
den  1893,  S.  24. 
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von  der  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  (815  ha)  nur  415  ha 
Ackerland,  400  ha  sind  bewässerte  Bergwiesen.  Der  Rest  der 
Stadtflur,  die  einen  Flächeninhalt  von  1321,6  ha  hat,  ist  Wald; 
denn  das  Gestein  an  den  Hän^^en  der  umliegenden  Berge  steht  in 
großen  Blöcken  an  und  verbietet  den  Ackerbau.  Im  Forstbezirke 
Eibenstock  (37236  ha)  nimmt  der  Wald  73,62  %  der  Fläche  ein  ^). 

Der  Winter  beginnt  Anfang  November  und  dauert  bis  Mitte 
April.  Infolgedessen  wird  ausschließlich  Sommergetreide  (Hafer, 
Sommerkorn)  angebaut,  dem  man  in  höchstens  dreijährigem 
Wechsel  Kartoffeln  folgen  läßt.  Obstbau  ist  nur  in  ganz  geringem 
Maße  möglich;  1901  kamen  im  Erhebungsbezirke  Johanngeorgen- 
stadt-Grünhain-Eibenstock  (mittlere  Flurhöhe  624  m)  auf  100  ha 
Fläche  223  Obstbäume,  während  der  Durchschnitt  für  Sachsen 
904  betrug  -).  Vieh  hielten  bis  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
meisten  Eibenstocker  Bewohner;  das  ermöglichten  die  große  Aus- 
dehnung der  Wiesen  und  die  Hutungsgerechtsame  in  den  Wäl- 
dern. Als  aber  1853  das  Triftrecht  abgelöst  wurde,  ging  der 
X'iehstand  zurück,  nahm  aber  in  neuerer  Zeit  etwas  zu.  1871 
kamen  auf  ein  gezähltes  Haustier  6  Menschen,  1906:  5,5^);  das 
v.ar  trotzdem  das  ungünstigste  Verhältnis  im  ganzen  Königreiche. 
Die  Grundbesitzverteilung  ist  ungünstig  ;  wenigen  bemittelten  Per- 
sonen gehören  größere  Flächen  Landes. 

Die  Bevölkerung  in  diesem  waldreichen,  acker-  und  vieharmen 
Landstriche  ist  dicht  zusammengedrängt.  1905  wohnten  im  Be- 
zirke der  Amtshauptmannschaft  Schwarzenberg  259  Menschen 
auf  I  Dkm,  in  der  angrenzenden  Amtshauptmannschaft  Auerbach 
266;  die  entsprechenden  Zahlen  für  das  Königreich  Sachsen  und 
das  Deutsche  Reich  sind  301  bez.  112  *).  Tatsächlich  sitzt  im  Erz- 
gebirge die  Bevölkerung  noch  weit  dichter,  da  dort  die  ausgedehn- 
ten Wälder  ohne  erheblichen  Fehler  als  unbewohnt  gelten  können. 

Im  späten  Mittelalter  bildete  der  Bergbau  die  Hauptbe- 
schäftigung der  Bewohner ;  er  ist  auch  die  Ursache  der  dichten 
Besiedlung;  doch  die  alten  Zinn-  und  Eisenbaue  liegen  seit  dem 
18.  Jahrhundert  still.  Da  also  weder  die  Landwirtschaft,  noch  der 
Bergbau  der  Bevölkerung  genügenden  Unterhalt  zu  gewähren  ver- 
mochte, so  mußte  sich  —  wenn  man  nicht  auswandern  wollte  — 


1)  »Zeitschrift  des  Statist.  Bureaus«.    Dresden  1905,   Heft  3  u.  4,   S.  240. 

2)  A.  a.  O.    1901,  Heft  3  u.  4,   S.    147. 

3)  A.  a.  O.   1873,  S-    iii;    1906,  2.  Heft,  S.   333  ff. 

4)  Nach   dem    »Gemeindehandbuch   für  das  Königreich   Sachsen«    1907. 
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ein  allgemeiner  Heiufswechsel  nach  Mandel  und  Gewerbe  hin  voll- 
ziehen, hii  Zeichen  einer  solchen  wirtschaftlichen  Umbildung  stand 
Eibenstock  im  ganzen  i8.  und  im  19.  Jahrhundert.  Die  neu  ent- 
stehenden Gewerbe  mußten  notgedrungen  ihre  luzeugnisse  in 
weite  Ferne  vertreiben  ;  denn  die  Gebirgsbevölkerung  entbehrte 
jedweder  Kaufkraft.  Absatz  indes  setzt  stets  einen  Absatzweg 
voraus.  Betrachten  wir  die  Landstraßen-  und  die  Eisen- 
bahnverbindungen des  Ortes ! 

Die  Landstraßen  sind  in  ihrer  Richtung  ebenso  wie  die  Eisen- 
bahnen durch  den  Bodenbau  des  Landstrichs  bedingt.  Eibenstock 
hat  den  Vorzug,  vor  einem  Gebirgspässe  zu  liegen,  über  den  eine 
alte  Straße  fi^ihrt,  die  als  Bäderstraße  Karlsbaderstraße  heißt. 
Die  Straße  zieht  sich  von  der  Stadt  aus  auf  der  Höhe  entlang 
nach  Süden,  benutzt  sodann  das .  linke  Gehänge  des  Bockautales, 
dessen  Sohle  sie  bei  Wildental  (7  km  südlich  von  E.)  trifft.  Sie 
folgt  diesem  Gewässer  bis  nahe  zur  Quelle,  überschreitet  den  Ge- 
birgskamm  und  lenkt  ins  Tal  des  Schwarzwassers  ein,  in  welchem 
sie  über  Hirschenstand  und  Neudek  schließlich  das  Egertal  bei 
Karlsbad  und  damit  die  Straße  nach  Prag  erreicht.  Hinter  Wil- 
dental zweigt  von  dieser  Straße  ein  anderer  Paßweg  ab,  der 
Eibenstock  mit  den  böhmischen  Orten  Sauersack,  P"riebus,  Nancy, 
Schwaderbach  verbindet.  Infolgedessen  bildet  der  böhmische 
Grenzbezirk  ein  wirtschaftliches  Hinterland  für  die  Stadt,  soweit 
Grenz-  und  Veredlungsverkehr  es  gestatten. 

Die  Karlsbaderstraße  setzt  sich  nach  Sachsen  hinein  fort;  sie 
ist  meist  Höhenstraße,  denn  das  Muldetal  ist  in  diesem  Teile 
sehr  schmal  und  die  häufigen  Ueberschwemmungen  ließen  hier 
die  Anlegung  wichtiger  Straßenzüge  nicht  ratsam  erscheinen. 
Außerdem  liegen  aus  gleichem  Grunde  auch  die  Siedelungen  re- 
gelmäßig abseits  des  Tales.  Die  Straße  durchquert  zunächst  das 
Tal  und  erreicht  in  steilem  Anstiege  Schneeberg-Xeustädtel,  von 
wo  sie  abwärts  nach  Zwickau  und  Leipzig  führt.  Das  erklärt  die 
nahen  Beziehungen  Eibenstocks  zu  Schneeberg  und  die  alte  Ver- 
bindung mit  Leipzig.  Nach  beiden  Seiten —  nach  Böhmen  und 
nach  Deutschland  —  ist  also  die  Karlsbader  Straße  für  die  wirtschafts- 
geographische Lage  Eibenstocks    von   entscheidender  Bedeutung". 

Für  die  Ausdehnung  des  wirtschaftlichen  Bannkreises  von 
Eibenstock  im  I^rzgebirge  ist  es  wichtig,  daß  außer  durch  die 
-alte  Rautenkranzer  Poststraße <,  die  über  die  Berge  führt,  die 
Verbinduno-  mit  den  Orten  des  obersten  Aluldetales,  Rautenkranz. 


Muldenberg,  Jägersgrün,  Hammerbrücke,  durch  eine  neue  Land- 
straße längs  des  Muldeflusses  hergestellt  wird.  Der  Verkehr  mit 
den  Gemeinden  des  Schwarzwassertales  ist  durch  mehrere  Höhen- 
züge erschwert;  daher  richten  sich  deren  wirtschaftliche  Bezie- 
hungen nach  Annaberg  und   Aue. 

Die  Lage  Eibenstocks  im  Wegenetze  kann  also  als  günstig 
bezeichnet  werden,  die  Landstraßenverbindungen  trugen  dazu 
bei,  daß  die  Stadt  zum  wirtschaftlichen  Mittelpunkte  des  west- 
lichen Erzgebirges  wurde.  Die  Straße  nach  Leipzig  war  bis  in 
die  1860  er  Jahre  hinein  wichtig  als  ein  guter  Zugang  zum  größten 
deutschen  Meßplatze.  Die  Wege  nach  dem  nahen  Böhmen  und 
ins  obere  INIuldental  ermöglichen,  wie  wir  sehen  werden,  eine 
ständige  Indienstnahme  der  hier  vorhandenen  Arbeitskräfte. 

x-\ber  weit  ungünstiger  liegt  Eibenstock  als  Eisenbahn- 
station. Die  Bahnlinie  Chemnitz — Aue — Adorf  folgt  von  Aue 
an  dem  viel  gewundenen  Laufe  der  Mulde  ;  daher  ist  der  Ort 
Eibenstock  von  seinem  Bahnhofe  (513  m)  3  km  entfernt,  und  die 
Zufuhrstraße  steigt  in  mehreren  Windungen  von  der  Station  aus 
aufwärts.  Gewerbezweige,  die  der  Zufuhr  schwerer  Massengüter 
(z.  B.  Kohlen)  bedürfen,  konnten  sich  daher  in  der  Stadt  nicht 
entwickeln;  derartige  Betriebe  —  Hammerwerke,  Papier-,  Farben- 
fabriken —  wurden  freilich  auch  wegen  der  billigen  Wasserkraft 
im  Tale  angelegt.  Direkten  Bahnanschluß  erhielt  der  Ort  erst 
1905  durch  eine  von  der  Oberstadt  nach  der  unteren  Station  füh- 
rende Seitenstrecke.  Aber  die  Ungunst  der  Lage  kann  auch  da- 
durch nicht  behoben  werden  ^}.  Die  Verbindung  mit  der  großen 
Verkehrsader  Berlin— Leipzig — Plauen  —  Hof — München  ist  er- 
schwert durch  große  Umwege,  zu  denen  die  Bodenverhältnisse 
die  Zugangsstrecken  nötigen ;  von  diesen  führt  die  südliche  über 
Adorf  nach  Plauen,  die  nördliche  über  Aue  und  Zwickau  nach 
Werdau ;  die  geradlinigen  Entfernungen  betragen  nach  Plauen 
und  Werdau  gegen  35  bez.  30  km,  die  Eisenbahnstrecken  sind 
82  bez.  61  km  lang.  Aehnlich  erschwert  ist  der  Verkehr  mit 
Annaberg,  der  wichtigen  Handelsstadt  des  Erzgebirges. 

Die  Gewerbearten,   die  nach  dem  Niedergange  des  Bergbaues 


l)  Philipp  Weigel,  »Das  Sächsische  Sibirien.  Sein  Wirtschaftsleben«  Leipz. 
Diss.  Berlin  1907,  S.  97  glaubt,  daß  durch  den  direkten  Bahnanschluß  nunmehr 
»die  Stickerei  am  Ziele  (!)  ihrer  Bestrebungen  nach  Vollkommenheit  in  Produktion, 
Absatz  und  Gewinn«  stehe.  Soweit  ging  nicht  einmal  der  Optimismus  der  Lokal- 
patrioten bei  der  Eröffnungsfeier. 


—       lO      — 

in  Eibenstock  betrieben  wurden,  zeigen  demgemäß  alle  ein  ge- 
meinsames Merkmal  :  die  erzeugten  leicht  transportfähigen  Waren 
waren  sämtlich  für  einen  weiteren  Konsum  bestimmt  und  wurden 
durch  Hausierer  oder  durch  den  Meßhandel  vertrieben.  Zunächst 
entstanden  im  18.  Jahrhundert  bodenständige  Gewerbe  auf  Grund 
einheimischer  Rohstoffe,  die  Klempnerei  und  die  Anferti- 
gung von  Arzneimitteln.  Erstere  lehnte  sich  an  die  Her- 
stellung von  Weißblechen  an,  die  sich  uni^efähr  seit  1700  im  be- 
nachbarten Schönheide  entwickelt  hatte.  Die  Zahl  der  Meister 
soll  80  nicht  überschritten  haben.  Es  wurden  Küchen-  und  Haus- 
geräte aller  Art  angefertigt.  Aber  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
befand  sich  der  Industriezweig  bereits  im  Absterben  und  heute 
ist  kein  Rest  mehr  vorhanden.  Hin  und  wieder  finden  sich  noch 
unter  den  jetzigen  Maschinenstickern  ehemalige  Klempner  M. 

Die  Anfertigung  von  Arzneimitteln  stand  im  i<S.  Jahrhundert 
und  noch  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  in  Blüte.  18 10  gab 
es  200  Arzneihändler;  die  Zahl  sank  aber  "infolge  polizeilicher 
Maßnahmen  auf  36  im  Jahre  1844.  Jene  in  Bergmannstracht  ge- 
kleideten Hausierer  machten  ganz  Deutschland  unsicher  mit  ihren 
» Universaltinkturen <  und  mit  anderen  Droguenwaren,  deren  pflanz- 
liche Bestandteile  die  Kräuter  der  umliegenden  W'älder  lieferten. 
1865  war  das  Laborantenunwesen  verschwunden  -).  Aber  ein  Zug 
aus  jenen  Zeiten  lebt  noch  jetzt  in  der  obererzgebirgischen  Bevölke- 
rung fort :  ein  reger  und  verschmitzter  Handelsgeist. 

Der  Verdienst  der  Männer,  die,  soweit  sie  nicht  die  geschil- 
derten Gewerbe  betrieben,  meist  Tagelöhner  in  den  Wäldern  oder 
Arbeiter  in  den  Brettmühlen  und  Hammerwerken  waren,  genügte 
in  vielen  Eällen  nicht  zum  Unterhalte  der  Familie;  bittere  Not 
herrschte  allenthalben  im  Gebirge.  Weib  und  Kind  half  darum 
durch  Klöppelei  die  Einnahmen  vergrößern.  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts trat  an  die  Stelle  der  Klöppelei  allmählich  die  T  a  m- 
b  u  r  s  t  i  c  k  e  r  e  i  •^),  die  mit  leichterem  Verfahren  ein  ähnliches 
Produkt  liefert.  Ihre  Einführung  ist  Klara  Nollain,  geb.  Anger- 
mann, zu  danken,  deren  Oheim  Oberförster  in  Eibenstock  gewesen 

i)  Vgl.  Näheres  bei  Fiiideisen,  »Eibenstock  und  seine  Umgebung«.  Eibenstock 
1906.  (Vorarbeit  für  eine  urkundliclie  Chronik  des  Ort^s),  .S.  14.  Friedrick  Georg 
Wieck,  »Industrielle  Zustände  Sachsens«.  Chemnitz  1840,  S.  371.  AI.v.  Süsstnikkgen. 
Hörnig,  »Das  Erzgebirge  in  Vorzeit,  Vergangenheit  und  Gegenwart  <.    Annaberg  1889, 

s.  589. 

2)  Findeisen  a.  a.  O.   S.    10  ff. 

3)  Fnideisen  a.   a.    O.   S.   26  IF. 
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war.  Sie  hatte  jene  Handfertigkeit  in  einem  Kloster  bei  Thorn 
gelernt,  und  durch  die  Not  gerührt,  welche  nach  den  Hunger- 
jahren 1771 — 73  im  Erzgebirge  herrschte,  lehrte  sie  von  1775  an 
die  Bewohner  das  Sticken.  In  ihren  Bemühungen  wurde  sie  unter- 
stützt durch  die  Frau  des  Rektors  Ficker  ^).  Die  verschiedensten 
Stoffe,  besonders  Musseline,  wurden  bestickt  und  zu  Tüchern, 
Decken,  Schleiern  verwendet.  Den  Vertrieb  übernahmen,  wie  bei 
den  Spitzen,  die  »Handlungen«,  von  denen  nur  eine  bis  auf 
den  heutigen  Tag  sich  erhalten  hat-);  sie  besuchten  bis  nach 
1860  die  ^Messen  und  die  größeren  Jahrmärkte,  sowie  die  Bade- 
orte Deutschlands  ^).  Wie  die  Laboranten,  so  zogen  auch  sie  mit 
Bündeln  Stickerei  von  Haus  zu  Haus  oder  mit  Wagen  von  Markt 
zu  Markt.  Diese  Absatzorganisation  blieb  bestehen  bis  zur  Ein- 
führung der  benachbarten  Bahnstrecken.  Der  Absatz  ging  nur 
wenig  über  Deutschland  hinaus.  Der  Export  war  infolge  der  pri- 
mitiven Absatzmittel  bis  in  die  1870er  Jahre  hinein  unbedeutend.  Er 
erfolgte  durch  die  Vermittlung  von  Hamburger  und  Bremer  Häusern. 

Aus  dieser  in  Anlehnung  an  die  Klöppelei  entstandenen  Tam- 
burstickerei hat  sich  mit  dem  Umweg  über  die  Wäscheindustrie 
das  heutige  Eibenstocker  Gewerbe   entwickelt. 

Eibenstock  ist  bei  dieser  Entwicklung  Kleinstadt  geblieben: 

Tabelle    i. 

Bevölkerung  und  Häuserzahl  Eibenstocks. 

Bewohner  auf  i   Gebäude. 

11.35 
i4o5 
14.54 
15.50 
14,98 

15.24 
14,85 
15,08 
14,90 
15,00 
14,61 

14.39 
14,36 

14,24 
14.23 

1)  VVieck  a.  a  O.  S.  337.  Dr.  Louis  Bein,  »Die  Industrie  des  sächsischen 
Vogtlandes.  Leipzig  1884,  S.  104.  Fhidcisen  a.  a.  O.  S.  33  ff.  Schulbericht  der 
Bürgerschule  zu  Eibenstock   1907,  S.    16. 

2)  Die  Inhaber  hießen  im  Volksmunde  »Herren<,  ein  Name,  der  sich  in  den 
Arbeiterkreisen  als  Bezeichnung  für  die  Arbeitgeber  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 
halten hat. 

3)  H.-K.-B.  Plauen   1871,   S.  397. 


Jahr 

Häuser 

Einwohner 

1834 

403 

4576 

1852 

439 

6298 

1855 

445 

6472 

1858 

418 

6478 

1861 

425 

6365 

1C64 

420 

6400 

1867 

418 

6205 

1871 

422 

6362 

1S75 

440 

6553 

iSSo 

446 

6706 

1885 

473 

6913 

1890 

498 

7166 

1895 

502 

7212 

1900 

524 

7460 

1905 

613 

S724 
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Es  hat  sich  kaum  über  den  GclMutcniiljcrschuß  hinaus  ver- 
mehrt Auffallend  stark  ist  zwar  die  Zunahme  von  1.S34  bis  i<S52  ; 
von  1855  bis  1871  zeigt  sich  ein  auffallender  Stillstand,  der  jeden- 
falls zum  Teil  auf  eine  durch  große  Brände  (1856  und  1862)  er- 
zeugte Abwanderung  zurückzuführen  ist.  Seit  1871  setzt  eine 
langsame  Zunahme  ein;  sie  hatte  ihren  Grund  in  der  Einführung 
der  jMaschinenstickerei  (seit  1860),  welche  nunmehr  den  männ- 
lichen Arbeitskräften  dauernde  Beschäftigung  gewährte.  Mit 
dem  erneuten  großen  Aufschwünge  dieser  Industrie,  der  mit  dem 
Jahre  1900  begann,  hängt  das  beträchtliche  Wachstum  der  Stadt 
in  den  letzten  sieben  Jahren  zusammen. 

Seit  der  Einführung  der  Maschinenstickerei  hat  sich  auch 
das  äußere  Stadtbild  allmählich  zum  Besseren  verändert,  vor  allem 
in  den  letzten  Jahren.  I^s  gibt  gewissermaßen  ein  Bild  der  ge- 
werblichen Entwicklung.  Die  alten,  kleinen  und  verräucherten 
» Häusel  <-  der  alten  Stadt  werden  mehr  und  mehr  durch  Neu- 
bauten ersetzt.  In  jenen  stand  einst  in  jeder  Stube,  die  manch- 
mal von  mehreren  Familien  bewohnt  wurde,  der  Stickrahmen ;  in 
diesen  befinden  sich  geräumige  Maschinengelasse  oder  es  sind 
besondere  Maschinenräume  (für  i — 2  Stück)  gebaut.  Die  neuen 
»Stickerhäuser«  der  Hausindustriellen,  welche  sich  wie  die  An- 
lagen einer  modernen  Arbeiterkolonie  über  mehrere  Straßenzüge 
der  Oberstadt  erstrecken,  deuten  auf  die  jüngste  Epoche  zuneh- 
menden Wohlstandes.  Diesen  Eindruck  hinterlassen  auch  die 
großen,  massiven  Gebäude  der  »Herren«-.  Aber  der  Gegensatz 
zwischen  Fabrikanten-')  (Verleger-)  und  Arbeiterhaus  ist  heute  weit 
milder  als  noch  vor  zwei  Jahrzehnten. 


i)  Im  Erzgebirge  macht  der  Sprachgebrauch  keinen  Unterschied  zwischen 
Fabrikant  und  Verleger ;  gebräuchlich  ist  im  Volksmunde  nur  die  erste  Bezeich- 
nung. In  der  Abhandlung  soll  diesem  Gebrauche  durch  die  Bezeichnung  »Fabri- 
kant -  (V  e  r  1  e  g  e  r)«   Rechnung  getragen  werden. 
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11.   Kapitel. 

Die   wirtschaftliche  Bedeutung   der  Technik    in    der 
Stickereiindustrie. 

I.   Technische  Grundlagen. 

Sticken  ist  ein  Arbeitsverfahren,  bei  welchem  die  Oberflächen 
von  Geweben,  seltener  von  Leder  oder  Papier,  mit  Fäden  mittels 
Nadel  verziert  werden.  Es  entstehen  dann  auf  der  Oberfläche 
durch  »Aneinanderreihung  geradUniger  Fadenlagen«  oder  »man- 
nigfach gestalteter  Fadenschleifen«  Linien-  oder  Flächenmuster. 
Stiche  heißen  die  einzelnen  Fädenteile,  welche  von  einer  Durch- 
zugstelle zur  anderen  reichen. 

Nach  der  Art  des  Grundstoffes  —  technisch  Stickboden  ge- 
nannt — •  unterscheidet  man  Tüll-,  Seiden-,  Woll-  usw. -Stickerei, 
in  zwei  großen  Gruppen  auch  als  Stickerei  auf  offenem 
Grunde  (Tüll  und  ähnliche  Gewebe)  und  Stickerei  auf 
dichtem  Grunde  (Leinen,  Tuch  usw.)  einander  gegenüber- 
gestellt. Von  dem  ^Material  der  Fäden  haben  die  Wolle-,  Baum- 
woll-,  Seiden-  und  Metallstickerei  ihren  Namen.  Bei  der  Weiß- 
stickerei sind  Grundstoff  und  Fäden  weiß,  bei  der  Bunt- 
stickerei sind  beide  verschieden. 

Je  nach  der  Lage  der  Fäden  an  der  Oberfläche  spricht  man 
von  Platt-,  Ketten-,  Kreuz-,  Stielstichstickerei.  Nur  die  beiden 
erstgenannten  Stickarten,  Plattstich  und  Kettenstich,  finden  in  der 
Maschinenstickerei  Anwendung ;  sie  wurden  schon  zu  der  Zeit, 
als  die  Maschinensysteme  erfunden    wurden,    industriell    gepflegt. 

In  der  Plattstich-  oder  Feinstickerei  werden  regel- 
mäßig P"  1  äc  he  n  must  er  hergestellt  und  zwar  so,  daß  die  Stich- 
punkte auf  den  Umrissen  der  Musterfigur  liegen  und  die  P'äden 
parallel  zu  einander  die  vorgezeichnete  Fläche  mehr  oder  weni- 
ger dicht  bedecken.  Die  Technik  des  Plattstichs  bedarf  keiner 
weiteren  Erklärung- 
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1  )cr  K  c  1 1  c  n  s  t  i  c  li ,  auch  mit  Tambur-,  Grob-  oder  Crochet- 
stich  bezeichnet,  hinterläßt  auf  dichtem  oder  offenem  Grunde 
Fadenketten;  er  erzeugt  daher  regehnäßig  Li  nienmuster'). 
Ausgeführt  wird  der  Kettenstich  entweder  mit  der  Nähnadel  oder 
mit  der  Tamlnirnadcl,  welche  einer  1  läkelnadel  gleicht-).  Diese 
Linienmuster  wirken  auf  Tu  ligrund  ähnlich  wie  die  weit  schwie- 
riger auszuführende  Klöppelei.  T^-auen,  welche  die  Klöppelarbeit 
verstehen,  können  den  Kettenstich  sehr  leicht  erlernen.  Gegen- 
über der  Klöppelei  ist  die  Tamburstickerei  in  ihrem  Anfangssta- 
dium Surrogatindustrie,  und  als  solche  ist  sie  auch  in  Kibenstock 
entstanden. 

Wie  kommt  nun  ein  einzelner  Grobstich  zustande  }  Die  Nadel 
wird  mit  der  Spitze  voran  von  oben  nach  unten  teilweise  durch 
den  Stoff  geführt ,  darauf  wird  unter  dem  Stoff  der  Faden  von 
der  Arbeiterin  so  mit  der  linken  Hand  um  den  Nadelschaft  ge- 
legt ,  daß  beim  Wiederheben  desselben  das  Garn  in  das  aufge- 
schlitzte Oehr  gleitet  und  von  dem  aufsteigenden  Haken  in  Form 
einer  Schleife  über  die  Oberseite  des  Stoffes  emporgezogen  wird. 
Die  Nadel  wird  nun  um  eine  Sticklänge  weitergerückt  und  holt 
durch  die  erste  Schleife  hindurch  eine  neue  Schleife,  wodurch 
der  ersten  der  feste  Halt  gegeben  wird. 

Die  Handstickerei  weist  also  in  ihrem  Arbeitsprozesse  als  Platt- 
und  Kettenstickerei  wenige  leichte  Teilverrichtungen  auf;  im  Jahr- 
himdert  der  Maschinenerfindungen  lag  es  nahe,  auch  in  diesem 
Gewerbezweige  den  mechanischen  Betrieb  einzuführen.  Sowohl 
Tambur-  als  Plattstichstickerei  machten  das  Schicksal  der  Hand- 
weberei durch  :  V^erdrängung  der  Handarbeit  durch  die  Maschinen- 
arbeit, ohne  daß  dieser  Prozeß  bereits  ganz  abgeschlossen  wäre. 

Dem  entspricht  das  Bild  der  heutigen  Eibenstocker  Stickerei- 
industrie. 

2.  Die  wirtschaftliche  Organisation  der  Stickereiindustrie. 

Die  Stickerei  in  Eibenstock  ist  jetzt  in  erster  Reihe  Hand- 
maschinenstickerei ,    d.   h.     man    arbeitet   mit    der  Heilmannschen 

1)  Für  den  rein  technischen  Teil  der  folgenden  Seiten  vgl.  Zw^^^r,  »Lexikon 
der  gesamten  Technik  und  ihrer  Hilfswissenschaften«.  Sfuttgart  1894 — 99,  Bd.  VII, 
S.  518/9  und  die  dort  angegebenen  Quellen. 

2)  Eine  Abart  des  Grobstichs  ist  der  Feston-,  Languetten-  oder  Knopfloch- 
stich, der  beim  Einfassen  von  Stickereistreifen,  von  Einsätzen  und  Knopflöchern 
Verwendung  findet. 


—     15     — 

Plattstichmaschine,  die  mit  der  Hand  in  Bewegung  gesetzt  wird. 
Von  der  älteren  Tamburstickerei  haben  sich  nur  geringe  Reste 
erhalten  ;  jedoch  werden  diese  Arbeiten  meist  in  den  böhmischen 
Grenzorten  hergestellt.  So  ist  der  ganze  Produktionsprozeß  in 
seiner  jetzigen  Eigenart  bedingt  durch  die  Maschine  und  zwar 
durch  die  Plattstichmaschine;  sie  verrichtet  zwar  nur  einen, 
wenn  auch  den  weitaus  wichtigsten  Teilprozeß  der  Fabrikation. 
Um  aber  die  Bedeutung  der  Maschine  richtig  zu  bewerten,  müs- 
sen wir  uns  klar  machen,  in  welche  wirtschaftliche  Organisation 
dieses  technische  lilement  eingegliedert  ist. 

Der  Produktionsprozeß  der  jetzigen  Handmaschinen-  und  Be- 
sätzestickerei geht  teils  im  P'abrik-,  teils  und  zwar  überwie- 
gend im  Verlagssystem  vor  sich.  Die  Aufgabe  des  Unterneh- 
mers ist  hier  wie  dort  die  bekannte  dreifache :  er  hat  den  Bedarf 
nach  seinen  Erzeugnissen  zu  erregen  ,  d.  h.  qualitativ  auf  seine 
Produkte  zu  lenken,  quantitativ  zu  steigern;  er  leitet  die  Pro- 
duktion nach  j\Ienge  und  Art  der  Bestellungen  und  besorgt 
schHeßlich  den  Vertrieb. 

Der  P'abrikant  (Verleger)  fertigt  infolge  der  Unsicherheit  des 
Bedarfs  nicht  auf  Lager,  er  versieht  sich  jedoch  nach  Fertigstel- 
lung der  Musterkollektion  mit  den  nötigen  Hilfsstoffen,  Stickbö- 
den und  -fäden,  um  eintreffende  Aufträge  der  Agenten  oder  der 
nach  Eibenstock  kommenden  Einkäufer  sofort  in  Arbeit  zu  neh- 
men. Die  Stickfäden  sind  je  nach  der  Saison  und  der  Qualität 
der  Stickereien  Batiste,  Musseline,  Tülle  usw.  Die  Stickfäden, 
w^elche  aus  Seide  oder  Metall  und  für  Unterlegstiche  aus  Baum- 
wollgarn bestehen,  werden  von  kleinen  Unternehmern  bei  den  am 
Orte  befindlichen  Seidenhandlungen  gekauft,  von  größeren  bei 
süddeutschen  oder  schweizerischen  Seidenzwirnereien  (z.  B.  Isny, 
Bönnigheim,  Arbon)  in  festen  Mengen  zum  Abruf  innerhalb  einer 
bestimmten  Zeit,  meist  eines  Jahres,  bestellt.  Beim  Einkauf  von 
Metallfäden,  die  meist  aus  Nürnberg  bezogen  werden,  ist  dieses 
Verfahren  nicht  zu  empfehlen,  da  die  Metallmoden  meist  nicht 
von  langer  Dauer  sind,  auch  der  Bedarf  nicht  groß  ist.  Die  nach 
Bedarf  abgerufenen  Seidenzwirne,  welche  roh  aus  der  Zwirnerei 
kommen,  werden  von  dieser  unmittelbar  in  die  Färberei  (Fran- 
kenberg in  Sachsen)  versandt ;  hier  werden  sie  nach  Angabe  der 
Stickereifabrikanten  eingefärbt,  denen  die  Färberei  Tabellen  der 
Nuancen  liefert.  Die  Arbeitsteilung  zwischen  Zwirnerei  und  P'är- 
berei  hat  hier  wohl  ihren  Grund- darin,    daß    letztere  infolge  der 
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technischen  I-'ortschritte  sehr  konii)lizicrt  ist ;  außerdem  würde  bei 
der  Betriebsvereinigting  die  Spezialtarberei  einer  Seidenzwirnerei  nur 
saisonweise  beschäftigt  sein,  also  als  Nebenbetrieb  zu  kostspielig  sein. 

Laufen  nun  beim  Stickereifabrikanten -(Verleger)  die  Bestel- 
lungen ein  ,  so  läßt  man  zunächst  die  Seide  einfärben  ,  sodann 
wird  die  nötige  Matcrialmengc  an  die  eigenen  T'abrik-  bez.  im 
Normalfalle  an  die  hausindustricllen,  die  sogenannten  Lohnsticker 
ausgegeben.  Nunmehr  kann  die  Stickmaschine  in  Tätigkeit  tre- 
ten. Wir  werden  sehen,  wie  ihre  technische  Eigenart  das  Ver- 
hältnis des  Lohnstickers  zum  Fabrikanten-{Verleger)  bestimmt. 

In  der  Eibenstocker  Verlagsindustrie  ist  das  Arbeitsvertrags- 
verhältnis notwendig  ein  Vertrauensverhältnis.  Es  befinden  sich 
oft  Stickseidemengen  im  Werte  von  je  loo  M.  und  mehr  in  den 
Arbeitsräumen  der  Hausindustriellen.  Um  Materialunterschlagung 
zu  verhüten,  ist  bei  jedem  ^Muster,  auch  für  kalkulatorische  Zwecke, 
die  Zahl  der  »Nädlich«,  d.  i.  die  Zahl  der  je  1,20  m  langen  Stick- 
fäden, verzeichnet ,  die  zu  seiner  Herstellung  nötig  sind.  Diese 
Größe  ist  beim  Mustersticken  bereits  festgestellt  worden  und 
zwar  so,  daß  dasselbe  Dessin  an  mehrere  Sticker  gegeben 
wird  mit  dem  Auftrage,  .>die  Nädlich  aufzuschreiben«  ;  natürlich 
kommen  hierbei  Abweichungen  vor,  da  der  eine  Sticker  die  Fäden 
weniger  fest  anzieht  als  ein  anderer. 

W^enn  dann  die  Sticker  die  fertige  Ware  abliefern,  wird  sie 
nachgeprüft.  Sind  Mängel  vorhanden,  vor  allem  das  Auslassen 
von  Stichen  und  von  einzelnen  kleinen  Partien  des  ^Musters,  so 
erfolgt  eine  Einigung ,  wie  die  Reparaturkosten  auf  Fabrikant- 
(Verleger)  und  Sticker  zu  verteilen  sind.  Das  Ausbessern  und 
das  Zusammensetzen  der  gestickten  Stücke  zu  fortlaufenden  Strei- 
fen oder  bei  zerlegten  Dessins  zu  Mustern  wird  in  den  »Stick- 
stuben« der  Fabrikanten-( Verleger)  vorgenommen.  Diese  Ar- 
beit in  der  > Stickstube«  ist  nicht  der  einzige  Abschnitt  des  Pro- 
duktionsprozesses, der  in  der  eigenen  Werkstatt  des  Fabrikanten- 
(Verlegers)  zu  erledigen  ist.  Bei  Waren,  w'elche  aus  dem  Grund- 
stoff zur  Erzielung  der  Besatzstreifenform  herausgeschnitten  werden 
müssen,  wird  eine  sogenannte  Appretur  vorgenommen  und  zwar 
im  eigenen  Zurüstungsbetriebe.  Die  Stickerei  wird  in  einen  Rah- 
men gespannt  und  mit  Stärkelösung  bestrichen,  w^elche  dem  Stoffe 
die  für  das  Ausschneiden  nötige  Steifheit  verleiht;  denn  dasselbe 
muss  genau  nach  den  komplizierten  Konturen  (Ranken,  kleine 
Oesen)    erfolgen. 
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Das  Ausschneiden  selbst  ist  seit  Jahrzehnten  der  Heimarbeit 
von  Frauen  und  Kindern  überlassen. 

Wenn  die  fertige  Stickerei  aus  der  Stickstube  kommt,  wird 
sie  je  nach  dem  Absatzlande  in  verschiedene  > Aufmachung«  ge- 
bracht ;  zumeist  wird  sie  auf  Pappe  mit  entsprechendem  Vordruck 
gewickelt;  z.  B.  Nouveaute  de  Paris  oder  Made  in  Germany,  z.B. 
auch  mit  der  Firma  der  Hamburger  Exporteure,  aber  dem  Orts- 
namen Eibenstock  als  deren  Niederlassungsort.  Meistens  erfolgt 
die  Versendung  in  Postpaketen,  da  die  Stickereien  hochwertige 
Erzeugnisse  sind  und  geringes  Gewicht  haben ;  das  macht  den 
Postpaketverkehr  zu  einem  Gradmesser  der  Lage  in  der  Stickerei- 
industrie. Der  Ueberseeexport  erfolgt  in  großen  Kisten  ;  die  Be- 
steller lassen  dann  oft  die  Stickereien  zu  anderen  für  sie  bestimm- 
ten Sendungen  beipacken. 

So  vollzieht  sich  der  äußerlich  einfache  Gang  der  Eiben- 
stocker  Industrie.  Wir  haben  eine  maschinelle  Erzeugung  von 
Modewaren  vor  uns,  die  wesentlich  verlagsmäßig  organisiert  ist : 
die  Maschine  ist  im  Besitze  des  Heimarbeiters.  Die  kaufmänni- 
sche Tätigkeit  ist  Sache  des  Verlegers,  der  nur  gewisse  Zurichte- 
arbeiten in  seiner  eigenen  Werkstatt  erledigen  läßt. 

Es  wird  sich  erweisen,  daß  diese  Organisation  vor  allem  aus 
dem  Charakter  der  Eibenstocker  Industrie  als  Modeindustrie  zu 
erklären  ist.  Dabei  mag  schon  jetzt  nachdrücklich  hervorgehoben 
werden ,  daß  es  auf  keinen  P"all  angeht ,  das  eine  Schlagwort 
»Modeindustrie«  zur  alleinigen  Erklärung  zu  verwenden.  Dieser 
Grundsatz  wird  sich  nicht  nur  bei  der  Konjunktur,  sondern  auch 
bei  der  Organisation  der  Eibenstocker  Industrie  bewahrheiten. 

3.  Die   Bedeutung  der  Technik.     Kurbelstickerei   und 
Handmaschinenstickerei. 

a)  Einleitung. 

Wenn  irgend  ein  Umstand  auch  bei  einer  Modeindustrie  nicht 
vergessen  werden  darf,  um  ihren  Bau  und  ihr  Leben  zu  verstehen, 
so  ist  es  die  Technik.  Hier  ist  namentlich  zu  untersuchen  ,  wie 
sich  die  Stickerei  bei  Anwendung  der  Stickmaschine  gestaltet. 

Entsprechend  dem  oben  geschilderten  Grundverfahren  der 
Stickerei  sind  als  Haupttypen  der  Maschinen  die  Plattstich- 
maschine und  die  Tamburmaschine  zu  unterscheiden. 
Die  letztere  ließ  sich  für  das  in  Eibenstock  herkömmliche  Stick- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  2 


—       IS      — 

verfahren  anwenden.  Sie  hatte  in  P'^ibenstock  sozusagen  das 
Recht  der  Erstgeburt.  Aber  sie  hat  diesen  Vorranj^  verloren  ;  in 
einer  an  Wandhmgen  reichen  Kf)njunkturgeschichte  hat  die  Platt- 
stickmaschine sie  verdrängt. 

b)  D  i  e    T  a  m  b  u  r  -    o  d  e  r    K  u  r  1)  e  1  m  a  s  c  h  i  n  e. 

Die  Tamburmaschinen  sind  in  verschiedenen  Systemen  'j  in 
Gebrauch.  Am  meisten  verbreitet  ist  die  nach  ihrem  Erfinder 
benannte  Bonnazmascliine,  die  das  Aussehen  einer  Nähmaschine 
hat ;  auch  die  Ueberlegenheit  über  die  Piandarbeit  beruht  hier 
wie  dort  auf  dem  Prinzip,  daß  eine  Nadel  in  der  gleichen  Zeit 
eine  weit  größere  Anzahl  von  Stichen  macht  als  die  Handarbeit 
—   i8co  gegen  20  bis  25  in  der  Minute. 

Die  Verwendbarkeit  einer  Stickmaschine  wird  von  der  ^lög- 
lichkeit  abhängen,  nicht  nur  kleine,  sondern  auch  große  Flächen 
besticken  zu  können.  Durch  vorteilhafte  Zerlegung  der  Hand- 
stickbewegung in  ihre  Teile  ist  das  Verwendlmgsfeld  der  Bonnaz- 
maschine  größer  als  das  der  Konkurrenzsysteme.  Die  Muster  der 
Tamburartikel  verlaufen  regelmäßig  in  Kurven ;  deshalb  erfordert 
jeder  Stich  eine  Verschiebung  des  Stoffs  unter  gleichzeitiger 
»Drehung  um  den  Winkel,  der  von  zwei  aul'einanderfolgenden 
Stichrichtungen  eingeschlossen  wird«.  Das  erfolgt  bei  der  Bonnaz- 
maschine  in  der  Weise,  daß  der  Stoff  (wie  bei  der  Nähmaschine), 
durch  die  Maschine  weiter  verschoben  und  außerdem  durch  die 
Hand  des  Arbeiters  die  Nadel  in  der  Stichrichtung  gedreht  wird. 
Da  die  Maschine  durch  eine  Hand  k  u  r  b  e  1  in  Bewegung  gesetzt 
wird,  spricht  man  auch  von  Kurb  el Stickerei.  Wir  werden  sehen, 
daß  diese  Bezeichnung  für  die  Außenstehenden  zu  Mißverständ- 
nissen führen  kann. 

Mechanischer  Antrieb  ist  für  diese  Maschine  bisher  nicht  ein- 
geführt worden.  Verbesserungen  und  Neueinrichtungen,  durch 
welche  das  Verwendungsgebiet  der  Maschine  erweitert  worden 
ist,  rühren  ausschließlich  von  Coriiely,  dem  Pariser  Vertreter  der 
Bonnazmaschine  her ;  z.  B.  das  Anbringen  mehrerer  Nadeln  an  einer 
Maschine,  wobei  aus  einem  P"aden  gleichzeitig  mehrere  Nähte 
erzeugt  werden ;  die  Soutachiervorrichtung  zum  Aufnähen  von 
Litzen,    Schnüren    usw.  auf  Kleider,    Portieren,  Möbelstoffen,  wo- 

l)  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Tamburmaschinensysteme  bringt  M^art- 
fitattti,  »Handel  und  Industrie  des  Kantons  St.  Gallen  1867  —  i88o<r.  St.  Gallen  1887, 
S.   135  ff. 
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durch    posamentenähnliche    Effekte    entstehen ;    eine  Vorrichtung 
zum  Applizieren  von  Perlen  usw. 

c)  D  i  e    Technik    der    H  e  i  1  m  a  n  n  s  c  h  e  n    Plattstich- 
oder    Hand  masch  ine. 

Im  Unterschied  zum  E  i  n-Nadel-Prinzip  der  Tamburmaschine 
ist  bei  der  Plattstichmaschine  die  Schnelligkeit,  mit  welcher  e  i  n 
Stich  ausgeführt  wird,  geringer  als  bei  der  Handstickerei ;  aber 
200 — 600  neben-  und  übereinander  angeordnete  Nadeln  arbeiten 
auf  einmal ,  und  hierdurch  ist  die  quantitative  Leistungsfähigkeit 
bedeutend  gesteigert ;  die  qualitative  ist  beschränkt ;  denn  es  kön- 
nen nur  in  sich  kongruente  Muster  erzeugt  werden,  deren  Ele- 
mentargröße von  dem  Abstände  je  zweier  benachbarter  Nadeln 
abhängig  ist. 

Die  Plattstichmaschine,  welche  1829  von  Heilmann  in  Mül- 
hausen  i.  E.  erfunden  wurde  ^),  wurde  in  Sachsen  1857  und  zwar 
in  Plauen  aufgestellt  -) ;  in  Eibenstock  wurde  die  erste  nach  münd- 
licher Angabe  1860  montiert.  Da  sie  bisher  noch  nicht  durch 
mechanische  Kraft,  sondern  durch  eine  Hand  kurbel  in  Gang 
gesetzt  wird,  so  heißt  sie  in  P'achkreisen  kurz  »Handmasc  hine«, 
eine  Bezeichnung,  die  deswegen  in  den  weiteren  Ausführungen 
gebraucht  werden  wird.  Man  muß  sich  nur  hüten,  *  Kurbel- 
stickerei«: und  .^> Handmaschinenstickerei«;  miteinander  zu  verwech- 
seln. Jeder  Ausdruck  hat  einen  technischen  Sinn  angenommen, 
der  im  Worte  selbst  noch  nicht  liegt. 

Die  Handmaschine  beruht  auf  dem  Grundgedanken,  den 
Plattstich  in  seine  Teilbewegungen  aufzulösen  und  das  Ganze 
dieser  Teilbewegungen  durch  den  Antrieb  der  Kurbel  in  regel- 
rechter Aufeinanderfolge  zusammenzufassen.     Dazu  dienen 

1.  die  Zeichnung  (Muster,  Vorlage,  Schablone), 

2.  die  Nadelführung  und 

3.  der  mit  ihr  verbundene  Stickrahm.en,  in  welchen  der  Grund- 
stoff eingespannt  ist ;  letzterer  wird  in  diesem  Zustande 
Spannung  genannt; 

4.  die  Stichwerkzeuge. 

Die  V  o  r  1  a  sf  e  ist  auf  einem  senkrechten  Brette    am  linken 


1)  IVartntann  a.  a.  O.  auf  Ende  1866.  St.  Gallen  1867  S.  556  ft".  berichtet 
sowohl  über  die  allmähliche  Einführung  derselben,  als  auch  über  die  erste  tech- 
nische Einrichtung  und  deren  allmähliche  Verbesserungen. 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1882,  S.   127. 

2* 
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—  vom  tätigen  Arbeiter  aus  cjerechnet  —  Ende  der  5—6  m 
langen  Maschine  angeheftet  und  zeigt  die  Umrisse  des  Musters 
in  sechsfacher  Vergrößerung ,  sowie  die  durch  schwarze  Linien 
bezeichnete  Lage  der  Stiche.  Die  Unterlegstiche,  durch  welche 
die  flächige  Stickerei  plastisch  vom  Grundstoffe  sich  abhebt,  sind 
rot  eingezeichnet  \).  Bei  mehrfarbigen  Mustern  sind  die  Nuancen 
auf  dem  Muster  und  an  den  I^'ädenbündeln  durch  übereinstim- 
mende Zahlen  bezeichnet ,  um  Verwechslungen  namentlich  bei 
künstlichem  Lichte  zu  verhüten.  Trotzdem  ereignen  sich  h-r- 
tümer,  und  daher  werden  diese  Muster  von  den  Stickern  nicht 
gern  in  Arbeit  genommen ;  denn  entweder  macht  der  Arbeitgeber 
Lohnabzüge ,  oder  der  Sticker  muß  die  betreffenden  Teile  des 
Musters  auftrennen  und  nochmals  sticken  ;  in  beiden  Fällen  ent- 
geht ihm   Verdienst. 

Vor  der  Schablone  steht  der  Sticker,  der  sich  mit  dem  Ge- 
säß an  einen  hohen  Schemel  lehnt ;  er  hat  also  die  Hauptteile 
der  Maschine  zu  seiner  Rechten.  Ueber  der  Zeichnung  spielt  die 
Fahrspitze  eines  in  der  senkrechten  hLbene  beweglichen  Panto- 
graphen  oder  Storchschnabels;  derselbe  ist  mit  der  »Spannung« 
ausbalanziert,  damit  ihn  der  Sticker  leicht  bewegen  kann.  Der 
Arbeiter  führt  die  Fahrspitze  genau  den  eingezeichneten  Stichen 
entsprechend  mit  der  linken  Hand,  und  der  Stickrahmen  macht 
diese  Bewegungen  im  umgekehrten  Sinne  mit,  aber  in  sechsfacher 
Verkleinerung.  Demgemäß  erscheint  jede  Ungenauigkeit  beim 
Einstellen  der  Fahrspitze  in  dem  Stickereimuster  nur  in  Yg  Größe ; 
aber  das  schöne  Aussehen  der  Stickerei  hängt  trotzdem  zum 
großen  Teile  von  der  minutiösen  Steuerung  des  Storchschna- 
bels ab. 

Der  Rahmen,  in  welchem  der  Grundstoff  eingespannt  ist, 
ist  mit  dem  Storchschnabel  in  lotrechter  Ebene  nach  allen  Seiten 
beweglich  ;  durch  diese  Bewegung  wird  die  Stichlänge  und  -rich- 
tung  bestimmt.  Sind  größere  Stofflängen  zu  besticken,  so  wer- 
den sie  auf  die  Warenbäume  oder  Stoffwalzen  gewickelt ,  von 
denen  oben  und  unten  je  i — 4  nebeneinander  am  Rahmen  ange- 
bracht sind.     Die  Stoffe,  welche  entsprechend  der  üblichen  Breite 


l)  Die  rote  Tinte  ist  schädlich  für  die  Augen  dtr  Arbeiter;  daher  bestimnu 
das  »Stichzählregulativ  der  Sachs.  Schiffchensiickerei«  :  »Die  Verwendung  von  roter 
Tinte,  insbesondere  zur  Einzeichnung  von  Unterlegstichen  ist  tunlichst  zu  ver- 
meiden«. Für  die  Handmaschinenstickerei  besteht  bis  jetzt  noch  kein  Stichzähl- 
regulativ. 
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der  Damentuche  ungefähr  1.20  m  breit  sein  dürfen,  werden  der 
Länge  nach  aufgerollt  und  abschnittweise  gespannt.  Die  bestick- 
ten Teile  werden  jeweils  auf  die  gegenüberliegenden  Walzen  auf- 
gewickelt. Sollen  kleine  Fassonsachen  —  Westen,  Kragen,  Stul- 
pen, Schuhe,  Tücher  —  bestickt  werden,  so  werden  sie  auf  or- 
dinäre Gewebe  geheftet,  die  vorher  ihrerseits  in  den  Rahmen  ge- 
spannt worden  sind. 

Vor  und  hinter  dem  Rahmen  befindet  sich  je  ein 
z)-lindrischer  Balken  von  ca.  25  cm  Durchmesser;  diese  Balken 
laufen  in  horizontalen  Schienen  und  sind  in  diesen  gegen  den 
Rahmen  hin  vor-  und  rückwärts  beweglich.  Sie  heißen  daher 
Wagen.  Auf  den  Balken  sind  im  Abstände  von  ^j^"  bis  ^4" 
;> Kluppen <  ')  angebracht;  das  sind  durch  Federkraft  geschlossene 
Zangenhebel.  Auf  dem  einen  der  beiden  Balken  sitzen  in 
ihnen  fest  eingeklemmt  die  Nadeln ,  je  eine  in  einem  Klupper. 
Die  Nadeln  sind  auf  beiden  Enden  zugespitzt  und  haben  das 
Oehr,  in  welchem  die  1,20  m  langen  Fäden  entweder  mit  der 
Hand  oder  mit  der  Fädelmaschine  -)  verknotet  sind ,  in  der 
Mitte. 

Die  Entfernung  der  Nadeln  von  einander  bezeichnet  man  als 
Rapport;  seine  Größe  ist  sehr  wichtig  für  die  Leistungsfähig- 
keit der  Maschine ;  er  bildet  die  Grundlage  der  tech- 
nischen Kalkulation.  Je  kleiner  der  Rapport,  um  so  mehr 
Kluppen  sind  vorhanden  und  um  so  mehr  Nadeln  können  auf- 
gesteckt werden.  Da  ja  nun  jede  Nadel  einzeln  für  sich  dasselbe 
?^Iuster  bis  zur  Breite  des  Rapports  stickt ,  so  ist  rein  t  e  c  li- 
tt i  s  c  h  die  Produktivität  der  Handstickmaschine  der  Zahl  der 
Nadeln  proportional. 

Nach  dem  Abstände  der  Kluppen,  also  nach  dem  Rapport 
als  Grundlage  der  technischen  Leistungsfähigkeit  unterscheidet 
man  ^1^'%  -^U",  74"  Maschinen  oder  kurz  ^/4,  */4,  '''/i  und  nach 
der  Zahl  der  horizontalen  Nadelreihen,  die  an  je  einem  Balken 
sich  übereinander  befinden,  zwei-  und  dreireihige  Maschinen.  Dem- 
nach bezeichnet  man  z.  B.  mit  zweireihig  -'/i  eine  Maschine,  wel- 
che auf  jedem  Balken  zwei  Nadelreihen  trägt  und  bei  der  die 
Nadeln  im  Abstände  von  ^/4"  nebeneinander  sitzen. 

Am  verbreitetsten  sind,  soweit  die  Eibenstocker  Industrie  in 


1)  Im  Erzgebirge  ist  die  Bezeichnung   »Klupper     gebräuchlich. 

2)  Vgl.  unten  S.   28  ff.   über  das   Fädeln. 


Betracht  kommt,  die  2  fach  '/4  -Maschinen.  1902  waren  von  1222 
Maschinen  in  der  Amtshauptmannschaft  Schwarzenberg : 

2  fach        3  fach 

V*         858  205 

74  38  82 

V*  39  — 

demnach  betrui,^en  die  2  fach  ','4  Maschinen  70,3  Vo  der  Gesamt- 
zahl. Die  Gründe  sind  zunächst  in  der  Beschaffenheit  der  Ge- 
bäude zu  suchen.  Mir  2  fache  Maschinen  ist  eine  Hchte  Höhe 
des  Raumes  von  2,8  m,  für  3  fache  hingegen,  da  die  Nadeh-eihen 
übereinandersitzen,  eine  solche  von  3,0  m  nötig,  infolge  der  um 
eine  Reihe  größeren  Höhe.  Die  niederen  Räume  der  meist  vor 
vielen  Jahren  erbauten  Häuser  —  es  sind  zum  Teil  Viehställe  zu 
Maschinenräumen  eingerichtet  worden  —  erlauben  die  Aufstel- 
lung von  dreireihigen  Maschinen  nicht;  diese  Umstände  veran- 
laßtcn  in  der  Schwarzenberger  Gegend  allgemein  eine  Bevor- 
zugung der  zweifachen  Maschinen.  Selbst  wo  die  dreifachen  auf- 
gestellt sind,  werden  sie  doch  nur  zweifach  bespannt.  Auch  der 
höhere  Preis  (M.  2400)  mag  maßgebend  gewesen  sein,  daß  in 
Eibenstock  und  Umgegend  das  zweifache  System  (M.  1900)  be- 
vorzugt wurde. 

Wie  kommt  nun  bei  der  Plattstichmaschine  ein  Stich  zu- 
stande.' d.  h.  die  gleichzeitige  Legung  des  P"adens  durch  alle 
Nadeln  von  einer  Durchzugstellc  zur  anderen.  Der  vordere  Wagen 
steht  mit  offenen  Kluppenzangen  unmittelbar  an  der  Spannung. 
Den  hinteren  Wagen,  welcher  die  Nadeln  trägt,  bewegt  die  rechte 
Hand  des  Stickers  durch  Drehen  der  Kurbel  an  den  durch  die 
Führung  genau  eingestellten  Stoffrahmen  heran,  und  die  Nadeln 
dringen  in  das  gespannte,  zu  bestickende  Gewebe  ein.  Die  Nadeln 
haben  nunmehr  bis  knapp  über  die  Hälfte  des  Schaftes  den  Stoff 
durchstochen,  sodaß  die  Oehre  sich  etwas  jenseits  des  Stoffes 
befinden.  Durch  einen  P"ußtritt  auf  eine  Hebelvorrichtung  legt 
sich  kurz  nach  dem  Durchstechen  der  Nadeln  eine  Exzenterwelle 
so  auf  die  Klupper  des  hinteren  Wagens,  daß  sie  sich  öffnen, 
während  zugleich  die  Klupper  des  dicht  vor  dem  Stoff  befind- 
lichen anderen  Wagens  sich  schließen ;  und  dadurch  sitzen  jetzt 
die  Nadeln  in  den  Hebelzangen  des  vorderen  Wagens.  Erforder- 
lich ist  natürlich,  daß  die  korrespondierenden  Kluppen  sich  genau 
gegenüberstehen  und  die  Nadeln  genau  senkrecht  zur  13alkenrich- 
tung  eingesetzt  werden.  Nunmehr  wird  das  Rädergetriebe  um- 
geschaltet.    Dadurch  kann  der  vordere  Wagen,   der  jetzt  die  Na- 
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dein  trägt,  von  der  Spannung  bis  zur  Fadenlänge  abbewegt  wer- 
den. Die  Fäden  werden  durch  diese  >  Ausfahrt  soweit  straff 
angezogen,  daß  der  Stich  glatt  auf  dem  Grundstoffe  liegt  ^). 

Um  einen  Stich  zu  machen,  bedarf  es  also  vier  verschiede- 
ner aufeinanderfolgender  Verrichtungen  : 

i)  Genaue    Einstellung    des     Rahmens    mittels    des    Storch- 
schnabels. 

2)  Einfahrt  des  vorderen  Wagens. 

3)  Umsetzen   der    Nadeln    von   den    Kluppen    des    vorderen 
Wagens  in  die  des  hinteren  Wagens. 

4)  Umschaltung  des  Rädergetriebes  und  Ausfahrt  des  hinte- 
ren Wagens. 

Für  1000  solcher  Stiche  werden  die  Akkordlohnsätze  be- 
rechnet. 

d)  P  r  o  d  u  k  t  i  v  i  t  ä  t    und    Leistungsfähigkeit    der 
Handmaschine. 

Die  Produktivität  der  Handstickmaschine  ist  abhängig 
von  der  Zahl  der  aufgesteckten  Nadeln;  denn  jede  Nadel  ver- 
richtet die  Arbeit  einer  stickenden  Menschenhand,  wenn  auch  je 
für  sich  in  längerer  Zeit.  Aber  durch  die  Menge  der  gleichzeitig 
arbeitenden  Nadeln  wird  die  Ueberlegenheit  der  Stickmaschine 
erzeugt  —  ähnlich  wie  eine  große  Menge  träger  Arbeiter  doch 
schließlich  in  der  Gesamtleistung  eine  kleine  Gruppe  fleißiger 
Werkleute  übertrifft.     Die  Nadelzahl  beträgt : 

Maschine  ^ji"  Rapport  *ji"  Rapport  ^/i"  Rapport 

2  reihig  448  336  224 

3  reihig  —  504  336 

Demnach  nimmt  die  Produktivität  der  Handstickmaschine  mit  der 
Zunahme  des  Rapportes  ab. 

Scharf  zu  trennen  von  der  quantitativen  Frage  der  Produk- 
tivität ist  die  qualitative  Frage  des  Leistungscharakters  der 
Handstickmaschine.  Handelt  es  sich  dort  um  bloße  Erzeugungs- 
ziffern, so  muß  hier  überhaupt  die  jMöglichkeit  der  Maschinen- 
verwendung diskutiert  werden.     In    der   Stickerei    werden    haupt- 


l)  Wenn  der  1,20  m  lange  Faden  verbraucht  ist,  so  werden  zunächst  die 
Nadeln  entfernt  and  die  kurzen  Fadenreste,  die  aus  dem  Stickboden  heraushängen, 
abgeschnitten.  Sodann  werden  neue  Nadeln  mit  dem  gefädelten  Garn  aufgesetzt 
und  die  neuen  Fäden  werden  durch  sehr  kurze  Stiche  um  einen  Punkt  herum 
befestigt. 
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sächlich  f  o  r  1 1  a  u  t'o  n  d  e  Sachen,  d.  s.  Besätze  mit  aufeinander- 
folgenden konj^ruenten  Mustern  hergestellt ;  die  abgepaßten  Ar- 
tikel, wie  gestickte  Kragen,  Kleiderteile,  Shawle,  treten  dagegen 
durchaus  zurück.  Es  gilt  nun,  diese  Muster  für  die  maschinelle 
Bearbeitung  verwendbar  zu  machen.  Jede  Nadel  stickt  einzeln 
für  sich  ein  Muster  und  bestreicht  dabei  eine  senkrechte,  streifen- 
artige Fläche,  die  so  breit  wie  der  Abstand  zweier  benachbarter 
Nadeln  und  so  lang  wie  die  Entfernung  der  oberen  untl  unteren 
Nadelreihe  ist. 

Zwei  solche  genau  gleiche  Muster  entstehen  durch  die  gleich- 
zeitige Tätigkeit  der  beiden  Nadelreihen  übereinander  und  zwar 
bei  vollständiger  Ausnutzung  der  Stickflächc  jeder  Nadel  als  fort- 
laufende Streifen.  In  das  schmale  Rechteck  der  Stickfläche  ist 
das  Muster  einzupassen ;  die  Maschine  könnte  dann  aber  nur 
recht  einförmige  Waren  erzeugen ;  z.  B.  wäre  ihr  die  Herstellung 
breiter  Besätze  verschlossen.  Aber  gerade  die  ausgedehnten 
Musterfiguren  sind  regelmäßig  qualitativ  die  besten.  Ihre  Her- 
stellung ist  dadurch  ermöglicht,  daß  man  '  niedere  Rapports  in 
höhere  verwandeln  kann  durch  das  Auslassen  von  Nadeln.  Auf 
^/4"  Maschinen  können  '74"i  ^""/i"  bis  '^^ji" 'Muster  gestickt  werden; 
man  steckt  dann  in  die  erste  Kluppe  eine  Nadel,  überspringt  i, 
3  bez.  1 5  Kluppen,  setzt  wiederum  eine  Nadel  ein  usw.  Am 
vorteilhaftesten  sind  die  */4 "  Maschinen,  da  sie  die  meisten  Rap- 
portvariationen zulassen ;  daher  rührt  ihre  große  Verbreitung  in 
der  Hausindustrie  ^).  Die  Erzeugung  hoher  Rapporte  hat  aller- 
dings ihre  Grenzen ;  denn  dann  vermindert  sich  infolge  der  ge- 
ringen Zahl  der  gleichzeitig  stechenden  Nadeln  die  Produk- 
tivität der  Maschine  gegenüber  der  schnelleren  f  landarbeit.  Dieser 
bleiben  daher  die  ausgedehnten  Muster  vorbehalten ;  z.  B.  für  ge- 
wisse Prunkwäsche.  Gerade  wegen  der  geringen  Produktivität 
hoher  Rapporte  haben  die  abgepaßten  Sachen  weit  weniger 
Bedeutung  für  die  Maschinenstickerei  als  die  fortlaufenden  Sachen. 

Die  fortlaufenden  Sachen  werden  je  nach  der  Möglichkeit 
der  Bearbeitung  als  R  a  p  p  o  r  t  w  a  r  e  oder  als  M  eterware 
bezeichnet. 


i)  Sehr  oft  muß  das  Einzelmuster  noch  in  einzehie  Teilfiguren  zerlegt  werden, 
um  die  einzelne  Nadel  möglichst  auszunutzen  oder  ■'/i  Maschinen  verwenden  zu 
können.  So  werden  ^/t"  Muster  eventuell  in  */i"  zerlegt,  indem  man  seitlich  her- 
vorragende Teile  (konve.xe)  neben  vorhandene  konkave  Partien  so  einfügt,  daß  die 
Konturen  nicht  über  die  Streifenbreite  hinausragen.  Die  Teile  werden  dann  nach 
dem  Aussclineiden   zu   der  entworfenen   Muslerfigur  zusammengesetzt. 
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Bei  der  R  a  p  p  o  r  t  \v  a  r  e  werden  die  einzelnen  Muster- 
figuren streifenartig  von  oben  nach  unten  über  den  eingespann- 
ten Grundstoff  gestickt.  Die  ganze  Spannung  ist  demnach  in  so 
viel  senkrechte  Stickereistreifen  geteilt,  als  Nadeln  vorhanden  sind. 
In  Rapportmanier  werden  demnach  solche  JMusterarten  gestickt, 
welche  die  Breite  eines  Rapports  oder  seines  Vielfachen  haben. 
Eine  Musterfigur  muß  genau  die  Fortsetzung  der  vorhergehenden 
bilden,  damit  fortlaufende  Besätze  entstehen.  Ist  ein  Teil 
des  Grundstoffes  bestickt,  so  ist  große  Sorgfalt  bei  der  Einstel- 
lung der  nächsten  Abschnitte  notwendig. 

Bei  vielen  Mustern  ist  jedoch  die  Herstellung  als  Meter- 
w  a  r  e  möglich  und  vorteilhafter.  Hier  erstrecken  sich  die  Sticke- 
reistreifen horizontal ;  ihre  Musterbreite  ist  also  nicht  an  die 
Rapportgröße  gebunden,  aber  jeder  Stickereistreifen  wird  nur  so 
lang  wie  der  Grundstoff  breit  ist.  Es  werden  demnach  haupt- 
sächlich solche  Muster  als  Meterware  hergestellt,  welche  sich  nicht 
von  oben  nach  unten  sticken  lassen,  da  ihre  Breite  zu  klein  oder 
zu  groß  für  den  Rapport  wäre.  Im  ersten  Falle  würde  die  Ma- 
schine nicht  voll  ausgenutzt.  Kalkulatorisch  ist  die  Anordnung 
der  Musterfiguren  als  Meterware  vorteilhafter,  da  jede  Nadelreihe 
nur  einen  horizontal  sich  erstreckenden  Musterstreifen  stickt  und 
demnach  nach  deren  Vollendung  entsprechend  den  beiden  Nadel- 
reihen 2  Stickereistreifen  von  je  4,50  m  Länge.  Nun  wird  ein- 
fach das  darüberliegcnde  Stück  des  Stoffes  in  Angriff  genommen 
usf.  Ein  Anpassen  der  folgenden  Musterfigur  an  die  vorher- 
gehende nach  dem  Prinzip  der  Rapportarbeit  ist  also  hier  nicht 
nötig ;  gerade  über  der  genauen  Einstellung  des  Rahmens  ver- 
gehen bei  der  Rapportarbeit  oft  Viertelstunden.  Wenn  irgend 
möglich  läßt  man  deshalb  Meterware  sticken. 

e)  N  e  b  e  n  \-  e  r  f  a  h  r  e  n    der    H  a  n  d  m  a  s  c  h  i  n  e . 

Außer  zum  einfachen  Plattstich  läßt  sich  die  Handmaschine 
auch  zur  Spachtel-  und  zur  Bohr  arbeit  verwenden,  die  beide 
bei  den  Arbeitern  unbeliebt  sind,  weil  sie  ebenso  wie  die  abge- 
paßten Sachen  nicht  besonders  bezahlte  Nebenarbeiten  erfordern. 
Die  Spachtelarbeit  besteht  darin,  daß  spinnennetzähnliche  Muster 
mit  langen  Stichen  auf  den  Stoff  gestickt  und  später  mit  der 
Schere  ausgeschnitten  werden ;  die  Bohrarbeit  stellt  durch- 
brochene, spitzenähnliche  Muster  her  mittels  des  Bohrapparates. 
Die  Löcher  werden  vor  dem  Besinne  des  Stickens  durch  die  o-e- 
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nannte  \'(urichtuni^  gebohrt.  l)cv  Hohrapparat  besteht  aus  einer 
über  den  Kluppen  aui^rebrachten,  zurücklegbaren  Leiste,  auf  wel- 
cher keilförmige,  scharf  geschliffene  Stahlspitzen,  die  Bohrer, 
sitzen.  Die  Einfahrt  muß  bei  dieser  Art  der  Stickerei  sehr  vor- 
sichtig geschehen,  damit  die  Löcher  nicht  zu  weit  geljohrt  wer- 
den. Die  hergestellten  Löcher,  runde  oder  geschlitzte,  werden 
durch  kleine  Stiche  umstickt,  wobei  das  Einstellen  der  Spannung 
äußerste  Sorgfalt   erfordert. 

Gerade  für  eine  Modeindustrie  ist  die  vielseitige  Verwendung 
der  Maschine  von  allergrößter  Bedeutung.  Spachtel-  und  Bohr- 
arbeit bedeuten,  daß  die  Handmaschine  auch  da  konkurrieren 
kann,  wo  spitzenartiges  Aussehen  des  Produktes  verlangt  wird. 
Der  Produktionsradius  der  Industrie  wird  erweitert  und  da  die 
Handmaschine  schon  von  vornherein  eigentliche  Plattstickereien 
verschiedener  Art  herzustellen  erlaubt,  da  außerdem  die  Ware 
> Stickerei '<  außer  für  Besätze  für  sehr  verschiedene  Bedarfszwecke, 
für  Gardinen,  Shawls,  Decken,  Möbelstoffe,  Kleiderstoffe  usw., 
verlangt  wird,  kommen  wir  zu  der  wichtigen  F'eststellung,  daß  die 
Plattstickerei  durch  die  Art  ihrer  Technik  und  durch  die  viel- 
seitige Gebrauchsfähigkeit  ihres  Produkts  ein  besonders 
reiches  Pro  d.u  ktionsgebiet  und  einen  besonders  aus- 
gedehnten Produktionsradius  hat. 

4.  Die  Handmaschine  und  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen. 

a.  L  o  h  n  s  y  s  t  c  m. 

Auf  die  skizzierten  Unterschiede  der  Stickereiart  ebenso  wie 
auf  diejenigen  der  einzelnen  Musterarten  ist  naturgemäß  das  herr- 
schende Lohnsystem  eingestellt.  Bei  den  Musterarten  hängt  der 
Akkord  zunächst  von  der  Höhe  des  Rapports  ab ;  je  höher  dieser 
ist,  um  so  niedriger  ist  der  Akkordsatz,  denn  um  so  mehr  Stiche 
kann  der  Arbeiter  leisten:  es  brauchen  weniger  Nadeln  auf- 
gesetzt zu  werden,  das  Fädeln  beansprucht  weniger  Zeit ;  da  die 
Muster  bei  hohen  Rapporten  stichreich  sind,  so  braucht  die  zeit- 
raubende Arbeit  des  ümspannens  weniger  oft  vorgenommen  zu 
werden,  —  kurz  hohe  Rapporte  vermindern  die  nicht  angerech- 
neten Nebenarbeiten.  Vielfarbige  Muster  jnit  langen  Stichen  sind 
bei  den  Arbeitern  als  unlohnend  wenig  beliebt ;  bei  langstichigen 
Sachen  (Spachtelarbeit!)  ist  der  Faden  schnell  verbraucht,  und 
die  Nadeln  müssen  mit  frischem  Garn  aufgesteckt  werden;  daher 


ist  z.  B.  im  Z  ä  h  1  r  e  g  u  1  a  t  i  v  ^)  für  die  Plauener  Schiffchen- 
stickerei festgesetzt,  daß  ein  Stich  die  Länge  von  3  cm  nicht 
überschreiten  darf;  anderenfalls  wird  er  doppelt  gezählt.  Zeit- 
raubend ist  auch  die  Gold-  und  Silberstickerei ;  die  Metallfäden 
können  nicht  auf  der  noch  zu  besprechenden  Fädelmaschinc  ge- 
fädelt werden.  Von  jedem  I^^adenende  ist  das  Metall  durch 
Scheidewasser  zu  entfernen.  Diese  Stickerei  wird  sehr  vorsichtig 
und  langsam  ausgeführt,  da  die  Fäden  sich  infolge  ihrer  rauhen 
Oberfläche  schwer  durch  den  Grundstoff  ziehen  lassen.  Un- 
lohnender als  die  bloßen  Flächenmuster  sind  auch  die  Dessins 
mit  vielen  Unterlegstichen,  da  diese  zumeist  sehr  lang  sind  und 
daher  die  Garnfäden  sich  schnell  absticken ;  aber  gerade  die 
schönen  plastischen  Effekte  bedürfen  vieler  Unterlegstiche,  um 
gehörig  herausgearbeitet  zu  werden. 

Wie  die  Akkordsätze  sich  diesen  Unterschieden  anpassen, 
mag  folgendes  Beispiel  zeigen.  Der  Zentralverband  der  Stickerei- 
industrie in  Sachsen  bezahlte  1890-)  folgende  Minimallöhne  für 
*/4  Rapport  und  1000  Stiche:  bei  Mustern  mit  180  und  mehr 
Stichen  auf  den  1,20  m  langen  Faden:  M.  1.40;  bei  Mustern 
mit  140  und  weniger  Stichen  auf  den  1,20  m  langen  Faden: 
M.  1.60;  für  alle  anderen  Muster:  M.  1.50.  Die  folgende  Auf- 
stellung zeigt  den  Unterschied  der  Akkordsätze  für  verschiedene 
Farbenstellungen  und  Rapports  und  zwar  für   1000  Stiche^): 

Rapport  einfarbig  drei-  und  mehrfarbig 

V*"  2,80—3,—  3,20—3,50 

8/4"  2,50 — 2,70  2,80 — 3, — 

b.  Leichte   und   schwere  Arbeit. 

Erfahrungsgemäß  bleibt  trotz  der  Akkordstaffelung  der  Ver- 
dienst aus  komplizierten  Mustern  zurück  hinter  dem  aus  leichten 
Mustern.  So  sehr  jene  Dessins  die  Geschicklichkeit  des  Arbeiters 
erhöhen,  so  unbeliebt  sind  sie.  Wenn  irgend  möglich,  weist  er 
solche  Arbeit  zurück  und  sucht  sich  leichtere  zu  verschaffen  ^)  — 


1)  S.  o.  S.  20. 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1S90,  S.    156. 

3)  H.-K.-B.  Plauen   1903,  S.   194. 

4)  Vgl.  hierzu  auch  Stieda  »Die  Stickereiindustrie  der  Ostschweiz  und  des 
Vorarlbergs«  im  »Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im 
Deutschen  Reiche«.  XII.  Jahrgang  S.  722.  »Hieran  schloß  sich  das  Bestreben 
zur  Einführung  einer  rationellen  Musterklassifikation.  Gelten  nämlich  die  gleichen 
Lohnsätze    für    Waren     von    guter,     mittlerer    und    grober    Qualität,     so    wird     der 
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selbst  in  solchen  l'ällen,  wo  L^ut  gestaffelte  Sätze  die  unbeliebte 
.Arbeit  rentabler  machen  als  die  beij^ehrte ;  der  Sticker  läßt  sich 
tiann  häiifi;^  durch  sein  Mißtrauen  bcsietren. 

Die  Technik  der  Handniaschine  trä<4t  damit  ihrerseits  den 
Krim  zum  Umschwünge  der  Konjunktur  in  sich  ;  denn  die  1^'abri- 
kanten  müssen,  wie  auch  in  späteren  Ausiuhrungen  sich  zeigen 
wird,  Bestellungen  auf  komplizierte  Muster  zurückweisen  und 
lassen  billige  und  daher  oft  minderwertige  Ware,  von  der  die 
Mode  sich  erfahrungsgemäß  bald  abwendet,  anfertigen.  So  sehr 
derartige  Stapelsachen  die  quantitative  Leistungsfähigkeit  des  Ar- 
beiters befördern,  so  sehr  beeinträchtigen  sie  seine  qualitative. 
Ihre  ausschließliche  Herstellung  l)edcutet  den  technischen  Verfall 
und  infolgedessen  Zeiten  der  Depression  für  die  Stickerei  ^). 

c.    Die    Hilfsarbeiter. 

Zweckmäßigerweise  wird  eine  Stickmaschine  von  mehr  als 
einer  Person  bedient,  damit  nicht  der  Sticker  von  seiner  eigent- 
lichen Arbeitsaufgabe  durch  das  » A  u  f  p  a  s  s  e  n<'  und  >Fä  d  e  1  n^ 
abgelenkt  wird.  Dazu  sind  in  der  Regel  Hilfsarbeiter  da,  die  der 
Lohnsticker  auf  eigene  Rechnung  anstellt,  sodaß  sein  Akkord  ein 
Gruppenakkord  ist. 

Beide  Verrichtungen  werden  häufig  von  einer  Person  erledigt ; 
entweder  ist  dies  eine  I^'amilienangehörige  oder  eine  junge  Ar- 
beiterin, oder  die  Tätigkeit  wird  von  solchen  männlichen  Per- 
sonen, die  späterhin  Sticker  werden  wollen,  als  Durchgangsberuf 
betrachtet.  Das  F'ädeln  wird  oft  von  Kindern  besorgt,  wenn  auch 
in  abnehmendem  Maße.  Jedenfalls  ist  es  klar,  daß  auch  die  Not- 
wendigkeit einer  verhältnismäßig  leichten  Hilfsarbeit,  die  technisch 
für  Frauen  und  Kinder  geeignet  ist,  die  Verbreitung  der  Heim- 
arbeit begünstigt,  und  dann  wieder  bei  Bestehen  der  Heimarbeit 
dazu  führt,  daß  leicht  die  ganze  Bevölkerung  in  den  Bannkreis 
der  Industrie  gezogen  wird,  obwohl  der  eigentliche  Arbeitsprozeß 
selbst  Mannesarbeit  ist. 


Maschinenbesitzer  geneigt  sein,  vorzugsweise  die  letzteren  zu  bearbeiten,  da  die 
Herstellung  der  anderen  mehr  Mühe  und  Spesen  verursacht.  Empfängt  er  also  für 
die  feinere  Ware  nicht  einen  über  die  Durchschnittssätze  hinausgehenden  Lohn, 
so  wird  die  Tendenz  zur  Musterverschlechterung  eine  allgemeine  sein,  umsomehr, 
wenn,  wie  das  bei  den  letztjährigen  Absaizverhällnissen  hervortrat,  das  Bedürfnis 
nach  groben  Mustern  hervortritt.« 

l)  Vgl.  auch  Furrer,  »Volkswirtschaftslexikon  der  Schweiz:.  Bern  1S90,  Bd.  III 
S.    191  ff. 
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Der  .>A  u  f  p  a  s  s  e  r-  hat  darauf  zu  achten,  daß  die  Stick- 
fäden sich  nicht  verwirren,  er  hat  neue  Nadeln  einzusetzen,  wenn 
ein  Faden  gerissen  ist  oder  wenn  das  »Nädhch«;  —  d.  i.  die 
Gesamtheit  der  aufgesteckten  Nadeln  mit  je  einem  höchstens 
1,2  m  langen  Stickfaden  —  abgestickt  ist;  er  hat  I^'adenenden 
abzuschneiden,  die  beim  Verfestigen  des  ersten  Stichs  übrig 
bleiben  und  sonstige  Hilfsarbeiten  zu  verrichten. 

Das  Fädeln  erfolgt  so,  daß  der  Fädler  einen  Teil  der 
Nadeln  unter  die  Zunge  legt,  sie  nacheinander  auf  die  Lippen 
bringt  und  die  Fäden,  die  er  um  den  Hals  gelegt  hat,  durch  das 
Oehr  zieht  und  verknotet.  Die  Arbeit  geht  schnell  von  statten ; 
man  rechnet  auf  ein  Nädlich  von  336  Nadeln  gemeinhin  eine 
Stunde  Arbeitszeit.  Da  die  Üehre  sehr  groß  sind  und  die  Faden- 
enden gewachst  sind,  so  arbeitet  der  Fädler  mehr  mit  dem  Ge- 
fühl der  Finger  als  mit  dem  Gesicht.  Man  hat  nicht  beobachtet, 
daß  bei  den  Fädelkindern  durch  ihre  Tätigkeit  Kurzsichtigkeit 
entstanden  wäre.  Auch  das  Verschlucken  von  Nadeln  kommt 
nicht  vor. 

Seit  einigen  Jahren  wird  in  erhöhtem  Maße  auch  in  den  haus- 
industriellen Einzelbetrieben  mehr  und  mehr  die  1887  erfundene 
Einfädelmaschine  ^)  benützt,  die  infolge  der  geringen  Fläche  (i  m-j, 
deren  sie  bedarf,  in  einer  Ecke  des  Maschinenraumes  unterge- 
bracht werden  kann.  Der  Apparat  besorgt  das  Fädeln,  Fest- 
knoten und  Abschneiden  des  Garnes  und  steckt  die  Nadeln  neben- 
einander auf  ein  Kissen  auf.  Ein  Nädlich  von  336  Stück  wird 
in  5 — 7  Minuten  gefädelt.  Der  Preis  beträgt  einschließlich  der 
Kosten  für  Aufstellung  und  Unterweisung  in  der  Behandlung 
650  ]\I.-).  Die  Anschaffung  lohnt  nicht  nur  für  den  Groß-,  son- 
dern selbst  für  den  Alleinbetrieb  ^) ;  die  Sticker  werden  unab- 
hängig von  der  Verfügbarkeit  der  Kinder  in  den  schulfreien 
Stunden,  es  kann  zu  jeder  Zeit  gefädelt  werden.  Die  Ausgabe 
für  Fädellöhne  (gegen  1 50  M.  im  Jahre)  ist  höher  als  die  Amorti- 


i)  Die  ersten  Einfädelmaschinen  stellte  die  Maschinenfabrik  Kappel  in  Chemnitz- 
Kappel  her;  bald  darauf  wurden  sie  auch  in  Schweizer  Betrieben  (Arbon)  gefertigt. 
IVartmaiin  a.   a.  O.    1 88 1  — 1890,   S.    121. 

2)  Ungenau  ist  die  Angabe  IVilbrandti,  (Arbeiterinnenschutz  und  Heimarbeit 
Jena  1906  S.  29)  auf  450  M.  Das  ist  der  Preis  ohne  gewisse  Zubehörteile  (Seiden- 
fädeleinrichtung  u.  s.  w.),  die  nicht  zu  entbehren  sind. 

3)  Daß  die  Anschaffung  für  den  Einzelbetrieb  nicht  lohnt,  behauptet  IVarl- 
inann  a.  a.  O.  S.  121.  Im  Vorarlberg  taten  sich  die  hausindustriellen  Sticker  zu 
Sektionen  zusammen,  um  Fädelmaschinen  für  den  gemeinsamen  Gebrauch  anzukaufen. 
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sationsquoto  und  die  Reparaturkosten  für  die  Maschine.  Dabei- 
sind die  Einfädelmaschinen  jetzt  in  allen  größeren  und  sehr  vielen 
Einzelbetrieben  aufgestellt.  Unser  durch  niedrige  Löhne  ver- 
zogener Kai)italismus  setzt  namentlich  in  der  Hausindustrie  mit 
fast  österreichischer  Langsamkeit  Kapital  an  die  Stelle  von 
Menschenkraft  .  Wenn  WilbramÜ^)  das  im  Hinblicke  auf  die 
l'^ädelmaschine  behauptet  —  so  ist  gerade  dieses  Beispiel  herz- 
lich schlecht  gewählt,  l^ie  Einführung  der  l-'ädelmaschine  wird 
besonders  vom  Kapitalismus  begünstigt ;  sie  stieß  —  was  recht  be- 
fremdlich erscheinen  muß  —  auf  Schwierigkeiten  infolge  des 
Widerwillens  der  Fädlerinnen  und  der  Sticker,  die  ohne  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit  ihren  Kindern  die  Fädelgroschen  retten  woll- 
ten. Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  derartige  geringe  Summen  den 
Kapitalisten  kaum  von  einer  Investierung  abhalten  w'ürden.  In 
einzelnen  Fällen  wird  die  Maschine  von  den  Industriellen  an 
Sticker  verpachtet  gegen  eine  wöchentlich  zu  zahlende  Summe 
von  I  M. ;  dies  wäirde  also  einer  Bruttoverzinsung  des  Kapitals 
von  8  %  entsprechen  —  ein  hoher  Satz,  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  »die  Brauchbarkeit  der  Maschine  unbegrenzt  ist  und  kost- 
spielige Reparaturen  nicht  vorkommen  <  -). 

Jedenfalls  ist  es  ein  ungewohntes  volkswirtschaftliches  Bild, 
eine  solche  Lohnstickerwerkstatt  als  Beispiel  einer  Heimarbeit 
mit  zwei  kostspieligen  Maschinen  im  Besitze  des  Heimarbeiters. 
Wir  wollen  nicht  vergessen,  daß  es  eine  ^lodeindustrie  ist :  bei 
der  Gefahr  stark  schwankender  Nachfrage  hat  der  Heimarbeiter 
das  Risiko  des  Anlagekapitals.  Dies  Risiko  wird  natürlich  durch 
den  Ankauf  der  Fädelmaschine  vergrößert,  sodaß  die  Entlastung 
der  kindlichen  Hilfsarbeiter  kein  ungemischter  Segen  ist. 

d)  Qualifikation    der    S  t  i  c  k  e  r. 

Die  Technik  der  Maschinenstickerei  ist  insofern  eigentümlich, 
als  sie  an  den  Arbeiter  höhere  allgemeine  Anforderungen  stellt 
als  die  Handstickerei  —  nicht  nur  hinsichtlich  der  Körperkraft, 
sondern  auch  des  genauen  Arbeitens.  Infolge  der  Anforderungen 
an  die  Körperkraft  ist  daher  der  Eintritt  in  den  Stickerberuf  erst 
im  Mannesalter,  kaum  vor  dem  20.  Lebensjahre  möglich.  Auch 
die  Technik  ist  komplizierter  als  in  der  Handstickerei.  Der  Storch- 
schnabel muß  sehr   genau  gesteuert  werden  ;    denn-  die  Maschine 


1)  A.  a.  O.  S.  29. 

2)  Nach  gef.   Mitteilung  der  Maschinenfabrik  Kappel. 


ist  bloßer  Vervielfältigungsapparat,  kein  Ersatz  für  die  Geschick- 
lichkeit des  Arbeiters.  Augen,  Arme,  Füße  des  Stickers  sind 
gleichzeitig  tätig  :  der  linke  Arm  stellt  den  Rahmen  genau  ein, 
der  rechte  fährt  mittels  der  Kurbel  die  Wagen  ein  und  aus.  Zu 
weite  Ausfahrt  überspannt  die  Fäden  und  zerreißt  den  Unterstoff; 
durch  zu  kleine  Ausfahrt  werden  die  Fäden  nicht  genügend  straff 
gezogen,  sie  verschieben  sich  infolge  des  lockeren  Aufliegens, 
vmd  die  Stickerei  erscheint  verzerrt.  Der  Sticker  muß  den  rich- 
tigen Zeitpunkt  zum  Abbrechen  der  Ausfahrt,  die  sich  nach  jedem 
Stiche  verkürzt,  am  Gange  der  Handkurbel  verspüren. 

All  diesen  Anforderungen  kann  der  Arbeiter  erst  nach  langer 
Uebung  gerecht  werden.  Hieraus  folgt  auch,  daß  der  Sticker  eine 
Ausbildungszeit  durchmachen  muß.  Noch  in  der  ersten  Zeit  selb- 
ständiger Tätigkeit  ist  er  auf  den  Rat  und  die  Hilfe  der  Arbeits- 
genossen angewiesen.  Eine  weitere  Folge  ist  die  lokale  Konzen- 
tration der  Handmaschinenstickerei.  Nur  »eingerichtete«  Kräfte 
—  so  bezeichnet  der  örtliche  Sprachgebrauch  durch  lange  Uebung 
routinierte  Arbeiter  —  vermögen  sich  schnell  in  neue  Muster 
einzuarbeiten  und  die  neue  Ware  in  der  nötigen  ]Menge  herzu- 
stellen. 

5.  Schiffchenmaschine  und  andere  Konkurrenten  der 

Handmaschine. 

a)    Die  schwache  Seite  der  Stickerei. 

Vielseitige  Gebrauchsfähigkeit  des  Stickereiproduktes  und 
vielseitige  Verwendungsmöglichkeit  der  Plattstichmaschine  hatten 
sich  uns  als  spezifisches  Sicherheitsventil  der  Handmaschinen- 
stickerei ergeben.  Dadurch  hat  unsere  Industrie  die  technische 
Möglichkeit,  die  nachteilige  Wirkung  etwaiger  plötzlicher  Bedarfs- 
änderungen auszugleichen.  Natürlich  wird  es  immer  darauf  an- 
kommen, ob  diese  Chance  wirtschaftlich  ausgenutzt  wird;  aber 
auf  jeden  Fall  hat  die  Stickereiindustrie  die  technische  Mög- 
lichkeit zu  einer  agressiven  Konkurrenz  gegen  bedarfsverwandte 
Industrien. 

Man  braucht  nur  die  Spitzenindustrie  zu  vergleichen,  um  ein 
im  Produktionsradius  sehr  viel  eingeschränkteres  Gewerbe  zu  sehen. 
Die  Vielseitigkeit  der  Stickereiindustrie  ist  bei  den  Modeindustrien 
keineswegs  typisch. 

Gleichwohl  wird  man  die  Stärke  der  Handmaschinenstickerei 


erheblich  überschätzen,  wenn  man  d  i  e  Konkurrenz  übersieht,  die 
sie  ihrerseits  von  anderen  technischen  Verfahren  und  von  anderen 
Industrien  zu  erleiden  hat.  Sie  hat  nicht  nur  mit  wecliselndem 
Bedarf,  sondern  auch  mit  expansionslustiger  und  expansionsfähiger 
Konkurrenz  zu  rechnen. 

b)    Die    S  c  h  i  f  f  e  1  m  a  s  c  h  i  n  e. 

Es  ist  bekannt,  daß  die  Schiffelmaschine  in  der  Plauener 
Weiß-  und  Spitzenstickerei  die  Handmaschine  verdrängt  hat.  Die 
abgängigen  Plauener  Handmaschinen  sind  vielfach  ins  obere  Erz- 
gebirge verkauft  worden  und  haben  hier  die  Zunahme  des  Maschinen- 
betriebes gefördert.  Man  könnte  versucht  sein,  zu  glauben,  der 
Plauener  Vorgang  müsse  sich  in  dem  neuen  Gebiete  der  Hand- 
maschinenstickerei wiederholen  oder  der  Bezirk  der  Schiffchen- 
maschinenstickerei müsse  ein  überlegener  Konkurrent  der  Hand- 
maschinenstickerei sein. 

Obwohl  nun  auch  die  Schiffelstickerei  nach  Eibenstock  vor- 
gedrungen ist,  erübrigt  es  sich  vorläufig,  näher  auf  ihre  Lage  ein- 
zugehen, da  die  Zahl  dieser  Apparate  in  Eibenstock  und  der 
Amtshauptmannschaft  Schwarzenberg  recht  gering  ist  ^). 

Der  Grund  der  geringen  Verbreitung  in  dieser  Gegend  liegt 
zunächst  darin,  daß  die  Schiffelmaschinen  sich  nicht  für  den 
Eibenstocker  Artikel,  für  zwei-  und  mehrfarbige  Sachen,  verwen- 
den lassen.  Sie  sind  meist  in  P^abriken  aufgestellt;  einmal  weil 
ihr  Anschaffungspreis  für  den  Hausindustriellen  zu  hoch  ist,  zum 
anderen,  weil  diesem  oft  —  namentlich  an  kleinen  Orten  —  die 
mechanische  Antriebskraft  fehlen  würde.  Solange  die  Eibenstocker 
bunte  Arbeit  auf  der  Handmaschine  lohnt,  fehlt  also  nament- 
lich für  die  Lohnsticker  jeder  wirtschaftliche  Grund,  zur  Schiffel- 
technik überzugehen. 

Wir  begnügen  uns  daher  mit  einer  Schilderung  der  tech- 
nischen Unterschiede  zwischen  Hand-  und  Schiffelmaschinen,  um 
ihr  technisches  Konkurrenz  Verhältnis  verständlich  zu 
machen.    Die  Schiffelmaschinen  sind  eine  Vereinigung  von  Hand- 

i)  Nach  der  Statistik  über  die  am  i.  Mai  1902  im  Bezirke  der  Handelskammer 
Plauen  und  in  den  Fürstentümern  Reuss  ä.  und  j.  Linie  vorhandenen  Schiffchen-  und 
Handstickmaschinen.     (Plauen    1902)  gab  es 

Hand-  Schiffchen- 

Maschinen 
in  Eibenstock  363  3  6 

in  d.  A.-H.  Schwarzenberg  1222  43 
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und  Nähmaschine ;  es  werden  daher  keine  Platt-,  sondern  Stepp- 
stiche erzeugt,  mit  denen  man  aber  die  gleichen  flächigen 
Muster  erzielen  kann,  wie  mit  dem  Plattstich.  Bemerkenswert  ist, 
daß  nur  ein  Wagen  vorhanden  ist,  auf  welchem  die  Nadeln,  und 
zwar  Nähmaschinennadeln,  festsitzen.  Hinter  dem  Stoffe  streichen 
die  Schiffchen  —  für  jede  Nadel  je  eines  — ,  welche  ganz  wie 
bei  der  Nähmaschine  den  Stickfaden  an  der  Hinterseite  des  Stoffes 
verfestigen.  Die  Stickfäden  sind  auf  kleine  Bobinen  gespult,  also 
sogenannte  > endlose«  Fäden.  Nur  bei  solchen  Fäden  kann  die 
Schiffelmaschine  ihre  Leistungsfähigkeit  ausnutzen,  da  bei  ihrem 
Arbeitstempo  kurze  Fäden  zu  fortwährenden  Pausen  führen  wür- 
den ;  dieselben  würden  im  Nu  verstickt  sein  und  es  müßte  jeden 
Augenblick  neu  gefädelt  werden. 

Pantograph,  Stickrahmen,  Schablone  sind  wie  bei  der  Hand- 
maschine eingerichtet. 

Quantitativ  ist  die  Schiffchenmaschine  die  leistungsfähigere 
infolge  des  mechanischen  Antriebs,  der  in  Eibenstock  ausschließ- 
lich durch  Gasmotoren  erfolgt,  und  der  größeren  Sticklänge,  die 
bis  6,5  m  beträgt.  Es  können  täglich  25 — 40000  Stiche  gemacht 
werden,  d.  s.   ungefähr  20  mal  so  viel  als  auf  der  Handmaschine. 

Dieser  Ueberlegenheit  der  Schiffelmaschine  wird  aber  bisher 
durch  einen  großen  Vorzug  der  Handmaschine  die  Wage  gehal- 
ten ;  jene  ist  nämlich  infolge  der  endlosen  Fäden  nicht  mit  Vor- 
teil für  mehrfarbige  Stickereien  zu  verwenden.  Es  würde  unwirt- 
schaftlich sein,  diese  Dessins  durch  Schiffchenmaschinen  herstellen 
zu  lassen,  weil  die  Kleinheit  der  Muster  und  die  beschränkte 
Größe  der  Spannung  nur  kurze,  nicht  > endlose«  Fäden  von  jeder 
Farbe  beansprucht.  An  Versuchen,  die  Schiffelmaschinen  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Buntstickerei  konkurrenzfähig  zu  machen, 
hat  es  nicht  gefehlt  ^).    Bisher  sind   aber  nennenswerte  praktische 

i)  Vgl.  »Tapisserie-,  Spitzen-  und  Posamentenzeitung  <  1907,  Nr.  14.  »Nach- 
dem die  Schifflimaschine  erfunden  war,  lag  es  nahe,  auch  auf  dieser  Buntstickerei 
herstellen  zu  lassen,  und  in  der  Tat  hat  man  von  Anfang  an  schon  farbige  Seiden- 
tülle mit  wieder  andersfarbiger  Seide  bestickt,  und  in  mancher  alten  Plauener 
Kollektion  wird  man  noch  Muster  dieser  Anfänge  finden.  Aber  bald  hat  man  ein- 
gesehen, daß  sich  der  rationelle  Betrieb  der  viel  schneller  arbeitenden  Schiffli- 
maschine nur  in  einfarbiger  Ware  betätigen  läßt  und  in  dieser  Hinsicht  hat  man 
auch  die  Leistungsfähigkeit  dieser  Maschine  zu  steigern  gesucht. ■j  Neuerdings  macht 
das  Patent  Eichhorn  von  sich  reden.  Bei  dem  Verfahren  wird  durch  Bestreichen 
mit  Eau  de  Javelle  weißer  Effekt  auf  dunklem  Grunde  erzielt ;  also  die  P'arbenzahl 
ist  auch  hier  auf  zwei  beschränkt  —  genau  wie  bei  dem  älteren  System  der  Zwei- 
farben-Schiffchenmaschine. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  3 
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Erfolge  in  dieser  Richtuni;  nicht  eizielt  worden. 

Die  neueste  Art  der  Schiffchenmaschine  ist  die  Auto  m  a- 
t  e  n  m  a  s  c  h  i  n  e ,  welche  bisher  im  erzgebirgischen  Industriege- 
biet nicht  verwendet  worden  ist.  Bei  ihr  ist  die  eingezeichnete 
Schablone  durch  eine  Patrone  ersetzt  worden,  so  daß  wie  beim 
Jacquardstuhl  der  Weberei  die  Hand  des  Arbeiters  in  keine  Be- 
ziehung mehr  zur  Qualität  der  Ware  tritt.  Aber  auch  die  Ver- 
wendungf  dieser  Automatenmaschine  ist  bisher  auf  die  Weiß- 
Stickerei  beschränkt.  Mag  auch  die  technische  I\ntwicklung  ein- 
mal zur  vollständigen  Verdrängung  der  Handmaschine  führen  — 
auf  absehbare  Zeit  ist  deren  Gebiet  noch  ungefährdet:  »sie  stickt 
Farben  und  die  Farbe  gibt  dem  Muster  erst  das  Leben  <-  '). 

c)   Andere  K  o  n  k  u  r  r  e  n  z. 

Der  Handmaschine  ist  im  engeren  Gebiete  der  Stickereiin- 
dustrie die  Herstellung  der  mehrfarbigen  Stickerei  also  bisher  un- 
bestritten geblieben ;  aber  dafür  werden  von  Seiten  anderer  Indu- 
striezweige die  bunten  Effekte  der  Plattstickerei  nachgeahmt,  vor 
allem  von  der  Weberei,  deren  P21ement  ja  der  Farbenwechsel  im 
Muster  ist.  Die  Plattstiche  können  durch  offenliegenden  Schuß 
täuschend  imitiert  werden ;  zwar  ist  es  bisher  nicht  gelungen,  re- 
liefartige Muster  nachzuahmen,  wohl  aber  die  Stapelmuster  der 
Stickerei,  welche  wenig  Unterlegstiche  besitzen.  In  der  Schweiz 
führt  der  Industriezweig  die  sehr  treffende  Bezeichnung  Webe- 
stickerei;  er  ist  im  Kanton  Appenzell  heimisch^).  Selbst  die 
Druckerei  und  Färberei  treten  als  Surrogatindustrien  auf;  es  wer- 
den z.  B.  auf  dichte  Stoffe  (bunten  Möbelkattun)  gedruckte  Ranken 
ausgeschnitten  und  als  Besätze  auf  Kleider  genäht  (> appliziert <  ^). 

Die  Buntstickerei  hat  demnach  gegen  diese  Spezialkonkurrenz 

i)  A.  a.  O.  Nr.  14. 

2)  Vgl.  hierzu  Wartmatin  a.  a.  O.  auf  Ende  1866,  S.  546,  sowie  »Tapisserie-, 
Spitzen-  und  Posamentenzeitung«  1907,  Nr.  17  und  18.  Die  Webestickerei  hat  den 
alten  Lanzier-  oder  Stickschuß  durch  den  wohlfeileren  Brocheschuß  ersetzt.  Bei 
ersterem  erscheint  der  Schuß  nur  an  bestimmten  Stellen  auf  der  rechten  Seite  des 
Gewebes,  der  übrige  Teil  liegt  lose  auf  der  linken  Seite ;  dadurch  blieben  oft  */4  des 
Schusses  unbenutzt.  Die  Brochierlade  vermindert  diesen  Uebelstand.  Der  Schütze 
führt  den  Faden  nur  soweit,  wie  die  Brochierstelle  groß  ist;  verschiedene  Stichlagen 
werden  mittels  des  Brochier-  oder  Nadelstabes  erzeugt.  Bei  verschiedenen  Brochc- 
farben  müssen  verschiedene  Laden  vorhanden  sein.  Auch  Spitzeneffekte  —  durch- 
brochene Sachen  —  stellt  die  Webestickerei  her,  nur  die  Hohleffekte  und  die 
Reliefwirkungen    kann    sie    noch    nicht  erzeugen,  da  hier  Unterlegstiche  nötig  sind. 

3)  »Der  Confectionair«!.      5.  Juli   1906.      »Marienbader  Modebrief.« 
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einen  doppelten  Kampf  zu  führen ;  zunächst  einen  technischen, 
dann  einen  wirtschaftlichen.  Sie  muß  ihre  Produkte  so  eigenartig 
gestalten,  daß  sie  mit  den  Mitteln  der  Konkurrenztechnik,  z.  B. 
der  Webestickerei,  der  Weberei  usw.,  nicht  nachgeahmt  werden 
können ;  zum  andern  begegnet  sie  jenen  Surrogat-  und  Imitations- 
industrien mit  ähnlichen  Produkten  auf  den  Absatzmärkten  und 
hat  mit  ihnen  Preiskämpfe  zu  bestehen.  Zu  Zeiten  günstiger  Mo- 
den entlasten  zwar,  jene  Gewerbezweige  die  Stickerei  und  ver- 
helfen der  Mode  zu  allgemeiner  Geltung;  durch  diese  Unter- 
stützung erst  vermag  die  Stickereiindustrie  die  überreichlichen 
Aufträge  auszuführen.  Aber  infolge  der  technischen  Ueberlegen- 
heit,  welche  sich  vor  allem  in  billigen  Preisen  kundtut,  ergibt 
sich  eine  schwere  Gefahr  für  das  Stickereigewerbe.  Es  verliert, 
wie  wir  im  einzelnen  sehen  werden,  die  Stapelartikel,  die  einen 
konstanten  Absatz  haben,  und  wird  auf  die  Herstellung  der  reinen 
Modeartikel  gedrängt.  So  günstige  technische  Folgen  dieser  Pro- 
zeß für  die  Stickerei  hat  —  die  Industriellen  sind  gezwungen, 
Wert  auf  die  Erzielung  guter  Muster  zu  legen,  um  den  Markt 
immer  von  neuem  zu  behaupten  — ,  so  ungünstige  wirtschaftliche 
zeitigt  er:  der  Absatz  wird  unsicher  und  schwankend. 

<d)  Technische  A  n  g  r  i  f  f  s  b  e  w  e  g  u  n  g  e  n  der  Stickerei. 
Andererseits  geht  die  Stickerei  zum  Angrift'  auf  andere  In- 
dustrien vor.  Seit  1880  stellt  man  mit  Hilfe  der  Hand-  und 
SchifTelmaschinen  gestickte  Spitzen  her,  welche  für  die  alten  ge- 
webten, genähten  und  geklöppelten  Spitzen  eine  mächtige  Kon- 
kurrenz geworden  sind.  Dieser  Kampf  beherrscht  die  gegenwär- 
tige Situation  der  mechanischen  Spitzenerzeugung  ^).  Ende  der 
1880  er  Jahre  griff  die  Stickerei  ins  Gebiet  der  Posamentenarbeit 
ein  und  erzeugte  Borten  und  Galons ;  von  diesen  sagt  IVart- 
viann-):  ->Ihre  sehr  mannigfaltigen  und  glänzenden  Erzeugnisse 
tragen  den  Charakter  der  Passementerie  und  würden  von  den  Un- 
eingeweihten wohl  in  den  wenigsten  Fällen  für  ein  Fabrikat  der 
Stickmaschine  gehalten.«  Doch  ist  wohl  der  Schaden  der  An- 
griffe, welche  die  Stickereiindustrie  zu  erleiden  hat,  weit  größer 
für  sie,  als  der  Nutzen,  den  sie  aus  dem  Eingreifen  in  das  Ge- 
biet verwandter  Gewerbezweige  zieht. 


i)  Dietrich,    »Die    Spitzenindustrie    in  Belgien    und    Frankreich    zu  Ende  des 
19.  Jahrhunderts«.     Leipzig    1900,   S.   4/5. 
2)  A.  a.   O.    1881  — 1890,   S.    125/6. 
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ul. KapitcP). 
Konjunkturverlauf  und  Produktionsrichtung  1860-1908. 

Allgemeines. 

Die  besondere  Eigenart  einer  Modeindustric  muß  sich  nament- 
lich in  ihrer  Konjunktur  zeigen.  YYie  Mode  mit  ihren  vorüber- 
gehenden Bedarfswellen  ist  ja  zweifellos  schon  ein  selbständiges 
Konjunkturmoment  der  regulären  Bedarfsversorgung  und  vollends 
in  der  Konjunkturkonstellation  einer  Modeindustrie  wird  sie,  so 
könnte  es  scheinen,  als  beeinflußender  Unistand  in  einem  alles 
andere  überstrahlenden  Lichte  leuchten. 

Demgegenüber  würde  schon  eine  abstrakte  Erörterung  der 
Konjunkturphänomene  zwei  Sätze  w^ahrscheinlich  machen :  die 
Wirkung  der  Mode  als  Konjunkturfaktor  ist  nicht  so  einfach  und 
einheitlich,  wie  man  vielfach  glaubt ;  und  die  Konjunktur  einer  Mode- 
industrie ist  niemals  allein  von  der  Mode  abhängig,  sondern  das 
Gesamtergebnis  einer  sehr  komplexen  Vielheit  von  Ursachen. 

Auf  jeden  Fall  sind  diese  beiden  Sätze  auch  das  Haupter- 
gebnis der  möglichst  anschaulichen  und  konkreten  Beobachtung 
der  Konjunkturgestaltung  in  unserer  Eibenstocker  Industrie. 

Eben  um  diese  anschauliche  und  konkrete  Beobachtung  der 
Konjunkturgestaltung  einer  genau  umschriebenen  und  lokalisierten 
Modeindustrie  während  mehrerer  Jahrzehnte  ist  es  uns  zu  tun. 

Es  handelt  sich  also  darum,  welche  Eibenstocker  Erzeug- 
nisse jeweils  Absatz  gefunden  haben,  welche  Artikel  verlangt 
wurden,  welche  Techniken  lohnend  betrieben  werden  konnten. 
Es  handelt  sich  darum,  den  idealen  Generalwarenkatalog  der  Ei- 
benstocker Industrie  durch  die  Jahrzehnte  zu  verfolgen,  auf  die 
Gefahr,    daß  es    nicht  immer  leicht  ist,    in   die  Masse    der  Sorten 

i)  Bei  der  jetzigen  Fassung  dieses  Kapitels  bin  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Plenge 
in  Leipzig  für  seine  Anregungen  aus  seinem  Seminar,  sowie  für  sonstige  Ratschläge 
sehr  zu  Dank  verpflichtet. 
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und  Waren  einer  sehr  vielseitigen  Industrie  eine  klare  Ordnung 
zu  bringen. 

Die  Aufgabe  läßt  sich  nur  annäherungsweise  und  nur  für 
einen  verhältnismäßig  kurzen  und  späten  Zeitabschnitt  lösen.  Wir 
müssen  mit  einer  gegebenen  Absatzsituation  anfangen,  von  deren 
Entstehen  wir  nur  Ungenügendes  wissen,  und  können  froh  sein, 
wenn  wir  die  hauptsächlichen  Tatsachen  erfahren,  wie  sich  dieses 
Anfangsbild  von  Saisongruppe  zu  Saisongruppe  verändert  hat. 

Ueber  die  Anfangsstadien  der  Stickerei  in  Eibenstock  ist 
kein  Material  vorhanden;  erst  mit  der  regelmäßigen  Veröffent- 
lichung der  Plauener  Handels-  und  Gewerbekammerberichte  seit 
1862/3  erschließt  sich  auch  für  Eibenstock  eine  fortlaufende  Quelle 
der  Konjunkturinformation.  Die  hinreichend  bekannte  Entstehung 
solcher  Berichte  mahnt  den  Benutzer  zur  Vorsicht,  denn  durch- 
weg kommen  nur  einzelne  Interessenten  in  ihnen  zum  Wort,  und 
infolgedessen  war  die  ausgedehnte  Ausnützung  mündlicher  Aus- 
künfte von  Unternehmern  und  Arbeitern  zur  Kontrolle  und  Er- 
gänzung unerläßlich,  sollte  anders  das  Bild  wahrheitsgetreu  wer- 
den. Wer  die  Wirtschaftsannalen  der  Handelskammern  kennt,  in 
denen  meist  Einzeltatsachen  systemlos,  ohne  Uebersicht  und  Zu- 
sammenhang an  einander  gereiht  sind,  wird  es  verstehen,  daß  es 
weit  schwerer  war,  das  ungefüge  Material  wirklich  zu  beherrschen, 
als  es  erst  zu  sammeln. 

Die  Handelskammerberichte  verwirren  zunächst ;  man  sieht 
viel  wirbelnden  Rauch,  aber  nicht  die  Lage  des  Hauptfeuerherdes. 
Die  nächste  Aufgabe  war,  Querschnitte  zu  legen  und  die  Haupt- 
anlässe der  Marktgestaltung  für  unsere  Industrie  zu  finden.  Deren 
sind  es  drei  oder  vier,  die  vor  allen  anderen  das  Geschick  der 
Eibenstocker  Stickerei  beeinflußt  haben:  die  Krinoline  und 
die  Revolutionierung  der  Technik  durch  die  Heilmannsche 
Stickmaschine,  dann  die  P  e  r  1  m  o  d  e  und  der  noch 
jetzt  anhaltendeAufschwung  derBuntstickerei. 

Der  Reifrock  trat  ungefähr  um  das  Jahr  1855  ^^  den  ört- 
lichen Produktionskreis,  und  die  erste  Stickmaschine  wurde  1860 
in  Eibenstock  aufgestellt;  die  Perlstickerei  setzte  1880  ein  und 
die  jetzige  Buntbesatzstickerei   1897. 

Die  drei  Zeiträume  sind  im  folgenden  je  für  sich  zu  betrach- 
ten, ohne  daß  neben  den  jeweils  sichtbarsten  Konjunktureinflüssen 
die  kleineren  vernachlässigt  werden  dürfen ;  sie  lassen  erst  die 
Tragweite    der    Hauptfaktoren    erkennen.     Die  Wirkungen  dieser 
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großen  Ki)niunkturänderun:;on  sind  vielseitij,^ :  sie  zerstören  alte 
Gewerbszweige  und  bauen  neue  auf,  oder  sie  drängen  einige  nur 
zurück  und  schieben  andere  in  tlen  X'ordergrund.  Der  alles  be- 
herrschende Grundzug  ist  daher  ein  fortgesetzter  Wechsel  des 
lokalen  Industriebildes ;  schnelle  Uebergänge  der  Unternehmer 
und  Arbeiter  von  einem  Gewerbszweige  zum  andern  wiederholen 
sich.  Man  kann  das  unter  das  l^ild  einer  stets  erneuten  Anpas- 
sung bringen.  Die  l^evcilkerung  will  sich  wirtschaftlich  behaupten. 
Jede  Absatzerschwerung  ruft  starke  Reaktionen  hervor.  Jede  er- 
hebliche Geschäftsbclebung  äußert  ihre  Anziehungskraft.  Der 
kurze  unregelmäßige  Rhythmus  der  ]\Iodeindustrie  macht  beweglich 
und  regsam.  Hinter  dem  kleinen  Schiffe  der  Eibenstocker  Indu- 
strie bläst  ein  böiger  Wind,  das  Segel  muß  bald  angezogen,  bald 
gelockert  werden;  ständiger  Ausguck  und  ständige  Bereitschaft 
ist  notwendig. 

Dieses  regsame  sprunghafte  Wirtschaftsleben  macht  wegen  der 
Fülle  der  Waren  und  Artikel,  mit  denen  es  sich  trotz  seiner 
Kleinheit  abgibt,  den  Eindruck  einer  verwirrenden  Geschäftigkeit. 
Wir  hatten  gefunden,  daß  die  Handmaschinenstickerei  durch  das 
vielseitige  Produktionsprogramm  ausgezeichnet  ist.  In  der  Eiben- 
stocker Industrie  stand  aber  lange  Zeit  die  Kurbelmaschine  mit 
ihrem  Arbeitsprogramm  neben  der  Handmaschine.  Außerdem 
gab  es  von  alters  her  Klöppelarbeit  und  Handtamburstickerei ; 
Weißwarennäherei  und  anderes  mehr  war  hinzugekommen.  Kurz, 
unser  Generalwarenkatalog  hat  manche  interessante  Abteilungen. 
Eine  Konjunkturgeschichte  der  lokalen  Modeindustrie  wird  nur 
dann  deutlich,  wenn  sie  sich  nicht  mit  Allgemeinheiten  über  die 
wirtschaftliche  Gesamtlage  begnügt,  sondern  in  der  gesamten 
Marktbewegung  die  wechselnde  Bedeutung  der  einzelnen  Produk- 
tionsgebiete verfolgt.  Wir  legen  demnach  in  jeder  der  großen 
Konjunkturperioden  nach  den  Eigenarten  der  Waren  und  Tech- 
niken Längsschnitte  an,  um  die  Spezialkonjunktur  jeder  Teilpro- 
duktion zu  verfolgen. 

Es  ist  kaum  nötig,  eine  methodologische  Selbstverständlich- 
keit zu  wiederholen :  alle  logischen  Schnittverfahren,  Querschnitte 
wie  Längsschnitte  haben  etwas  Gewaltsames.  Stets  sind  Ueber- 
gänge vorhanden.  Eine  Konjunkturwelle  hört  ebensowenig  glatt 
abgeschnitten  mit  einem  Jahre  auf,  wie  Kurbel-  und  IJandmaschine 
reinlich  getrennte  Sonderkonjunkturen  haben.  Immer  haben  wir 
trotz   der  Teilungen   Erscheinungen    vor   uns,    die   im    Flusse    be- 
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griffen  sind.  Ursprung,  Verlauf  und  Ende  der  Strömungen  sind 
zu  ergründen,  und  die  beständige  Vergleichung  ihrer  Schicksale 
wird  das  Endziel  der  Untersuchung  erreichen :  ein  wahrheitsge- 
treues Bild  der  Konjunktur  in  einer  modernen  ]\Iodeindustrie. 

A.  Die  Konjunktur  von  1860— 1880. 

I.  Die  Industrie    vor    1860    als  Grundlage    neuer  Entwicklung. 

Die  obererzgebirgische  Tamburstickerei  war  zunächst  eine 
Nachahmung  der  Klöppelei,  und  die  Fabrikanten  (-Verleger) 
Eibenstocks  trieben  sie  als  bloßes  Nebengewerbe  neben  die- 
ser ^).  Durchweg  wurden  in  Eibenstock  weiße  Tülle  bestickt, 
die  für  Tücher,  Hauben,  Schleier  und  andere  Frauenputzartikel 
Verwendung  fanden.  Die  Ausdehnung  der  Industrie  war  eine 
recht  bescheidene ;  dafür  spricht  die  ganze  Art  des  Absatzes,  der 
in  der  Hauptsache  auf  den  Messen  sich  vollzog,  und  die  Tatsache, 
daß  das  Industriegebiet  damals  in  weit  erhöhterem  Maße  unter 
seiner  Abgelegenheit  litt  als  heute.  Dazu  kam,  daß  die  Erzeugnisse 
sich  in  herkömmlichen  Bahnen  bewegten  und  sich  von  den  Bewe- 
gungen der  Mode  gern  fernhielten  -),  daß  man  lieber  gleichbleibende 
Zutaten  zu  althergebrachter  Landestracht  erzeugte  als  wechselnde 
Bestandteile  modischer  Kleidung.  Aber  bereits  in  jener  Zeit,  den 
ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts,  fanden  sich  Bestrebun- 
gen, auch  in  Erzeugnissen  modernen  Geschmacks  sich  zu  ver- 
suchen, indem  man  Pariser  Erzeugnisse  nachahmte.  Dieser  neue 
Zug  gewerblicher  Entwicklung  berührte  jedoch  die  Klöppelei, 
welche  neben  der  Tamburstickerei  in  der  Eibenstocker  Umgebung 
getrieben  wurde,  nicht ;  sie  hing  noch  Jahrzehnte  lang  an  den 
altüberkommenen  Mustern,  vor  allem  weil  die  Arbeiterinnen  mit 
Zähigkeit  sich  gegen  komplizierte  Arbeit  verschlossen.  Immerhin 
ebnete  der  Nachahmungstrieb  gewisser  erzgebirgischer  Fabrikan- 
tenkreise der  Einführung  der  neuen  Zutaten,  welche  die  Krino- 
linenmode  seit  den  1840er  Jahren  erheischte,  den  Boden;  ermög- 
licht wurde  die  Umgestaltung  der  örtlichen  Industrie  vor  allem 
durch  die  generationenlange  Vertrautheit  der  Arbeiterschaft  mit 
der  Bekleidungsindustrie. 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1862/3  S.   191. 

2)    Wieck,   >Industrielle  Zustände  Sachsens«.     Chemnitz   1840,  S.   36. 
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2.  Die  Zeit  der  Krinolinenmode. 

a)    C  h  a  1-  a  k  t  e  r  i  s  t  i  k    de  r    K  r  i  n  o  1  i  n  e  n  m  o  d  e. 

.Mit  dem  Schlagwort  Krinolinenmode  kennzeichnet  man  die  wirt- 
schaftliche Tragweite  des  eigenartigen  Kleidungsstückes  nicht  im  ent- 
ferntesten. Die  Krinoline  wurde  durch  die  Masse  des  Stoffes 
und  der  lies  ätze,  die  sie  erheischte,  nicht  durch  das,  Krinoline 
genannte,  Roßhaargestell  des  Rockes  Grundlage  neuer  lebensfä- 
higer Industrien.  Auf  die  einzelnen  Stufen  der  Entwicklung  vom 
weiten  Rock  (1859)  ')  zum  ungeheuren  Reifrock  und  die  Rück- 
bildung zum  engen  Kleid  (1867)-;  einzugehen,  erübrigt  sich; 
nicht  das  kultur-,  sondern  das  wirtschaftsgeschichtliche  Modepro- 
blem interessiert  hier.  Vnv  die  Textilindustrie  bedeutete  das  Kri- 
nolinenkleid  erhöhte  Nachfrage  nach  Stoffen.  Weiterhin  »da  die 
Geschmacksrichtung  auf  einen  möglichst  großen  Umfang  des 
Kleiderrockes  abzielte,  so  suchte  man  diesen  außer  der  Unter- 
stützung durch  die  Krinoline  auch  noch  dadurch  zu  steigern,  daß 
man  die  Kleider  reich  garnierte;  es  war  die  Zeit,  in  der  das  Vo- 
lant ^)    fast    20  Jahre    unumschränkt    herrschte <:       >Man  hat 

das  Volant  mit  der  größten  Mannigfaltigkeit  angewendet,  j  a  m  a  n 
garnierte  diese  Garnituren  selbst,  indem  man  die  Vo- 
lants mit  Rüschen,  Spitzen,  Bändern  besetzte,  mit  Stickereien 
verzierte«*).  Der  riesige  Pagodenärmel  bildete  für  den  Oberkörper 
das  Gegenstück  zur  Krinoline ;  er  setzte  eng  an  und  öffnete  sich 
weit  nach  unten.  »Um  den  Unterarm  nicht  frei  zu  lassen,  trug 
man  vom  Ellbogen  an  weiße  Unterärmel  von  Batist«  ^).  Auch 
diese  Unterärmel  wurden  mit  vielen  Volants  besetzt  und  nahmen 
gegen  1860  derartig  große  T^ormen  an,  daß  man  sie  durch  Stahl- 
schienen stützte  '').  Die  Mäntel  hatten  dagegen  sehr  bescheidene 
Dimensionen  ;  man  begnügte  sich  mit  Mantillen  (»andalusische 
Halbmäntel«  usw.)  'j  oder  nur  mit  Shawls.  Großer  Luxus  wurde 
in  der  Wäsche  entfaltet,  zumal,  da  »eine  Fülle  weißer  Unter- 
röcke zum  Besetzen  derselben  mit  Spitzen,  Stickereien,  ä  jour- 
Durchbrüchen  u.   dgl.  förmlich  herausforderte«  ^j. 

i)  »Die  Mode.  Mode  und  Menschen  im  19.  Jahrhundert  nach  Bildern  tmd 
Kupfern  der  Zeit«.  Ausgewählt  von  Dr.  Oskar  Fischer.  Text  von  Max  von  Boehti, 
3  Bde.     München    1908   Bd.  III,  S.   63. 

2)  A.  a.  O.  S.  76.  3)  Rockgarnituren  parallel  dem  Saum. 

4)  A.  a.  O.  S.  50  ff.  5)  A.  a.  O.  S.   55.  6)  A.   a.  O.  S.   56. 

7)  A.  a.  O.  S.  82  (in  Aufnahme  gekommen  durch  Napoleons  III.  Heirat  mit 
Eugenie).  8)  A.  a.  O.  S.  95. 
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b)  D  i  e  A  u  s  n  u  t  z  II  n  g  d  e  r  K  r  i  n  o  I  i  n  e  n  m  o  cl  e  i  n  E  i  b  e  n- 

stock. 

a)  Die  Konstellation  der  Konjunktur. 

Die  Krinolinenmode  mit  ihren  sämtlichen  Zutaten  wurde  auf 
der  ganzen  Linie  von  den  Eibenstocker  Fabrikanten  (-Verlegern) 
ausgenützt,  und  die  geringen  Ansprüche,  welche  infolge  des  Mas- 
senbedarfs an  Zutaten  an  die  Qualität  gestellt  w^urden,  erleichter- 
ten der  jungen  Industrie  die  Eroberung  des  Marktes.  Diese  Auf- 
wärtsbewegung der  Konjunktur  war  wesentlich  gekennzeichnet 
durch  eine  Aufeinanderfolge  wirtschaftlicher  und  technischer  Um- 
und  Neubildungen. 

Nicht  nur  die  Nachfrage  nach  Kleiderstoffen  war  in  hohem 
Maße  gesteigert,  die  Herstellung  des  Frauenkleides  erforderte 
eine  Summe  von  Arbeitskräften,  die  im  kleinen  Haushalte  der 
neueren  Zeit  nicht  verfügbar  war.  Infolgedessen  bröckelten  einmal 
gewisse  Produktionsgebiete  von  der  hauswirtschaftlichen  Sphäre 
gewerblicher  Betätigung  ab  und  wurden  zu  besonderen  Industrie- 
zweigen, zum  anderen  wurde  die  Einführung  von  Arbeitsmaschi- 
nen erleichtert,  ja  geradezu  eine  Notwendigkeit.  In  jener  Zeit 
begann  die  schnell  zunehmende  Verwendung  der  Näh-  und 
der  Stickmaschinen.  Wie  Konjunktur  und  Mode  sie  be- 
günstigten, so  wirkten  sie  ihrerseits  auf  Mode  und  Konjunktur 
zurück.  Die  Stickmaschinen  ;' erleichterten  nicht  bloß  im  allge- 
meinen die  Verwendung  von  gestickten  Besätzen  und  Einsätzen, 
sondern  riefen  auch  eine  ganz  neue  Art  von  Weißzeug  hervor, 
welche  für  die  Entredeux  und  Bandes,  die  allmählich  Hauptar- 
tikel wurden,  eine  massenhafte  Nachfrage  veranlaßten<  ^).  Im 
w-esentlichen  ist  auf  diese  Tatsachen,  starker  Bedarf,  Dek- 
kung  desselben  durch  erhöhte  maschinelle  Wa- 
renproduktion und  neue  B  e  d  a  r  f  s  e  r  r  e  g  u  n  g  seitens 
der  Fabrikanten  der  Aufschwung  des  Eibenstocker  wie  auch  des 
Plauener  und  Schweizer  Stickereigewerbes  zurückzuführen^).  Im- 
merhin hatte  von  vornherein  damals  die  Stickerei  nicht  die  füh- 
rende Stellung,  während  des  größeren  Teils  der  Krinolinenzeit  war 
sie  Hilfsindustrie  der  Weißwarenherstellung. 

Weißwarenerzeuguncr  und  Stickerei  hatten  zunächst  keinerlei 


1)  Furrer,   j.Volks\virtschaftsle.\ikon  der  Schweiz^-.    Bern  1891,   III.  Bd.,  S.  192 
(nach   Wartmann). 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1S62/63,  S.    191. 
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Hc/.ichun^cn  /lu-inandcr.  Erstere  hätte  <,'anz  selbständig  bestehen 
können  ;  aber  die  Stickerei  gab  ihr  gewissermaßen  die  Grundlage 
eines  erhöhten  wirtschaftlichen  Lebens  :  die  Möglichkeit  der  Va- 
riierung ihrer  Produkte,  und  die  bedeutete  einen  Vorsprung  vor 
der  Konkurrenz. 

Die  neue  Zeit  brachte  unseren  Ort  ebenso  wie  andere  Städt- 
chen des  Erzgebirges,  Aue,  Auerbach,  Lauter,  in  scharfe  Kon- 
kurrenzbeziehungen zu  verwandten  großstädtischen  Gewerben,  in 
erster  Reihe  zur  Berliner  Wäschefabrikation.  So  tobte  als  Grund - 
zug  der  Entwicklung  dieses  Gewerbes  in  den  i(S5oer  und  iSöoer 
Jahren  der  Kampf  um  den  überlegenen  Standort  —  hier  Groß- 
stadt, dort  Gebirge.  Die  Großstadt  hat  bekanntlich  gesiegt,  hn 
Zusammenhange  damit  drohte  seit  jenen  Tagen  den  kleinen  erz- 
gebirgischen  Bekleidungsindustrien,  soweit  sie  ihr  Produktionsge- 
biet behaupteten  oder  ein  neues  errangen,  die  M  e  d  i  a  t  i  s  i  e- 
r  u  n  g  durch  den  Berliner  H  a  n  d  e  P ),  d.  h.  der  Verlust 
des  selbständigen  Vertriebes  und  des  direkten  Einflusses  auf  den 
^Lirkt. 

Diese  Gefahr  war  von  jeher  besonders  groß  infolge  der  Or- 
ganisation des  Verkehrs  zwischen  Fabrikanten  (-Verleger)  und  Händ- 
lern ^).  Letztere  besuchen  alljährlich  im  Winter  und  Sommer  seit 
dem  Aufhören  des  AIeßverkehrs  und  seit  der  Einführung  des 
Eisenbahnverkehrs  eines  oder  mehrere  der  großen  Produktions- 
gebiete ihrer  Branche  —  Paris,  Berlin,  Elberfeld-Barmen,  Plauen, 
Annaberg,  Chemnitz,  St.  Gallen,  Eibenstock ;  sie  stellen  Muster- 
und  Preisvergleiche  an  und  erteilen  Bestellungen.  Da  Plauen  und 
Eibenstock  durch  Stickerei  ihr  Produkt  variieren  konnten,  waren 
sie  trotz  der  eigenen  Wäschekonfektion  Berlins  als  Lieferanten 
nicht  zu  vermeiden,  und  soweit  der  Berliner  Handel  für  den  Be- 
darf seines  natürlichen  wirtschaftlichen  Hinterlandes  bestellt,  wäre 
zu  der  ganzen  Art  der  Absatzorganisation  nicht  weiter  viel  zu 
sagen. 

Aber  es  war  die  Gefahr,   daß  der  Export  über  Berlin  gehen 

1)  Vgl.  auch  Feig,  »Hausgewerbe  und  Fabrikbetrieb  in  der  Berliner  Wäsche- 
industrie« in  Schmollers  Staats-  und  Sozialwissenschaftlichen  Forschungen  XIV  2, 
S.  3  und  41,  weiterhin  Grandke,  »Die  Entstehung  der  Berliner  Wäscheindustrie  im 
19.  Jahrhundert«  im  »Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft 
im  Deutschen  Reiche«   1896,  S.  239  ff. 

2)  Vgl.  die  Uebersicht  über  die  Entwicklung  der  Berliner  Konfektionsindustrie 
in  dem  »Bericht  über  Handel  und  Industrie  von  Berlin-j,  erstattet  von  den  Aeltesten 
der  Kaufmannschaft   1899,  Bd.  II,  S.    170. 
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würde,  daß  namentlich  der  amerikanische  Einkäufer,  der  nach 
1870  nach  Deutschland  kam,  nicht  über  Berlin  hinausgelangen 
würde.  Das  Erzgebirge  hatte  ja  durch  seine  Arbeitstechnik  einen 
Vorzug ;  aber  diesen  Vorsprung  holte  der  Berliner  Handel  durch 
seine  übermächtige  Stellung  auf  dem  IMarkte  ein :  er  führte  Muster 
erzgebirgischer  Erzeugnisse  und  erteilte  gegebenenfalls  Aufträge 
an  die  dortigen  Fabrikanten  (-Verleger),  sie  zu  bloßen  Zw^ischen- 
meistern  herabdrückend. 

Eine  solche  Mediatisierung  hat  für  eine  Modeindustrie  ihre 
ganz  besonderen  Bedenken.  Ihr  Absatz  ist  zu  gefährdet,  als  daß 
man  die  Sorge  für  ihn  einer  ganz  unverantwortlichen  Stelle  an- 
vertrauen kann,  die  kein  besonderes  Interesse  daran  hat,  daß  das 
Produkt  gerade  dieser  Industrie  verkauft  wird.  Fehlkonjunkturen 
müssen  ohne  alle  Abwehrversuche  hingenommen  werden  und 
kommen  unvorhersehbarer,  wenn  eine  Modeindustrie  ihren  eigent- 
lichen Abnehmerkreis  nicht  beeinflussen  kann.  Es  ist  also  nicht 
zu  verwundern,  daß  man  sich  in  Eibenstock  stets  nach  der  Mög- 
lichkeit des  eigenen  Vertriebes  umgesehen  hat,  wenn  man  in  die 
unsichere  Lage  der  Lohnindustrie  geraten  war;  so  auch  gegen- 
über Glauchau-Meerane,  gegenüber  der  Schweiz,  gegenüber  An- 
naberg. 

Auch  mit  einer  durch  Abwanderung  an  einen  anderen  Ort 
entgleitenden  Produktion  hat  Eibenstock  nicht  nur  bei 
den  Wäscheartikeln,  sondern  auch  namentlich  bei  der  Kurbel- 
stickerei rechnen  müssen,  und  hat  sich  auch  da  genötigt  gesehen, 
sich  auf  einem  neuen  Produktionsgebiet  durchzusetzen. 

Somit  haben  wir  zwei  Konjunkturmomente  vor  uns,  die  die 
Lage  unserer  Modeindustrie  neben  der  Mode  selbst  mehrfach 
ganz  entschieden  beeinflussen.  Jene  unruhige  Regsamkeit  in  dem 
Wirtschaftstreiben  unserer  Kleinstadt  wird  durch  sie  wesentlich 
mit  bestimmt. 

ß)  Produktionsrichtung  der  Eibenstocker  Weisszeugindustrie. 

Verschärft  wurde  die  Wirkung  jener  Konjunkturverschiebung 
für  Eibenstock  dadurch,  daß  hier  nur  Luxusartikel  hergestellt 
wurden,  nicht  reine  Gebrauchsgegenstände,  wie  z.  B.  die  Herren- 
wäsche in  Auerbach,  Aue,  Lauter.  In  Eibenstock  behaupteten 
die  reinen  Putzartikel  der  Frauenkleidung  das  Feld ;  die  Unter- 
ärmel, Röcke,  Volants,  deren  die  Krinolinenmode  in  Massen  be- 
durfte, nahmen  sämtliche  Arbeitskräfte  in  Anspruch.    Wesentliche 
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Dienste  leistete  die  X  ä  h-,  damals  noch  S  t  e  p  p  m  a  s  c  h  i  n  e 
genannt ;  man  benutzte  sie  sogar  zur  Variierung  des  Erzeugnisses, 
indem  man  teils  mehr,  teils  weniger  Steppnähte  anbrachte.  Ty- 
pisch war  damals  für  Eibenstock  die  an  die  Klöppelei  erinnernde 
Verzierung  mit  weißer  Stickerei.  Außer  dem  alteingesessenen 
T  a  m  b  u  r  s  t  i  c  h  ,  dem  dadurch  neue  Verwendungsmöglichkeit 
gegeben  wurde,  verwendete  man  den  Hexenstich,  einen 
Plattstich  ohne  plastische  Effekte  \j.  Die  rein  äußerliche  Nüan- 
zierung  verwendungsgleicher  Produkte  hatte  zwar  keinerlei  Ein- 
fluß auf  die  G  e  b  r  a  u  c  h  s  r  e  i  f  e ,  ausschlaggebenden  jedoch 
für  die  augenblickliche  Absatzreife.  Sie  sicherte  der  Eiben- 
stocker  Industrie  zunächst  eine  gewisse  Selbständigkeit  gegenüber 
der  Berliner  Konkurrenz  und  gerade  durch  die  Eigenart  der  Aus- 
führung konnte  die  Weißwarenherstellung  bis  nach  1870  das 
Hauptgewerbe  des  Ortes  und  der  von  ihm  beschäftigten  Um- 
gebung werden.  Die  Fabrikanten  (-V^erleger)  suchten  nicht  nur 
diesen  Vorteil  alt-bodenständiger  Technik  auszunutzen,  sondern 
sie  bemühten  sich  auch,  das  Produkt  weiter  zu  variieren  durch 
Verwendung  neuer  Zutaten  und  dadurch  immer  wieder  neuen  Be- 
darf zu  erregen. 
Y)  Die  Bandzacken  als  Beispiel  einer  vorübergehend  aufgenommenen  Technik. 

Bei  den  Bandzacken  handelte  es  sich  um  Einführung  bis- 
her noch  nicht  geübter  Technik,  und  ihre  schnelle  Einbürge- 
rung könnte  verwundern,  wenn  sie  nicht  bedingt  gewesen  wäre 
durch  den  ausgedehnten  und  zugleich  qualitativ  minderwertigen 
Bedarf  nach  garnierten  Weißwaren.  Denn  die  Krinoline  war 
bis  in  die  ärmsten  Schichten  der  weiblichen  Bevölkerung  gedrun- 
gen, und  dann  verbot  die  riesige  Ausdehnung  der  Garnituren  die 
Verwendung  kostbarer  Stoffe  und  qualifizierter  Bearbeitung.  So 
war  die  ganze  Erzeugung  notgedrungen  billigste  Ware,  und  an 
ihr  konnte  sich  die  obererzgebirgische  Bevölkerung  wohl  einar- 
beiten ;  aber  die  lange  Dauer  dieses  Bedarfs  nach  Schundware 
mußte  eine  Hebung  der  technischen  Leistungen  ausgeschlossen 
erscheinen  lassen.  Das  war  der  gemeinsame  Zug  in  der  Entwick- 
lung der  beiden  neuen  Betriebszweige. 

Die  Bandzackenerzeugung  war  eine  der  vielen  Zutatengattun- 
gen, an  denen  die  Krinolinenzeit  so  reich  war.  Als  die  neue 
Ware  1859  von  einem  Johanngeorgenstädter  Hause  auf  den  Markt 


i)  H.-K.B.  Plauen   1869,  S.   138;   1872/4,  S.  307. 
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gebracht  wurde,  war  die  Zeit  der  größten  Rockweite,  und  dem- 
nach herrschte  die  größte  Nachfrage  nach  Besätzen  aller  Art.  Die 
Bandzacken  führten  sich  gut  ein  und  wurden  bald  auch  in  Eiben- 
stock gefertigt.  1865  führten  alle  dortigen  Weißwarengeschäfte 
diesen  Artikel  ^).  Die  Technik  war  eine  äußerst  einfache  :  Bän- 
der, welche  aus  Elberfeld-Barmen  bezogen  wurden,  ließ  man  von 
böhmischen  Heimarbeitern  im  Grenzverkehr  falten  und  in  Sachsen 
zu  Besätzen  für  Leib-  und  Tischwäsche,  für  Bettdecken  und  Vor- 
hänge steppen.  Der  charakteristische  Zug  auch  dieser  Produktion 
war  eine  IMinderwertigkeit  des  Erzeugnisses.  Einfache,  zu  Drei- 
ecken gefaltete  Sachen  waren  der  Hauptartikel  und  schwierige 
Arbeit,  wie  die  Faltung  zu  Röschen,  Tulf)en,  Wellenlinien,  fand 
nur  geringe  Anwendung  -). 

Schon  um  1870  lag  dieser  Zweig  der  Gewerbetätigkeit  voll- 
ständig darnieder,  obwohl  der  Absatz  durchaus  international  ge- 
wesen war  und  obwohl  auch  hier  Versuche  genug  gemacht 
worden  waren,  die  Produktion  zu  einer  dauernden  zu  gestalten. 
Typisch  war  auch  hier  das  Bemühen,  durch  die  Technik  neue 
Bedarfsnuancen  auf  den  Markt  zu  locken :  Klöppelzacken  und 
Eibenstocker  Plattstichverzierungen  wurden  als  Besatz  dieses  Be- 
satzes verwandt.  Aber  die  Musterung  blieb  extensiv ;  die  Tech- 
nik selbst  verbesserte  man  nicht,  und  so  hatten  auch  die  Neu- 
ausführungen kaum  als  Empfehlung  für  die  Bandzacken  dienen 
können.  Dazu  kam  der  Hauptschlag :  die  Krinoline  schwand ; 
an  die  Stelle  der  besetzten  Wäsche  trat  die  glatte  Berliner  Neu- 
wäsche ^).  Der  Bedarf  an  Bandzacken  für  die  Verzierung  von 
Bettdecken  und  Vorhängen  war  zu  gering,  als  daß  er  die  fernere 
Herstellung  überhaupt  hätte  lohnend  erscheinen  lassen.  Außer- 
dem wirkte  hier  die  Tamburstickerei  verdrängend.  1874  hörte 
der  Veredelungsverkehr  in  Bandzacken  mit  Böhmen  auf  und  das 
bedeutete  den  Tod  der  Erzeugung. 

Die  Bandzackenfabrikation  hatte  zu  einer  Zeit  eingesetzt,  als 
die  Krinolinenmode  ihre  größten  Triumphe  feierte,  vor  allem  auch 
in  der  übertriebenen  Anwendung  von  Besätzen.  Die  Bandzacken 
bedeuteten  ja  dem  einfachen  Bandbesatz  gegenüber  eine  Neuheit ; 
aber  es  war  nicht  zu  erwarten,  daß  sie  etwa  der  Endpunkt  aller 
Besatztechnik  sein  sollte.     Ihr  Schicksal   war   von  vornherein  be- 


l)  /^«^«j /^!,fc/i^/-,  »Technologische  Studien  im  Sachs.  Erzgebirge^<.    Leipzig  1S78, 
S.  29.  2)  H.-K.B.  Plauen   1868,   S.  208. 

3)  Hugo  Fischer  a.  a.  O.  S.  27. 
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siegelt ;  diese  Nuance  der  Besatzmode  wartete  gewissermaßen 
während  ihrer  ganzen  Dauer  nur  auf  den  Tag  der  AbUisung 
durch  eine  andere  Neuheit.  Typisch  ist  diese  l^pisode  für  das 
Bestreben,  die  lokale  Produktion  zu  erweitern,  und  sie  gewisser- 
maßen auf  eine  Insel  zu  retten,  auf  der  sie  vom  Meere  der  Kon- 
kurrenzerzeugnisse nicht  überflutet  werden  konnte ;  typisch  auch 
für  die  Absicht,  durch  Schaffung  bodenständiger  Geschicklichkeit, 
der  beständig  seitens  der  Berliner  Wäscheindustrie  drohenden 
Mediatisierung  zu  entgehen.  So  weit  gingen  die  Hoffnungen  auf 
das  Gedeihen  der  Bandzackenherstellung ,  daß  man  Versuche 
machte,  auch  das  Halbfabrikat,  die  Bänder,  am  Orte  anzufertigen 
und  einige  Bandwebstühle  aufstellte ;  aber  mit  dem  Aufhören  der 
Nachfrage  feierten  die  neuen  Maschinen,  und  dieser  Erweiterungs- 
v^ersuch,  Elberfeld-Barmer  Erzeugnisse  in  den  Kreis  der  Produk- 
tion zu  ziehen,  w^ar  endgültig  gescheitert.  Ohne  dauernden  Nutzen 
zu  hinterlassen,   war  die  Bandzackenfabrikation  eingegangen. 

0)  Die  Einführung  der  Handmaschine. 

V^on  ganz  anderen  Gesichts[)unkten  ist  die  Einführung  der 
Weißstickerei  mit  der  Handmaschine  in  Eibenstock  zu  beurteilen. 
Auch  hier  liegt  zwar  eine  Ausnutzung  der  Krinolinenmode  vor; 
denn  das  einzige  Erzeugnis  der  Maschine  waren  die  Wäsche- 
streifen und  -einsätze  —  Bandes  und  I^ntredeux.  Auch  hier  zu- 
nächst bloße  Zutatenindustrie,  die  mit  ihren  recht  kleinen  An- 
fängen den  Keim  großer  Zukunft  nicht  ahnen  ließ.  Aber  im 
scharfen  Gegensatz  zu  der  Bandzackenherstellung  stand  die  1860 
in  Eibenstock  eingeführte  Handmaschinenstickerei  dadurch,  dafi 
dieser  Erweiterungs versuch  nicht  diktiert  war  von  dem  Bestreben, 
erzgebirgisches  Zutatengewerbe  zu  verselbständigen ;  sondern  er 
war  eine  Nachahmung  St.  Gallener  und  Plauener  Vorbilder,  und 
er  erfolgte  zu  einer  Zeit,  als  der  Stern  der  Krinoline  bereits  im 
Erbleichen  war.  Gerade  damals  begann  man,  in  der  Verwendung 
von  Besätzen  verhältnismäßig  sparsam  zu  sein,  und  zudem 
wurden  Röcke  und  Aermel  enger.  Der  Bedarf  nach  Besätzen 
nahm  ab,  und  so  steuerte  die  Eibenstocker  Handmaschinenstickerei 
von  vornherein  der  Depression  zu. 

Vorteilhaft  war  jedoch  der  Zeitpunkt  i(S6o  dadurch,  daß  die 
Krinolinenmode  im  weitesten  Sinne  —  also  einschließlich  aller 
Zutaten  —  allgemein  bis  in  die  Kreise  der  arbeitenden  Frauen 
war.     Die  Qualität  der  Stickerei  konnte  so  schlecht  sein  wie  eben 
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möglich,  das  Erzeugnis  fand  Absatz ;  der  Arbeiter  mochte  so  un- 
geschickt sein,  daß  er  nur  Schundware  herstellen  konnte,  er  fand 
Beschäftigung  und  seine  mindere  Geschicklichkeit  war  ihm  im 
Fortkommen  wenig  hinderlich ;  denn  das  Maschinenerzeugnis  w^ar 
von  verblüffender  Einförmigkeit :  die  Streifen  und  Einsätze  zeig- 
ten wenig  schwierige  INIuster,  ihre  Unterschiede  bestanden  vor 
allem  in  der  Breite  (5 — 30  cm),  die  Hauptsache  war,  daß  der 
Käufer  viel  Ware  für  wenig  Geld  erhielt,  und  die  Handstick- 
maschine war  vorzüglich  für  diese  Art  Muster  geeignet,  die  auf 
langen  Streifen  in  kleiner  Ausführung  sich  wiederholten.  Bestickt 
wurde  durchweg  Kambrik,  ein  weißer  Baumwollstoff,  der  aus 
Leipziger  Großhandlungen  bezogen  wurde ;  auch  diese  Tatsache 
hatte  ihre  Folgen :  es  ist  ein  festes  Gewebe,  bei  dem  ein  sorg- 
fältiges Anspannen  der  Stickfäden  in  weit  geringerem  Maße  er- 
forderlich ist  als  bei  dünnen  StoiTen,  die  leicht  einreißen,  und  es 
verlangt  demnach  weniger  qualifizierte  Sticker  als  feine  Gewebe. 
Für  die  1 860er  Jahre  galten  immer  noch  JVtecks'^)  Worte 
aus  dem  Jahre  1840,  daß  die  Plattstichmaschine  »trotz  ihrer  ge- 
nialen Konstruktion  gegen  die  unermüdlichen  Finger  der  sächsi- 
schen Mädchen  nicht  aufzukommen  vermag,  obgleich  in  Plauen 
der  Versuch  gemacht  worden  ist«-  ;  ....  »die  erforderliche  Viel- 
seitigkeit und  Ausdehnung  der  Muster,  die  Abwechslung  der 
Stiche,  die  nötig  werden,  läßt  überall  nur  eine  beschränkte  An- 
wendung jener  Maschinen  in  der  P'abrikation  zu,  sodaß  mit  einiger 
Bestimmtheit  zu  behaupten  ist,  die  Handstickerei  werde  nie  von 
irgend  einer  Maschinenleistung  entbehrlich  gemacht  werden  <;.  Die 
ersten  Jahre  der  INIaschinenstickerei  ließen  diese  Behauptung  voll- 
auf berechtigt  erscheinen.  Die  Streifen  und  Einsätze  waren  ein 
neuer  Artikel,  der  von  der  Handstickerei  gar  nicht  in  genügender 
Menge  hergestellt  werden  konnte.  Aber  wenn  diese  Nachfrage 
stockte,  dann  mußte  das  Bestreben  der  Fabrikanten  (=  Verleger) 
einsetzen,  die  Maschinen  zur  Herstellung  anderer  Stickereiwaren 
zu  benutzen ;  denn  das  investierte  Kapital  drängte  um  so  mehr 
zur  Ausnutzung,  als  die  Maschinenstickerei  zunächst  durchweg  im 
Fabrik-,  nicht  im  Verlagssystem  betrieben  wurde.  So  läßt  sich 
bereits  1865  nachweisen-),  daß  Versuche  gemacht  wurden,  das 
Anwendungsbereich  der  Handmaschine  zu  vergrößern.  M  a  n 
trennte    damals    die    Stickerei     von    der    Weiß- 


1)  Friedrich  Georg   Wieck,    >Jndustrielle  Zustände  Sachsens«.     Chemnitz  1840, 
S.  339.  2)  H.-K.-B.  Plauen   1865,  S.   195;   1866,  S.   144. 
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wäre  n  k  o  n  t"  c  k  t  i  o  n  ,  indem  man  die  Stickerei  auf  besonde- 
rem Stoffe,  nicht  mehr  auf  dem  Wäschekleidungsstück  selbst, 
herstellte,  sie  ausschnitt  und  dann  auf  die  Acrmcl,  Röcke  usw. 
aufnähen  ließ.  Diese  Spezialisation  konnte  nur  in  Kibenstock  er- 
folgen ;  denn  die  Weiber  und  Kinder  waren  bereits  im  Ausschnei- 
den geübt  durch  die  unterlegten  Tamburdecken  (Antimakassars)  '). 
Die  Wichtigkeit  der  Trennung  zwischen  Stickerei  und  Konfektion 
beruhte  vor  allem  darauf,  daß  jene  Hilfsindustrie  durch  diese  Los- 
lösung mehr  und  mehr  selbständig  wurde.  Hier  ist  gewisser- 
maßen der  erste  Schritt  getan  worden  auf  dem  Wege,  der  zur 
heutigen  Besatzstickerei  führte. 

s)  Konkurrenzverhältnisse. 

Vorläufig  folgte  diesem  ersten  Schritte  kein  zweiter  ;  und 
die  augenblickliche  Gefahr,  welche  die  Eibenstocker  Stickerei 
durch  die  Einführung  der  Handmaschine  auf  sich  geladen  hatte, 
war  größer  als  der  Nutzen,  den  die  neue  Industrie  bislang  abge- 
worfen hatte.  Das  ganze  sächsische  Stickereigewerbe,  auch  das 
Plauener,  wurde  arg  bedroht  durch  die  mächtige  Schweizer  Kon- 
kurrenz, deren  Angriff  von  verschiedenen  Seiten  erfolgen  konnte. 
St.  Gallen  hatte  die  alte  Geschäftsverbindung  mit  Paris  ^)  vor  der 
sächsischen  Stickerei  voraus.  Die  Einkäufer  gaben  ihre  Bestel- 
lungen vornehmlich  an  die  Schweizer  Industrie.  Zu  diesem  Vor- 
sprung im  Absatz  kam  hinzu,  daß  die  Schweizer  infolge  der 
größeren  Zahl  der  [Maschinen  und  der  qualifizierteren  Arbeiter^) 
jede  neue  Konkurrenz  quantitativ  und  qualitativ  erdrücken  konnten. 
Schließlich  ist  als  sicher  anzunehmen,  daß  die  St.  Gallener  Muster 
damals  ebenso  vorbildlich  waren  wie  noch  heute.  Das  alles  waren 
Umstände,  welche  die  Plauener  und  die  Eibenstocker  Hand- 
maschinenstickerei vorläufig  niederhielten ;  also  auch  hier  eine 
Bedrückung  des  kleinen  Gewerbes  durch  den  großen  Konkur- 
renten. 

Die  Beziehungen  Eibenstocks  zu  Berlin  und  zur  Schweiz 
waren  durchaus  verschiedener  Natur ;  dort  die  hauptstädtische 
Konfektionsindustrie,  welche  die  Weißwarenerzeugung  zwar  an 
sich  riß,  aber  auf  die  erzgebirgische  Stickerei  infolge  deren  Boden- 

1)  S.  f.  S. 

2)  Arthur  Steinmann,  »Die  ostschweizerische  Stick6reiindustrie<  Heft  VII  der 
Züricher  volksvv.  Studien.     Zürich    1905,   S.   55. 

3)  Vgl.  die  späteren  Ausführungen  in  den  Abschnitten  über  die  Zeichner  und 
die  Sticker. 
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ständigkeit  angewiesen  war —  hier  die  technisch  gleiche,  große 
Industrie,  welche  durch  mannigfaltige  Vorteile  den  kleinen  Kon- 
kurrenten ersticken  konnte  oder  dessen  Dienste  nur  dann  in  An- 
spruch nahm,  wenn  es  sich  um  Herstellung  von  Schundware  han- 
delte; an  ihr  verdarben  die  erzgebirgischen  Sticker  das  mühsam 
erlangte  Maß  geringer  Geschicklichkeit  gänzlich.  Dazu  rückte 
der  Tag  näher,  an  dem  die  Krinoline  und  damit  der  große  Be- 
darf an  Weißstickereien  aufhörte.  So  wirkten  drei  Momente 
hinderlich  auf  das  Gedeihen  der  Maschinenstickerei  ein  :  die  Ueber- 
macht  der  Schweiz,  der  Bedarf  nach  schlechter  Ware  und  das 
Sinken  des  Bedarfs,  hervorgerufen  durch  das  Verschwinden  der 
Krinoline. 

c.  Die  alten  Produktionsgebiete:  Tambur  Stickerei 
und    Klöppelei. 

a)  Die  Tamburstickerei. 
I.  Die  Antimakassars. 
Der  Hauptartikel  der  alteingesessenen  Tamburstickerei  waren 
die  Antimakassars.  Diese  Schutzdecken  (^Schoner«)  waren  in  der 
Mitte  des  verflossenen  Jahrhunderts  eine  weit  verbreitete  Ware, 
die  zum  Auflegen  auf  Tische,  Sophas,  Klaviere  allgemein  benutzt 
wurden.  Auch  in  der  Ostschweizer  Stickerei  wurden  sie  hergfe- 
stellt').  Die  Fabrikation  erfolgte  so,  daß  nach  IMustern,  die  in 
Eibenstock  mittels  Schablone  auf  den  Tüll  gedruckt  wurden,,  ein 
dichtes  Gewebe  (meist  ]Mull)  auf  Tüllunterlage  längs  der  vorge- 
zeichneten Konturen  auftamburiert  und  dann  ausgeschnitten  wurde. 
Die  Decke  bestand  dann  für  das  Auge  aus  dichtem  Mull,  welcher 
von  Tüllmustern  durchbrochen  war.  Die  Arbeit  wurde  auch  als 
guipure  d'arf-)  bezeichnet  und  war  damals  der  wichtigste  Zweig 
der  Eibenstocker  Tambur  Stickerei. 

2.  Weißzeug. 
Die    großen    Stoffreste,     die    durch     das    Ausschneiden    der 
Schoner  entstanden,  drängten  zur  gewinnbringenden  Verwendung, 

i)  Wartmann.  »Handel  und  Industrie  des  Kantons  St.  Gallen  1881  — 1890«. 
St.  Gallen  1895,  S.  114.  Allerdings  war  diese  Warengattung  in  der  Schweiz  nicht 
zu  ähnlicher  ausschlaggebender  Bedeutung  gelangt ;  sie  gehört  dort  vielmehr  zu  den 
Nebenartikeln.  Die  Grundlagen  der  dortigen  Tamburstickerei  bildete  damals  wie 
noch  heute  die  Vorhangstickerei.  Vgl,  hierzu  auch  IVartmami,  »Handel  und  Indu- 
strie des  Kantons  St.  Gallen  1867 — So«,  .S.  140  ff.,  sowie  >Bericht  des  Kaufm. 
Direktoriums  von  St.  Gallen^:,    1905,  S.   12. 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1S62/3,  S.  201. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  A 


—  So- 
und diese  erfolgte  im  Anschluli  an  die  W'eißwarcnmode  zu 
Taschentüchern,  Rüschen,  \'orsteckschleifen.  >  In  Taschentüchern 
entfaltete  man  großen  Luxus ;  denn  diese  befanden  sich  damals 
nicht,  wie  ihr  Name  besagt,  in  der  Tasche,  sondern,  bei  Damen 
wenigstens,  ständig  in  der  Hand  der  Besitzerin,  sodaß  Bahac  ein- 
mal behauptete,  den  Charakter  einer  Frau  könne  man  am  besten 
aus  der  Art  beurteilen  lernen,  wie  sie  ihr  Taschentuch  hand- 
habe« ^).  Auch  die  Herstellung  der  Taschentücher  stand  in  Eiben- 
stock unter  dem  Zeichen  :  viel  und  billig ;  für  ihren  Absatz  war 
allein  die  Billigkeit  maßgebend '-).  Aber  nicht  hierin  allein  lag 
das  Bedenkliche  der  Produktion,  sondern  es  kam  hinzu,  daß  die 
Taschentücher  nicht  als  Gebrauchs-,  sondern  als  Ziergegenstand 
erzeugt  wurden.  Man  kaufte  die  P^ibenstocker  Taschentücher, 
nicht  weil  sie  sich  als  gebrauchsfähiger  erwiesen,  sondern  weil 
sie  billiger  und  moderner  waren ;  dazu  war  die  Billigkeit  keine 
ursprüngliche,  sondern  sie  leitete  sich  von  der  Resteverwendung 
der  Antimakassars  ab.  Im  selben  Augenblicke,  wo  diese  eine 
Absatzstockung  durchmachten,  hätte  auch  der  Preis  der  Taschen- 
tücher höher  kalkuliert  werden  müssen.  Das  t  a  m  b  u  r  i  e  r  t  e 
Taschentuch  war  außerdem  eine  Bedarfsgattung,  die  —  ähnlich 
wie  die  Bandzacken  —  nur  auf  die  Ablösung  durch  ein  Konkur- 
renzerzeugnis zu  warten  schien. 

3.  Spanische    Tücher. 

Immerhin  fuhr  ein  beträchtlicher  Teil  der  Tamburstickerei 
auf  offenem  Grunde  noch  im  alten  Fahrwasser.  Hier  wurde  die 
Herstellung  von  Modewaren  zugunsten  der  Erzeugung  von  Lan- 
destrachten vernachlässigt.  Es  handelt  sich  dabei  vor  allem  um 
die  P'abrikation  schwarzer  Tücher  und  Mantillen,  wie  sie  in  Spanien 
vom  Landvolke  getragen  wurden  ^).  Wenn  auch  diese  Waren- 
gattungen durchweg  in  den  1860  er  Jahren  guten  Absatz  fanden 
und  der  weiblichen  Bevölkerung  der  benachbarten  sächsischen 
und  böhmischen  Orte  dauernde  Beschäftigung  gewährten^),  so  ist 
doch  ihre  Bedeutung  für  die  Gesamt  konjunktur  der  Eiben- 
stocker  Stickerei  eine  geringe  gewesen.  Ein  P^abrikant  (r=  Ver- 
leger) hatte  den  sächsischen  Tamburstickereien  den  spanischen 
Markt  geöffnet ;  er  behauptete  dies  Absatzgebiet  jahrelang  allein, 
bis  ihm  dann  noch  eine  P^irma    des  Ortes  'Konkurrenz  machte^). 

I)   >Die  Mode«.     S.  90.  2)  H.-K.-B.  Plauen    1868,  S.   200. 

3)  A.  a.  O.   1862/3,  S.    191.  4)  A.  a.  O.   1867,  S.   161. 

5)  A.  a.  O.   1866,  S.    142. 
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Daß  nicht  mehr  Häuser  sich  der  HersteUung  der  spanischen 
Trachten  widmeten,  lag  vor  allem  an  der  Vorherrschaft  der  Weiß- 
warenerzeugung. Sie  nahm  manchem  anderen  Zweige  örtlicher 
Gewerbetätigkeit  die  Arbeitskräfte  oder  hinderte  ihn  zum  minde- 
sten an  weiterer  Ausdehnung. 

4.  Die    erste    Bunlstickerei. 

Aehnlich  einengend  wirkte  die  Weißwarenerzeugung  auch 
auf  die  B  u  n  t  s  t  i  c  k  e  r  e  i.  Beide  Fabrikationszweige  entstanden 
zu  gleicher  Zeit;  denn  um  1847  wurden  in  Hundshübel,  einem 
Nachbarorte  Eibenstocks,  zum  erstenmale  bunte  Fäden  verwandt^). 
Aber  die  Einführung  des  neuen  Stickereizweiges  in  Eibenstock 
erfolgte  erst  13  Jahre  später.  Bestickt  wurden  ausschließlich 
dichte  Gewebe  ;  bunte  Tüllstickerei  ist  nie  ausgeübt  worden.  Der 
Wert  der  Stickerei  war  im  Verhältnis  zum  Werte  des  Grund- 
stoffes ein  sehr  geringer,  und  daraus  erklärte  sich  die  unfreie  Be- 
triebsverfassung dieses  Gewerbezweiges.  Ohne  Ausnahme  wurde 
er  als  bloßes  L  o  h  n  g  e  w  e  r  b  e  für  die  eigentliche  Textil- 
industrie ausgeübt ;  die  Fabrikanten  (-Verleger)  waren  bloße  Zwi- 
schenmeister. Der  wichtigste  Arbeitgeber  war  die  Meerane- 
Glauchauer  Weberei;  sie  gab  Damenkleiderstoffe  aus  zur  Veredelung 
mit  bunten  Fäden  -).  Weiterhin  wurden  bestickt :  für  Hamburger 
Exporthäuser  Tischdecken,  für  Berliner  Händler  wollene  Shawls  ^), 
für  Reichenbacher  Webereien  große  Tücher,  für  Chemnitz  Sonnen- 
schirme ■^).  Die  Eibenstocker  Fabrikanten  (-Verleger)  konnten 
naturgemäß  nicht  den  Absatz  aller  dieser  Artikel  in  die  Hand 
nehmen;  denn  es  war  undenkbar,  daß  sie  eine  hinreichende 
Kenntnis  aller  dieser  Warengattungen  gehabt  hätten,  die  ja  für 
den  erfolgreichen  Absatz  nicht  zu  entbehren  ist. 

Für  das  Gedeihen  der  Buntstickerei  war  die  geschäftliche 
Verbindung  mit  den  Industrien,  welche  den  gebrauchsreifen  Unter- 
stoff herstellten,  unerläßlich.  Hierin  lag  aber  auch  zugleich  der 
Nachteil  der  unselbständigen  Betriebsverfassung  :  die  Eibenstocker 
Firmen  erhielten  nur  solange  Aufträge,  als  die  Bedarfsgattung 
des  gestickten  Kleides  oder  Tuches  Absatz  fand.  Aber  es 
lag  gar  nicht  im  Interesse  der  Auftraggeber,  sich  für  den  Vertrieb 
bestickter  Stoffe  besonders  zu  bemühen ;  wenn  sie  ihre  Er- 
zeugnisse ohne  Stickereiverzierung  absetzen  konnten,  so  war  für 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1862/3,  S.   197.  2)  A.  a.  O.   1862/3,  S.  197. 

3)  A.  a.  O.   1864,  S.  218.  4)  A.  a.   O.   1867,  S.   167. 
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sie   kein    ürund    vorhanden,    die    Eibenstockcr    Industrie    zu    be- 
schäftigen. 

Ruhte  so  an  sich  die  Buntstickerei  schon  auf  einer  recht 
unsicheren  Grundlage,  so  wurde  die  Bedrängtheit  der  Lage  durch 
andere  Faktoren  verschärft.  Die  Betriebsverfassung  brachte  es 
mit  sich,  daß  der  Verdienst  sowohl  der  Fabrikanten  (:=  Verleger) 
als  auch  der  Arbeiter  recht  niedrig  .war  ^).  Da  infolge  des  guten 
Absatzes  der  Weißwaren  und  der  unterlegten  Sachen  konkurrie- 
rende und  lohnendere  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  war ;  so  wurde 
die  Bunttamburstickerei  in  ihrer  Ausdehnung  gehindert-).  Die 
Arbeiter  blieben  überhaupt  n  i  e  einem  Zweige  der  Stickerei  oder 
des  übrigen  örtlichen  Konfektionsgewerbes  treu ;  sobald  die  Her- 
stellung irgend  eines  anderen  Gegenstandes  ihnen  besseren  Ver- 
dienst oder  leichtere  Arbeit  bot,  wechselten  sie  ihre  Tätigkeit^). 
Erst  als  sie  später  auf  die  Handmaschine  übertragen  wurde,  erhob 
sich  die  in  ihren  Anfängen  so  unbedeutende  Stickerei  zum  Haupt- 
gebiet des  Eibenstockcr  Gewerbes. 

5.  Die    Tamburmaschine. 

Seit  Mitte  der  1860er  Jahre  kamen  die  T  a  m  b  u  r  i  e  r  - 
m  aschinen  —  auch  Kurbelmaschincn  genannt  —  in  Gebrauch. 
Das  Urteil  über  sie  lautete  zunächst  nicht  günstig.  Die  Maschine 
ahme  den  Klöppeleffekt  nicht  so  gut  nach  wie  die  Handstickerei  *). 
Trotzdem  hatte  die  Zahl  der  Kurbelapparate  schon  bedeutend 
zugenommen,  als  dies  Urteil  gefällt  wurde. 

Für  die  Tamburstickerei  bedeutete  die  Aufstellung  von  me- 
chanischen Produktionsmitteln  die  Möglichkeit,  mehr  Ware  bei 
geringerer  Arbeiterzahl  herzustellen.  Die  freiwerdenden  Arbeits- 
kräfte gingen  dadurch  auch  unfreiwillig  zur  Weißwaren- 
erzeugung über ;  andererseits  waren  die  Spezialfirmen  der  Tam- 
burstickerei trotz  der  oben  geschilderten  freiwilligen  Uebergänge 
ihrer  Angestellten  zu  anderer  Beschäftigung  in  der  Lage,  dem 
Uebel  des  Arbeitermangels  zu  begegnen.  Zugleich  war  ein  neues 
Konjunkturmoment  in  das  Gewerbe  gekommen ;  da  der  größte 
Teil  der  Maschinen  in  geschlossenen  Betrieben  aufgestellt  wurde, 
so  mußten  sie  verwertet  werden,  solange  die  Aufträge  nur  halb- 
wegs lohnten.    Damit  wand  sich  diese  gewerbliche  Nebenströmung 

i)  H.-K.-B.  Plauen  1862/3,  S.  191. 

2)  A.  a.  O.  1867,  S.  167;  1S68,  S.  205. 

3)  A.  a.  O.  1868,  S.  200.        4)  A.  a.  O.  1874,  S.  294. 
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zur  Hauptströmung  der  Weißwarenerzeugung  zurück;  die  weißen 
Röcke,  Aermel,  Unterkleider  wurden  auch  mit  Tamburmaschinen 
weiß  bekurbelt.  Die  gefahrvolle  Einseitigkeit  der  Eibenstocker 
Industrie  wurde  dadurch  erhöht;  aber  ganz  verdrängt  wurde  die 
Buntstickerei  nicht  wieder,  so  lebhaft  auch  die  Klagen  über  ihren 
geringen  Umfang  zeitweise  waren  ^). 

^)  Die  Klöppelei. 

In  ganz  loser  Beziehung  zur  Eibenstocker  Weißwarenerzeu- 
gung i.  w.  S.,  nach  der  alle  örtliche  Technik  gravitierte,  stand 
die  Klöppelei,  die  älteste  Industrie  des  Erzgebirges  seit  dem 
Niedergange  des  Bergbaues.  Der  Grund  war  besonders  darin  zu 
suchen,  daß  in  Eibenstock  fast  gar  nicht  mehr  geklöppelt  wurde 
(1871 :  14  Klöpplerinnen);  die  industrielle  Ausbeutung  der  Klöppe- 
lei lag  daher  nicht  so  nahe  wie  die  Verwertung  der  Tambur- 
stickerei, deren  Produktionsprozeß  sich  gewissermaßen  unter  den 
Augen  der  Fabrikanten  (-Verleger)  vollzog.  Die  Verbindung  der 
Eibenstocker  Geschäfte  mit  den  hausindustriellen  Klöpplern  war 
daher  äußerst  lose;  die  Spitzen  wurden  zwar  regelmäßig  auf- 
gekauft, aber  man  enthielt  sich  durchweg  der  Neumusterung.  Zur 
direkten  Bedarfserregung  für  Klöppeleien  kam  es  in  Eibenstock 
nicht.  Die  einfachen  schwarzen  Guipurespitzen  waren  der  Haupt- 
artikel -) ;  die  besseren  Sorten,  Valencienne  und  Chantilly,  konnten 
von  den  erzgebirgischen  Klöpplerinnen  infolge  mangelnder  Ge- 
schicklichkeit überhaupt  nicht  hergestellt  werden  ^).  Schon  diese 
Tatsache  allein  hätte  eine  Einführung  guter  und  neuer  Muster 
unlohnend  gemacht;  dazu  fehlte  dem  Gesamtgewerbe  die  innere 
Triebkraft,  sich  in  qualitativer  Hinsicht  zu  entwickeln,  vor  allem 
wurde  ein  tüchtiger  Zeichnerstand  vermißt,  sowie  gute  öffentliche 
Vorbildersammlungen  ^).  Hindernd  auf  den  Eibenstocker  Spitzen- 
handel wirkte  auch  der  Wettbewerb  von  Schneeberg, 
Annaberg  und  B  ä  r  e  n  w  a  1  d  e. 

Zu  den  geschilderten  widrigen  Verhältnissen,  unter  denen  die 
Entwicklung  der  Klöppelei  nicht  aufkommen  konnte,  gesellte  sich 
noch  die  Konkurrenz  der  Klöppelmaschinen.  Im  Gegensatz  zu 
dem  entsprechenden  Vorgang  auf  dem  Gebiete  der  Tambur- 
stickerei handelte  es  sich  nicht   um   eine    bloße    örtliche  Um- 


I)  H.-K.-B.  Plauen   1869,  S.   198.  2)  A.  a.  O.    1865,  S.  207. 

3)  A.  a,  O.   1867,    S.   170.     ffu^o  Fischer,    »Technologische    Studien  im  Erz- 
gebirge«.    Leipzig   1878,  S.  2  und  S.  13.  4)  H.-K.-B.  Plauen   1875,  S.   136. 
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bildung  der  Technik;  sondern  die  Maschinen  wurden  in  IClherfeld- 
Barmen  aufgestellt.  Es  drohte  also  eine  Verlegung  des  Pro- 
duktionsgebietes, die  um  so  näher  lag,  als  die  maschinelle  Nach- 
ahmung der  rohen  Ilandklöppelei   leicht  war'). 

Ernsthafte  Bemühungen,  den  umstrittenen  Markt  zu  behaupten, 
wurden  nicht  gemacht.  Denn  die  Fabrikanten  (-Verleger)  richteten 
ihr  Augenmerk  auf  die  Weißwarenherstellung.  Höchstens  zur 
Zeit,  als  die  Besätze  mit  Besätzen  garniert  wurden,  erfolgte  ein 
kurzes  Einbiegen  der  Klöppelei  zur  gewerblichen  Hauptströmung ; 
gelegentlich  wurden  die  Bandzacken  oder  die  Weißwaren  mit 
Klöppelspitzen  ausgeputzt  ^).  Daneben  ging  die  Klöppelei  von 
Fassonsachen,  Kragen,  Taschentuchkanten  usw.,  also  eigentlicher 
Weißwaren^);  aber  immer  waren  es  nur  Episoden  im  üblichen 
Geschäftsgange  der  Spitzen,  während  die  Meterware  die  über- 
wiegende Menge  der  Erzeugung  darstellte  ■*). 

d)  E  r  w  e  i  t  e  r  u  n  g  s  V  e  r  s  u  c  h  e  der  1  o  k  a  1  e  n  I  n  d  u  s  t  r  i  e. 

Eine  weitere  Ausdehnung  des  örtlichen  Gewerbebetriebes  in 
der  Richtung  auf  die  Krinolinenmode  mußte  zur  Zeit  dauernd 
starken  Bedarfes  verlockend  erscheinen.  Nicht  immer  hatten 
solche  Versuche  Erfolg  ;  sie  scheiterten  teils  an  der  Arbeiterfrage, 
sobald  qualifizierte  Leistungen  verlangt  wurden ;  teils  daran,  daß 
die  alten  Produzenten,  die  man  angriff,  den  ■Markt  zu  allmächtig 
beherrschten,  als  daß  begründete  Aussicht  auf  Erfolg  vorhanden 
gewesen  wäre.  In  erster  Reihe  war  es  verlockend,  die  viel  ver- 
langten Besätze  in  anderer  Technik  herzustellen,  um  neue  Sorten 
auf  den  ]\Iarkt  zu  bringen.  Bisher  war  die  Annaberger 
Gorlnäherei  —  das  Zusammennähen  von  Schnüren  zu  Posa- 
menten —  dem  Eibenstocker  x^rbeitsgebiete  noch  fremd  gewesen. 
i866  w'urden  Versuche  gemacht,  diese  Technik  einzubürgern^); 
ohne  Erfolg,  wie  aus  den  beiden  genannten  Gründen  anzunehmen 
war.  Bemerkenswerter  ist  infolge  ihres  Gelingens  die  Einfüh- 
rung der  K  r  i  n  o  1  i  n  e  n  h  e  r  s  t  e  1  1  u  n  g  '^j.  Im  Unterschiede  zu 
all  den  anderen  Ausdehnungen  des  Produktionsprogrammes  han- 
delte es  sich  hier  darum,  die  Herstellung  des  Halbfabrikates, 
dessen  man  für  die  Anfertigung  der  Konfektionen  bedurfte,  in 
eigene  Hand  zu  nehmen.     Darin  lag  zugleich  die  privatwirtschaft- 

I)  H.-K.-B.  Plauen  1862/3,  S,  203.       2)  A.  a.  O.  1865,  S.  197. 

3)  A.  a.  O.  1S71,  S.  385.        4)  A.  a.  O.  1865,  S.  205;  1879,  S.  379. 

5)  A.  a.  O.  1866,  S.  152.        6)  A.  a.  O.  1864,  S.  222. 
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liehe  Ursache  der  Einbürgerung.  Preß-,  Bieg-  und  Stanzmaschinen 
zur  Bearbeitung  der  ^Messingbleche  wurden  aufgestellt,  dazu  I20 
Klöppelmaschinen  zum  Ueberspinnen  der  Reifen  mit  Fäden '). 
Das  war  eine  verhältnismäßig  große  Kapitalinvestierung.  Wenn 
auch  die  Krinolinenfabrikation  nur  auf  einen  Betrieb  beschränkt 
blieb,  so  war  doch  der  Vorgang  typisch  für  das  Vertrauen,  das  man 
auf  das  Andauern  der  Mode  setzte,  und  typisch  als  Ausdehnungs- 
versuch lokaler  Gewerbetätigkeit. 

3.   Der  Niedergang  der  Eibenstocker  Industrie   1872 — 80. 

Die  Zweige  der  Eibenstocker  Industrie  litten  während  langer 
Zeit,  die  sich  durch  die  Jahre  1872  und  1880  begrenzen  läßt,  an 
einer  Absatzstockung,  deren  Ursachen,  Verlauf  und  Folgen 
zu  erklären  die  nächste  Aufgabe  sein  wird.  Die  beiden  Jahres- 
zahlen treffen  zwar  nicht  für  jeden  Teil  des  örtlichen  Gewerbes 
zu  ;  die  Symptome  der  herannahenden  Krankheit  lassen  sich  vom 
Jahre  1868  an  verfolgen,  und  einigen  Gewerbezweigen  ging  es 
auch  nach  dem  Jahre  1880  noch  herzlich  schlecht.  Aber  die 
Zeitpunkte  können  beibehalten  werden;  denn  1872  erfolgte  der 
große  Rückschlag  in  den  weißenStreifen  undEin- 
Sätzen  der  Handmaschinenstickerei,  dessen  Tragweite  besonders 
groß  war ;  denn  die  Handmaschinen  waren  Kapitalelemente,  die 
verwertet  werden  mußten  und  daher  zur  Lohnarbeit  und  zur  Ein- 
führung neuer  Artikel  drängten.  1880  wurde  die  Perlbesatz- 
fabrikation eingeführt,  der  sich  ähnlich  wie  einst  der  Weiß- 
warenherstellung sämtliche  Geschäfte  des  Ortes  zuwandten. 

a)  Die    Ursachen    der'Krisis. 

Die  Krinoline  war  1867  -)  aus  den  besser  situierten  Kreisen 
der  Frauenwelt  verschwunden ;  aber  sie  hielt  sich  noch  einige 
Jahre  in  der  weiblichen  Bekleidung,  besonders  in  abgelegenen 
Gegenden.  Die  Wirkung  dieses  Bedarfsschwundes  erstreckte  sich 
natürlich  auf  fast  sämtliche  Zweige  der  Eibenstocker  Industrie, 
die  unmittelbar  oder  mittelbar  mit  der  Krinolinenmode  im  Zu- 
sammenhange standen ;  danach  bemaß  sich  auch  die  Intensität 
der  Wirkung. 

Besonders  hart  mußte  die  Herstellung  der  Krinoli- 
ne n  getroffen  werden;  eine  Fortsetzung  dieser  Produktion  war 

i)  H.-K.-B.  Plauen   1865,  S.  208.  2)  Die   »Mode«.     S.  76. 
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ausgeschlossen.  Das  bedeutete  aber  nicht  die  Unterbindung  des 
technischen  Betriebes.  Die  vorhandenen  Maschinen  wurden  zur 
Korsettfabrikation  benutzt  ^). 

Die  Weißwarenerzeugung  erfuhr  durch  die  Verengerung  der 
Röcke  eine  Einschränkung  der  luzeugung ;  jedoch  war  die  Ver- 
ringerung des  Bedarfes  für  die  Kibenstocker  Industrie  nicht  nur 
durch  den  Modewechsel  begründet,  sondern  die  Berhner  Kon- 
kurrenz hatte  bereits  einen  großen  Teil  der  Weißwarenherstellung 
an  sich  gerissen.  Weiterhin  wurde  die  Schuld  der  »Minder- 
wertigkeit der  hauptsächlichen  Konfektionsartikel  <  zugeschrieben, 
die  »nach  der  ersten  Wäsche  alles  Ansehen  verloren«  '■^).  Die 
Weißwarenfabrikation  erlebte  keinen  Aufschwung  wieder ;  der 
hindernde  Grund  war  die  sogenannte  Berliner  Neuwäscherei,  die 
mit  ihren  Platt-  und  Bügelapparaten  eine  neue  Technik  bedeutete ; 
ihre  Einführung  im  Ober-Erzgebirge  scheiterte  nicht  nur  an  der 
Uebermacht  der  hauptstädtischen  Industrie,  sondern  auch  am 
Fehlen  der  Arbeitskräfte. 

Weit  komplizierter  waren  die  Vorgänge  auf  dem  Gebiete  der 
handmaschinengesticktcn  weißen  Streifen  und  Einsätze.  Die  Ma- 
schinen waren  zum  größten  Teile  in  Fabriken,  nicht  im  Verlag 
aufgestellt,  und  die  Fabrikanten  mußten  die  Produktion  so  lange 
fortsetzen,  als  sich  eine  auch  nur  niedrige  Verzinsung  des  Kapitals 
ergab  und  sie  die  Fühlung  mit  dem  Stickereimarkt  nicht  verlieren 
wollten.  Aber  auch  die  hausindustriellen  Einzelsticker  mußten 
infolge  der  Teuerkeit  der  Maschinen  auf  Hilfe  gegen  die  Arbeits- 
losigkeit sinnen.  Die  vielfache  Verwendungsmöglichkeit  der  Hand- 
maschine drängte  daher  zur  Ausnutzung ;  die  Möglichkeit  dazu 
war  aber  erst  in  den  Anfängen  vorhanden,  und  die  technischen 
P'ortschritte  wurden  erst  allmählich  gemacht,  boten  also  nicht 
sofortige  Rettung.  Eine  P'ortsetzung  der  alten  Produktion  aber 
war  dadurch  schwierig  gemacht,  daß  die  Schweizer  Industrie  mit 
ihren  besseren  Produkten  den  verengerten  Markt  beherrschte. 

Der  Vorgang  der  Absatzstockung  ist  typisch,  und  er  ist  auch 
in  der  Perlzeit  nachzuweisen :  zur  Zeit  der  Hochkonjunk- 
tur waren  die  minderwertigen  Erzeugnisse  anstandslos  in  Kauf 
genommen  worden  ;  als  der  Bedarf  infolge  des  Verschwindens  der 
weißen  Röcke  sich  bedeutend  abschwächt^,  wurden  trotzdem 
Stickereien    nach    wie    vor    weiterproduziert.     Dadurch    trat    eine 


I)  H.-K.-B.  Plauen   1S72/4,  S.  306.  2)  A.  a.  O.   1872/4,  S.  287. 
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Ueberfüllung  der  Lager  bei  den  Händlern  auf,  und  nun  erst  — 
August  1872  —  annullierten  die  Konfektions-  und  Wäschehändler 
die  erteilten  Aufträge.  Gründe  zur  Aufhebung  der  geschlossenen 
Lieferungsverträge  bot  die  Minderwertigkeit  des  Produktes.  Der 
noch  auftretende  Bedarf  wurde  aus  den  vorhandenen  Lagern  ge- 
deckt ;  der  Handel  gab  also  neben  den  genannten,  in  der  In- 
dustrie selbst  liegenden  Gründen  der  Konjunkturkurve  die  Rich- 
tung an.  Hieraus  erklärte  sich  auch,  daß  der  Rückschlag  für  das 
Stickereigewerbe  ganz  plötzlich  erfolgte. 

Zu  all  diesen  Ursachen  kamen  rein  technische  Konkurrenz- 
bestrebungen :  die  englische  und  französische  Wirkerei  stellte 
ebenfalls  weiße  Streifen  und  Einsätze  her  ^). 

Soviel  erhellt  bereits  jetzt,  daß  die  Aenderung  in  der  Mode 
zwar  zeitlich  die  primäre  Ursache  des  Niederganges  war;  aber 
zum  Ausbruch  kam  die  Absatzstockung  erst  durch  die  Einwirkung 
der  Händler,  der  inneren  Mängel  in  der  Produktion  und  der 
technischen  Konkurrenz.  Eine  leistungsfähige  ^vlodeindustrie  hätte 
sich  durch  Neumusterung  bald  wieder  auf  dem  Markte  zurecht- 
gefunden; aber  auch  ein  technisch  tiefstehendes  Gewerbe  wie  die 
Eibenstocker  Stickerei  verschaffte  sich  durch  Regsamkeit  und 
Unternehmungslust   in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  neuen  Absatz. 

Ehe  wir  aber  darauf  eingehen  können,  haben  wir  den  Nieder- 
gang in  seiner  ganzen  Ausdehnung  zu  schildern. 

Die  Tambur  Stickerei  stellte  zwar  nur  wenige  Waren- 
sorten her,  die  mit  der  Krinolinenmode  oder  der  Weißwaren- 
industrie in  Verbindung  standen ;  aber  auch  sie  litt  unter  einem 
jahrelangen  matten  Geschäftsgange.  Zunächst  machte  sich  die 
Wirkung  der  großen  Krisis  von  1873  geltend;  denn  gerade  im 
Oktober  1873  begann  die  Absatzstockung  sowohl  für  die  unter- 
legten Decken  und  Taschentücher  als  auch  zeitweise  für  die 
Glauchauer  Lohnkleiderstickerei.  Immerhin  war  das  Absatzgebiet 
der  Hauptwaren,  namentlich  der  Antimakassars,  zu  international, 
als  daß  die  Krisis,  welche  nur  Deutschland  und  Oesterreich  betraf, 
allein  entscheidend  auf  die  Konjunktur  hätte  wirken 
können  ;  denn  gerade  Nordamerika,  vielleicht  das  wichtigste 
Absatzgebiet,  litt  damals  unter  keinerlei  Stockungen  des  Wirt- 
schaftslebens. Die  entscheidenden  Gründe  sind  vielmehr  zu 
suchen  in    der    zunehmenden    Minderwertigkeit   der   Haupterzeug- 
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nisse,  der  Antimakassars  und  der  Taschentücher.  AehnHch  wie 
in  der  V\'eiß\\arenerzeui;ung  führte  auch  hier  die  zunehmende 
Zahl  der  selbständigen  Geschäfte  zum  gei^cnseitigen  Unterbieten 
und  dadurch  zur  Notwendigkeit  billiger  Produktion  —  selbstver- 
ständlich auf  Kosten  der  Qualität.  Dasselbe  Schicksal  ereilte  die 
spanischen  Schleier  und  Tücher ;  also  auch  das  Gebiet  der  Ge- 
brauchsgegenstände und  der  Landestrachten  gewährte  keinen 
Schutz  vor  Absatzstockungen,  zumal  da  auch  hier  konkurrierende 
Industrie  mit  der  Tamburstickerei  um  den  .Markt  kämpfte,  nämlich 
die  französische  und  die  englische  Wirkerei  ^).  Auf  die  Dauer 
mußte  das  technisch  l^essere  Erzeugnis  verdrängend  wirken  ;  un- 
gefähr i(S<So  war  der  Wettbewerb  zu  Ungun.sten  der  Eibenstocker 
Tamburstickerei  entschieden,  welche  dadurch  ihre  führenden 
Warengattungen  verloren  hatte  -). 

Bei  den  spanischen  Schleiern  und  Mantillen  hatten  außerdem 
die  ungünstigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  jenes  Landes  zur 
Absatzstockung  wesentlich  beigetragen.  Während  des  Karlisten- 
aufstandes  waren  von  der  Regierung  und  von  den  Aufständischen 
sehr  hohe  Ansprüche  an  die  Zahlungsfähigkeit  des  Landes  ge- 
stellt worden  ^) ;  außerdem  wirkten  die  kläglichen  Währungsver- 
hältnisse und  die  Mißernte  von   i874'*). 

Daneben  drohte  der  ganzen  Tamburstickerei,  in  welcher  die 
Handarbeit  mehr  und  mehr  durch  die  ^Maschine  verdrängt  wurde, 
gerade  infolge  dieser  technischen  Umwälzung  dieGefahr  der 
lokalen  Abwanderung.  Die  Kurbelmaschine  hatte  das 
Tamburieren  bedeutend  erleichtert ;  ihr  nicht  allzuhoher  Preis  von 
400 — 500  Mk.  führte  dazu,  daß  Konfektionsbetriebe,  vor  allem  in 
Berlin,  aber  auch  in  anderen  Orten,  die  maschinelle  Stickerei  in 
ihren  Betrieb  aufnahmen  oder  Hausindustriellen  die  Anschaffung 
der  Apparate  erleichterten  ^).  Im  Gegensatz  zur  Handmaschinen- 
stickerei, welche  sehr  qualifizierte  Arbeiter  und  Hilfsarbeiter  er- 
fordert, verfiel  die  Tamburstickerei  einer  allmählichen  Dislozierung, 
die  als  Unterströmung  der  Konjunktur  ständig  anhielt.  Es 
war  ein  Vorgang,  dem  die  Industriellen  ohnmächtig  gegenüber- 
standen. 

Eine  allgemeine  Depression  lag  wie  über  dem  ganzen  Eiben- 
stocker Gewerbe,  so  auch  über  der  Tamburstickerei.     Die  Eoleen 


l)  H.-K.-B.  Plauen    1877,  S.   202.  2)  A.   a.   O.    1879,-8.   241. 
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der  wirtschaftlichen  Krankheit  zu  beheben,  war  eine  unabweisbare 
Forderung  vernünftiger  Privatwirtschaft.  Damit  erhebt  sich  die 
Frage :  welche  Maßregeln  ergriffen  die  Fabrikanten  (-Verleger), 
um  der  Absatzstockung  zu  steuern,  und  welchen  Erfolg  hatten  sie  ? 

b)  Bestrebungen    zur    U  e  b  e  r  \v  i  n  d  u  n  g    der   Stockung. 
a)  Handmaschinenstickerei. 

In  der  Handmaschinenstickerei  wurde  ein  uner- 
warteter Vorgang  ausgelöst :  die  örtliche  Vermehrung 
der  Maschinen.  Die  Hausindustriellen  verkauften  ihre  Ma- 
schinen billig  und  suchten  andere  Arbeitsgelegenheit;  sie  fanden 
besonders  in  Eibenstock  Käufer  ^).  Die  Lage  mußte  sich  dadurch 
noch  verschlechtern,  zumal  ein  durch  die  Länge  der  Krinolinen- 
mode  begreiflicher  Optimismus  dazu  verhalf,  daß  die  Streifen  und 
Einsätze  weiter  produziert  wurden.  Die  sächsische  Stickerei  hatte 
damit  denselben  Weg  eingeschlagen  wie  die  Schweiz.  Sicherlich 
gab  es  Kanäle  genug,  in  die  man  bei  guten  Geschäftsverbindungen 
den  Warenabsatz  leiten  konnte  ;  aber  diese  standen  nur  der  Schweiz 
zu  Gebot,  die  sächsische  Stickerei  war  zu  ohnmächtig  auf  dem 
Markte.  Der  noch  vorhandene  Bedarf  wurde  ganz  vorwiegend 
durch  Schweizer  Stickereien  gedeckt;  und  dieser  Absatz  führte 
bald  zu  einer  engen  Verbindung  zwischen  der  Schweizer  und  der 
sächsischen  Stickereiindustrie,  indem  erstere  Aufträge  nach  Deutsch- 
land gab.  Die  Nachteile  eines  solchen  Veredelungsverkehrs  lagen 
auf  der  Hand.  Die  sächsischen  Fabrikanten  (-Verleger)  wurden  zu 
bloßen  Zwischenmeistern  herabgedrückt.  Außerdem  kamen  nur 
die  gröbsten  und  unlohnendsten  Muster  für  die  Bearbeitung  in 
Betracht;  die  mühsam  erworbene  Geschicklichkeit  der  deutschen 
Sticker  wurde  dadurch  arg  geschädigt,  und  die  Aufträge  waren 
in  ihrer  Ausdehnung  äußerst  schwankend. 

Der  Umfang  dieses  Veredlungsverkehrs  ist  nicht  genau  fest- 
zustellen; die  offiziellen  Schweizer  und  sächsischen  Statistiken 
weichen  von  einander  ab.  Das  Hauptzollamt  Eibenstock  passierten 
im  Veredelungsverkehr  für  die  Schweiz  folgende  Mengen  baum- 
wollener Stickereien : 
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Anscheinend  wurde  der  Verkehr  mit  der  Schweiz  durch 
S  c  h  n  e  e  b  c  r  14-  e  r  Geschäftshäuser  vermittelt.  Eine  ausschlag- 
gebende Rolle  hatte  er  für  die  Eibenstocker  Handmaschinen- 
stickerei nicht  gespielt. 

Weit  aussichts-  und  erfolgreicher  waren  andere  Bestrebungen, 
die  darauf  zielten,  die  technische  Leistungsfähigkeit  zu  erhöhen 
oder  die  Maschinen  zur  Bearbeitung  anderer  Warensorten  heran- 
zuziehen. In  jenen  Jahren  wurden  der  Bog-  und  der  Bohr- 
apparat eingeführt;  infolgedessen  konnten  mannigfaltigere,  vor 
allem  auch  die  spitzenähnlichen  durchbrochenen  Muster  her- 
gestellt werden.  Die  Maschinenstickerei  wurde  dadurch  der 
Handarbeit  ähnlicher  als  bisher^). 

Derartige  Ausdehnungsversuchc  hatte  man  schon  1870  ge- 
macht —  zwar  vor  Ausbruch  der  Krisis ,  aber  bereits  zu  einer 
Zeit,  als  der  Artikel  der  Streifen  und  Einsätze  sehr  minderwertig 
war;  sie  können  als  prophylaktisches  Mittel  angesehen  werden. 
Es  handelte  sich  um  die  Herstellung  von  Spachtelkragen; 
die  Neueinführung  lag  sehr  nahe,  da  die  Eibenstocker  Erauen 
und  Kinder  im  Ausschneiden  geübt  waren.  Kräftiger  setzten  die 
Ausdehnungsversuche  naturgemäß  nach  dem  Ausbruch  der 
Krisis  ein.  Einige  Jahre  wurden  große  Mengen  durchbrochene 
Pocken  (Bohrapparat!)  für  Damenkragen  und  Stulpen 
gestickt;  aber  die  Bevorzugung  der  Wäscheartikel  war  aus  nahe- 
liegenden Gründen  nicht  aussichtsreich^).  Die  Spachtelkragen 
bedeuteten  ebenso  wie  die  Ecken  für  Kragen  und  Stulpen  eine 
quantitativ  geringe  Nachfrage ;  zudem  waren  die  letzteren  eine 
blofSe  Bedarfsnuance  des  von  Berlin  endgültig  gewonnenen 
Wäschemarktes. 

Nur  neue  Warensorten  und  zwar  solche,  die  in  großen 
Mengen  gebraucht  wurden,  hätten  Hilfe  bringen  können.  Die 
Stickerei  suchte  in  dieser  Erkenntnis  die  neue  Mode  der 
Tunikas  oder  Kleiderüberwürfe  auszunutzen;  der  Bedarf 
nach  Kleiderbesatz  und  -Verzierung  war  geblieben  und  hieran 
knüpfte  sich  neue  Arbeitsgelegenheit :  die  Stjckerei  auf  Klei- 
derstoffe   für    Glauchau-Meerane    und    die    Kl  eiderb esa  t  z- 
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Stickerei.  Eine  Erweiterung  des  Produktionsradius  lag  hierin 
insofern,  als  die  Handmaschinen  nunmehr  zur  Stickerei  mit  b  u  n- 
ten  Fäden  benutzt  wurden  und  als  hiermit  zugleich  ein  Angriff 
auf  die  Tamburstickerei  erfolgte,  die  allein  bisher  zu  jener 
bunten  Arbeit  verwendet  worden  war. 

Zwei  Entwicklungsmöglichkeiten  eröffneten  sich  für  die  Hand- 
maschinenstickerei: Uebergang  zur  Kleiderstickerei  oder  zur  Be- 
satzfabrikation. Auf  der  ganzen  Linie  konnte  sich  der  Wechsel 
nicht  vollziehen ;  denn  alte  ^laschinen  waren  für  bessere  Waren 
nicht  zu  verwenden,  und  an  guten  Stickern  mangelte  es  allent- 
halben. So  konnten  vorläufig  Hand-  und  Kurbelmaschinen  neben- 
einander die  Kleiderstickerei  ausüben.  Als  Fortschritt  konnte 
diese  neue  Verwendung  der  Handmaschinen  nicht  bezeichnet  wer- 
den; denn  die  Kleiderstickerei  blieb  nach  wie  vor  Lohnarbeit  für 
Glauchau-Meerane.  Die  Nachteile  solcher  Beschäftigung,  in  erster 
Reihe    die    sprunghafte  Arbeitsgelegenheit,    lagen    auf   der   Hand. 

Weittragendere  Bedeutung  hatte  dagegen  die  Einführung  der 
Besatzfabrikation.  Hier  war  die  Stickerei  selbst  die  Ware  ; 
das  Herausbringen  neuer  Muster  erschien  verlockend,  da  der  Ge- 
winn in  die  eigenen  Taschen  floß  und  nicht  den  Auftraggebern 
aus  der  Textilindustrie  zugute  kam.  Der  wichtigste  Schritt  in 
dieser  Richtung  war  der  Uebergang  zur  mehrfarbigen  Stickerei, 
welche  zuerst  1877  versucht  wurde  und  zwar  anlehnend  an  Les- 
sin^-sche  Vorlagen.  Altdeutsche  Besätze  wurden  in  blau  und  rot, 
blau  und  schwarz  hergestellt  ^).  Wenn  auch  nur  immer  zwei  Far- 
ben verwendet  wurden,  so  wurde  doch  durch  den  neuen  i\rtikel 
die  Möguchkeit  geboten,  den  Produktionsbereich  der  Maschine  ganz 
bedeutend  zu  vergrößern.  Sicher  war  dieser  Erweiterungsversuch 
der  bei  weitem  wichtigste.  Die  Eibenstocker  Stickerei  trat 
nun  der  Annaberger  Posamentenherstellung  nahe ;  bald  sollten 
sehr  enge  Beziehungen  eintreten  durch  die  Herstellung  von  Perl- 
besätzen, die  1880  begann.  Vorläufig  blieb  die  Buntbesatzstickerei 
in  den  Kinderschuhen  stecken ;  das  lag  auch  an  dem  Widerwillen 
der  Fädlerinnen,  die  sich  nicht  zum  Fädeln  der  bunten  Farben 
bequemen  wollten. 

Die  Eibenstocker  Maschinenstickerei  ging  zwar  geschädigt 
aus  dieser  Krisis  hervor;  aber  die  Arbeitsstockung  hatte  auch 
vorteilhafte  Folgen  gezeitigt :  die  Erweiterung  des  P  r  o  d  u  k- 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1877,  S.   199. 
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t  i  o  n  s  f  c  1  d  e  s  und  den  U  c  b  c  r  g  a  n  i;  zu  ( i  u  a  1  i  t  a  t  i  v  b  c  ss  c  r  e  r 

A  r  b  c  i  t. 

|3)  Tamburstickerei. 

Während  für  die  I  landmaschinenstickerei  eine  gewisse  l'^in- 
heitlichkeit  auch  der  neuen  Warensorten  kennzeichnend  war,  nahm 
die  Tamburstickerei,  je  mehr  sie  der  Depression  durch  Bearbei- 
tung neuer  Warensorten  zu  entrinnen  suchte,  ein  recht  mannig- 
faltiges Gepräge  an.  Das  bloße  Zugreifen  nach  Lohnarbeit 
hemmte  in  ihr  den  technischen  Fortschritt.  Bestrebungen,  die 
Erzeugnisse  zu  verbessern,  traten  eigentlich  nur  vor  der  Krisis 
auf  als  vorbeugendes  Mittel ;  sie  ergriffen  auch  nicht  die  Gesamt- 
industrie, sondern  beschränkten  sich  auf  wenige  leistungsfähige 
Geschäftshäuser. 

Zwei  Erweiterungsversuche  lassen  sich  nachweisen  :  die  Her- 
stellung von  bestickten  Kaschmirtüchern  und  von  tamburierten 
Gardinen.  Erstere,  seit  1870  eingeführt,  wurden  für  S])anien  her- 
gestellt und  zwar  zugleich  als  Ersatz  für  den  Rückgang  der 
Schleier  und  Mantillen.  Die  Gardinenhcrstelllmg  datierte  bereits 
seit  1868.  Nur  die  beste  W^are  wurde  erzeugt;  die  Musterspe- 
sen w^aren  deshalb  besonders  hoch,  und  hieran  scheiterte  wohl 
auch  die  weitere  Ausbreitung  dieses  Geschäftszweiges.  Man  machte 
viel  Rühmens  von  der  Qualität  der  gestickten  Gardinen  und  hob 
hervor,  daß  sie  »in  den  feinsten  Läden  von  Paris«  feilgehalten 
würden  ^).  Auf  die  minderwertigen  Muster  der  anderen  Stickerei- 
zweige machte  der  Erfolg ,  den  die  Gardinen  errungen  hatten 
wenig  Eindruck.  Besonders  hervorzuheben  ist,  daß  die  Vorhänge 
nie  eine  Periode  der  Oualitätsverschlechterung  durchmachten  und 
daß  sie  noch  heute  von  3—4  guten  P2ibenstocker  Geschäften  er- 
zeugt werden. 

Während  der  Krisis  wurden  solche  Erweiterungen,  die 
technische  Verbesserungen  darstellten,  nicht  gemacht. 
Der  größte  Teil  der  Arbeit  blieb  Lohnstickerei  für  Glauchau- 
Meerane ;  im  wesentlichen  teilte  sich  die  Tamburmaschine  mit  der 
Handmaschine  in  dieses  Arbeitsfeld,  ohne  daß  es  zu  einem  Kampfe 
zwischen  den  beiden  Systemen  gekommen  wäre"^).  Außerdem 
suchte  man  einige  Warensorten  der  Wäsche  zu  retten:  Kinder- 
kleider und  -lätzchen,  Herrenvorhemden,  weiße  und  schwarze 
Schürzen^).     Von   Dauer  war    die   Herstellung    dieser  .Wäschear- 

i)  H.-K.-B.  Plauen  1868,  S.  200.        2)  Vgl.  oben  S.  60  f. 
3)  H.-K.-B.  Plauen  1879,  S.  240. 
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tikel  nicht;  um  i8So  hatte  sie  die  große  BerHner  Wäscheindustrie 
an  sich  gerissen. 

Neben  diesen  Artikeln,  welche  fortwährend  hergestellt  wur- 
den, kamen  vorübergehend  andere  Warensorten  vor :  bestickte 
Strümpfe  und  Schuhe,  Handschuhzwickel,  Schärpen  für  mexi- 
kanische Trachten').  Das  wai'fen  durchweg  Gegenstände,  welche 
ähnlich  wie  die  bestickten  Kleiderstoffe,  nur  eine  Nuancierung 
im  Produkte  einer  anderen  Industrie  darstellten.  Die  Stickerei 
hatte  sehr  geringen  Wert  im  \"erhältnis  zur  ganzen  Ware; 
sie  bildete  nur  vorübergehend  einen  integrierenden  Bestandteil 
der  Gebrauchsreife,  und  darin  lag  für  die  Stickereiindustrie  die 
Gefahr,  über  Nacht  arbeitslos  zu  werden. 

Ein  Ersatzversuch  wurde  nur  für  die  Antimakassars  gemacht. 
Die  Herstellung  buntgestickter  Tischdecken  wurde  in 
Angriff  genommen.  Aber  sie  rangen  sich  nicht  zu  der  erhofften 
Bedeutung  eines  Massenartikels  durch  ;  ihre  Fabrikation  blieb  auf 
wenige  Geschäfte  beschränkt  -).  Die  Herstellung  von  bunten  Be- 
sätzen, wie  sie  in  der  Handmaschinenstickerei  eingeführt  worden 
waren,  wurde  versucht;  auch  dieser  Artikel  war  zu  unbedeutend, 
als  daß  er  der  Tamburmaschine  erwähnenswerte  Arbeit  hätte 
bringen  können. 

Die  gesamte  Tamburstickerei  war  ohne  Gewinn  aus  der 
Krisis  hervorgegangen.  Was  ihr  verblieb,  waren  durchweg  Reste 
ehemaliger  Warengattungen  ;  die  Versuche,  das  technische  Kön- 
nen zu  vertiefen,  hatten  keine  Einwirkung  auf  die  Mehrzahl  der 
Fabrikanten-(Verleger)  gehabt ,  sondern  sich  auf  wenige  größere 
Geschäftshäuser  beschränkt.  Bedenklich  war  der  Verlust  der 
Stapelartikel,  der  Antimakassars  und  der  spanischen  Landestrach- 
ten. Die  Tamburstickerei  war  dadurch  führerlos  geworden.  Die 
mannigfache  andere  Arbeitsgelegenheit  für  die  Textilindustrie 
hatte  über  den  Verlust  der  Stapelwaren  hinweggetäuscht ;  das  war 
um  so  unheilvoller,  als  die  Geschäftsverbindung  mit  den  Webe- 
reien eine  äußerst  lockere  war.  Die  Zukunft  der  Tamburstickerei 
bot  eine  doppelte  Möglichkeit :  entweder  ein  ferneres  Vegetieren 
durch  Lohnarbeit  oder  die  Gewinnung  eines  neuen  führenden 
Artikels,  welcher  die  alten  Warensorten  vollends  verdrängte.  Ein- 
wirken konnte  hier  allein  eine  neue  Mode,  die  ähnliche  Vor- 
gänge auszulösen  imstande  war  wie  einst  die  Krinolinenmode. 

i)  H.-K.-B.  Plauen   1877,  S.   201. 

2)  A.  a.  O.    1872/4,  S.  296;    1879,   S.  243. 
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B.  Die  Konjunktur    der   Besatzindustrie   1880 — 1908. 

I.   Allgemeiner   Charakter  der   Konjunktur. 

a)   Die  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r  b  i  1  a  n  z    187  9. 

Die  g^esamte  Eibeiistockcr  Industrie  hatte  Ende  der  1870er 
Jahre  mit  einer  Unterbilanz  abgeschlossen.  Fast  die  gesamte 
Wäscheindustrie  war  nach  Berlin  abgewandert;  lokale  Abwan- 
derung drohte  sowohl  der  Tamburindustrie  als  auch  der  Klöppelei 
durch  Einführung  des  maschinellen  Betriebs.  Die  Handmaschi- 
nenstickerei befand  sich  ganz  und  gar  unter  der  Einwirkung  der 
Schweiz  oder  der  Webebezirke  Sachsens.  Die  Hauptwaren  der 
Tamburstickerei,  die  Antimakassars  und  die  spanischen  Tücher, 
waren  der  Konkurrenz  der  ausländischen  Wirkerei  zum  Opfer  ge- 
fallen. Der  deutsche  Markt  war  durch  die  Krisis  von  1873  nicht 
aufnahmefähig,  der  spanische  Absatz  durch  innere  Wirren  zu 
Grunde  gerichtet. 

Das  sind  durchweg  Konjunkturfaktoren  gewesen,  die  mit  der 
Mode  nichts  gemein  hatten.  Deren  Wirkung  beschränkte 
sich  auf  diejenigen  Warengattungen,  die  irgendwie  Beziehung  zur 
Krinoline  hatten.  Die  Modebewegung  war  gekennzeichnet  durch 
die  Verallgemeinerung  der  Krinoline ;  das  führte  allenthalben  zu 
erhöhter  billiger  Weißwarenherstellung  auf  Kosten  der 
Qualität.  Wie  die  ]\Iode  nicht  über  Nacht  in  ihrer  Stärke  da- 
gewesen war ,  so  war  sie  auch  nicht  mit  einem  Schlage  völlig 
vorüber.  Es  gab  Uebergänge.  Die  rückläufige  Bewegung  be- 
stand bereits  einige  Jahre  vor  dem  Ausbruch  des  Rückschlages; 
das  ist  im  allgemeinen  gekennzeichnet  durch  das  allmähliche  Ver- 
engern der  Rockweite  und  in  Eibenstock  im  besonderen  durch 
die  prophylaktischen  Erweiterungsversuche  des  Produktionspro- 
grammes.  Der  Modewechsel  war  für  die  Stickereiindustrie  nicht  aus- 
schließlich negativen  Inhaltes.  Die  Krinoline  wurde  ersetzt  durch 
die  Tunika,  die  weißen  Besätze  durch  die  bunte  Stickerei  auf  Kleider. 
Wenn  auch  dieser  neue  Bedarf  nur  verhältnismäßig  gering  war,  er 
wies  doch  einen  Weg  für  die  Zukunft  und  führte  zu  Erweiterungs- 
versuchen, bunte  Besätze  herzustellen.  Das  Schwinden  aller 
Nachfrage  erweckte  Rettungsversuche  durch  V^erbesserung  der 
Technik.  Unterbilanz  war  zwar  vorhanden ,  aber  die  Industrie 
hatte    wenigstens    in    der    Handmaschinenstickerei    die    Kraft  zur 
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Sanierung  behalten.  Hier  wurde  der  Weg  der  Bedarfserregung 
konsequent  beschritten ;  im  Wirkungsgebiete  der  Mode  war  er 
gangbar  im  Gegensatze  zu  den  anderen  widrigen  Einwirkungen 
lokaler  Abwanderung,  übermächtiger  Konkurrenz,  allgemeiner 
Wirtschaftskrisis,  denen  das  kleine  Gewerbe  machtlos  gegenüber- 
stand. 

b)  Der  Ausweg. 

Gerade  zur  Zeit  der  Depression  wurden  in  der  Eibenstocker 
Industrie  erklärlicherweise  die  lebhaftesten  Anstrengungen  ge- 
macht, neuen  Absatz  zu  erringen.  Einen  dauernden  Erfolg 
hatten  die  Erweiterungen  des  Produktionsprogrammes  bis  1879 
nicht  gezeitigt,  und  die  Frage:  .>Was  nun.?«  erhob  sich  damals 
recht  eindringlich. 

Unter  den  obwaltenden  Umständen  übermächtiger  Konkur- 
renz und  unsicherer  Lohnarbeit  blieb  der  Eibenstocker  Industrie 
nur  e  i  n  Weg  gangbar  :  die  Herstellung  von  Kleider- 
ausputz. 

Ansätze  zur  Besatzfabrikation  waren  ja  bereits  mehrfach  ge- 
macht worden;  es  sei  erinnert  an  die  Bandzackenherstellung,  an 
die  kurze  Zeit  der  Gorlnäherei  ^)  und  der  bunten  Besätze,  sowie 
an  die  handmaschinengestickten  weißen  Streifen  und  Einsätze. 
Sie  können  als  die  Keime  der  Gegenwart  angesehen  wer- 
den. Die  Verbindung  mit  den  Engroshäusern  der  Besatzbranche 
war  doch  nicht  ganz  verloren  gegangen,  und  auf  diesem  Funda- 
ment ließ  sich  leichter  ein  Neubau  errichten  als  auf  ungeebnetem 
Boden. 

Die  Suche  nach  neuer  Arbeit  hatte  in  der  Tamburstickerei 
1880,  in  der  Handmaschinenstickerei  1881,  also  fast  gleichzeitig 
Erfolg.  j\Ian  war  in  beiden  Fällen  auf  getrennten  Wegen  zum 
Ziele  gelangt.  Die  Handmaschinenstickerei  schöpfte  die  Kraft  aus 
sich  selbst  heraus  :  man  ließ  —  zunächst  in  Plauen  —  Tüll  auf 
der  ^Maschine  besticken  und  zwar  in  fortlaufenden  Mustern  als 
T  ü  1  1  s  p  i  t  z  e.  Die  Tamburstickerei  knüpfte  an  technisch  ziem- 
lich fernliegende  Vorbilder  an,  nämlich  an  die  Annaberger  Gorl- 
näherei ;  sie  nahm  für  die  Applikation  auf  vortamburierte  Muster 
ein  ganz  neues  Material  auf :  die  Glasperlen,  welche  eben- 
falls mit  der  Tamburnadel  aufgenäht  wurden.  Aber  zugleich  wand 
sich  dieser    neue  Industriezweig    zurück   zu  der  bereits  durch  die 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1864,  S.  222/3, 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzuiigsheft  35. 
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Handmaschinen  ausgenützten  Tüllniode  ;  neben  jenen  dichten  Be- 
sätzen im  Annabcr^cr  Effekt  wurden  nach  Pariser  Vorbildern 
Tüll  streifen  mit  Perl  mustern  verziert.  Die  TüUperl- 
artikcl  standen  gewissermaßen  in  der  Mitte  zwischen  Maschinen- 
tüllstickerei  und  den  Perlbesätzen  (den  sog.  P  c  r  1  g  u  i  r  1  a  n  d  e  n) 
auf  dichtem  Grunde ;  sie  waren  Spezialerzeugnis  l'jbcnstocks, 
eingeführt  aus  Paris  durch  das  Verdienst  eines  Eibenstockcr  In- 
dustriellen *).  1  )er  Zug  zur  Selbständigkeit  trat  also 
auch  in  der  neuen  Aufschwungsperiode  von  vornherein  in  den 
Vordergrund. 

c)  Vergleich    der   neuen    Produktionsrichtung 
mit    der    früheren    Periode. 

a)  Ablauf  der  Konjunktur. 

Die  Konjunktur  der  lubenstocker  Gesamtindustrie  zeigte  den 
einheitlichen  Zug  auf  die  B  e  s  a  t  z  i  n  d  u  s  t  r  i  e.  Dadurch  kam 
ein  neues  IMoment  in  den  Konjunkturverlauf:  die  Intermis- 
sion  der  Besatz  m  od  e.  Der  Kleiderausputz  ist  erfahrungs- 
gemäß von  einer  gewissen  Einseitigkeit  beherrscht ;  zu  Zeiten 
werden  die  gestickten  Besätze,  dann  wieder  Spitzen,  dann  wieder 
Posamentenverzierungen  oder  auch  Knopfausputz  bevorzugt.  Re- 
gelmäßig schließt  eine  Besatzart  die  andere  aus ;  werden  schwere 
Effekte  bevorzugt,  so  tritt  die  leichtere,  spitzenähnliche  Ware  in 
der  Verwendung  zurück.  Die  Gründe  für  diese  feinsten  Be- 
wegungen der  jNIode  sind  im  einzelnen  kaum  festzustellen;  regel- 
mäßig sind  gute  Verbindungen  mit  ersten  Pariser  Modefirmen 
eine  gewisse  Gewähr  für  die  Aufnahme  einer  Warengattung  durch 
das  Publikum  -).  Die  Betonung  der  Besatzherstellung  in  Eiben- 
stock mußte  solche  Bedarfsintermissionen  zur  P^olge  haben.  Bis- 
her hatten  sich  diese  auf  die  Lohnstickerei  für  Glauchau-Meerane 
beschränkt ;  die  Konjunktur  zur  Krinolinenzeit  hatte  im  wesent- 
lichen einen  recht  einfachen  Verlauf  genommen  :  verhältnismäßig 
langsam  wurden  die  Röcke  weiter,  und  verhältnismäßig  langsam 
wurden  sie  enger.  Auch  die  Zutatenartikel  im  weitesten  Sinne 
hatten  sich  regelmäßig  diesen  Bewegungen  angeschlossen.  Hin- 
gegen die  Besatzmoden  nach  i88o  zeigten  ja  für  sich  Wellen- 
berge und  Wellentäler,  also  Zeiten  reger  und  flauer  Beschäftigung. 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1891,  S.   175. 

2)  Vgl.  näheres  hierüber  in  dem  Abschnitt  über  Musterung  und   Modebedarf. 


-     6-j     - 

Jedes  Wellental  war  in  Eibenstock  ein  kleines  Abbild  der  großen 
Depression  1872  —  So  und  zeigte  dieselben  Erweiterungsversuche 
des  Produktionsprogrammes  wie  damals.  Die  Bedarfsintermissionen 
waren  aber  für  die  gesamte  lokale  Industrie  daher  von  geringer 
Bedeutung,  weil  zugleich  in  Eibenstock  1  e  i  c  h  t  e  u  n  d  s  c  h  w  e  r  e 
Effekte  ausgemustert  werden  konnten,  entweder  an  die  Posa- 
menten oder  an  die  Spitzen  anlehnend.  Dadurch  war  die  lange 
Dauer  der  Besatzstickerei  bedingt. 

jj)  Abhängigkeitsverhältnisse. 

Auch  in  anderer  Beziehung  liegen  Vergleiche  zur  Krinolinen- 
zeit  nahe.  Zwar  war  Berlin  als  Konkurrent  weggefallen ;  denn 
Eibenstock  hatte  die  Weißwarenerzeugung  und  die  gesamte  Wä- 
schefabrikation aufgegeben.  Auch  der  Einfluß  der  Schweiz  war 
zum  mindesten  gegen  früher  nicht  gewachsen ;  die  sächsische 
Stickerei  hatte  sogar  seit  1880  durch  die  Tüllspitze  einen  Spezial- 
artikel,  welcher  durch  die  Schweizer  Industrie  aus  arbeitstech- 
nischen Gründen  nicht  aufgenommen  werden  konnte  ^).  Mehr 
und  mehr  lockerten  sich  auch  die  direkten  Beziehungen  des  Ver- 
edelungsverkehrs. Eine  erhöhte  Bedeutung  erlangte  hingegen  na- 
mentlich zu  Zeiten  intermittierender  Besatzmode  —  Mitte  der 
1880er  und  1890er  Jahre  —  die  Kleiderstickerei  für  Glauchau- 
Meerane ;  aber  auch  sie  stand  von  ihrem  letzten  Aufschwünge 
(1894)  an  auf  dem  Aussterbeetat. 

Aber  die  Arbeit  für  Glauchau-Meerane  und  die  Schweiz  trat 
doch  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Gesamtkonjunktur  während  dieser 
Entwicklungsperiode  durchaus  zurück  gegenüber  den  engen  Be- 
ziehungen zur  Annaberger  Posamentenindustrie  ; 
denn  die  Eibenstocker  Perlbesätze,  soweit  sie  auf  dichtem 
Grunde  angefertigt  wurden,  waren  Nachahmung  Annaberger  Er- 
zeugnisse. Zugleich  übernahmen  die  x'Ynnaberger  Posamentenhänd- 
ler   den    Absatz    der    Perlguirlanden;    denn    der    Ort    wurde    seit 


i)  Die  Ostschweizer  Stickerei  hat  bis  auf  den  heutigen  Tag  nur 
wenig  Tüll  bearbeitet.  Die  von  Wartmann  a.  a.  O.  i88l  — 1890,  S.  125  angege- 
benen technischen  Gründe  können  eher  geglaubt  als  bewiesen  werden:  »Die 
Vorliebe  der  Sachsen  für  undichte  Böden  beruht  auf  der  häufigen  Verwendung  der 
schweren  dreistöckigen  Maschinen.  Der  Arbeiter  bestickt  am  liebsten  d  i  e  Stoffe, 
die  der  Nadel  geringen  Widerstand  entgegensetzen.  Der  sächsische  Sticker  hat 
daher  auch  in  der  Tüllstickerei  größere  Uebung,  verlangt  geringere  Löhne,  und 
daher  hat  Sachsen  hier  die  erste  Stelle  errungen«.  Vgl.  auch  »Bericht 
über  Handel  und  Industrie  des  Kantons  St.  Gallen-    1904,  S.   16. 

5* 
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1871  von  den  fremden  Einkäufern  besucht,  während  Eüjenstock 
nur  wenige  derartige  Besucher  hatte  *).  Daraus  resultierte  die 
teilweise  Unfreiheit  der  Eibenstocker  I^etriebsverfassung.  Die 
größeren  Geschäfte  des  Ortes  besorgten  allerdings  den  Absatz 
selbständig ;  aber  zahlreicher  waren  die  kapitallosen  Kleinunter- 
nehmer, welche  für  die  Annaberger  Kaufleute  nur  die  Rolle  der 
Zwischenmeister  spielten  —  ^faktorierten«,  wie  der  landläufige 
Ausdruck  lautet;  es  waren  >unberufene  Leute <,  oft  auch  ohne 
jede  kaufmännische  Bildung,  die  bei  schlechtem  Geschäftsgange, 
selbst  bei  nur  kurzen  Stockungen,  den  Einkäufern  niederster 
Sorte,  sog.  Ramschern,  in  die  Hände  fielen  und  dadurch  die 
Preise  drückten  -).  Aber  der  Zug  nach  Selbständigkeit  befreite 
Eibenstock  binnen  10  Jahren  von  der  Vermittlerrolle  Annabergs; 
der  erfolgreiche  Ausgang  dieser  Bemühungen  hatte  seinen  Grund 
vor  allem  darin,  daß  Eibenstock  in  den  T  ü  1  1  p  e  r  1  Sachen  und 
in  bunten  Perlbesätzen  selbständig  musterte  und  daß  in  Anna- 
berg die  Arbeiter  für  diese  Waren  fehlten^).  So  bewahrte  der 
konsequente  Ausbau  des  Produktionsprogrammes,  Aufbau  auf 
der  Tüllmode  einerseits  und  auf  der  früher  geübten  Buntstickerei 
andrerseits,  vor  der  Mediatisierung  der  Betriebe  durch  Anna- 
berg. 

Y)  Gebietserweiterung  und  Arbeiterfrage. 
Die  unerwartet  große  Nachfrage  nach  Perlbesätzen  führte  zu 
einer  weiten  Ausdehnung  des  räumlichen  Arbeitsgebietes,  nach- 
dem bereits  vorher  diese  Leutenot  den  anderen  Gewerbezweigen 
der  Eibenstocker  Umgebung  die  Arbeitskräfte  entzogen  hatte. 
Besonders  die  Klöppelei  litt  hierunter;  die  Frauen  wurden  von 
Unternehmern  und  Faktoren  durch  allerlei  Vorspiegelungen  über 
hohen  Verdienst  zur  Posamenten-  und  zur  Perlarbeit  verlockt  *)• 
Auch  die  Gardinenstickerei,  welche  nach  wie  vor  von  einigen 
größeren  Firmen  betrieben  wurde,  klagte  über  Arbeitermangel ; 
vergeblich  versuchte  man,  Arbeiterinnen  in  der  Zwickauer  Gegend 


1)  Diese  waren  bisher  nur  nach  Paris  gefahren.  Infolge  der  Belagerung 
suchten  sie  die  deutschen  Plätze  auf.  Vgl.  »Berichte  über  Handel  und  Industrie 
von  Berlin«,  erstattet  von  den  Aeltesten  der  Kaufmannschaft   1S99,  Bd.  II,  S.  170. 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1881,  S,   186. 

3)  A.  a.  O.   1891,   S.   175. 

4)  von  Süssmilch,  gen.  Hörnig,  »Das  Erzgebirge  in  Vorzeit,  Vergangenheit  und 
Gegenwart«.  Annaberg  1889,  S.  442.  H.-K.-B.  Plauen  18S0,  S.  233  ;  1881,  S.  174; 
1888,   S.   189. 
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anzulernen.  Das  einzige  Rettungsmittel  blieb  der  Veredelungs- 
verkehr mit  Böhmen,  der  i88o  freigegeben  wurde  i).  Trotzdem 
kam  die  Perlstickerei  mit  den  Arbeitskräften  der  näheren  Um- 
gebung nicht  aus.  Die  Arbeiter  in  Sosa,  Hundshübel,  Burkhards- 
grün genügten  bei  weitem  nicht;  allmählich  gehörten  alle  Ort- 
schaften an  der  Eisenbahnstrecke  Eibenstock — Adorf,  besonders 
Rautenkranz,  Jägersgrün,  Hammerbrücke,  zum  Eibenstocker  In- 
dustrierevier. Ja  es  erstreckte  sich  zu  Zeiten  bis  in  alle  Teile  des 
Vogtlandes  und  bis  ins  Fichtelgebirge  und  die  Gegend  von  Zwik- 
kau  -).  Durch  diese  Möglichkeit  beliebiger  Ausdehnung  des  Ar- 
beitsgebietes wurde  die  Perlkonjunktur  elastischer;  man  konnte 
selbst  die  größte  Nachfrage  regelmäßig  befriedigen.  Zugleich  er- 
laubte die  weite  Zerstreuung  der  Arbeiter  einen  erheblichen  Druck 
auf  die  Löhne  und  dadurch  konnte  auch  der  Bedarf  wenig  zah- 
lungsfähiger Nachfrageschichten  gedeckt  werden  ^).  Wenn  auch 
zur  Zeit  der  Weißwarenerzeugung  ein  ähnliches  Fluktuieren  der 
Arbeitskräfte  zu  konstatieren  war,  so  erfuhr  dieser  typische  Vor- 
gang seine  reinste  Ausbildung  doch  in  der  Perlzeit. 

d)    Die    Konkurrenz   zwischen    den   Stickmaschi- 

nensystemen. 

Einen  durchgreifenden  Veränderungsprozeß  machten  die  ört- 
lichen Produktionsmittel  durch.  Die  Erfindung  der  Schiffchenstick- 
maschine, die  automatisch  angetrieben  werden  konnte,  verursachte 
von  Anfang  der  i88oer  Jahre  an  ein  Abstoßen  der  Handmaschi- 
nen von  Plauen  und  Umgegend  ins  Erzgebirge.  Zugleich  setzte 
der  Kampf  zwischen  Hand-  und  Tamburmaschine  ein;  besonders 
scharf  dann,  wenn  die  Perlmoden  oder  in  den  1890er  Jahren  die 
Besatzmoden  intermittierten  und  beide  Systeme  zur  Kleiderstik- 
kerei  verwendet  wurden.  In  diesem  Streite  behielt  die  Handma- 
schine den  endgültigen  Sieg,  vor  allem  durch  ihre  größere  Lei- 
stungsfähigkeit im  Besticken  sich  wiederholender  Muster,  die  in 
erster  Reihe  in  Frage  kamen. 

Unterstützt  wurde  das  Vordrängen  der  Handmaschinen  durch 


i)  H.-K.-B.  Plauen   iSSo,  S.  22S. 

2J  A.  a.  O,   1883,  S.    134;    1S91,  S.    176. 

3)  Eine  Perlnäherin  verdiente : 

1881  täglich  M.    I.— 

1882  »         »     0,50 — 0,60 

1883  »    »  0,30 — 0,40 
Vgl.  H.-K.-B.  Plauen  18S2,  S.  144;  1883,  S.  134. 


—  jo- 
den Abwandoiun^spiozcß  der  raniburinaschincnindustric,  welcher 
bereits  in  den  iSjoer  Jahren  eingesetzt  hatte.  Teils  wurden  Ap- 
parate in  dem  sächsisch-thürini^ischen  VVebereibezirke  aufgestellt, 
teils  von  Chemnitzer  M('}l)elst(jft\vebereien ;  diese  veranlaßten  sogar 
Arbeiterinnen,  nach  Ciicmnitz  umzusicdehi  ').  Die  Aufsaugung  der 
Lohntamburstickerei  durch  die  arbeitgebenden  Industrien  war  eine 
bereits  seit  längerer  Zeit  drohende  Gefahr.  Neueren  Datums  da- 
gegen war  die  vollständige  Dislozierung  der  maschinellen 
Tamburstickerei ;  heute  stehen  in  den  meisten  Groß-  und  sogar 
Mittelstädten  Tamburapparate,  auf  welchen  Stickereien  für  die 
ansässigen  Konfektionswerkstätten  auf  Einzelbestellung  gefertigt 
werden.  Begonnen  hatte  diese  Verlegung  mit  der  Aufstellung 
von  Tamburmaschinen  durch  die  Berliner  Konfektionsindustrie  ^). 
Alle  diese  \'orgänge  veranlaßten  eine  Schrumpfung  der  Aufträge 
für  die  Eibenstocker  Tamburstickerei ;  nur  wenige  Betriebe  haben 
sich  bis  heute  erhalten. 

Die  Aufstellung  der  Schiffchenmaschincn  in  Plauen  führte 
weiterhin  außer  der  Abstoßung  der  Handmaschinen  zu  einer  ziem- 
lich scharfen  Spezialisation  zwischen  der  vogtländischen  und  der 
Eibenstocker  Industrie.  Die  Schiffchenmaschine  mußte  sich  aus 
technischen  Gründen  auf  Weißstickerei  beschränken,  und  hierin 
übertraf  sie  bedeutend  die  Leistungen  der  Handmaschine ;  so  ver- 
blieb letzterer  nur  die  konsequente  Betonung  der  B  u  n  t  s  t  i  k- 
k  e  r  e  i. 

Durch  all  diese  Einwirkungen  wurde  die  Produktionsrichtung 
der  Eibenstocker  Stickerei  bestimmend  beeinflußt:  Beschrän- 
kung der  Gesamtproduktion  auf  Besätze,  inner- 
halb dieses  Gewerbezweiges  der  Sieg  der  Hand- 
über  die  Tamburmaschine  und  Ausnützung  der 
technischen  Ueberlegenheit  derHand-  über  die 
Schiffelmaschine  auf  dem  Gebiete  der  Buntbe- 
satzstickerei. 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1897,  S.  226. 

2)  Vgl.  Helene  Simon,  »Das  Berliner  Stickereigewerbe«  1899,  in  den  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  85,  S.  504  ff.;  sowie  »Der  Textilarbeiter«  I.  XI.  1907. 
»Aus  der  Stickereibranche«.  »Früher  bekam  der  Schneidermeister  den  Stoff, 
schnitt  zu,  und  die  Sachen,  auf  welche  Stickerei  kam,  wurden  ins  Konfektions- 
geschäft zurückgeliefert;  dann  bekam  sie  der  Stickmeister  zum  Besticken.  Nach 
Fertigstellung  kamen  die  Sachen  zum  Konfektionär  zurück  und  nun  wieder  an  den 
Schneider  zum  Fertigmachen.  Jetzt  liefert  oft  der  Schneider  alles :  Also  die  Ware 
geht  durch  zwei  Zwischenmeister,  die  an  der  Stickerei  verdienen  wollen.« 


e)   Die    Etappen    der    B  e  s  a  t  z  s  t  i  c  k  e  r  e  i. 

Die  Konjunkturkurve  zeigte  innerhalb  dieser  Entwickknig  drei 
Anstiege  und  dazwischen  zwei  Niedergänge,  die  durch  Ersatz- 
und  Erweiterungsversuche  des  örtUchen  Produktionsprogrammes 
sich  kennzeichnen.  Der  zeithche  Verlauf  der  Produktionsrichtung 
läßt  sich,  wenn  a  den  Anstieg,  b  den  Niedergang  bedeutet,  in 
folgender  Weise  skizzieren  : 

Erste  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r  w  e  1 1  e   i  8  8  o— 8  7  : 

a)  Tüllstickerei  mit  Fäden  und  Perlen,    Perlen    auf   dichten 
Böden; 

b)  Ersatzversuche:   Kleider-,  Handschuh-,  Kambrikstickerei. 
Zweite  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r  w  e  1 1  e   188  8 — 9  6  : 

a)  Besätze   auf  dichten  Böden  mit  Perlen,    mit  Gold-,    Che- 
nille-  und  anderen  Pfaden  ; 

b)  Ersatzversuche  :  Kleider-  und  Kambrikstickerei. 
Dritte  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r  w  e  1 1  e  ab    1897: 

a)  Bunte  Besätze  mit  bunten,  aber  nur  seidenen  Fäden. 

2.  Die  erste  Etappe  der  Besatzstickerei. 
a)   Die   Perl-   und   T  ü  1 1  s  t  i  c  k  e  r  e  i. 

a)  Die  Produktionsrichtung. 

Die  Besatzmode  betonte  von  1880  an  ungefähr  7  Jahre  lang 
die  Tüll-  und  die  Perleffekte.  Beide  Geschmacksrichtungen 
wurden  von  der  Eibenstocker  Industrie  ausgenutzt ;  das  bedeutete 
zugleich  eine  ausgiebige  Verwertung  der  erzgebirgischen  Tambur- 
und  Handmaschinen.  Innerhalb  der  ersten  Konjunkturbewegung 
(1880 — 1887)  sind  die  Nachfragebewegungen  der  drei  Hauptar- 
tikel: Perlguirlanden  (dichter  Grund),  Tüllperlbesätze,  Tüllsticke- 
reien scharf  auseinanderzuhalten. 

ß)  Die  Perlguirlanden. 
Die  Perlstickerei  war  für  Eibenstock  nur  zum  Teil  eine  neue 
Technik;  denn  die  Musterkonturen  wurden  vortamburiert,  und 
auch  das  Aufnähen  der  Perlen  erfolgte  mit  der  Tamburnadel. 
Nur  in  den  Gegenden,  welche  neu  in  den  Arbeitsbezirk  einbe- 
zogen wurden,  befestigte  man  die  Perlen  mit  der  Näh  nadel ;  je- 
doch ergab  diese  Art  der  Applikation  eine  weniger  feste  Naht, 
da  mehrere  Perlen  zusammen  aufgenäht  wurden  ^).     Hier  wie  dort 

i)  H.-K.-B.  Plauen   1892,  S.    196. 


war  die  Perlstickerei  eine  fast  keine  Sorgfalt  erfordernde  Hand- 
arbeit ^) ;  hieraus  erklärte  sich  vor  allem  die  Erdrückung  der  bis- 
herigen Gewerbezweige.  So  intensiv  erfolgte  das  Vordrängen  der 
Perlarbeit,  daß  bereits  nach  einem  Jahre  ^jio  der  Tamburmaschi- 
nen von  lubenstock  und  Umgegend  ausschließlich  zum  Konturen- 
sticken  verwendet  wurden. 

So  günstig  die  technischen  Vorbedingungen  für  das  Gedeihen 
der  Perlstickerei  waren,  so  verderblich  wirkte  auch  hier  die  Stel- 
lung der  Eibenstocker  Stickerei  als  Lohnindustrie  und  die  gegen- 
seitige Konkurrenz  der  selbständigen  Betriebe,  sowie  das  Sinken 
der  Nachfrageschichten ;  teils  drückten  die  Annaberger  Auftrag- 
geber auf  die  Preise,  teils  unterboten  sich  die  größeren  selbstän- 
digen Geschäfte,  teils  wurden,  da  die  Ware  allmählich  von  minder 
kaufkräftigen  Konsumenten  verlangt  wurde,  die  Ansprüche  an  die 
Qualität  geringer.  Auf  jeden  P'all  wurden  die  Perlguirlanden  in- 
nerhalb dreier  Jahre  so  minderwertig,  daß  die  Einkäufer  den 
Artikel  nicht  mehr  bestellten.  Zwar  setzten  Bestrebungen  ein, 
durch  Neumusterung,  namentlich  durch  Verwendung  bunter 
Perlen  -)  von  verschiedener  Größe  das  Erzeugnis  qualitativ  zu 
heben  und  ihm  wieder  einen  Platz  in  den  Musterkollektionen  der 
Engroshändler  zu  sichern  —  aber  vergeblich ;  selbst  die  Annähe- 
rung an  die  Tüllperlmode  durch  das  Ausmustern  von  Fasson- 
sachen (Stulpen,  Kragen)  blieb  ohne  Erfolg. 

Y)  Die  Tüllperlsachen. 

Die  Tüllperlartikel  erfreuten  sich  einer  wesentlich  längeren 
Nachfrage ;  das  lag  vor  allem  auch  daran,  daß  dieselbe  Ware 
von  Paris  aus  als  Erzeugnis  der  Lüneviller  Perlstickerei  vertrieben 
wurde  und  daher  die  Musterung  beständig  die  neuesten  Vorbilder 
hatte.  Allerdings  unterschied  sich  die  Eibenstocker  Ware  durch 
ihre  bunte  Ausführung.  Je  nach  den  Saisons  traten  bald  die 
Meterware,  bald  die  Fassonsachen  (Kragen,  Stulpenj  in  den  Vor- 
dergrund der  Erzeugung.  Daneben  vollzogen  sich  Veränderungen 
in  der  äußeren  Form  ;  neben  und  statt  Perlen  wurden  Flitter 
und  Schmelz  verwendet.  Gerade  zur  Zeit  des  Niederganges  der 
Perl  g  u  i  r  1  a  n  d  e  n  setzten  bezeichnend  genug  diese  Neumuste- 
rungen der  Tüllperlstickerei  ein ;  eben  um  vor  dem  Schicksal  der 
dichten  Perlbesätze  bewahrt  zu  bleiben. 


1)  H.-K.-B.  Plauen   1883,   S.   134. 

2)  A.  a.  O.    1883,  S.   133. 
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5)  Die  Tüllstickerei. 

Die  Tüllmode  wurde  von  Plauen  aus  der  Handmaschine 
dienstbar  gemacht ;  diese  Ausnützung  des  weiten  Produktionsra- 
dius der  Handmaschine  war  diktiert  von  dem  Bestreben,  die  Ar- 
beit für  die  Schweiz  abzustoßen  und  die  Maschine  selbstän- 
dig in  ihrer  Produktion  zu  machen  ;  denn  bisher  war  sie  abhängig 
gewesen  von  der  W'eißwarenerzeugung  und  von  der  Kleider- 
weberei. Das  Besticken  von  Tülluntergrund  in  Streifenform  schuf 
die  zunächst  vielgepriesene  T  ü  1  1  s  p  i  t  z  e  ,  deren  Anfertigung 
bald  mit  fast  allen  sächsischen  Platt  Stichmaschinen  in  Angriff 
genommen  wurde  ').  Die  Blüte  dieses  neuen  Produktionszweiges 
fiel  ungefähr  mit  dem  Gedeihen  der  Perlguirlandenstickerei  zu- 
sammen. 

Die  PLinführung  der  Tüllspitze  war  dadurch  erleichtert  worden, 
daß  dieselbe  im  Gegensatze  zu  anderen  Spitzenarten  waschbar 
ist  -)  und  der  Tüll  zunächst  einen  niedrigen  Preis  hatte.  Aller- 
dings stiegen  dessen  Preise  bald,  es  traten  Schwankungen  von 
lO — 20  0o  ein  ^j.  Eine  Preiserhöhung  der  Spitze  wäre  schließlich 
dadurch  gerechtfertigt  gewesen,  zumal  der  Wert  des  Erzeugnisses 
mehr  im  Tüll  als  in  der  Stickerei  lag.  Aber  das  Unterbieten  seitens 
der  Konkurrenz  verbot  den  Fabrikanten  (-Verleger)  diese  Maßregel 
im  eigenen  Interesse.  Es  vollzog  sich  also  derselbe  Niedergangs- 
prozeß und  aus  denselben  Gründen  wie  bei  den  Perlguirlanden. 
Ebenso  wie  dort  suchte  man  die  Produktionskosten  durch  billige 
Ausführung  zu  erniedrigen ;  dazu  veranlaßte  auch  das  Sinken  der 
Nachfrageschicht  :  ;  In  Eibenstock  wie  überall  beschränkte  sich 
schließlich  die  Nachfrage  mehr  und  mehr  auf  ordinärste  Ware  in 
viel  Garn  fressenden  Mustern  mit  langgezogenen  Stichen <'  *).  Die 
Qualitätsverschlechterung  erstreckte  sich  zum  Ueberfluß  auch  auf 
d"in  TülP). 

Episodenhaft  trat  im  Gegensatz  zur  jahrelangen  Abhängig- 
keit von  Annaberg,  aber  mit  denselben  Wirkungen,  in  der  Hand- 
maschinenstickerei Eohnarbeit  für  nordamerikanische  Häuser  auf; 
sie  »ließen  Tüllspitzen  in  großen  Mengen  im  Kammerbezirk  um  Lohn 


l)  H.-K.-B.  Plauen  1884,  S.  135.        2)  A.  a.   O.  18S5,  S.  121. 

3)  A.  a.  O.  1884,  S.  136. 

4)  A.  a.   O.   1884,  S.  135.     Aehnliches  berichtet   li''artiiiaiiit   »Handel  und  In- 
dustrie des  Kantons  St.  Gallen   1881  — 1890«,  St.  Gallen   1895,  S.  124/5. 

5)  Vgl.  die    Angaben    einer  Plauener  Tüllhandlung  im  H.-K.-B.  Plauen    1886, 
S.    117. 
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sticken-  uhlI  traten  zu  diesem  Zwecke  mit  der  großen  Masse 
der  kleinen  (!)  Unternehmer  in  Verbinduno- <.  Außerdem  wurde 
geklagt,  -daß  die  in  Amerika  domizilierten  Häuser  die  Stickereien 
für  den  Import  zum  Werte  des  Stoffs  und  der  Arbeitslöhne  de- 
klarierten und  dal.^  die  hierdurch  erzielte  Ersparnis  an  dem  dar- 
auf haftenden  40  %-Zoll  so  sehr  auf  den  Niedergang  der  Preise 
gewirkt  habe,  daf>  diejenigen  Häuser,  welche  bisher  in  direktem 
Verkehr  mit  den  Konsumenten  ^)  standen  und  haujjtsächlich  auch 
die  besseren  Genres  pflegten,  bei  der  iJeklaration  aber  die  1^'ak- 
turen  zur  Grundlage  nehmen  mulken,  nicht  mehr  mit  ihren  ( )f- 
ferten  ankommen  konnten«  -). 

Daneben  sorgten  technische  Umwälzungen  innerhall)  der 
Plattstichmaschinenstickerei  für  die  Beschleunigung  des  Nieder- 
gangs; die  Aufstellung  der  Schiffchenmaschinen  erschwerte  die 
Situation  der  Handmaschinen  beträchtlich.  Gerade  auf  dem  Ge- 
biete der  Tüllstickcrei  mit  ihren  einfarbigen,  garnfressenden  Mustern 
war  die  Schiffelmaschine  trotz  des  technisch  minderwertigen  ICr- 
zeugnisses  dem  Handapparat  überlegen  ■'').  Denn  schwierige  Muster 
konnten  auch  auf  den  Handmaschinen  nicht  hergestellt  werden  ; 
die  meisten  Sticker  waren  für  solche  Arbeiten  nicht  qualifiziert. 
Darunter  litt  auch  die  Pünktlichkeit  der  Produktion ;  denn  da  für 
die  bessere  Arbeit  nicht  die  genügende  Anzahl  von  Stickern 
vorhanden  war,  so  konnten  die  Ablieferungstermine  nicht  einge- 
halten werden;  das  > erhöhte  häufig  die  Verlegenheit  des  Fabri- 
kanten« ■*). 

Die  Tüllspitze  hatte  den  Handstickmaschinen  nur  ganz  kurze 
Zeit  Beschäftigung  gewährt;  1884  stand  dieser  Teil  der  P2iben- 
stocker  Industrie  vor  derselben  trostlosen  Zukunft  wie  in  der  großen 
Depression  1872 — 79;  in  der  Weißstickerei  war  ihr  voraussicht- 
lich überhaupt  jede  Betätigung  durch  die  Konkurrenz  der  Schiffel- 
maschine dauernd  versagt. 

b.  Der  Niedergang   1884  —  87  (erste  Kleiderepisode). 

Die  Absatzstockung,  welche  mit  dem  Jahre  1884  einsetzte, 
trat  nicht  die  gesamte  Eibenstocker  Stickerei ;  die  Perltüllsachen 
blieben  von  ihr  überhaupt  verschont.  Um  so  prekärer  war  die 
Lage  der  Handstickmaschinenbesitzer.  Auch  «jetzt  setzten  ty[)ische 
Ersatz  versuche    ein.     Vorübergehend    (1885)    bemühte    man    sich 

i)  sc.  den  Besatzgrossisten.  2)  H.-K.-B.   Plauen    18S3,  S.    121. 

3)  A.   a.  O.    1885,  S.    121.  4)  A.  a.  O.    1882,   S.   131. 
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wieder  um  Erlangung  von  Schweizer  Lohnaut'trägen.  Aber  dem 
Zug  zur  Selbständigkeit  entsprechend  suchte  man  vor 
allem  neue  Artikel  zur  Bearbeitung  heranzuziehen.  Als  Nach- 
ahmung eines  Plauener  Erzeugnisses  wurde  ein  Teil  der  IMaschinen 
mit  der  Herstellung  von  Krepelissespitze ,  die  Besatzzwecken 
diente,  beschäftigt^).  Eine  Firma  griff  auf  die  Handschuhstickerei 
zurück ;  sie  erhielt  1 886  ein  Patent  auf  eine  Vorrichtung  für  das 
Einspannen  von  Fassonwaren  in  den  Rahmen  der  Heilmannschen 
Stickmaschine-).  Zwar  erlangte  diese  Verwendung  der  Hand- 
maschinen kurze  Zeit  eine  erhebliche  ^Ausdehnung ;  aber  auch 
jetzt  zeigte  sich  das  Charakteristikum  der  Stickereilohnindustrie  : 
der  Handschuh  mit  Stickerei  blieb  nur  einige  Saisons,  genau  wie 
vor  Zeiten  der  gestickte  Schuh  oder  Sonnenschirm  oder  das  ge- 
stickte Kleid.  Infolge  der  Arbeitslosigkeit  ging  ein  großer  Teil 
der  Sticker  zur  Verrichtung  von  Tagelöhner-  und  Handlanger- 
arbeiten über^). 

Weniger  schwer  war  die  Lage  der  Tamburstickerei,  trotz 
der  jahrelangen  Bedarfsintermission  in  den  Perlguirlanden.  Zu- 
nächst traten  ja  die  Tüll  perlsachen  als  teilweiser  Ersatz  auf ; 
aber  sie  genügten  durchaus  nicht  für  die  volle  Beschäftigung  der 
Tamburmaschinen.  Ersatzversuche  waren  also  auch  hier  not- 
wendig. Durch  das  Glück  der  Konjunktur  hatten  die  Ausmuste- 
rungen der  sächsisch -thüringischen  Webereien  in  Stickklei- 
dern Erfolg. 

Diese  neue  JNIode  der  bestickten  Kleider  war  ein  Beispiel 
der  Allmählichkeit  des  Modewechsels ;  die  Stickerei  war  ein 
Nachhall  der  Perlbesätze  auf  dichtem  Grunde.  Denn  neben 
der  Maschinenstickerei  wurden  Perlen  mit  der  Hand  aufgenäht; 
die  Verzierung  war  mannigfaltig  durch  das  verschiedene  Appli- 
kationsmaterial, Plüsch,  Chenille,  Schnüre  usw.  Wesentlich  war 
dabei,  daß  nur  einzelne  abgepaßte  Kleiderteile  (sogen. 
Tabliers)  bestickt  wurden,  ganze  Stofflängen  hingegen  nicht.  Das 
Zusammenwirken  von  Hand-  und  Maschinenstich  hatte  zur  Folge, 
daß  die  Handstickmaschine  nicht  für  die  Veredlung  der  Tabliers 
in  Frage  kam ;  denn  die  Tamburstiche  liegen  nahtartig  fest  auf. 
Die  Plattstiche  hingegen  können  leicht  verzerrt  werden,  und  da- 
her wäre  die  spätere  Perl-  usw.  Applikation  für  solche  Muster 
gar  nicht  möglich  gewesen'^).     Dazu  kam,  daß  man  für  die  neue 

i)  H.-K.-B.  Plauen  18S5,  S.  122.        2)  A.  a.  O.  1886,  S.  134/5- 
3)  A.  a.  O.  18S4,  S.  137.        4)  A.  a.  O.  1886,  S.  134. 
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Phase  der  Klcidcistickereimodc  sogar  entsprechende  ^laschinen 
konstruierte ;  in  erster  Linie  ist  zu  nennen  die  Tamburperhnaschine, 
die  selbsttätig  die  AppUkation  vornahm '). 

Die  Eibenstocker  Stickerei  hatte  durch  den  Niedergang  wieder 
Rückschritte  zur  Lohnindustrie  gemacht;  ein  Teil,  die  Tüllperl- 
arbeit, war  zwar  selbständiges  Erzeugnis  geblieben.  Bedenklich 
war  die  Lage  der  Handmaschinenstickerei  geworden  ;  sie  erfor- 
derte ein  gänzlich  neues  Produktionsprogramm  infolge  der  Kon- 
kurrenz der  Schiffclmaschine.  Unter  diesen  Umständen  trat  die 
Eibenstocker  Konjunktur  in  eine  neue  Phase  ein. 

3.  Die  zweite  Etappe  der  Besatzstickerei. 

a.    Die  Vereinheitlichung    der   Eibenstocker 

I  n  d  u  s  t  r  i  e. 

Die  Perlverzierung  auf  dichtem  Grunde  war  auch  während 
des  Niederganges  nach  1883  nicht  vollständig  aus  der 
Mode  gekommen ;  darauf  läßt  vor  allem  die  Verwendung  der 
Tamburperlmaschine  schließen.  Zwar  war  das  Besticken  der 
Kleiderteile  vom  Standpunkte  des  objektiven  Beurteilers  nur  eine 
bloße  Bedarfsnuance  gegenüber  dem  bestickten  Besätze ;  aber  für 
Eibenstock  bedeutete  diese  geringe  Bedarfsveränderung  neue  Ab- 
hängigkeit von  Glauchau  und  damit  alle  Nachteile  der  Lohnindu- 
strie. Aus  diesem  Dienstverhältnis  hatte  Eibenstock  schon  eher 
sich  zu  befreien  gesucht;  und  jetzt  mußte  dieser  Drang  zur  Selb- 
ständigkeit noch  verstärkt  werden,  da  auch  die  Handmaschinen- 
stickerei für  andere  Industrien  um  Lohn  arbeitete. 

Hilfe  konnte  allein  eine  neue  Besatzmode  bringen;  andere  Ar- 
tikel wurden  ja  durchweg  von  Eibenstock  nur  um  Lohn  ver- 
edelt. Der  Umschwung  setzte  1888  ein,  und  zwar  ging  er  von 
der  Schweiz  aus.  Hier  wurde,  um  den  Rückgang  in  den  Stapel- 
artikeln der  weißen  Wäschebesätze  wett  zu  machen,  die  Besätze- 
stickerei mit  Metall-,  besonders  G  ol  dfäden  aufgenommen-).  Die 
Einkäufer  zeigten  gerade  für  den  Goldeffekt  Vorliebe,  und  die 
Eibenstocker  Stickerei  nutzte  diese  Nuance  der  Besatzmode  d  o  p- 
p  e  1 1  aus.  Einmal  wurden  zunächst  die  Tambur-,  dann  aber 
auch    die    Handmaschinen    für    die    neue    Stickerei    verwendet^). 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1887,  S.   140. 

2)    Warlinanv,   »Handel    und  Industrie    des  Kantons  St.  Gallen   iSSi  — 1890«. 
St.  Gallen   1895,  S.   125/6.  3)  A.  a.  O.   18S8,  S.   135. 
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Eine  Abart  der  Goldarbeit  war  das  Aufnähen  von  Kanetillen, 
d.  s.  kleinste  Stückchen  zerschnittener  Goldfäden.  Sie  bildete 
den  Uebergang  zur  Wiederaufnahme  der  Perl- 
besatzstickerei; statt  der  kleinen  Goldfäden  wurden  M  e  - 
t  a  1 1  perlen  verwendet.  Neben  diesen  glänzenden  Materialien, 
die  sich  wohl  infolge  der  aufdringlichen  Wirkung  nie  sehr  langer 
Beliebtheit  erfreuen,  erfolgte  in  Eibenstock  eine  recht  mannig- 
faltige Ausmusterung  des  Faden-  und  des  P  e  r  1  materials,  be- 
sonders bunter  jVIohairgarne,  dann  bunter  Wachs-,  JVIetall-  und  • 
Glasperlen,  weiterhin  wurde  auch  Soutache-,  d.  s.  dünne  Schnüre, 
sowie  Plüschstickerei  ausgeführt  ^).  Die  Russenschwärmerei  in 
Frankreich  (1892)  brachte  auch  einen  neuen  Besatzartikel  zur 
Welt:  die  bunte  »Russenborte«,  die  sich  aber  nur  eine  Saison 
hielt  -).  Also  eine  äußerst  intensive  Ausgestaltung  des  kleinen 
Produktionsprogrammes,  die  zugleich  zu  einer  vollen  Ausnutzung 
der  Maschinen  führte.  Zunächst  wurde  die  Handmaschine  nur 
neben  den  Tamburapparaten  verwendet ;  aber  bald  standen  beide 
Systeme  gleichberechtigt  für  die  Besätzestickerei  einander  gegen- 
über. Die  Handmaschine  hatte  eine  einschneidende  Aenderung 
ihrer  Produktionsrichtung  erfahren  ;  einmal  ein  Gebiet  selb- 
ständiger Betätigung,  nicht  bloßer  Veredelung  gewonnen, 
dann  eine  Möglichkeit  erlangt,  neben  der  Schiffelmaschine  weiter- 
bestehen zu  können.  Außerdem  war  diese  Periode  ausschlag- 
gebend für  die  Gestaltung  der  Eibenstocker  Zukunft.  Durch  die 
bunte  Ausführung  war  Annabergs  Vermittlertätigkeit  abge- 
stoßen, und  der  weitere  Aufbau  auf  dieser  Bedarfsnuance  konnte 
auch  fernerhin  die  Selbständigkeit  der  kleinen  Industrie  garan- 
tieren. 

b.  Dci   Niedergang  (zweite  Kleide  repisode). 

Die  Blüte  der  Besätzestickerei  dauerte  nur  vier  Jahre ;  dann 
stellte  sich  die  Rücklaufsbewegung  ein,  die  sich  sowohl  auf  die 
Perl-,  als  auf  die  gestickten  Besätze  erstreckte.  Wie  1872  und 
1883  lag  der  Grund  auch  jetzt  in  dem  Sinken  der  Qualität; 
;>es  sei  nicht  zu  verkennen,  daß  viel  minderwertige  Ware 
auf  den  Markt  gebracht  worden  sei«  ^).  Daneben  spielte  der 
Verlauf  der  Weltkonjunktur  wie  einst  1873  in  den  Eibenstocker 
Geschäftsgang    hinein.     Die    nordamerikanische    Krisis    von    1893 

I)  H.-K.-B.  Plauen  1888,  S.  148.        2)  A.  a.  O.  1892,  S.  193. 
3)  A.  a.  O.  1893,  S.  183. 
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rief  eine  äußerst  schwere  Absatzstockung  speziell  für  die  Perl- 
besätze hervor '),  da  die  Vereinigten  Staaten  einer  der  Haui)t- 
abnehmer  waren.  13ie  Lage  wurde  weiterhin  dadurch  verschärft, 
daß  die  schwarzen  Tüllperlsachen  denselben  Abwanderungsprozeß 
durchmachten  wie  die  Wäscheerzeugung  und  die  unterlegten 
Sachen ;  die  Artikel  wurden  mehr  und  mehr  in  der  Umgegend 
von  Dagsburg  im  Elsaß,  von  Offenbach  und  von  Luneville  an- 
gefertigt, da  sie  hier  durch  die  niederen  Löhne  wohlfeiler  herge- 
stellt werden  konnten  -). 

Aber  gegenüber  den  bisherigen  Niedergängen  zeigte  die  Perl- 
mode einen  wesentlichen  Unterschied  :  ein  mehrmaliges  Wieder- 
aufflackern, besonders  1895/96;  jedoch  die  Abwärtsbewegung  an 
sich  wurde  dadurch  nicht  beeinflußt  ^).  Das  Wiederaufflackern 
der  Perlnachfrage  wurde  immer  kürzer ;  aber  bis  auf  den  heutigen 
Tag  ist  kein  vollständiges  Lr löschen  erfolgt.  Noch  jetzt  werden 
Perlarbeiten  in  Sosa,  Hammerbrücke,  Rautenkranz  u.  a.  Orten 
angefertigt;  jedoch  kann  nach  1895  nicht  mehr  von  Perl mo den 
gesprochen  \verden.  Vielmehr  war  die  jährliche  Nachfrage  auf 
diejenigen  Artikel  hauptsächlich  gerichtet,  welche  des  glänzenden 
Talmieffektes  nicht  entraten  können :  auf  Theater-,  Ball-,  Maske- 
radekostüme. Sicher  sind  die  jetzigen  verarbeiteten  Perlmengen 
winzig  im  Vergleich  zu  den  Jahren   1880 — 1884,    1888 — 1892. 

Der  Nachhall  der  Perlnachfrage  konnte  keineswegs  für  die 
Beschäftigung  der  Hand-  und  Tamburmaschinen  genügen.  Das 
Suchen  nach  Ersatzbeschäftigung  führte  zur  ursprünglichen  Tren- 


1)  Vgl.  die  Ausfuhrwerte  der  seit  1893  in  Eibenstock  bestehenden  Konsular- 
agentur  der  Vereinigten  Staaten,  soweit  sie  sich  auf  trinimings  beziehen  : 

Vierteljahr 
I.  II.  III.  IV.  Summe 

1893  471228  67774  28228  o  567230   M. 

1894  49606  24491  43425  52355  169877    » 

1895  247820  39245  97648  144869  529582     » 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1897,  S.  231. 

3)  Das  beweisen  auch  die  Ausfuhrziffern  der  trimmings  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  die  seit  1896  beträchtlich  sanken;  umsomehr  als  in  diesen  Ziffern  die 
Werte  der  buntseidenen  Besätze  enthalten  sind,  bei  denen  seit  1896  ein  ununter- 
brochener Aufschwung  einsetzte. 

1893  M.  567230 

1894  k  169  877 

1895  "     529582 

1896  »     607  876 

1897  >   571595 

1898  »  477  690 

1899  >  414391. 
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nung  der  Konjunkturen  für  die  beiden  Maschinensysteme ;  typisch 
ist  auch  in  dieser  Niedergangsperiode  der  Rückfall  in  die  Lohn- 
industrie. 

Die  Tamburmaschinen  wurden  teils  für  das  Besticken  von 
Portieren  und  Handschuhen  für  Chemnitz  verwendet,  teils  auch 
für  die  Veredelung  von  Plauener  Gardinen;  der  Nachteil  der 
Lohnindustrie  zeigte  sich  wieder  in  scharfer  Ausprägung :  Chem- 
nitz stellte  selbst  Maschinen  auf^).  Die  Gardinenstickerei  konnte 
sich  nicht  einbürgern  -),  da  die  Arbeiterinnen  sich  an  den  neuen 
Artikel  nicht  gewöhnten ;  dazu  kam,  daß  die  maschinelle  Tambur- 
arbeit körperlich  schwerer  und  daher  bei  den  Plauen  unbeliebter 
als  das  Nachbessern  und  andere  Zurüstungsarbeiten  war.  Die 
Kleiderstickerei  war  den  Tamburapparaten  durch  die  Uebermacht 
der  Handmaschinen  verschlossen.  Technische  Konkurrenz  und 
Abwanderung  taten  das  so  ihre,  um  die  Tamburtechnik  mehr  und 
mehr  aus  dem  Eibenstocker  Industrierevier  zu  verdrängen. 

Die  Handmaschinenstickerei  fand  für  die  verlorenen  Besätze 
bald  andere  Beschäftigung.  Ihr  kam,  so  paradox  es  klingt,  die 
besatzfeindliche  Mode  dieser  Zeit  zu  statten.  Denn  vollkommen 
glatt  wurden  die  Kleider  nicht  getragen;  man  legte  sich  nur  im 
Ausputz  große  Beschränkung  auf.  Infolgedessen  fielen  auch  die 
reichbestickten  Kleiderteile  weg,  und  die  sächsisch -thüringische 
Webeindustrie  ließ  ganze  StofTlängen  in  einfachsten  Mustern 
(Blümchen,  Arabesken)^)  besticken.  Für  solche  einfache,  wie- 
derkehrende Muster  arbeitete  die  Handmaschine  billiger  in- 
folge des  Vielnadelprinzipes*),  sie  garantierte  dadurch  auch  die 
Kongruenz  der  einzelnen  Musterfiguren.  Außerdem  waren  die 
ganzen  Stofflängen  für  die  Handmaschinen  geeigneter  als  die  ein- 
zelnen Kleiderteile  von  1884 — 87,  die  erst  auf  den  Stickrahmen 
aufgeheftet  werden  mußten. 

Die  Kleiderstickerei  reichte  jedoch  für  die  Beschäftigung  der 
Handmaschinen  nicht  aus,  zumal  ihre  Zahl  in  Eibenstock  sich 
durch  die  billigen  Verkäufe  aus  dem  Vogtlande  beträchtlich  ver- 
mehrte ;  denn  infolge  des  Vorherrschens  der  Weißstickerei  in  der 
Plauener  Gegend  wurden  hier  nur  noch  Schiffelmaschinen  aufge- 
stellt. Die  gebrauchten  Handmaschinen  wurden  für  150 — 200  M 
ins  Erzgebirge  verkauft  und  zwar  durchweg  an  Hausindustrielle  ^). 

I)  H.-K.-B.  Plauen  1897,  S.  226.         2)  A.  a.  O.  1893,  S.  178. 
3)  A,  a.  O.  1894,  S.  208/9.        4)  A.  a.  O.  1894,  S.  208. 
5)  A.  a.  0.  1895,  S.  210. 
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Durch  diese  Vermehrung;  der  Produktionsmittel  stieg  natürlich 
die  Arbeitslosigkeit  in  Eibenstock  noch;  besonders  schwierig  war 
die  Lage  der  Fabrikbetriebe,  da  die  Kleider  von  Glauchau-Meerane 
aus  meist  an  hausindustrielle  Einzelsticker  gegeben  wurden  ^).  So 
kam  es,  daß  die  Fabrikmaschinen  sogar  auf  weiße  Kambrik- 
stickerei beschäftigt  wurden ;  doch  dauerte  dieser  Rückfall  in  die 
einst  geübte  Wäschestickerei  nur  ein  knappes  Jahr  (1895).  •^"" 
dere  Betriebe  nahmen  das  Besticken  von  episodenhaft  auftreten- 
den Ersatzartikeln  auf:  Kravatten,  Tücher,  Smoking-Capes  (1896); 
aber  auch  hier  handelte  es  sich  um  bloße  Lohnarbeit,  ähnlich 
wie  Mitte  der  1870  er  Jahre.  Gerade  die  prekäre  Lage  der  Fa- 
brikbetriebe mußte  zu  energischen  Erweiterungsversuchen  führen, 
die  der  Eibenstocker  Industrie  die  kaum  gewonnene  Selbständig- 
keit zurückgaben.  Der  einzige  Weg  blieb  die  Rückkehr  zur 
Buntbesatzstickerei,  vor  allem  deshalb,  weil  hier  die 
Handmaschine,  das  lokal  wichtigste  Produktionsmittel,  ein  unbe- 
strittenes Feld  hatte. 

4.  Die    dritte    Etappe:    Die    gegenwärtige  Buntbesatzstickerei. 

a.  Die  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r  e  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g. 

Die  Buntbesatzstickerei  hatte  1893  zwar  eine  fast  gänzliche 
Rückdrängung  erfahren,  aber  in  bescheidensten  Grenzen  wurde 
sie  ähnlich  wie  die  Perlindustrie  weitergeführt;    > hochfeine,  seidene 

Posamentenstickerei  läßt  sich durch  nichts  anderes  ersetzen 

als  durch  I^rüsseler  Spitzen  <-).  Die  P'abrikanten  -(Verleger) 
mußten  daher  auf  die  Wiederaufnahme  der  Besätze  durch  die 
Modehäuser  besonders  bedacht  sein  ;  außerdem  waren  sie  wäh- 
rend der  Episode  der  Kleiderstickerei  dadurch,  daß  die  Webereien 
in  direkten  Verkehr  mit  den  Einzelstickern  traten,  in  ihrer 
Existenz  gefährdet. 

Die  Bemühungen  hatten  von  1896  an  einen  bis  heute  wäh- 
renden Erfolg.  Statt  der  bisher  getragenen  Posamenten  des 
Annaberger  Genres  wurden  die  buntseidenen  Besätze  als  Kleider- 
ausputz   verwendet'^).     Wie    1888    scheint    auch    1896    die    Aus- 

i)   H.-K.-B.  Plauen  1S94,  S.  210  ;  1895,  S.  200.  2)  A.  a.  O.  1895,  S.  203. 

3)  Berichte  über  Handel  und  Industrie  von  Berlin,  erstattet  von  den  Aeltesten 
der  Kaufmannschaft  1898  II,  S.  184;  1899  II,  S.  170;  1901  II,  S.  -l6i.  Berliner 
Jahrbuch  für  Handel  und  Industrie,  Bericht  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  1905  II 

5.  360;   1906  II,  S.  349;   1907  II,  S.  369. 
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musterung  sich  an  Schweizer  Vorbilder  angelehnt  zu  haben ;  die 
stete  Vorbildlichkeit  der  St.  Gallener  Warensorten  spricht  durch- 
aus dafür.  Als  Nachhall  der  früheren  IM  e  t  a  1 1  s  t  i  c  k  e- 
r  e  i  wurden  zunächst  Gold-,  in  steigendem  Maße  aber  Buntseiden- 
fäden verstickt;  die  äußerst  billige  Preisstellung  für  schmale  Be- 
sätze half  den  Markt  gewinnen  M,  und  die  Vertiefung  der  ]\Iuste- 
rung  half  ihn  behaupten. 

Die  Entwicklung  der  Muster  bis  in  ihre  Einzelheiten  zu  ver- 
folgen, erübrigt  sich,  da  diese  für  den  Konjunkturverlauf  nicht 
bedeutsam  sind.  Im  ganzen  ging  die  X'eränderung  der  Muster  so 
vor  sich,  daß  nach  den  bunten  Sachen  um  1900  die  einfarbigen 
schwarzen  und  weißen,  sowie  die  schwarz-weißen  Garnituren  be- 
liebt waren.  Sie  blieben  zwar  weiterhin  erhalten,  aber  traten 
doch  durchaus  in  den  Hintergrund  gegenüber  den  sich  mehr  und 
mehr  durchsetzenden  bunten  Besätzen.  Die  Ausarbeitung  der 
Muster  erfolgte  je  nach  der  Moderichtung  im  japanischen,  im 
orientalischen,  im  Empirestil ;  bald  waren  Ranken,  bald  Orna- 
mente begehrt  -).  Auf  gute  Zusammenstellung  der  Farben  und 
zeichnerisch  gute  Muster  wurde  mehr  und  mehr  Wert  gelegt. 

Neben  den  bunten  Besätzen  konnten  andere  Warengattungen 
sich  nicht  behaupten.  Das  Besticken  von  Blusen  hatte  wenig  Be- 
deutung. Von  1905  an  trat  episodenhaft  die  ziemlich  er- 
hebliche Anfertigung  von  buntgestickten  Krageneinsätzen  (Bäff- 
chen,  KolarettsJ  auf,  um  bald  wieder  zu  verschwinden.  Auch 
die  seidene  Luftstickerei  ^)  beschäftigt  nur  wenige  ^laschinen.  Die 
Stickerei  in  Eibenstock  gewährt  ein  vollkommen  einheitliches 
Bild ;  was  sich  an  früheren  Warengattungen  noch  erhalten  hat, 
z.  B.  die  Gardinen-,  die  Portierenstickerei,  das  beeinflußt  in  seinem 
Geschäftsgange  durchaus  nicht  den  örtlichen  Stickereimarkt. 

b)  Der  Aufschwung  des  Ortes. 

Der  große  Aufschwung  der  Buntbesatzstickerei  zeigt  sich  in 
mannigfachen  wirtschaftlichen  Erscheinungen.  Die  Bevölkerung, 
welche  sich  von  1861  — 1900,  also  innerhalb  40  Jahren,  sehr  langsam, 

1)  H.-K.-B.  Plauen   1896,  S.  255. 

2)  Bis  in  diese  Bewegungen  sind  die  Schweizer  Musterwechsel  nicht  zu  ver- 
folgen, da  die  Berichte  nicht  genügend  spezialisiert  sind.  Sie  sind  sicher  den 
sächsischen  gleich  gewesen. 

3)  In  Plauen  als  baumwollene  Spitze  Spezialartikel.  Gestickt  wird  auf  einen 
geringwertigen  UnterstofiF,  der  nachher  ausgebeizt  wird,  sodaß  ein  spitzenartiges 
Muster  bleibt. 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.    Ergänzungsheft  35.  Ö 
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um  2  1,3%  vermehrt  hatte,  wies  in  dem  nur  7jährigen  Zeiträume 
1^00—1907  eine  Zunahme  von  i7,Oo'o  'luf.  Der  Postverkehr  hat 
sich  fast  verdoppelt  seit  1900,  soweit  Pakete  und  Postanweisungen 
in  FraL^e  kommen. 


Tabelle    2. 

Postverkehr. 

Betrag  der 

Postanweisungen 

Pakete  in 

1000  Stück 

in 

1000  M. 

Jahr 

Abgesandte 
Stück 

Angekom- 
mene Stück 

Abgesandt 

Angekommen 

1875 

33,7 

27.4 

f 

1876 

30>6 

30,3 

1877 

32,6 

34.7 

1878 

31.5 

29,5 

1879 

28,7 

28,6 

1880 

32,8 

3^.9 

648,8 

1881 

37,6 

36,3 

782,8 

1882 

44.4 

43.8 

909,9 

787,2 

188^ 

44,2 

49,2 

936,4 

766,2 

1884 

42.7 

38,9 

•931. 1 

802,6 

1885 

45,9 

43.3 

909,5 

777,8 

1886 

48,6 

48.3 

988,1 

817,6 

1887 

47,5 

51,9 

951,5 

824,8 

1888 

47,4 

58,8 

1086,4 

836,0 

1889 

47,2 

58.1 

1260,0 

814.9 

1890 

44,0 

54,9 

"59,8 

835.9 

1891 

45,0 

55,7 

1156,1 

777,6 

1892 

48,5 

61,5 

1137,8 

763,5 

1893 

42,3 

51.6 

1165,6 

720,0 

1894 

46,7 

54,9 

1162,8 

835,8 

1895 

50,9 

60,2 

1200,0 

928,0 

1896 

52,2 

58.2 

1192,0 

1090,2 

1897 

53,9 

61,2 

1240,3 

991,2 

1898 

60,0 

65,7 

1394,6 

1014,6 

1899 

65,5 

68,4 

1571,1 

1302,1 

1900 

66,8 

68,0 

1718,5 

1446,5 

1901 

67,8 

70,2 

1832,1 

1484,8 

1902 

82,2 

83.2 

2075,5 

1688,8 

1903 

93,6 

94,1 

2346,7 

1975,5 

1904 

85,2 

83,2 

2271,5 

1908,9 

1905 

107,4 

98.5 

2448,6 

2077,9 

1906 

123,7 

103,8 

2723,7 

2399,8 

1907 

130,0 

110,4 

2867,0 

2474,5 

1908 

105,5 

95.2 

2448,3 

1963,0 

In  den  Jahren  1S71  — 1902  wurden  jährUch  je  8  Maschinen 
aufgestellt,  1902 — 1907  dagegen  je  36.  Die  Zahl  der  Maschinen 
betrug 

1871  :  116, 
1902  :  363, 
1907  :  546. 


ÖJ  ■ 

Das  Arbeitsgebiet  dehnte  sich  neuerdings  auch  auf  die  ent- 
fernteren Nachbarorte  aus ;  auf  Hundshübel,  Rautenkranz,  Stützen- 
grün, Bärenwalde,  Zschorlau;  seit  1904  ist  sogar  Schneeberg- 
Neustädtel  ^),  dieser  alte  Sitz  der  Kambrikstickerei,  mehr  und  mehr 
für  Eibenstock  tätig.  Kennzeichnend  ist  auch  die  neuerliche 
starke  Vermehrung  der  Stickereigeschäfte,  welche  1883 — 1903 
von  34  auf  52  stieg,  1903 — 1907  dagegen  auf  70;  also  im  ersten 
Zeiträume  entfällt  auf  jedes  Jahr  kaum  je  eine  Firmengründung, 
seit   1903   aber  nahezu  je   5. 

c)  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r  g  e  f  a  h  r  e  n. 

Die  relativ  lange  Aufwärtsbewegung  der  Buntbesatzstickerei 
kann  auf  Grund  der  Untersuchung  des  Konjunkturverlaufs  seit 
1860  nicht  zu  der  Annahme  verführen,  daß  nunmehr  ein  dauern- 
des goldenes  Zeitalter  für  Eibenstock  und  das  westliche  Erzge- 
birge angebrochen  sei.  Die  Kenntnis  des  krisenerschütterten  Da- 
seins der  Stickerei  in  Eibenstock,  die  Weigel  anscheinend  auf  der 
Durchreise  nicht  erhalten  konnte  - ),  läßt  dessen  Vorschlag,  die 
.  Eibenstocker  Stickereibranche  nach  Annaberg  zu  verpflanzen,  um 
der  dortigen  Krisis  abzuhelfen,  als  vollkommen  ungeeignet  er- 
scheinen. Der  Annaberger  Krisenteufel  würde  durch  den  Eiben- 
stocker Beelzebub  ausgetrieben  werden  —  ganz  ungeachtet  der 
Tatsache,  daß  über  der  allmählichen  Einarbeitung  der  Annaberger 
Posamentierer  in  die  Handmaschinenstickerei  lange  Jahre  ver- 
gehen würden. 

Die  Eibenstocker  Buntbesatzstickerei  zeigt  schon  jahrelang 
bedenkliche  Krankheitserscheinungen,  über  die  uns  ihr  blühendes 
Aussehen  nicht  hinwegtäuschen  darf. 

Die  jeweiligen  akuten  Beschwerden  sind  harmlos,  wenn 
auch  für  einzelne  Unternehmungen  recht  schmerzhaft. 
Wir  denken  dabei  vor  allem  an  die  Einwirkung,  welche  ver- 
minderte Kaufkraft  einzelner  Konsumentenländer  oder  politi- 
sche Zusammenhänge  ausübten.  Z.  B.  war  England  während  des 
südafrikanischen  Krieges  mit  seinen  Aufträgen  auf  bunte  Sachen 
sehr  zurückhaltend ;  Rußland  hat  durch  die  jüngsten  inneren 
Wirren  an  seiner  Kauflust  verloren.  Der  Eibenstocker  Stickerei- 
markt ist  gewissermaßen  der  Wetterwinkel  für  die  ungünstigen 
nationalen  Konjunkturen  der  Kundenländer.     Von  einer  Konstanz 

1)  H.-K.-B.  Plauen  1906,   S.  223/4. 

2)  Weigel  a.  a.  O.  S.    iio. 
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des  Absatzes  kann  nicht  die  Rede  sein,  sobald  es  sich  um  ein 
einzelnes  Land  handelt;  man  ver^^leiche  die  Uebersicht  über  die 
Ausfuhr  nach  den  Vereinii^ten  Staaten  : 

Tabelle    3. 

Ausfuhr    von    Stickereien    und   Besätzen    nach    den  Vereinigten   Staaten   aus 
dem  Gebiete  der  Konsularagentur  Eibenstock. 
Beträfe   in   Mark. 


I. 

II. 

III. 

IV. 

Jahr 

Vierteljahr 

Vierteljahr 

Vierteljahr 

Vierteljahr 

Jahressumme 

1893 

471  228 

67774 

28  228 

0 

567  230 

1894 

49  606 

24  491 

43425 

52  355 

169877 

1895 

247  820 

39  245 

97648 

144  869 

529582 

1896 

357  911 

27  131 

118451 

104383 

607  876 

1897 

189827 

160  610 

III  027 

1 1 0  131 

571  595 

1898 

214  853 

38  295 

164  412 

60  130 

477  690 

1899 

115815 

45  450 

137  311 

115815 

414  391 

1900 

268  049 

85  642 

236  249 

113  045 

702985 

1901 

185  316 

118  672 

367  622 

214  863 

884  473 

1902 

330  250 

72831 

455951 

38242 

897  274 

1903 

331  334 

91  293 

474874 

147  494 

I  044  995 

1904 

147865 

35  838 

410  142 

9J  031 

684  876 

1905 

373523 

109  981 

560861 

198  067 

I  206  432 

1906 

419503 

140  203 

364819 

153  471 

I  078396 

1907 

396  408 

239  742 

95  266 

74  975 

806  391 

1908 

Die  Eiben 

Jtocker  Ausfuhr 

wird  nicht 

mehr  gesondert 

angegeben. 

Immerhin  ist  die  Internationalität  der  Eibenstocker  Geschäfts- 
beziehungen ein  teilweiser  Schutz  gegen  diese  Art  schädlicher 
Einflüsse. 

Schwer  sind  die  dauernden  Schäden,  welche  die  Buntbesatz- 
stickerei gerade  in  den  letzten  Jahren  durch  konkurrierende  Indu- 
strien erlitten  hat.  Barmen  webt  die  Eibenstocker  Artikel  und 
zwar  mit  weit  billigeren  Selbstkosten  ;  in  W'eipert  in  Böhmen 
werden  Besätze  auf  der  Schiffchenstickmaschine,  dieser  gefähr- 
lichsten Feindin  der  Handmaschine,  hergestellt  und  nach  beson- 
derem Verfahren  bunt  eingefärbt^j ;  Plauen  reißt  anscheinend 
die  weißen  und  schwarzen  Besätze  an  sich,  welche  Eibenstock 
in  stillen  Zeiten  auf  Lager  fertigen  läßt,  und  stellt  sie  weit  billi- 
ger mit  seinen  Schiffchenmaschinen  her  ^).  Seit  längerer  Zeit  ver- 
sucht die  Posamentenindustrie  Annabergs  leichte  bunte  Besätze 
zu  erzeugen  ^). 

i)  Berliner  Jahrbuch  für  Handel  und  Industrie.  Bericht  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin   1908  II,  S.   383. 

2)  H.-K.-B.  Plauen   1907,  S.  230. 

3)  Berliner  Jahrbuch  .  .  .  1903  II,  S.  290.  »Der  Geschmack  (in  genähten 
Phanlasiegimpenj  lehnte  sich  an  den   Spitzen-  und  S  t  i  c  k  e  r  e  i  g  e  n  r  e 
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Die  Eibenstocker  Industrie  kennt  diese  Schäden  nur  zu  ge- 
nau; aber  bisher  konnte  sie  nur  auf  die  Einzelsymptome  los- 
kurieren. Barmen  suchte  man  dadurch  aus  dem  Felde  zu 
schlagen,  daß  man  auf  Filetuntergrund  (\v  e  i  t  maschiger  Netzstoff) 
musterte,  den  die  Bandweberei  nicht  erzeugen  kannM,  oder  durch 
Verbindung  von  Luft-  und  Besatzstickerei.  Die  durch  die  Schiff- 
chenmaschinen beigebrachten  Wunden  dürften  keinesfalls  verheilen. 

Das  wirksamste  Mittel  ist  unter  den  obwaltenden  Umständen 
eine  energische,  qualitative  Hebung  der  Buntstickerei.  Gerade 
die  feinsten  Besätze  konnte  Eibenstock  bisher  nicht  herstellen^); 
nur  in  mittleren  Qualitäten  war  die  Konkurrenz  mit  der 
Schweiz  auszuhaken^).  F!ine  gewisse  Gewähr  gegen  letale  Ab- 
satzstockungen kann  die  technische  Beweglichkeit  der  Stickerei 
sein.  Und  schließlich  bietet  der  Rückgriff  zu  früheren  Waren- 
gattungen auch  ein  Hilfsmittel:  denn  seit  1908  hat  wieder  eine 
starke  Nachfrage  nach  Perlbesätzen  eingesetzt. 

Ob  damit  eine  neue  Degradierung  der  Handmaschinensticke- 
rei zur  Hilfsindustrie  der  Perlarbeit  verbunden  ist,  kann  heute 
nicht  entschieden  werden;  aber  zum  Segen  für  die  Buntstickerei 
gereicht  sie  kaum :  die  Sticker  büßen  ihre  Geschicklichkeit  ein. 
So  mutet  uns  die  Zukunft  der  Handmaschinen  Stickerei 
nicht  aussichtsreich  an,  und  an  diesem  Geschick  ist  die  Mode 
nur  zum  kleinen  Teile  schuld. 


a  n«.     »Es  wurden  große  Anstrengungen  gemacht,  geschmackvolle  Kollektionen  zu 
schaffen,  und  wenn  es  gelang,  den  bevorzugten  Stickereien  Konkurrenz  zu  machen, 
so  ist  dies  ein  Beweis  für  die  hohe  Intelligenz  und  Rührigkeit  unserer  Fabrikanten.« 
i)  H.-K.-B.  Plauen   1907,  S.  230. 

2)  Ein  großer  Teil  der  Maschinen  war  von  vornherein  durch  die  frühere  Kleider- 
stickerei  abgearbeitet. 

3)  Unglaublich  leichtgläubig  scheint  IVeige!  a.  a.  O.  S.  42  zu  sein:  »Die 
Stickerei  des  Eibenstocker  Bezirkes  dagegen  hat  sich  seit  dem  Ausbau  zur  Bunt- 
und  Seidenstickerei  in  den  80er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  nicht  nur  auf  der 
alten  Höhe  (?)  erhalten,  sondern  erfährt  noch  jährlich  weitere  Fortschritte ;  das 
kommt  daher,  weil  sie  völlig  ohne  Konkurrenz  geblieben  ist  ...  .  Die  Schweizer 
Stickereien  ....  sind  zu  geringwertig  an  Geschmack  und  Qualität,  als  daß  sie 
mit  den  Eibenstocker  Artikeln  in  Wettbewerb  zu  treten  vermöchten.«  Vgl.  hierzu 
H.-K.-B.  Plauen   1905,  S.  207/08. 
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IV.  Kapitel. 
Der  Modewechsel  als  Konjunkturmoment  ^). 

Es  ist  nach  der  ausführlichen  Darstellung  der  Konjunktur- 
bewegung nichts  sicherer ,  als  daß  die  Konjunktur  einer  Mode- 
industrie keineswegs  allein  durch  den  Wechsel  der  Mode  ihre 
Unruhe  und  Bewegung  bekommt.  Das  Bild,  das  sich  uns  erge- 
ben hat,  war  mannigfaltig  genug :  die  Veränderungen  der  Tech- 
nik, die  Konkurrenz  anderer  Industriezweige,  die  Abwanderung  der 
Produktion  an  einen  anderen  Standort  traten- deutlich  hervor.  Die 
Gefahr  der  M  e  d  i  a  t  i  s  i  e  r  u  n  g  war  ein  Beweis,  wie  die  Veränderung 
der  industriellen  Organisation  konjunkturverändernd  wirkt.  Die 
Kaufkraft  der  Abnehmerkreise  zeigte  die  Wirkung  der  großen  all- 
gemeinen Konjunkturwellen  und  übertrug  das  allgemeine  Auf  und 
Ab  auch  auf  unsere  ]\Iodeindustrie.  In  der  Gestaltung  der  Aus- 
fuhrverhältnisse kamen  alle  Schicksale  der  Exportländer,  von  krie- 
gerischen Unruhen  bis  zur  Zollpolitik  für  deren  Teil  zur  Geltung. 
Ein  buntes  Durcheinander! 

Aber  die  theoretische  i\nalyse  hat  das  Bedürfnis,  abstrakt  zu 
untersuchen,  wie  sich  die  spezifische  Konjunkturwirkung  des  spe- 
zifischen Konjunkturmomentes  »Mode«  nach  unserer  Erfahrung 
darstellt. 


i)  Als  ich  unter  direktem  und  indirektem  Einflüsse  Z->'üc/i  er  sehen  Denkens  und 
besonders  angeregt  durch  die  Pletigesche  Vorlesung  im  S.-S.  1903  über  »Krisen 
und  Konjunkturen*  mir  später  während  meines  zweijährigen  Aufenthaltes  in  Eiben- 
stock die  Aufgabe  stellte,  die  Konjunktur  der  Mode  in  der  dortigen  Stickereiindustrie 
darzustellen,  schien  mir  die  Festlegung  der  typischen  Vorgänge  des  Modewechsels 
das  Hauptproblem  zu  sein.  So  kam  ich  zu  dem,  was'  jetzt  als  Musterungswechsel, 
Produktionsversetzung,  Fabrikationswechsel  und  Produktionsschwund  bezeichnet  ist. 
Die  endgültige  Fassung  der  Theorie  entstand  unter  eingehender  Mitwirkung  von 
Herrn  Prof.  Dr.  Johann  Plenge,  die  abgesehen  von  der  Terminologie  namentlich 
zur  Trennung  der  Bedarfs-  und  Produktionsphänomene  (»Effekt«  und  »Verfahren«), 
zur  Hervorhebung  der  besonderen  Voraussetzungen  der  Eibenstocker  Industrie  und 
zur  Darlegung  der  konjunkturtheoretischen  Zusammenhänge  führte. 
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Wenn  wir  dabei  zu  gewissen  Verallgemeinerungen  kommen, 
so  soll  ihre  Bedeutung  doch  ausdrücklich  auf  solche  Fälle  ein- 
geschränkt werden,  die  analoge  Grundbedingungen  haben  wie  die 
Eibenstocker  Industrie. 

Die  Eibenstocker  Industrie  ist  wesentlich  eine  Dekorations- 
industrie ;  sie  stellt  ornamentale  Teilstücke,  keine  Voll- 
produkte her.  Ein  solcher  Gewerbezweig  hat  nicht  nur  mit 
einem  Wechsel  in  der  Kleiderschmuckmode,  sondern  auch  mit 
einer  ornamentlosen  > glatten'  Mode  zu  rechnen.  Die  Aende- 
rungen  einer  speziellen  Ornamentenmode  folgen  wahrscheinlich 
schneller  und  unregelmäßiger  als  die  Perioden  einer  Mode  für 
Vollprodukte.  Auf  der  anderen  Seite  kann  eine  Dekorationsin- 
dustrie leichter  ihre  eigenen  Wege  gehen  und  mit  ihrem  Material 
und  ihrem  Verfahren  für  irgend  einen  anderen  Bedarfszweck  ein 
schmückendes  Zubehörteil  herzustellen  suchen. 

Zweitens  ist  die  Technik  der  Handmaschine  besonders  viel- 
seitig, das  Verfahren  erlaubt  viele  »Effekte«  und  es  ist 
demnach  klar,  daß  man  den  von  der  Mode  gewünschten  Effekt 
recht  vielseitig  variieren  kann  und  doch  noch  innerhalb  der  Ver- 
kaufsgrenze der  Plattstichstickerei  bleibt.  Eline  solche  tech- 
nische Vielseitigkeit  erlaubt  auch  besonders  zahlreiche  Ausgleichs- 
vorgänge, um  Ersatz  für  durch  die  Mode  verlorene  Produktions- 
aufgaben zu  finden.  Eine  technisch  einseitige  Modeindustrie  oder 
bloße  Hilfsindustrien  eines  Modegewerbes  werden  durchaus  anders- 
gestaltete Bilder  zeigen. 

Drittens  ist  das  obere  Erzgebirge  ein  Bezirk,  wo  sich  eine 
Reihe  technisch  verwandter  Modeindustrien  zusammengefunden 
hat.  Das  gibt  dem  Konjunkturwechsel  in  jeder  Sonderindustrie 
die  Möglichkeit  einer  besonderen  Elastizität:  leichter  Zustrom  von 
Arbeitern  \md  Unternehmern  in  der  Hochkonjunktur,  verhältnis- 
mäßig leichter  Abfluß  in  der  Depression,  sobald  in  einer  der  an- 
deren Industrien  die  Lage  günstiger  ist. 

Und  schließlich  muß  anerkannt  werden,  daß  die  Eibenstocker 
Bevölkerung  regsam  und  beweglich  ist  und  die  Anpassungsauf- 
gaben, die  ihr  gestellt  werden,  verhältnismäßig  rasch  ergreift  und 
bewältigt.  Man  wird  behaupten  können,  daß  jede  eigentliche 
Modeindustrie  dazu  tendiert,  eine  regsame  und  bewegliche  Pro- 
duzentenschicht heranzuziehen.  Aber  nur  da,  wo  eine  solche 
Bevölkerung  wirklich  vorhanden  ist,  vollziehen  sich  die  Produktions- 
wechsel mit  der  im  vorigen  Abschnitt  geschilderten  Schnelligkeit. 
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Wo  sich  tliese  Bedingungen  wiederholen,  dürfte  die  Mode 
als  Konjunktuifaktor  zu  ähnlichen  Erscheinungen  führen  wie  in 
Eibenstock. 

Die  Mode  ist  ein  Bedarfsphänomen  und  zwar  stellt  sie  volks- 
wirtschaftlich einen  kurzfristigen  Massenbedarf  dar,  der  sich 
spontan  äußert  und  formell  gleichbleibend,  doch  materiell  sich 
erheblich  ändern  kann.  Weiterhin  beruht  die  Ausdehnung  und 
der  Ablauf  dieses  Bedarfs  auf  konventionellen  Grundlagen,  so 
zwar,  daß  die  Nachfrage  sich,  von  diesen  oder  jenen  gesellschaft- 
lichen Vorbildern  ausgehend,  auf  immer  weitere  in  der  Kauf- 
kraft sinkende  Schichten  ausdehnt,  um  dann  einer  neuen  Bedarfs- 
welle Platz  zu  machen.  Letztere  beginnt  sich  schon  zu  bilden, 
ehe  die  erste  noch  das  Maximum  ihrer  Verbreitung  erreicht  hat. 
Für  eine  Untersuchung  in  den  Kreisen  der  Konsumenten 
wäre  es  gewiß  interessant,  wieviele  solcher  Modewellen  in  ver- 
schiedenen Stadien  ihres  Verlaufs  gleichzeitig  nebeneinander  nach- 
zuweisen sind  ,  wie  sich  die  Wellen  bilden,  wie  große  Bedarfs- 
schichten von  der  Bewegung  ergriffen  werden,  wie  diese  Wellen 
bald  schneller,  bald  weniger  eilig,  bald  steiler,  bald  flacher,  bald 
weiter,  bald  kürzer  verlaufen. 

Uns  interessiert  nicht  die  Mode  als  Bedarfsphänomen,  son- 
dern vielmehr  ausschließlich  das  dem  Bedarf  entsprechende 
Produktions  problem,  die  Produktionswellen  ,  welche  durch 
die  Bewegungen  des  Modebedarfs  in  den  Modeindustrien  ausge- 
löst werden. 

Das  Produktionsphänomen  ist  keine  einfache  Spiegelung  des 
Bedarfsphänomens. 

Der  Bedarf  sieht  auf  einen  bestimmten  Effekt  und  be- 
mißt den  Grad  einer  Modeänderung  nach  den  psychologischen 
Tatsachen  der  augenfälligen  Wirkungen  einer  Mode.  Die  In- 
dustrie sieht  auf  das  Verfahren,  und  die  aufeinanderfol- 
genden Wellen  des  Modebedarfes  stellen  sich  so  lange  als  eine 
verhältnismäßig  stabile  Beschäftigung  einer  bestimmten  Modein- 
dustrie dar,  als  sich  die  Mode  bei  einer  noch  so  bunten  Verän- 
derung der  gewünschten  Effekte  innerhalb  der  üblichen  Technik, 
der  V  e  r  f  a  h  r  e  ns  gr  enz  e  der  betreffenden  Industrie  hält. 

Im  Mode  bedarf  folgt  Bedarfswelle  auf  Bedarfswelle,  und 
jede  läuft  wieder  ab:  >Wer  weiß,  von  wannen  sie  kommt  und 
wohin  sie  geht.?<^  In  der  Mode  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n  hingegen  ist  es 
mit  dem  Niedergang  einer  Produktionskurve  nicht  getan,  sondern 
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es  folgen  Ausgleichs-  und  A  n  p  a  s  s  u  n  g  s  v  e  r  s  u  c  h  e 
der  verschiedensten  Art,  die  zum  guten  Teil  darauf  hinauslaufen, 
durch  Bedarfserregung  zur  Bildung  einer  neuen  Bedarfswelle  bei- 
zutragen. Demnach  gehört  zur  Theorie  der  Bewegung  der  Mode- 
ll r  o  d  u  k  t  i  o  n  vor  allem  eine  Darstellung  dieser  Reaktionser- 
scheinungen. 

Eine  e  x  a  k  t  e  D  a  r  s  t  e  1  1  u  n  g  der  e  i  n  z  e  1  n  e  n  M  o  d  e- 
welle  läßt  sich  auch  vom  Standpunkte  der  Produktion  nicht 
geben.  Bekanntlich  reicht  dazu  unsere  Produktionsstatistik  nicht 
im  entferntesten  aus,  und  so  müssen  wir  uns  mit  einigen  Allge- 
meinheiten über  die  Steilkurve  der  Mode  begnügen.  Gewiss  die 
Mode  kommt  schnell,  wenn  sie  in  Aufnahme  kommt,  und  ver- 
schwindet schnell,  wenn  ihre  Zeit  abgelaufen  ist  ;  aber  es  ist  im- 
merhin wichtig ,  daß  sie  nach  unseren  Beobachtungen  nicht  mit 
einem  Schlage  ganz  zu  Ende  ist.  Sie  verliert  in  starkem  Abfall 
oder  durch  retardierende  Uebergänge  noch  etwas  aufgehalten  die 
Geltung  als  herrschende  Mode ;  von  einem  gewissen  Tiefstand  an 
aber  versinkt  sie  ziemlich  langsam  und  allmählich  zu  völliger  Be- 
deutungslosigkeit. Daß  die  Produktionskurven  der  einzelnen  Mo- 
den starke  Abweichungen  voneinander  zeigen,  bedarf  keiner  beson- 
deren Hervorhebung. 

Zu  greifbareren  Ergebnissen  können  wir  bei  der  P  r  o  d  u  k- 
t  i  o  ns  bedeutung  des  Modewechsels  gelangen. 

Solange  sich  die  Mode  mit  einer  P^ffektänderung  nach  dem 
ersten  modeerweckenden  Musterungserfolge  innerhalb  der  Ver- 
fahrensgrenze eines  Modeindustriezweiges  hält,  bedeuten  alle  Mode- 
änderungen für  das  betreftende  Gewerbe  einen  einfachen  M  u- 
sterungswech  sei.  Ob  die  Mode  in  den  leisesten  Bedarfs- 
nüanzierungen  variiert  oder  ob  sie  in  weiten  Sprüngen  zu  den 
stärksten  Gegensätzen  im  Effekt  eilt,  was  Farbe,  Dessin  und  Ar- 
beitsweise anlangt :  solange  sie  die  Verfahrensgrenze  der 
Stickerei  nicht  überschreitet,  ist  es  für  die  Industrie  im  w^esent- 
lichen  mit  einem  einfachen  Wechsel  in  der  Musterung  getan.  Die 
Fühlung  mit  dem  Bedarf  und  damit  die  Aufträge  bleiben  dauernd 
erhalten.  Das  schnelle  Tempo  des  M  u  s  t  e  r  u  n  g  s  w  e  c  h  s  e  1  s 
verlangt  schnelle  Anpassung  und  hohe  Regsamkeit ;  es  läßt  die 
Industrie  nie  zu  einer  vollen  Ruhe  kommen,  schaftt  immer  neue 
Konkurrenzverhältnisse  der  Industriellen  untereinander  und  er- 
leichtert das  Aufkommen  neuer  Betriebe ;  aber  die  Modeindustrie 
als  Ganzes  hat  zu  einer  Zeit  einfachen  Musterungswechsels  bei 
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anhaltendem  Absatz  eine  verhältnismäßicr  konstante  Arbeitsmenge 
zu  leisten  und  einen  gleichmäßigen  Beschäftigungsgrad.  Ein  ähn- 
liches Bild  zeigt  z.  B.  die  Kleidelkonfektion.  Dem  Fabrikanten 
kann  es  —  vorausgesetzt,  daß  er  sich  nicht  vom  Konkurrenten 
des  eigenen  Fachs  überholen  läßt  —  gleich  sein  ,  ob  er  weiße, 
schwarze  oder  bunte  Besätze  mustert,  ob  im  Empire-  oder  Japan- 
stil, ob  er  sie  auf  Tüll ,  Seide  oder  Leinen  arbeiten  läßt.  Die 
Musterung  ist  zwar  erschwert  durch  eine  gewisse  Unsicherheit, 
welche  die  Moderichtung  vor  der  Saison  hin  und  wieder  zeigt  ; 
aber  die  Anlehnung  an  die  Pariser  Modelle  bietet  einen  altbewähr- 
ten, wenn  auch  nicht  unfehlbaren  Schutz  gegen  Fehlmusterung. 

Der  Musterungswechsel  berührt  die  Lage  des  Arbeitsmarktes 
sehr  selten ;  allerdings  können  kleine  Arbeitergruppen  von  ihm 
schwer  betroffen  werden.  Werden  z.  B.  in  der  Weberei  einfar- 
bige Stoffe  begehrt,  so  müssen,  die  Zeichner  feiern.  Eher  noch 
leiden  die  Hilfsindustrien  unter  dem  Musterungswechsel  ;  Seiden- 
stickerei bedeutet  geringe  Nachfrage  nach  ^Metallfäden,  nach  Perlen 
und  anderem  Stickmaterial.  Doch  sind  diese  partiell  bleiben- 
den Arbeitsstockungen  für  die  Hilfsgewerbe  nicht  von  nen- 
nenswertem Schaden  ;  denn  ihr  Kundenkreis  beschränkt  sich  nicht 
auf  die  Stickereifabrikanten.  Im  ganzen  können  also  dem  Mu- 
.sterungswechsel  volkswirtschaftliche  Schädigungen  nicht  nachge- 
wiesen werden ;  zumal  wenn  man  bedenkt,  daß  auch  fehlgeschla- 
gene Muster  noch  von  Ramschern  aufgekauft  w-erden. 

Die  Veränderung  des  Effektes  und  die  Veränderung  des 
Verfahrens  haben  eine  völlig  verschiedene  Wirkung,  und 
ihre  gegenseitige  Bewegung  verläuft  höchst  widerspruchsvoll. 
Stärkste  Effektkontraste  haben  oft  einen  bloßen  Musterungswechsel 
zur  F"olge  ;  eine  leise  Nüanzierung  des  t^ftekts  kann  dagegen  die 
Verfahrensgrenze  überschreiten.  Man  nehme  an,  daß  die  ^lode 
bei  ihrer  Vorliebe  für  einfache  geblümte  Kleiderstoffe  beharrt  und 
nur  statt  der  bestickten  Stoffe  eingewebte  oder  aufgedruckte 
Muster  verlangt.  Farbe,  Dessin,  alle  dem  groben  Auge  sich  auf- 
drängenden Eigenschaften  der  Mode  können  beharren :  und  doch 
bedeutet  die  kleine  Bedarfsvariante,  daß  die  Nachfrage  nach  den 
Erzeugnissen  einer  bis  dahin  flott  beschäftigten  Modeindustrie  auf- 
gehört hat. 

Je  größer  die  Verfahrensbreite  einer  Modeindustrie 
ist,  um  so  größere  Ausschläge  der  Modebewegung  kann  sie  ver- 
gleichsweise leicht  und  ungestört  überstehen ;    aber    trotz    dieser 
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relativen  Sicherheit  bleibt  sie  jederzeit  der  Gefahr  ausgesetzt,  daß 
die  nächste  noch  so  kleine  Modeänderung  Produkte  verlangt,  die 
außerhalb  ihrer  technischen  ^Möglichkeit  liegen. 

Wenn  die  Mode  die  Verfahrensgrenze  der  bisher  be- 
schäftigten Modeindustrie  überschreitet,  so  erhebt  sich  die  dop- 
pelte Frage :  Was  wird  aus  dem  Produkt .-  Was  wird  aus  der 
notleidenden  ]\Iodeindustrie  ?  Je  nach  der  Art  der  Variation  im 
Modebedarf  hört  der  Bedarf  nach  dem  vorher  verlangten  Mode- 
artikel entweder  ganz  auf  wie  z.  B.  bei  den  Bandzacken:  Pro- 
dukt i  o  n  s  s  c  h  w  u  n  d .  oder  der  Bedarf  nach  den  Erzeugnis- 
sen derselben  Bedarfsklasse  hält  im  allgemeinen  an,  wird  aber  in 
der  technischen  Produktion  an  einen  andern  Platz  versetzt:  Pro- 
duktionsv  ersetzung.  Unter  den  Modeindustrien  sind  na- 
mentlich die  bloßen  Dekorationsgewerbe  dem  Produktionsschwunde 
ausgesetzt,  der  sie  in  der  doppelten  Form  der  ornamentenlosen 
;> glatten«  Mode  und  des  Wechsels  im  Ornamentationscharakter 
erreichen  kann,  wie  bei  der  Verdrängung  einer  Besatzmode  durch 
eine  Knopfmode.  Produktionsversetzung  liegt  z.  B.  vor,  wenn 
eine  effektverwandte  Leistung,  die  bis  dahin  der  Stickerei  oblag, 
der  Weberei,  der  Spitzenfabrikation  oder  dem  Posamentengewerbe 
übertragen  wird.  So  fielen  die  Antimakassars  der  Weberei  an- 
heim,  ebenso  ein  Teil  der  bunten  Besätze.  Auch  auf  anderen 
Gebieten  lassen  sich  derartige  Vorgänge  nachweisen ;  z.  B.  die 
Verwendung  von  Papiertapeten  statt  gewebter  Gobelins,  von  ent- 
sprechend appretierter  Baumwolle  statt  Seide  und  Leinen. 

Für  die  beraubte  Industrie  ist  es  keineswegs  gleichgültig, 
welcher  von  beiden  Vorgängen  eintritt.  Bei  der  Produktionsver- 
setzung kann  eine  Reversion  eintreten ;  wenn  die  Mode  in 
ihrer  Hauptrichtung  verharrt,  kann  sie  binnen  kurzem  zu  der  ver- 
lassenen Technik  zurückkehren.  Produktion  sschwund  da- 
gegen hängt  mit  einer  Aenderung  im  Grundcharakter  der  Mode  zu- 
sammen; die  Lage  ist  hoffnungslos.  Aber  gerade  dieser  krasse  Fall 
des  Produktionsschwundes,  an  den  man  beim  Modewechsel  sofort 
zu  denken  geneigt  ist,  ereignet  sich  nicht  so  häufig,  wie  man 
wohl  meint ;  wir  konnten  ihn  nur  bei  den  Bandzacken  beobachten. 

Die  Produktionsversetzung  tritt  nicht  immer  spontan  ein, 
nicht  durch  eine  bloße  > Laune«  der  Mode.  Sie  erfolgt  durch 
die  Konkurrenz  verwandter  Industrien,  sozusagen  als  Ergebnis 
eines  verhüllten  x\ngrifTs  auf  den  Besitzstand  der  von  der  Mode 
bis  dahin  begünstigten  Industrie;  es  liegt  hier  mode  wecken- 
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d  c  r  Mustcrungswcchscl  vor ,  der  eventuell  eine  l-'abrikationsan- 
passung  der  angreifenden  Industrie  zur  Folge  hat.  Die  Unter- 
nehmer greifen  dabei  aus  einem  benachbarten  GewerbQzweige 
einen  Artikel  heraus,  den  sie  mit  Hilfe  ihrer  technischen  Mittel 
herzustellen  suchen ;  führt  sich  das  neue  Erzeugnis  durch  seine 
größere  Billigkeit  oder  Haltbarkeit,  durch  sein  schöneres  Aus- 
sehen oder  durch  die  Bemühungen  des  Zwischenhandels  ein  — 
d.  h.  erweckt  es  eine  neue  Mode  — ,  so  tritt  dieser  Industriezweig 
aus  dem  Stadium  bloßer  Nachahmung  heraus.  Er  stellt  nunmehr 
denselben  Artikel  nach  wie  vor  her,  aber  bemüht  sich  zugleich, 
so  eigenartige  Effekte  zu  erzielen  ,  daß  sie  in  anderer  Technik 
nicht  nachzuahmen  sind.  Das  ist  ein  Prozeß,  der  denn  auch  in 
großer  Kegelmäßigkeit  in  unserem  engen  Untersuchungsgebiete 
beobachtet  werden  konnte. 

Die  Wirkung  beider  Vorgänge  ,  der  Produktionsversetzung 
und  des  Produktionsschwundes,  ist  naturgemäß  insofern  gleich- 
artig, als  sie  beide  eine  Produktions  Verengerung  der 
notleidenden  Industrie  bedeuten,  die  in  jedem  Falle  die  Tendenz 
einer  ausgleichenden  Produktionserweiterung 
zur  Folge  haben.  Die  Intensität,  mit  der  diese  Tendenz  auftritt, 
wird  sich  nach  dem  Grad  der  Produktionsverengerung  richten. 
Es  folgen  dann  von  Saison  zu  Saison  erfolglose  Neurnusterungen 
aufeinander :  leerer  Musterungs  Wechsel.  Die  Ueber- 
gangsschmerzen  können  jahrelang  dauern.  Die  Wirkungen  auf 
den  Arbeitsmarkt  können  tief  und  verhängnisvoll  sein. 

Die  ausgleichende  Produktionserweiterung 
kann  sich  entweder  darauf  beschränken,  neue  Produktionswege 
für  das  alte  P"  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n  s  v  e  r  f  a  h  r  e  n  zu  suchen  (aus- 
gleichende Fabrikationserweiterung)  oder,  wenn 
es  nicht  gelingt,  für  die  alte  F'abrikationserweiterung  einen  neuen 
Absatz  zu  erringen,  wird  der  Ausweg  darin  gesucht,  daß  man 
eine  B  e  t  r  i  e  b  s  u  m  w  a  n  d  1  u  n  g  vornimmt  und  zu  einem  neuen 
Fabrikationsverfahren  übergeht.  Ein  Beispiel  solcher  Betriebs- 
umwandlung konnten  wir  bei  der  Krinolinenfabrik  beobachten, 
aus  der  eine  Korsettfabrik  wurde  ^).  Aus  einem  anderen  Kon- 
junkturgebiet ist  an  die  Aufnahme  der  Automobilproduktion  durch 
die    Fahrradfabriken    infolge    der     Fahrräde/krisis    von     1898    zu 


l)    In    Kassel    z.    B.     zur    Herstellung    von    Patronenhülsen,     Korseltstangen 
blechernen  Zündholzschachteln  usw.   statt   der  Krinolinen. 
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erinnern.  Je  einförmiger  das  Produktionsprogramm  einer  Industrie 
ist,  um  so  eher  kann  eine  Tiefl^onjunktur  zu  dem  radikalen  Mittel 
der  B  et  r  i  e  b  s  u  m  w  a  n  d  1  u  n  g  zwingen.  In  unserer  in  ihrer 
Produktion  so  vielseitigen  Stickereiindustrie  war  die  a  u  s  g  1  e  i- 
c  h  e  n  d  e  P"  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n  s  e  r  w  e  i  t  e  r  u  n  g  häufiger. 

Infolge  der  oft  hervorgehobenen  weiten  Verwendungsmöglich- 
keit der  Handmaschine  trat  sie  bei  einer  P  r  o  d  ukti  ons  ver- 
setz u  n  g  wiederholt  als  P'  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n  s  a  n  p  a  s  s  u  n  g  ein.  Die 
Stickerei  sucht  mit  ihren  technischen  Mitteln  so  zu  arbeiten,  daß 
ihr  Produkt  der  Spitze,  der  Posamentenarbeit,  dem  gewebten  Or- 
nament ähnlich  sieht,  und  jene  Industrien  machen  es  ihrerseits  ge- 
rade so  (Imitations-  und  Surrogatgewerbe)  '). 

Ein  weiterer  interessanter  und  komplizierter  Vorgang  ist  des- 
halb möglich,  weil  die  Stickerei  ein  so  ausgedehntes  Produktions- 
programm hat.  Die  Bedarfsveränderungen  überkreuzen  sich.  Der 
eine  Bedarf  hört  auf,  gleichzeitig  entsteht  an  einer  andern  Stelle 
des  Arbeitsgebietes  ein  neuer  Bedarf;  die  Gesamtarbeitsaufgabe 
bleibt  ungefähr  dieselbe.  Dieser  annähernd  äquivalente 
F  a  br  ikat  w  e  chsel  kann  nur  in  vielseitigen  Modeindustrien 
auftreten;  wo  er  sich  aber  ereignet,  bleibt  wie  beim  Muste- 
rungswechsel die  Wirtschaftslage  der  Modeindustrie  trotz 
aller  Bedarfsveränderungen  verhältnismäßig  stabil.  P2s  zeigt  sich 
eine  Aufeinanderfolge  heterogener  Warengattungen.  In  der  Platt- 
stichstickerei ging  dieser  Weg  von  den  weißen  Wäschebesätzen 
aus  über  Tüllbesätze  für  Kleider  und  Hüte,  über  Handschuhe  zu 
bunten  Besätzen,  Blusen;  in  der  Tamburstickerei  von  Antima- 
kassars  und  Weißwaren  über  Sonnenschirme,  Tücher,  Schuhe, 
über  Perlbesätze  zu  Kleidern  und  Portieren.  Es  tritt  also  eine 
Reihe  selbständiger  Bedarfskreise  in  den  Bereich  der  Stickerei. 
Regelmäßig  entstanden  durch  den  Fabrikatvvechsel  die  Anfänge 
der  später  vorherrschenden  Industriezweige.  Eine  Beeinflussung 
des  Arbeitsmarktes  ist  durchaus  nicht  die  regelmäßige  Begleiter- 
scheinung dieses  Vorgangs ;  sie  ist  allerdings  möglich  infolge  des 
Fortfalls  von  vorher  notwendigen  Zurüstungsarbeiten ;  z.  B.  hörte 
das  Besätzeausschneiden  während  der  Kleiderstickerei  auf. 

Ausgleichsvorgänge  sind  keine  Besonderheit  des  Konjunktur- 


l)  H.-K.-B.  Chemnitz  1906  II,  S.  II4.  »Die  PosamenleninJustrie  suchte  sich 
der  Moderichtung  durch  Hervorbringung  spitzenartiger,  leicht  gehaltener  Muster 
anzupassen«. 
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ablaufes  bei  abfallender  Mode.  Sic  treten  aui",  wo  iniiiier  und 
aus  welchen  Gründen  die  niedergehende  Konjunktur  das  Pro- 
duktionsgebict  verengert.  Die  bekannte  Anekdote,  daß  zur  Zeit 
des  schwarzen  Todes  die  Drechsler  statt  Würfel  Paternoster 
machten,  zeigt,  dal>  auch  der  äquivalente  I^^abrikatwechsel  eine 
alte  und  an  der  verschiedensten  Stelle  m()gliche  allgemeine 
Konjunkturerscheinung  ist.  Das  Wesentliche  liegt  nicht  darin, 
daß  die  Depression  in  einer  Modeindustric  Vorgänge  von  uner- 
hörter Eigenart  auslöst,  sondern  daß,  wie  oben  gesagt  wurde,  die 
Mode  als  Konjunkturmoment  einer  Modeindustrie  ihre  Wirkung 
nicht  mit  der  positiven  Nachfrage  nach  dem  Modeartikel  verliert : 
die  durch  den  Wegfall  der  Nachfrage  ausgelösten  Ausgleichsten- 
denzen und  tatsächlich  eintretenden  Ausgleichsvorgänge  gehören 
auch  zu  dem  Bilde. 

Es  muß  noch  hervorgehoben  werden,  daß  alle  die  Vorgänge 
der  Produktionserweiterung,  die  wir  als  Ausgleichs  Vorgänge 
kennen  lernten,  auch  als  expansive  oder  aggressive  Vor- 
gänge des  Konkurrenzkampfes  vorkommen.  '  Wie  es  AngrifTstreiks 
neben  Abwehrstreiks  gibt ,  so  gibt  es  Produktionserweiterungen 
zur  Wahrnähme  einer  Konjunkturchance ,  wie  es  Erweiterungs- 
versuche zum  Ausgleiche  eines  Konjunkturrückganges  gibt.  Man 
wandelt  den  Betrieb  um,  schlägt  neue  Prdduktionswege  mit  dem 
alten  Produktionsverfahren  ein ,  um  eine  flotte  Zeit  auszunutzen, 
um  einen  besonders  guten  Markt  für  sich  zu  erobern. 

Auch  das  sind  Vorgänge  ganz  allgemeiner  Art ;  aber  wir 
haben  diese  Versuche  der  expansiven  P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  e  r- 
Weiterung  in  der  Geschichte  unserer  Modeindustrie  so  häufig 
gefunden,  daß  wir  dazu  neigen,  auch  ihre  Häufigkeit  für  eine  Be- 
sonderheit der  Modekonjunktur  zu  halten.  Dieselbe  Regsamkeit  und 
Beweglichkeit,  derselbe  wachsame  Unternehmergeist,  der  sich  im 
INIusterungswechsel  und  bei  dem  Ausgleich  der  Konjunkturrück- 
schläge bew'ähren  muß ,  lebt  sich  auch  in  den  \"ersuchen  aus, 
das  Risiko  einer  neuen  Produktion  um  der  Chance  eines  ver- 
heißungsvollen Gewinnes  willen  auf  sich  zu  nehmen. 

Man  wird  durch  diese  Kenntnis  von  der  individuellen  Wir- 
kung des  Modewechsels  auch  davor  bewahrt,  ihn  schlechthin  als 
schädlich  für  das  Wirtschaftsleben  anzusehen.  Die  Schatten- 
seiten sind  zuzugeben,  aber  von  häufigen  störenden  Einflüs- 
sen bleibt  heute  kein  Industriezweig  verschont,  auch  wenn  er  der 
Mode  nicht  unterworfen  ist.     Zwar  ist  infolge  der  sinkenden  Nach- 
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frageschicht  die  INIode  Ursache  der  qualitativen  Verschlechterung 
der  Erzeugnisse;  aber  gerade  die  ungünstige  Mode  läßt  auch 
wieder  technische  Verbesserungsbestrebungen  entstehen  und  hebt 
die  Leistungsfähigkeit  des  Gewerbes.  Diese  fruchtbaren  Wir- 
kungen der  Mode  schufen  ja  in  erster  Linie  die  Blüte  der  Eiben- 
stocker  Buntbesatzstickerei;  und  sicher  werden  sie  auch  in  ande- 
ren Gewerbezweigen  ähnlich  fördernd  tätig  sein. 
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V.   Kai)itel  ^). 
Unternehmertum  und  Mode. 

Der  wirtschaftliche  Prozeß,  den  die  Schilderung  des  Konjunk- 
turverlaufes uns  aufrollte,  ist  gekennzeichnet  durch  Fabrikations- 
wechsel, durch  die  Uebergänge  der  Unternehmungen  von  einem 
Industriezweige  zu  einem  anderen.  Die  ruhenden  Pole  in  dieser 
Bewegung  sind  die  Unternehmer  und  die  Arbeiterschaft.  Plrstere 
leiten  den  Wechsel  in  der  Warengattung  ein,  sei  es  durch  die 
Bemühung,  neue  Artikel  in  den  Verkehr"  zu  bringen,  sei  es 
durch  Anlehnung  an  verwandte  Gewerbezweige.  Der  Arbeiter- 
stamm entsteht  allmählich ;  er  wird  gewissermaßen  aufgezogen. 
Unternehmertum  und  Arbeiterschaft  machen  also  sozusagen  Um- 
wandlungen durch,  sie  stehen  in  Beziehungen  zum  Modecharakter 
der  Industrie,  und  diese  Verhältnisse  sollen  nunmehr  der  Be- 
trachtung unterzogen  werden. 

Die  Grundlage,  auf  welcher  unsere  Untersuchung  über  die 
Industriellen  sich  aufbaut,  bildet  der  privatwirtschaftliche  Pro- 
duktionsprozeß; in  diesem  berücksichtigen  wir  besonders  die 
Phasen  der  Bedarfserregung,  die  Musterung  für  die  Saison,  und 
der  Bedarfsversorgung  durch  den  kaufmännischen  Absatz.  Hier 
wie  dort  zeigen  sich  die  Wechselbeziehungen  zwischen  Mode  und 
besonderen  Gewerbeverhältnissen  am  deutlichsten. 

Der  technische  Betrieb  der  Stickerei  ist,  wie  wir  feststellen 
konnten,  sehr  einfach ;  er  erfordert  vom  Industriellen  keine  bedeu- 
tenden technischen  Kenntnisse.  Auch  die  Zurüstungsarbeiten  sind 
leicht  zu  übersehen.  Die  Arbeitsteilung  bewegt  sich  in  der  Hand- 
maschinenstickerei nur  an  der  Oberfläche  des  technischen  Produk- 
tionsprozesses ;  sie  bleibt  im  gröbsten  gegliederte  Arbeitszerlegung. 


l)  Für  wertvolle  Leiliilfe  bei  der  Bearbeiiung  des  V.  und  VI.  Kapitels,  sowie 
besonders  für  die  scharfe  methodische  Kontrolle  bin  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Troeltsck 
in  Marburg  zu  großem  Danke  verpllichtet. 
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Der  Hauptbestandteil  des  Erzeugungsvorganges,  die  maschinelle 
Stickerei,  besteht  noch  aus  mannigfach  zusammengesetzter  Arbeit. 
Auch  im  Großbetriebe  kann  die  Produktivität  des  Arbeitsverfahrens 
nicht  erhöht  werden;  er  ist  also  technisch  dem  Kleinbetriebe 
nicht  überlegen :  er  unterscheidet  sich  von  ihm  nur  durch  die 
Zahl  der  Maschinen,  nicht  durch  die  größere  Ergiebigkeit  gleicher 
Arbeitsleistungen.  In  der  Stickerei  stellen  sich  die  Produktions- 
kosten für  das  Meter  —  die  Gleichheit  der  Arbeitslöhne  und 
der  sonstigen  Kosten  vorausgesetzt  —  im  Groß-  und  im  Klein- 
betriebe gleich  hoch. 

Diese  Eigentümlichkeiten  schlagen  sich  nieder  in  der  Betriebs- 
verfassung. Da  diese  aber  auch  von  der  Art  des  Bedartes  nach 
den  Stickereierzeugnissen  abhängig  ist,  so  haben  wir  zunächst 
die  Besonderheiten  des  M  odebedarfs  zu  berück- 
sichtigen ;  das  geschieht  am  besten  in  einer  Schilderung  der 
Mustertätigkeit,  die  allen  diesen  Eigenheiten  gerecht  zu  werden 
strebt. 

I.   Musterung  und    Modebedarf. 

a)  Entstehung    der    modernen    Musterung. 

Mustern  ist  derjenige  Teil  der  Geschäftstätigkeit,  der  in  der 
Stickerei  wie  auch  in  anderen  Modeindustrien  der  Produktion 
vorangeht  und  darauf  gerichtet  ist,  Probestücke  der  Fabrikate 
herzustellen  und  den  Absatzvermittlern  oder  den  Abnehmern  vor- 
zulegen, mn  Bestellungen  darauf  zu  erhalten.  Die  Produzenten 
stellen  also  durch  die  Musterung  gewissermaßen  Anfragen,  ob 
für  die  Erzeugnisse  ein  Bedarf  vorhanden  ist  oder  vorhanden  sein 
würde. 

Die  Musterung  war  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  in  der 
Stickerei  durchaus  unentwickelt.  In  der  Klöppelei  und  in  der 
Tamburindustrie  sorgten  die  Faktore  für  Muster,  oder  die  Ver- 
leger kauften  die  alteingebürgerten  Stapelmuster  auf.  Auch  vom 
Kopieren,  dessen  Schnelligkeit  Wieck  hervorhebt '),  wurde  aus- 
giebiger Gebrauch  gemacht.  Die  Konjunkturen  wurden  als  un- 
verdiente Geschenke  hingenommen  ^). 


i)  A.  a.   O.  S.  36. 

2)  Ein   Bild    von   diesen  Verhältnissen   gibt    der   Bericht  der  Handels-   und  Ge- 
werbekammer zu  Plauen   für  das   Jahr    187 1  :   S.  384.      »Die    von   der  Mode  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  begünstigte  Guipure  war  der  Entwicklung  des  Geschmacks  und  der 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsh.  35.  7 
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Anstrengungen  im  Musterfache  sind  damals  nicht  das  Regel- 
mäßige gewesen;  Ilantl  in  lland  damit  ging  die  Bevorzugung 
der  Stapelartikcl.  lun  älterer  Industrieller  drückte  sich  dahin  aus, 
daß  man  früher  die  ganze  Musterkollektion  in  einer  Rocktasche 
hätte  unterl)ringen  können.  Beträchtliche  Ausgal)en  für  die 
Musterung  würden  in  jenen  Tagen  gleichbedeutend  gewesen  sein 
mit  unlohnenden  Ausgaben,  von  denen  nur  die  nachahmenden 
Konkurrenten  Gewinn  gehabt  hätten;  außerdem  fehlten  die  kunst- 
gewerblichen und  -technischen  Grundlagen  :  X'orbildersammlungen 
und  Zeichner. 

Heute  ist  ohne  eifriges  Mustern  keine  Saison  denkbar;  es 
ist  kennzeichnend  für  die  Beweglichkeit  des  Modebedarfs.  Von 
der  Zusammenstellung  der  Kollektion  hängt  der  k^rfolg  des  Ge- 
schäftes zum  größten  Teile  ab. 

Das  Mustern  stellt  an  das  kaufmännische  Können  der  Unter- 
nehmer und  an  das  technische  der  Arbeiter  die  höchsten  An- 
forderungen. Ehe  die  Industrie  zu  dieser  Stufe  der  Entwicklung 
gelangte,   bedurfte  sie  jahrzehntelanger  Erziehung. 

Drei  Abschnitte  lassen  sich  auf  diesem  Wege  unterscheiden. 

Zunächst  entwickelten  sich  Mustertypen  mit  feststehenden 
Bezeichnungen.  Hier  fehlte  der  Unternehmung  der  Produktions- 
prozeß,  sowohl   der  vorbereitende   Abschnitt    der  Bedarfserregung 


technischen  Vervollkommnung  der  Arbeiter  nicht  eben  förderlich,  zumal,  seitdem  sich 
die  Nachfrage  ordinären  Sorten  zuwendete.  Als  aber  das  Geschäft  unter  den  Ein- 
wirkungen des  deutsch-französischen  Krieges  einen  kolossalen  Aufschwung  nahm, 
geriet  es  in  die  Hände  von  Faktoren,  welche  nicht  das  geringste 
Verständnis  für  die  Spitzenfabrikation  besaßen Insbesondere  die  böh- 
mischen Faktore  überschwemmen  ihn  (sc.  den  Markt)  mit  unsolider  Ware 
und  naiv  geschmacklosen  Mustern  und  gefährden  dadurch  den  Ruf 
des  sächsischen  Spitzenhandels.  Die  in  ganz  unerwarteten  Dimensionen 
gestiegene  Nachfrage  veranlaßte  nicht  nur  Klöppler  und  Klöpplerinnen  zu  einer 
Steigerung  ihrer  Lohnansprüche,  denen  gegenüber  eine  Behauptung  des  durch  z  u- 
fällige  günstige  Konjunktur  gewonnenen  Marktes  nicht  möglich  war,  sondern  hatte 
auch  die  noch  viel  nachteiligere  Wirkung,  daß  Arbeiter  und  Faktore  lediglich  ihrer 
Willkür  folgten  und  nur  die  Dessins  machen  wollten,  die  ihnen  behagten,  während 
sehr  oft  die  dringendsten  Bestellungen  um  keinen  Preis  erlangt  werden  konnten, 
und  dafür  Waren  an  den  Markt  brachten,  die  ganz  ihrer  Bequemlichkeit,  in  keiner 
Weise  aber  den  Anforderungen  des  Konsums  inbezug  auf  Solidität  und  Geschmack 
Rechnung  trugen.«  Aehnliches  wird  aus  der  Tamburstickerei  belichtet  (H.-K.-B. 
Plauen  1864,  S.  214):  »Hinsichtlich  der  schwarzen  Tüllstickerei  wird  bemerkt,  daß 
sich  mehr  machen  ließe,  wenn  die  Faktore  für  bessere  und  Originalmuster  sorgten, 
während  sie  jetzt  die  Maschinenmuster  benutzen,  und  den  Bobbinetmaschinen  den 
Vorsprung  lassen.« 


—     99     — 

—  man  kannte  keinen  Zeichneistand  —  als  auch  die  eigentUche 
Produktion :  die  Waren  wurden  aufgekauft.  Der  Unternehmer 
leitete  bloß  den  Absatz,  er  bestimmte  nicht  einmal  den  Umfang 
der  Erzeugung. 

Im  zweiten  Stadium  übernahm  der  Unternehmer  die  Musterung ; 
diese  bewegte  sich  jedoch  in  rohen  Formen.  In  täppischem  Zu- 
greifen veredelte  man  ohne  jedwedes  kunstgewerbliches  Streben 
bald  diese,  bald  jene  Gattung  von  Waren ;  man  suchte  die 
mangelhafte  Vertiefung  technischen  Könnens  auszugleichen 
dadurch,  daß  man  das  Anwendungsgebiet  dem  äußeren  Umfang 
nach  erweiterte.  So  konnten  wir  beobachten,  daß  bis  in 
die  1870er  Jahre  hinein  vor  allem  die  Buntstickereigeschäfte  ganz 
und  gar  nicht  verwandte  Warengattungen  führten.  Zu  Ende  der 
1880er  Jahre  vollzog  sich  eine  doppelte  Weiterbildung:  man 
gestaltete  einerseits  die  Farbenzusammenstellung  aus,  anderer- 
seits veredelte  man,  gestützt  durch  die  neuzeitlichen  kunstge- 
werblichen Hilfsmittel,  die  Linienführung  der  Muster  —  ein  Vor- 
gang, der  jetzt  noch  erst  im  Anfange  seiner  Entwicklung  steht. 
Infolgedessen  wurden  der  Warengattungen  weniger;  sie  fielen 
den  Zweigen  der  reinen  Konfektionsindustrie  zu,  und  der  Eiben- 
stocker  Stickerei  verblieb  vom  Standpunkte  jener  Gewerbe  eine 
bloße  Dekorationsarbeit,  die  Besatzfabrikation  —  zwar  eine  Hilfs- 
industrie, aber  eine  solche,  die  in  sich  selbständig  dasteht  infolge 
eigenen  Schaffens. 

b)  Die  neuzeitliche  Musterung. 
<x)  Die  Vorbilder. 

Die  neuzeitliche  Musterung  ist  verglichen  worden  mit  dem 
Glücksspiele  in  einer  Lotterie  —  der  Fabrikant  erhalte  die 
meisten  Bestellungen,  welcher  den  zukünftigen  Bedarf  am  besten 
erraten  hätte,  wie  den  Treffer  in  einer  Lotterie  M ;  aber  auch  mit 
dem  Wetten  bei  einem  Pferderennen :  der  Unternehmer  setze 
Hoffnungen  auf  ein  nach  seiner  Meinung  aussichtsreiches  Muster, 
ähnlich  wie  der  Wettende  auf  das  Pferd  den  Einsatz  macht, 
welches  er  für  das  schnellfüßigste  hält  ^).  Die  Vergleiche  verraten 
widersprechende  Auffassungen :    nach  der  ersten  läge  im  Mustern 

1)  Kaeser,  »Die  Seideniiidusliie  und  die  Mode«.  Frankfurter  Zeitung  vom 
II.   I.    1902. 

2)  Dietrich,  »Die  Spitzenindustrie  in  Belgien  und  Frankreich  zu  Ende  des 
XIX.  Jahrhunderts«.     Leipzig   1900,  S.   91. 
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eine  unühcilct,'tc  Tätij^keit,  nach  der  zweiten  ist  es  eine  zicUiewußte 
HandlunL:^,  die  an  wirtschaftliche  Ueberlet^uni^ren  anknüpft;  hier 
also  eine  Wahrscheinlichkeitsrechnung^  dort  ein  bloßes  Raten  auf 
angebliche  Modelaune. 

Ausschließliche  Geltung  hat  keine  dieser  Behauptungen.  Um 
das  nachzuweisen,  gehen  wir  auf  den  Ursprung  der  Mustertätigkeit 
zurück,  wir  verfolgen  die  Mode  von  ihrem  Ursprünge  an. 

Die  Stickereien  werden  zum  weitaus  größten  Teile  als  Besatz 
für  Damenkleider  verwendet.  Das  tonangebende  Zentrum  für 
diesen  Teil  des  Konfektionsgewerbes  ist  Paris.  Wenn  auch  Plätze 
wie  Berlin,  Wien,  London  in  mancher  l^eziehung  selbständige 
Schöpfungen  aufweisen,  so  tritt  deren  Einflufi  gegen  den  der  fran- 
zösischen Hauptstadt  durchaus  zurück.  Hier  werden  die  Vor- 
bilder für  die  Damenkleider  der  zivilisierten  Welt  hergestellt.  Der 
P^influß,  den  Paris  in  dieser  Richtung  ausübt,  ist  nicht  nur  darin 
begründet,  daß  die  Französin  sich  nach  dem  Urteile  der  Mode- 
journale  sehr  raffiniert  zu  kleiden  weiß,  nicht  allein  darin,  daß 
die  »heilige  Stadt«  auch  den  Tempel  der  Mode  besitzt,  sondern 
auch  darin,  daß  infolge  des  modernen  Reiseverkehrs  dem  Vor- 
bilde der  Pariser  Mode  weit  mehr  Nachahmerinnen  in  allen  Län- 
dern erwachsen  können.  In  Paris  haben  >die  eleganten  Frauen 
der  neuen  Welt,  die  Schönheiten  Großbritanniens,  die  Patrizier- 
innen Rußlands  und  Skandinaviens <  \)  ihre  Lieferanten.  Die 
Herstellung  der  Modelle  ist  in  einem  Stadtteile  konzentriert,  der 
begrenzt  ist  von  folgenden  Straßen :  Rue  de  Rivoli  im  Süden, 
Chaussee  d'Antin  im  Norden,  Rue  Taitbout  im  Osten,  Rue  Royale 
im  Westen;  die  Rue  de  la  Paix  ist  die  Hauptgeschäftsstraße-). 
Hier  befinden  sich  die  Ateliers  der  Damenschneider  und  der 
Modistinnen.  Mit  ihnen  berät  die  Dame  »der  hohen  Aristokratie, 
der  Hochfinanz,  der  Künstler-  und  anderer  Kreise,  namentlich 
auch  die  der  *Haute-Demimonde«^  stunden-  und  tagelang  ^)  das 
Arrangement  der  neuen  Toilette,  die  natürlich  den  Clou  der  Früh- 
jahrs- und  Herbstrennen  oder  irgendeiner  anderen  Veranstaltung 
bilden  soll<.  »Durch  diesen  gegenseitigen  Austausch  entstehen 
Ideen,  die  in  der  Toilette  zur  Ausführung  .gebracht  und  im  Salon, 
ferner  bei  großen  Gelegenheiten,  wie  Rennen,  namentlich  dem 
Grand  Prix,  in  Opern,    auf  Wohltätigkeitsfesten,    in  Luxusbädern 


1)  »Paris  als  Modezentrum <i.     Frankfurter  Zeitung  6.   VII.    1x^03. 

2)  A.  a.  O. 

3)  Dietrich  a.   a.  0.  S.  89. 
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zu  Markte  getragen  werden <  \).  Jedoch  darf  man  die  Mitwirkung 
der  Besteller  bei  diesen  Besprechungen  nicht  überschätzen  ;  der 
nunmehr  verstorbene  Worth,  der  sogen.  Schneiderkönig  sagte : 
»Die  Damen,  welche  uns  die  Wahl  überlassen,  handeln  am 
klügsten.  Diejenigen,  die  diese  \^orschrift  befolgen,  sind 
schließlich  immer  am  zufriedensten,  und  der  Ruf  der  I^'irma  kann 
nicht  gefährdet  werden.  Merkwürdig  genug  mag  es  scheinen, 
daß  gerade  solche-  Personen  es  tun,  von  denen  man  glauben 
sollte,  daß  sie  am  schwersten  zufrieden  zu  stellen  sind-)<-.  Nun 
spricht  sich  bereits  in  den  Entwürfen  der  einzelnen  Pariser 
Schneider  eine  gewisse  Einheitlichkeit  im  Geschmacke  aus,  zudem 
macht  sich  auch  unter  ihnen  ein  Spezialistentum  breit :  der  eine 
fertigt  nur  Backfischkostüme,  der  andere  nur  Theaterroben,  der 
dritte  nur  Ballkleider  an.  »So  weiß  auch  eine  Pariser  Weltdame 
nach  dem  Schnitt  und  der  Ausführung  einer  Robe  gewöhnlich 
den  Namen  ihres  Schöpfers  anzugeben,  gerade  so,  wie  sich  in 
der  Charakteristik  und  Vollendung  eines  guten  Gemäldes  sein 
Meister  zu  erkennen  gibt«  ^).  Die  Form  der  Kleidung,  welche 
der  Schneider  für  augenblicklich  elegant  hält,  weicht  nicht 
sehr  von  der  herrschenden  Form  ab.  Er  wird  sich 
hüten,  jetzt  etwa  Krinolinen  einführen  zu  wollen.  Die  Mode  ver- 
meidet hier  geradezu  ängstlich  schroffe  Wechsel,  die  man  wohl 
aus  den  Berichten  der  Modezeitungen  entnehmen  zu  können 
glaubt;  diese  schildern  eher  »die  E^xtreme  und  zukunftsreiche 
neue  Richtungen«   als  die  Kleidung  der  Allgemeinheit '*). 

Die  Erzeugnisse  dieser  Werkstätten  sind  für  einen  sehr  engen 
Kreis  bestimmt  ;  denn  die  Preise  sind  außerordentlich  hoch.  Diese 
Betriebe  haben  die  verschiedensten  Klassen  von  Hilfsarbeiterinnen ; 
uns  interessiert  besonders,  daß  sie  bei  flotter  Besatzmode  eigene 
Brodeusen,  Stickerinnen  '"),  einstellen,  und  diese  fertigen  die  Be- 
sätze mit  der  Hand.  Alle  diese  Produkte  sind  Modelle,  aber 
sie  sind  noch  nicht  die  Mode.  Diese  fällt,  wie  bereits  in  der 
Einleitung    betont    wurde,    hauptsächlich    dann  in  den  Kreis  wirt- 

i)  A.  a.  O.  S.  90. 

2)  Nach  einem  Auszuge  aus  dem  Buche  von  fF.  F.  Lonergan:  »Forty  Years 
in  Paris«  in  der  »National-Zeitung«  vom  26.  XI.  07  (»Aus  dem  Leben  eines  Königs 
der  Mode«), 

3)  »Der  Confectionair«,  24.  I.  1907  »Hinter  den  Kulissen  der  Pariser  Mode- 
ateliers«. 

4)  »Der  Confectionair«,  6.  IX.  1906   »Neuheiten  aus  der  Pariser  Putzbranche«  . 

5)  A.   a.   O.   15.  XI.   1906. 
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schaftlicher  lietiachtungcn,  wo  an  jene  Modelle  ein  Massenbedarf 
sich  anknüi)i"t.  Möy;en  die  l'^rauen  in  den  Modebädern  noch  so 
auHallende  Klciduni^sstücke  tragen  -  -  und  sie  leisten  in  dieser 
Richtung  Außerordentliches  ')  —  wirtschaftliche  Krwcrbshandlun- 
gen  lösen  sie  in  der  Konfektion  nicht  aus.  Dergleichen  > Ideen« 
pflegen  weiter  Verbreitung  verschlossen  zu  sein. 

Die  Bekleidungsindustrien  der  Kulturstaaten  benutzen  die 
Pariser  Erzeugnisse  als  Vorbild  nur  für  die  Richtung,  in  welcher 
die  künftige  Produktion  sich  bewegen  soll.  Diese  Urbilder  wer- 
den auf  dem  Rennplatze  oder  im  Theater  von  den  Industriellen 
kopiert,  die  eigens  zu  diesem  Zwecke  nach  der  französischen 
Hauptstadt  kommen  —  besonders  zu  dem  großen  Herbstrennen 
(Prix  d'Automne),  welches  >für  die  Mode  gerade  so  maßgebend 
ist,  wie  das  große  Rennen  im  Sommer.  Was  man  hier  sieht, 
wird  gewöhnlich  für  die  ersten  Frühjahrsneuheiten  verwertet«  '^). 
Was  die  elegante  Welt  an  Kleidern  und  Hüten  bei  diesen  Ver- 
anstaltungen trägt,  das  ist  auch  für  die  Mode  der  künftigen 
Sommersaison  maßgebend  ^).  Auch  die  Modebäder  üben  in  dieser 
Richtung  recht  beachtenswerte  Einflüsse  aus.  In  Nizza  offenbart 
sich  im  Winter  die  kommende  Frühjahrsmode^);  ebenso  »verrät 
die  elegante  Pariserin  im  Sommer  während  ihres  Aufenthaltes  in 
Trouville,  Aix-les-Bains  oder  Biarritz  schon  immer  die  Toiletten- 
geheimnisse, welche  der  Winter  erst  enthüllen  sollte <:  ^).  An  allen 
diesen  Stellen  die  Mode  zu  studieren,  ist  nur  wenigen  Industriellen 
möglich;  viele  sehen  jene  Orte  überhaupt  nie.  Darum  hat  sich 
ein  besonderer  ]\Iusterhandel  herausgebildet.  Solche  Ge- 
schäfte kaufen  in  den  eleganten  Boutiques  in  der  Rue  de  la  Paix 
die  neuen  Modeartikel  auf  und  senden  in  regelmäßigen  Zwischen- 
räumen diese  tips  an  ihre  Kunden.  Die  Abonnements  darauf 
ersetzen  vielen  Geschäften  in  Eibenstock  die  Fachzeitschriften. 
Auch  die  Vertreter  ziehen  Erkundigungen  ein  und  geben  ihren 
Häusern  entsprechende  Xachrichten.  Vor  allem  darf  man  die 
P^achpresse  der  Konfektionsindustrie '')  und  die  besseren  Mode- 
journale nicht  zu  erwähnen  unterlassen,  welche  regelmäßige  und 
ins  Einzelne  gehende  Modeberichte  geben. 


1)  Im  Confectionair  vom  9.  VIH.  1907  wird  z.B.  von  roten  Jacken  in  Herren- 
frackform berichtet. 

2)  »Der  Confectionair«    11.  X.    1906.  3)  A.  a.  O."  iS.  X.    1906. 
4)  A.  a.  O.    14.  II.    1907.                     5)  A.  a.  O.   5.  VII.    1906. 

6)  Die  wichtigste  ist  der  mehrfach  zitierte   ^Confectionair«. 
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Selbst  die  großen  Warenhäuser  und  die  vornehmen  Läden 
des  jModeviertels  sind  auf  das  Kopieren  angewiesen ;  denn  die 
Lieferanten  der  Haute  mode  ')  dürfen  an  sie  vertragsgemäß  nicht 
liefern.  Der  Bedarf  der  ersten  Ateliers  ist  ja  so  bedeutend,  daß 
sie  einen  derartigen  Zwang  auf  die  Fabriken  ausüben  kfinnen  -). 
Trotz  dieser  Vorsichtsmaßregeln  werden  sehr  bald  das  neuartige 
Kleidungsstück  und  alle  die  ausschmückenden  Zutaten  von  Groß- 
betrieben für  den  Massenbedarf  hergestellt.  Auch  Unredlichkeit 
hilft,  jene  Vorbilder  zu  vulgarisieren  ^).  Daneben  bestehen  soge- 
nannte »Nouveautehäuser<:  ;  >das  Schaffen  von  ideenreichen  Mo- 
dellen zu  K  o  p  i  e  r  z  w  e  c  k  e  n  hat  sich  im  Laufe  der  Jahre  zu 
einer  ganz  neuen  Industrie   ausgebildet  ^). 

Es  mag  noch  eine  Frage  erörtert  werden!  >Ist  die  Mode  in 
ihrer  Entfaltung  ganz  frei  .^<  Die  Antwort  muß  verneinend 
lauten.  xA.uch  die  "Slode  muß  mit  dem  technischen  und  kunst- 
gewerblichen Stande  der  liefernden  Industrien  rechnen.  Mode- 
versuche, die  ihn  überschätzen,  können  nicht  von  Erfolg  sein; 
eine  Klöppelspitzenmode  großen  Stils  ist  heute  undenkbar,  da 
die  technischen  Hilfskräfte  fehlen.  Ebenso  würde  sich  eine  jede 
Nachahmung  ausschließende  Moderichtung  für  Buntstickereien 
nicht  durchsetzen  können,  da  der  Handmaschinen  zu  wenige  sind. 
Die  Mode  paßt  sich  bekanntlich  in  einen  kulturgeschichtlichen 
Rahmen  ein  ;  war  während  der  letzten  Jahre  dem  Empirestil 
allgemein  eine  neue  Blüte  erwachsen,  z.  B.  in  der  MöbeUndustrie, 
in  der  Tapetenfabrikation,  in  der  Erzeugung  von  Büchereinbänden, 
so  bevorzugte  man  ihn  auch  in  der  Kleidung ;  dazu  drängen  auch 
die  Neuerscheinungen  kunstgewerblicher  Vorlagen,  aus  denen  die 
Zeichner  und  Fabrikanten  schöpfen.  1907  hatte  das  Eindringen 
der  Japaner  in  unsere  politische  und  geistige  Interessensphäre 
eine  Japan- Mode  hervorgerufen.  Auf  Empire  folgte  Japanstil ; 


i)  A.  a.   O.   30.  VIII.   1906   »Pariser  Modelle«. 

2)  Zu  den  Eröffnungstagen  der  Saison  bestellt  der  Inhaber  eines  solchen 
Ateliers  die  Vertreter  großer  Lieferanten,  urd  »es  ist  nichts  Seltenes,  daß  diese  an 
einem  einzigen  Tage  von  einem  Schneider  Aufträge  bis  zu  100  000  Frs.  erhalten«. 
»Der  Confectionairsc   24.  I.    1907. 

3)  A.  a.  O. :  »Englische  und  amerikanische  .Schneiderfirmen  senden  häufig 
sogenannte  feine  Kundinnen  mit  ihren  Männern,  welche  aber  nur  gut  bezahlte,  ge- 
schickte Zeichner  sind,  nach  Paris,  sich  von  den  Mannequins  erster  Häuser  stunden- 
lang neue  Modelle  vorführen  zu  lassen,  hier  über  ihre  Formen  Vermerke  machen, 
in  Wirklichkeit  aber  zum   Schaden  der    Schneider  diese  nur  abskizzieren«. 

4)  A.  a.  O.   19.  VII.    1906   »Aus  der   Pariser  Putzbranche«. 
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aber  nicht  schroff  vollzog  sich  dieser  Uebergang.  Die  Mode  war 
noch  in  den  alten  Fesseln  und  befreite  sich  erst  nach  und  nach 
von  ihnen,  indem  sie  Empire-  und  Japanstil  vereinte').  Die  Laune 
der  Mode  ist  also  durchaus  nicht  frei  ;  sie  kann  nur  mit  \or- 
handenen  Kräften  operieren  und  vermeidet  daher  schroffe 
\\'echsel. 

[i)  Die   Entstehung  der  Kollektion. 

Das  Nebeneinanderbestehen  mehrerer  Modewellen  spiegelt 
sich  auch  in  der  Besatzmusterung  wieder.  ]Jie  Kollektion  läßt 
sich  in  zwei  Abteilungen  teilen.  Zunächst  werden  in  dieselbe  die 
beliebtesten  Dessins  der  letzten  Saisons  aufgenommen  und  durch 
an  sie  angelehnte  Muster  wird  diese  Richtung  erweitert  und  ver- 
tieft; daneben  findet  man  einige  »Xouveautes«,  die  nach  einer 
vielbesprochenen  und  als  modemachend  bezeichneten  Neuerschei- 
nung in  mannigfachen  Variationen  .anempfunden«  werden  — 
wie  der  L^achausdruck  lautet  —  oder  überhaupt  eigene  Neu- 
schöpfungen sind.  Der  erste  Teil  der  Kollektion  schlägt  meist 
ein ;  der  zweite  Teil  stellt  einen  Tastversuch  dar.  Hier 
kommt  es  besonders  darauf  an,  die  Neuheit  an  große  maßgebende 
Nouveaute-Häuser  zu  bringen,  also  letzthin  auf  die  Verbindungen 
des  Vertreters  in  diesen  Kreisen.  Es  ereignet  sich  nicht  selten, 
daß  ein  neuartiges  Muster  zunächst  unbeachtet  bleibt  und  erst 
nach  mehreren  Jahren  von  einem  geschickten  Vertreter  in  allge- 
meine Aufnahme  gebracht  wird.  Die  Neuheiten  im  engeren 
Sinne  machen  zuerst  nur  einen  kleinen  Bruchteil  der  Kollektion 
aus  —  ebenso  wie  die  in  der  Konfektion  —  und  erst  nach  und 
nach  verdrängen  sie  die  alten  Muster;  denn  die  Mode  entwickelt 
sich  immer  nur  allmählich  -). 


i)  »Der  Confectionair«  ii.  lo.  1906.  Die  Heibstmoden  auf  dem  Rennen«. 
»Eine  neue  Kombination  hat  die  französische  Mode  durch  eine  M  i  s  c  h  u  n  g  von 
japanischem  und  Empirestil  erfunden,  in  welchem  viele  elfenbein- 
farbige, graue  oder  zinnoberrote  Panneroben  zu  sehen  waren.    Das  in  gerader  Linie 

abfallende,  halb  anliegende  Vorderteil  wahrt  den  Empirecharakter Passemen- 

terien  und  Seidenstickereien  in  japanischem  Geschmack  erhöhen  den  Luxus  einer 
solchen  Toilette,  welche  im  Rücken  durch  eine  große  weiße  Seidenschleife  mit 
langen  Enden  dem  japanischen  Stil  Rechnung  trägt«.  A.  a.  O.  >  Neuheiten  für 
den  Sommer«.  Bernard  u.  Cie.  vereint  den  Stil  des  eisten  Kaiserreichs 
mit  dem  Genre  Japonais  durch  einen  kurzen  braunen  Taftbolero  mit 
Aermeln  des  Kimono. 

2)  »Der  Confectionair«.     >Was  sich  die  Konfektion  erzählt.«     30.  VlIL  1906. 


—     I05     — 

Wir  sehen,  daß  es  verfehlt  ist  —  wenigstens  soweit 
die  Besatzindustrie  in  Frage  kommt,  —  das  ?^Iustern  als  vor- 
wiegend ratende  Tätigkeit  anzusehen;  wir  bemerken,  daß  es  nur 
zum  kleinsten  Teile  blindlings  erfolgt,  der  das  geschäftliche  Er- 
gebnis der  Produktion  kaum  schädigen  kann.  Ein  vollstän- 
diges Fehlmustern  pflegt  infolge  der  zahlreichen  geschilderten 
Erkundigungsmittel  nicht  einzutreten. 

Die  Kollektionen  müssen,  um  zu  »ziehen«,  auf  eine  zweite, 
rein  soziale  Tatsache  Rücksicht  nehmen :  auf  die  Nachfrage  der 
tiefer  stehenden  Gesellschaftsschichten.  Durch  Verwendung  billi- 
geren Materials  oder  durch  Verflachung  des  technischen  Pro- 
zesses können  die  Erzeugungskosten  vermindert  werden.  Die 
Stickerei  behält  meist  das  bisherige  Material  bei,  aber  sie  ver- 
schlechtert die  Qualität  der  Arbeit :  es  werden  INIuster  mit  kleinem 
Rapport  und  wenigen  Stichen  in  die  Kollektion  aufgenommen. 
Dazu  nötigt  auch  die  Preisschleuderei  der  Konkurrenten  und  die 
Preisdrückerei  der  Zwischenhändler. 

Y)  Der  Schutz  gegen  Nachahmungen. 

Je  besser  die  Muster  die  Geschmacksrichtung  des  Kunden- 
kreises treffen,  für  den  sie  bestimmt  sind,  um  so  größer  wird  der 
Absatz  sein,  und  um  so  mehr  hat  der  Industrielle  Veranlassung, 
dieselben  vor  der  Nachahmung  durch  den  Konkurrenten  zu  schüt- 
zen. Das  kann  er  zu  erreichen  suchen  durch  Vorsichtsmaßregeln 
im  Geschäftsbetriebe  oder  durch  Inanspruchnahme  des  gesetz- 
lichen Musterschutzes.  Eeider  sind  die  erstgenannten  Mittel  ge- 
rade so  unvollkommen  wie  das  an  zweiter  Stelle  genannte.  Jene 
beschränken  sich  darauf,  Ware  nicht  an  solche  hausindustrielle 
Sticker  auszugeben,  welche  für  mehrere  Geschäfte  arbeiten  oder 
nicht  in  PLinzelmaschinenräumen  tätig  sind.  Für  die  Zeichner, 
welche  meist  eigene  Retriebe  haben,  ist  eine  solche  Beschränkung" 
nicht  durchzuführen;  erhalten  sie  eine  .Anregung  von  einem  Stik- 
kereifabrikanten,  so  kann  sie  niemand  hindern,  dieselbe  mit  ge- 
ringfügigen Aenderungen  zu  versehen  und  für  dessen  Konkurren- 
ten zu  verwerten. 

Auch  ein  direktes  Kopieren  kommt  vor,  also  ohne  daß  irgend 
w^elche  Aenderungen  vorgenommen  werden,  und  wird  mit  einem 
örtlichen  Ausdrucke  als  >M  u  s  t  e  r  m  a  u  s  e  n<:  bezeichnet.  Dazu 
verleitet  öfter  der  Zwischenhändler  als  eigener  böser  Wille.  Es  wird 
aus  industriellen  Kreisen  über  den  mangelhaften  Schutz,  den  das 
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Gesetz  gewährt,  gekla<^t,  uikI  in  der  Tat  sclieint  dieser  Lnistand 
der  Grund  zu  sein,  daß  der  Unfuj^  immer  noch  geübt  wird  ' ). 

Von  dem  Musterschutze  wird  daher  nur  in  geringem  Um- 
fange Gebrauch  gemacht;  man  kann  behaupten,  daß  er  für  die 
Eibenstocker  Industrie  ohne  Bedeutung  ist.  Als  Gründe  werden 
angegeben:  ;>Dem  Fabrikanten  ist  es  unmögHch,  sämthche  aus 
einer  GeneraHdee  mögUchen  Variationen  von  Mustern  eintragen 
zu  lassen,  da  stets  eine  Reihe  von  möglichen  Ausführungen  übrig 
bleiben  wird,  die  trotz  ausgesprochener  Abstammung  von  der 
Generalidee  schutzlos  bleiben  würde.  Die  gesamte  Musterung  ein- 
tragen zu  lassen,  verbiete  sich  aber,  wie  bemerkt  wird,  anderer- 
seits durch  die  hohen  Kosten,  zumal  der  Fabrikant  nicht  wissen 
kann,  welche  Muster  einschlagen.  Der  Fabrikant  lasse  deshalb 
überhaupt  nicht  eintragen  und  begnüge  sich  mit  einem  kurzen 
geschäftlichen  Vorsprunge  auf  den  Hauptabsatzmärkten,  wobei 
er  der  Gefahr  der  Nachahmung  natürlich  in  sehr  starkem  ]Maße 
ausgesetzt  ist«  ^). 

Ueber    die    Zahl    der    luntragungen   ins  -Musterschutzregister, 


i)  0.  Träger,  der  Vorstand  des  Fabrikanlenvcreins  der  sächsischen  Stickerei- 
und  Spitzenindustrie  führt  aus :  (Vgl.  Tapisserie-,  Spitzen-,  Posamentenzeitung. 
Darmstadt  1907,  Nr.  19).  »Jeder  Fabrikant,  jeder  Zeichner  in  Frankreich  ist  ge- 
zwungen, selbständig  Neuheiten  zu  schaffen,  er  muß  sein  Gehirn  anstrengen; 
für  die  Stümper,  die  keine  eigenen  Ideen  haben,  sondern  nur  nachmachen  und 
kopieren  können,  die  nur  von  fremdem  Gute  leben  und,  wie  man  im  Volksmunde 
sagt  »Musterdiebstahl  treiben«,  für  diese  Art  sogenannter  Fabrikanten  ist  in  Frank- 
reich keine  Chance.  Dafür  aber  kann  der  Tüchtige,  welcher  schöne  Neuheiten  her- 
ausbringt, die  Früchte  seines  Fleißes  und  seiner  Geschicklichkeit  ernten;  er  braucht 
nicht  zu  fürchten,  daß  er,  wie  es  bei  uns  in  der  Stickerei-  und 
Spitzenindustrie  der  Fall  ist,  durch  einen  Stümper  und  gewissenlosen 
Kopierer,  der  sich  auch  Fabrikant  nennt,  um  die  Früchte  seiner  Arbeit  gebracht 
wird.  Dadurch,  daß  es  immer  noch  Fabrikanten  gibt  in  der  Stickerei-  und  Spitzen- 
industrie, die  fremde  ?*Iuster  kopieren  oder  sich  von  Kunden  und  Käufern  dazu 
verleiten  lassen,  ist  der  gute  Ruf  der  sächsischen  Spitzen-  und  Stickereiindustrie 
empfindlich  geschädigt  worden.  Solche  leere  Ausreden,  die  man  oft  als  Entschul- 
digungen hört,  wie :  »Um  meinem  Kunden  gefällig  zu  sein,  da  er  den  Fabrikanten 
nicht  kannte  oder  weil  er  mit  dem  Fabrikanten  und  Urheber  des  Musters  nicht 
mehr  arbeiten  wollte,  habe  ich  das  Muster  kopiert«,  verfangen  hier  nicht.  Ich  habe 
mehr  denn  einmal  Urteile  über  die  Spitzen-  und  Stickereifabrikanten  gehört  aus 
dem  Munde  von  Ausländern,  die  mir  die  Zornes-  und  Schamröte  ins  Gesicht  steigen 
ließen,  und  das  Schlimmste  dabei  war,  diese  Urleile  kortnten  durch  Tatsachen  er- 
härtet werden.« 

2)  Dietrich  »Die  Geheimhaltung  der  Geschmacksmuster  und  die  Zentralisierung 
der  Musterliinterlegung«.     Plauen   1907,  S.  86. 
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welche    für    Eiben  stocke  r    Firmen    erfolgten,    gibt    folgende 
Aufstellune"  Auskunft : 


1876 

6 

1882 

14 

1888 

8 

1894 

7 

1877 

7 

18S3 

6 

18S9 

34 

1S95 

7 

1878 

4 

1884 

2 

1890 

4 

1896 

6 

1879 

10 

1885 

7 

1891 

5 

1897 

6 

I8S0 

I 

1886 

10 

1892 

6 

1898 

10 

IS8I 

5 

1887 

4 

1893 

5 

1899 

8 

Es  sind  stets  dieselben,  meist  älteren  Geschäfte,  welche  eintragen 
lassen  ;  durchweg  3 — 4  verschiedene  im  Jahre.  Daneben  tauchen  — 
in  der  Regel  nur  einmal  —  kleinere  Geschäfte  auf,  die  im 
ersten  Jahre  ihres  Bestehens  vom  Musterschutze  Gebrauch  machen. 
Das  Maximum  des  Jahres  1889  verteilte  sich  nur  auf  acht  ver- 
schiedene Firmen;  es  erklärt  sich  aus  dem  geschilderten  Hervor- 
treten der  Buntbesatzstickerei. 

Für  die  Zeit  seit  1900  veranschaulicht  der  Nachweis  über 
die  Zahl  der  ]M  u  s  t  e  r,  die  sich  in  den  niedergelegten  Paketen 
befanden,  die  geringe  Inanspruchnahme  des  Registers ;  dieselbe 
ist  um  so  bezeichnender,  als  die  Ausdehnung  der  Kollektionen 
seit  dieser  Zeit  an  Mannigfaltigkeit  außerordentlich  gewonnen  hat. 

Zahl 


jaiir 

der 

Firmen 

dei 

Muster 

1900 

2 

89 

1901 

3 

I II 

1902 

4 

143 

1903 

4 

"3 

1904 

10 

431 

1905 

2 

73 

1906 

4 

58 

1907 

bis  I. 

Ok 

tob. 

10 

866  ') 

Wir  sehen  also,  daß  nur  ein  unwesentlicher  Teil  der  Kollek- 
tionen geschützt  wird.  Der  stetige  Prozeß  des  Musterungswechsels 
und  die  gesetzliche  Bestimmung,  daß  einzelne  Motive  auch  g  e- 
s  c  h  ü  t  z  t  e  r  Muster  kopiert  werden  dürfen,  lassen  die  Kosten 
der  Hinterlegung  als  überflüssige  Ausgaben  erscheinen. 

c)  Die    Aussendung    der   Kollektionen. 

Die  Agenten  erhalten  je  i — 3  Kollektionen,  nämlich  i  oder 
2  für  das  Inland  und  gegebenenfalls  i  für  das  Auslandgeschäft. 
Diese  Sonderung  hat  ihren  Grund  darin,  dafi  die  Ausland-  sich 
von  den  Inlandkollektionen   unterscheiden  sowohl  nach  den  Prei- 


I)  Je    eine  Firma  ließ   300  bez.   250    Muster  eintragen;    die  übrigen  verteilen 
sich  auf  nur   5   Häuser. 
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seil  als  nach  der  Zusammenstellung  und  daß  diese  Preise  auf  den 
Kollektionen  angegeben  sind.  1  )ie  \'ertreter  äußern  sich  über  die 
IMuster  und  sprechen  eventuell  noch  Wünsche  aus,  in  welcher 
Richtung   eine   Ergänzung    oder  Abänderung    ratsam  erscheint. 

Die  Muster  sind  in  einer  Länge  von  2 — 3  Rapporten  und  in 
verschiedenen  Farbenstellungen  —  es  kommen  für  e  i  n  Muster 
deren  bis  40  vor  —  auf  die  JMusterpappen  geklebt.  Bei  jedem 
Dessin  ist  die  Mindestlänge  angegeben,  unter  der  nicht  geliefert 
wird,  und  für  dieselbe  die  Höchstzahl  der  Farbenstellungen,  die 
nach  mehreren  Angaben  vier  nicht  überschreitet.  Das  Lieferungs- 
minimum beträgt  bei  Galons  2-,  3-  und  mehrfache  Sticklänge  (zu 
4,5  m),  bei  Rapports  30 — 80  m.  Diese  Bedingungen  erklären  sich 
daraus,    daß  die  Preise  für  je  eine  Mindestmenge  kalkuliert  sind. 

Die  Engroshäuser,  welche  beim  Vertreter  bestellt  haben,  ver- 
langen von  dem  Stickereifabrikanten  Muster,  um  ihre  Reisenden 
damit  zu  versehen.  Ein  Referenzmuster  (je  ein  Rapport  oder 
]\Iotiv)  wird  umsonst  geliefert.  Die  Yerkaufsmuster  werden  in  6- 
bis  30 fa eher  Länge  des  Kollektionsmusters  verlangt  und  zu  einem 
Vorzugspreise  berechnet:  es  wird  der  Nettopreis  (d.  h.  exklusive 
5 — 15  %  Warenskonto  und  Kassenskonto)  in  Ansatz  gebracht  ab- 
züglich 50  %  Musterskonto.  Die  Kundschaft  stellt  auch  in  der 
Stickerei  übertriebene  Anforderungen  bezüglich  der  Lieferung  von 
Gratismustern.  Hierdurch  werden  die  hohen  Musterspesen  (ein 
Fabrikant  gab  sie  auf  10  %  des  Umsatzes  an)  noch  vermehrt. 
Die  Preise  für  die  ^Muster  sind  ja  durch  jene  X^ergünstigungen 
bereits  so  niedrig,  daß  kaum  die  Selbstkosten  ersetzt  werden ; 
dazu  kommt,  daß  das  Sticken  der  Kollektionen  infolge  der  kom- 
plizierten Farbenstellungen  besonders  hohe  Ausgaben  für  Stick- 
löhne und  Seidenfäden  erheischt.  So  manches  Muster  muß  ein- 
fach ausgeschieden  werden,  weil  die  Wirkung  nicht  den  Erwar- 
tungen entspricht.  Je  höher  die  Musterspesen  sind,  um  so  drük- 
kender  sind  alle  jene  von  den  Zwischenhändlern  und  Großab- 
nehmern verlangten  Vergünstigungen,  die  ihnen  im  Interesse  der 
Nachbestellungen  immer  gewährt  werden,  und  um  so  mehr  er- 
möglichen sie,  daß  gerade  nachgiebige  oder,  richtiger  gesagt, 
kapitalschwache  Unternehmungen  emporkommen. 

d)    ]^I  o  d  e  b  e  d  a  r  f  und    Musterung. 

Die  Ergebnisse  der  bisherigen  Betrachtung  über  die  Muste- 
rung   sind    nicht    ohne  Interesse    für  die  Erkenntnis  des  Modebe- 
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darfs.  Es  liegt  ein  Bedarf  vor,  der  immer  neu  stimuliert  wird,  und 
er  reagiert  nur  nach  und  nach  auf  diese  Anreize.  Die  Anreize 
gehen  entweder  darauf  aus,  den  Besätzebedarf  überhaupt  auf 
Stickereien  zu  lenken  oder,  wenn  das  erreicht  ist,  ihn  dauernd 
zu  erhalten.  Innerhalb  dieser  letzteren  Bewegung  lassen  sich  zwei 
Teilströmungen  konstatieren :  die  eine,  auf  älterer  Stimulation  be- 
ruhend, steigt  quantitativ,  sinkt  aber  qualitativ;  ehe  sie  jedoch 
zur  Ruhe  kommt,,  setzen  schon  neue  Bedarfserregungen  ein,  die 
zumeist  qualitativ  auf  höherer  Stufe  stehen,  aber  infolge  der  Teuer- 
keit ihrer  etwaigen  Produktion  nur  an  die  konsumtionskräftigsten 
Kreise  sich  wenden;  infolgedessen  werden  die  sog.  »nouveautes« 
zunächst  nur  in  kleinsten  Mengen  hergestellt.  Weiterhin  —  die 
Musterung  sucht  einen  Massen  bedarf  zu  erregen  ;  derselbe 
wird  von  Schichten  geäußert,  die  sozial  und  nach  ihrer  Kaufkraft 
stark  voneinander  abweichen;  er  ist  also  ungleichartig,  nicht 
nur,  soweit  es  sich  um  den  Preis  der  Ware  handelt,  sondern  auch, 
soweit  es  deren  rein  äußere  Ausstattung  angeht.  Denn  auch  in 
dieser  zeigen  sich  trotz  des  Hervortretens  einer  bestimmten  Rich- 
tung wesentliche  Verschiedenheiten  in  Muster  und  Farbe.  Von 
deren  richtigen  Wahl  ist  der  Erfolg  der  Bedarfserregung  im  gan- 
zen, wie  in  den  einzelnen  Schichten  abhängig. 

2.   Betriebsverhältnisse  und  Modebedarf. 

Nunmehr  ist  zu  betrachten,  welche  Einflüsse  das  Modebe- 
darfsphänomen auf  die  Gestaltung  der  Betriebsverfassung  der 
obererzgebirgischen  Stickereiindustrie  gehabt  hat.  Die  Auf- 
gabe ist  eine  doppelte  :  zunächst  ist  darzulegen,  daß  das  Ver- 
lagssystem den  Besonderheiten  des  Stickereibedarfs  mehr  ent- 
spricht als  die  P^abrik;  sodann,  daß  dieser  Bedarf  durch  die  Art, 
wie  er  an  die  Industrie  herangebracht  wird,  keine  Großbetriebe 
gedeihen  läßt. 

a)    Betriebsverfassung    und    M  o  d  e  b  e  d  a  r  f . 

Der  jeweiligen  Eigenart  des  Bedarfs  hat  sich  in  Eibenstock 
die  Betriebsverfassung  angepaßt.  Aus  der  Zeit,  in  welcher  Stapel- 
artikel Gegenstand  der  Produktion  waren,  rühren  einige  Fabriken 
her,  die  aber  daneben  noch  Hausindustrielle  beschäftigen.  Neue 
geschlossene  Betriebe  werden  kaum  errichtet.  In  den  I"~abriken 
stehen    vor    allem    die    für    einfarbige    Sachen     leistungsfähigeren 
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Schiffchcnniaschinen  und  die  ''/.i-l  landmaschim'n,  auf  di-ncn  die 
größeren,  ausgearbeiteten,  aber  wenig  gangbaren  Muster  herge- 
stellt werden.  Die  1^'  a  b  r  i  k  ist  also  hier  Ergänzung  der 
Hausindustrie,  welche  das  vorherrschende  System  ist  '). 
Weder  die  Verlags-  noch  die  Fabrikbetriebe  in  der  ])untstickerci 
sind  indes  als  Großbetriebe  anzusprechen. 

Es  würde  aber  verfehlt  sein,  die  Ausbildung  des  heutigen 
Verlags  dem  Bedarf  allein  zuzuschreiben.  Den  Anstoß  zur  Ent- 
stehung des  Systems  gaben,  wie  früher  gezeigt,  Mitte  der  1890er 
Jahre  die  billigen  jMaschinenverkäufe  aus  dem  Vogtlande  -)  ;  wir 
werden  sehen,  daß  auch  soziale  Ursachen  für  seine  Ausdehnung 
vorliegen.  Schließlich  würden  sich  aber  jene  Bewegungen  im 
Wechsel  wirtschaftlicher  Vorgänge  zur  Bedeutungslosigkeit  abge- 
schwächt haben,  wenn  ihnen  nicht  durch  die  Besonderheiten  des 
Bedarfs  zu  einer  bleibenden,  einschneidenden  Wirkung  verholfen 
worden  wäre.  Die  Produktionsrichtung  der  Eibenstocker  Industrie 
erhielt  durch  die  iVnlehnung  an  die  Pcrlbesatzartikel  die  Grund- 
lagen ihrer  jetzigen  Gestalt :  Herstellung  von  Modeartikeln,  und 
infolgedessen  treten  die  Wirkungen  des  Modebedarfs  aus  den  an- 
deren Faktoren  klar  heraus. 

Diese  ^Entwicklung  sprach  der  Fabrik  mehr  und  mehr  die 
Daseinsberechtigung  ab.  Der  geschlossene  Betrieb  setzt  eine 
dauernde  Nachfrage  nach  seinen  Erzeugnissen  voraus;  nur  diese 
ermöglicht  Verzinsung  und  Amortisation  des  stehenden  Kapitals. 
Dabei  ist  naturgemäß  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Produkte  der 
]Mode  unterliegen  —  aber  nur  insoweit,  als  es  sich  um  bloßen 
Musterungswechsel  handelt.  So  sehen  wir  in  der  Spitzenindustrie 
Unternehmungen  selbst  in  der  P'orm  von  Aktiengesellschaften, 
und  Aehnliches  läßt  sich  aus  der  Ostschweizer  Stickerei  berichten, 
in  welcher  jedoch  die  weißen  Entredeux  und  Bandes  als  Stapel- 
ware das  P\mdament  für  geschlossene  Betriebe  bilden.  Eibenstock 
hält  die  Furcht  vor  den  Schwierigkeiten  der  Depression  von 
neuen  Fabrikgründungen  zurück.  Zwar  sicherte  die  jetzige  tech- 
nische Vertiefung  der  Besatzstickerei  diesen  Artikeln  eine  Reihe 
guter  Jahre;  aber  die  Besatzindustrie  ist  äußerst  vielgestaltig, 
und  so  liegt  immer  die  Gefahr  der  Produktionsversetzung  oder 
der    aggressiven  Fabrikationsanpassung    selten^  anderer  Ornamen- 

i)  Hasbach  a.  a.  O.  S.  45   sieht    irriger  Weise    nur  die   Hausindustrie    als    er- 
gänzendes System  an,   nicht  auch   die   Fabrik. 
2)  S.  o.  S.  33- 
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tenindustrien  vor.  Es  sei  erinnert  an  den  Gewerbezweig'  der 
Knöpfeherstellung,  welcher  während  der  letzten  Jahre  beson- 
ders reiche  Kollektionen  auf  den  Markt  brachte,  oder  an  die 
Fabrikation  von  Kolliers,  Boas  oder  Besätzen  aus  Vogelfedern. 
Deren  Hochkonjunktur  ruft  für  die  Besatzstickerei  die  Gefahr 
einer  Depression  hervor;  obwohl  dieselbe  durchaus  nicht  regel- 
mäßig eintreten  wird  ^).  Immerhin  wird  aus  diesen  Verket- 
tungen in  eine  vielgestaltige  Konkurrenz  hervorgehen,  daß  der- 
artige Fabrikate,  welche  immer  der  Gefahr  einer  Verdrängung 
ausgesetzt  sind,  nicht  die  Unterlage  für  geschlossene  Betriebe  ab- 
geben können ;  denn  diese  müssen  infolge  der  Höhe  des  stehen- 
den Kapitals  mit  sozusagen  ewigen  Absatzmärkten  rechnen.  Der 
Rat,  die  Herstellung  von  Stapelartikeln  zu  betreiben,  ist  leichter 
gegeben  als  befolgt. 

Ist  demnach  der  Bedarf  in  den  Modewaren  nur  für  so  k  u  r  z  e 
Zeiten  zu  überblicken,  daß  eine  Amortisation  des  Kapi- 
tals ausgeschlossen  erscheint,  so  ist  auch,  und  das  ist  noch  wich- 
tiger, seine  Ausdehnung  innerhalb  der  e  i  n  z  e  1  n  e  n  S  a  i- 
s  o  n  äußerst  verschiedenartig  und  dementsprechend  ist  auch  der 
Arbeitsbedarf  bald  groß,  bald  klein.  Regnerisches  Wetter  im  Be- 
ginne des  Sommers  bewirkt,  daß  die  Händler  mit  Bestellungen 
auf  luftige,  zarte  Besätze  ebenso  zurückhaltend  sind  wie  mit  denen 
auf  Sonnenschirme  oder  leichte  Blusen.  Sobald  die  Witterung 
normal  wird,  setzt  die  Nachfrage  auf  einen  Stoß  ein ;  da  aus  be- 
reits erörterten  Gründen  -)  nicht  auf  Lager  gearbeitet  werden 
kann,  so  muß  der  Unternehmer  in  der  Lage  sein,  die  Arbeiter- 
zahl vermehren  zu  können  bez.  die  Arbeiter  zur  Verlängerung 
der  Arbeitszeit  zu  zwingen.  Gewiß  sind  solche  Zustände  vom 
sozialen  Gesichtspunkte  durchaus  nicht  wünschenswert ;  aber  man 
muß  sich  hüten,  das  Unternehmertum  allein  als  schuldig  an 
ihnen  zu  brandmarken.  Wir  sehen,  wie  diese  ganze  Situation 
letzthin  volkswirtschaftlich  bedingt  ist ;  das  trifft 
auch  zu  für  die  Heimarbeit,  deren  im  späteren  Zusammenhange 
gedacht  werden  wird. 

1)  Vgl.   über    diese    indirekte   Konkurrenz    »Berliner  Jahrbuch «    1905, 

Bd.  II,  S.  360  :  »Im  Gegensatz  hierzu  (nämlich  zu  Barmener  Tressen  und  Galonsj 
war  das  Geschäft  in  Knöpfen  sowohl  für  Mäntel  als  für  Kostüme  im  ganzen  Jahre 
befriedigend,  die  Mode  begünstigte  wie  im  Vorjahre  Phantasie-  und  Metallknöpfe, 
daneben  zeigte  sich  aber  in  der  Mäntelbranche  auch  Interesse  für  Perlmutterknöpfe 
in  Verbindung  mit  Metall  und  für   Steinnuß    und   Büffelhornknüpfe«. 

2)  Vgl.   o.   S.    108   f. 
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b)    Die    Betriebs  g  r  ö  ß  e. 

a)   Wirkungen   der   Modekonjunktur. 

Nicht  nur  die  Betriebsverfassung,  sondern  auch  die  Betriebs- 
größe hängen  von  der  Art  des  Alodebedarfs  ab.  Er  befördert 
das  Nebeneinanderbestehen  vieler  Betriebe,  ihm  entsprechen  mehr 
viele  kleine  als  wenige  große  Produzenten.  Denn  sein  Wesen  be- 
steht darin,  daß  er  sich  auf  eine  Generalidee  der  Musterung 
richtet,  die  er  in  möglichst  vielen  Variationen  entwickelt  haben 
will.  Solche  innere  Vielgestaltigkeit  verlangt  zur  Ausführung 
viele,  im  Herausbringen  der  Neuheiten  von  einander  unab- 
hängige Unternehmungen ;  sie  erst  läßt  die  Individualität  des  Ein- 
zelnen in  dieser  Richtung  sich  entfalten.  Eine  Vielheit  selbstän- 
diger Fabrikanten  oder  Zeichner  wird  zur  Hervorbringung  dieser 
Variationen  weit  eher  fähig  sein  als  der  unselbständige  am  Er- 
folge des  Geschäftes  nicht  interessierte  Angestellte.  Hierin  liegt 
der  Vorzug,  den  der  kleinere  Betrieb  in  der  I-libcnstocker  Stik- 
kerei  vor  dem  größeren  hat. 

Ueberhaupt  läßt  sich  nicht,  wie  bei  anderen  Gewerbezweigen, 
von  vornherein  vermuten,  daß  die  Inhaber  lang  bestehender  Be- 
triebe die  nötige  Erfahrung  besitzen,  um  auch  immer  die  am 
besten  verkäuflichen  Muster  zu  liefern  —  dagegen  spricht  die 
Tatsache  des  Musterungswechsels  und  des  Fabrikationswechsels. 
Darauf  ist  es  zurückzuführen,  daß  die  meisten  Geschäfte  N  e  u- 
gründungen  ^)  sind  und  daß  die  Uebernahme  bestehender  Firmen 
zu  den  größten  Sckenheiten  gehört. 

Das  zahlenmäßige  Wachstum  der  Stickereigeschäfte  in  Eiben- 
stock konnte  von  1883  an  festgestellt  werden-);  es  waren  vor- 
handen : 


1883: 

34 

1889: 

46 

1893: 

48 

1895: 

52 

1897: 

50 

1900  : 

51 

1903: 

52 

1907  : 

70 

Die  Neuniederlassungen  sind  aus  diesen  Nachweisungen  nicht  zu 
ersehen ;    sie  sind   weit  erheblicher  als  die  Abstände  der  Zahlen  ; 


1)  Auch  aus  Plauen  ertönen  derartige  Klagen:  »In  den  letzten  Jahren  sind 
die  Stickereigeschäfte  wie  die  Pilze  aus  der  Erde  geschossen.  Leute,  die  weder 
über  die  nötigen  Mittel  noch  Erfahrungen  verfügen,  machten  sich  selbständig  und 
ruinierten  mit  ihrem  fortwährenden  Unterbieten  den  Markt?:.  Tapisserie-,  Spitzen- 
und  Posamentenzeitung   1907,  Nr.    16. 

2)  Vgl.  die  Firmenverzeichnisse  der  Handelskammer  Plauen  für  die  angege- 
benen   fahre. 
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denn  es  sind  ältere  Firmen  eingegangen.  Versuchen  wir  die  Ver- 
änderungen des  mittleren  Geschäftsumfanges  dieser  Betriebe  in- 
nerhalb der  Jahre  1883  und  1907  zahlenmäßig  annähernd  auszu- 
drücken !  Wir  vergleichen  zu  diesem  Zwecke  zwei  isolierte  Zah- 
lenreihen :  die  Beträge  der  eingegangenen  Postanweisungen  ^)  und 
der  abgesandten  Postpakete,  die  auf  je  einen  der  gezählten  Be- 
triebe entfallen  -).     Es  ergeben  sich  dann  folgende  Zahlen  : 

Tabelle    4. 

Zunahme   des  Geschäftsumfanges  in  Eibenstock. 

Auf  einen  Betrieb   entfallen 
im  empfangene  Postanweisungen  abgesandte  Pakete 

Jahre  Betrag  in  Mark  Stück 

1883  23  607  I  243 

1889  17  715  I  027 

1S93  13846  881 

1895  19333  979 

1897  19  825  I  078 

1900  28  363  I  309 

1903  37991  I  801 

1906  3)  36  361  I  874 

Zwar  ergibt  sich  hieraus  eine  Vergrößerung  des  Einzelum- 
satzes um  54  %  bez.  um  50  %  ;  aber  die  Betriebe  sind  in  der 
Hauptsache  Mittel-  und  Kleinbetriebe  geblieben.  Besonders  auf- 
fällig ist  die  Konstanz  der  Betriebsgröße  in  den  letzten  4  Jahren. 

ß)  Soziale  Ursachen. 

Wenn  auch  die  Eigenart  des  Modekonjunkturablaufes  das 
Nebeneinanderbestehen  vieler  Betriebe  mäßigen  Umfangs  begün- 
stigt und  fördert,  so  darf  man  naturgemäß  andere  Ursachen  nicht 
darüber  vergessen.  Die  ganze  Berufsklasse  der  Eibenstocker 
Stickereiindustriellen  trägt  ein  rein  lokales  Gepräge  ;  der  weitaus 
größte  Teil  von  ihnen  hat  seine  Lehrzeit  und  auch  die  Gehilfen- 
jahre in  den  älteren  Geschäften  des  Ortes  zugebracht.  Die  er- 
langte technische    Routine,   die    mit    bewundernswerter   Zähigkeit 


i)  Die  Einnahme  des  Postamts  Eibenstock  an  Wechselstempelmarken  war 
nicht  für  den  vorliegenden  Zweck  zu  verwerten,  da  ihr  seit  1904  beträchtlich  höherer 
Umsatz  auf  die  Einrichtung  einer  Zweigstelle  des  Chemnitzer  Bankvereins  zurück- 
zuführen ist. 

2)  Natürlich  geben  die  Gesamtbeträge  der  Postanweisungen  nur  einen  Teil 
der  Umsätze  an ;  aber  sie  spiegeln  den  Gang  der  Konjunktur  getreu  wieder.  Die 
Aufstellungen  sollen  und  können  einzig  relative  Zahlen  für  die  Zunahme  des  mitt- 
leren Geschäftsumfanges  geben. 

3)  Nach  eigener  Berechnung :  60  Firmen. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  O 
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erworbenen  Sprachkenntnisse  und  die  \'ertrautheit  mit  den  F.igen- 
heiten  der  Kundschaft,  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Hilfsmittel 
für  das  Gedeihen  der  Unternehmung  —  alle  diese  Umstände  ver- 
lockten in  Zeiten  günstiger  Mode  den  ehemaligen  Angestellten, 
fast  über  Nacht  zum  Konkurrenten  zu  werden,  zumal  die  Begrün- 
dung des  Geschäfts  immerhin  geringe  Kapitalien  erfordert.  Viel- 
leicht ist  die  Klage  älterer  Industrieller  berechtigt,  daß  so  man- 
chem jungen  Fabrikanten- (Verleger)  jedweder  weitere  Blick 
fehlt  infolge  des  Mangels  an  Wanderjahren,  und  daß  die  jungen 
Leute  sich  nicht  in  der  Welt  umsähen.  Eine  günstige  Saison 
genügt,  um  diese  jungen  Betriebe  sich  kräftigen  zu  lassen ;  sie 
stehen  nun  gleichberechtigt  neben  den  anderen  lang  be- 
stehenden Unternehmungen.  So  geht  gewissermaßen  ein  demo- 
kratischer Zug  durch  die  Industrie  ;  sozial  schafft  hier  die  Mode 
kaum  zu  bedauernde  Zustände :  sie  läßt  neue  Betriebe  entstehen, 
ermöglicht  dem  Gehilfen  das  Aufsteigen  zur  Selbständigkeit ;  sie 
gibt  vielen  für  die  Zeit  der  fetten  Jahre  eine  Existenz  behäbigen 
Mittelstandes  und  läßt  doch  keinen  so  leicht  einschlafen,  weil 
immer  die  Gefahr  des  Konjunkturwechsels  droht. 

Die  Darstellung  würde  lückenhaft  sein,  wenn  nicht  in  diesem 
Zusammenhange  der  Veranstaltungen  gedacht  würde,  welche  zur 
Ausbildung  künftiger  Kaufleute  dienen.  Die  Kauf- 
mannschaft unterhält,  reichlich  unterstützt  durch  den  sächsischen 
Staat  und  die  Stadtgemeinde,  eine  Handelsschule.  Die  Zöglinge 
erhalten  neben  dem  Unterricht  in  kaufmännischen  Fächern,  vor 
allem  den  hier  besonders  wichtigen  Sprachunterricht ;  daneben 
wird  Zeichnen  und  Stillehre  gepflegt.  Es  muß  zugegeben  werden, 
daß  durch  diese  Ausbildung  den  jungen  Gehilfen  die  Nieder- 
lassung erleichtert  wird  ;  aber  —  um  einen  Vergleich  zu  gebrau- 
chen —  diese  geistige  Schulung  ist  nur  die  Pflugschar.  Der  frucht- 
bare Boden,  auf  dem  geackert  wird,  ist  letzthin  der  Modebedarf: 
Verlagsbetrieb  und  Einkäuferwesen  gedeihen  auf  diesem  Felde, 
auch  ohne  jenen  Pflug,  wie  die  Entwicklung  bis  1895  zeigt.  Dieser 
vermehrt  höchstens  die  Ernte. 

c.  Der  Absatz. 

a)   Die  Organisation. 
I.  Allgemeines. 
Der  ständige  Kampf  um  den  Markt,   den  wir  als  typisch  für 
die  Stickereiindustrie  anzusehen  haben,  bewirkt,  daß  der  Schwer- 
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punkt  der  Unternehmertätigkeit  im  Vertriebe  der  Ware  liegt, 
nicht  in  der  Leitung  des  technischen  Prozesses ;  jener  Hauptauf- 
gabe kann  der  Industrielle  um  so  eher  nachkommen,  als  der  Pro- 
duktionsprozeß äußerst  einfach  ist  ^).  Der  Vertrieb  erfolgt  ent- 
weder durch  Agenten,  die  meist  auch  andere  P'rauen- 
putzartikel  herstellende  Häuser  (Band-,  Besatz-,  Knopffabriken) 
vertreten,  oder  es  kommen  Einkäufer  an  Ort  und  Stelle, 
oder  große  Warenhäuser  treten  in  direkte  Beziehung 
zum  Stickereiproduzenten  Im  letztgenannten  Falle  liegt  eine 
konzentrierte  Nachfrage  vor,  und  sie  wird  anscheinend  zum  großen 
Teile  durch  die  bestehenden  geschlossenen  Betriebe  befriedigt. 

Der  eigene  Vertrieb  von  Stickereien  durch  Reisende  findet 
nicht  statt  und  kann  nicht  stattfinden,  da  bei  der  Kleinheit  des 
Betriebes  die  Selbstkosten  zu  hoch  sein  würden.  Der  direkte 
Verkehr  mit  den  Detailgeschäften  —  mit  Ausnahme  der  Waren- 
häuser —  oder  gar  mit  den  Konsumenten  ist  daher  eine  Selten- 
heit; nur  ganz  gelegentlich  kommen  auf  solche  Weise  Abschlüsse 
zu  Stande  -).  Der  Modebedarf  tritt  eben  regulär  als  internatio- 
naler Massenbedarf  auf,  den  die  Produzenten  selbst  nicht 
in    seinen    örtlich    weit    zersplitterten    Einzelnachfragen    auflösen 


i)  Die  komplizierte  Technik  der  Spitzenweberei  in  Calais  —  ein  starker- 
Temperaturwechsel  genügt,  um  den  Gang  der  Maschine  zu  hemmen  —  hat  im 
Gegensatz  zu  der  leichten  Technik  der  Stickerei  dazu  geführt,  daß  die  Unternehmer 
dort  reine  Techniker  sind.  Für  sie  ist  die  Hauptsache,  die  Maschine  so  in  Gang  zu 
halten,  daß  sie  formvollendete  Ware  liefert.  Der  hohe  Wert  einer  Maschine  (20  bis 
30000  Frs.)  läßt  es  außerdem  ratsam  erscheinen,  daß  der  Eigentümer  ihre  äußerst 
feine  Zusammensetzung  genau  kennt.  Daher  ist  die  Fabrikation  und  die  Musterung 
hier  vollständig  vom  Betrieb  getrennt.  Vgl.  hierzu :  Dietrich  »Spitzenindustrie,...« 
S.  49,   sowie   »Der  Confectionair«,  20.  IX.    1906:    »Plauen  contra  Calais«. 

2)  Der  Confectionair«,  2.  VIII.  1906:  »Was  sich  die  Konfektion  erzählt  <. 
Die  nachstehend  beschriebene  Art  des  Absatzes  mag  der  Vollständigkeit  halber  er- 
wähnt werden  —  als  immerhin  beachtenswerter  Rest  oder  als  Wiederbelebung  des 
Hausierhandels:  »Schweizer  Seidenwaren-  und  Stickereifirmen  lassen  in  Luftkurorten, 
Berghotels  oder  in  solchen  Orten,  welche  zu  längerem  Aufenthalt  bestimmt  sind, 
vertrauenerweckende,  in  mittleren  Jahren  stehende  Damen  auf  längere  Zeit  gleich- 
sam als  Kurgäste  Wohnung  mieten.  Diese  suchen  nun  Bekanntschaften  mit  den 
dort  anwesenden  Familien  anzuknüpfen,  und  im  Laufe  des  Gesprächs  entpuppen 
sie  sich  als  Vertreterinnen  eines  bekannten  Schweizer  Detailgeschäfts.  Die  Muster- 
kollektionen sind  bald  zur  Stelle  und  in  den  meisten  Fällen  gelingt  es  auch,  Ge- 
schäfte abzuschließen.  Wenn  die  betreffende  Vertrauensdame  ein  Hotel  genügend 
bearbeitet  hat,  zieht  sie  in  ein  anderes.  Nach  den  uns  zugekommenen  Informa- 
tionen hat  sich  diese  Art  von  Hotelgeschäften  bis  jetzt  bewährt;  es  werden  ganz 
ansehnliche  Umsätze  erzielt«. 

o* 
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können ;  noch  dazu,   da  der  Bedarf  der  einzelnen   Detailgeschäfte 
an  Bcsatzartikcln  ein  relativ  geringer  ist. 

So  muß  sich  als  wesentliches  Vermittlungsglied  der  Handel 
einschieben. 

2.  D  i  e    Vertreter. 

Die  Vertreter  (Agenten)  haben  ihren  Sitz  an  den  größeren 
Plätzen  des  In-  und  Auslandes.  Ihre  regelmäßige  Tätigkeit  be- 
steht darin,  daß  sie  ihren  Bezirk  bereisen  und  unter  den  Detail- 
geschäften Abnehmer  suchen.  Dadurch  ist  aucli  die  Stellung- 
nahme des  Vertreters  gegenüber  dem  Fabrikanten  -  (Verleger) 
festgelegt :  er  muß  auf  möglichst  niedrige  Preisstellung  dringen ; 
zumal  die  Konkurrenz  im  eigenen  Lager  hierzu  drängt.  Da  er 
außerdem  aus  anderen  Branchen  direkte  und  indirekte  Kon- 
kurrenzartikel in  seinen  Kollektionen  führt,  so  liegt  z.  B.  die  Ge- 
fahr vor,  daß  er  die  Stickereibesätze  zugunsten  gewebter  Galons 
vernachlässigt ;  er  kann  daher  einen  Preisdruck  ausüben.  Er  ar- 
beitet »auf  Verschlechterung  der  Qualitäten«  ^)  hin  nach  dem 
Grundsatze  :  großer  Umsatz  schafft  höhere  lunnahmen  an  Provi- 
sion. Gerade  bei  den  Stickereien  sind  in  teuren  Qualitäten  in- 
folge der  Einkommensverhältnisse  der  breiten  Masse  der  Käuferinnen 
keine  hohen  Umsätze  zu  machen.  Die  Vertreter  unterbieten  sich  ; 
sie  suchen  möglichst  billige  Bezugsquellen  auf  und  geben  auch 
ihrerseits  auf  diese  Weise  Anlaß,  daß  junge  Unternehmungen  ent- 
stehen, die  durch  billige  Preise  und  durch  minderwertige  Qualität 
ihrer  Erzeugnisse   »ins  Geschäft  zu  kommen«  suchen. 

3.  Die    Einkäufer. 

Wenn  schon  das  Vertreterwesen  mit  bedenklichen  Schäden 
für  die  Stickereiindustrie  verknüpft  ist,  so  gilt  das  noch  in  höhe- 
rem Maße  von  den  Einkäufern.  Diese  sind  Vertreter  oder  In- 
haber von  Konfektionsgroßgeschäften  oder  von  Warenhäusern, 
die  jährlich  zweimal  die  Hauptorte  der  Modeindustrien  besuchen 
(Paris,  St.  Gallen,  Elberfeld- Barmen,  Berlin,  Plauen,  Annaberg, 
Eibenstock  usw.).  Sie  kommen  weitaus  in  der  größten  Zahl  aus 
Nordamerika,  daneben  auch  aus  dem  Reiche,  aus  England,  Hol- 
land usw.  Zum  Teil  haben  nordamerikanische  Häuser,  ebenso 
wie  Berliner,  ständige  Einkaufsfilialen ;  solche  sind  in  Plauen 
und  Annaberg  vorhanden.  Die  Bestellungen  werden  von  diesen 
Filialen  s^esammelt  und  von  ihnen  wird  Aufmachung  der  Kollek- 


1)  Hasbach  a.  a.  O.  S.   25. 
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tion,  Zeit  der  Absendung  usw.  bestimmt,  wie  sie  auch  die  legali- 
sierten (von  amerik.  Konsuln  beglaubigten)  Rechnungen  sammeln. 
Diese  Art  der  Absatzorganisation  hat  Verkehrsgründe :  die  Waren 
rühren  von  mehreren  Betrieben  her ;  die  Nachbestellungen  erfolgen 
infolge  des  Saisoncharakters  der  Industrie  meist  durch  Kabel- 
telegramme nach  einem  Kode,  die  an  die  Einkaufsfiliale  (Annaberg) 
gerichtet  sind  ;  die  letztere  überschreibt  die  Aufträge  den  einzel- 
nen Lieferanten,  andernfalls  müßte  für  jeden  ein  besonderes  aus- 
führliches Ueberseetelegramm  aufgegeben  werden. 

Die  Einkäufer  wollen  recht  viele  Kollektionen  sehen,  um  die 
Preisstellungen  vergleichen  zu  können.  Bei  diesem  Preiskampfe 
mit  den  Produzenten,  die  ihnen  in  den  Gasthäusern  die  Kollek- 
tionen vorlegen,  bleibt  der  Händler  meistens  Sieger;  er 
spielt  einen  Fabrikanten  (-Verleger)  gegen  den  anderen  aus.  Die  Be- 
stellungen werden,  gewissermaßen  im  Submissionswege ^),  an  den 
Mindestfordernden  vergeben.  Selbst  solche,  die  nur  geringe  Be- 
stellungen machen,  sehen  sich  veranlaßt,  mehrere  Kollektionen 
auf  jMuster  und  Preise  hin  zu  vergleichen.  Das  System 
ist  auch  in  anderer  Beziehung  als  Mißstand  zu  bezeichnen  :  die 
Einkäufer  lassen  Muster,  die  sie  in  guten  Kollektionen  gesehen 
haben,  in  billigerer  Ausführung  bei  anderen  Firmen  herstellen-), 
zum  Teil  auch  in  Böhmen.  In  Plauen  will  man  diese  und  andere 
Unzuträglichkeiten  des  Hotelgeschäfts  durch  Einrichtung  einer 
Spitzenbörse  beseitigen  -). 

Die  Funktionen  der  Einkäufer  können  dahin  zusammengefaßt 
werden :  sie  konzentrieren  die  Nachfrage ;  aber  sie  übermitteln 
sie  der  Produktion  in  vielen  kleinen  Teilen.  Sie  ermöglichen  es 
dadurch,  daß  kleine,  kapitalschwache  Betriebe  entstehen  ;  aber 
es  dart  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Musterungswechsel  sie 
dabei  wesentlich  unterstützen.  Sobald  eine  Neuheit  auf  den  Markt 
gekommen  ist,  kaufen  die  Einkäufer  eben  bei  den  Stickereibe- 
trieben, welche  diesen  neuen  Artikel  schnell  und  billig  liefern  — 


i)  Aehnliche  Zustände  herrschen  in  der  Berliner  Konfektionsindustrie.  Vgl. 
die  »Berichte  über  Handel  und  Industrie  von  Berlin«.  1897,  Bd.  II,  S.  216;  1899, 
Bd.  II,  S.  181. 

2)  Ein  wirksames  Mittel  wenden  hiergegen  Chemnitzer  Fabrikanten  an: 
»Käufer,  denen  man  nicht  traut,  daß  sie  nicht  die  Muster  weitertragen,  bekommen 
überhaupt  nur  vorjährige  Artikel  zu  sehen«.  »Der  Confectionair«  1906  (ohne 
Datum):   »Einkäufertypen  in  Chemnitz  einst  und  jetzt«. 

3)  »Der  Confectionair«,   3.  I.   1907     -Eine  Spitzenbörse  in  Plauen«. 
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gleichgültig,  ob  die  liefernde  Mrma  jungen  oder  alten  Datums 
ist.  > Treue«  Kundschaft  gibt  es  in  einer  solchen  Modeindustrie 
weniger  als  anderswo. 

ß)  Absatzmissstände. 
I.  Ursachen. 

Die  scharfe  Konkurrenz  unter  den  Eibenstocker  Stickerei- 
geschäften, verbunden  mit  der  unentbehrlichen  Vermittlung  des 
Handels,  haben  allmählich  einen  bedenklichen  Mißstand  gezeitigt: 
eine  sehr  große  Nachgiebigkeit  gegenüber  den  Abnehmern  be- 
züglich der  Zahlungsbedingungen.  Dieser  Mißstand  w^ürde 
mit  Unrecht  auf  das  Konto  des  Verlagssystems  gesetzt  werden. 
Der  Fabrikbetrieb  veranlaßt  die  Industriellen  weit  eher  zur  Preis- 
schleuderei als  der  Verlag ;  das  zeigt  die  einfache  Ueberlegung, 
daß  der  Fabrikant  infolge  des  großen  stehenden  Kapitals  ge- 
zwungen ist,  in  der  Preisbemessung  herabzugehen,  damit  seine 
Maschinen  nicht  stillstehen. 

Warenhäuser  verlangen  2,  3  ja  sogar  4^/3  %  Umsatzvergü- 
tung ^).  Allgemein  wird  sechsmonatliches  Ziel  gewährt ;  beson- 
ders von  den  Kunden  im  europäischen  Osten  werden  diese  Zahlungs- 
zeiten noch  überschritten.  Die  Warenskonti  betragen  5  %  und  mehr, 
die  Kassaskonti  bis  4  %  ^).  Die  Rechnungen  w^erden  auf  das  Ende 
des  Liefermonats  valutiert,  und  von  da  ab  ward  die  Verfallzeit 
gerechnet.  So  kann  der  Fall  eintreten,  daß  der  Kassaabzug  noch 
nach  sechswöchiger  Zahlung  gewährt  werden  muß.  Gegen  diese 
Mißstände,  denen  wir  übrigens  in  Plauen,  Annaberg,  Elberfeld- 
Barmen  ebenfalls  begegnen,  kann  ein  Zusammenschluß  der  Produ- 
zenten nützen,  nicht  aber  gegen  das  willkürliche  Senken  des  Preis- 
niveaus ;  denn  der  Gewerbezweig  hat  zu  viele  Warenmuster,  als 
daß  Typen  —  wie  z.  B.  die  Garnnummern  in  der  Spinnerei  — 
sich  aufstellen  ließen. 

2.  Beseitigungsversuche. 

1907  trat  auf  wenige  Monate  eine  Konvention  der  Eiben- 
stocker Fabrikanten -(Verleger)  ins  Leben,  der  »Verband  Eiben- 
stocker Stickereifabrikanten«,  um  die  Mißstände  in  den  Zahlungs- 


i)  »Der  Confectionair«    29.  XI.   1906. 

2)  Plauener  Fabrikanten  gewähren  nach  einem  Berichte  des  Eidgenössischen 
Konsuls  an  das  Handelsdepartement  Zürich  an  ägyptischen  Plätzen  :  3 — 5 '/o  Kassa- 
skonto, 20 — 35**/o  Warenskonto.  Vgl.  ^.Tapisserie-,  Spitzen-  und  Posamentenzei- 
tung«    1907,  Nr.   21. 
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bedingungen  zu  beseitigen.  Barmen,  Plauen,  Annaberg-  hatten 
bereits  im  Dezember  1906  und  Januar-Februar  1907  Vereinbarungen 
in  dieser  Richtung  getroffen  i).  Die  hauptsächhchen  Bestimmungen 
waren  folgende.  Die  Gratislieferung  von  IMustern  ist  (mit  Aus- 
nahme des  Referenzmusters)  untersagt.  Die  Rechnungen  müssen 
vom  Tage  des  Versands  datiert  sein,  und  die  Valuta  gilt  für  den 
Schluß  des  Liefermonats ;  jedes  Hinausschieben  des  Verfalltages 
ist  verboten.  Das  Ziel  beträgt  drei  INIonate,  bei  früheren  Zah- 
lungen (bis  60  Tage)  wird  Diskont  gewährt.  Als  Barzahlung 
gelten  nur  Barsendungen,  Schecks,  Giroüberweisungen.  Rimessen 
und  Akzepte,  die  später  fällig  sind,  als  am  Zieltage,  werden  nur 
unter  Abzug  des  entsprechenden  6  %  Diskonts  gutgeschrieben. 
Besondere  Rabatte  werden  —  außer  dem  Skonto  der  Musterfak- 
turen —  nicht  gewährt.  Die  Konvention  galt  nicht  für  alle  Absatz- 
gebiete, z.  B.  nicht  für  Oesterreich.  Sie  zählte  auch  durchaus  nicht 
alle  Fabrikanten -(Verleger)  zu  ihren  Mitgliedern;  mancher  fühlte 
sich  durch  die  Bestimmungen  zu  sehr  eingeengt.  Von  langer 
Dauer  war  der  Verein  nicht;  bereits  Ende  November  1907  wur- 
den Verhandlungen  über  die  Auflösung  gepflogen.  Schon  die 
große  Zahl  der  außenstehenden  Firmen  erweckte  von  vornherein 
die  Befürchtung,  daß  durch  die  Vereinbarung  in  den  bestehenden 
Verhältnissen  nichts  gebessert  werden  würde. 

Blicken  wir  zurück  auf  die  Wechselwirkungen  zwischen  Mode- 
bedarf und  Unternehmertum,  so  tritt  vor  allem  die  Tatsache  her- 
vor, daß  die  Stickereiproduzenten  nur  geringen  Einfluß  auf  die 
Modebewegung  haben,  daß  sie  immer  der  Vermittlung  der  Händ- 
ler bedürfen.  Die  »Neuerungssucht«  ist  eher  ein  Erzeugnis  des 
gegenseitigen  Wettbewerbs  als  des  Bestrebens,  neue  Moden  ein- 
zuleiten. Die  Produktion  spielt  mehr  eine  passive  Rolle ;  die 
Mode  wirkt  mehr,  als  daß  sie  auf  sich  wirken  ließe.  So  kommen 
die  Folgen  des  eigenartigen  Modebedarfs  in  den  geschilderten 
besonderen  Verhältnissen  der  Industrie,  schärfstem  Konkurrenz- 
kampf und  schärfster  Preisdrückerei,    einschneidend    zur  Geltung. 


i)  Vgl.  den  Abdruck  dieser  Bestimmungen  in  »Der  Confectionair«  :  »Bergischer 
Fabrikentenverband«  3.  und  31.  I.  1907;  »Erzgebirgischer  Posamenten-Fabrikanten- 
verband« 17.  II.  1907;  »Fabrikantenverein  der  Sächsischen  Stickerei-  und  Spitzen- 
fabrikation <    17.  I.   1907. 
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VI.  Kapitel. 
Die  Mode   in  ihren  Beziehungen  zur  Arbeiterschaft. 

Wir  sahen,  daß  die  Mode  Rücksicht  nimmt  auf  die  QuaHtät 
der  Ware  und  auf  deren  sorgfältige  Herstellung,  und  daß  es  vor 
allem  darauf  ankommt ,  die  Ware  zur  rechten  Zeit  und  in  der 
gewünschten  Menge  herzustellen  und  auf  den  Markt  zu  werfen. 
Inwieweit  die  Industrie  diesen  Anforderungen  des  Bedarfs  nach- 
kommen kann,  ist  in  hohem  Maße  bedingt  durch  die  qualitative 
und  quantitative  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiterschaft  —  sowohl 
der  Zeichner  als  der  Sticker  —  also  im  Grunde  durch  das 
jM  aß  derVorbildung  und  durch  dieLänge  derUebung. 
Diese  Bedingungen  finden  ihren  Ausdruck  in  der  Entstehung  des 
Arbeiterstammes  und   in    der  Entwicklung    des  Fachschulwesens. 

Alte  technische  Geschicklichkeit  pflegt  sozusagen  vererbt  zu 
werden  —  von  einer  Generation  auf  die  andere  ;  es  sei  z.  B.  an 
die  Geschicklichkeit  der  Eibenstocker  Bevölkerung  im  Ausschnei- 
den erinnert  oder  an  die  Unfähigkeit  der  Arbeiter  in  anderen 
Gegenden,  sich  in  die  Technik  des  Tambur-  oder  des  Plattstichs 
einzuarbeiten. 

Uns  interessiert  hier  in  erster  Linie,  in  welcher  Weise  der 
Modebedarf  avif  die  x'\rbeiterverhältnisse  wirkt  und  wie  diese  um- 
gekehrt auf  die  Mode  selbst  Einfluß  gewinnen.  Im  Mittelpunkte 
der  Untersuchung  steht  wieder  der  jetzige  Hauptzweig,  die  Hand- 
maschinenstickerei, und  ihre  Arbeiter,  die  Zeichner  und  die 
S  t  i  c  k  e  r.  Ein  weiterer  Abschnitt  wird  der  Betrachtung-  der 
Z  u  r  ü  s  t  u  n  g  s  a  r  b  e  i  t  e  r  ,  die  zumeist  hausindustriell  tätige 
Frauen  und  Kinder  sind,  gewidmet  sein.  Sozialpolitische  Aus- 
führungen werden  besonders  im  letzten  Teile  nur  insoweit  erfol- 
gen, als  sich  dieselben  auf  die  Frage  der  wirtschaftlichen  Berech- 
tigung der  Frauen-  und   Kinderheimarbeit  beziehen. 
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I.  Die  Zeichner. 


a)   Die  Stellung    des  Zeichners    im  Betriebe    und 
in  der  Modeindustrie. 

Die  Zeichner  haben  in  der  Stickereiindustrie  eine  doppelte 
Aufgabe,  eine  kunstgewerbliche  und  eine  technische,  zu  erfüllen; 
ihnen  liegt  das  E  n  t  w  e  r  f  e  n  von  Mustern  und  das  Her- 
stellen der  Schablonen  ob.  Die  kunstgewerbliche  Tätig- 
keit besteht  einmal  darin,  Ideen,  die  der  Fabrikant-(Verleger)  aus 
eigener  oder  fremder  Quelle  angibt,  zu  Mustern  zu  verarbeiten  ; 
zum  andern  darin,  selbständig,  aus  sich  heraus,  neue  mode- 
bildende Entwürfe  zu  schaffen.  Der  Zeichner  hat  dieselben 
im  Geiste  der  herrschenden  ]\Iode  zu  halten  ;  er  soll  aber  nicht 
die  Vorlagen  der  großen  Modeplätze  kopieren,  sondern  im  neu- 
zeitlichen Geschmacke  Eigenartiges  herstellen ,  die  Mode  zum 
Musterungswechsel  veranlassen.  Die  Entwürfe  müssen  einen  ein- 
heitlichen Zug  tragen  und  doch  in  großer  Auswahl  vorgelegt 
werden. 

Von  der  Arbeit  des  Zeichners  ist  das  Aussehen  des  Musters 
und  damit  dessen  Verkaufsfähigkeit  in  hohem  Maße  abhängig. 
Er  muß  daher  beurteilen  können,  wie  sich  der  Entwurf  als  Sticke- 
rei ausnehmen  wird ,  ob  er  überhaupt  technisch  ausführbar  ist. 
Wenn  auch  der  Fabrikant-(Verleger)  oft  die  Anregung  gibt,  so 
bleibt  dem  Zeichner  immer  noch  die  schwierige  Aufgabe,  sich  in 
diese  Vorschläge  hineinzudenken.  Vertrautheit  mit  der  herr- 
schenden Moderichtung  ist  für  ihn  ebenso  unerläßlich  wie  die 
Fähigkeit,  den  gewünschten  »Effekt«  innerhalb  des  tech- 
nischen -Verfahrens«  und  der  gestellten  Preis- 
grenzen zu  erzielen.  Preis  und  Technik  stellen  dem  Zeichner 
die  Grenzen,    innerhalb  deren  er  seine  Fähigkeiten  betätigen  kann. 

Zunächst  wird  vom  Fabrikanten-(Verleger)  für  jedes  Muster, 
für  dessen  Entwurf  er  Angaben  macht,  ein  Höchstpreis  festgesetzt, 
der  mittelbar  durch  die  Stichzahl  eines  Rapports  ausgedrückt  ist; 
die  Verteilung,  die  Lage,  die  Zahl  der  Stiche  sind  vom  Zeichner 
so  einzurichten,  daß  die  Kosten  für  das  Material  und  die  Arbeits- 
löhne möglichst  niedrig  sind. 

Die  Herstellung  der  Stickschablone  bildet  den  rein  mechani- 
schen Teil  der  Zeichnerarbeit.  Die  Skizze  wird ,  sechsmal  ver- 
größert, im  Umrisse  aufgezeichnet,  die  Stiche  werden  als  gerade 
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Linien  cini;etray;cn.  Die  b'arbenstcllunj^-  schlägt  der  Zeichner  nicht 
vor  ;  sie  ist  Sache  des  Industriellen  selbst.  Das  Vergrößern  er- 
folgt entweder  mittels  Lineals ,  Zirkels  und  Bogenziehers  oder 
mittels  eines  Vergrößerungsapparates,  der  nach  dem  Prinzipe  der 
camera  obscura  gebaut  ist.  Bei  diesem  hat  der  Vergrößerer  ein- 
fach die  L'mrisse  nachzuziehen.  Auch  das  Vergrößern  verlangt 
Verständnis  der  Maschincnstickcrei. 

b)  Die  kunstgewerbliche  Entwicklung  des  Be- 
rufes   und    die    Beziehungen   zur  M  o  d  e  i  n  d  u  s  t  r  i  e. 

Die  Eibenstockcr  Zeichner  sind  meist  selbständig  ebenso 
wie  die  Plauener;  sie  arbeiten  für  mehrere  Stickereibetriebe.  In 
Fabriken  sind  nur  wenige  tätig.  Andere  Verhältnisse  herrschen 
in  der  Ostschweiz ;  im  Kanton  St.  Gallen  waren  z.  B.  vorhanden 
1890:  555  Zeichner  oder  Vergrößerer  in  P^abrik-  oder  Verlags- 
betrieben, 61  selbständige^).  Die  Vorzüge  und  Nachteile  dieser 
beiden  Systeme  werden  wir  noch  kennen  lernen. 

Als  die  mechanische  Stickerei  in  PLibenstock  eingeführt  wurde, 
gab  es  weder  in  der  alten  Tamburstickerei  noch  in  der  Klöp- 
pelei Zeichner,  die  den  oben  geschilderten  Anforderungen  ent- 
sprochen hätten.  Das  Kunstgewerbe  stand  ja  damals  noch  auf 
sehr  niedriger  Stufe  ^).  Die  sogenannten  Zeichner  der  Tambur- 
stickerei fertigten  oder  kopierten  einige  Muster,  stellten  sich  von 
diesen  mehrere  Schablonen  in  verschiedener  Größe  her  und  be- 
druckten damit  die  zu  bestickenden  Grundstoffe,  indem  sie  die 
L'mrisse  durchpausten.  Das  Muster  blieb  ihr  lügentum,  und  sie 
verwendeten  es  für  mehrere  Auftraggeber.  Sie  waren  also  in 
Wirklichkeit  b  1  o  ß  e  Drucker.  Kunstgewerblicher  Anregung  ent- 
behrten sie  vollständig,  da  keine  Veranstaltungen  (Fachschulen, 
Vorbildersammlungen)  zu  diesem  Zwecke  vorhanden  waren ;  selbst 
die  Sonntagszeichenschule  fehlte^).  Auch  deren  Erfolge  würden 
ganz  bescheidene  geblieben  sein ;  denn  die  Lehrkräfte  fehlten,  und 
die  Stundenzahl  war   zu  gering.     Noch   1885  lagen    die  Schulver- 

i)  Warimann  a.  a.  O.  1881 — 90,  St.  Gallen  1895,  S.  148.  In  der  Industrie- 
statistik von   1900  waren  die  betr.  Zahlen  nicht  getrennt  aufgeführt. 

2)  Vgl.  hierzu  Dietrich   »Geheimhaltung «   S.  8  ff.     IVartmann  a.  a.  O. 

auf  Ende  1866,  S.  549  geißelt  den  »allgemein  verbreiteten  Aberglauben«,  daß  die 
Zeichner  »auf  die  tollsten  Launen  des  Publikums  achten«  zu  müssen  meinen,  und 
daß  sie  sich  ohne  Grund  scheuen,  den  Geschmack  der  Käufer  zu  läutern. 

3)  In  der  Schweiz  wurde  die  erste  Zeichenschule  für  die  Tamburstickerei 
bereits    1863   eingerichtet.      IVarf/ziaitn  a.   a.   O.   .S.    549. 
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hältnisse  im  Argen:  »dabei  wird  von  Eibenstock  aus  geklagt, 
daß  fortgesetzt  so  ansehnliche  Beträge  für  die  Herstellung  ge- 
eigneter Muster,  die  für  diese  Fabrikation  (gestickte  Gardinen) 
von  entschiedener  Bedeutung  sind,  ins  Ausland  wandern  müssen, 
weil  es  an  geeigneten,  auf  dem  Zeichenunterricht  in  der  Volks- 
schule aufgebauten  Zeichenschulen  mangele,  ähnliche  Schulen 
aber  außerhalb  des  Ortes  von  den  Interessenten  der  Kosten  hal- 
ber nicht  benutzt  werden  könnten«  ^). 

Da  die  Muster  der  Drucker  meist  Kopien  waren,  so  wurden 
die  Zeichnungen  an  sich  nicht  bezahlt,  auch  nicht  als  einzelne 
Fabrikanten-(Verleger)  allmählich  darauf  drangen,  daß  bestimmte 
Muster  nicht  für  Konkurrenten  verwendet  werden  durften.  Die 
Anstellung  von  Zeichnern  im  geschlossenen  Betrieb  zeugte  von 
der  Tendenz,  eigene  Muster  zu  haben,  und  rief  dieses  Bestre- 
ben auch  bei  kleineren  Unternehmern  hervor.  Obwohl  die 
Entwürfe  meist  wenig  originell  waren,  so  zeigte  die  Entwicklung 
doch,  daß  man  Wert  auf  das  Mustern  zu  legen  begann. 

Das  alte  Lohnsystem  wurde  trotz  dieser  veränderten  Ver- 
hältnisse beibehalten  :  die  Bezahlung  erfolgte  nach  der  Länge  der 
bedruckten  Gegenstände.  Die  Mühe  des  Zeichnens  blieb  vmbe- 
zahlt,  ebenso  wie  die  Herstellung  der  Schablone.  Das  lag  wohl 
auch  daran,  daß  die  Muster,  die  bis  1876  als  res  omnium  com- 
munes  galten-),  letzthin  doch  nur  kopiert  waren.  Die  Fabrik- 
zeichner erhielten  Wochenlohn. 

Die  Einführung  der  Plattstichmaschine  änderte  an  diesen  Ver- 
hältnissen nichts.  Bis  1871  gab  es  in  Eibenstock  überhaupt  keine 
Zeichner  für  die  Handmaschinenstickerei.  Die  Kambrikbesätze 
zeigten  jahrelang,  wie  wir  sahen,  keine  Unterschiede  in  den  Mu- 
stern; so  konnten  sich  die  Drucker  allmählich  auf  die  Herstel- 
lung der  Schablonen  einrichten.  Das  Zeichnen  trat  nun  mehr 
in  den  Vordergrund  ihrer  Tätigkeit ;  allerdings  ist  Zeichnen  hier 
rein  technisch  aufzufassen:  als  Vergrößerung  der  Musterrapporte. 
Diese  lieferte  oft  der  Fabrikant,  der  sie  von  seinen  Vertretern 
erhalten  oder  kopiert  hatte. 

In  der  Perlperiode  lag  der  Schwerpunkt  der  Zeichnertätig- 
keit wieder  in  der  Herstellung  der  Muster  für  das  Bedrucken, 
vor    allem    der   Besätze.     Besonders    seitens    junger    Firmen,    die 


1)  H.-K.-B.  Plauen   1885,  S.    135. 

2)  Dietrich   »Geheimhaituns «   S.  8. 
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einen  Zeichner  niclit  voll  in  ihrem  kleinen  Betriebe  beschäftigen 
konnten ,  wurde  jene  Verrichtung  den  selbständigen  Zeichnern 
überlassen.  Für  diese  Häuser  lieferten  ja  die  Annaberger  Indu- 
striellen die  Muster ;  und  so  fehlte  auch  in  diesen  Artikeln  die 
Gelegenheit  zu  kunstgewerblicher  Betätigung.  Wenig  anders 
stand  es  bei  den  Tüllperlsachen,  für  deren  Musterung  Paris,  der 
alte  Sitz  dieses  Industriezweiges,  vorbildlich  war.  Stapelartikel 
mit  herkömmlichen  naiven  Mustern  (»das  Mummele«,  »die  Kaiser- 
krone«) bildeten  einen  beträchtlichen  Teil  der  Erzeugung.  Auch 
die  Damenw'elt  war  in  ihren  Ansprüchen  nicht  so  verwöhnt , 
daß  sie  z.  B.  wie  heute  Abwechslung  der  Muster  in  jeder 
Saison  oder  gut  skizzierte  Dessins  verlangt  hätte.  »Was  am 
Hemd,  am  Beinkleid,  am  Aermel  der  Damenwelt  an  Stickerei 
sitzt,  kann  minderwertig,  ja  sogar  recht  ordinär  und  geschmack- 
los sein«  ^).  Bei  den  Tamburbesätzen  wechselte  man  lieber  im 
Stickmaterial  als  in  der  Zeichnung  —  also  der  Einfluß  der  Zeich- 
ner im  Ausgestalten   der  Musterung  war  sehr  gering. 

Als  Mitte  der  1890er  Jahre  die  Tamburstickerei  zurückging 
und  die  Handmaschinenstickerei  ihren  Aufschwung  nahm,  da  stie- 
gen auch  die  Anforderungen  an  die  Zeichner  —  besonders,  weil 
die  Lohnarbeit  für  Annaberg  aufgehört  hatte  und  die  Eiben- 
stocker  Industriellen  ausschließlich  selbst  musterten.  Zunächst  zwar 
herrschte  die  Kleiderstickerei  mit  ihren  einfachen  Dessins  (Blüm- 
chen, Arabesken)  vor,  und  zum  Teil  gaben  auch  hier  die  auswärtigen 
Auftraggeber  die  Muster  an,  sodaß  der  Zeichner  nur  die  Scha- 
blone herzustellen  hatte.  Das  Lohnsystem  war  dem  entsprechend  : 
der  Akkordsatz  wurde  für  looo  einzuzeichnende  Stiche  bestimmt 
und  betrug  zunächst  drei  Mark. 

Erhöhte  Anforderungen  zeitigte  erst  die  Periode  der  plattge- 
stickten Besätze,  des  jetzigen  Hauptartikels.  Die  Skizze,  nicht 
das  Material  der  Fäden  oder  Grundstoffe,  kann  nun  allein  oder  im 
Zusammenhange  mit  der  Farbenstellung  die  Vielseitigkeit  der 
Muster  verbürgen.  Da  diese  jetzt  einen  ausgesprochenen  Stil 
haben,  werden  vom  Zeichner  kunstgeschichtliche  Kenntnisse  ge- 
fordert. Die  Aufgabe  des  Entwerfens  tritt  mehr  in  den  Vorder- 
grund; es  ertönen  Rufe  nach  kunstgewerblicher  Anregung,  um 
die   »Harmlosigkeit  in  Sachen    des  Geschmncks«-  -)    zu  beseitigen. 


1)  H.-K.-B.  Plauen   1886,   S.    123. 

2)  »Jahresbericht  des  Vogtländisch-Erzgebirgischen  Industrievereins«    1896/97. 
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c)  Die  kunstgewerblichen  Förderungsanstalten  und 
die  Hindernisse  für  ihre  Wirksamkeit. 

a)  Die  Tätigkeit  des  Vogtländisch-Erzgebirgischen  Industrievereins. 
Seit  1896  wird  für  die  Ausbildung  des  Geschmacks  in  der 
vogtländisch-erzgebirgischen  Textil-  und  Stickereiindustrie  viel 
getan  sowohl  von  der  sächsischen  Regierung  als  vom  »Vogtlän- 
disch-Erzgebirgischen Industrie  verein«.  Die  Aufgabe,  welche  sich 
diese  aus  Fabrikanten-(Verlegern)  und  Zeichnern  bestehende  Ver- 
einigung gestellt  hat,  liegt  »hauptsächlich  in  der  Förderung  und 
Heranbildung  des  künstlerischen  Geschmacks <^.  Dieses  Ziel  sucht 
sie  auf  dreifache  Weise  zu  erreichen : 

1.  durch  Einrichtung  von  ständigen  Vorbildersammlungen, 

2.  durch  Gründung  von  Zeichner-  und  Stickerfachschulen, 

3.  durch  Veranstaltung  von  Preisausschreiben  für  Muster- 
zeichner. 

I .   Die  V  o  r  b  i  1  d  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  e  n. 

Die  ständigen  Vorbildersammlungen  entstanden  aus  den  Wan- 
derausstellungen, die  der  Verein  Ende  der  1880  er  Jahre  —  im 
Juni  1888  in  Eibenstock  —  veranstaltet  hatte.  In  Eibenstock  wurde 
bereits  1891  eine  dauernde  Ausstellung  eröffnet,  die  seit  1899  in 
einem  eigenen  Gebäude  untergebracht  ist.  Dieselbe  soll  den  In- 
dustriellen und  Zeichnern  Gelegenheit  geben,  neue  Entwürfe  an- 
zuregen und  anzufertigen.  Sie  bedeutet  ein  unentbehrlich  ge- 
wordenes Hilfsmittel  für  die  bei  Luxuswaren  immer  nötige  Her- 
vorlockung des  Bedarfes ;  sie  erleichtert  das  so  wichtige  Anpas- 
sen an  die  herrschende  Moderichtung,  wde  sie  auch  das  Schaffen 
neuer  Effekte  anregt  ^). 

Vorlagewerke  sind  in  der  Sammlung  aus  allen  Zweigen  des 
Kunstgewerbes  vorhanden  (Textil-,  Kleinmetall-  usw.  Industrie). 
Ueber  die  neuesten  Ansprüche  des  Marktes  geben  zahlreiche  in- 
und  ausländische  Modezeitschriften  Auskunft.  Die  eigentliche 
Mustersammlung  enthält  kunstgewerblich  beachtenswerte  neue  und 
alte  Erzeugnisse  der  Stickerei,  Weberei,  Druckerei,  Wirkerei,  be- 
sonders auch  der  Spitzenfabrikation  der  historischen  Stätten.  Die 
»Nouveautes«   werden  nur  deshalb  in  der  Sammlung  geführt,  weil 


i)  So  betont  z.  B.  der  Vorstand  des  Industrievereins  im  Jahresberichte  1901/02: 
»daß  das  Gedeihen  der  heimischen  Kunstindustrie  ganz  wesentlich  von  der  Befähi- 
gung bedingt  sei,  selbständig  Neues  und  Schönes  zu  schaffen  und  die  Abhängigkeit 
vom  Geschmacke  ausländischer  Industrien  zu  überwinden  und  zu  beseitigen«. 
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die  Interessenten  Gelegenheit  haben  wollen,  sich  über  die  neue- 
sten Erzeugnisse  zu  orientieren  ;  sie  machen  aber  nur  einen  kleinen 
Teil  der  ausgestellten  Gegenstände  aus.  Alle  diese  Waren  kauft 
der  Geschäftsführer  des  Vereins,  bisher  regelmäßig  der  Direktor 
der  Kgl.  Kunstschule  zu  Plauen,  auf  l'.rkundigungsreisen  in  den 
Modcmittelpunkten  Paris  und  Wien,  London  und  Berlin  auf.  Ein 
besonderes  Musterabonnement  für  den  Eibenstocker  Artikel,  das 
z.  B.  die  neuesten  Schweizer  Erzeugnisse  enthielte,  ist  nicht  vor- 
handen. Die  Sammlung  trägt  eben  einen  allgemeinen  Cha- 
rakter. Das  Kopieren  der  ausgestellten  Vorbilder  ist  untersagt 
—  eine  Bestimmung,  deren  Befolgung  allerdings  nicht  kontrolliert 
werden  kann,  da  die  Werke  auch  an  die  Mitglieder  verliehen 
werden. 

.  Im  ganzen  hat  die  Veranstaltung  die  Geschmacksbildung  der 
Produzenten  und  der  Zeichner  in  den  letzten  Jahren  wesentlich 
befruchtet.  Vor  allem  hat  sie  die  selbständige  Musterung  geför- 
dert: »es  wurde  wiederholt  beobachtet,  daß  Eibenstocker  Mit- 
glieder in  der  Plauener  Bibliothek  nach  Vorbildern  mit  Nutzen 
arbeiteten,  die  zu  den  Industriezweigen,  für  die  Neuheiten  ge- 
schaffen werden  sollten,  in  fast  keiner  Beziehung  standen«  \). 
Einen  Beweis  für  die  Wichtigkeit,  die  man  den  Vorbildersamm- 
lungen mit  Recht  auch  in  anderen  verwandten  Gewerben  beilegt, 
bietet  die  1897  nach  dem  sächsischen  Muster  erfolgte  Einrichtung 
der  Barmener  Sammlung  des  »Bergischen  Vereins  zur  Förderung 
der  Textilindustrie«  ^).  Bemerkenswert  ist  die  steigende  Zahl  der 
Besucher  und  der  Entleihungen.  Sie  veranschaulichen  die  wach- 
sende Bedeutung  der  Einrichtung  am  besten ;  der  Rückgang  des 
vorletzten  Jahres  ist  auf  augenblickliche  Geschäftsstockung  zu- 
rückzuführen. 

Tahr  ^^^^^ 

-^'  der  Besucher  der  entliehenen  Gegenstände 

1902/03  430  I  446 

1903/04  306  I  791 

1904/05  428  I  746 

1905/06  I  277  5  423 

1906/07  2230  7959 

1907/08  I  681  7  319 

1908/09  2  486  7  892 


i)  Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.  Industrievereins   1901/02. 
2j  y.    V.  Bredt,    »Die    Lohnindustrie,    dargestellt   an    der    Garn-    und    Textil- 
industrie von  Barmen«.     Berlin   1905,  S.  72. 
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2.  Die  Zeichnerschule. 

Die  Zeichnerschule,  anithch  »Zweigabteihing  der  Kgl.  Kunst- 
schule für  Textilindustrie  zu  Plauen«,  besteht  seit  1899.  Das 
ZieP)  des  Unterrichtes  bildet  »die  Befähigung  ....  der  Ver- 
größerer, künstlerische  Musterentwürfe  ,  insbesondere  die  darin 
enthaltenen  Pflanzen-  und  Ornamentenformen  mit  richtigem  Ver- 
ständnis für  die  Zwecke  der  Gardinen-  und  Stickereifabrikation 
übertragen  zu  können«.  Die  Schüler  sind  Zeichnerlehrlinge,  wel- 
che in  3  Jahresklassen  wöchentlich  6 — 8  Stunden  Zeichenunter- 
richt erhalten.  Das  tatsächlich  erreichte  Maß  der  Geschicklich- 
keit geht  über  die  Lehrzicle  in  vielen  Fällen  hinaus.  In  Eiben- 
stock selbst  bestehen  leider  für  die  Ausbildung  von  Muster- 
zeichnern, die  einen  den  künstlerischen  Anforderungen  dieses 
Berufs  entsprechenden  Unterricht  erhalten  müßten,  keinerlei  Ver- 
anstaltungen;  diesem  Zwecke  dient  die  Hauptanstalt  in  Plauen, 
welche  Musterzeichner  in  dreijährigen  Kursen  mit  vollem  Tages- 
unterrichte ausbildet. 

3,  Die  Preisausschreiben. 

Die  Preisausschreiben  für  die  Zeichner  finden  alljährlich  statt 
und  zwar  getrennt  nach  einzelnen  Gewerbezweigen :  Maschinen- 
weißstickerei,  Spitzen-,  Gardinenfabrikation,  Weberei,  Posamenten- 
industrie. 1907  fand  zum  erstenmale  für  die  Eibenstocker  Bunt- 
stickerei ein  Wettbewerb  statt.  Bei  der  Beurteilung  der  einge- 
sandten Entwürfe  soll  besonderer  Wert  gelegt  werden  auf  die 
künstlerische  Gestaltung,  daneben  sollen  auch  die  technischen 
Zwecke  der  Zeichnung  nicht  außer  acht  gelassen  werden.  Beides 
—  reiner  Stil  und  technische  Ausführbarkeit  —  sollen  in  Ein- 
klang gebracht  werden ;  bloß  zusammengestellte  Kopien  und  Pla- 
giate sind  von  der  Bewerbung  ausgeschlossen. 

Ueber  den  Wert  der  Einrichtung  ist  man  in  gewerblichen 
Kreisen  geteilter  Anschauung.  Gewiß  sind  die  W'ettbe werbe  ein 
Anreiz  für  den  Zeichner,  das  eigene  Schaffen  zu  vertiefen  ;  aber 
man  darf  sich  nicht  verhehlen,  daß  sie  mehr  eine  Kontrolle  der 
Leistungen  der  Zeichner  darstellen  als  ein  Bildungsmittel. 

Gegen  die  Beteiligung  an  den  Wettbewerben  führen  die 
Zeichner  privatwirtschaftliche  Erwägungen  an ;  die  Entwürfe  wür- 
den ausgestellt  und  könnten  kopiert  werden ;  der  Urheber  werde 
mehr  Nutzen  aus  ihnen    ziehen  ,    wenn    er  sie   ausschließlich    für 


l)  Vgl.   die  Lehrpläne  der  Plauener  Anstalt. 
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seine  Auftraggeber  verwerte^).  Endlich  wird  von  manchen  I-'a- 
brikanten  geltend  gemacht,  daß  durch  die  öffentliche  Schaustel- 
lung der  Entwürfe  die  Gefahr  einer  Verschleppung  der  Industrie 
nach  auswcärts  erhöht  werde  —  ein  Bedenken,  das  kaum  Beach- 
tung verdient. 

ß)   Hindernisse   der  kunstgewerblichen    Betätigung. 

In  der  Praxis  wird  in  Eibenstock  auch  heute  noch  nicht  der 
Entwurf  der  Skizze  bezahlt;  infolgedessen  legen  sich  namentlich 
die  Zeichner,  welche  keine  oder  nur  einen  eigenen  Vergrößerer 
haben,  mehr  auf  das  Herstellen  der  Schablone  als  auf  das  Skiz- 
zieren. Es  tritt  daher  in  der  Berufsarbeit  zum  Schaden  aller  er- 
zieherischen Bestrebungen  sowohl  das  Streben  nach  Vertiefung  der 
Leistung,  als  auch  die  Bemühung,  stilistisch  rein  zu  zeichnen,  gänz- 
lich zurück.  Vor  der  Saison  muß  das  Entwerfen  sehr  schnell  erfol- 
gen, damit  die  Kollektion  den  Vertretern  und  Einkäufern  möglichst 
bald  vorgelegt  werden  kann.  Es  fehlt  dem  Zeichner  die  Muße  zur 
Ausarbeitung  der  Skizze.  Außerdem  ist  das  letzte  Ziel  der  Stickerei- 
produzenten, »ziehende«  Muster  zu  erhalten;  ob  sie  ästheti- 
schen Anforderungen  entsprechen,  kommt  erst  in  zweiter  Linie 
in  Betracht.  Der  Geschmack  der  großen  kaufenden  Massen  geht 
manchmal  recht  sonderbare  Wege ;  er  läßt  sich  durchaus  nicht 
immer  durch  sein  eigenes  Urteil  leiten,  sondern  oft  durch  die 
Höhe  des  Preises ;  der  Absatz  an  die  Käufer  mit  geläutertem  Ge- 
schmack ist  im  Vergleiche  zum  Gesamtumsatz  gering.  Gewiß  ist 
»Erziehung  zur  Kunst«  in  Sachen  der  Kleidung  wünschenswert, 
gewiß  sichert  kunstgewerblich  hohe  Entwicklung  das  Bestehen 
der  Industrie  mehr  als  momentan  hohe  Absatzziffern  —  aber  die 
private  Unternehmung  befindet  sich  hier  in  einem  Zwiespalt.  Zu- 
nächst hat  sie  auf  die  differenzierte  Geschmacksrichtung  ihrer  Ab- 
nehmer Rücksicht  zu  nehmen.  Die  Eibenstocker  Industrieerzeugnisse 
werden  sowohl  nach  Ländern  mit  kulturell  hochstehender  als  auch 
nach  solchen  mit  halbwilder  Bevölkerung  ausgeführt ;  was  dieser 
prächtig  erscheint,  das  stößt  jene  ab.  Mit  Recht  klagt  man  über 
die  Irrwege,  die  der  Geschmack  an  kleineren,  entlegenen  Indu- 
strieorten wandelt  -),  aber  sie  sind  wirtschaftlich  bedingt :  wenn 
irgend  ein  noch  so  unschönes  Muster  einschlägt ,  so  wird  sich 
der  Industrielle    mit    aller  Kraft  auf    dessen    Herstellung    werfen. 


1)  >Tapisserie-,  Spitzen-  und  Posamentenzeitung!:    1907,  S.   195. 

2)  Vgl.  den  Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.   Industrievereins  für   1896/97. 
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statt  auf  seine  Kosten  Kunsterziehung-  zu  betreiben.  Weiterhin 
—  das  »Herunterreiten«  der  Muster,  d.  h.  ihre  immer  sich  ver- 
schlechternde technische  Bearbeitung,  läßt  große  Ausgaben  für 
Skizzen  als  überflüssig  erscheinen. 

Durch  diesen  uns  hinlänglich  bekannten  Verlauf  der  Mode- 
kurve wird  der  Zeichner  im  künstlerischen  Schaffen  gelähmt.  Die 
Preisausschreiben  sind  sicherlich  heilsame  Weckrufe  ;  aber  man 
darf  sich  nicht  wamdern,  wenn  die  eingelieferten  Arbeiten  ein 
Bild  geben  von  der  Höhe  der  kunstgewerblichen  Stufe,  auf  wel- 
cher das  Gewerbe  steht,  nicht  von  der,  auf  welcher  es  stehen 
sollte.  Die  Urteile,  bez.  das  offizielle  Schweigen  über  die 
Preisarbeiten  legen  davon  Zeugnis  ab. 

d)  Der  jetzige  Zeichner  stand. 

So  sehr  die  geschilderten  Einrichtungen  neuerdings  die  quali- 
tative Hebung  der  Industrie  gefördert  haben,  so  wird  doch  ein  Mangel 
an  gut  vorgebildeten  Zeichnern  empfunden^).  Die  Ursachen  sind  in 
industriellen  und  sozialen  Zusammenhängen  zu  suchen.  Betrach- 
ten wir  zunächst  die  ersteren.  Je  besser  das  Geschäft  geht,  um 
so  stärker  i.st  die  Nachfrage  nach  Schablonen  und  um  so 
nachsichtiger  werden  die  Fabrikanten  in  Bezug  auf  die  Skizzen ; 
das  Vergrößern  tritt  in  den  Mittelpunkt  der  Zeichnertätigkeit.  In- 
folgedessen ist  auch  wenig  tüchtigen  Gehilfen  der  Zeichner  Gelegen- 
heit gegeben,  sich  selbständig-  zu  machen,  zumal  die  Niederlas- 
sung keinerlei  Kapital  erfordert.  Die  Trennung  der  Zeichner- 
von  den  kaufmännischen  Betrieben,  welche  dadurch  mehr  und 
mehr  eintritt,  verschärft  die  Gefahr,  daß  immer  mehr  minder- 
wertige Kräfte  dem  Musterzeichner  Konkurrenz  machen.  Dadurch 
sind  die  Lohnsätze  für  lOOO  Stiche  von  ursprünglich  3  oü  auf 
1,50  c^,  wohl  auch  auf  1,20  cd  herabgedrückt  worden.  Während 
ferner  früher  von  einer  Skizze  3 — 4  Schablonen  angefertigt 
wurden,  müssen  letztere  jetzt  mit  Kopiertinte  angelegt  werden 
und  die  Fabrikanten  lassen  davon  mechanische  Abzüge  von  den 
Hausknechten  anfertigen.  Je  weniger  Schablonen  von  einem 
Entwurf  zu  machen  sind,  um  so  weniger  lohnt  natürlich  das  Skiz- 
zieren.    Auf  diese  rückständigen  Lohnverhältnisse  ist  es  zum  Teil 


i)  H.-K.-B.  Plauen  1896,  S.  248.  »Es  wird  die  Notwendigkeit  der  Verfeine- 
rung der  Stile  und  der  Muster  durch  tüchtige  geschulte  Zeichner  hervorgehoben 
und  von  einer  systematischen  Ausbildung  der  Eibenstocker  Zeichner  eine  gute  Rück- 
wirkung auf  die   Industrie  erwartet«. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  Q 
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zurückzuführen,    daß    keine  Zuwanderung;    von    in    Plauen  vorge- 
bildeten Zeichnern  stattfindet  \). 

Nun  die  sozialen  Zusammenhänge  !  Der  Eibenstocker  Ze.ichner- 
beruf  hat  einen  rein  lokalen  Charakter  behalten ;  es  strömen  ihm 
ausschließlich  PLlemente  aus  engen  kleinbürgerlichen  Kreisen  des 
Ortes  zu,  ohne  daß  sie  immer  die  nötige  Befähigung  l)esäßen. 
Man  wird  »Zeichner«,  wie  man  Schuster  oder  Schneider  wird. 
.  Der  meist  vorhandene  gute  Wille,  in  der  Schule  Tüchtiges  zu 
leisten,  läßt  zwar  im  ganzen  anzuerkennende  Leistungen  ent- 
stehen ;  aber  leider  sind  keinerlei  Einrichtungen  vorhanden,  das 
Gelernte  durch  weiteren  Abendunterricht  zu  vertiefen,  an  dem 
eine  Anzahl  befähigter  Gehilfen  teilnehmen  könnte.  Auch  nach 
Vollendung  der  Lehrzeit  bleiben  diese  jungen  Leute  am  Orte ; 
sie  lernen  keine  anderen  Zweige  des  Textilgewerbes  kennen,  in 
denen  sie  eine  weitere  Auffassung  ihres  Berufes,  vielseitiges 
Können  erlangen  würden.  Gerade  solch  eine  Wanderzeit  wäre 
vorteilhaft;  die  Zeichner  würden  bei  Aenderungen  in  der  Mode 
sich  leichter  in  die  neuen  Anforderungen  finden.  Eür  eine  weitere 
Ausbildung  auf  der  Plauener  Anstalt  fehlen  den  Zeichnerlehr- 
lingen die  Mittel,  weil  sie  aus  so  kleinen  Verhältnissen  stammen. 

Es  mag  noch  auf  einen  Mangel  aufmerksam  gemacht  w  erden : 
den  Zeichnern  geht,  w-ie  die  Sticker  behaupten,  das  Verständnis 
für  die  Technik  der  Maschinenstickerei  ab.  Die  Stiche  können 
manchmal  nicht  so  gelegt  werden,  wie  sie  eingezeichnet  sind ; 
der  Sticker  muß  dann  erst  nachdenken,  wie  er  den  gewünschten 
Effekt  herausbringt.  Es  sind  eventuell  mehr  Stiche  zu  legen,  als 
vorgezeichnet  sind  und  bezahlt  werden^).  In  Plauen  sind  daher 
neuerdings  für  die  Zeichner  Stickkurse  eingerichtet  worden.  Leider 
ist  eine  derartige  Einrichtung  in  Eibenstock  nicht  möglich,  da  die 
Anstalt  keine  Maschinen  besitzt.  So  ward  der  Vorwurf  auch 
weiterhin  seine  Berechtigung  behalten. 

Das  gewerbliche  Vereinswesen  ist  ganz  unentwickelt.  Der 
»Verein  selbständiger  Musterzeichner«  bezweckt,  »seinen  jVlitglic- 
dern  Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  die  geschäftliche  Lage  aus- 
zutauschen, einheitliche  Preise  zu  erzielen  und  das  LehrHngswesen 


i)  Das  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  in  Plauen  der  Zeichnerberuf  seit 
mehreren  Jahren  übersetzt  ist.  Die  Vereine  der  Musterzeichner  und  der  Gehilfen 
warnen  vor  dem  Einstellen  zu  vieler  Lehrlinge,  besonders  unbefähigter.  »Der  Con- 
fectionair«    13.  XII.   1906  »Wie  gehts  in  Plauen?« 

2)  Aehnlich    Stieda    (Schmollers  Jahrbuch    1896,    S.   323)    für  die  Ostschweiz. 
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zu  regeln«.  Konventionalstrafen  bis  loo  cU  sind  vorgesehen  für 
Mitglieder,  die  sich  der  »Verschleppung  der  hiesigen  Besatzindu- 
strie« durch  die  Lieferung  von  Schablonen  nach  auswärts  oder 
eines  zweifellos  unlauteren  Geschäftsbetriebes  schuldig  machen. 
Diese  Bestimmungen  sind  nicht  durchführbar ;  denn  die  Organi- 
sation ist  nicht  straff  genug,  daß  der  Austritt  aus  dem  Vereine 
geschäftliche  Schäden  nach  sich  -ziehen  könnte.  Es  atmet  ein 
zünftlerischer  Geist  aus  diesen  Bestimmungen,  zünftlerisch  auch 
insofern,  als  über  die  fachliche  Hebung  des  Berufes  einfach  ge- 
schwiegen wird. 

Die  Gehilfen  sind  in  einem  Zweigverein  vom  »Verband  Deut- 
scher Zeichner«  (Sitz:  Berlin)  organisiert;  sein  Ziel  ist,  »die  Ver- 
tretung der  Interessen  seiner  Mitglieder  in  gewerblicher  und  künst- 
lerischer Beziehung  und  Erringung  günstiger  Existenzbedingungen«. 
Infolge  des  mangelnden  Solidaritätsgefühls  haben  beide  Vereini- 
gungen bisher  keinerlei    nennenswerte  Einflüsse   ausüben  können. 

Im  allgemeinen  nimmt  der  ^Musterzeichner  in  der  erzgebirgi- 
schen  Stickerei  nicht  die  wichtige  Stelle  ein  wie  in  der  Schweizer 
Schwesterindustrie  ^).  Hier  fährt  der  Fabrikant  oder  Verleger  mit 
seinem  Zeichner  nach  Paris,  um  die  Moderichtung  an  Ort  und 
Stelle  auszuspüren.  Das  Bemerkenswerte  wnrd  sofort  skizziert  und 
zu  Hause  verarbeitet.  Diese  gemeinsame  und  daher  so  frucht- 
bare Arbeit  kann  die  Eibenstocker  Industrie  infolge  der  Trennung 
der  Zeichnerwerkstatt  vom  kaufmännischen  Betriebe  nicht  leisten. 
Die  mittleren  und  kleinen  Stickereigeschäfte,  also  die  überwiegende 
Mehrzahl,  können  keine  eigenen  Zeichner  bezahlen.  Vielleicht 
ist  jene  Betriebszersplitterung  der  Industrie  das  unüberwindliche 
Hindernis,  das  auch  der  qualitativen  Hebung  des  Zeichnerstandes 
entgegensteht. 

Die  Aufgabe,  Kunst  und  Technik  zu  vereinen,  hat  bisher 
weder  von  den  Zeichnern  in  Eibenstock  noch  von  denen  älterer 
und  größerer  Industrien  befriedigend  gelöst  werden  können  ;  z.  B. 
weder  in  Nottingham,  noch  in  Calais  -) ;  es  w'ird  selbst  über  die 
Verflachung  der  Pariser   Entwürfe  geklagt^).     Daß    die    Zeichner 

i)  Sester,  »Die  wirtschaftliche  Lage  der  hausindustriellen  Handmaschinen- 
sticker  in  der  Ostschweiz«  Heidelberger  Diss.  S.  77.  Bonn  1903.  Auch  Arthur 
Steinmann,  »Die  Ostschweizerische  Stickereiindustrie.«  Zürcher  Volkswirtschaftliche 
Studien,  Heft  7.     Zürich    1905,  S.  65. 

2)  Dietrich,  »Spitzenindustrie <  S.  59.  »Tapisserie-,  Spitzen-  und  Po- 
samentenzeitung«   1907,  S.   133/4. 

3)  »Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.  Industrievereins'.    1903/04. 
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versagten,  licL,^t  daran,  daß  der  Beruf  noch  im  ersten  l^ntwick- 
lungsstadium  steht,  ferner  an  der  durch  den  !\I(^del)edarf  beding- 
ten Hast  der  Arbeit  und  an  der  unzulänghchen  Ausbildungsge- 
legenheit. 

Die  Mode  wirkt  zwar  verbessernd  auf  das  Kinincn  :  sie  ver- 
langt Abwechslung  in  den  Mustern,  der  Absatz  will  stets  aufs 
neue  erobert  w  erden ;  aber  man  möchte  behaupten,  daß  die 
schwächenden  Einflüsse  größer  sind :  die  stoßartig  einsetzende 
Nachfrage,  die  Notwendigkeit,  die  Ware  so  bald  wie  nnJoHch  auf 
den  Markt  zu  werfen  —  all  das  läßt  den  Zeichner  nicht  zur  be- 
schaulichen Arbeit  kommen.  Im  Bevorzugen  bald  schöner,  bald 
bizarrer  ]\Iuster  zeigen  sich  die  Launen  des  »Bedarfes«.  Diesem 
Wechsel  möchten  wir  aber  einen  schwächenden  Einfluß  auf  das 
künstlerische  Geschick  des  Zeichners  nicht  zurechnen,  ebensowenig 
wie  einen  stärkenden.  Auf  jeden  Fall  sind  die  Einwirkungen  der 
Mode  auf  die  gewerblichen  Fähigkeiten  der  Zeichner  weit  geringer 
als  diejenigen,  welche  sich  aus  sozialen  und  industriellen  Verhält- 
nissen ergeben. 

2.  Die  Sticker. 

a)  Die    Entstehung    des    Arbeiterstammes   unter 
der  E  i  n  w  i  r  k  u  n  g  der  K  o  n  j  u  n  k  t  u  r. 

a)  Der  Zulauf  in  früheren  Jahren. 

Da  die  Handstickmaschine  einen  für  erzgebirgische  Verhält- 
nisse großen  Raum  einnimmt  (m  7.25  X  4.25  X  3-25)  und  der 
Teil  der  Bevölkerung,  aus  dem  die  Sticker  sich  rekrutieren  konn- 
ten, zur  Anschaffung  des  teuren  Werkzeugs  meist  nicht  die  ge- 
nügenden Mittel  besaß,  so  konnte  die  Maschinenstickerei  nicht 
sogleich  als  Hausindustrie  auftreten.  Die  ersten  Maschinen  wair- 
den  daher  regelmäßig  in  Fabriken  aufgestellt,  oder  anders  ausge- 
drückt, die  alten  Stickereihandlungen  wurden  zu  Stickereifabriken. 
Die  Anlernung  des  Arbeiterstammes  bildete  dabei  die  wichtigste 
Aufgabe  des  Unternehmers. 

Seit  der  Einführung  der  Handmaschinenstickerei  vollzog  sich 
ein  von  der  Konjunktur  abhängiger  Berufswechsel  der  Bevölke- 
rung. Während  der  Stickerei  in  Zeiten  guten  Geschäftsganges 
neue  Arbeiter  zuströmen,  wenden  sich  in  Zeiten  der  Abflauung 
viele  von  ihr  wieder  ab.  Charakteristisch  ist,  daß  die  Zuwande- 
rung auch  hier  wesentlich  lokal  geblieben  ist.      Das  hat  zunächst 
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technische  Gründe ;  die  Hände  von  Mann,  Weib  und  Kind  waren 
geübt  in  der  Handfertigkeit  des  Tamburierens  oder  des  iAus- 
schneidens,  und  diese  Geübtheit  der  Finger  kam  ihnen  in  der 
jNIaschinenstickerei  zu  statten.  ]\Ian  betont  in  den  Kreisen  der 
Eibenstocker  Industriellen  »das  Aufwachsen  mit  der  Industrie«  als 
unerläßlich  für  die  spätere  Geschicklichkeit  des  Arbeiters  und  als 
Ursache,  daß  die  Industrie  bisher  bodenständig  blieb.  Die  Ge- 
schicklichkeit der  Hände  bewirkte,  daß  die  Maschinenstickerei, 
welche  ihre  qualifizierten  Hilfskräfte  nicht  nur  aus  den  Männern, 
sondern  auch  aus  den  Frauen  und  Kindern  nehmen  mußte,  in 
kurzer  Zeit  im  Vogtlande  und  im  Erzgebirge  heimisch  werden 
konnte.  An  Versuchen  anderer  Städte  (selbst  Dresdens),  die 
Stickereiindustrie  durch  Versprechen  von  billigem  Baulande  ^)  und 
Steuernachlaß  anzulocken,  hat  es  nicht  gefehlt ;  aber  jeder  Unter- 
nehmer scheute  sich,  diese  Angebote  anzunehmen,  hauptsächlich 
wegen  des  vorauszusehenden  Mangels    an    geschickten  Arbeitern. 

Trotz  des  relativ  günstigen  Bodens,  der  sich  der  Einführung 
der  neuen  Technik  in  Eibenstock  darbot,  ergaben  sich  Schwierig- 
keiten beim  Anlernen ;  denn  die  Männer  hatten  das  Tamburieren 
nur  im  Winter  geübt,  im  Sommer  waren  sie  Handarbeiter  ge- 
wesen ;  manche  hatten  ein  Handwerk  betrieben.  Erleichtert  wurde 
das  Einrichten  der  Arbeiter  dadurch,  daß,  wie  wir  erfuhren,  bei 
der  Kambrikstickerei  der  1860  er  und  1870  er  Jahre  die  Muster 
in  eintöniger  Aufmachung  sich  jahrelang  wiederholten ;  zum  an- 
deren dadurch,  daß  die  Frauen  durch  das  Tamburieren  eine  große 
Geübtheit  des  Auges  besaßen  und  sie  sich  zu  guten  Aufpasse- 
rinnen eigneten.  Das  Ausschneiden  verstanden  sie  ebenso  wie 
die  Kinder  von  den  unterlegten  Sachen  her,  und  die  Jugend  be- 
sorgte aach  das  Fädeln. 

Die  ersten  Handmaschinensticker  waren  Autodidakten ;  denn 
Zuzug  von  Plauen  oder  gar  aus  der  Schweiz  war  nicht  zu  er- 
warten gew'esen  und  fand  auch  nicht  statt.  Das  »sächsische  Si- 
birien« in  seiner  Weltverlassenheit  und  mit  dem  nach  mittel- 
deutschen Begriffen  unwirtlichen  Klima  hat  meist  nur  für  den 
Beheimateten  Anziehungskraft  genug,  um  ihn  zu  neuer  Ansied- 
lung  zu  veranlassen.  So  wuchs  der  Arbeiterstamm  aus  sich  selbst 
heraus.  Bezeichnend  war,  daß  die  Sticker  durchweg  zunächst  in 
den  Fabriken  arbeiteten,    wo    ihnen  die  Hilfe  des  erfahrenen  Ar- 


ij  H.-K.-B.  Plauen   1902,  S.    181. 
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beitsgenosscn  jederzeit  zur  Verfügung  stand.  Noch  1.S71  waren 
nur  wenige  Hausindustrielle  in  der  Maschinenstickerei  vorhanden. 
Der  Bericht  der  Handelskammer  Plauen  für  dieses  Jahr  führt  auf: 
13  Fabrikbetriebe  mit  113  Maschinen,  3  hausindustrielle  Betriebe 
mit  5  Maschinen. 

Die  Ausbildung  der  Arbeiter  war  sehr  mangelhaft ;  denn  die 
Eingearbeiteten  verwendeten  ihre  Zeit  selbstverständlich  zur  Her- 
stellung ihrer  eigenen  »Spannung -,  nicht  zum  Anlernen  der  Neu- 
linge. In  einer  Zeit  gleichbleibender  Muster  und  einfacher  Stich- 
lagen mochte  dies  System  genügen.  Heute,  wo  die  Effekte  in 
jeder  Saison  verschieden  sind,  wo  der  Sticker  sich  in  die  Muster 
hineinzudenken  hat  und  nachsinnen  muß,  wie  er  die  gewünschte 
Wirkung  erzielt,  ist  dasselbe  als  gänzlich  ungenügend 
zu  bezeichnen.  Und  doch  ist  es  in  der  Hauptsache  beibehalten 
worden.  Der  Jahresbericht  des  Industrievereins  klagt  noch  1 898/99, 
daß  die  Sticker  nur  14  Tage  lernten,  während  die  Schweizer  be- 
rufsmäßig in  Schulen  vorgebildet  würden. 

ß)  Der  heutige  Zulauf. 

Ein  Teil  der  Sticker,  wenn  auch  nur  ein  kleiner,  geht  jetzt 
aus  den  Aufpassern  hervor;  er  wird  in  Zukunft  noch  geringer 
sein,  da  zur  Zeit  ein  empfindlicher  Mangel  an  männlichen  Ma- 
schinengehilfen herrscht.  Wenn  auch  der  Aufpasser  nur  gelegent- 
lich an  der  [Maschine  arbeiten  darf,  z.  B.  in  der  stillen  Zeit  zwi- 
schen den  Saisons,  so  lernt  er  durch  das  jahrelange  Zusehen  und 
Helfen  die  Handgriffe  schnell,  und  vor  allem  weiß  er,  wie  die 
Maschine  zu  behandeln  und  gegebenenfalls  zu  reparieren  ist.  Die 
Mehrzahl  der  Sticker  hingegen  geht  der  Industrie  aus  anderen 
Berufen  zu.  Diese  Klasse  bildet  für  das  Vogtland  und  das  west- 
liche Erzgebirge  ungefähr,  was  die  Straßenbahnangestellten  der 
Großstädte  darstellen  :  eine  aus  allen  erdenklichen  Berufen  zu- 
sammengew^ürfelte  Masse.  Fragt  man,  woher  der  Zulauf  stamme, 
so  erhält  man  regelmäßig  die  Antwort:  »Es  gibt  ihrer  von  aller 
Sorte.«  Teils  sind  es  Angehörige  derjenigen  Handwerke,  denen 
der  Großbetrieb  oder  Bedarfsänderungen  den  Lebensnerv  durch- 
schnitten —  Tischler,  Klempner;  teils  zieht  die  geringere  Gefahr 
und  Mühe  der  Beschäftigung  an  —  Blecharbeiter  in  Aue,  Berg- 
leute in  Schneeberg ;  teils  sind  es  Bauarbeiter,  welche  die  dauernde 
Beschäftigung  verlockt,  die  ihnen  ihr  bisheriges  Gewerbe  versagte. 
Manch    einen  treibt    die  starke    Heimatliebe    aus    der  Fremde  zu- 
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rück  und  läßt  ihn  den  Stickerberuf  als  den  lohnendsten  und 
nächstliegenden  ergreifen.  Viele  werden  dadurch  zum  Berufs- 
wechsel veranlaßt,  daß  sie  eine  Aufpasserin  heiraten;  gerade 
durch  die  Mithilfe  der  Frau  wird  ja  das  Einkommen  der  Sticker- 
familien bedeutend  erhöht.  Auch  Uebergänge  aus  anderen  Haus- 
industrien —  z.  B.  der  Musikinstrumenten-  und  der  Bürstenfabri- 
kation —  finden  statt ;  da  das  Sticken  besser  lohnt  als  die  Tätig- 
keit in  jenen  Gewerben.  Ueberhaupt  zieht  der  gute  Verdienst 
der  letzten  Jahre  so  manchen  zur  Stickerei,  der  durchaus  nicht 
die  unbedingt  nötige  Handfertigkeit  besitzt.  Es  herrscht  zu  Zeiten 
eine  wahre  Sucht,  in  die  Stickerei  überzugehen  —  nicht  immer 
ist  wirtschaftlicher  Notstand  die  Ursache ;  oft  treibt  die  Frau, 
welcher  die  hohen,  zum  Teil  prahlerisch  übertriebenen  Verdienste 
der  Hausindustriellen  verlockend  erscheinen. 

b)  Die    Qualifikation    der    Sticker. 

Der  Zuzug  ist  in  dieser  Form  weder  für  die  qualitative  He- 
bung der  Gewerbeerzeugnisse  dienlich,  noch  zeitigt  er  immer  für 
den  Arbeiter  wirtschaftliche  Vorteile.  Bei  mangelnder  Geschick- 
lichkeit und  ohne  Mithilfe  der  Frau  tritt  die  ersehnte  Erhöhung 
der  Einnahmen  nicht  ein.  Die  Nachteile  für  die  gesamte  Indu- 
strie bestehen  darin,  daß  infolge  der  kurzen  Lehrzeit  die  Arbeiter 
zu  einem  beträchtlichen  Teile  nicht  die  zureichende  Geschicklich- 
keit besitzen.  So  bezeichnete  uns  ein  Hausindustrieller  den  dritten 
Teil  der  Eibenstocker  Sticker  als  unfähig,  schwierige  Bohr-  oder 
Metallarbeit  auszuführen.  Wenn  auch  derartige  Aussagen  nicht 
wörtlich  zu  nehmen  sind,  so  deuten  sie  doch  auf  herrschende 
jMißstände  hin.  Einfache  Arbeit  ist  weit  eher  unterzubringen  als 
komplizierte.  Beständige  Klagen  geben  diesen  bedauerlichen  Ver- 
hältnissen Ausdruck^). 

Gehoben  werden  können  diese  Mißstände  nur  durch  eine 
bessere  Ausbildung  der  Sticker.  Bis  in  die  neueste  Zeit  mangelte 
es  in  dieser  Hinsicht  an  jedweder  Einrichtung.    Die  Sticker  waren 

i)  H.-K.-B.  Plauen  1888,  S.  136:  »Die  Bimtstickerei  in  Seide  und  Metall 
fand  gar  keinen  Eingang  (Schneeberg),  da  die  Arbeiter  überhaupt  nicht  leicht  zu 
neuem  Lernen  und  zu  neuen  Versuchen  zu  bringen  sind«.  A.  a.  O.  1896,  S.  252: 
»Für  Musselinstickerei  macht  sich  der  Mangel  an  guten  und  exakt  arbeitenden 
Stickern  geltend«.  A.  a.  O.  1901,  S.  177:  »Die  Ausführung  der  Aufträge  durch 
die  Sticker  ....  führte  zu  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten«.  A.  a.  O.  1903, 
S.  194:  »Die  Lohnansprüche  stehen  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Leistungen,  und 
die   Arbeiter  waren  für  neue   Artikel  schwer   einzurichten«. 
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iiiicl  sind  jetzt  nocli  auf  ^CL^cnseitiLje  Hilfe  an;^e\viesen.  Bezüg- 
lich der  UnterweisuHi;'  von  I.ehilini^en  bestimmt  der  -'Verein  der 
Stickmaschinenbesitzer  und  -iiächter«,  daß  jeder  von  ihnen,  welcher 
bei  einem  Mits^liede  die  Stickerei  erlernt,  an  den  Verein  die 
Summe  von  c// 25. —  abzuführen  hat;  ist  der  Lehrende  mit  dem 
Lernenden  verwandt,  so  kann  eine  niedrigere  Summe  vereinbart 
werden.  Der  Neuling  erhält  dafür  die  Gewähr,  daß  ihm  die  Ver- 
einsgenossen mit  ihrem  Rate  beistehen.  Eine  Garantie,  daß  das 
Mitglied  zum  Unterrichten  geeignet  ist,  übernimmt  der  Verein 
nicht.  Von  der  Einrichtung  wird  aber  wenig  Gebrauch  gemacht; 
denn  sie  ist  für  beide  Teile  unzuträglich.  Der  Sticker  kann  dem 
Lehrling  leichte  Arbeit  nur  dann  überlassen,  wenn  er  sie  selbst 
hat,  und  an  die  Herstellung  schwieriger  Muster  wird  er  ihn  mit 
Recht  nicht  heranlassen.  Infolge  der  kurzen  Lieferfristen  ist  für 
ruhiges  gemächliches  Einarl)eiten  keine  Zeit  vorhanden.  Der 
Lernende  beschädigt  die  Maschine  durch  schnelles  Einfahren  des 
Wagens ;  durch  scharfe  Ausfahrt  reißt  er  Löcher  in  den  Stoff. 
So  entgeht  dem  lehrenden  Sticker  Verdienst.  Selbst  ein  hohes 
Lehrgeld  (gegen  o//  100)  wird  nicht  als  entsprechendes  Entgelt 
angesehen. 

Weit  besser  ist  es  für  den  Neuling,  das  Sticken  in  der  Fa- 
brik zu  lernen.  Dieser  Weg  wird  auch  von  den  Stickern  als  der 
beste  bezeichnet.  Er  bekommt  zunächst  leichte,  dann  schwerere 
Muster  zur  Bearbeitung;  Rat  und  Hilfe  ist  jederzeit  zur  Hand. 
Zum  Teil  besteht  der  Gebrauch,  kein  Lehrgeld  zu  beanspruchen; 
dagegen  ist  der  Arbeiter  verpflichtet,  sechs  Wochen  umsonst  tätig 
zu  sein.  Kauft  dann  ein  auf  diese  Weise  »Ausgebildeter«  eine 
Maschine,  so  ist  er  immer  noch  geraume  Zeit  auf  den  Rat  und 
die  Unterstützung  der  benachbarten  Berufsgenossen  angewiesen, 
falls  die  Frau  nicht  früher  Aufpasserin  war  und  in  der  Technik 
geschult  ist. 

c)  Die  Reform  der  Ausbildung. 

Infolge  dieses  qualitativ  ungenügenden  Nachwuchses  ertönte 
gerade  aus  Fabrikanten-(Verleger) Kreisen^)  schon  vor  25  Jahren 
der  Ruf  nach  S  t  i  c  k  e  r  s  c  h  u  1  e  n.  Noch  im  Jahre  1907  schrieb 
der  Vorstand  des  Industrievereins-):  »Macht  sich  doch  in  allen 
Zweigen  unseres  Gcwerbslebens    immer  mehr  der  Mangel  an  gut 

1)  H.-K.-B.  Plauen   1880,  S.   176/7. 

2)  Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.  Industrievereins   1906/07. 
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vorbereiteten  Arbeitskräften  geltend Besonders  wird  dieser 

Uebelstand  dort  fühlbar,  wo  eine  berufsmäßige  Heranbildung  von 
jungen  Kräften  überhaupt  nicht  stattfindet,  wie  in  der  Schiffchen- 
stickerei, die  für  unsere  heimische  Textilindustrie  doch  von  so 
großer  Bedeutung  geworden  ist.«  Was  hier  von  der  Schiffchen- 
stickerei gesagt  wird,  das  gilt  in  noch  höherem  i\Iaße  von  der 
Handmaschinenstickerei.  1906  bedauerte  z.  B.  ein  Eibenstocker 
Berichterstatter M,  daß  im  Orte  keine  Stickerfachschule  sei;  »die 
gegenwärtige  Heranbildung  von  Stickern  für  Seidenstickerei  sei 
völlig  planlos  und  für  die  Industrie  unter  allen  Umständen  unge- 
nügend«. 

Die  sächsische  Regierung  verwies  zunächst  auf  den  Weg  der 
Selbsthilfe,  von  der  sie  die  Höhe  der  staatlichen  Unterstützung 
abhängig  machte ;  der  Industrieverein  -)  stellte  die  Üpferfreudig- 
keit  der  Schweizer  Industriellen  als  nachahmenswertes  Beispiel 
hin.  Am  i.  April  1899  trat  denn  auch  dank  privater,  städtischer 
und  staatlicher  Beihilfen  die  Stickerfachschule  zu  Plauen  ins  Leben. 
Sie  bildet  fast  ausschließlich  Schiffchensticker  aus  (bisher  254). 
Infolge  der  Entfernung  Plauens  kommt  die  Anstalt  als  Unterrichts- 
stätte für  das  Erzgebirge  nicht  in  Betracht ;  daher  rührt  auch  die 
geringe  Zahl  der  ausgebildeten  Handmaschinensticker  (bisher  6). 
Der  Industrieverein  schlug  daher  den  Interessenten  die  Errichtung 
einer  Handmaschinensticker-Schule  für  das  westliche  Erzgebirge 
in  Eibenstock  vor.  Aber  die  Mehrzahl  der  Industriellen  verhielt 
sich  ablehnend.  Die  Schneeberger  Kreise  zeigten  mehr  Entgegen- 
kommen, und  so  wurde  die  Schule  Eebruar  1903  dort  eröffnet. 
Die  Ausbildungszeit  beträgt  acht  Wochen ;  an  den  4  Maschinen 
können  daher  jährlich  26  Sticker  ausgebildet  werden.  Absolventen 
dürfen,  wenn  eine  Maschine  frei  ist,  dieselbe  innerhalb  der  Schule 
für  Lohnarbeit  verwenden ;  dafür  ist  an  die  Anstalt  eine  Pacht- 
summe zu  entrichten. 

Bemerkenswert  ist  die  Stellung,  welche  die  Arbeiter  der 
Schneeberger  Anstalt  gegenüber  einnehmen.  »Die  Stickervereini- 
gungen zu  Neustädtel  ^)  treten  der  Schule  hindernd  in  den  Weg, 
wo  sie  nur  können.«  Der  Stadtrat  zu  Neustädtel  vermochte  nicht, 
die  Zustimmung  der  Stadtverordneten  für  eine  Unterstützung  der 
Schule  zu  erlangen.      »Man  ist  hier  der  Ansicht,  daß  ein  Bedürf- 


i)  H.-K.-B.  Plauen   1906,  S.  224. 

2)  Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.  Industrievereins   1899/ 1900. 

3)  N.  ist  die  unmittelbare  Nachbarstadt  von  Schneeberg. 
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nis  für  eine  derartige  Schule  nicht  vorHegt<  ')  —  und  zwar  nach 
dem  Gutachten  der  in  der  Versammhing  sitzenden  Sticker.  Auch 
die  Gewerkschaften  stehen  der  Schule  feindhch  gegenüber..  Im 
»Textilarbeiter«  vom  26.  7.  1907  schreibt  ein  Schneeberger  Sticker: 
»Niemand  von  uns  wird  früher  daran  gedacht  haben,  daß  die 
Stickerschule  einmal  zur  Plage  für  die  Arbeiter  werden  kann. 
Und  doch  wird  es  so  kommen.  Seit  zw'ei  Jahren  ist  die  Nach- 
frage zur  Stickerschule  eine  derartig  große,  daß  die  Lehrlinge 
schwer  untergebracht  werden  können.  Die  Folgen  w^erden  selbst- 
verständlich   nicht    ausbleiben In  letzter   Zeit    ist    es    erst 

vorgekommen,    daß    ein    Arbeitgeber    einen    Arbeiter    maßregeln 

wollte,    vielleicht  auch    gemaßregelt  hat ;    den  Ersatz  stellt 

dann  selbstverständlich  die  Stickerschule.  Wir  wollen  niemand 
hindern,  das  Sticken  zu  erlernen,  wir  müssen  uns  aber  gegen  die 
systematische  L  e  h  r  1  i  n  g  s  z  ü  c  h  t  e  r  e  i  wenden. «  Ein 
Vorwurf,  der  jeder  Berechtigung  entbehrt.  Es  zeigt  sich  eben 
auch  auf  diesem  Gebiete  des  gewerblichen  Unterrichts  der  typi- 
sche Widerstand  des  »Praktikers«,  der  zumeist  durch  grundlose 
Furcht  vor  Konkurrenz  hervorgerufen  wird.  In  der  Schweiz  weiß 
man  den  Wert  der  Schulen  weit  mehr  zu  schätzen.  In  Grabs  ^) 
wurde  1894  die  erste  Stickfachschule  errichtet,  und  bald  über- 
traf der  Ort  durch  seine  Leistungen  alle  anderen  Gemeinden. 
Die  Schweizer  Kurse  erstrecken  sich  auf  alle  üblichen  Stickarbeiten 
und  dauern  vier  Monate  ;  außerdem  sind  Wanderlehrer  angestellt, 
welche  Spezialkurse  bis  zur  Dauer  von  sechs  Wochen  abhalten, 
und  durch  Hausbesuche  die  Sticker  bei  schw^ierigen  Arbeiten 
unterstützen^). 

Daß  die  beiden  sächsischen  Anstalten  bisher  keinen  sicht- 
baren Einfluß  auf  die  Hebung  der  Industrie  hatten,  daß  sie  noch 
»gleichsam  unter  der  Oberfläche  des  gewerblichen  Lebens«  *) 
schaffen,  braucht  nicht  zu  verwundern ;  die  Zahl  der  Ausgebildeten 
ist  ja  eine  verhältnismäßig  geringe. 

In  Eibenstock  lautet  das  Urteil  über  den  Nutzen  einer  Schule 
in  den  Kreisen  der  Sticker  allgemein  dahin :  fertig  ausbilden 
könne  auch  die  Schule  den  Sticker  nicht,  weil  die  Effekte  und 
die  Muster  zu  vielseitie  seien.     Das  beste  Mittel  sei  die  Hilfe  des 


i)  Jahresbericht  der  Schule  1903/04. 

2)  »Tapisserie-,  Spitzen-  und  Posamentenzeitung.;    1907,  Nr.    11. 

3)  Sesier  a.  a.  O.  S.   35  ff. 

4)  Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.   Industrievereins    1906/07. 
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Arbeitsgenossen.  Die  Anfangsgründe  könne  die  Schule  besser 
lehren,  da  sie  vom  Leichten  zum  Schweren  fortschreite.  Auch 
hier  aber  die  engherzige  Furcht  vor  der  Konkurrenz,  die  durch 
die  Anstalt  großgezogen  werde !  Bei  den  Neulingen  selbst  liegt 
ein  anderer  Grund  gegen  den  Schulbesuch  vor :  da  sie  alle  be- 
reits im  Mannesalter  stehen  ^),  so  fehlt  ihnen  die  Lust,  nochmals 
eine  »Schule«  zu  besuchen.  Nur  notgedrungen  entschließen  sie 
sich  dazu;  das  geht  auch  daraus  hervor,  daß  z.  B.  1903/04  von 
24  Schülern  der  Schneeberger  Anstalt  1 5  in  solchen  Orten  ihren 
Wohnsitz  hatten,  in  denen  bisher  keine  oder  nur  wenige  Maschi- 
nen standen. 

Für  die  Stellung  des  Fabrikanten  in  der  Schulfrage  ist  meist 
leider  die  Notwendigkeit  pekuniärer  Opfer  ausschlaggebend ;  z.  B. 
klagt  die  Schule  zu  Plauen:  »Die  Zahl  der  Firmen,  die  sich  nicht 
entschließen  konnten,  die  Schule  zu  unterstützen,  ist  recht  be- 
trächtlich« -).  Allerdings  ist  es  ja  nicht  ausgeschlossen,  daß  die 
Ausgebildeten  gerade  für  Konkurrenten  arbeiten,  welche  die  An- 
stalt gar  nicht  unterstützt  haben.  Nur  lokale  Korporationen 
der  Unternehmer  können  daher  Träger  der  Anstalt  sein.  Da 
auch  unter  den  Fabrikanten  und  Verlegern  ein  Zusammenschluß 
äußerst  schwierig  ist,  so  ist  eine  bessere  Ausbildung  der  Sticker 
in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten,  wenn  nicht  die  staatlichen 
Behörden  den  Plan  mit  aller  Kraft  und  systematisch  in  den  Unter- 
nehmerkreisen einzubürgern  versuchen. 

d)  Lohn-    und    P"  a  b  r  i  k  s  t  i  c  k  e  r. 

Wie  aus  diesen  Ausführungen  hervorgeht,  ist  der  technische 
Uebergang  zur  Stickerei  sehr  leicht,  die  Vorbildung  ist  eine  un- 
genügeiide.  Wirtschaftliche  Beweggründe  für  den  Berufs- 
wechsel sind  vor  allem  die  Aussicht  auf  besseren  Verdienst  und 
auf  Selbständigkeit;  besonders  wirkt  die  Mode  in  dieser  Richtung  ein. 

Werfen  wir  vorher  einen  Blick  auf  den  Zufluß  selbst!  Dieser 
richtete  sich  zunächst  in  die  Fabriken  und  erst  von  hier  aus  in 
die  Hausindustrie.  Daß  letztere  besonders  Mitte  der  1890er  Jahre 
entstand  —  infolge  der  billigen  Maschinenkäufe  aus  dem  Vogt- 
lande und  infolge  der  einfachen  Muster^)  — ,  sahen  wir  früher. 
Leider    hat    bisher    nur    im  Jahre   1902  eine   exakte  Zählung    der 


i)  S.  o.  S.  30. 

2)  Jahresbericht  des  Vogtl.-Erzgeb.  Industrievereins   1906/07. 

3)  S.  o.  S.  32. 
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Maschinen  .stattL,fcfundcn.  Danach  waren  vorhanden  in  der  Stadt 
Eibenstock  183  Fabrik-,  190  1  lavisindustrieniaschinen,  davon  13 
gepachtete;  in  der  Amtshauptniannschaft  Schwarzenberg  480  bez. 
1222,  davon  69  Pachtmaschinen,  l^'ür  lübenstock  ergab  die  letzte 
Gevverbezählung  (Juni  190;):  313  Fabrik- nnd  229  Lohnmaschinen 
(davon  19  Pachtmaschinen).  Diese  Zahlen  sind  falsch,  soweit  sie 
sich  auf  die  Besitzverhältnisse  beziehen  ^).  Die  alten  Fabrik- 
betriebe haben  sich  nicht  beträchtlich  vergrößert  und  neue  sind 
nicht  entstanden;  die  jüngeren  Plrmen  arbeiten  ausschließlich  mit 
Hausindustriellen.  Auch  in  den  übrigen  Orten  der  Amtshaupt- 
mannschaft Schwarzenberg  sind  nach  eingezogenen  Erkundigungen 
neue  Fabriken  nicht  errichtet  worden.  Das  Verlagssystem  hat 
demnach  in  der  westerzgebirgischen  Stickerei  weit  mehr  zu- 
genommen als  der  Fabrikbetrieb ;  es  drückt  jener,  wie  schon 
früher  hervorgehoben,   das  Gepräge  auf. 

Die  Hausindustrie  hat  ja  gerade  in  der  Stickerei  bedeutende 
soziale  Vorteile.  Der  Maschinenraum  ist  groß  und  luftig,  er  be- 
sitzt 3 — 5  große  Fenster  und  gewährt  daher  einen  gesunden  Auf- 
enthalt. Die  Frau  ist  dem  Lohnsticker  die  treue  Arbeitsgehilfin ; 
er  entgeht  dem  Terrorismus  der  Arbeitsgenossen  und  den  Befehlen 
der  Meister.  Er  kann  die  Arbeitszeit  selbst  regeln.  Selbst  wenn 
die  Frau  sich  nicht  für  das  Aufpassen  eignet,  so  kann  sie  doch 
ausschneiden  und  erhält  als  Angehörige  des  Stickers  vom  Ver- 
leger die  lohnendste  Arbeit.  Oft  sind  die  erwachsenen  Söhne 
oder  Töchter  die  iVIaschinengehilfen,  und  durch  dieses  Zusammen- 
arbeiten kommt  die  Familie  wirtschaftlich  vorwärts. 

])er  Lohnsticker  steht  zur  Zeit  sozial  höher  als  der  Fabrik- 
sticker,  und  er  ist  sich  dessen  wohl  bewußt.  Erstens  rührt  das 
her  von  seiner  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  und  zweitens  daher, 
daß  er  infolge  der  beliebigen  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  höheren 
Verdienst  hat  als  dieser. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  in  den  Fabriken  10  Stunden  —  von 
7  oder  8  Uhr   bis  Mittag    und   von    i    bis    7    oder    8   Uhr    mit  je 


i)  Nach  den    seit   1902   eingereichten  Baugesuchen  wurden  bis  Oktober   1907 
gebaut  an  Maschinenräumen  (auf  je   i   Maschine  reduziert)  für 

Fabrikmaschinen  Hausindustriemaschinen    ^  Unbestimmt 

51  87  '  .     8         ^ 

Es  kommt  hinzu,  daß  in  neugebauten  und  in  alten  Häusern  Stuben  und  Keller- 
räume zur  Aufstellung  von  Maschinen  —  und  zwar  durchweg  von  Lohnmaschinen  — 
verwendet  werden,  ohne  daß  baupolizeiliche  Registrierung  erfolgt. 
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^2  stündiger  Vor-  und  Nachmittagspause.  Die  Lohnsticker  arbeiten 
durchschnittlich  je  nach  der  Jahreszeit  von  6,  spätestens  8  Uhr 
im  Winter  bis  Mittag  und  nach  kurzer  Mittagspause  bis  um  9 
vmd  oft  bis  II  Uhr.  Die  Minimalarbeitszeit  beträgt  13  —  l4Stunden. 
Ebenso  hoch  ist  sie  in  den  Betrieben  der  Fabrikanten  (-Verleger), 
die  nur  i  oder  2  Maschinen  zum  Mustersticken  oder  för  Her- 
stellung eiliger  Sachen  aufweisen.  Allerdings  entstehen  durch 
das  Auswechseln  der  Nadeln  und  durch  das  Einspannen  des 
Grundstoffes  längere  Arbeitspausen,  sodaß  die  wirkliche  x-\rbeits- 
zeit  wesentlich  kürzer  ist.  Gerade  in  der  ersten  Zeit  der 
neuen  Berufstätigkeit  überanstrengen  sich  die  Sticker;  die  älteren 
haben  einsehen  gelernt,  daß  die  hohen  Einnahmen  durch  die 
Schädigung  der  Gesundheit  erkauft  werden;  aber  vor  9  Uhr 
machen  auch  sie  nicht  Feierabend.  Nicht  niedrige  Akkordsätze 
nötigen  den  Hausindustriellen  zu  dieser  übermäßigen  Ausdehnung 
der  Arbeitszeit,  sondern  die  stoßweise  einsetzende  und  zugleich 
schnell  zu  befriedigende  Nachfrage,  sowie  das  Bestreben,  wirt- 
schaftlich vorwärts  zu  kommen.  Mancher  weiß  auch  nicht  die 
Zeit  einzuteilen ;  die  Selbständigkeit  gibt  ihm  Gelegenheit,  ver- 
bummelte Tage  durch  verstärkte  Anstrengung  auszugleichen. 

Nun  die  Einkommensverhältnisse !  Die  Verdienste  der  Lohn- 
sticker werden  meist  zu  hoch  angegeben  —  wohl  infolge  der 
beträchtlichen  Unterschiede,  die  unter  ihnen  herrschen.  Viel 
weniger  schwanken  die  Angaben  über  die  Löhne  der  Fabrik- 
sticker;  nach  Bezahlung  der  Aufpasserin  (10 — 12  cyfl)  verbleibt 
ihnen  eine  Wocheneinnahme  von  25  afi.  Der  Lohnsticker  macht 
am  Tage  durchschnittlich  2000  Stiche;  bei  sehr  bunten  Sachen 
wird  diese  Zahl  nicht  immer  erreicht,  bei  einfachen  wird  sie  über- 
schritten. Unter  Annahme  des  Satzes  von  4  c//  pro  looo  Stiche 
—  je  nach  Schwierigkeit  des  Musters  ist  er  bald  höher,  bald 
niedriger  —  beträgt  die  Wocheneinnahme  48  <yfl\  davon  gehen 
ab  12  bis  14  cd  für  Aufpasser-  und  Fädlerlöhne,  gegen  4  oH 
für  Miete,  Amortisation  der  Maschine,  Beleuchtung ;  demnach 
bleibt  ein  Reinverdienst  von  30  cyfl  in  der  Woche.  In  sehr 
vielen  Fällen  kommen  höhere  Wocheneinnahmen  vor,  in  wenigen 
50 — 70  afl \  die  letztgenannten  sind  jedoch  durchaus  nicht  typisch. 
»Paßt«  die  Frau  »auf«,  wie  es  meist  der  Fall  ist,  so  werden  diese 
Löhne  gespart.  Die  Verdienste  schwanken  je  nach  der  Saison ; 
in  der  —  allerdings  nur  wenige  Wochen  betragenden  —  stillen 
Zeit  erreichen  sie  bei  den  wenig   »eigensinnigen«,  d.  h.  sorgfältigen 
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Arbeitern  kaum  die  für  DeckunLj  des  f:;^e\volinten  Lebensbedarfs 
nötige  Höhe.  Unter  Berücksichtigung  dieser  Schwankungen  stellt 
sich  das  durchschnittliche  jährliche  Einkommen  der  Lohnsticker 
auf  1500 — 1600  cU  ^  und  in  dem  Falle,  daß  die  Frau  selbst 
:» aufpaßt«,  auf  2000 — 2200  cU. 

])iese  Zahlen  unterliegen  insofern  einzelnen  beträchtlichen 
Abweichungen,  als  die  Geschäfte  mit  jedem  einzelnen  Lohnsticker 
und  für  jedes  einzelne  INIuster  den  Werkvertrag  abschließen ;  je 
nach  der  Tüchtigkeit  des  Arbeiters  werden  die  Akkordsätze  ver- 
schieden ausfallen.  Daneben  bestehen  örtliche  L^nterschiede ; 
die  Eibenstocker  Sticker  klagen,  daß  die  II ausindustriellen  der 
Umgegend  billiger  arbeiten  kcinntcn  infolge  der  niedrigeren  Lebens- 
mittel- und  Wohnungspreise.  Das  wird  auch  aus  jenen  Orten 
selbst  zugegeben  ;  z.  B.  »daß  der  Lohnsticker  in  Schneeberg  mit 
seiner  Maschine  für  denselben  Preis  arbeitet  wie  ein  Fabriksticker 
in  Eibenstock,  und  daß  die  Fabrikseidensticker  von  Schneeberg 
und  Umgegend  um  8  — 10  c//  billiger  arbeiten  wie  ihre  Kollegen 
in  Eibenstock«  ^).  Diese  örtlichen  Verschiedenheiten  sind  darin 
begründet,  daß  von  den  Eibenstocker  Stickereigeschäften  die 
lohnenden  und  komplizierten  Muster  meist  nicht  nach  auswärts 
gegeben  werden ;  man  hält  die  einheimischen  Arbeiter  für  ge- 
schickter. 

Die  Höhe  des  Verdienstes  ist  während  der  letzten  zehn  Jahre 
meist  so  beschaffen  gewesen,  daß  sich  auch  solche  Personen  der 
Lohnstickerei  zuwenden  konnten,  welche  nur  die  Mittel  zur  An- 
zahlung des  Maschinenkaufpreises  ('/2  der  Kaufsumme)  besaßen, 
also  einen  Betrag  von  looo  bis  1200  o//.  Der  Rest  ist  innerhalb 
vier  Monaten  nach  beendeter  Montage  zu  zahlen  oder  in  viertel- 
jährlichen Raten  von  loo  bis  150  c// ;  die  jährliche  Abzahlung 
ist  also  gleich  der  Höhe  der  Aufpasserlöhne,  und  wenn  die  P'rau 
aufpaßt,    so    ist  diese  Zahlungsweise    durchaus   nicht  drückend  ^j. 

i)   »Der  Textilarbeiter«   26.  VII.   1907. 

2)  Vgl.  die  Einzelheiten  des  nachstehenden  Vertrags. 
Liefervertrag. 

Zwischen  Herr  ■■ 

einerseits  und  der  Maschinenfabrik  Kappel  (früher  Sächsische  Stick- 
maschinen-Fabrik)  in  C  h  e  m  n  i  t  z  -K  a  p  p  e  1  andererseits,  ist  heute  nachstehender 
Vertrag  vereinbart  und  abgeschlossen  worden. 

§    I.    Es    bestell                 Herr 
bei  der  Maschinenfabrik  Kappel  nachstehend  verzeichnete  Maschine : 
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Diese    sehr    leichte    Art,    auf    die    man    »Stickmaschinenbesitzer« 
werden  kann,  treibt  den  Fabriksticker  an,  Ersparnisse,  vor  allem 


§  2.  An  Zubehör   werden  zu  de Maschine als  im  Preise  inbegriffen  die 

in  §  I  angegebenen  Teile  geliefert.  Fundamentschrauben,  Unterlagen,  Antriebs- 
scheiben und  Konen  auf  die  Transmissionen,  Stützen  etc.  sind  nicht  im  Preise  in- 
begriffen,  ebenso  sind  die  Fundamente  vom  Besteller  auf  eigene  Kosten  herzustellen. 

§  3.  Die  Maschinenfabrik  Kappel  verspricht  die  Lieferung  obiger 
Maschine  ,  falls  nicht  Streiks,  Feuerbeschädigung  oder  höhere  Gewalt  die  Fertig- 
stellung verzögern 

zu  bewerkstelligen  und  deren  Aufstellung  baldtunlichst  geschehen  zu  lassen. 

§  4.  Der  Versand  erfolgt  auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Bestellers.  Die  Ver- 
packung wird  billigst  berechnet.  Verpackungskisten  mit  Zubehör  werden,  wenn 
dieselben  sogleich  franko  zurückgeschickt  werden,  zu  ^/s  des  für  Verpackung  be- 
rechneten Betrages  wieder  angenommen. 

§  5.  Die  Aufstellung  der  Maschine geschieht  auf  Kosten  der  Maschinen- 
fabrik Kappel  durch  deren  Monteur,  doch  hat  Besteller  diesem  auf  eigene 
Kosten  einen  Gehilfen  zu  stellen.    Die  Reisespesen  des  Monteurs  trägt  der  Besteller. 

§  6.  Besteller    verpflichte sich    der    Maschinenfabrik    Kappel    die 

Zahlung  für  vorstehend  verzeichnete  Maschine wie  folgt  zu  leisten: 


§  7.  Bis  zur  vollständigen  Erfüllung  aller  vorstehend  vom  Besteller  einge- 
gangenen Zahlungsverbindlichkeiten  behält  sich  die  Maschinenfabrik  Kappel 
das  Eigentum  auf  obige  Maschine und  deren  Zubehör  vor.  Die  Benutzung  der- 
selben ist  dem  Besteller  nur  bei  pünktlicher  Innehaltung  der  hier  eingegangenen 
Zahlungsbedingungen  gestattet  und  begibt  sich  letzterer  bis  zur  vollständigen  Be- 
zahlung hierdurch  ausdrücklich  des  Rechts,  die  Maschine zu  vermieten,  zu  ver- 
pfänden oder  gar  zu  verkaufen.  Sollte  der  Besteller  die  ihm  gesetzten  Zahlungs- 
fristen nicht  pünktlich  einhalten,  oder  seinen  sonstigen  in  diesem  Vertrag  über- 
nommenen Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  so  ist  die  Maschinenfabrik 
Kappel  berechtigt,  vom  Vertrag  zurückzutreten  und  die  Maschine  zurückzunehmen. 
Macht  die  Maschinenfabrik  Kappel  von  diesem  Rücktrittsrechte  Gebrauch, 
so  darf  der  Besteller  die  von  ihm  an  die  Maschinenfabrik  Kappel  auf 
den  Kaufpreis  geleisteten  Zahlungen  nicht  zurückfordern,  Besteller  ist  ferner  ver- 
pflichtet,   die    Maschine    samt    Zubehör    sofort   nach  Ankunft    und  ausdrücklich  als 

Eigentum  der  Maschinenfabrik  Kappel  mit  Mk zu  versichern 

und  die  bewirkte  Versicherung  während  der  Vertragsdauer  aufrecht  zu  erhalten,  auf 
Verlangen  auch  jederzeit  den  Nachweis  der  erfolgten  Versicherung  zu  erbringen. 
Seine  Ansprüche  aus  dem  Versicherungsvertrag  tritt  Besteller  hiermit  noch  aus- 
drücklich an  die  Maschinenfabrik  Kappel  ab. 

§  8.  Die  Maschinenfabrik  Kappel  haftet  für  die  Güte  des  zur 
Maschine  verwendeten  Materials  und  für  solide  Ausführung  der  Maschine  auf  die 
Dauer  von  6  Monaten,  vom  Datum  der  Verkaufsrechnung  ab  gerechnet,  dergestalt, 
daß  sie  für  alle  Teile  der  Maschine,  welche  infolge  schlechten  Materials  oder  infolge 
mangelhafter  Ausführung  während  der  gesetzten  Frist  unbrauchbar  werden,  unent- 
geltlich ab  Fabrik  Ersatzteile  liefert. 
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durch  die  Mitarbeit  der  Frau  zu  machen ;  er  crkHmmt  durch 
das  Eigentum  an  der  Maschine  eine  höiiere  soziale  Stufe  und 
gewinnt  die  Möglichkeit  höheren  Verdienstes.  Gerade  die  besten 
Sticker  gehen  daher  zur  Hausindustrie  über  i). 

Die  meisten  Lohnsticker  begnügen  sich  damit,  Einzelmaschi- 
nenbesitzer zu  bleiben  ;  sie  ziehen  es  vor,  ihre  Ersparnisse  der 
Sparkasse  zu  übergeben,  statt  sie  in  einer  weiteren  Maschine  fest- 
zulegen. Daher  waren  1902  von  den  451  Betrieben  der  Amts- 
hauptmannschaft Schwarzenberg  351,  d.  i.  77,7 Vo  Einzelbetriebe, 
nur  56,  d.  i.  12,4%  Betriebe  arbeiteten  mit  2,  24,  d.  i.  5,3%  mit 
3  Maschinen.  Die  höchste  Zahl  der  in  einem  Lohnbetriebe  auf- 
gestellten ^laschinen  betrug  in  Schnceberg  27,  in  Neustädtel  6,  in 
Eibenstock  5. 

Das  Pachten  von  Maschinen  ist  wenig  üblich.  In  Eibenstock 
wurden  1902:  13,  1907:  18  solcher  Maschinen  gezählt.  Die  Ver- 
pächter haben  dieselben  teils  im  Erbgange  erworben,  teils  in 
Zeiten  der  Absatzstockung  zu  billigen  Preisen  aufgekauft.  Die 
Pacht  wird  wöchentlich  mit  je  5  oft  bezahlt,  sodaß  sich  also 
das  einstige  Anlagekapital  (höchstens  2400  o//)  mit  mindestens 
10%  verzinst.  Die  Kündigungsfrist  läuft  von  Woche  zu  Woche; 
daher  ist  die  Existenz  des  Pächters  eine  recht  unsichere,  und 
darauf  ist  die  geringe  Verbreitung  des  Systems  zurückzuführen. 
Außerdem  wird  es  auch  beschränkt  durch  die  Möglichkeit,  neue 
und  infolgedessen  leistungsfähigere  Maschinen  ohne  allzugroße 
Mühe  käuflich  zu  erwerben. 

Ueberhaupt  herrscht  wenig  Neigung  bei  den  Stickern,  alte 
Maschinen  anzuschaffen,  trotz  der  niedrigen  Preise,  die  diese  bei 
Geschäftsstockungen    erreichen.     Für   feinere   Stickerei  sollen   sie 


Diese  Haftung  erlischt  jedoch,  wenn  Besteller  die  Zahlung  nicht,  wie  in  §  6 
bestimmt  ist,  pünktlich  leistet. 

Nicht  haftet  die  Maschinenfabrik  Kappel  für  Schäden,  welche  dem 
Besteller  infolge  Verwendung  schlechten  Materials  oder  infolge  mangelhafter  Aus- 
führung der  Maschine  entstehen,  insbesondere  nicht  für  Schäden  aus  Betriebsunter- 
brechungen bis  zur  Lieferung  von  Ersatzteilen. 

Alle  anderen  durch  das  Gesetz  dem  Verkäufer  zur  Gewährleistung  wegen 
Sachmängel  auferlegten  Verpflichtungen  werden  der  Maschinenfabrik  Kappel  vom 
Besteller  erlassen. 

Erfüllungsort  ist  Chemnitz-Kappel. 

Beide  Kontrahenten  erklären  sich  mit  dem  Inhalt  des  vorstehenden  Vertrags 
allenthalben  einverstanden  und  bestätigen  dies  durch  ihre  Unterschriften. 

Chemnitz-Kappel  und - , 

I)  H.-K.-B.  Plauen    1896,  S.  252. 


—     145     — 

unbrauchbar  sein ;  auch  erfordern  sie  häufige  Reparaturen,  welche 
bei  neuen  Maschinen  in  der  Regel  innerhalb  der  ersten  1 5  Jahre 
nicht  nötig  sind. 

e)  Die    Organisation    der    Stick  er. 

Die  soziale  Scheidung  zwischen  Lohn-  und  Fabrikstickern 
hat  sich  auch  auf  das  gewerbliche  Vereinswesen  übertragen;  das- 
selbe steckt  noch  in  den  Kinderschuhen.  Es  bestehen  zur  Zeit 
der  »Verein  der  Stickmaschinenbesitzer  und  -pächter«  und  eine 
Ortsgruppe  vom  »Verband  aller  in  der  Textilindustrie  beschäftigten 
Arbeiter  und  Arbeiterinnen«.  Ersterer  nimmt  nur  Hausindustrielle 
auf  und  schließt  ausdrücklich  Fabriksticker  von  der  Mitgliedschaft 
aus.  Er  ist  zwar  ein  »industrieller«  Verein,  aber  die  unvermeid- 
liche Pflege  des  geselligen  Lebens  nimmt  ihm  diesen  Charakter 
zu  erheblichem  Teile.  Sein  Ziel  ist  »möglichste  Erhöhung  des 
Gewerbefleißes  im  allgemeinen  und  des  Maschinenstickereibetriebes, 
sowie  die  Vertretung  aller  in  der  Stickerei  einschlagenden  Inter- 
essen«. Parteipolitik  betreibt  die  Vereinigung  nicht.  Nennens- 
werten Einfluß  hat  der  Verein  auf  die  Regelung  des  Arbeits- 
vertragsverhältnisses nicht  ausgeübt  und  infolge  seiner  rein  ört- 
lichen Verbreitung  nicht  ausüben  können.  In  eine  Lohnbewegung 
einzutreten,  dazu  lag  seit  der  Gründung  (1899)  nur  einmal  ein 
Anlaß  vor:  1903/04  war  das  Geschäft  flau;  da  die  Lebensver- 
hältnisse im  umliegenden  Arbeitsgebiete  billiger  und  daher  die 
dorthin  gezahlten  Löhne  niedriger  sind,  so  wurde  seitens  der 
Verleger  viel  Arbeit  nach  auswärts  gegeben,  während  in  der 
Stadt  selbst  viele  Maschinenbesitzer  notgedrungen  feierten.  Der 
Verein  wurde  vorstellig  bei  den  »Herren«,  wie  die  Verleger  seit 
alters  her  heißen,  und  hatte  mit  dem  Einspruch  Erfolg.  Man 
sieht,  es  herrschen  noch  patriarchalische  Verhältnisse  zwischen 
Arbeitgeber  und  -nehmer.  Außerdem  muß  der  Verein  bei  der- 
artigen Anträgen  sehr  vorsichtig  sein ;  denn  ein  großer  Teil  der 
Berufsgenossen  gehört  ihm  nicht  an. 

Für  die  gewerbliche  Ausbildung  der  Mitglieder  tut  der  Verein 
nichts,  ebensowenig  sind  Unterstützungskassen  vorhanden  ^) ;  denn 


I)  Die  Einrichtungen,  wie  sie  die  Einzelsticker  in  der  Ostschweiz  in  dieser 
Richtung  haben,  stecken  zwar  noch  in  den  Anfängen  der  Entwicklung  ;  aber  sie 
bedeuten  einen  immerhin  beachtenswerten  Anfang  einer,  wenn  auch  sehr  beschei- 
denen Arbeitslosenversicherung.  Auch  hier  wird  allerdings  über  das  geringe  In- 
teresse der  Sticker  geklagt.  Soziale  Pra.xis  XV,  S.  902,  XVI,  S.  373,  XVII,  S.  19. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.    Ergänzungsheft  35.  lO 
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die  Mittel  sind  geringe,  und  die  langen  Arbeitszeiten  nehmen  die 
geistige  und  Uörperliche  Spannkraft  der  Sticker  vollauf  in  An- 
spruch. Vereinbarungen  über  die  Fädler-  und  Aufpasserlöhne, 
sowie  über  das  Lehrgeld  sind  vorgesehen,  lassen  sich  aber  nicht 
durchsetzen.  Die  Mitglieder,  welche  gegen  die  Vereinbarung 
handeln  wollen,  treten  einfach  aus.  Die  IMaschinenbesitzer  sind 
zugleich  Arbeitnehmer  und  -geber ;  der  Verein  ist  teils  Innung, 
teils  Gewerkschaft.  Er  müßte  eigentlich  nach  zwei  Seiten  kämpfen, 
und  hierin  wird  immer  seine  Schwäche  liegen,  ebenso  wie  in 
seinem  rein  örtlichen  Charakter. 

Die  F  a  b  r  i  k  s  t  i  c  k  e  r  begannen  bereits  i  S89  sich  zu  or- 
ganisieren ;  doch  hatte  deren  Verein  nur  lokale  Bedeutung  'j. 
Seit  1900  setzte  die  gewerkschaftliche  Organisation  ein.  Die 
Ortsgruppe  hatte  1907:  70  Mitglieder,  darunter  2  weibliche;  das 
bedeutet  gegenüber  der  Mitgliederzahl  von  60  im  Gründungsjahre 
eine  unerhebliche  Zunahme;  die  Organisierten  machen  25 — 30% 
der  Fabrikarbeiter  aus.  Die  Gründe  für  die  Zurückhaltung  der 
übrigen  sind  zunächst  in  der  unverhülllen  sozialdemokrati- 
schen Tendenz  des  Textilarbeiterverbandes  zu  suchen;  außer- 
dem ist  für  viele  der  Fabrikarbeiterstand  nur  ein  Durchgangs- 
stadium zum  Lohnsticker ;  schließlich  lassen  die  auskömmlichen 
Löhne  der  letzten  Jahre  einen  vollständigen  Zusammenschluß 
nicht  zustande  kommen.  Zur  Zeit  erstrebt  die  Ortsgruppe  keine 
Erhöhung  der  Lohnsätze,  sondern  eine  Bindung  derselben  durch 
einen  Minimaltarif. 

Die  gesamte  Arbeiterorganisation  leidet  unter  dem  Gegen- 
satze zwischen  Lohn-  und  Fabrikstickern  und  unter  der  Speziali- 
sation der  Industrie.  Die  ersteren  sind  angeblich  »der  größte 
Hemmschuh  der  Organisation«  ^);  man  hat  sie  bis  jetzt  sehr  selten 
der  Gewerkschaft  zuführen  können.  »Gibt  es  doch  noch  Kollegen, 
die  behaupten,  es  nicht  nötig  zu  haben,  sich  zu  organisieren, 
weil  sie  im  Besitze  einer  oder  mehrerer  Maschinen  und  somit 
selbständig  sind.«  Bei  niederen  Löhnen  würde  ein  Streik  der 
Fabriksticker  wenig  Erfolg  haben;  die  Hausindustriellen  in  Stadt 
und  Land  würden  durch  Verlängerung  der  Arbeitszeit  die  Lücke 
ausfüllen.    Infolge  der  örtlichen  Spezialisation  der  Stickerei  haben 


1)  Die  Zwecke  waren:  »gewerbliche  Förderung,  Insbesondere  durch  Errich- 
tung von  Arbeitsnachweisen  für  Fabriksticker,  deren  Arbeiter  und"  Arbeiterinnen, 
durch  gegenseitige  und  fachliche  Belehrungen  an  den  Vereinsabenden«. 

2)  »Der  Textilarbeiter«   21.  IX.    1906. 
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die  Arbeiter  selbst  kleiner  Bezirke  nicht  die  gleichen  Interessen. 
In  der  Schneeberger  Kambrik-  oder  in  der  Plauener  Luftstickerei 
mag  die  Konjunktur  sehr  schlecht  sein,  in  Eibenstocks  Bunt- 
seidenstickerei kann  nichtsdestoweniger  rege  Nachfrage  herrschen. 
Die  Ursache,  die  im  Jahre  1906  in  Schneeberg  zum  Streike  führte, 
lag  in  dem  Mißstande,  daß  die  Sticker  das  Garn  selbst  kaufen 
mußten;  in  Eibenstock  ist  es  undenkbar,  daß  der  Sticker  die 
Seide  selbst  liefern  sollte.  Man  sieht,  gerade  die  kleinen  Agita- 
tionsmittel für  eine  größere  Arbeiterbewegung  fehlen.  Weiterhin 
ist  auf  ein  Hindernis  hinzuweisen,  das  in  engem  Zusammenhange 
mit  dem  Berufswechsel  steht.  Dieser  erfolgt  immer,  weil  eben 
der  Stickerberuf  mehr  Verdienst  gewährt  als  der  aufgegebene. 
Er  findet  im  Mannesalter  statt  —  in  Lebensjahren,  in  denen  der 
Arbeiter  besonnener  ist  als  die  jungen  Leute,  welche  in  anderen 
Gewerben  selbst  zu  einem  aussichtslosen  Kampfe  bereit  sind ;  die 
Sticker  haben  sämtlich  Weib  und  Kind  und  würden  daher  im 
Kampfe  um  bessere  Daseinsbedingungen  durch  Rücksichten  auf 
die  Familie  gebunden  sein.  Es  fehlt  in  ihren  Reihen  das  jugend- 
liche,  also  das  treibende  und  gärende  Element. 

f)    Die  Folgen    des    Modebedarfs. 

Wir  sahen ,  daß  die  Aussicht  auf  Selbständigkeit  und  bes- 
seren Verdienst  der  Stickerei  immer  aufs  neue  Arbeitskräfte  zu- 
führt. Diese  beiden  bisher  untersuchten  Gründe  für  den  Berufs- 
wechsel sind  sekundär ;  der  primäre  Grund  liegt  in  dem  eigen- 
artigen Verlauf  der  Modekurve.  Diese  steigt  quantitativ  und 
sinkt  zugleich  qualitativ.  Demnach  sinken  auch  die  Ansprüche 
an  die  Leistungen  der  Arbeiter,  und  selbst  Ungeübte  können  bald 
guten  Verdienst  erlangen.  Dazu  kommt,  daß  das  Verschlechtern 
der  Qualität,  wie  wir  allenthalben  beobachten  konnten,  zusam- 
menfällt mit  dem  Maximum  des  Bedarfs.  Fabrikanten  und  Ver- 
leger sind  wenig  kritisch  gegenüber  den  Leistungen  ihrer  Arbei- 
ter, da  die  Besteller  die  Waren  nicht  beanstanden  ^).  Ein  strenger 
Unternehmer,  der  den  Stickern  Abzüge  machte  oder  Ware  zurück- 
gäbe, würde  sich  höchstens  die  Arbeiter  aus  dem  Hause  treiben ; 


1)  Aehnliches  auch  aus  anderen  Gewerben  ;  vgl,  »Der  Confectionair«  5.  VII.  1906. 
>Aus  der  Putzbranche.«  »Einzelne  französische  Fabrikanten  haben  überhaupt  auf- 
gehört, Tülle  zu  liefern,  weil  sie  kein  Material  mehr  hatten,  und  was  von  den 
übrigen  kam,  wurde  von  dem  Konsum  gierig  aufgenommen,  obwohl  man  oft  beide 
Augen  hinsichtlich  der  Qualität  zudrücken  mußte.« 

10*- 
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derartige  Beanstandungen  bedeuten  für  den  Sticker  keine  über- 
großen pekuniären  Nachteile :  an  Ramscher,  an  putzsüchtige  Nach- 
barinnen oder  an  Sommergäste,  die  für  die  Minderwertigkeit  der 
Arbeit  meist  kein  Verständnis  haben ,  kann  er  die  Waren  gele- 
gentlich losschlagen. 

Die  jModekonsumtion  schwächt  daher  das  Können  qualifi- 
zierter Arbeiter,  sobald  sie  längere  Zeit  in  der  qualitativen  Ab- 
wärtsbewegung verharrt;  wir  sahen  einen  entsprechenden  Prozeß 
in  der  Tamburstickerei,  in  der  Klöppelei  und  in  der  Perlarbeit 
vor  sich  gehen.  Die  Schäden  solcher  Entwicklung  zeigen  sich, 
sobald  ein  Fabrikationswechsel  einsetzt,  der  immer  im  Anfangs- 
stadium höhere  Ansprüche  an  die  Qualifikation  der  Arbeiter  stellt 
als  die  verlassenen  Artikel,  oder  ein  Musterungswechsel  in  dieser 
Richtung.  Dann  sind  nur  wenige  Arbeiter  für  die  neuen  An- 
sprüche qualifiziert,  vor  allem  wenn  die  berufsmäßige  Ausbildung 
fehlt. 

Letzthin  wirken  die  P2igentümlichkciten  des  IModebedarfs  auch 
streikverhindernd  :  die  Akkordsätze  steigen  regelmäßig  bei  guter 
Konjunktur;  denn  infolge  der  Dezentralisation  der  Maschinen 
pflegt  in  solchen  Zeiten  Arbeitermangel  zu  herrschen.  Unter  sol- 
chen Umständen  fehlt  die  Ursache  und  die  Lust  zum  Streiken. 
Sinkt  die  Nachfrage  nach  den  Besätzen,  die  ja  zur  Zeit  für  die 
Konjunktur  allein  ausschlaggebend  ist,  so  sinken  auch  die  Lohn- 
sätze ;  infolge  des  Mangels  an  Aufträgen  sind  dann  dem  P^abri- 
kantcn  die  immer  nur  lokalen  Arbeitseinstellungen  weit  lieber, 
als  wenn  er  selbst  Feierschichten  ansetzen  müßte ;  denn  Arbeits- 
kräfte bieten  sich  ihm  außerhalb  genügend.  Es  herrscht  keine 
einheitliche  Stimmung  unter  den  Stickern  :  der  INIusterungswechsel 
hat  auch  einen  beständigen  Wechsel  in  den  Akkordberechnungen 
zur  Folge.  Jedes  neue  Muster  erfordert  sozusagen  eine  neue 
Lohnüberlegung  ;  und  nicht  immer  hält  infolge  des  isolierten  Ar- 
beitsvertrages die  Erhöhung  Schritt  mit  der  wachsenden  Schwie- 
rigkeit des  Dessins,  während  andere  Muster  wieder  mehr  als 
reichlich  lohnen.  So  teilt  sich  die  Arbeiterschaft  zu  ziemlich  glei- 
chen Teilen  in  Zufriedene  und  Unzufriedene,  und  an  diesem  in- 
neren Zwiespalte  brechen  sich  die  Bemühungen  zum  Zusammen- 
schlüsse der  Arbeiter  in  unserer  Modeindusttie. 
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3-  Die  Zurüstungsarbeiter. 

a)    Die    Frauenarbeit. 

Wenn  ausschließlich  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  während 
des  i8.  und  noch  über  das  siebente  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhun- 
derts hinaus  für  die  Klöppelei  und  Stickerei  Verwendung  fand, 
so  trat  mit  der  Einführung  der  Handmaschine  ein  Umschwung 
ein.  Während  die  Tamburmaschine  auch  von  Weibern  bedient 
werden  kann,  ist  die  Frau  infolge  unzureichender  Körperkräfte 
bei  jener  nur  als  Hilfsarbeiterin  zu  verwenden.  Durch  die  mehr 
untergeordnete  Stellung  ,  welche  jetzt  der  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit in  Eibenstock  zugewiesen  ist,  ist  zugleich  der  Richtweg 
für  die  Darstellung  gegeben.  Die  Verhältnisse  sind  mehr  vom 
sozialpolitischen  Standpunkte  aus  zu  betrachten,  allerdings  immer 
unter  dem  Gesichtswinkel  der  spezifischen  Bedeutung ,  welche 
dieser  Teil  der  Arbeiterschaft  im  Auf  und  Ab  der  jModekon- 
junktur  einnimmt. 

Ein  Ersatz  für  den  Arbeitsausfall,  der  durch  die  Verdrängimg 
der  alten  Techniken  entstand,  fand  sich  in  den  Ausbesserungs- 
und anderen  Zurüstungsarbeiten,  dem  Nachbessern  der  vom  Sticker 
nicht  bearbeiteten  Musterteile,  dem  Ausschneiden  und  dem  Zu- 
sammensetzen der  Stickerei.  Es  sind  demnach  jetzt  technisch 
drei  xArten  der  Frauenarbeit  zu  unterscheiden  : 

1.  Hilfsarbeiten  an  der  Maschine  (Aufpassen  und   Fädeln), 

2.  Nachbessern, 

3.  Ausschneiden. 

Die  Aufpasserinnen,  die  zugleich  das  Fädeln  mit  der 
Hand  oder  mit  der  Maschine  besorgen,  sind  teils  Fabrikarbei- 
terinnen, teils  Gehilfinnen  der  Hausindustriellen.  Infolge  der  aus- 
gedehnten Arbeitszeit  in  den  Lohnstickerwerkstätten  herrscht  ein 
Mangel  an  Maschinengehilfinnen  ;  zudem  ist  das  Aufpassen  eine 
schwere  Arbeit.  Die  Maschinengehilfinnen  stehen  beständig,  sie 
müssen  bei  irgendwelchen  Störungen,  die  durch  das  Zerreißen 
von  Fäden,  das  Schiefstehen  von  Nadeln  oft  vorkommen,  und 
beim  Abschneiden  der  Fadenenden  unter  dem  Wagen  hindurch- 
kriechen. Die  Nachstickerin,  die  in  der  Werkstatt  des  Fabrikan- 
ten-( Verlegers)  arbeitet,  kann  beständig  sitzen,  was  zwar  auch 
hygienisch  nachteilig,  aber  sehr  bequem  ist.  Eine  Unterhaltung 
ist    bei    dem  Geräusch    der  Maschine    nicht    möglich,    die    Stick- 
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niädchcn  in  den  Zuiüstungsbctricbcn  hindert  dageq;en  nichts  am 
Schwätzen.  Die  Aufpasserinnen  sind  infolj^'e  dieser  Verhältnisse 
zum  großen  Teil  Frauen  und  Töchter  der  Lohnsticker. 

Das  Nachbessern  ist  reine  Fabrikarbeit,  die  von  unver- 
heirateten Arbeiterinnen  in  den  »Stickstuben  der  Verleger  oder 
der  Fabrikanten  verrichtet  wird.  Hier  erfolgt  auch  das  Aus- 
schneiden, indessen  nur  soweit  die  Mädchen  nicht  mit  dem  Aus- 
bessern beschäftigt  sind ;  zum  größten  Teil  jedoch  wird  dieser 
Teil  des  Produktionsprozesses  in  der  Heimarbeit  besorgt  und 
zwar  von  verheirateten  Frauen  oder  nach  Feierabend  von  den 
:' Stickmädchen«,  wie  die  Nachbesserinnen  genannt  werden  '). 

Wenden  wir  uns  zunächst  einer  Betrachtung  der  Löhne 
zu,  so  sehen  wir ,  daß  in  den  Stickstuben  der  Tagelohn  vor- 
herrscht, daß  hingegen  in  der  Heimarbeit  nur  Akkordlohn  üblich 
ist.  Die  Tagelöhne  steigen  je  nach  dem  Alter  der  Mädchen  von 
90  Pfg.  bis  zu  2  cfl\  der  Höchstsatz  wird  jedoch  nur  von  weni- 
gen treuen ,  älteren  Arbeiterinnen  erreicht.  -  In  der  Heimarbeit 
lohnt  die  Ausschneiderei  je  nach  dem  Muster  ;  je  komplizierter 
die  Konturen  sind,  um  so  weniger  wird  verdient.  So  erhält  man 
die  widersprechendsten  Angaben  —  von  den  Stickern  vielleicht 
zu  niedrige,  von  den  Unternehmern  und  deren  Bekannten  zu  hohe  ; 
die  mir  mitgeteilten  Sätze  des  Stundenverdienstes  schwanken  zwi- 
schen 10  und  als  Ausnahme  25  Pfg.-).  In  einem  Falle  wurden 
die  Ausschneidelöhne  mit  20  Pfg.  für  die  Stunde  in  die  Kalku- 
lation eingesetzt ;  sie  dürften  also  keinesfalls  über  diesen  Satz 
hinausgehen.  Die  tatsächlichen  Stundenlöhne  sind  kaum  zu 
ermitteln ;  einmal  wird  die  Mitarbeit  der  Kinder  instinktiv  ver- 
heimlicht, zum  andern  weiß  die  Arbeiterin  infolge  der  durch  die 
Hausarbeit  bewirkten  Unterbrechungen  selbst  nicht  genau,  wie 
lange  sie  an  den  Streifen  ausgeschnitten  hat.  Die  Tagesverdien- 
ste betragen  jetzt  für  Frauen,  die  nebenher  den  Haushalt  besor- 
gen und  auch  am  Abend  noch  arbeiten,  1  bis  1,50  c//.  So  ist 
der  Verdienst  aus  der  Heimarbeit  doch  wesentlich  geringer  als 
aus  der  Tätigkeit   in    der    Stickstube,    wenn    man    berücksichtigt, 


i)  Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  28.  XII.  1908  verbietet  zwar  die 
Mitgabe  von  Heimarbeit;  einen  Erfolg  hat  aber  diese  Bestimmung  für  die  Eibenstocker 
Industrie  sicher  nicht.  Die  Arbeit  kann  ev.  von  Bekannten  und  Verwandten  ab- 
geholt werden,  und   die  Arbeit  nach  Geschäftsschluß  bleibt  nach  wie  vor. 

2)  Wilbrandt  a.  a.  O.  S.  28  notierte  auf  der  Durchreise  wöchentliche  Heim- 
arbeitsverdienste von  6,12  und   I5(-)  Mk.  einer  (?)  Arbeiterin. 
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daß  die  Hilfe  der 'Kinder  und  die  Nachtarbeit  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  muß.  Allerdings  kann  die  Niedrigkeit  des  Aus- 
schneidelohnes nicht  überraschen;  man  muß  bedenken,  daß  die 
Arbeit  körperlich  leicht  ist  und  auch  von  minderwertigen  Kräften 
verrichtet  werden  kann  —  letzteres  wenigstens  in  Eibenstock, 
weil  hier  infolge  der  ererbten  Handfertigkeit  der  Bevölkerung 
diese  Arbeit  kaum  noch  als  qualifizierte    betrachtet  werden  kann. 

Die  werktätigen  Frauen  rekrutieren  sich  nicht  nur  aus  den 
Arbeiterkreisen,  sondern  auch  zum  großen  Teile  aus  den  sogenannten 
bürgerlichen  Bevölkerungsschichten,  den  Angehörigen  der  Unter- 
und  selbst  der  Subalternbeamten  und  Lehrer,  der  Handlungsgehilfen 
und  der  Handwerksmeister.  Allerdings  besteht  auch  hier  eine  scharfe 
soziale  Scheide,  sodaß  die  letztgenannten  Frauen  und  Töchter  nur 
Heimarbeit  verrichten,  während  die  ersten,  soweit  sie  unverhei- 
ratet sind,  zumeist  in  die  Stickstuben  gehen.  Neben  dieser  so- 
zialen Kluft  innerhalb  der  Arbeitergruppe  ist  die  lokale  Verzwei- 
gung hervorzuheben:  die  Heimarbeiterinnen  sitzen  nicht  nur  im 
Orte  selbst,  sondern  jetzt  auch  in  dessen  Umgebung;  neuerdings 
hat  sich  das  Arbeitsgebiet  selbst  bis  Aue  ausgedehnt ,  wo  die 
Ausschneiderei  den  eines  Nebenverdienstes  entbehrenden  Frauen 
der  Eisen-  und  Blecharbeiter  Beschäftigung  gewährt.  In  dieser 
Versendung  der  Arbeit  nach  auswärts  liegt  die  Gefahr  eines  Lohn- 
drucks. Die  Eibenstocker  Arbeiterin  kann  bei  gutem  Geschäfts- 
gange und  dringender  Nachfrage  eventuell  einen  Unternehmer 
gegen  den  anderen  ausspielen.  Diese  Möglichkeit  ist  durch  das 
Dazwischentreten  fremder  Arbeitskräfte  stark  geschwächt  worden; 
denn  diese  sind  über  die  lokale  Konjunktur  nicht  unterrichtet,  sie 
stehen  mit  den  Stickereigeschäften  nur  durch  Faktorinnen  oder 
durch  Postverkehr  in  Verbindung. 

Die  Heimarbeit  ist  in  P^ibenstock  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  bloßer  Nebenerwerb.  Die  Fälle,  in  denen  eine  Witwe 
ihre  Familie,  eine  Tochter  ihre  Mutter  ausschließlich  durch 
Heimarbeit  ernährt,  sind  nicht  typisch i).  Die  Frauen  junger 
Subalternbeamten  oder  die  der  Unterbeamten,  der  Grenzaufseher, 
Briefträger,  Schutzleute,  sind  weit  eher  zum  Nebenerwerb  ge- 
zwungen als  die  Frauen  der  hausindustriellen  Sticker.  Allerdings 
ist  zu  bemerken,  daß  gerade  die  Frauen  aus  den  mittleren  Schich- 
ten, wenn  irgend   die  Gehälter  es  erlauben,    die  Heimarbeit    auf- 

i)  Ebensowenig  wie  Wilbrandls  blind  herausgegriffene  Reisebekanntschaften 
a.  a.  O.  S.  28. 
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geben,  teils  weil  ihnen  die  ordentliche  l^\ihrun<^  des  Haushalts  am 
Herzen  liegt,  teils  aus  sozialem  Klassenbewußtsein.  Anders  bei 
den  Arbeiterfrauen,  bei  denen  die  Besorgung  des  Haushalts  wegen 
der  geringen  Größe  der  Wohnung  nicht  die  volle  Arbeitskraft 
in  Anspruch  ninunt,  solange  keine  Kinder  vorhanden  sind.  Aber 
selbst  wenn  diese  Frauen  durch  die  Besorgung  des  1  laushalts 
vollauf  beschäftigt  sind,  behalten  sie  dennoch  den  Nebenerwerb 
bei  —  in  vielen  Fällen  aus  wirtschaftlicher  Not,  in  vielen  Fällen 
aber  auch  aus  einer  zur  Ueberanstrengung  verleitenden  Erwerbs- 
sucht. Hierher  ist  auch  die  übertriebene  häusliche  Nachtarbeit 
der  Stickmädchen  zu  rechnen.  Nach  Feierabend  bevölkern  sie 
zunächst  die  Straßen  der  Stadt  bis  gegen  zehn  Uhr  —  eine  Ge- 
wohnheit, gegen  die  sich  vom  gesundheitlichen  Standpunkt  aus 
nichts  sagen  läßt;  sittliche  Schädigung  ist  dabei  freilich  nicht  im- 
mer ausgeschlossen.  Sodann  sitzen  die  Mädchen  bis  gegen  12 
Uhr  und  länger  beim  Ausschneiden.  Einen  Zwang  zum  Mit- 
nehmen der  Arbeit  übt  der  Geschäftsinhaber  regelmäßig  nicht 
aus ;  denn  Arbeitskräfte  sind  genügend  vorhanden.  Diese  Ueber- 
stunden  sind  —  um  einen  Vergleich  zu  gebrauchen  —  eher  ein 
Privilegium  als  ein  Onus.  Immer  ist  den  Stickerinnen  die  Er- 
höhung des  Verdienstes  wünschenswert,  sei  es,  um  für  die  künf- 
tige Ehe  zu  sparen  oder  für  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit,  sei  es 
um  putzsüchtigen  Arbeitsgenossinnen  nachahmen  zu  können. 

All  das  sind  Dinge,  die  sich  dem  Beobachter  erst  nach  län- 
gerem Aufenthalte  aufdrängen,  dagegen  nicht  bei  kurzem,  oft 
nur  tageweisem  Besuche.  Sie  lassen  das  lokale  Heimarbeits- 
bild in  Eibenstock  weit  freundlicher  erscheinen  als  das  allge- 
meine. Man  darf  ja  bei  all  den  Klagen ,  die  der  Sozialpolitiker 
über  lange  Arbeitszeiten  anstimmt,  eines  nicht  vergessen:  die  geo- 
graphischen Arbeitsbedingungen.  Es  wird  niemand  leugnen,  daß 
der  Gebirgsbewohner,  welcher  bereits  durch  das  halbgeöffnete 
Fenster  die  reinste  Luft  einatmen  kann  und  auch  im  Sommer 
nur  an  wenigen  Tagen  durch  hohe  Wärme  belästigt  wird,  eben 
weit  ausdauernder  und  leistungsfähiger  ist  als  der  Einwohner  der 
Großstadt,  welcher  beständig  staubige  Luft  atmet. 

Vor  allem  ist  aus  den  Erörterungen  ersichtlich,  daß  hier  eine 
Ueberführung  von  Heim-  in  Fabrikarbeit  gänzlich  ausgeschlossen 
ist;  denn  meist  sind  die  Arbeiterinnen  nebenher  erwerbstätige 
Mütter,  deren  Haupttätigkeit  die  sich  über  den  ganzen  Tag  er- 
streckende Besorcnrng-    des  Haushaltes    ist.     Weiterhin    setzt    sich 


—     153     — 

die  Berufsklasse  aus  heterogenen  sozialen  Schichten  zusammen; 
ein  sehr  großer  Teil  von  ihnen  \vürde  sich  aus  sozialen  Grün- 
den nie  dazu  entschließen  können,  auch  nur  » Halbtagsschichten« 
in  den  Fabriken  zu  übernehmen.  Diese  Verschiedenheit  dürfte 
auch  gegenüber  dem  Vorschlage,  obligatorische  Tarifverträge  ein- 
zuführen, skeptisch  stimmen,  -r.  Ziviedineck-SüdenJiorst  nennt  mit 
Recht  jedes  Lohngesetz,  hinter  dem  nicht  der  Korpsgeist  der  Ar- 
beiter steht,  einen  Lufthieb').  Jede  autoritative  Lohnfestsetzung 2) 
für  die  Heimarbeit  würde  in  der  erzgebirgischen  Stickereiindustrie 
die  Folge  haben,  daß  eben  die  Arbeiterinnen  sich  gegenseitig 
unterbieten,  indem  sie  zu  wenig  Arbeitsstunden  angeben,  um  vor 
anderen  bevorzugt  zu  werden,  und  hiergegen  einzuschreiten,  gibt 
es  keinerlei  INIittel.  Auch  »obligatorische  Mindeststücklohntarife«  ^) 
scheinen  uns  für  die  Ausschneiderei,  sowie  die  sporadisch  auf- 
tretenden Hilfsarbeiten  (Nähen,  Einfassen,  Annähen  von  Oesen) 
praktisch  nicht  durchführbar.  Der  Mustertypen  sind  zu  viele; 
eine  Einteilung,  die  in  jeder  Saison  neu  zu  erfolgen  hätte,  kann 
infolge  der  Raschheit  des  Musterungswechsels  und  der  Schwer- 
fälligkeit des  bürokratischen  Apparates  nicht  in  genügend  schnel- 
ler Zeit  vorgenommen  w^erden,  zumal  eine  Anlehnung  an  Stapel- 
artikel nicht  möglich  ist^). 

Alle  diese  Mittel  versagen.  Nun  käme  noch  ein  ^>  großes, 
wirtschaftspolitisches«  ^)  Mittel,  die  Beförderung  der  Niederlassung 
von  Fabriken  durch  Bahnbau.  »Bauen  wir  Bahnen  in  jedes 
Gebirgstal.  Mit  der  ersten  Lokomotive,  die  Kohlen  hinaufbringt, 
bringen  wir  die  Fabrikindustrie  mit  hinauf.«  Alfred  Weber  hätte 
mit  demselben  Rechte  jedes  der  schon  angeführten  Mittel  als  ge- 
nau so  wirksam  zur  Bekämpfung  der  Heimarbeitsschäden  bezeich- 

i)  »Lohnpolitik  und  Lohntheorie  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Minimal- 
lohnes*.    Leipzig   1900  S.  315. 

2)  Vgl.  Punkt  8  des  Programms  des  »Gewerkvereins  der  Heimarbeiterinnen« 
(bei  Wilbrandt  a.  a.  O.  S.  202),  sowie  die  Resolution  des  Vereins  vom  Dezember 
1907  (»Tägl.  Rundschau«   vom  11.  XIL   1907). 

3)  A.  a.  O. 

4j  Berichtet  doch  sogar  die  »Soziale  Praxis«,  der  man  sicherlich  keinen 
Pessimismus  gegenüber  Tarifverträgen  nachsagen  kann,  (XVI.  S.  1 164/5)  ^o^^  ^^^ 
Ostschweizer  Stickerei,  daß  »die  Kompliziertheit  der  auf  gleichen  Maschinen  her- 
stellbaren Artikel«  und  »die  mannigfachen  Nebenbedingungen  bei  der  Fabrikation« 
eine  Tarifierung  »außerordentlich  schwierig«  machen;  sie  erscheine  »in 
gewissen  Zweigen  der  Stickerei  sogar  unmöglich«. 

5)  Alfred  Weber,  »Die  volkswirtschaftliche  Aufgabe  der  Hausindustrie«  im 
»Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  i.  D.  R.«  1901,  S.  405. 
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ncn  können.  Denn  In'ihnbau  ist  i;enau  so  ein  relatives  Mittel  wie 
jedes  andere.  Was  nützt  er  im  Tale,  wenn  die  Siedelungen,  wie 
es  in  unseren  Mittele^ebirgen  der  Fall  ist ,  auf  den  Hochflächen 
stundenweit  von  der  Station  liegen.^  Was  nützt  er,  wenn  die 
hohen  Preise  des  von  weither  zu  transportierenden  l^aumaterials 
die  Errichtung  der  Fabrikgebäude  recht  kostspielig  machen  wür- 
den.^ Die  Niederlassungsbedingungen  für  neue  Gewerbszweige 
im  Gebirge  sind  keinesfalls  verlockende :  teurer  Materialtransport, 
Steigen  der  Bodenpreise,  starker  Widerstand  der  meist  aus  den 
alteingesessenen  Industriellen  zusammengesetzten  Gemeindever- 
tretungen, teure  Lebensverhältnisse;  all  das  sind  äußerst  starke 
Reibungswiderstände.  So  möchten  wir  dem  Bahnbau  nur  dann 
die  von  Webei'  prophezeiten  Segnungen  beilegen,  wenn  zu  ihm 
noch  andere  sehr  günstige  Produktionsfaktoren  sich  gesellen. 
Im  Stickereigebiet  hat  er  jedenfalls  die  Hausindustrie  nicht  ver- 
drängen können,  ebensowenig  wie  er  andere  Industriezweige  einzu- 
führen vermochte.  Sicherlich  bringt  jede  Hebung  des  Verkehrs  Vor- 
teile für  eine  Gegend,  aber  ob  sie  immer  oder  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  dahin  wirkt,  dezentralisierten  durch  zentralisierten  Be- 
trieb zu  ersetzen,  ist  eine  nur  für  die  einzelne  Gegend  zu  beant- 
wortende Frage. 

Werfen  wir  nach  dieser  sozialen  Betrachtung  die  Frage  auf: 
»Könnte  die  erzgebirgische  Stickereiindustrie  unter  den  jetzigen 
Verhältnissen  ohne  Heimarbeit  auskommen.^«,  so  ist  klar,  daß  es 
sich  nur  um  die  Ausschneiderei  und  intermittierende  Hilfsarbei- 
ten handeln  kann;  denn  die  Hausindustrie  ist  durch  mannigfal- 
tige, wirtschaftliche  und  technische  Entwicklungsprozesse  zur 
Grundlage  des  Stickereigewerbes  geworden,  ihre  Unentbehrlich- 
keit  geht  zur  Genüge  aus  den  bisherigen  Erörterungen  hervor. 
Wohl  kann  die  Zurichtungsarbeit  unter  diesem  kritischen  Gesichts- 
punkte betrachtet  werden;  denn  ihre  Ausführung  ist  nur  zu  Zei- 
ten entsprechender  Mode  ein  essentieller  Bestandteil  des  Produk- 
tionsprozesses ;  vor  allem  das  Ausschneiden  ist  eine  Hilfsarbeit, 
welche  für  einzelne,  allerdings  die  zur  Zeit  hauptsächliche  Waren- 
gattungen, nicht  für  alle  Stickereierzeugnisse  nötig  ist. 

Das  bringt  uns  mitten  in  die  Erörterung  des  Problems :  wir 
haben  zu  untersuchen,  in  welchem  Verhältnis  die  Aus- 
schneiderei zur  gesamten  Industrie  stand  und  steht. 
Diese  Beziehungen  lassen  sich  dahin  zusammenfassen :  der  Be- 
darf nach    dieser  Arbeit  ist   einer    doppelten  Schwankung    unter- 
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werfen.  Erstens  ist  er  in  seiner  G  es  amt  au  s  d  e  h  n  ung  ab- 
hängig von  der  Mode  ;  richtet  der  Absatz  sich  auf  Rkisen-,  Klei- 
der-, Wäschestickerei,  kurz,  werden  ganze  Stoffe  bestickt,  so  ist  die 
Ausschneiderei  gleich  Null,  während  bei  einem  Fabrikationswechsel 
nach  den  Besätzen  hin  die  Nachfrage  nach  Arbeit  oft  über  die 
Leistungsfähigkeit  der  Arbeiterinnen  hinausgeht.  Zweitens  ist  der 
Arbeitsbedarf  abhängig  von  der  Saison  ;  hier  geben  die  viertel- 
jährlichen Ausweise  über  die  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  den  Schwankungen  innerhalb  des  »Wirtschaftsjahres«  i) 
Aufschluß ;  man  kann  soweit  gehen  ,  zu  behaupten,  daß  selbst 
am  einzelnen  > Wirtschaftstage«  der  Arbeitsbedarf  für  die  Aus- 
schneiderei schwankt ;  die  Arbeit  kann  immer  erst  dann  einsetzen, 
wenn  die  Spannung  vom  Sticker  abgeliefert  ist.  Es  kommt  oft 
vor,  daß  am  Vormittage  von  den  Lohnstickern  kein  Streifen 
Stickerei  gebracht  wird,  während  sie  sich  nachmittags  in  großer 
Zahl  einfinden.  Berücksichtigt  man  die  stete  Dringlichkeit  der 
Aufträge,  so  ergibt  sich  die  Unmöglichkeit  für  den  Stickereipro- 
duzenten ,  etwa  nach  bestimmtem  Schema  einen  Arbeitsvertei- 
lungsplan  aufstellen  zu  wollen. 

Aus  dieser  Unregelmäßigkeit  des  Arbeitsbedarfs  geht  wei- 
ter hervor,  daß  er  nicht  durch  ständige  Arbeitskräfte  gedeckt 
werden  kann.  Die  Heimarbeiterinnen  spielen  gewissermaßen  in 
der  Stickereiindustrie  die  Rolle,  welche  in  der  Landwirtschaft  den 
Wanderarbeitern  zufällt :  sie  ergänzen  die  ständigen  Arbeiter.  Diese 
privatwirtschaftliche  Seite  des  Heimarbeitsproblems  innerhalb  des 
untersuchten  Gewerbes  hervorzuheben,  liegt  um  so  näher ,  als 
man  sie  über  dem  Rufe  nach  Heimarbeiterschutz  hat  zu  sehr  in 
den  Hintergrund  treten  lassen.  Sicherlich  ist  die  Heimarbeit  in 
vielen  Gewerbszweigen  ein  durch  nichts  zu  rechtfertigendes  Be- 
triebssystem ;  aber  man  soll  darüber  nicht  leichthin  vergessen, 
daß  sie  oft  wie  im  vorliegenden  Falle  eine  wirtschaftliche  Notwen- 
digkeit isf^).  Vor  allem  gibt  die  vielgestaltige  Erscheinung  der 
Heimarbeit  den  besten  Weg    an ,    den    die  Sozialpolitik    bei    der 


1)  Plenge  a.   a.   O.   S.   28. 

2)  Wilbrandt  a.  a.  O.  S.  126/7  sieht  diese  Verhältnisse,  aber  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte, daß  sie  selbst  bei  höheren  Löhnen  die  Heimarbeit  nicht  verschwinden 
lassen.  Sombart  in  »Soziale  Praxis«  XIII,  S.  593 :  »Man  kann  die  Hausindustrie 
bekämpfen  und  doch  im  einzelnen  Falle  auf  die  Erhaltung  der  hausindustriellen 
Arbeit  dringen  (!)«.  Ueber  die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Heimarbeit  vgl. 
Bücher^   »Hausindustrie«  im  »Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  <,   2.  Aufl.  Bd.  II,  S.  79. 
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Verbesserung"  der  Minkonimensvcrhaltnisse  —  denn  daraiit  läuft 
die  ganze  Heimarbeitsbeweguni;-  hinaus  —  einzuschlagen  hat: 
»ein  den  lokalen  und  fachlichen  Verhältnissen  sich  anschmiegen- 
des kasuistisches  Vorgehen«  ').  Generelle  Maßregeln  »kurieren 
auf  Symptome  los«,  wie  Bücher  mit  Recht  hervorhebt,  und  an- 
scheinend kann  der  neue  Ileimarbeitsgesetzentwurf,  der  momen- 
tan in  der  Reichstagskommission  beraten  wird,  den  Eibenstocker 
Heimarbeitern  nicht  helfen;  die  lokalen  Abhängigkeitsverhältnisse, 
den  größten  Hemmschuh,  beseitigt  er  doch  nicht.  Hagegen  hilft 
auch  die  Oeftentlichkeit  der  Lohnlisten  nicht. 

b)    Die    Kinderarbeit. 

Die  Kmder,  welche  sich  aus  Sticker-,  Arbeiter-  und  Unter- 
beamtenkreisen rekrutieren,  werden  zu  89%  (680  von  767)  in  der 
Stickereiindustrie  beschäftigt,  und  zwar  wie  ihre  Mütter  und 
Schwestern  mit  dem  Ausschneiden  oder  mit  dem  Fädeln,  das 
selten  von  Erwachsenen  besorgt  wird;  wenige  ältere  passen  in 
hausindustriellen  Maschinenräumen  auf-).  Die  Zahl  der  Beschäf- 
tigten betrug  im  Februar  1898:  943,  im  Juni  1905:  76y^).  So 
skeptisch  man  gerade  den  Ergebnissen  der  letzten  Zählung  ge- 
genüberstehen muß,  so  kann  doch  auf  einen  Rückgang  der  Kin- 
derarbeit geschlossen  werden,  welcher  durch  die  verbesserten  Er- 
werbsverhältnisse der  Eltern  bedingt  ist.  Immerhin  ist  der  Pro- 
zentsatz der  gewerblich  tätigen  Kinder  noch  sehr  hoch.  Von 
1561   Schulkindern    waren    danach    47°/o    mit  gewerblicher  Arbeit 


i)  Bücher  a.  a.  O.  S.  80. 

2)  Verteilung  der  Kinder  auf  die  einzelnen  Beschäftigungen: 

(Nach  den  Akten  des  Stadtrates) 


Knaben 

Mädchen 

Summe 

Ausschneiden  : 

136 

269 

405 

Fädehi  und  Aufpassen : 

137 

138 

275 

Häusliche  Dienste,  Land- 

und  Forstwirtschaft : 

46 

21 

67 

Gastwirtschaft : 

2 

— 

2 

Zeitungtragen  : 

8 

.     10 

18 

329  438  767 

Die  Zahl  der  Fädelkinder  ist  anscheinend  zu  hoch  gegriffen  ;  eine  scharfe  Tren- 
nung zwischen  Ausschneiden  und  Fädeln  ist  statistisch  nkht  durchzuführen,  da  die 
Kinder  in  beiden  Hilfsarbeiten  beschäftigt  werden. 

3)  In  der  gesamten  sächsischen  Stickerei  waren  damals  11  601  Kinder  gewerb- 
lich tätig.  Agahd,  »Kinderarbeit  und  Gesetz  gegen  die  Ausnutzung  kindlicher 
Arbeitskraft  in  Deutschland«.     Jena   1902,  S.  42. 
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beschäftigt,  von  den   1390  Kindern    der  Bürgerschule  I    und  II'), 
welche  für  die  Beschäftigung  allein  in  Rechnung  zu  ziehen  sind, 

52%. 

Beide  Arbeiten,  Fädeln  und  Ausschneiden,  sind  körperlich 
leicht;  letzteres  zwingt  allerdings  das  Kind  zu  großer  Aufmerk- 
samkeit, denn  durch  einen  Schnitt  in  die  Stickerei  würde  ein  er- 
heblicher Teil  des  Verdienstes  verloren  gehen.  Die  Arbeiten 
können  ohne  besondere  Vorrichtung  begonnen  und  im  Nu  ein- 
gestellt werden.  Das  Fädeln  erfolgt  jetzt  meist  durch  die  Ma- 
schine-), außer  in  kinderreichen  Stickerfamilien,  wo  das  eigene 
Kind  natürlich  noch  billiger  arbeitet  als  der  Apparat.  Solange 
die  Arbeiten  die  gesetzlichen  ]\Iaximalzeiten  nicht  überschreiten, 
ergeben  sich  kaum  gesundheitliche  Nachteile  für  die  Kinder,  zu- 
mal im  Sommer  viel  im  Freien  gearbeitet  wird.  Das  Stickerei- 
gewerbe nimmt  infolge  Bekanntmachung"  des  Reichskanzlers  vom 
17.  Dezember  1903  an  den  Ausnahmen  von  §§  12  und  13,  Abs.  i 
des  Kinderschutzgesetzes  teil  ^). 

Von  Schäden  ist  die  Kinderarbeit  auch  in  Eibenstock  nicht 
frei^).  Nach  der  einzigen  vorliegenden  Aufnahme  werden  die 
Kinder  in  zu  frühem  Alter  beschäftigt,  außerdem  71,  d.  h.  9,8% 
am  Sonntag,  allerdings  nur  die  Hälfte  von  ihnen  in  der  Stickerei. 
Die  tägliche  Beschäftigung  überschreitet  in  71  Fällen,  d.  s.  9,8% 
die  gesetzliche  Abendgrenze,  und  bei  179,  d.  s.  24,60/0,  werden 
die  vorgeschriebenen  Pausen  nicht  eincrehalten.    Die  Arbeitsdauer 


i)  Die  Schule  gliedert  sich  in  drei  Teile ;  Selekta,  Bürgerschule  I  und  II, 
welche  sich   durch  die  Höhe  des  Schulgeldes  und  das  Unterrichtsziel  unterscheiden. 

2)  Vgl.  oben  S.   29  f. 

3)  Aus  Absatz  2  der  Bekanntmachung :  die  Kinder  dürfen  nur  mit  solchen 
Arbeiten  beschäftigt  werden,  welche  nach  dem  Verzeichnis  für  die  einzelnen  Werk- 
stätten gestattet  sind  (IX  f:  leichte  Arbeiten  und  Handreichungen;  Auszäckeln  und 
Ausschneiden,  Fädeln,  Zäckeln  und  Fadenabschneiden  in  Handmaschinenräumen  und 
Zäckelstuben). 

4)  Ein  achtjähriges  Mädchen  wird  mit  Fädeln  acht  Stunden  täglich 
beschäftigt  und  ist  infolgedessen  körperlich  und  geistig  abgespannt.  Die  Pausen 
werden  nicht  gehalten,  und  dieses  Kind  soll  auch  Sonntags  drei  Stunden  arbeiten. 
Ein  neunjähriges  Mädchen  schneidet  am  Tage  sieben  Stunden  aus  und 
ist  Sonntags  vier  Stunden  beschäftigt.  Die  Leistungen  in  der  Schule  sind  mangelhaft. 
Ein  achtjähriges  Mädchen  wird  täglich  sechs  Stunden  mit  Ausschneiden 
beschäftigt,  außerdem  vor  Beginn  des  Unterrichts  ein  bis  zwei  Stunden.  Leistungen 
ebenfalls  mangelhaft.  In  einem  Falle  wird  ein  achtjähriges  Mädchen  mit 
Fädeln  elf  (?)  Stunden  und  bis  abends  '/s  10  Uhr  ohne  Einhaltung  der  Pausen  be- 
schäftigt.    Aus  der  Statistik  von   1905. 
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zeigt  cini-n  hdhcn  Prozensatz  von  Ucbcrbcschäftigung  an  :  237, 
d.s.  32,6%,  selbst  wenn  man  diesen  Begriff  auf  die  Arbeitszeiten 
über  sechs  Stunden  beschränken  würde.  Die  Statistik  wurde  am 
7.  Juni  1905  aufgenommen,  also  zu  einer  Zeit,  in  welcher  das 
Geschäft  noch  rege  zu  sein  pflegt.  Die  Beschäftigungsdauer  ist 
großen  Schwankungen  unterworfen.  Sie  ist  bei  schlechtem  Wetter, 
wo  die  Kinder  im  Hause  bleiben,  länger  als  bei  gutem ;  in  der 
stillen  Zeit  gibt  es  Tage,  ja  Wochen,  in  denen  Kinder  überhaupt 
nicht  tätig  sein  können.  Auch  hier  macht  die  Mode  ihre  Ein- 
flüsse geltend  wie  bei  der  Frauenheimarbeit.  Die  Stati.stik  gibt 
also  nur  einen  Ausschnitt;  aber  die  Gesamtverhältnisse  werden 
sich  im  Durchschnitt  kaum  besser  stellen,  da  eine  Ueberbeschäf- 
tigung  während  der  Saison  selbst  von  den  Industriellen  zugegeben 
wird.  Auf  Exaktheit  kann  die  Statistik  keinen  Anspruch  machen; 
aber  unter  dem  Einflüsse  des  Elternhauses  ist  das  Kind  weit  eher 
geneigt,  zu  günstige,  als  zu  ungünstige  Angaben  zu  machen. 

Die  Zahl  der  Kinder,  welche  offensichtlich  körperlich  und 
geistig  unter  der  Ueberanstrengung  leiden,  gibt  Zeugnis  von  zu 
intensiver  Beschäftigung.  20  Kinder  (2,7  %)  waren  daher  in  der 
körperlichen  Entwicklung  zurückgeblieben,  34  (4,6%)  zeigten 
gänzliche  Teilnahmlosigkeit  im  Unterrichte.  Der  Schulinspektions- 
beamte  klagt,  daß  schulpflichtige  Kinder  über  Gebühr  zu  gewerb- 
licher Arbeit  herangezogen  werden  und  infolgedessen  dem  Unter- 
richt nur  mit  geringer  Regsamkeit  folgen,  auch  die  Hausarbeiten 
wenig  sorgfältig  anfertigen.  In  manchen  Klassen  der  Bürger- 
schule II  liefSen  Fleiß  und  Aufmerksamkeit  »fast  alles  zu  wün- 
schen übrig«. 

P'ast  90%  der  gewerblich  tätigen  Kinder  sind  eigene  im  Sinn 
des  Gesetzes.  Vor  dem  Erlasse  desselben  war  die  überwiegende 
Zahl  in  hausindustriellen  und  Fabrikmaschinenräumen  beschäftigt. 
Diese  Abwanderung  ist  als  ein  segensreicher  Erfolg  des  Gesetzes 
zu  betrachten.  Die  Ausnutzung  der  kindlichen  Arbeitskraft .  ist 
im  fremden  Gewerberaume  systematischer  und  intensiver  als  im 
Elternhause.  Wir  sahen,  es  gibt  Eltern,  die  ihre  Nachkommen 
in  unheilvoller  Weise  ausnutzen;  aber  jedenfalls  ist  die  gesamte 
Gefahr  der  Ueberanstrengung  geringer  geworden  ^).    Nun  ist  zwar 

i)  Vgl.  auch  die  bei  Agahd  a.  a.  O.  S.  182  angeführte  Aeußerung  des  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten für  Sachsen-Meiningen ;  dieser  bemerkt,  daß  eine  Milderung 
der  Schäden  der  Kinderarbeit  erzielt  werden  würde,  wenn  dieselbe  »nur  unter  Auf- 
sicht der  Eltern  im  Hause,  nicht  gemeinschaftlich  unter  fremden  Menschen  in 
fremden  Häusern  ausgeübt  wird«. 
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die  gewerbliche  Tätigkeit  der  Kinder  eine  wichtige  Ursache  jener 
mangelnden  geistigen  Regsamkeit ;  aber  sie  ist  nicht  die  ein- 
zige. Die  häuslichen  Verhältnisse,  vor  allem  die  langen  Arbeits- 
zeiten der  Eltern,  lassen  sie  wenig  Interesse  an  dem  geistigen 
Fortkommen  der  Kinder  nehmen.  In  vielen  Fällen  ist  die  Kinder- 
arbeit bittere  Notwendigkeit;  die  Unterbeamten,  die  Tagelöhner, 
die  Holzschleiferei-  und  Waldarbeiter  verdienen  ungefähr  3  oU 
am  Tage,  ein  Einkommen,  mit  dem  unter  jetzigen  Verhältnissen 
eine  kinderreiche  Familie  nicht  zu  ernähren  ist.  Die  ]\Iöglich- 
keit,  das  Einkommen  zu  erhöhen,  wächst  mit  der  Kinderzahl,  und 
so  kann  man  von  ^Müttern  hören,  daß  sie  die  hohe  Kinderzahl 
als  einen  großen  Vorteil  betrachten. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  haben  bisher  nicht  im  ent- 
ferntesten durchgeführt  werden  können  infolge  des  hohen  Prozent- 
satzes der  » eigenen  <  Kinder.  Eine  Kontrolle  könnte  nur  durch 
einen  Spezialbeamten,  der  für  den  Stadtbezirk  allein  tätig  wäre, 
erfolgen  —  wenn  man  sich  überhaupt  zu  diesem  immerhin  weit- 
gehenden Eingriff  in  die  Familienverhältnisse  entschließen  könnte. 
Von  der  ^litarbeit  der  Schule  ist  wenig  zu  erwarten.  Der  Lehrer 
hat  das  Recht,  auf  dem  Umwege  über  die  Schulaufsichtsbehörde 
in  einzelnen  Fällen,  »sofern  erhebliche  Mißstände  zutage  ge- 
treten sind«  ^),  bei  der  Polizeibehörde  Beschränkung  der  Arbeits- 
zeit für  ein  Kind  beantragen  zu  lassen.  Aber  die  Lehrerschaft 
hütet  sich,  den  Unwillen  der  Mitbürger  auf  sich  zu  laden ;  denn 
in  der  Kleinstadt  würde  man  ihr  diese  Einmischung  in  vermeint- 
liche Elternrechte  schwer  verdenken,  und  schließlich  würde  das 
Kind  doch  keinen  Nutzen  haben  "^j. 

So  hat  sich  der  Schutz,  den  das  Gesetz  den  Kindern  brachte, 
darauf  beschränkt,  daß  er  sie  dem  Elternhause  zuführte.  Die 
Schäden,  gegen  die  es  sich  in  erster  Reihe  w^endet  —  Nacht-  und 
Früharbeit  —  sind  ja  weniger  im  Gebirgsdistrikte  als  in  der  Groß- 
stadt vertreten.  Die  düsteren  Bilder,  wie  sie  etwa  AgaJid  für  die 
Großstadt  schildert,  sind  im  Gebirge  nicht  typisch. 

Die  Weiterbildung  des  Gesetzes  bis  zum  Verbote  jeder  Kin- 
derarbeit ist  eine  Forderung,  deren  Verwirklichung  zwar  zunächst 
nicht  zu  erwarten  ist,  die  aber  gleichwohl  diskutiert  w^erden  muß. 
Das  Gesetz  hat  die  Kinder  dem  Elternhause  zugeführt,    und  was 


i)  §  20,  Absatz   I    des  Gesetzes  vom  30.  März   1903. 

2)  Vgl.  die  ähnlichen  Ausführungen  bei   Wilbrandt  a.  a.  O.  S.  87  ff. 


—     i6o     — 

nunmehr  an  Retoiincn  der  Kinderarlieit  zu  erfolgen  hat,  das  hat 
am  Elternhause  einzusetzen.  Kinderarbeit  ist  regelmäßig  eine 
Folge  wirtschaftlichen  Notstandes,  in  manchen  Fällen  auch  elter- 
licher Habsucht.  ^-Mehr  als  alle  Verbote  [würden]  allgemeine 
soziale  Reformen  die  Kinderarbeit  vermindern «^^  i).  Für  die  Bei- 
behaltung der  Kinderarbeit  treten  die  Industriellen  energisch  ein  ; 
es  werden  vor  allem  erzieherische  Gründe  angegeben:  »Die  Kin- 
der erlangen  die  nötige  Geübtheit,  sind  weniger  Gefahren  ausge- 
setzt, da  sie  während  der  Beschäftigung  der  Beaufsichtigung  der 
Mutter  unterstehen,  während  sie  sonst  herumlungern  würden«'  ^). 
Der  Gesetzgeber  nimmt  ja  einen  ähnlichen  Standpunkt  ein,  indem  er 
bemerkt,  »daß  eine  mäßige  Beschäftigung  von  Kindern  insofern  ihre 
Berechtigung  hat,  als  sie  geeignet  ist,  die  Kinder  an  körperliche  Tätig- 
keit zu  gewöhnen,  den  Sinn  für  Fleiß  und  Sparsamkeit  zu  wecken 
und  sie  vor  Müßiggang  und  anderen  Abwegen  zu  bewahren«  ^).  So 
skeptisch  man  dem  fürsorglichen  Interesse  der  Unternehmer  an 
der  Jugenderziehung  gegenüberstehen  muß,  so  wenig  kann  man 
die  Gefahren  bestreiten,  die  sich  in  manchen  Fällen,  aber  nicht 
in  der  Regel  aus  dem  unbeaufsichtigten  Umherstreifen  für  die 
Jugend  ergeben.  Die  angestrengte  Erwerbstätigkeit  läßt  eben 
den  Eltern  zur  Erziehung  keine  Zeit.  Aber  jenes  Eintreten  der 
Industriellen  für  die  Kinderarbeit  ist  übertrieben;  denn  die  Stickerei 
ist  in  Eibenstock  durchaus  nicht  dauernd  auf  sie  angewiesen,  nur 
in  Zeiten  der  Hochsaison  ist  eine  Mithilfe  der  jungen  Kräfte 
wünschenswert.  Denn  »in  der  Regel  schneidet  die  Mutter  den 
größten  Teil  der  Streifen  selbst  aus«"*).  Von  den  Eltern  wird 
die  Kinderarbeit  meist  nicht  als  schädlich  angesehen.  Sie  ist  im 
Erzgebirge  eine  geschichtliche  Erscheinung  ;  in  der  Klöppelei 
wurden  bereits  vierjährige  Kinder  zur  Arbeit  ^)  herangezogen,  weil 
man  glaubte,  sie  würden  sonst  nicht  die  nötige  Geschicklichkeit 
erlangen  —  abgesehen  von  der  wirtschaftlichen  Notwendigkeit"). 


i)   Wilbra7idt  a.  a.  O.  S.   89. 

2)  Beschluß  des  Stadtrats  vom  29.   Oktober   1905. 

3)  Agahd  a.   a.   O.   S.    171. 

4)  Beschluß  des  Stadtrats  vom  29.  Oktober   1905. 

5)  V.  Süssmilch  a.  a.  O.  S.  440. 

6)  Nur  aus  diesem  historischen  Hintergründe  herauS  ist  z.  B.  folgendes  Vor- 
kommnis zu  verstehen :  ein  Fabrikant  zahlte  den  Kindern  seiner  Sticker  für  das 
Nädlich  zu  fädeln  3  Pfg.  (i  Stunde  Arbeit),  ein  Verdienst,  welcher  als  Zuschuß  für 
den  Haushalt   beim  Sticker  wenig   in  Betracht  kommt ;    als  Fädelmaschinen  aufge- 
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Die  Eltern  meinen,  wenn  ihnen  in  der  Jugend  die  Arbeit  nicht 
geschadet  habe,  so  könne  sie  auch  für  ihre  Kinder  beibe- 
halten werden  —  eine  Ansicht,  die  sich  auch  daraus  erklärt,  daß 
die  Kinder  im  Vaterhause  meist  nicht  überanstrengt  werden. 
Für  die  vorläufige  Beibehaltung  der  mäßigen  Kinderarbeit 
sprechen  demnach  in  der  Stickereiindustrie  privatwirtschaftliche 
und  soziale  Gründe ;  aber  ihre  endgültige  Beseitigung  wird  nichts- 
destoweniger dauernd  ein  Ziel  der  Sozialpolitik  bleiben  müssen. 
Kasuistisches  Vorgehen  der  Gesetzgebung  ist  auch  hier  zu  em- 
pfehlen ;  so  wird  die  Freigabe  der  Kinderarbeit  für  wenige  Wochen 
der  Hochsaison  im  Interesse  der  Modeindustrie  und  ihrer  gesam- 
ten Arbeiterschaft  nicht  abzuweisen  sein. 


stellt    werden    sollten,    murrten    die  Arbeiter,    man  wolle  ihren  Kindern  die  Fädel- 
groschen  nehmen. 


Zeitsch:ift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  35.  I  I 
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Schluss. 

Werfen  wir  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  Untersuchungen, 
so  ist  es  nötig,  hervorzuheben,  daß  die  Mode  in  ihren  Beziehungen 
zu  einer  lokalen  Industrie  betrachtet  wurde  und  daß  daher 
die  gewonnenen  Ergebnisse  wesentlich  nur  innerhalb  dieses  Rah- 
mens gelten  können. 

Wichtig  ist  besonders,  daß  die  Stickereimode  international 
ist,  das  Stickereigewerbe  hingegen  wesentlich  lokal ;  daher  rührt 
die  starke  Macht,  die  der  Handel  auf  diese  Industrie  ausübt. 
Doch  müssen  wir  uns  hüten,  ihn  allein  als  den  modemachenden 
Faktor  anzusehen ;  wir  können  uns  auch  nicht  der  Meinung  an- 
schließen, daß  die  Modedame  oder  ein  Pariser  Schneider  d  i  e 
Mode  machen  könne.  Gewiß,  sie  machen  Modelle ;  aber 
diese  werden  durchaus  nicht  immer  zur  allgemeinen  Tracht.  Im 
Gegenteil,  die  Mode  selbst  entsteht  im  Schöße  der  Industrie,  und 
immer  bedarf  sie  der  Hilfe  des  Handels,  welcher  ihre  Erzeugnisse 
erst  im  engen,  dann  im  weiten  Kreise  marktfähig  macht.  Aber 
wir  sehen,  die  Bemühungen  des  Handels,  irgend  einer  Mode  zur 
internationalen  Geltung  zu  verhelfen,  scheitern  an  mannigfachen 
Hindernissen. 

Als  Voraussetzungen,  unter  denen  in  der  Stickerei  sich  eine 
Mode  durchsetzen  kann,  sind  zunächst  zu  nennen:  die  Verbindung 
mit  maßgebenden  Nouveautchäusern  und  daher  eine  technisch  vor- 
zügliche Herstellung.  Dieser  Prozeß  der  Xeueinführung  wieder- 
holt sich  beständig  infolge  der  Konkurrenz  unter  den  Erzeugern. 
Der  nun  folgende  Vorgang  der  Vulgarisierung  setzt  wiederum  die 
Hilfe  des  Handels  voraus  und  zwar  eines  international  verteilten 
Händlertums  —  entweder  nach  dem  Einkäufer-  oder  nach  dem 
Agentensystem.  Die  Anfertigung  des  Artikels  kann  nur  erfolgen 
durch  einen  qualifizierten  Arbeiterstamm ;  gerade  dieses  Moment 
darf  nicht  vergessen  werden  —  je  minderwertiger  die  Arbeits- 
kräfte   sind,    um    so    schlechter    ist   die  Ware    und    um   so  kürzer 
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die  Mode;  denn  neben  dem  >Effekt«  spielt  die  Haltbarkeit  des 
Erzeugnisses  selbst  bei  den  immer  als  Luxusartikel  anzusehenden 
Stickereien  eine  wichtige  Rolle.  Der  Beispiele  haben  wir  mehrere 
kennen  gelernt.  Die  Verdrängung  einer  Mode  in  der  Stickerei 
beruhte  bisher  fast  immer  auf  dem  Vordringen  einer  anderen,  da- 
mals qualitativ  leistungsfähigeren  Industrie.  Weiterhin  muß  das 
Gewerbe  imstande  sein,  den  Modebedarf  quantitativ  zu  decken. 
Waren,  welche  nicht  in  genügender  Menge  geliefert  werden 
können,  verlieren  beim  Händler  das  Interesse ;  er  streicht  sie  ein- 
fach aus  seinen  Kollektionen.  Damit  und  mit  dem  Saisoncharak- 
ter der  Industrie  hängt  zusammen  die  Notwendigkeit  des  Vor- 
handenseins beliebig  vermehrbarer  Produktivkräfte  ;  daraus  erklärt 
sich  in  der  Hauptsache  das  Vorherrschen  des  elastischen  Ver- 
lagssystems und  die  Inanspruchnahme  der  Frauen-  und  Kinder- 
heimarbeit. 

Doch  wir  sahen  die  Konjunktur  des  Modegewerbes  beein- 
flußt durch  weitere  exogene  Kräfte:  durch  die  Kaufkraft  der 
Bevölkerung,  also  durch  die  ganze  wirtschaftliche  Lage  eines 
Landes,  durch  Kriege,  Seuchen  usw.,  weiterhin  durch  die  Zoll- 
verhältnisse. Als  Schutz  gegen  die  Schäden  solcher  Einzelnieder- 
gänge lernten  wir  den  internationalen  Absatz  kennen. 

Also  ist  die  Bezeichnung  Mo degewerbe  letzthin  irreführend; 
denn  die  unsichere  Grundlage  einer  solchen  Industrie,  welche 
durch  jene  Bezeichnung  angedeutet  werden  soll,  wird  weniger 
durch  die  Mode  als  durch  ein  Zusammenwirken  mannigfacher 
anderer  Faktoren  geschaffen.  Die  gedeihliche  Wirksamkeit  dieser 
wirtschaftlichen  Komponenten  zu  veranlassen,  liegt  nur  zum  Teil 
in  der  Hand  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter.  Es  ist  für  die 
Produzenten  beständige,  intensive  Arbeit  nötig,  um  die  Konjunk- 
tur durch  geschickte  Bedarfserregung  und  Absatzorganisation  zu 
behaupten.  Musterungswechsel  und  Fabrikationswechsel  charak- 
terisieren diesen  heißen  Kampf  um  den  Markt.  Scheint  dann 
alles  verloren,  so  bleibt  als  ultima  ratio  nur  die  Betriebsumwand- 
lung —  aber  gerade  dieser  Vorgang,  an  den  das  viel  mißbrauchte 
Wort  vom  Modewechsel  erinnert,  ist  eine  ganze  seltene  Konjunktur- 
erscheinung. In  diesem  Zustande  lebte  unsere  Stickereiindustrie 
immer  ein  erhöhtes  wirtschaftliches  Leben.  Doch  war  dieses 
Dasein  regelmäßig  von  relativ  kurzer  Dauer. 

So  steht  auch  jetzt  die  Eibenstocker  Industrie  vor  einer  unge- 
wissen Zukunft.     Dauerndes  P'undament  für  ein  Gewerbe  können 
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die  bunten  Besätze  nicht  sein  und  nicht  werden,  soweit  sich  aus 
den  Vorgängen  der  letzten  50  Jahre  schheßen  läßt.  Die  dauernde 
Gewinnung  des  Marktes  für  einen  Stapelartikel  erscheint  jetzt 
schwerer  als  einst.  Plauener  Schiffchenstickerei  und  Barmener 
Bandweberei  haben  geringere  Selbstkosten  als  die  Eibenstocker 
Handmaschinenstickerei.  So  wird  voraussichtlich  auch  fernerhin 
die  Eibenstocker  Industrie  ein  wenig  sicheres  und  vielbewegtes 
Leben  führen,  das  nicht  den  Idealen  behaglicher  Entwicklung 
entspricht.  Al)er  auch  solche  wechselvolle  Schicksale  haben  im 
Wirtschaftsleben  ihr  Gutes  :  sie  schaffen  eine  Vergangenheit,  aus 
der  die  Gegenwart  und  die  Zukunft  lernen  kann.  Vor  allem  soll 
sich  die  Gegenwart  nicht  der  Einsicht  verschließen,  daß  die  jetzige 
Eibenstocker  Technik  und  ihre  Hauptprodukte  nichts  wie  ein  Bild 
im  Wechsel  der  Konjunkturerscheinungen  sind;  aber  auch  nicht 
der  Zuversicht,  dafi  in  diesem  Kampf  um  das  industrielle  Dasein 
dem  kleinen  Gewerbe  die  Kräfte  gestählt  worden  sind.  Mag  auch 
die  Handmaschine  technisch  überholt  werden,  mag  sie  ganz  ver- 
schwinden —  die  wirtschaftliche  Regsamkeit  und  Beweglichkeit 
der  Bevölkerung  wird  erhalten  bleiben  und  damit  auch  die  Kraft 
zu  immer  neuer  Betätigung  auf  dem  stürmischen  Meere  der  Mode- 
industrien. 
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ALLE  RECHTE  VORBEHALTEN. 


Vorwort. 


Württemberg  besitzt  noch  keine  Darstellung  über  die  als 
Segment  für  die  deutsche  Agrargeschichte  und  Agrarpolitik  gleich- 
interessante Durchführung  der  Befreiung  des  Bauern  von  den  ehe- 
dem   auf  seiner  Person  oder  seinem  Gut  ruhenden  Lasten. 

Diese  Lücke  sucht  die  vorliegende  Arbeit  auszufüllen. 

Sie  gründet  sich  zum  größten  Teil  auf  die  in  den  Archiven 
vorhandenen  Akten,  namentlich  jene  des  K.  Finanzarchivs  und 
des  K.  Archivs  des  Innern  in  Ludwigsburg.  —  Für  die  verschie- 
denen gesetzgeberischen  Maßnahmen  sind  jeweils  die  Gesetzentwürfe 
sowie  die  Beratungen  in  der  Ständeversammlung  eingehend  verwertet. 

Seit  der  Mediatisierung  durch  die  Krone  Bayern  und  Württem- 
berg nimmt  die  zum  Teil  in  Württemberg  gelegene  fürstliche 
Standesherrschaft  Oettingen- Wallerstein  eine  singulare  Stellung  ein. 
Der  die  Interessen  seines  Mündels  vertretende  Prinz  Karl  von 
Oettingen- Wallerstein  wurde  später  wegen  seiner  speziellen  Kennt- 
nisse der  Verhältnisse  und  der  glänzenden  Dialektik,  mit  welcher 
er  dieselben  klarlegte  und  verteidigte,  von  dem  standesherrlichen 
Konsortium,  als  es  galt,  gegen  die  Gesetzgebung  in  Württemberg 
bei  der  Bundesversammlung  vorzugehen,  zum  Generalvertreter  dort 
aufgestellt. 

Es  lag  aus  diesem  Grunde  die  Vermutung  nahe,  daß  im  fürst- 
lichen Archiv  sich  Material  zur  Beleuchtung  der  vorliegenden  Frage 
vorfinden  werde. 

Einem  Ansuchen  um  Benützung  dieser  Akten  wurde  in  der 
liberalsten  Weise  entsprochen.  In  der  Tat  müßte  jene  ohne  Ver- 
wertung dieser  ebenso  interessanten^  als  umfangreichen  Akten  ver- 
suchte Darstellung  Stückwerk  bleiben. 

Sehr  wertvolle  und  belehrende  Akten  barg  auch  die  Registratur 
des  K.  Geheimen  Rates,  das  freiherrlich  von  Ow'sche  Archiv  in 
Wachendorf,  sowie  jenes  der  Landstände. 
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Es  ist  mir  inneres  Bedürfnis,  dem  K.  Staatsministerium,  den 
K.  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Innern,  sowie  den  Vorständen 
der  oben  erwähnten  staatlichen  Archive,  der  fürstlich  Oettingen- 
Wallerstein  sehen  Standesherrschaft,  dem  fürstlichen  Archivar  Herrn 
Dr.  Diemand,  Sr.  Exzellenz  Herrn  Staatsrat  Freiherrn  von  Ou- 
Wachendorf,  sowie  Herrn  Oberregierungsrat  Dr.  jur.  v.  Adam  so- 
wohl für  die  gewährte  Benützung  der  Akten,  wie  für  die  überaus 
reiche  Förderung  meiner  Arbeit,  auch  an  dieser  Stelle  meinen  ver- 
bindlichsten Dank  auszusprechen. 
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Einleitung. 


Württemberg  bestand  an  der  Wende  des  18.  Jahrhunderts, 
welche  den  natürlichen  Ausgangspunkt  der  vorliegenden  Darstellung 
bildet,  nur  aus  den  sog.  altwürttembergischen  Stammlanden.  Der 
Reichsdeputationshauptschluß  vom  25.  Januar  1803')  hatte  die  An- 
gliederung  der  sog.  neuwürttembergischen  Gebiete  zur  Folge.  Der 
Staatsvertrag  mit  Frankreich  vom  12.  Dezember  1805  und  der 
Preßburger  Friede  vom  26.  Dezember  1805  führte  zu  weiteren  Ge- 
bietsvergrößerungen, die  mit  der  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806 
als  abgeschlossen  zu  betrachten  waren.  Es  waren  nun  sämtliche 
in  den  und  um  die  alten  Stammlande  gelagerten  Besitzungen,  so- 
weit deren  Inkorporierung  überhaupt  möglich  war,  der  württem- 
bergischen Souveränität  einverleibt  worden.  Neben  einer  Anzahl 
von  Reichsstädten  und  Klöstern  kamen  namentlich  die  Besitzungen 
des  standesherrlichen  und  ritterschaftlichen  Adels  in  Betracht. 

Was  die  Agrarverfassung  anbelangt,  so  gliederte  sich  Württem- 
berg damals  dem  Typus  des  deutschen  Südwestens  insofern  ein, 
als  der  Bauer  auch  hier  einen  dreifachen  Herrn  —  den  Gerichts-, 
den  Leib  und  den  Grundherrn  —  hatte').  Diese  drei  Rechtsver- 
hältnisse bestimmten  das  Leben  des  Bauern  nach  allen  Richtungen. 

Der  Gerichtsherr  stand  dem  Bauern  als  Inhaber  der  öffent- 
lich-rechtlichen Gewalt  gegenüber.  Der  Bauer  war  Untertan,  seine 
Leistungen  an  den  Herrn  bestanden  teils  in  Abgaben,  teils  in 
Diensten.  Von  den  letzteren  kamen  besonders  die  Fronen  in  Be- 
tracht, welche  der  Bauer  mit  der  Hand  oder  mit  Roß  und  Wagen 
(Hand-  und  Spanndienste)  zu  leisten  hatte.  Sie  waren  meist  un- 
gemessen,   wenn   auch    nicht   maßlos.     Nach  Leistung   der  Dienste 


1)  Ludwig  Th.,  Der  Badische  Bauer  im  18.  Jahrh.  S.  33  ff.  Hausmann  Sab., 
Die  Grundentlastung  in  Bayern  S.  44  ff.  (Abh.  a.  d.  staatsvv.  Sem.  zu  Straßburg. 
X  u.  XVI.)     Knapp  Th.,  Rechtsgeschichtliche   Beiträge   S.  131  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  36.  1 
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war,  ohne  einen  Rechtsanspruch  zu  begründen,  die  Darreichung 
einer  kleinen  Ergötzlichkeit  oder  eine  Geldgabe  herkömmlich.  Die 
hieraus  sich  ergebende  Belastung  des  herrschaftlichen  Budgets 
führte  schon  frühzeitig  dazu,  für  die  Leistungen  in  natura  ganz 
oder  teilweise  eine  Abgabe  in  Geld  festzusetzen.  Man  findet  des- 
halb allenthalben  derartige  Fron-  und  Fronsurrogatgelder. 

Ein  weiterer  Ausfluß  der  Gerichtsgewalt  war  das  Recht  auf 
Bezug  der  aus  der  gerichtsherrlichen  Tätigkeit  fließenden  Gefälle, 
sowie  auf  Bezüge  steuerartiger  Natur  wie  Beeden,  Rauchhühner 
usw.  Seinem  Umfange  nach  umfaßte  dieses  Recht  gewöhnlich 
das  ganze  Dorf.  Dessen  Einwohner  sahen  somit  in  der  Obrigkeit 
die  höchste  Gewalt  verkörpert.  Auch  den  Abzug  der  aus  dem 
Dorfe  wegziehenden  Bürger  belegte  der  Gerichtsherr  wiegen  der 
hierdurch  sich  ergebenden  Schwächung  der  Gesamtsteuerkraft  mit 
einer  Abgabe.  Nicht  im  Leben  allein,  auch  im  Tode  wurden, 
wenn  auch  nicht  allgemein,  Abgaben  erhoben,  als  deren  Haupt- 
repräsentanten wir  das  Hauptrecht  kennen. 

Die  zweite  über  dem  Bauern  stehende  Gewalt,  die  Leib- 
herrschaft') gehört  dem  Gebiete  des  Privatrechts  an.  An  diesem 
Rechtsinstitut  war  der  Name  das  Schrecklichste.  Der  württem- 
bergische leibeigene  Bauer  war  politisch  und  privatrechtlich  den 
übrigen  Bürgern  gleichgestellt.  Seine  Rechte  waren  durch  Her- 
kommen und  Verträge  näher  geregelt^u.S)  In  Württemberg  gab  es 
Lokal-,  Real-  und  Personalleibeigenschaft.  Die  erstere  wurde  be- 
gründet durch  Niederlassung  an  einem  Ort,  an  w^elchem  schon  der 
Wohnsitz  allein  die  Wirkungen  der  Leibeigenschaft  erzeugte,  wäh- 
rend die  Realleibeigenschaft  an  den  Besitz  bestimmter  Güter  ge- 
knüpft war,  die  persönliche  Leibeigenschaft  Abstammung  von  einer 
unfreien  Mutter  voraussetzte. 

Die  Wirkungen  des  unfreien  Verhältnisses  waren  verschieden. 
Für  die  Erteilung  des  stets  erforderlichen  Konsenses  bei  Verehe- 
lichung war  eine  Abgabe  zu  reichen  (sog.  Bedemund,  Brautlauf, 
Gürtelgewand  usw.).  Neben  dieser  gelegentlichen  Abgabe,  deren 
Ertrag  äußerst  schwankend  war,  kamen  regelmäßig  wiederkehrende 
Abgaben  vor,  so  der  Leibzins  und  das  Hauptrecht.  Ersterer  ver- 
fiel mit  der  Errichtung  eines  selbständigen  Haushalts ;  Männer  ent- 


1)  Hausmann  a.  a.  O.  S.  20. 

2)  Wächter,  Württembergisches  Privatrecht  I  S.  51. 

3)  Bedünken  derer  ehemaligen  Herzoglichen  Herren  Oberräte,  Vizekanzlers 
D.  Daniel  Imlin,  W.  Forstner,  Joh,  Ulrich  Rümelin  puncto  der  Leibeigenschaft 
(o.  J.  Ständisches   Archiv). 


richteten  Mannssteuer,  Frauen  Leibschilling  ^gewöhnlich  2  Schilling 
in  Geld)  oder  Leibhuhn,  welches  Wöchnerinnen  observanzmäßig 
erlassen  wurde.  Der  Tod  des  Leibeigenen  berechtigte  den  Herrn 
zum  Bezüge  einer  Abgabe  aus  dem  Nachlaß,  für  welche  Bezeich- 
nungen wie  Hauptrecht,  Fall,  Leib-Sterbfall  gebräuchlich  waren. 
Neben  einer  prozentualen  Bemessung  (von  100  fl.  Vermögen  bei 
männhchen  PfHchtigen  1  fl.,  bei  Frauen  die  Hälfte)  kommt  auch 
das  beste  Stück  Vieh  (Besthaupt),  bei  Frauen  Wegnahme  des  besten 
Kleidungsstückes  vor  (Leibgewandfall,  welcher  bei  mangelndem 
Viehbesitz  auch  von  Männern  zu  reichen  war).  Auch  an  die 
manumissio  knüpfte  sich  eine  Abgabe  an  den  Leibherrn.  Das 
hiefür  zu  reichende  Laß-  oder  Manumissionsgeld  war,  da  die  Leib- 
eigenschaft sich  von  der  Mutter  fortpflanzte,  für  weibliche  Leib- 
eigene gelegentlich  höher  als  für  Männer.  Bei  Auswanderung  war 
die  Lösung  nach  dem  Tübinger  Vertrag  von  1514  und  den  später 
hiezu  erlassenen  Deklarationen  ohne  Laßgeld  möglich. 

Ein  hoher  Ertrag  dieser  von  Zufällen  abhängigen  Abgaben 
war  nicht  zu  erwarten;  es  hatten  diese  vielmehr  den  Charakter 
einer  wiederholten  Anerkennung  des  unfreien  Verhältnisses.  Be- 
sonders tritt  diese  Tatsache  beim  sog.  Weismal  i)  hervor.  Zu 
diesem  hatten  sich  an  einem  bestimmten  Tage  des  Jahres  alle 
männlichen  Leibeigenen  auf  Anfordern  einzufinden  und  hiebei  ihre 
Abgabe  zu  entrichten.  Aus  dieser  wurden  dann  die  Kosten  des 
Mahles  bestritten,  wozu  der  Ertrag  häufig  nicht  zureichte. 

Auch  der  Leibherr  forderte  von  den  ihm  Pflichtigen  durch 
Vertrag  oder  Observanz  nach  Ort,  Zeit  und  Zahl  verschieden  be- 
messene Frondienste,  die  aber  in  ihrer  Ausdehnung  erheblich 
gegenüber  den  gerichtsherrlichen  Fronen  zurückstanden.  Lästig 
war  an  diesen  Abgaben  weniger  die  Höhe  als  der  Umstand,  daß 
einzelne  Leistungen,  wie  das  Hauptrecht,  zur  Zeit  seelischer  Er- 
regung und  häufig  auch  wirtschaftlicher  Bedrängnis  zur  Erhebung 
gelangten.  Im  übrigen  genoß  der  Leibeigene  alle  Personenrechte  2), 
konnte  in  Verkehr  treten,  Verträge  schließen,  vollgültige  Ehen  ein- 
gehen, als  Zeuge  auftreten,  ein  Handwerk  betreiben  und  Zunftmit- 
ghed  werden.  Die  einzige  persönliche  Beschränkung  lag  in  der 
Pflicht,  sich  von  dem  Herrn  die  Freilassung  zu  erwirken,  wenn  er 
sich  als  Bürger  in  Dorf  oder  Stadt  niederlassen  wollte. 

Der  größte  Gegensatz  zwischen  einst  und  jetzt   tritt    bei    dem 


1)  Knapp,  Th.  a.  a.  O.  S.  353. 

21  Akten  des  Geheimen  Rats  XIV.  B.  m.  6,  64. 

1* 
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dritten,  gleichfalls  dem  Privatrecht  angehörenden  Rechtsverhältnis, 
der  Grundherrschaft  hervor.  Der  größte  Teil  des  bäuerlichen 
Besitzes  war  ehedem  geliehen.  Dem  rechtlichen  Eigentümer  (Ober- 
eigentümer) waren  hierbei  gewisse  Rechte  vorbehalten.  Die  Über- 
lassung von  Grund  und  Boden  zu  Zwecken  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  erfolgte  auf  verschiedene  Weise.  Entweder  erblich,  wie 
es  im  größten  Teil  von  Altwürttemberg  und  im  Ulmischen  der  Fall 
war.  Hierbei  ging  das  Gut  vom  Vater  auf  die  Kinder  über^),  dem 
Grundherrn  blieb  nur  das  Obereigentum  reserviert,  welches  ver- 
schiedene Rechte  erzeugte.  Ihm  verfiel  nämlich  bei  der  Verleihung 
eine  Abgabe,  für  welche  nach  Bedeutung  und  Rechtsform  sich 
die  mannigfachsten  Bezeichnungen  fanden.  Sie  wurde  manchmal 
bei  Kauf  oder  Tausch  erhoben,  manchmal  bei  Tod  und  Erbgang. 
Sowohl  die  letzten  Inhaber  wie  die  Empfänger  waren  abgabe- 
pflichtig. Für  den  Antritt  des  Lehens  wurde  Handlohn,  Auffahrt, 
Ehrschatz,  von  dem  abtretenden  oder  gestorbenen  Besitzer  Weg- 
löse, Abfahrt,  Fall  entrichtet.  Alle  Abgaben  dieser  Art  faßte  der 
Begriff  laudemium  zusammen. 

Als  Abgaben  kamen  Naturalien  aller  Art  vor,  im  allgemeinen 
in  Quantitäten,  daß  von  einem  Vermögensvorteil  kaum  die  Rede 
sein  konnte,  vielmehr  nur  eine  symbolische  Anerkennung  des  Ab- 
hängigkeitsverhältnisses vorlag. 

Eigentümlich  ist  auch  dem  grundherrlichen  Verhältnis  die  Er- 
hebung einer  Abgabe  beim  Todesfall,  Hauptrecht  genannt,  welches 
in  dem  besten  Stück  Vieh  aus  dem  Stalle,  in  Ermangelung^  eines 
solchen  Objektes  aber  in  Geld  bestand. 

Gegenstand  des  Lehens  waren  außer  den  Gütern  auch  Gefälle 
wie  Zehenten  und  Gülten;  die  Verleihung  bezog  sich  nur  auf  ein- 
zelne Personen,  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  je  nach 
Qualifikation. 

In  einer  wesentlich  ungünstigeren  Lage  befanden  sich  die  Be- 
sitzer von  Falllehen "),  welche  besonders  in  den  neuerworbenen 
Besitzungen  zahlreich,  in  beschränkterem  Umfange  bei  den  Klöstern 
vorhanden  waren,  wo  sie  sich  länger  als  in  den  Nachbargebieten 
erhalten    hatten.      Solche    Klostergebiete^)    waren    z.  B.    Adelberg, 


1)  Knapp,  Tb.  a.  a.  O.  S.  39S  ff.     Akten  F.  A.  XVII,  3S,  1. 

2)  Hierzu  Bauer  Hofrat  Wolfegg,    echte  Darstellung  der  Leibeigenschaft  und 
sog.' Falllehengüter,  auch  Erblehen,  bes.   in  Oberschwaben.    1S18. 

3)  Roeder  Ph.  L.  Herrn.,   Neu-Wirtemberg  oder  geogr.  Statist,  Beschreibung 
der    an  Wirtemberg  gekommenen  neuen  Länder,    Städte,    Klöster  und  Ortschaften. 

TS04,  s.  i'n. 


Blaubeuren,  St.  Georgen,  Herbrechtingen,  Königsbronn,  Lorch,  die 
Kastenvogtei  Giengen,  die  Klosterhofmeisterei  Kirchheim  a.  T.  und 
Rechenzhofen,  die  Stiftungsverwaltungen  in  Blaubeuren,  Göppingen-, 
Heidenheim. 

Der  Unterschied  der  Erblehen  von  den  Falllehen  zeigte  sich 
darin,  daß  die  letzteren  beim  Heimfall  willkürlich  vom  Lehensherrn 
wieder  verliehen  werden  konnten.  Der  Grundherr  hatte  also  so- 
wohl bezüglich  der  Person  wie  der  Festsetzung  der  Höhe  des  Be- 
standgeldes  oder  Handlohns  volle  Freiheit.  In  den  Dokumenten 
wurde  diese  ungünstigere  Rechtslage  durch  Bezeichnungen  wie 
Gnaden-Fallgüter,  Sölden,  Güter  mit  gesetzter  Weglösin,  Gnaden- 
hof, Leib-Leibzinslehen,  leibfälliges  Lehen,  Widdumhof,  Widdumgut 
ausgedrückt.  Besitz-  und  Nutzungsrecht  waren  jenem  der  Erblehen 
entsprechend,  nur  war  das  Erbrecht  ausgeschlossen;  die  Falllehen- 
leute hatten  nur  ein  Recht  auf  lebenslänglichen  Besitz. 

Außer  diesen  Besitzwechselabgaben,  welche  nur  einmal  zu 
reichen  waren,  gab  es  noch  feststehende  jährliche  Leistungen;  diese 
waren  meist  so  bemessen,  daß  sie  einen  beträchtlichen  Teil  der 
gesamten  grundherrlichen  Einnahmen  repräsentierten,  besonders 
da,  wo  ein  minderbegüterter  Adel    auf    dieselben  angewiesen  war. 

Für  den  Bedarf  der  herrschaftlichen  Haushaltung  lieferte  der 
Grundholde  die  sog.  Küchengefälle,  zu  welchen  nahezu  sämtliche 
Konsumtibilien  gerechnet  wurden;  Lieferung  in  natura  oder  Geld- 
surrogat war  wechselnd.  Außer  den  Abgaben  kamen  manchmal  noch 
Frondienste,  besonders  Spanndienste  für  den  herrschaftlichen  Be- 
trieb oder  zum  persönlichen  Bedarf  der  Herrschaft  vor.  Auch 
Handfronen,  wie  Handlangerdienste  bei  herrschaftlichen  Gebäuden, 
beim  Heuen,  Oehmden,  Holzmachen,  Aufklaftern,  Gartenarbeit, 
Fruchtumschlagen,  Schneeschaufeln,  Sandgraben,  Steinbrechen, 
Binden,  Wenden  der  Garben,  Fertigung  des  Jagdzeugs  durch 
Pflichtige  Schmiede  und  sonstige  in  der  herrschaftlichen  Wirtschaft 
erforderliche  Arbeiten  waren  nicht  selten.  Die  Arbeiten  erfolgten 
zum  Teil  mit,  zum  Teil  ohne  Gegenleistung;  sie  waren  bald  an- 
erkannt, bald  bestritten,  sie  ruhten  entweder  auf  der  Person  oder 
auf  dem  Grundbesitz,  einige  waren  gemessen,  andere  ungemessen, 
letzteres  besonders  bei  den  Gebäude-  und  Jagddiensten. 

Im  Verhältnis  zu  den  dem  Gerichtsherrn  zu  leistenden  Diensten 
waren  die  aus  dem  grundherrlichen  Verhältnis  entspringenden 
Fronen  nicht  ausgedehnt,  weil  in  Württemberg  Eigenbetrieb  von 
namhafter  Größe  selten  war. 

Da  ein  sehr  erheblicher  Teil    von  Grund    und  Boden  im  Her- 


zogtuni  Württemberg  dein  Landesherrn  gehörte,  so  war  der  Herzog, 
wenn  auch  nicht  der  einzige,  so  doch  der  bedeutendste  Gerichts-, 
Leib-  und  Grundherr.  Die  drei  Gewaltsverhältnisse  konnten  also 
in  einer  Hand  vereinigt  sein.  Dies  traf  auch  für  andere  Berech- 
tigte zu.  Bei  der  Lokalleibeigenschaft  trat  häufig  die  engste  Ver- 
bindung mit  der  Gerichtsherrschaft  ein.  Es  war  verständlich,  daß 
der  Gerichtsherr  sich  meistens  bemühte,  seine  Rechte  in  einer 
Weise  geltend  zu  machen,  daß  nur  ihm  verpflichtete  Leibeigene  in 
seinem  Territorium  vorhanden  waren.  Auch  Grund-  und  Leib- 
herrschaft kreuzten  sich  gelegentlich,  es  gab  ein  leib-  und  ein 
grundherrliches  Hauptrecht.  Für  den  Berechtigten  hatte  übrigens 
eine  solche  Kumulation  der  Rechte  in  einer  Hand  keineswegs  nur 
\'orteile.  Nicht  nur  bei  elementaren  Ereignissen  war  ein  Nachlaß 
an  den  Abgaben  üblich,  sondern  auch  die  Lieferung  des  nötigen 
Brenn-  und  Bauholzes,  Einräumung  der  Weide  wenigstens  moralische 
Pflicht  der  Herrschaft.  Dazu  kam,  daß  bei  Leistung  der  Dienste 
und  Ablieferung  der  Gülten,  wenn  auch  nur  „aus  Gnaden",  Verab- 
reichung des  Essens  herkömmlich  war. 

Die  ihrem  Umfange  nach  bedeutendste  zivilrechtliche  Reallast 
war  der  Zehnt l).  Was  die  Einteilung  des  Zehnten  in  Württem- 
berg betrifft,  so  war  die  Scheidung  in  einen  Alt-  und  Neubruch- 
zehnt die  gebräuchlichste.  Nach  einer  anderen  Gliederung  unter- 
schied man  den  großen  und  kleinen  Zehnt.  Der  erstere  umfaßte 
gewöhnlich  alle  Getreidearten,  wie  Dinkel,  Haber,  Roggen  und 
Einkorn,  während  zum  Kleinzehnt  Erbsen,  Linsen,  Flachs,  Hanf, 
Kraut,  Rüben  und  Obst  gerechnet  wurden.  Daneben  gab  es  noch 
den  Heu-  und  Öhmd-  sowie  den  Weinzehnt.  Diesen  erwähnten 
sog.  Altzehnten  wurde  der  Zehnt  von  ganz  neu  angebauten  Fel- 
dern, der  Novalzehnt  gegenübergestellt. 

Ausgenützt  wurde  das  Zehntrecht  entweder  durch  Selbstein- 
zug, wie  beim  Weinzehnt,  oder  Verpachtung,  Vv'elche  beim  großen 
und  kleinen  Fruchtzehnt,  dem  Heu-  und  Öhmdzehnt  hergebracht 
war.  Der  Einzug  und  die  Regieverwaltung  namentlich  des  Wein- 
zehnts  verursachte  hohe  Kosten  für  das  Personal  wie  die  Unter- 
haltung der  erforderlichen  Räume^j. 

Die  Unmöglichkeit,  die  rechtlichen  Befugnisse  der  Herrschaften 
gegenüber  den  Bauern  in  einwandfreier  Weise  festzustellen,    führte 


1)  Kopp  A..  Zehntwesen   und  Zehntablösung  in  Baden  S.  IS'ff. 

2)  im  ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  wurden  die  Kosten  für  die  finanz- 
kammerlichen  Zehnten  auf  145  000  fl.  berechnet;  1500  Gebäude  waren  zu  unter- 
halten 
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schon  frühzeitig  dazu,  das  Agrarrecht  mehr  auszugestalten.  Mit 
der  Landesordnung  des  Jahres  15361)  beginnend,  diente  eine 
stattliche  Anzahl  von  Verfügungen  des  Landesherrn  dem  Bemühen, 
die  bäuerlichen  Lehensverhältnisse  zu  bessern.  Alle  Verordnungen 
blieben  jedoch  bei  dem  Verbot  der  Teilung  von  Hof-  und  Zins- 
gütern. Auch  bei  den  übrigen  Vorschriften  mußte  stets  das  soziale 
Recht  des  Individuums  hinter  fiskalischen  Interessen,  namentlich 
der  Rücksichtnahme  auf  den  herrschaftlichen  Nutzen  zurückstehen. 
So  konnte  zunächst  eine  Besserung  der  Verhältnisse,  deren  Not- 
wendigkeit allenthalben  anerkannt  war,  nicht  erreicht  werden. 

Erst  später  begann  man  in  dem  Maße,  in  welchem  national- 
ökonomische Schriftsteller  und  politische  Theorien  über  Begriff  und 
Zweck  des  Staates  Einfluß  gewannen,  der  Behandlung  bäuerlicher 
Verhältnisse  erhöhte  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Drei  Schriften  waren  es  besonders,  deren  überzeugende  Dar- 
legungen auch  in  der  Verwaltungspraxis  Eingang  fanden^).  In 
seiner  1779  erschienenen  Dissertation  über  Bauerngut  und  Bauern- 
lehen verbreitete  sich  Autenrieth  über  das  in  der  Gebundenheit 
der  Bauerngüter  liegende  Hindernis  einer  Vermehrung  der  Bevöl- 
kerung; letztere  könne  nur  bei  größter  Freiheit  im  Verkehr  mit 
Grundeigentum  zu  größerer  Intensität  des  Anbaues  führen.  Er 
schlug  vor,  die  auf  dem  Grundbesitz  ruhenden  Lasten  gleichmäßiger 
zu  verteilen,  die  Laudemien  in  jährliche  Abgaben  zu  verwandeln. 
An  eine  Befreiung  dachte  er  noch  nicht.  Im  Jahre  1785  erschien 
eine  Schrift  des  Grafen  Fugger  gegen  die  Schädlichkeit  des  Fall- 
lehensverbandes, welche  bei  Erlassung  der  späteren  Normen  be- 
nützt wurde.  Eine  weitere  einflußreiche  Preisschrift  veröffentlichte 
Winkler  im  Jahre  1794  über  die  willkürliche  Verkleinerung  der 
Bauerngüter.  So  einflußreich  und  klärend  diese  literarischen  Er- 
scheinungen gewesen  waren,  die  eigentliche  Anregung  zu  einer 
Änderung  der  Dinge  ging  von  anderer  Seite  aus. 

Dem  in  jeder  Beziehung  denkwürdigen  Landtag  des  Jahres 
1797  war  es  vorbehalten^),  eine  neue  Epoche  für  die  Gesetzgebung 
überhaupt,  namentlich  aber  jene  agrarrechtlichen  Inhalts  einzu- 
leiten. Er  entwickelte  am  11.  Mai  1797  ein  förmliches  Programm 
zur  Regulierung  bäuerlicher  Verhältnisse,  welches  in  der  Forderung 
gipfelte,  die  Benützung  des  Grundeigentums  freizugeben,  die  Taxen 
bei  Vornahme  von  Kulturveränderungen  wegfallen  zu  lassen,  end- 

1)  Akten   des  ständischen  Archivs. 

2)  Moser  a.  a.  O.   S.  301  ff. 

3)  Steeb,  Ständische  Verhandlungen  7.  Heft.  4.  Beilage  S.  .50  ff. 


lieh  die  „ebenso  das  Gesetz  der  Natur  von  der  Gleichheit  wie  die 
Rechte  der  Menschheit  beleidii^cnde"  persönliche  Leibeigenschaft 
aufzuheben.  Herzog  Friedrich  nahm  auch,  hierdurch  veranlaßt,  die 
Aufhebung  der  persönlichen  Unfreiheit  in  Aussicht.  Sie  mußte 
aber  unterbleiben,  weil  es  sich  zeigte,  daß  eine  anderweitige 
Deckung  des  zu  26  000  fl.  berechneten  Ertrags  nicht  möglich  war  0- 
Das  größte  Hindernis  eines  Fortschrittes  war  die  Verschiedenheit 
des  Agrarrechts  in  Alt-  und  Neuwürttemberg.  Dort  gab  es  in  der 
Hauptsache  Erblehen,  günstige  klimatische  Wirtschaftsbedingungen, 
Tendenzen  zur  Teilung  der  Güter;  hier  vorherrschenden  Falllehens- 
verband und  rauheres  Klima. 


1)  Schneider  E„  Württ.  Geschichte  .S.  400. 


Erster  Teil. 


1.  Kapitel. 

A.  Der  Anfang  einer  planmäßigen  Agrarreform  und  die  teilweise 
Beseitigung  der  persönlichen  Unfreiheit  durch  das  sog.  Leibeigen- 
schaftsedikt vom  18.  November  1817. 

Die  Regierung  ging  deshalb  daran,  das  Institut  der  Falllehen  mit 
jenem  der  Erblehen  in  Einklang  zu  bringen. 

Durch  ein  Generalreskript  vom  1.  Oktober  1807  sowie  ein 
Dekret  der  Oberfinanzkammer  vom  16.  Dezember  1807  wurde  die 
Auflösung  der  geschlossenen  Falllehen  und  deren  Verwandlung  in 
frei  veräußerliche  Erblehen  empfohlen;  eine  K.  Verordnung  vom 
16.  März  1808  ')  galt  der  Verwandlung  der  Falllehen  in  Erblehen 
oder  Zinsgüter.  Um  die  großen  Vorteile  einer  solchen  für  die 
gegenwärtigen  Inhaber  und  ihre  Nachkommen  den  weitesten  Kreisen 
vor  Augen  zu  führen,  wurde  sogar  Verkündigung  der  Verfügung 
von  den  Kanzeln  angeordnet.  Zunächst  war  die  Umwandlung  als 
eine  der  Übereinkunft  der  Beteiligten  überlassene  gedacht.  Sie  war 
auf  die  herrschaftlichen  sowie  die  von  Korporationen  und  Stif- 
tungen abhängenden  Falllehen  beschränkt.  Schon  am  15.  April 
1809  wurde  die  Verwandlung  von  Falllehen  in  Erblehen  weiteren 
Normen  unterworfen.  Es  sollte  nämlich  bei  erbeigenen  Gütern  der 
achte  Teil,  bei  Laudemien  von  dem  Manne  allein  verliehenen 
Gütern  für  eine  Periode  von  25  Jahren,  bei  Vieraugengütern  für 
eine  solche  von  20  Jahren  10  Prozent  des  gerichtlichen  Gutsan- 
schlags genommen  werden,  soweit  nicht  die  Observanz  5  Prozent 
bestimmte. 

Auch  jetzt  entsprach  trotz  des  wesentlichen  Fortschrittes  der 
Erfolg   keineswegs    den   Erwartungen ;    denn  in  dem  Zeitraum  von 


1)  Reyscher,    Finanzgesetze   XVI,    2     S.   80  ff.     Staats-    und    Reg.-Blatt  1808, 
S.  134— 138. 
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1807  bis  1817  hatten  nur  2097  vom  Staate  abhängende  Bauern- 
lehen mit  einer  Summe  von  773  000  fl.  abgelöst.  Wegen  dieses 
Mißverhältnisses  zu  dem  gesamten  Besitz  des  Staates  an  Bauern- 
lehcn  ordnete  ein  Dekret  des  Oberlandes-Ökonomie-Kollegiums 
vom  16.  JuH  1810  die  Eigenmachung  der  von  Gemeinden  und 
Stiftungen  abhängenden  Falllehen  an.  Um  eine  weitere  Ausdehnung 
der  Gebundenheit  der  Güter  zu  verhindern,  bestimmte  eine  Ver- 
fügung der  K.  Oberregierung  vom  4.  Juli  1809,  daß  jede  \'erwand- 
lung  freien  Grundeigentums  in  Erb-  oder  Falllehen  künftig  nichtig, 
bei  Veräußerung  liegender  Gründe  die  Auferlegung  von  Handlohn, 
Fallgebühren,  Fronen  usw.  verboten  und  nur  Geld-  oder  Natural- 
abgaben zugelassen  sein  sollten.  Auch  diese  mußten  dem  Ertrag 
der  Grundstücke  entsprechen  und  sie  waren  erst  nach  eingeholter 
K.  Genehmigung  zulässig.  Ein  weiteres  Dokument  agrarrechtlicher 
Maßnahmen  der  Regierung  war  ein  K.  Reskript  vom  6.  Juli  1812'). 
In  demselben  wurde  die  Allodifizierung  der  Bauernlehen  überhaupt 
und  die  Verwandlung  der  Falllehen  insbesondere  in  Erblehen,  freie 
Zinsgüter  und  volles  Eigentum  auf  jede  mögliche  Weise  befördert. 
Kein  Grundbesitzer  durfte  als  Lehensherr  die  von  einem  Fall- 
lehensinhaber nachgesuchte  Verwandlung  oder  Allodifikation  des 
Lehens  aus  bloßem  Eigenwillen  und  ohne  Anführung  gewichtiger 
Gründe  zurückweisen.  Im  Falle  der  aus  offenbarem  bösen  Willen 
versagten  Erlaubnis  zur  Verwandlung  eines  Falllehens  unter  an- 
nehmbaren Bedingungen  sollte  an  das  Ministerium  berichtet  werden. 
Zertrennung  geschlossener,  nicht  fallbarer  Bauernhöfe  w^ar  ohne 
Rücksicht  auf  den  Obereigentümer  nach  vorheriger  Anzeige  bei 
dem  gutsherrlichen  Beamten  gestattet. 

In  der  K.  Verordnung  vom  16.  März  1808  sowie  dem  eben 
erwähnten  K.  Reskript  haben  wir  den  Ausgangspunkt  einer  Neu- 
gestaltung des  Agrarrechts  zu  suchen.  Die  Bedeutung  freien  Eigen- 
tums für  die  Wohlfahrt  der  Allgemeinheit  war  hierin  ausdrücklich 
anerkannt  und  der  Anfang  einer  Befreiung  von  Grund  und  Boden 
gemacht.  Da  aber  nähere  Bestimmungen  über  die  Auseinander- 
setzung der  Lehensbauern  mit  ihren  Lehensherren  noch  fehlten,  so 
war  auch  jetzt  der  Erfolg  kein  nachhaltiger. 

Alle  bisherigen  Maßnahmen  hatten  gezeigt,  daß  eine  Besserung 
mit  kleinen  Mitteln  nicht  erreicht  werden  konnte.  Es  galt,  eine 
großzügige  Reform  in  Angriff  zu  nehrnen ,  wozu  auch  sonst 
zwingende  Gründe    vorhanden    waren.     Die    infolge    der   Mißernte 


1)  Reyscher,  Regierungsgesetze  IV,  S.  620.     Reg.-Blatt  1S12,  S.  .336. 
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im  Jahre  1816  eingetretene  Hungersnot,  deren  unendlich  traurigen 
Folgen  die  Kammerverhandlungen  jener  Zeit  beredten  Ausdruck 
geben  1),  hatte  nämlich  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des 
Bauern  so  erheblich  geschwächt,  daß  die  Inangriffnahme  der  Re- 
form dringend  geworden  war.  Zudem  war  Württemberg  im 
deutschen  Süden  noch  der  einzige  Staat,  in  welchem  das  Ein- 
dringen ph3'5iokratischer  Lehren  und  Tendenzen  keine  sichtbaren 
Wirkungen  gezeitigt  hatte,  während  in  Baden  Markgraf  Karl 
Friedrich  schon  im  Jahre  17862),  da  er  wie  der  Herzog  von 
Württemberg  der  mächtigste  Grund-,  Leib-  und  Gerichtsherr  in 
seinen  Landen  war,  für  seine  Leibeigenen  die  Unfreiheit  gelöst 
hatte  3). 

Ähnliche  Maßnahmen  waren  in  Bayern  1808^),  in  Hessen- 
Darmstadt  1811  und  in  Preußen  schon  1807^)  erfolgt.  Württem- 
bergs erstem  König  wurden  weitere  Maßnahmen  aus  der  Hand 
genommen,  denn  er  starb  schon  1816.  König  Wilhelm  fand  also 
bei  seinem  Regierungsantritt  auf  dem  Gebiete  der  Grundentlastung 
noch  alles  zu  tun  vor. 

Die  ersten  entscheidenden  Schritte  zur  Anbahnung  einer  gänz- 
lichen Beseitigung  der  Grundlasten  enthielt  der  Verfassungsentwurf 
vom  3.  Mai  1817,  dessen  §  61  zum  Besten  der  Landeskultur  jedem 
Falllehenbesitzer  das  Recht  verlieh,  gegen  vollständige  Entschädigung 
des  Lehensherrn  für  den  aus  seinem  Rechte  fließenden  Ertrag,  das 
Lehen  in  Eigentum  zu  verwandeln.  Erblehengüter  und  andere  ge- 
schlossene, nicht  falllehenbare  Bauernhöfe  konnten  durch  Erbschaft 
und  auf  andere  Art  nach  vorheriger  Anmeldung  bei  dem  guts- 
herrlichen Beamten  getrennt  werden.  Das  mit  der  Gleichheit  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  unverträgliche  Leibeigenschaftsverhältnis 
sollte  mit  seinen  Wirkungen  gegen  eine  von  den  bisherigen  Leib- 
eigenen zu  leistende  billige  Entschädigung  aufgehoben  werden. 
Dieser  Entwurf  gelangte  zwar  nicht  zur  Verabschiedung,  gleich- 
wohl sicherte  der  König  seinem  Volke  in  einem  Reskript  vom 
5.  Juni  1817  ausdrückHch  diejenigen  Wohltaten  des  Entwurfes  zu, 
welche    sich     nicht     auf     die     landständische    Repräsentation    be- 


ll Stand.  Verhandlungen   1816,  26.  Abt.,  .S.  29  ff. 

2)  Möricke  O.,    Dr..    Die   Agrarpolitik    des    Markgrafen    Karl    Friedrich    von 
Baden  (Volksw.  Abhandlungen  der  Bad.   Hochschulen  VIII,  2). 

3)  Sugenheim,  Geschichte  der  Leibeigenschaft,    S.  425  ff. 

4)  Hausmann  S.,   Die  Gnindentlastung  in  Bayern,  S.  98  ff. 

5)  Knapp,  G.  Fr.  Die  Bauernbefreiung  usw.  1887,  I  S.  126  ff. 
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Weiter  entwickelt  wurde  der  proponierte  Paragraph  der  \'er- 
fassung  durch  die  „preiswürdigen"  Edikte  des  Jahres  18171).  Im 
ersten  derselben  war  die  Erkenntnis  niedergelegt,  daß  der  Landbau 
nur  bei  freier  Entfaltung  gedeihen  könne,  somit  die  auf  ihm 
ruhenden  Lasten  zu  beseitigen  seien. 

Die  dort  aufgestellten  Grundsätze  wurden  im  zweiten  Edikt  vom 
18.  November  1817  näher  ausgeführt.  In  demselben  wurde  die 
persönliche  Leibeigenschaft  mit  allen  ihren  Wirkungen  vom 
1.  Januar  1818  an  im  ganzen  Königreich  aufgehoben,  die  bis- 
herigen Personal-  und  Lokalleibeigenen  auf  ewige  Zeiten  von  allen 
Abgaben,  welche  sie  in  dieser  Eigenschaft  an  die  K.  Kammern, 
an  die  unter  Aufsicht  des  Staates  stehenden  Gemeinde-,  Stiftungs- 
und andere  öffentliche  Verwaltungen  zu  entrichten  hatten,  unent- 
geltlich, von  den  an  andere  Gutsherrschaften  zu  entrichtenden 
Leibeigenschaftsabgaben  gegen  eine  gesetzlich  zu  regulierende  Ent- 
schädigung befreit.  Bezüglich  der  Falllehen  war  bestimmt,  daß 
diese  den  im  Besitze  derselben  befindlichen  Familien  weder  ent- 
zogen noch  unter  lästigeren  Bedingungen  verliehen  werden  konn- 
ten. Gegen  vollständige  Entschädigung  des  Lehensherrn  war  Ver- 
wandlung der  Güter  in  freies  Eigentum  möglich,  über  die  Berech- 
nung der  Entschädigung  eine  gesetzliche  Norm  in  Aussicht  gestellt. 
Bei  Erblehen  wurde  das  Obereigentum  mit  dem  nutzbaren  Eigen- 
tum vereinigt,  dem  Besitzer  außerdem  das  Recht  der  freien  Ver- 
äußerung und  Zertrennung  des  Gutes  eingeräumt.  Alle  Besitzver- 
änderungsgebühren wurden  für  ablösbar  erklärt,  als  Ablösungsnorm 
festgesetzt,  daß  ein  Veränderungsfall  je  auf  25  Jahre  und  bei  ver- 
änderlichen Laudemien  als  Betrag  der  Abgabe  der  Durchschnitt 
der  letzten  drei  Fälle  angenommen  und  der  Jahres  wert  im  20  fachen 
Betrage  kapitalisiert  werden  sollte.  Die  Küchengefälle  wurden  zu 
observanzmäßigen  Preisen  den  Geldzinsen  zugeschlagen  und  alle 
Geldzinse  unter  1 1/.2  fl.  jährlich  wie  auch  die  Naturalabgaben  bis 
zu  diesem  Betrag  für  ablösbar  erklärt.  Wenn  eine  ständige  Geld- 
oder Naturalgült  über  1  V2  fl.  den  fünften  Teil  des  jährlichen  Rein- 
ertrags überstieg,  konnte  Herabsetzung  auf  diesen  Betrag  und  für 
den  Mehrbetrag  Ablösung  verlangt  werden.  Auch  bei  den  Teil- 
gebühren war  Verwandlung  in  eine  ständige  Naturalgült  nach 
zwölfjährigem  Durchschnitt  zugelassen  und  ihre  Ablösung,  falls  die 
letztere  den  fünften  Teil  des  jährlichen  Reinertrags  überstieg,  ge- 
stattet. 


1)  Wiest,  Flugschriften  I,  278.   1834.     Reg.-Blatt  Nr.  70,  1817,  Anl.  I  u.  II. 
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Der  Ablösungsschilling  wurde  allgemein  auf  das  20 fache  des 
abzulösenden  Gefälls  festgesetzt  und  wegen  der  zugrunde  zu  legen- 
den Preise  auf  die  Taxe  für  die  K.  Kammern  verwiesen.  Unge- 
messene Fronen  und  Frongelder  waren,  soweit  dies  noch  nicht 
geschehen  war,  in  gemessene  zu  verwandeln.  Ebenso  wurden  die 
lebendigen  und  Blutzehnten  und  die  Verbindlichkeit  zum  Hunde- 
halten für  in  einfachem  Kapital  ablösbar  erklärt,  die  ersteren  nach 
einem  zwölfjährigen  Durchschnitt,  letztere  unter  Annahme  eines 
Jahreswertes  von  4  fl.  Neue  Grundabgaben  konnten  unter  keinen 
Umständen  mehr  auferlegt  werden. 

Dieses  Edikt  hatte  nach  zwei  Jahrzehnten  die  Folgerungen 
aus  den  Anregungen  des  Landtags  von  1797  gezogen  und  sowohl 
die  Leibeigenschaft  als  auch  den  Lehensverband  unter  gewissen 
Voraussetzungen  beseitigt.  Ausgenommen  waren  nur  diejenigen 
Abgaben,  deren  Jahres  wert  l^'>  fl.  überstieg  oder  welche  den  fünften 
Teil  des  reinen  Gutsertrags  umfaßten.  Aber  auch  für  diese  war 
eine  Weiterentwicklung  in  Aussicht  gestellt. 

Groß  war  der  Jubel  der  Bauern,  als  der  Inhalt  des  Edikts  im 
Lande  bekannt  geworden  war.  Eine  Menge  von  Dankadressen  l) 
gab  der  Freude  beredten  Ausdruck.  In  sinngemäßer  Anwendung 
des  Edikts  ließ  das  Finanzministerium  im  Anfang  des  Jahres  1818 
die  ziemlich  willkürliche  Scheidung  nach  der  Größe  der  Abgabe 
fallen  und  verfügte  eine  gleichmäßige  Ablösung  der  Gefälle  im  20- 
fachen  Betrage,  während  das  Verfahren  bei  Ablösung  der  Leib- 
eigenschaftsabgaben und  bei  Aufhebung  des  Lehensverbandes  in 
einer  K.  Verordnung  vom  13.  September  18182)  näher  geregelt 
wurde. 

Für  die  Ausmittlung  der  den  Grundberren  für  die  aufgehobenen 
Personal-  und  Lokalleibeigenschaftsgefälle  zu  gewährenden  Ent- 
schädigung wurde  eine  einjährige,  mit  dem  1.  Juli  1818  beginnende 
Frist  eingeräumt  und  die  Ablösung  der  Falllehen  nur  dann  ge- 
stattet, wenn  zugleich  zu  ihrer  AUodifikation  geschritten  wurde. 
Diese  Frist  mußte,  da  die  Auseinandersetzung  mit  den  privaten 
Grundherren  ohne  Erfolg  gewesen  war,  um  ein  Jahr  verlängert 
werden  3). 


1)  Akten  F.  A.  XVI,  3S,   1   und  2.     A.  d.  J.  34,  4. 

2)  Reyscher,  Finanzgesetze  XVI,  2,  S.  233  ff. 

3)  Gutachten    des    Geh.    Ratspräsidenten    von    Malchus    an     den     König    vom 
9.  April   ISIS. 

In    einer    speziellen    Preisordnung    waren    die     der    Ablösung     zugrunde     zu 
legenden   Preise   näher  bestimmt,  nämlich   für  einen  Scheffel. 
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Nach  Ablauf  dieser  weiteren  Frist  sollte  ein  Regulativ  er- 
scheinen, in  welchem  entsprechende  Normen  aufgestellt  waren. 

B.  Reklamationen  der  Berechtigten  bei  der  württembergischen 

Regierung. 

Eine  ganz  andere  Auffassung  von  der  Notwendigkeit  und  den 
guten  Wirkungen  des  zweiten  Ediktes  vom  18.  November  1817  hatten 
die  Berechtigten  1). 

Des  gesamten  Adels  wie  auch  der  Kirchen-  und  Stiftungs- 
behörden bemächtigte  sich  eine  nachhaltige  Erregung,  weil  diese 
eine  Verletzung  wohlerworbener  Rechte  und  anvertrauter  Interessen 
befürchteten.  Namentlich  der  Adel  sah  in  der  Durchführung  der 
Reform  eine  Erschütterung  seiner  ganzen  finanziellen  und  persön- 
lichen Stellung. 

Es  konnte  daher  nicht  überraschen,  daß  von  seiner  Seite  alles 
geschah,  um  seine  durch  die  Edikte  verletzten  Rechte    zu  wahren. 

Fürst  Thurn  und  Taxis  bat  am  2.  Dezember  1817  in  einer 
Eingabe  an  die  Regierung  um  Suspension  des  erwähnten  Ediktes 
in  bezug  auf  seine  in  Württemberg  gelegenen  Besitzungen  2)  und 
nahm  besonders  Stellung  gegen  die  Allodifikation  der  Fall-  und 
Erblehen  und  die  erzwungene  Ablösung  der  Grundlasten •^). 

Die  neuere  Gestaltung  veranlaßte  wiederum  Druckschriften  über 
die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Reform.  Namentlich  zwei 
Broschüren  v.  Weck  herlins  ■*)  griffen  den  Falllehensband  scharf 
an,  weil  hierdurch  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  schien,  das 
Verhältnis   der  Unfreiheit    mißbräuchlich    zu  verbreiten  und  fortzu- 

Ackerbohnen        S   fl.  Einkorn  und 

Erbsen  10   „  Emer  4   fl. 

Linsen  10  „  Haber  3   „ 

Wicken  6  „  eine  Wanne  Heu  11   „ 

Welschkorn       10   „  ein  Fuder  Stroh   10   „ 

Dinkel  5    „ 

Wein  und  Holz    nach  angemessenem   Durchschnittspreis. 
Die  Preise  hielten  sich  zum  Teil  erheblich  über  den  Etatspreisen. 

1)  A.  d.  J.  J.  34,  4.     F.  A.  XVI,  3S,  1.     Reyscher  a.  a.  O.  S.  46. 

2)  Die  Besitzungen  der  fürstlichen  Standesherrschaften  verteilten  sich  auf 
15  Gemeinden  des  Oberamtes  Neresheim,  2,  3  und  6  Gemeinden  der  Bezirke  Ried- 
lingen und  Biberach,  während  16  Gemeinden  in  den  Oberämtern  Saulgau  und 
Münsingen  in   Betracht  kamen.     Lohner  a.  a.  O. 

3)  F.  A.  38.  8.  XVII.  XVI,  37,  7. 

4)  Weckherlin  Ferd.  H.  A.,  Cber  die  Aufhebung  des  Falllehensverbandes 
und  über  die  Zertrümmerung  der  Bauerngüter   1S18,  S.  14  ff. 


Kernen 

12  fl. 

Weizen 

!!■»   . 

Mühlkorn 

9  „ 

Roggen 

s  „ 

Gemischtes  K 

Drn   7    „ 

Gerste 

'    u 
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pflanzen.  Zu  ganz  anderen  Ergebnissen  gelangte  eine  Schrift  des 
Grafen  Waldbott-Bassenheim  über  das  Grundeigentum  des 
Adels  und  die  Maximen  der  Umwälzung. 

An  höchster  Stelle  wurde  auch  diese  literarische  Kontroverse 
lebhaft  verfolgt.  Auf  direkte  Veranlassung  des  Königs  wurde  die 
Frage  der  Allodifikation  der  Fall-  und  Erblehen  abermals  einer 
gründlichen  Prüfung  unterzogen.  Der  Ministerialreferent  trat  der 
von  Weckherlin  vertretenen  Auffassung  entgegen,  sprach  sich  für 
das  FalllehenssA^stem  aus,  vindizierte  auch  den  ständigen  Grund- 
abgaben einen  wohltätigen  Einfluß  speziell  auf  das  Staatsgut,  die 
Stiftungen  und  den  Adel.  Diese  Meinungsverschiedenheit  zeigte, 
daß  eine  unzweideutige  Lösung  der  Frage,  ob  der  Gesetzgeber  den 
Falllehensverband  aufheben  konnte,  noch  nicht  gefunden  war.  Es 
wurde  deshalb  das  in  dem  Edikt  in  Aussicht  gestellte  Normativ  für 
die  Allodifikation  suspendiert  und  die  Reform  auf  den  Standpunkt 
des  am  6.  Juli  1812  ergangenen  K.  Reskriptes  gestellt. 

Die  Beschwerde  des  Fürsten  Thurn  und  Taxis  war  damit 
gegenstandslos  geworden.  Gegen  den  am  24.  Dezember  1817  er- 
folgten abweisenden  Bescheid  erfolgte  eine  neue  Eingabe  mit  dem 
gleichen  Ergebnis. 

Wie  Fürst  Thurn  und  Taxis  hatten  auch  die  fürstlichen 
Häupter  der  Linien  Hohenlohe  dem  König  eine  analoge  Denk- 
schrift überreicht,  in  welcher  namentlich  eine  Entschädigung  im 
zwanzigfachen  Kapitalbetrage  als  zu  niedrig  bemängelt  war.  Nach 
dem  Schlußprotokoll  über  die  mit  diesem  Hause  stattgehabten  Ver- 
handlungen wurde  die  Unmöglichkeit  einer  Einigung  festgestellt. 

Ein  weiteres  ausführliches  Promemoria  wurde  seitens  der  Mehr- 
zahl der  Standesherren  Oberschwabens  dem  König  übergeben. 
Auch  hier  ergab  sich  nach  längeren  Verhandlungen,  daß  ein  ge- 
deihlicher Abschluß  nicht  abzusehen  war.  Immerhin  ließ  der  König 
den  Reklamanten  eröffnen,  daß  diejenigen,  welche  binnen  sechs 
Wochen  die  unbedingte  Annahme  der  Regierungsanträge  erklärt 
hatten,  berücksichtigt  würden.  Die  Regierung  kam  noch  weiter 
entgegen.  Sie  verpflichtete  sich,  die  Vereinbarkeit  des  Ediktes  mit 
dem  Art.  XIV  der  Bundesakte  der  gutachtlichen  Beurteilung  des 
Bundestags  zu  unterstellen,  die  Normen  der  Ablösung  in  Gesetzes- 
form zu  kleiden.  Die  Eröffnung  an  die  Beteiligten  kam  aber 
zu  spät. 
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C.  Anrufung  der  Bundesversammlung  und  Abschluß  der 
Deklarationen  mit  dem  Adel. 

Fürst  Thurn  und  Taxis  hatte  i,^egen  den  abweisenden  Bescheid 
der  Regierung  am  1.  August  1818  durch  seinen  Bevollmächtigten 
eine  Beschwerde  beim  Bundestage  wegen  der  Verletzung  durch  das 
württembergische  Edikt  vom  18.  November  1817  überreichen  lassen^). 
Der  Vertreter  der  württembergischen  Regierung  bestritt  zwar  die 
Kompetenz  des  Bundestags,  weil  das  angegriffene  Edikt  als  Gegen- 
stand der  Landesgesetzgebung  anzusehen  war,  und  der  Zeitgeist 
eine  Kapitulation  der  Privilegierten,  eine  zeitgemäße  Umbildung 
der  dem  Wohle  des  Ganzen  widersprechenden  Eigentumsverhält- 
nisse verlangte.  In  einer  am  31.  Dezember  übergebenen  Replik 
des  Fürsten  wurde  aber  die  Auffassung  der  Regierung  bestritten, 
weil  seine  Rechtsverhältnisse  durch  Staatsverträge  geordnet  waren. 

Im  Bundestag  wurde  nun  zunächst  die  Frage  der  Kompetenz 
der  Bundesversammlung  zur  Einmischung  in  landesrechtlich  zu 
regelnde  Verhältnisse  geprüft.  Als  Ergebnis  der  stattgehabten  Be- 
ratungen des  zuständigen  Ausschusses  wurde  ausgesprochen,  daß 
der  fürstliche  Reklamant  durch  die  fragliche  württembergische  Ver- 
ordnung allerdings  in  seinen  durch  die  Bundesakte  garantierten 
Eigentumsrechten  wesentlich  gestört  werde.  Damit  war  die  Auf- 
forderung verbunden,  die  erwähnte  Verordnung  außer  Kraft  zu 
setzen  und  eine  Störung  im  Genuß  der  in  der  K.  bayerischen 
Deklaration  von  1807  ausdrücklich  vorbehaltenen  Lehen  und 
Lehensgefälle  zu  vermeiden.  Lediglich  die  Berechtigung  zur  Auf- 
hebung des  Fall-  und  Erblehensverbandes,  soweit  derselbe  mit  der 
vormaligen  Leibeigenschaft  zusammenhing  oder  mit  den  gegen- 
wärtigen staatsbürgerlichen  Verhältnissen  der  Bauern  nicht  verein- 
bar war,  wurde  zugegeben. 

In  der  Plenarsitzung  wurde  dieser  Antrag  des  Bundestagsaus- 
schusses einstimmig  gegen  die  württembergische  Stimme  zum  Be- 
schluß erhoben. 

Auch  die  beiden  anderen  Gruppen  von  Reklamanten  2)  haften 
die  Hilfe  der  Bundesversammlung  angerufen.  Zur  Beschwichtigung 
der  von  diesen  vorgebrachten  Beschwerden  wurde  seitens  der  Re- 
gierung die  Erfüllung  weiterer  Wünsche  in^ Aussicht  gestellt,  wenn 


1)  Prot,  der  Bundesversammlung  B.  VI    S.  124,   191,  204.     VoIIgraff  a.  a    O. 
Beil.  XIX. 

2)  Archiv  f.  Standes-  u.  grundherrliche  Rechte  1S21,  I.  B,  S.  39  ff. 


—     17     — 

diese  innerhalb  sechs  Wochen  vorgebracht  wurden  und  auf  ihre 
Reklamation  verzichtet  war.  Ein  Ergebnis  hatte  dieses  weitere  Ent- 
gegenkommen der  Regierung  trotz  der  Verlängerung  des  gestellten 
Termins  bis  1.  Oktober  1821   nicht. 

Um  so  willkommener  war  es  der  Regierung,  daß  wegen  des 
Postlehensvertrags  mit  dem  Fürsten  Thurn  und  Taxis  Verhand- 
lungen zu  führen  waren.  So  war  die  Möglichkeit  nicht  ausge- 
schlossen, hierbei  auch  hinsichtlich  der  Ablösungsfrage  einer 
Einigung  näher  zu  kommen.  Diese  Voraussetzung  erfüllte  sich; 
denn  am  8.  August  1819  kam  der  Abschluß  einer  sog.  Deklaration 
zustande.  In  §  52  dieser  Deklaration  erteilte  der  König  die  Zu- 
sicherung, eine  gutachtliche  Beurteilung  des  Deutschen  Bundes 
darüber  herbeizuführen,  ob  die  gezwungene  Ablösbarkeit  der  in 
Frage  kommenden  Rechte  und  Gefälle  mit  dem  Artikel  XIV  der 
deutschen  Bundesakte  vereinbar  sei.  Im  Falle  der  Bejahung  sollten 
die  näheren  Bestimmungen  hierüber  durch  ein  Gesetz  getroffen 
werden.  Damit  war  das  Versprechen  verbunden,  vor  einer  authen- 
tischen Erklärung  des  Art.  XIV  der  Bundesakte  den  Grundsatz  der 
gezwungenen  Ablösbarkeit  auf  die  dem  Fürsten  zustehenden  Rechte 
und  Gefälle  nicht  anwenden  zu  wollen. 

Die  Durchführung  des  Ediktes  von  1817  war  hierdurch  sistiert, 
hatte  auch  sonst  wenig  Erfolg.  Die  festgesetzte  Frist  von  einem 
Jahre  zur  gütlichen  Übereinkunft  der  Beteiligten  hatte  nur  die  Ge- 
meinden Dotternhausen  und  Roßwangen  im  Oberamt  Spaichingen 
und  den  Gutsherrn  Freiherrn  von  Cotta  zu  einem  Vertrag  über 
leibeigenschaftliche  Lasten  veranlaßt.  In  sechs  anderen  Gemeinden  1) 
kamen  Verträge  meist  über  Fronen  zustande.  Im  übrigen  herrschte 
bezüglich  der  Ablösungsgesetzgebung  Ruhe ;  zunächst  konnten  auch 
keine  Einleitungen  zu  einer  Entscheidung  der  Bundesversammlung 
getroffen  werden.  Um  die  Angelegenheit  wenigstens  speziell  weiter 
zu  verfolgen,  wurden  mit  dem  Grafen  Waldeck-Pyrmont  Verhand- 
lungen geführt,  welche  auf  der  Grundlage  der  Taxis'schen  Ab- 
machungen am  25.  August  1819  zu  einer  Deklaration  führten.  Am 
22.  September  1819  erteilte  der  König  eine  allgemeine  Deklaration 
für  die  Standesherren,  auf  deren  Basis  dann  im  Laufe  der  Jahre 
Deklarationen  mit  der  Mehrzahl  der  Standesherren  zustande 
kamen.  Der  standesherrliche  Adel  war  auf  diese  Weise  gegen 
verletzende  Zugriffe  der  Gesetzgebung  sichergestellt,  die  Regierung 


1)  Güglingen     im     Obeiamt     Brackenheim,     Nußdorf    im    Oberamt  Vaihingen 
Erlaheim    im   Oberamt  Bah'ugen,    Frommenhausen  im   Oberamt  Rottenburg,    Aichel- 
berg  im   Oberamt  Schorndorf  und  Grieningen  im   Oberamt  Riedlingen. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  36.  2 
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hatte  auf  diesem  We.e^e  die  Reklamationen  der  Standesherren  beim 
Bundestag  beseitigt,  Fürst  Thurn  und  Taxis  am  1.  September 
1819  die  Erledigung  seiner  Reklamation  dem  Bundestage  mit- 
geteilt. 

2.  Kapitel. 

Allgemeine  Beseitigung  der  leibeigenschaftlichen 

Lasten.^) 

A.  Vorbereitende  Maßnahmen. 

Die  bisherige  Haltung  der  Kammer  der  Abgeordneten  ließ  er- 
warten, daß  diese  alles  aufbieten  würde,  um  die  Regierung  zur 
Fortsetzung  der  durch  den  Eingriff  der  Bundesversammlung  unter- 
brochenen Agrarreform  zu  veranlassen.  Da  der  neueste  von  der 
Regierung  eingeschlagene  Weg  keineswegs  ihre  Billigung  fand, 
wurde  beim  nächsten  Zusammentritt  die  Gültigkeit  der  ohne  Mit- 
wirkung der  Stände  erlassenen  Deklarationen  angefochten.  Diese 
Anfechtung  ließ  sich  aber  nicht  aufrecht  erhalten,  weil  die  mit  der 
Begutachtung  beauftragten  Kommissionen  der  beiden  Kammern  in 
den  Deklarationen  keine  Verletzung  der  Gesetze  erblickten. 

Durch  die  Haltung  der  Kammer  der  Abgeordneten  veranlaßt, 
wollte  nun  die  Regierung  die  Ablösung  der  finanzkammerlichen 
Gefälle  getrennt  von  jenen  der  privaten  Gutsherrschaften  behan- 
deln. In  der  Erkenntnis,  daß  die  bisherige  Normierung  des  Ab- 
lösungsmaßstabes ein  Haupthindernis  für  die  Weiterführung  der 
Reform  gebildet  hatte,  wollte  man  für  das  Staatskammergut  ver- 
änderliche Gefälle  wie  Laudemien,  Teilgebühren,  Fronen  und  Fron- 
gelder, lebendige  und  Blutzehnten,  Heuzehnten  im  16  fachen,  un- 
veränderliche Gefälle  bis  zu  10  fl.  einschließlich  im  20 fachen  Be- 
trage ablösen  lassen.  Da  diese  Maßregel  ziemlich  tief  in  die  Finanz- 
verwaltung eingriff,  begnügte  sich  die  Kammer  nicht  mit  der 
Kenntnisnahme  der  von  der  Regierung  mitgeteilten  Absichten,  bat 
vielmehr  in  einer  Adresse,  diese  Normen  zur  gesetzlichen  Verab- 
schiedung bringen  zu  lassen.^) 

Dies  geschah.  Die  Maßnahmen  der  Regierung  für  das  Staats- 
kammergut wurden  in  gesetzliche  Form  gekleidet  und  am  23.  Juni 


1)  Sugenheim  a.  a.  O.  S.  425  ff.    Wiest,  Flugschriften  I.  1S34,  S.  278  ff.  Akten 
A.  d.  J.  20,  1;  34,  4.     F.  A.  38,  6;  39,  7. 

2)  Gegenüber  den  Preisen    des  Jahres   1818   waren    die  Anschläge    der  Natu- 
ralien festgesetzt  für 
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1821  vom  König  sanktioniert  l).  Hierbei  wollte  aber  die  Kammer 
der  Abgeordneten  nicht  stehen  bleiben,  drängte  vielmehr  die  Re- 
gierung, die  Befreiungsgesetzgebung  weiterzuführen,  indem  sie  aus 
Anlaß  der  Etatsberatungen  für  die  Jahre  1826 — 30  den  speziellen 
Antrag  stellte,  alle  Grundgeialle  des  Staates  ohne  Rücksicht,  ob 
die  Güter  getrennt  waren  oder  nicht,  bei  geteilten  Gütern  aber 
nur  bei  Ablösung  des  Ganzen  im  20  fachen  Betrage  nach  den  im 
Gesetze  von  1821   festgesetzten  Preisen  ablösen  zu  lassen. 

Mit  dieser  Anregung  aus  der  Mitte  der  Kammer  war  die 
Agrarreform  in  ein  neues  Stadium  getreten,  welches  die  Gesetz- 
gebung des  Jahres   1836  einleitete. 

Jetzt  zögerte  aber  die  Regierung  doch,  auf  der  Basis  dieses 
weitgehenden  Antrags  vorzugehen.  Namentlich  der  Finanzminister 
fürchtete  eine  dauernde  Schmälerung  der  im  Etat  zu  einer  Million 
Gulden  veranschlagten  Gefälle.  Auch  die  Wiederanlage  eines  Kapi- 
tals von  16 — 18  Millionen  erschien  zunächst  unmöglich.  Nach  der 
politischen  Seite  wurde  bemängelt,  daß  demnach  die  bisher  der 
ständischen  Verwilligung  nicht  unterliegenden  Einnahmen  dieser 
künftig  unterliegen  sollten.  In  Würdigung  dieser  beiden  schwer- 
wiegenden Gründe  wurde  von  einer  Änderung  der  Ablösungs- 
normen abgesehen,  die  Adresse  des  Landtags  nicht  beantwortet. 

Nun  war  es  der  Adel,  welcher  in  der  Erkenntnis,  daß  nach 
Lage  der  Verhältnisse  die  Weiterentwicklung  des  Agrarrechts  nicht 
aufzuhalten  war,  für  die  in  Aussicht  zu  nehmenden  Akte  der  Ge- 
setzffebungf    klärend    zu  wirken    suchte.     Es   geschah    dies    einmal 


einen    Scheffel  Kernen  auf 9  fl.     36  kr. 

„  „  Weizen,    Erbsen,  Linsen,  Welschkorn     8  „      —  „ 

„  „  Mühlfrucht 7  „       12  „ 

„  Roegen,  Ackerbohnen 6  „      24  „ 

„  „         Gerste,  gemischtes  Korn 5  „      36  „ 

Wicken 4  „      48  „ 

„  „         Dinkel    . 4  „      —  „ 

„  „  Einkorn  und  Emer 3  „      12  „ 

Haber 2  „      40  „ 

eine  Wanne  Heu 8  „      48  „ 

ein  Fuder  Stroh S  „      —  „ 

„     Pfund  Käse      . —  „        4  „ 

„     altes  Huhn —  „       10  „ 

„     junges    „  —  „        5  „ 

100  Stück  Eier —  „      50  „ 

Wein  nach   lOjährigem  durchschnittlichen  Herbstpreis. 
Holz  nach  3 jährigem   Orts-  bez.  Revierdurchschnittspreis. 
1)  Reg.-Blatt  1821   S.  327-28. 

2* 
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durcli  eine  von  dem  fürstlichen  Hause  Mohcnlohe  veranlaßte  Ab- 
handlung') über  die  Berechtigung  des  Adels,  beim  Bundestag  Schutz 
zu  suchen,  wenn  die  gesetzgebende  Gewalt  die  ihr  durch  die  ge- 
schriebenen Rechtsnormen  des  Staates  gezogenen  Grenzen  über- 
schritt. Später  ging  derselbe  Verfasser  noch  weiter,  indem  er  diese 
Berechtigung  schon  für  den  Fall  des  gestörten  Besitzstandes  an- 
erkannte 2).  Diese  Darlegungen  fanden  Widerspruch  in  einer  von 
Reyscher  verfaßten  Broschüre  über  die  grundherrlichen  Rechte  des 
württembergischen  Adels,  sowie  in  der  bekannten  Schrift  von 
R.  Moser  über  die  bäuerlichen  Lasten  der  Württemberger.  Hier 
war  die  Auffassung  der  Kammer  der  Abgeordneten  vertreten. 

Neben  diesen  theoretischen  Erörterungen  arbeiteten  auch, be- 
sondere Vorkommnisse  der  Weiterentwicklung  der  Dinge  vor.  In 
gewissem  Sinne  ausschlaggebend  war  eine  Petition  des  Grafen 
Degenfeld-Schomburg  vom  21.  Mai  1829  an  den  Ständischen  Aus- 
schuß um  Intervention  in  Beziehung  auf  eine  unterbliebene  Regu- 
lierung der  Entschädigung  für  Ablösungsansprüche.  Da  dem  Grafen 
auf  diesem  Wege  kein  Recht  wurde,  übergab  er  am  20.  März 
1830  ein  erneutes  analoges  Gesuch  der  Kammer  der  Abgeordneten 
selbst.  Die  Folge  hiervon  war  ein  Beschluß  der  Kammer,  die  Re- 
gierung zu  bitten,  womöglich  noch  auf  dem  gegenwärtigen  Land- 
tag einen  Tarif  über  den  Entschädigungsmaßstab  für  die  gesetzlich 
aufgehobenen  Leibeigenschaftsgefälle  zur  Verabschiedung  zu  bringen. 
Nachdem  auch  die  Kammer  der  Standesherren  am  3.  April  1830 
dem  Beschlüsse  des  anderen  Hauses  beigetreten  war,  trug  die  Re- 
gierung dem  Wunsche  der  Landstände  angesichts  des  wieder- 
erwachten regeren  politischen  Lebens  Rechnung  und  legte  dem 
Landtag  fünf  Gesetzentwürfe  vor. 

Sie  betrafen  die  Aufhebung  der  leibeigenschaftlichen  Abgaben, 
Fronen  und  steuerartigen  Gefälle,  Fixierung  der  Zehnten,  Aufhebung 
des  Novalzehnten. 

Die  Aufnahme,  welche  diese  auf  dem  ersten  Landtag  des 
Jahres  1833  3)  eingebrachten  Gesetzentwürfe  fanden,  war  eine 
sehr  verschiedene,  da  namentlich  die  Zehntablösung  für  verfrüht 
gehalten  wurde.  Die  Regierung  zog  deshalb  den  Entwurf  wegen 
des   Novalzehnten    tatsächlich    zurück,    derjenige    wegen  Ablösung 


1)  Zachariae,   Der  Kampf  des  Grundeigentums  g^en  die  Grundherrlichkeit. 

2l  Zachariae,  Die  Souveränitätsrechte  der  Krone  Württemberg  in  ihrem 
Verhältnis  zu  den  standesherrlichen  Eigentumsrechten  des  fürstlichen  Gesamthauses 
Hohenlohe. 

3)  I.  Landtag  1S33,  XXXIX.  S.  194  ff. 
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der  Zehnten  und  Teilgebühren  wurde  bei  dem  Widerspruch  der 
Standesherren  auf  dem  zweiten  Landtag  nicht  mehr  vorgelegt. 
Die  Regelung  der  übrigen  Verhältnisse  wurde  in  drei  Gesetzent- 
würfen weiter  verfolsrt. 


B.   Die  Beratung  des  Gesetzentwurfes. 

Auf  dem  ersten  Landtag  des  Jahres  18331)  wurde  der  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  eingebracht,  nach  welchem  die  Leistung  der 
den  Gutsherrschaften  zu  gewährenden  Entschädigung  für  die  Leib- 
eigenschaftsgefälle geregelt  wurde.  Da  infolge  der  Auflösung  des 
Landtags  der  Entwurf  zunächst  nicht  beraten  werden  konnte,  wurde 
dieser  auf  dem  zweiten  Landtag  des  Jahres  1833  als  wieder  ein- 
gebracht erklärt. 

Der  Entwurf  wollte  das  Edikt  von  1817  vollziehen  und  näher 
entwickeln,  die  Gutsherrschaften  für  ihre  Ansprüche  durch  bei  der 
Staatskasse  ausgesetzte  verzinsliche,  aufkündbare  Kapitalien  ent- 
schädigen und  auf  diese  Weise  die  letzten  Nachwirkungen  der 
Leibeigenschaft  beseitigen.  Die  Staatsfinanzverwaltung  hatte  seit 
dem  Finanzgesetz  vom  7.  August  1818  die  leibeigenschaftlichen 
Gefälle  in  Höhe  von  28513  fl.  von  dem  Einnahmebudget  abge- 
setzt ;  deshalb  wurde  auch  jetzt  die  Entschädigung  der  übrigen  Be- 
rechtigten auf  die  Staatskasse  übernommen,  wobei  das  Beispiel  der 
hessisch-badischen  Gesetzgebung  maßgebend  war.  Gegenstand  der 
Entschädigung  waren  die  persönlichen  Leistungen  und  Dienste,  so- 
fern am  1.  Januar  1818  noch  ein  Recht  auf  den  Bezug  derselben 
bestand. 

Die  1808  noch  unter  bayerischer  Souveränität  gestandenen 
Gemeinden  waren  demnach,  da  Bayern  in  diesem  Jahre  die  Leib- 
eigenschaft beseitigt  hatte,  von  einer  Entschädigung  ausge- 
schlossen. 

Die  nach  dem  Gesetz,  betreffend  Entschädigung  der  Gutsherr- 
schaften für  aufgehobene  leibeigenschaftliche  Leistungen 2)  sich  er- 
gebenden Gefälle  wurde  wie  folgt  berechnet  für: 


(Siehe  Tabelle  auf  der  folgenden  Seite.) 


1)  Verhandlungen  K.  d.  Abg.  I.  L.  T.  1833,  IV.  B.  Pr.  37—41. 

2)  Akten  A.  d.  J,  Generalia  G.  9,4  Bund  2. 
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Grundherr 


Betrag 
fl.  ■     I     kr. 


Fürst  2u   Fürstenberg 


Fürst  Hohenlohe-Jagstberg 

Fürst  Löwenstein- Wertheim- 
Freudenberg 


Fürst  Thurn  und  Taxis 


Fürst  Waldburg-Wolfegg- 
Waldsee 

Fürst  Waldburg-Zeil-Trauch- 
burg 


Fürst  Waldburg-Zeil-Wur- 
zach 

Fürst  Windischgraetz 


Graf  Königsegg-Aulendorf 


Manumissio  und  Leibhennen,  aus 
der  Lokalleibeigenschaft  her- 
rührend, Leibhennen,  Fälle  und 
Manumissio,  Mortuarium,  Todfall 


Sterbfall 


Leibhennen,  Brautlauf,  Gürtelge 
wand,  Mannssteuer,  Sterbfall 
Einkaufsgeld,  Einkaufsgebühren 
Hauptrecht 


Leibhennen,  -Steuer,  Manumissio 
Mortuarium,  Sterbfall,  Haupt 
recht .     . 

Manumissio,  Leibhennen, Leibsteuer 
Mortuarium,  Todfall      "... 

Leibhennen,  Manumissio,  Todfälle 
Hauptrecht,  Mortuarium,  Leib- 
hennensteuer     


Todfall     und     Manumissio,     Leib- 
hennen, Mortuarium       .     .      .      . 

Leibhennen,  Sterbfall,  Manumissio, 
Todfälle,  Waisenhennen     . 


Leibhennen, 
tuarium    . 


Manumissio.      Mor- 


Summe 


S  233      50 
2  336      20 


6T50  — 

13  594  — 

4S999  52 

35  290  46 

26  577  59 

1  545  2Ü 

2  620  28 


145  94s:     35 


Abgesehen  von  dieser  Ausnahme  waren  sonach  die  in  dem 
Edikt  von  1817  aufgeführten l)  jährlichen  Abgaben,  wie  Leibsteuern, 
Leibschilling,  Leibhennen,  Leibsbeeden  und  Weisatgelder,  ferner 
die  bei  der  Verheiratung  zu  entrichtenden  Abgaben  wie  Brautlauf, 
Ungenossame,  die  beim  Tode  von  den  Erben  erhobenen  Abgaben 
wie  Hauptrecht,  Besthaupt,  großer  und  kleiner  Fall,  Herdrecht, 
Gürtelgewand,  endlich  die  Manumissionsgelder  abzulösen. 

In  der  am  1.  März  1836  beginnenden  Beratung  ergaben  sich 
wegen  der  Begrenzung  der  rechtlichen  Natur  der  Lei'beigenschafts- 
abgaben  weitgehende  Meinungsverschiedenheiten,  auch  die  Einigung 


1)  Kommissionsbericht  1S35,  2.  Beil.-Heft  S   641. 
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auf  den  zwanzigfachen  Abiösungsmaßstab  war  nicht  leicht  ge- 
worden. Ein  erheblicher  Zwiespalt  lag  bei  der  Rückwirkung  des 
Gesetzes  vor,  weil  vom  1.  Januar  1818  an  bekanntlich  durch  das 
Edikt  vom  18.  November  1817  alle  Wirkungen  der  Leibeigenschaft 
beseitigt  worden  waren.  Die  Pflichtigen  hatten  hieraus  ihre  Be- 
rechtigung hergeleitet,  die  Leistung  dieser  Abgaben  einzustellen. 
Auf  diese  Weise  waren  die  Herrschaften  einerseits  empfindlich  ge- 
schädigt, andererseits  konnte  man  dem  Staate  die  ohne  Zweifel 
vorhandene  Entschädigungspflicht  nicht  ansinnen.  Diese  Auffassung 
wurde  von  der  Kammer  geteilt,  so  daß  die  Berechtigten  eben  an 
die  Pflichtigen  und  an  die  Gerichte  gewiesen  wurden  1).  Nachdem 
diese  Hauptfragen  im  Einvernehmen  mit  der  Kammer  gelöst  waren, 
atmete  die  Regierung  erleichtert  auf,  daß  die  Beratungen  in  der 
Kammer  der  Abgeordneten  zu  Ende  geführt  worden  waren,  ohne 
radikalen  oder  unausführbaren  Anregungen  gefolgt  zu  sein. 

Aller  Augen  richteten  sich  nun  auf  die  Verhandlungen  in  der 
Kammer  der  Standesherren,  wo  Fürst  Waldburg-Zeil-Wurzach,  in 
dessen  Gebiet  noch  Grundlasten  leibeigenschaftlicher  Natur  in 
größerem  Umfang  bestanden,  das  Referat  übernommen  hatte.  Ent- 
gegen der  Auffassung  des  andern  Hauses  wurden  hier  Todfall, 
Mortuarium,  Hauptrecht  und  Besthaupt,  wenn  die  Abgabe  aus  dem 
Grundbesitz  gereicht  wurde,  als  eine  grund-  und  lehenrechtliche, 
somit  von  der  Ablösung  nicht  betroffene  reklamiert.  Bei  Normie- 
rung des  Ablösungsmaßstabs  wurde  Kapitalisierung  des  jährlichen 
Bruttoertrags  der  Leistungen  im  221/2  fachen  Betrage  sowie  Steuer- 
freiheit der  so  gewonnenen  Kapitalentschädigung  auf  die  Dauer 
von  15  Jahren  in  Anspruch  genommen.  Nach  längeren  Verhand- 
lungen in  beiden  Häusern  des  Landtags  gelang  es  der  Regierung, 
die  Festsetzung  eines  20  fachen  Maßstabes  der  Entschädigung  durch- 
zusetzen, welcher  auch  Gesetz  wurde. 

Einem  Wunsche  des  Königs  entgegenkommend  wurde,  der  bis- 
herigen Haltung  der  Regierung  entsprechend,  mit  Rücksicht  auf  die 
Deklarationen  am  Schlüsse  des  Gesetzes  die  Erklärung  niedergelegt 2), 
daß  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  die  betreffenden  standes- 
herrlichen Häuser  nur  mit  deren  Zustimmung  sollte  erfolgen 
können.  Mit  dieser  Schutzbestimmung  erhielt  das  Gesetz  am  29.  Ok- 
tober die  K.  Sanktion. 


1)  Art.  20  des  Gesetzes,  Reg.-Blatt  Nr.  55  vom  7.  Nov.  1836  S.  576. 

2)  Reg.-Blatt  vom  7.  Nov.  1836  S.  580. 


24     — 


3.  Kapitel. 

Die  Aufhebung  der  Fronen  und  Fronsurrogate. 

A.   Allgemeine  Erörterungen. 

Positive    gesetzgeberische    Maßnahmen    zur  Umwandlung    und 
Ablösung  der  Fronen    hatte    schon    das  Edikt    vom   18.  November 

1817  gegeben.  Dort  waren  die  als  reine  Überbleibsel  persönlicher 
Leibeigenschaft  noch  bestehenden  Spann-  und  Handfronen  samt 
den  surrogierten  Frongeldern  aufgehoben  worden.  Bei  den  auf 
Grundeigentum  haftenden  Fronen  war  ohne  Rücksicht  auf  den 
Wert  derselben  die  Ablösbarkeit  im  einfachen  Kapital  verfügt,  da- 
bei aber  den  Pflichtigen  freigestellt,  statt  der  Ablösung  die  Dienste 
weiter  zu  leisten.  Alle  ungemessenen  Fronen  waren  für  ungesetz- 
lich erklärt  worden. 

In  Würdigung  der  Schwierigkeiten  bei  der  Fronablösung  war 
sodann  die  Erwartung  ausgesprochen,  daß  bis  zum  Ende  des  Jahres 

1818  wenigstens  die  Verwandlung  der  ungemessenen  Fronen  in 
gemessene  erfolgt  sein  werde.  Diese  Erwartung  hatte  sich  aller- 
dings nicht  erfüllt,  denn  gütliche  Vereinbarungen  privater  Grund- 
herrschaften in  größerem  Umfang  kamen  überhaupt  nicht  vor,  bei 
den  Staatsfronen  war  ein  Ergebnis  nur  ermöglicht,  als  die  Natural- 
preise in  dem  sog.  Reduktionsgesetz  vom  23.  Mai  1821  anders 
normiert  worden  waren.  Ein  16facher  Betrag  der  Entschädigung 
für  Beseitigung  des  Fronrechtes  schien  für  die  privaten  Berech- 
tigten schon  mit  Rücksicht  auf  die  ihnen  in  den  Revenuen-  und 
Schuldenabteilungsverträgen  belassene  fernere  Ausübung  der  guts- 
herrlichen Fronberechtigungen  nicht  ausreichend.  Schon  deshalb 
nicht,  weil  kleinere  Gutsherrschaften  von  der  Fronberechtigung 
noch  eher  einen  ergiebigen  Nutzen  ziehen  konnten  als  die  Staats- 
finanzverwaltung. Für  die  Finanzverwaltung  kamen  nach  ange- 
stellten Berechnungen  als  Wert  der  abzulösenden  Fronen  53700  fl. 
in  Betracht,  hierunter  36600  fl.  Dienstgelder.  Privatfronen  wurden 
225  000  fl.  ermittelt,  hierunter  106000  fl.  Dienstgelder.  Von  der 
Gesamtsumme  entfielen  bei  den  Staatsfronen  44100  fl.,  bei  den 
Privatfronen  200  800  fl.  auf  den  Osten  des  Landes. 

Die    Regierung    gab    nun    dem    Drängen    der  Volksvertretung 
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nach,  indem  sie  am  7.  März  18331)  einen  bezüglichen  Gesetzent- 
wurf vorlegte.  Die  Auflösung  des  Landtags  am  24.  März  1833^) 
machte  eine  baldige  Beratung  des  Entwurfes  unmögUch.  Auch  in 
dem  neuen  Landtag  erstattete  die  Feudalkommission  in  den  ersten 
sechs  Monaten  keinen  Bericht.  Auf  Betreiben  der  Regierung  wurde 
nun  der  Entwurf  der  Kommission  für  Gegenstände  der  inneren 
und  Finanzverwaltung  überwiesen,  in  welcher  der  Abg.  Wiest  im 
April   1835  einen  umfassenden  Bericht  erstattete. 

Der  Entwurf  diente  der  Vervollständigung  und  zeitgemäßen 
Entwicklung  der  schon  im  Jahre  1817  begonnenen  und  1821  fort- 
gesetzten Umgestaltung  des  Agrarrechts.  Zu  diesem  Zwecke  soll- 
ten alle  auf  einem  grundherrlichen  Verhältnis  beruhenden  Fronen 
und  Fronsurrogate  auf  Verlangen  der  Pflichtigen  in  ein  ständiges 
Dienstgeld  verwandelt  oder  der  Ablösung  unterworfen  werden.  In 
bestimmten  Fällen  war  auch  Ablösung  ohne  Vereinbarung  möglich. 
Wenn  nicht  der  dingliche  Charakter  einer  Fron  oder  des  Fron- 
surrogates nachgewiesen  war,  wurde  stets  für  die  persönliche  Natur 
vermutet.  In  diesem  Falle  wurde  als  Entschädigung  der  15  fache 
Betrag  festgesetzt,  dagegen  bei  einer  dinglichen  Fronleistung  der 
16  fache  Betrag.  An  dem  Ablösungskapital  waren  bei  persönlichen 
Leistungen  von  den  Pflichtigen  zwei  Dritteile  zu  übernehmen,  wäh- 
rend der  Rest  von  einem  Dritteil  der  Staatskasse  zur  Last  fiel ;  bei 
dinglichen  Fronen  hatten  die  Pflichtigen  den  ganzen  Betrag  des 
Ablösungskapitals  ohne  Staatszuschuß  zu  tragen.  Die  Staatskasse 
vermittelte  die  Ablösung  in  der  Weise,  daß  sie  bei  der  vorgeschrie- 
benen Ablösung  für  ganze  Gemeinden  die  ausgemittelte  Ent- 
schädigungssumme den  Berechtigten  in  einer  Summe  ausbezahlte. 
Die  Pflichtigen  hatten  ihr  ihre  Schuld  in  bestimmten  jährhchen, 
zu  4V2  Prozent  verzinslichen  Zielern  von  mindestens  20  fl.  zu  er- 
setzen. 

Das  ganze  Ablösungsverfahren  war  in  die  Hände  der  Bezirks- 
polizeibehörde gelegt;  wo  Standesherrschaften  beteiligt  waren,  ver- 
trat das  K.  Oberamt  das  standesherrliche  Bezirkspolizeiamt.  Bei 
einer  verzögerten  Leistung  der  amtlich  einverlangten  Beweisurkun- 
den sollte  die  Leistung  der  Fronen  bis  auf  weiteres  unterbleiben. 
Die  Ergebnisse  der  Schätzung  wurden  in  der  sog.  Ablösungs- 
urkunde zusammengefaßt,  welche  der  Bestätigung  durch  die  Kreis- 
regierung unterlag.  Mit  Rücksicht  auf  die  in  früheren  Epochen 
der  Agrarreform  gemachten  Erfahrungen  erachtete  es  die  Regierung 


1)  I.  Landtag  1S33  XXXVII  S.  4G  ff.  2|  Hierzu  S.  21. 


—     26     — 

für  angezeigt,  sich  schon  jetzt    über  die  Stellung    der  Berechtigten 
zu  den  Ablösungsgesetzen  überhaupt  zu  informieren. 


B.    Die  Verhandlungen  mit  der  Ritterschaft  und  den  Standes- 
herren i). 

Als  die  Regierung  auf  dem  zweiten  Landtag  des  Jahres  18332) 
den  Frongesetzentwurf  als  wieder  eingebracht  erklärt  hatte,  forderte 
sie  die  auf  dem  Landtag  erschienenen  Abgeordneten  der  Ritter- 
schaft auf,  „einige  aus  ihrer  Mitte  zu  beauftragen,  zur  Besprechung 
der  Ablösungsgesetze  mit  Beamten  der  Regierung  zusammenzu- 
treten" 3).  Der  ritterschaftliche  Adel  machte  zunächst  den  Versuch, 
mit  den  Standesherren  wegen  gemeinsamer  Vertretung  der  Inter- 
essen des  Adels  Fühlung  zu  nehmen.  Da  sich  aber  eine  selbstän- 
dige Verhandlung  bei  der  Stellung  der  Standesherren  und  der  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  nicht  vermeiden  ließ,  so  wurden  von 
den  Regierungskommissären  die  Besprechungen  mit  den  Dele- 
gierten der  Ritterschaft,  Freiherren  von  Berlichingen  und  Hornstein, 
eingeleitet. 

Der  erste  positive  Vorschlag  der  Ritterschaft  ging  dahin,  alle 
obwaltenden  und  noch  zu  befürchtenden  Anstände  durch  käufliche 
Übernahme  aller  abzulösenden  Gefälle  durch  den  Staat  zu  be- 
seitigen. Daran  konnte  die  Regierung  wegen  der  in  ihrer  Trag- 
weite unberechenbaren  Folgen  nicht  denken.  Bei  Festsetzung  des 
Ablösungskapitals  wurde  vorgeschlagen,  die  Scheidung  in  dingliche 
und  persönliche  Fronen  fallen  zu  lassen  und  in  schwierigen  Fällen 
eine  Frist  von  drei  Jahren  zur  Umwandlung  von  Naturalfronen  in 
Dienstgelder  zu  gewähren,  sodann  aber  die  Jagdfronen  und  deren 
Surrogate  von  der  Ablösung  überhaupt  auszuschließen.  Weitere 
Wünsche  bezogen  sich  auf  die  Form  der  Gesetzgebung.  So  sollte 
insbesondere  eine  Bezugnahme  auf  das  Edikt  von  1817  und  die 
K.Verordnung  vom  23.  September  1818  unterbleiben,  auch  sollten  die 
angetragenen  Änderungen  materieller  Natur  in  ein  Nachtragsgesetz 
gebracht  und  mit  den  Ständen  verabschiedet  werden. 

Die  Verhandlungen  waren  sehr  eingehende,  sie  wurden  von 
der  Regierung  fortgesetzt  betrieben,  um  die  Delegierten  zu  einer 
Mäßigung    ihrer  Forderung    zu    veranlassen.     Da  dies  nicht  zu  er- 


1)  Akten  F.  A.  XVII,  3Sb;  A.  d.  J.  20,  4  a  u.  b. 

2)  II.  Landtag  1S33  III,  S.  6.  22. 

3)  Gedruckte  Aktenstücke  über  die  Verhandlungen  des  Jahres  18.^4  und  Ibüö. 
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reichen  war,  wurden  die  Verhandlungen,  da  die  Regierung  über 
die  Auffassung  der  Ritterschaft  hinlänglich  orientiert  war,  abge- 
brochen. Bei  den  ständigen  Abgaben  wurde  der  zwanzigfache 
Maßstab  zugestanden,  bei  den  unständigen  Gefällen  etwa  der  acht- 
zehnfache Betrag  in  Aussicht  gestellt.  Der  ritterschaftliche  Adel 
wurde  durch  die  Regierung  am  29.  Juni  1834  in  Kenntnis  gesetzt, 
daß  beabsichtigt  war,  die  von  ihm  kundgegebenen  Wünsche  der 
Feudalkommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  mitzuteilen  und 
deren  Erfüllung  zu  befürworten.  Dort  waren  zwar  die  von  der 
Regierung  vorgebrachten  Wünsche  für  Gewährung  einer  erhöhten 
Entschädigung  nicht  a  limine  abgewiesen  worden,  die  Entscheidung 
wurde  aber,  da  der  Kommission  das  Scheitern  der  älteren  Ab- 
lösung in  Baden  an  dem  hohen  Maßstab  bekannt  war,  dem  Plenum 
vorbehalten. 

In  diesem  Stadium  erschien  es  der  Regierung  angemessen, 
sich  auch  der  Haltung  der  Standesherren  zu  vergewissern,  welche 
das  schließliche  Gelingen  der  Gesetzgebung  in  erhöhtem  Maße  be- 
einflussen konnten.  Besondere  Veranlassung  hierzu  bot  der  den 
Standesherren  in  den  Deklarationen  gewährte  Schutz  gegen  Zu- 
griffe der  Landesgesetzgebung,  sowie  die  Erfahrungen  bei  Durch- 
führung der  bisherigen  Maßnahmen.  Prinzipiell  eine  den  Absichten 
der  Regierung  entgegenkommende  Haltung  nahmen  die  Fürsten 
von  Hohenlohe  ein,  indem  sie  erklärten,  zu  der  Neugestaltung  die 
Hand  bieten  zu  wollen.  Nicht  so  nachgiebig  waren  die  übrigen 
Standesherren.  Beinahe  gleichzeitig  hatten  nämlich  diese  das  Recht 
der  württembergischen  Gesetzgebung,  auf  dem  Wege  der  Legis- 
lative über  das  grundherrliche  Vermögen  zu  verfügen,  negiert  und 
hierbei  auf  die  Bundesakte  und  die  Deklarationen  erneut  Bezug 
genommen. 

Bei  den  Verhandlungen  selbst,  die  nun  eingeleitet  wurden, 
lehnten  die  Standesherren  bei  den  vielen  Opfern,  die  ihnen  schon 
zugemutet  waren,  eine  Entschädigung  im  20  fachen  Kapitalbetrag 
bei  dem  herrschenden  Zinsfuß  als  unzureichend  ab.  Den  beab- 
sichtigten Ablösungen  wollten  sie  nur  dann,  wenn  sie  eine  zwangs- 
weise war,  zustimmen,  wobei  für  die  Berechtigung  zum  Bezug  der 
Gefälle  der  jüngste  30jährige  Besitz  gelten  sollte.  Als  Antwort 
auf  die  Forderung  der  Standesherren  machte  die  Regierung  diesen 
vertrauHche  Mitteilungen  über  die  stattgehabten  Verhandlungen  mit 
der  Ritterschaft.  Bei  den  alsbald  ausgesprochenen  Wünschen  war 
die  Regierung  bemüht,  die  früher  gemachten  Versicherungen  in 
vollem  Umfang  aufrecht  zn    erhalten,    war    sie   doch  in  ihren  Ent- 
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schließunyen  durch  die  vorbehaltene  schiedsrichterHche  Entschei- 
dung der  Bundesversammlung  und  die  den  Standesherren  ermög- 
lichte Zustimmung  zu  künftigen  Maßnahmen  gebunden.  Gleichwohl 
eriiob  sie  bei  der  Forderung,  einen  25  fachen  Maßstab  für  die  Ab- 
lösung zu  gewähren,  lebhaften  Widerspruch.  Da  eine  Einigung 
auch  mit  dieser  Gruppe  von  Interessenten  nicht  zu  erzielen  war, 
brach  die  Regierung  die  Verhandlungen  ^j  ab,  da  bei  dem  Stande 
der  ständischen  Verhandlungen  ein  nachträglicher  Vorschlag  im 
Sinne  der  standesherrlichen  Forderungen  formell  ausgeschlossen 
war.  So  blieb  nichts  übrig,  als  in  der  Kammer  der  Standesherren 
die  vorgebrachten  Bemängelungen  in  die  Form  von  Änderungs- 
vorschlägen zu  kleiden,  welche  die  Regierung  zu  unterstützen  ver- 
sprach. Noch  ein  letztes  Mal  bemühten  sich  die  Berechtigten,  an- 
gesichts der  entgegenkommenden  Haltung  wenigstens  eine  Erhöhung 
auf  das  22^1-2  fache  durchzusetzen.  Die  Regierung  hielt  es  für  un- 
möglich, diesen  erhöhten  Maßstab  auf  alle  fixierten  Gefälle,  worunter 
sich  auch  solche  leibeigenschaftlicher  und  steuerartiger  Natur  be- 
fanden, auszudehnen. 

Unterdessen  hatte  aber  der  König  aus  eigener  Entschließung 
vom  5.  April  1836  den  Standesherren  gegenüber  den  Weg  des 
Amendements  als  allein  gangbar  bezeichnet  und  Unterstützung  in 
der  Kammer  der  Abgeordneten  für  die  Annahme  des  221/2  fachen 
Maßstabes  in  Aussicht  gestellt  und  wiederholt  die  authentische 
Interpretation  des  Art.  XIV  der  Bundesakte  abwarten  zu  wollen 
erklärt. 

Die  Standesherren  säumten  nicht,  unter  dem  Eindruck  dieser 
Erklärung  ihre  Forderungen  neu  zu  präzisieren.  Sie  verlangten 
nun  die  Ausdehnung  des  22^/2  fachen  Betrages  der  unwiderruflich 
fixierten  Frondienstgelder  auch  auf  die  Beeden  und  Leibeigen- 
schaftsabgaben. Der  Staatskasse  sollte  hierbei  entweder  die  Be- 
zahlung eines  Kapitals  im  221 2 fachen  Betrage  oder  Gewährung 
einer  Rente  in  Höhe  des  Gefälls  nach  Abzug  von  10  Prozent  oder 
Heimzahlung  der  Rente  auf  beiderseitiges  Verlangen  nach  einjäh- 
riger Kündigung  obliegen  oder  endlich  sollten  gewisse  Wald-  und 
Grundeigentumsteile  des  Staates  entweder  gegen  Abrechnung  an  den 
abzulösenden  Gefällen  oder  in  Kauf  oder  Tausch  gegen  die  bei 
der  Staatskasse  einzuräumende  Jahresrente  überlassen  werden. 
Hiermit  waren  die  Differenzpunkte  noch  nicht  erschöpft. 


1)  Für  diese  waren   seitens  der  Standesherren   Domänenrat  Mangold  von  Oeh- 
ringen,  Hofrat  Hammer-Kirchberg  und  Direktor  Rist-Zeil  delegiert  worden. 
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Bei  Ermittlung  des  Wertes  einer  Fron  hatte  schon  der  Entwurf 
sich  dadurch  zu  helfen  gesucht,  daß  er  die  Fronen  in  zwei  Klassen 
teilte.  Bestanden  diese  in  einer  bestimmten  Arbeitsaufgabe,  so 
wurde  der  Aufwand,  welchen  die  Erledigung  der  Arbeit  im  Wege 
der  Verdingung  erforderte,  abgeschätzt  und  die  gefundene  Summe 
um  den  fünften  Teil  gekürzt.  Bei  Festsetzung  der  Fron  in  i\rbeits- 
stunden,  Tagen  oder  Fuhren  wurde  v^on  dem  sich  ergebenden  Wert 
bei  Handfronen  die  Hälfte,  bei  Spanndiensten  der  fünfte  Teil  ab- 
gezogen. In  der  neuesten  Forderung  wünschten  die  Standesherren 
diese  Summen  in  der  Weise  erhöht,  daß  bei  Fronen,  welche  in 
einem  bestimmten  Arbeitspensum  bestanden,  für  die  Spanndienste 
nur  Vs,  die  Handdienste  nur  ^  5  abgezogen  würden;  für  die  zweite 
Klasse  der  Fronen  sollte  der  Abzug  nur  l  s  bez.  ^  4  betragen. 

Bezüglich  des  Ablösungsmaßstabs  war  die  Regierung  durch 
den  Eingriff  des  Königs  vom  5.  April  1836  gebunden;  dagegen 
schien  es  ihr  gänzlich  ausgeschlossen,  bei  der  vorgeschlagenen  An- 
näherung des  Wertes  der  Fronarbeit  an  die  freie  Lohnarbeit  zu 
einem  Ergebnis  zu  gelangen.  Auch  der  König  konnte  sich  dieser 
Erkenntnis  nicht  verschließen.  Die  Standesherren  wurden  deshalb 
auf  die  Verfolgung  ihrer  Ansprüche  in  der  Kammer  selbst  ver- 
wiesen. Um  nicht  alle  Brücken  abzubrechen,  wurde  auch  jetzt 
noch  versucht,  die  aufgetretenen  Hindernisse  dadurch  zu  beseitigen, 
daß  man  dem  Etats(Finanz-)gesetz  eine  Bestimmung  einfügen  wollte, 
wonach  „diejenigen  Gefällpflichtigen,  welche  im  Laufe  der  be- 
treffenden Finanzperiode  gewisse  Gefälle,  sei  es  gegen  den  Staat 
oder  gegen  andere  Berechtigte,  entweder  auf  Grund  gesetzlicher 
Bestimmungen  oder  im  Wege  freier  Übereinkunft  ablösten,  zur  Be- 
streitung des  Ablösungsschillings  einen  bestimmten  Beitrag  aus 
Staatsmitteln  erhalten   würden". 

In  dieser  schwierigen  Situation  vollzog  sich  nun  plötzlich  ein 
Umschwung,  welcher  durch  die  Vorgänge  bei  Beratung  des  Gesetz- 
entwurfs in  der  Kammer  der  Abgeordneten  veranlaßt  war. 

C.   Die  Beratungen  in  der  Ständeversammlung.i) 

Der  Kammer  der  Abgeordneten  war  zur  Einlösung  des  den 
Standesherren  gegebenen  Versprechens  eine  Ministerialnote  zuge- 
gangen, in  welcher  der  Maßstab  des  Entwurfes  von  16  auf  20  er- 
höht worden  war.     Mit  Rücksicht  auf  die  hieraus  sich  ergebenden 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1S36  B,  IX  Heft  3. 
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Konsequenzen  bezeichnete  die  Kammer  die  früheren  Verhandlungen 
mit  einer  Gruppe  von  Interessenten  als  unzulässig,  zumal  ihr  ein 
Amendement  im  Sinne  des  neuesten  Regierungsvorschlags  ange- 
sonnen wurde;  zur  Wahrung  der  verfassungsmäßigen  Form  ver- 
langte sie  ein  Reskript  des  Geheimen  Rates  mit  einem  förmlichen 
Antrag  auf  Erhöhung. 

In  der  materiellen  Beratung  wurde  bei  dinglichen  Fronen  an 
dem  16  fachen  Betrag  festgehalten  und  zur  Festsetzung  des  Wertes 
einer  Fron  geschritten.  Einigkeit  herrschte  lediglich  darüber,  daß 
Hand-  und  Spanndienste  zu  scheiden  waren.  Dagegen  konnte  man 
sich  im  Plenum  lange  nicht  über  die  Höhe  des  Abzugs  bei  den 
beiden  im  Entwurf  aufgestellten  Klassen  von  Fronen  einigen.  Ein 
Antrag  löste  den  andern  ab,  so  daß  man  schließlich  eine  dritte 
Klasse  von  Fronen  einfügen  wollte,  für  welche  gar  kein  Abzug 
stattfinden  sollte.  Diesem  Beginnen  widersetzte  sich  jedoch  die 
Regierung  aufs  entschiedenste,  weil  es  gar  nicht  möglich  war,  alle 
Fronen  unter  bestimmte  Rubriken  einzugliedern.  Als  Resultat  der 
geradezu  chaotisch  gewordenen  Debatte  wurde  endlich  der  Abzug 
bei  Spanndiensten  auf  ^  5,  bei  Handfronen  auf  die  Hälfte  fest- 
gesetzt. 

In  der  Kammer  der  Standesherren  wurden  erhebliche  Ände- 
rungen an  den  von  dem  andern  Hause  gefaßten  Beschlüssen  vor- 
geschlagen. Neben  der  Bemängelung  der  um  ein  Fünftel  zu 
niedrigen  Kapitalisierung  sollte  der  Abzug  bei  Fronen,  welche  in 
einer  bestimmten  Arbeitsaufgabe  bestanden,  in  Verfolgung  der 
neuesten  geltend  gemachten  Forderungen  bei  Spanndiensten  ^  8, 
bei  Handfronen  l  5  betragen.  Bei  der  andern  Klasse  von  Arbeiten 
Vg  bez.  V4.  Zugleich  wurde  eine  Erhöhung  des  Haberpreises 
von  22/5  fl.  auf  3  fl.  verlangt,  das  Kapital  für  Dienstgelder  oder 
andere  Fronsurrogate  auf  den  22^  2  fachen  Betrag  erhöht.  Der 
Staat  sollte  hieran  bei  dinglichen  Fronen  das  6V2 fache,  die  Ver- 
pflichteten das  16  fache  leisten,  bei  persönlichen  Fronen  der  Bei- 
trag des  Staates  im  12V2  fachen,  derjenige  der  Pflichtigen  im  10- 
fachen  bestehen.  Eine  Einigung  der  beiden  Kammern  schien  zu- 
nächst überhaupt  nicht  zu  gelingen,  doch  wurde  endlich  der  Abzug 
bei  Fronen,  welche  in  einer  Arbeitsaufgabe  bestanden,  bei  Spann- 
diensten auf  '^  5,  bei  Handfronen  auf  2.5  normiert,  bei  Spann-  und 
Handdiensten  der  anderen  Gattung  auf  2  5  und  die  Hälfte. 

Der  Gesetzentwurf  über  Ablösung  und  Verwandlung  der  Fronen 
war  in  einer  ganz  veränderten  Form  aus  der  ständischen  Beratung 
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zurückgekommen!).  Y)ie  wesentlichsten  Abweichungen  bestanden 
in  Ablösung  der  Fronen  und  Fronsurrogate  statt  deren  Ver- 
wandlung. 

Die  zur  Ausmittlung  des  wahren  Wertes  zu  machenden  Abzüge 
waren  geringer  normiert  worden  als  nach  dem  Entwurf ;  der  Unter- 
schied des  Ablösungskapitals,  je  nachdem  die  Leistung  eine  per- 
sönliche oder  dingliche  war,  wurde  fallen  gelassen  und  für  alle 
Naturalfronen  und  Geldgefälle  von  mehr  als  3  fl.  in  einer  Hand 
das  221  2 fache,  \jq[  solchen  von  unter  3  fl.  das  20 fache  ent- 
schädigt. 

Bei  dinglichen  Leistungen  fiel  eine  Intervention  der  Staats- 
kasse weg,  bei  persönlichen  Fronen  trat  ein  Beitrag  in  Höhe  des 
dritten  Teils  ein,  so  daß  die  Pflichtigen  bei  dinglichen  Leistungen 
das  16  fache,  bei  persönlichen  Fronen  das  10  fache  selbst  zu  ent- 
richten hatten.  Für  den  zum  20-  bez.  22V2  fachen  fehlenden  Be- 
trag kam  die  Staatskasse  auf,  welche  somit  bei  persönlichen 
Leistungen  mehr  als  der  Pflichtige  zu  tragen  hatte.  Das  Staats- 
kammergut erhielt  für  seine  dinglichen  und  persönlichen  Fronen 
das  16  fache,  bei  letzteren  aus  der  Staatskasse  einen  Beitrag  im 
6  fachen  Betrag.  Diese  Bestimmung  war  aber  an  die  Voraussetzung 
einer  Anmeldung  zur  Ablösung  innerhalb  drei  Jahren  geknüpft. 
Formell  wurden  die  Abänderungen  von  der  Regierung  im  Plenum 
anerkannt,  ohne  daß  die  verfassungsmäßige  Wirkung  des  Geheimen 
Rates  eingetreten  war.  Diese  an  sich  formlose  Behandlung,  welche 
der  Absicht  entsprang,  bis  zum  nahen  Ende  des  Landtags  unter 
allen  Umständen  die  Gesetzgebung  zu  beenden,  erhielt  in  einem 
K.  Reskript  ausdrücklich  Genehmigung. 

Da  dem  Gesetze  nur  die  auf  dem  Landtag  anwesenden 
Standesherren  zugestimmt  hatten,  wurde  in  demselben  zur  Wahrung 
der  Rechte  der  Abwesenden  die  Zusicherung  erneuert,  daß  der 
Grundsatz  der  gezwungenen  Ablösbarkeit  und  die  Vereinbarkeit 
dieses  Grundsatzes  mit  dem  Art.  XIV  der  Bundesakte  der  Bundes- 
versammlung zur  Entscheidung  vorbehalten  bleiben  solle.  Mit 
dieser  Klausel  wurde  das  Gesetz  am  28.  Oktober  1836  sanktioniert. 


1)  Akten  F.  A.  XVII,  ib,  12.     20. 
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4.  Kapitel. 


Die  steuerartigen  Abgaben  und  ihre  Beseitigung^). 

A.    Art  und  Umfang  der  abzulösenden  Abgaben. 

Die  schwicri<,rste  Aufgabe,  welche  durch  die  Regierung  noch 
zu  lösen  war,  betraf  die  Ablösung  der  steucrartigen  Gefälle. 

Hierbei  kamen  für  die  Stammlande  die  ihrem  Umfange  nach 
bedeutendsten  sog.  Kellereisteuern  und  Beeden  in  Betracht,  welche 
in  der  Regel  auf  ganzen  Gemeinden  hafteten  und  verschiedene 
Namen  führten,  wie  precaria,  coUecta,  exactiones,  Heersteuern, 
Heerschilling  usw.  Bevor  sie  Gegenstand  des  Verkehrs  geworden 
waren,  wurden  diese  Abgaben  immer  von  den  Inhabern  landes- 
oder  schutzherrlicher  Rechte  bezogen,  und  zwar  nicht  nur  neben 
der  an  Stelle  des  sog.  Landschadens  durch  den  Tübinger  Vertrag 
von  1514  eingeführten  Ablösungshilfe,  sondern  auch  neben  den 
späteren  landschaftlichen  Ordinari-,  Extraordinaristeuern  und  -an- 
lagen. Somit  waren  diese  Beeden  und  Kellereisteuern  nicht  als 
Ausfluß  des  Besteuerungsrechtes  im  Sinne  der  vormaligen  deutschen 
Reichsverfassung  anzusehen,  da  sie  sich  von  den  auf  Grund  der  letz- 
teren zur  Bestreitung  der  Reichs-  und  Landesbedürfnisse  erhobenen 
Steuern  und  Anlagen  unterschieden. 

Anders  lagen  die  \'erhältnisse  bei  den  Kammersteuern.  Diese, 
auch  Kammerkanon  genannt,  wurden  bei  Verkäufen  steuerfreier 
Kameralgüter  gegen  fernere  Freilassung  der  Güter  von  der  land- 
schaftlichen Besteuerung  als  Kammergefäll  noch  zu  einer  Zeit  an- 
bedungen, als  Kammer-  und  Landeskasse  schon  getrennt  waren. 
Grund  ihrer  Auferlegung  war  teils  die  gewährte  Steuerfreiheit 
allein,  teils  auch  die  Freiheit  von  anderen  Abgaben,  Zehnten  usw. 
Auf  letztere  Art  gemischt  war  besonders  der  sog.  Kammerkanon 
in  den  vormals  Hohenloheschen  Landesteilen. 

Unter  dem  Namen  von  Rauchgefällen  wurden  Abgaben  von 
Wohngebäuden  erhoben,  für  welche  sich  die  verschiedensten  Be- 
zeichnungen fanden  wie  Rauchgeld-,  Haber-,  Hühnerpfund,  Herd- 
pfundgeld, Feuersteuerschilling.  Im  Prinzip  waren  diese  Abgaben 
solche    öffentlich-rechtlicher    Natur,    aber    anerkanntermaßen    teil- 


1)  Akten  F.  A.  XVI.  38,  4.  38.  10-11.  38,  6. 
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weise  mit  Gegennutzungen  aus  dem  grundherrlichen  Eigentum  ver- 
bunden. 

Aus  dem  Polizeirecht  oder  der  staatlichen  Konzessionierung 
hergeleitet  waren  die  von  Feuerwerkstätten  und  Ziegelhütten 
fließenden  dinglichen  Abgaben,  welche  als  persönliche  Abgaben 
schon  früher  aufgehoben  waren;  vogteiliche  Abgaben  waren  das 
Vogtrechtsgeld,  der  Vogtpfennig,  die  Vogtfruchthühneratzung,  der 
Vogtwein,  das  Schutzschirmgeld,  die  Schirmfrucht,  der  Schirm- 
wein und  ähnliche  Bezeichnungen. 

Bei  der  Verschmelzung  der  staatlichen  und  grundherrlichen 
Befugnisse  war  eine  Entscheidung  über  den  öffentlichen  oder  pri- 
vatrechtlichen Charakter  dieser  Abgaben  um  so  schwieriger,  als 
verschiedene  ältere  Abgaben  dieser  Art,  [welche  ursprünglich  den 
Charakter  von  Steuern  hatten,  im  Laufe  der  Zeit  und  im  Wege  des 
Verkehrs  tatsächlich  die  Natur  privatrechtlicher  Abgaben  ange- 
nommen hatten.  So  waren  die  Beeden  schon  in  dem  Landtags- 
abschied vom  9.  Februar  1642  ein  uraltes  fürstliches  Kammergefäll 
genannt,  bei  den  Steuerrevisionen  im  Jahre  1652  und  1741  gleich 
anderen  Grundabgaben  behandelt  und  von  den  Steueranschlägen 
der  einzelnen  Güter  oder  ganzen  Markungen  abgezogen  worden. 

Der  Zeitpunkt  für  die  Beseitigung  dieser  noch  vorhandenen 
steuerartigen  Lasten  schien  jetzt  besonders  geeignet,  weil  der  in  der 
Gesetzgebung  des  Jahres  1808  und  1809  proklamierte  Grundsatz  einer 
allgemeinen  gleichen  Besteuerung  noch  immer  seiner  Durchführung 
harrte.  Lediglich  die  bisher  bestandenen  Steuerbefreiungen  des 
Adels  waren  in  einer  K.  Verordnung  vom  13.  Dezember  1812  unter 
Versagung  einer  Entschädigung  beseitigt  worden.  Einen  weiteren 
Anstoß  für  die  Regierung  zur  Beseitigung  dieser  Gefälle  bildeten 
noch  zwei  weitere  Momente.  Einmal  hatte  das  Katastergesetz  von 
1821  das  gesamte  Steuerwesen  auf  eine  andere  Grundlage  gestellt, 
sodann  aber  hatte  die  Kammer  der  Abgeordneten  im  Jahre  1826/27, 
als  die  Entschädigung  einiger  Standesherren  für  aufgehobene 
Steuern  zur  Beratung  kam,  der  Regierung  zur  Erwägung  gegeben, 
der  Aufhebung  der  sog.  Kellereisteuern  näher  zu  treten  1).  Für 
die  Regierung  wurde  hieraus  Anlaß  genommen,  von  den  Kreis- 
finanzkammern Bericht  über  Art  und  Umfang  der  vom  Staate 
noch  zur  Erhebung  gelangenden  Abgaben  dieser  Art  einzuver- 
langen. 


1)  Verb.   Kammer  der  Abg.   1826-27   Heft  7   S.  1740  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsveissensch.    Ergänzungsheft  36. 
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Im  Jahre  1830^)  verdichtete  die  Kammer  der  Abgeordneten 
ihre  Anregung  zu  einer  Bitte  um  Anordnung,  „daß  alle  in  die 
Kategorie  der  sog.  Kellereisteuern  gehörigen  Abgaben,  ohne  Unter- 
schied, an  wen  sie  zu  entrichten  waren,  genau  untersucht  und  das 
Resultat  der  Untersuchung  der  nächsten  Ständeversammlung  zu 
weiterer  Beratung  der  Frage  über  das  künftige  Fortbestehen  dieser 
Steuern  und  ob  und  inwieweit  dieselben  als  wirkliche  Steuern  zu 
betrachten  waren,  nebst  dem  entsprechenden  Gesetzentwurf  vor- 
gelegt werde". 

Ein  Gesetzentwurf  wurde  auch  tatsächlich  nach  einem  Auftrag 
des  Königs  vom  7.  April  1830  von  den  vereinigten  Ministerien 
der  Finanzen  und  des  Innern  ausgearbeitet  2)  und  bei  der  Erwägung 
der  Frage,  welche  Abgaben  in  das  Steuersystem  nicht  mehr  paßten, 
ob  und  in  welchem  Umfange  für  deren  Entzug  Entschädigung  ge- 
währt werden  sollte,  Analogien  in  den  Gesetzen  der  Nachbarstaaten 
gesucht.  Am  weitesten  war  hierin  die  Gesetzgebung  in  Baden  ge- 
gangen, indem  sie  verschiedene,  zum  Teil  aus  der  Gerichtsherrlichkeit, 
der  Schutz-  und  Schirmherrlichkeit  abzuleitende  Abgaben  steuer- 
artiger Natur  unbedingt  aufgehoben  hatte.  Ausgenommen  hiervon 
waren  nur  Abgaben  und  Leistungen,  welche  vermöge  einer  Erb- 
dienstbarkeit  oder  einer  Bannpflicht  zu  entrichten  waren  oder  auf 
einem  Rechtsgrund  beruhten,  welcher  die  Vermutung  für  eine 
öffentlich-rechtliche  Abgabe  ausschloß.  In  Hessen-Darmstadt  waren 
die  Beeden  zufolge  einer  Verordnung  vom  Jahre  1812  unentgeltlich 
aufgehoben  worden. 

Den  radikalen  Bahnen  der  Gesetzgebung  dieser  beiden  Staaten 
vermochte  die  Regierung  nicht  zu  folgen,  sie  schloß  sich  vielmehr 
an  das  Beispiel  Bayerns  an.  Maßgebend  hierfür  war  neben  der 
Richtung  der  dortigen  Gesetzgebung  besonders  der  Umstand,  daß 
für  die  zu  treffenden  Maßnahmen  standesherrliche  Gebiete  in  Be- 
tracht kamen,  welche  ehedem  zu  Bayern  gehört  hatten.  Bayern 
hatte  zwar  in  dem  allgemeinen  Steuerprovisorium  des  Jahres  1808 
im  Interesse  der  Steuergleichheit  auch  die  Kammersteuern  und 
Beeden  beseitigt.  Der  Geltungsbereich  dieser  Bestimmungen  war 
aber  in  den  mediatisierten  Landen  ein  sehr  beschränkter;  denn  in 
der  bayerischen  Deklaration  vom  19.  März  1807  war  bestimmt 
worden,  daß  alle  Abgaben,  welche  wie  grundherrliche  Zinse  in 
einem  bestimmten  Quanto  entrichtet  wurden,    wie  die  Beeden,    die 


1)  Verb,  Kammer  der  Abg.  Heft  3  S.  756. 

2)  Zu  vgl.  S.  20. 
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sog.  Ordinaristeuer  in  einigen  Herrschaften,  die  nur  mißbräuch- 
lich den  Namen  Steuer  führten,  die  Nachsteuer  und  gewisse  Kon- 
zessionsgelder den  Fürsten  und  Grafen  verbleiben  und  künftig  als 
grundherrliche  Abgaben,  nicht  als  Steuern  vorgetragen  werden 
sollten.  Im  übrigen  aber  hatte  eine  K.  ba3'erische  Verordnung  vom 
25.  November  1808  alle  in  den  verschiedenen  Landesteilen  unter 
den  mannigfaltigsten  Namen  bestehenden  Personalsteuern,  unter 
welchen  noch  viele  Leibeigenschaftsgefälle  vorkamen ,  beseitigt. 
Auch  die  württembergische  Instruktion  vom  2.  Oktober  1807  hatte 
unter  den  den  Berechtigten  verbleibenden  Gefällen  mehrere  auf- 
geführt, deren  Ursprung  öffentlich  rechtlicher  Natur  war.  Gleich- 
zeitig waren  die  hieraus  fließenden  Gefälle  in  drei  Kategorien  ein- 
geteilt worden,  je  nachdem  sie  aus  vormaligen  Domänen,  aus  dem 
Leib-  und  Grundeigentum  der  Hintersassen  oder  aus  den  in  der 
Bundesakte  ausdrücklich  für  die  Herrschaften  reservierten  Regalien 
geflossen  waren. 

In  enger  Anlehnung  an  die  hier  vertretene  Auffassung  stellte 
die  Regierung  die  Grundlinien  des  Gesetzentwurfes  fest.  Sie  ge- 
langte bei  Annahme  eines  fünfprozentigen  Zinsfußes  zu  einer  Ent- 
schädigung im  20fachen  Betrage.  Unter  Berücksichtigung  des  Ge- 
setzes von  1821  und  der  den  Berechtigten  für  derartige  Revenuen- 
verluste  schon  früher  angebotenen  Entschädigung!)  wurde  für  den 
Verwaltungsaufwand  ein  Abzug  von  einem  Zehntel  als  gerecht- 
fertigt erachtet.  In  dieser  Annahme  sollten  die  Berechtigten  für 
die  Kammersteuern,  welche  den  Pflichtigen  ohne  Entgelt  erlassen 
wurden,  das  18 fache,  für  die  übrigen  steuerartigen  Gefälle  den 
gleichen  Betrag  in  der  Weise  erhalten,  daß  die  Pflichtigen  hieran 
das  10  fache  zu  zahlen  hatten,  die  Staatskasse  den  8  fachen  Betrag 
zuschoß.  Bei  den  relativ  minderwertigen  Rauchabgaben  sollte  die 
Entschädigung  im  16  fachen  Betrage  bestehen,  hierbei  aber  die 
Staatskasse  nicht  dazwischentreten. 

Der  Kammer  der  Abgeordneten  war  auf  ihre  Eingabe  nach 
einer  Weisung  des  Königs  vom  2.  Oktober  1832  der  Bescheid  ge- 
worden, daß  bezüglich  der  unentgeltlichen  Aufhebung  der  zur 
Staatskasse  zu  entrichtenden  Abgaben,  sowie  der  Aufhebung  gegen 
Entschädigung  bei  den  anderen  Gefällberechtigten  die  Vorlegung 
des  Etats  abgewartet  werden  sollte.  Dort  sollte  auch  die  Frage 
wegen  Ausmittlung  der  erforderlichen  Fonds  zur  Entschädigung 
der  Berechtigten  für  die  Aufhebung  der  Gefälle  erledigt  werden. 


1)  Beilage  zum  Prot,   der  Bundesversammlung  vom   31.  Januar  1822. 

3* 
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Für  die  Ablösung  der  steuerartigen  Gefälle  des  Staates  kamen 
497  000  fl.  in  Betracht,  von  welcher  Summe  466  000  fl.  auf  die 
Beeden  und  Kellereisteuern,  17  800  fl.  auf  die  Rauchabgaben, 
13  000  fl.  auf  die  Kammersteuern  und  Rekognitionsabgaben  ent- 
fielen. Die  Ablösung  der  Gefälle  bei  den  privaten  Berechtigten 
erforderte  nach  den  bisherigen  Ermittlungen  einen  Aufwand  von 
rund  159000  fl.,  hierunter  157  000  fl.  für  Beeden  und  Kellerei- 
steuern, wobei  aber  die  Rauchabgaben  nicht  ermittelt  waren. 

Besondere  Berücksichtigung  erheischten  die  Verhältnisse  im 
Hohenloheschen.  Dort  hatten  sich  noch  Beeden  in  erheblichem 
Umfange  erhalten '),  welche  zu  den  sog.  Abgaben  gehörten. 

B.   Der  Gesetzentwurf  und  seine  Beratung  in  der  Kammer. 

Auf  Grund  der  festgestellten  Richtlinien  wurde  am  16.  März 
1833  der  Gesetzentwurf  bei  dem  ersten  Landtag  eingebracht.  Alle 
unter  dem  Namen  Steuer,  Beed,  Schätzung,  Vogtrecht  und  anderen 
Titeln  bestehenden  Abgaben  an  Geld  und  Naturalien,  welche  auf 
der  Gesamtheit  eines  Gemeindeverbandes  hafteten,  sollten  im  10- 
fachen  Betrage  abgelöst  werden,  wobei  die  Staatskasse  eine  Er- 
gänzung im  6  fachen  Betrage  gewährte.  Für  die  auf  Einzelobjekten 
haftenden  Ausgaben  war  dieser  ermäßigte  Maßstab  ausgeschlossen 
und  hierfür  die  Anwendung  der  bestehenden  oder  noch  zu  er- 
lassenden Normen  für  die  Grund-  und  Lehensgefälle  überhaupt  vor- 
gesehen.    Die  sog.  Rauchabgaben    sollten   gleichfalls    im   16  fachen 

1)  Akten  A.  d.  J.  G.  20.  So  hatte  die  Gesamtheit  der  Bewohner  von  Weikers- 
heim  und  Sindringen  solche  Abgaben  an  die  Standesherrschaft  zu  entrichten,  auch 
waren  Beträge  aus  den  Gemeindekassen  unter  dem  Titel  Beeden  an  die  Herrschaft 
Hohenlohe-Oehringen  abzuliefern.  Mit  Ausnahme  von  Michelbach  fanden  sich  diese 
Abgaben  nur  in  den  mit  Ringmauern  und  Stadtrecht  begabten  Städten,  in  den  Ge- 
meinden dagegen  nicht.  Es  war  also  das  Verhältnis  der  Städte  zum  Territorialherm 
ein  anderes  als  das  des  Landes  mit  seinem  Bauernstand  zu  ihm.  Die  Gemein- 
den mit  Stadtrecht  und  ihre  Güter  besaßen  schon  frühzeitig  eine  genossenschaftliche 
Obrigkeit,  welcher  die  Verwaltung  des  Gemeindeguts,  die  Ausübung  der  der  Stadt- 
gemeinde zustehenden  Gemeinheitsrechte  und  der  ihr  verliehenen  besonderen  Rechte 
zustand.  Das  Regierungsrecht  des  Territorial-  und  Landesherrn  beschränkte  sich 
hier  in  der  Regel  auf  die  Gerichtsbarkeit,  Heeresfolge,  auf  das  Beisitzrecht,  die 
Erhebung  von  Beeden,  auf  die  Regalien,  die  auf  dem  Stadtboden  auszuüben  waren, 
namentlich  Zoll  und  Münze.  Die  Städte  hatten  in  der  Regel  echtes  Eigentum,  der 
auf  dem  Lande  lebende  Bauer  hatte  die  frühere  Hörigkeit  in  ein  leidliches  Ver- 
hältnis verwandeln  sehen;  er  erhielt  gegen  Entrichtung  von  Lehensabgaben  den 
Schutz  des  Territorialherrn,  blieb  aber  von  der  Beede  frei.  Als  sich  die  Terri- 
torialgewalt in  eine  landesherrliche  umbildete  und  die  Bedürfnisse  der  Regierung 
vermehrten,  waren  weitere  Einnahmen  erforderlich.  So  entstanden  in  den  Städten 
wie  auf  dem  Lande  neben  den  Beeden  andere  Abgaben  unter  dem  Titel  Landsteuer. 
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Betrag  abgelöst  werden.  Bei  ständigen  Abgaben  wurde  der  zur 
Zeit  noch  zur  Erhebung  gelangende  Betrag,  bei  veränderlichen 
Abgaben  der  Durchschnitt  der  Jahre  1821 — 31  zugrunde  gelegt  und 
es  wurden  die  Preise  des  Gesetzes  vorn  23.  Juni  1821  in  Berechnung 
genommen  1).  Den  Ablösenden  war  freigestellt,  die  Zahlung  der  Ab- 
lösungssumme in  5 — 6  zu  4  Prozent  verzinslichen  Jahreszielern 
oder  Fortreichung  der  Abgabe  für  eine  dem  Ablösungskapital  ent- 
sprechende Reihe  von  Jahren. 

Zunächst  blieb  die  Beratung  des  Entwurfes  aus  den  wiederholt 
berührten  Gründen  ausgesetzt 2)  und  wurde  erst  1835  in  Angriff 
genommen. 

Der  Berichterstatter  der  Kammer  der  Abgeordneten  hatte  ein- 
gehende Forschungen  historischer  Art  angestellt  und  verlangte 
statt  der  Ablösung  der  auf  ganzen  Bezirken  oder  Gemeinden 
ruhenden  Abgaben  im  10  fachen  Betrag  unentgeltliche  Beseitigung 
derselben,  welche  er  auch  auf  die  Jurisdiktionsabgaben  ausgedehnt 
wissen  wollte.  Es  gelang  jedoch  der  Regierung,  die  Ablehnung 
dieser  Anträge  zu  ermöglichen.  Bei  Festsetzung  des  Ablösungs- 
maßstabs nahm  die  Kammer  der  Abgeordneten  eine  Scheidung 
vor  in  Abgaben,  welche  ihrem  Jahresbetrag  nach  mehr  oder  weniger 
als  fünf  Gulden  in  einer  Hand  betrugen. 

Der  Schwerpunkt  der  Verhandlungen  lag  auch  bei  diesem  Ent- 
wurf auf  dem  Verhalten  der  Kammer  der  Standesherren.  Dieses 
war  durch  die  vorausgehenden  Verhandlungen  im  Jahre  1834  und 
1835  wesentlich  beeinflußt.  So  war  es  in  kurzer  Zeit  möglich, 
bezüglich  der  Abgaben  bis  zu  5  fl.  aus  einer  Hand  zu  einem  22  V2- 
fachen  Maßstab  zu  gelangen,  während  das  Ablösungskapital  bei 
Abgaben  unter  5  fl.  in  einer  Hand  im  20 fachen  Betrag  bestand. 
Auch  hier  ging  Fürst  zu  Hohenlohe-Kirchberg  seinen  Standes- 
genossen mit  einer  zustimmenden  Erklärung  zu  dem  Gesetzentwurf 
voran. 

Auf  einen  Vorschlag  des  Präsidenten  des  Geheimen  Rates 
stimmten  die  anwesenden  Kammermitglieder  auch  als  Standes- 
herren dem  Gesetz  zu.  Die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  die 
standesherrlichen  Besitzungen  war  an  vorherige  Zustimmung  ge- 
knüpft, auch  auf  die  Entscheidung  der  Bundesversammlung  wie 
bei  den  zwei  anderen  Gesetzen  Bezug  genommen. 

In  dieser  Form  wurde  das  Gesetz  am  27.  Oktober  1836 
sanktioniert^}. 

1)  Vgl.  hierzu  S.  19,       2)  Hierzu  S.  21. 

3)  Reg.-Blatt  Nr,  55    vom  7.  November  1836  S.  55. 
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5.  Kapitel. 

Der  Vollzug  der  Ablösungsgesetze  des  Jahres 

1836^). 

A.    Stellung  der  Berechtigten. 

Die  Absicht  der  Regierung,  den  leib-  und  gerichtsherrlichen 
Verband  durch  Ablösung  der  von  ihm  erzeugten  Lasten  zu  be- 
seitigen, war  erreicht.  Es  war  auch  die  Freude  über  das  Gelingen 
dieses  schwierigen  sozialen  Reformwerks  eine  allgemeine.  Selbst 
der  Adel  versagte  trotz  mancher  Unebenheiten  der  Gesetzgebung 
der  Regierung  nicht  die  Anerkennung,  daß  das  bei  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  überhaupt  Mögliche  besonders  hinsichtlich  des 
Ablösungsmaßstabs  erreicht  war.  Die  auf  dem  Landtag  anwesen- 
den Standesherren,  wie  die  fürstlichen  Häuser  Hohenlohe-Kirchberg, 
Hohenlohe-Langenburg,  Wurzach  und  Wolfegg-Waldsee  sowie  die 
gräflichen  Häuser  Königsegg-Aulendorf  und  Ouadt-Isny,  hatten  schon 
in  der  Kammer  der  Standesherren  am  13.  Juli  1836  ihre  Zustim- 
mung erteilt.  Kurz  darauf  traf  die  Zustimmung  der  Häuser  Hohen- 
lohe-Jagstberg,  Fürstenberg,  Hohenlohe-Waldenburg-Schillingsfürst 
und  Hohenlohe-Oehringen  ein.  Fürst  zu  Löwenstein- Wertheim- 
Freudenberg  hatte  zwar  am  3.  Februar  1837  zugestimmt,  jedoch 
Limpurg-Sontheim-Michelbach  und  den  Anteil  an  Sontheim-Ober- 
sontheim  ausgenommen.  Fürst  Thurn  und  Taxis  stimmte  wegen 
der  Beeden  und  Fronen  zu,  behielt  sich  aber  wegen  der  Leibeigen- 
schaftsgefälle seine  Erklärung  vor.  Noch  im  Dezember  1838 
fehlte  die  Zustimmung  von  Sayn- Wittgenstein,  Waldbott-Bassen- 
heim,  Törring-Gutenzell,  Oettingen-Spielberg  und  -Wallerstein.  Die 
letztere  Standesherrschaft  hatte  nicht  nur  ihre  Einwilligung  zur  An- 
wendung der  Gesetze  auf  ihre  Besitzungeij  verweigert,  sondern 
gegen  jede  Beeinträchtigung  ihres  Besitzstandes  die  Garantien  der 
Rheinbundsakte,  der  deutschen  Bundesakte    und  der  Wiener  Mini- 


1)  Akten   F.  A.   38,  8.  —  A.  d.  J.   Geiieralia  Ablösungssachen  G,   9,4. 
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sterialkonferenzen  wegen  der  Unantastbarkeit  ihrer  Eigentumsrechte 
angerufen.  Damit  beginnt  der  offene  Kampf  dieses  fürstlichen 
Hauses  gegen  die  württembergische  Ablösungsgesetzgebung. 

Durch  die  nur  teilweise  ergangene  bez.  die  fehlende  Zustim- 
mung einzelner  Berechtigter  war  eine  gewisse  Stockung  im  Vollzug 
eingetreten.  Da  nach  den  Gesetzen  diejenigen  Standesherren, 
welche  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  ihre  Erklärung  abgegeben 
hatten,  als  nicht  zustimmend  anzusehen  waren,  so  schlug  das 
Ministerium  des  Innern  vor,  die  mit  einer  Erklärung  noch  rück- 
ständigen Standesherren  hierzu  speziell  aufzufordern.  Dabei  wurde 
die  Auffassung  vertreten,  daß  nur  die  infolge  einer  Deklaration 
geschützten  Standesherren  ein  Einspruchsrecht  gegen  die  Anord- 
nung der  Ablösungsgesetzgebung  haben  sollten.  Der  Geheime  Rat 
machte  aber  die  Unterwerfung  nicht  von  einer  Deklaration  abhängig, 
weil  hiervon  anläßlich  der  Verhandlungen  in  der  Kammer  keine 
Rede  war.  Ein  rigoroses  Vorgehen  scheute  die  Regierung  einmal 
wegen  der  zu  befürchtenden  neuen  Mißhelligkeiten,  sie  wollte  aber 
auch  in  der  Annahme,  daß  in  nicht  ferner  Zeit  über  den  Antrag 
der  württembergischen  Regierung  in  der  Bundesversammlung  ab- 
gestimmt werde,  gleichsam  am  Vorabend  einer  für  die  ganze  weitere 
Gestaltung  der  Agrargesetzgebung  maßgebenden  Entscheidung  auch 
den  Schein  einer  Verletzung  vermeiden.  So  unterblieb  eine 
spezielle  Aufforderung  überhaupt,  immerhin  aber  suchte  die  Regie- 
rung bei  der  in  einzelnen  Teilen  des  Landes  entstandenen  Rechts- 
ungleichheit die  Entscheidung  der  Bundesversammlung  mit  allem 
Nachdruck  zu  betreiben. 


B.    Der  Bundesbeschluß  vom  17.  September  18461). 

Der  württembergische  Gesandte  beim  Bundestag  hatte  nach 
Weisung  des  Königs  vom  23.  Juni  1836  und  wiederholt  vom 
23.  Mai  1840  den  Antrag  auf  endgültige  Entscheidung  über  die 
aus  Art.  XIV  abzuleitenden  Rechte  gestellt.  Dabei  wurde  die 
Exemtion  des  standesherrlichen  Eigentums  gegen  einen  Zugriff 
durch  den  Antrag  noch  einmal  negiert:  „Die  Verbindlichkeit 
einer  im  Rahmen  der  Verfassung  sich  bewegenden  Landesgesetz- 
gebung auf  die  den  Standesherren  zustehenden  Berechtigungen 
allgemein  für  sämtliche  Bundesstaaten  als  verbindlich  festzusetzen." 

Im  Schöße    der  Bundesversammlung    lagen    außer  den  Rekla- 


1)  Akten  F.  A.  Gefäll-  und  Lehenssachen  XVII,   38,  8. 
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mationcn  württembergischer  Standesherren  auch  solche  des  ehe- 
mals rcichsiinmittelbaren  Adels  in  Baden  wegen  der  Gesetze  vom 
28.  und  31.  Dezember  1831  und  des  Zehntgesetzes  vom  .15.  No- 
vember 1833  vor.  Auch  Graf  Leiningen-Billigheim,  sowie  Fürst 
zu  Bentheini  hatten  wegen  der  hannoverschen  Ablösungsordnung 
vom  29.  Juni  1833,  die  hessischen  Standesherren  wegen  des  Ab- 
lösungsgesetzes vom  27.  Juni  1836  die  Intervention  des  Bundes 
angerufen.  Außer  Württemberg  standen  Hannover,  Sachsen, 
Sachsen-Weimar  und  -Meiningen  auf  dem  Standpunkt  des  souve- 
ränen Rechtes  der  Landesgesetzgebung  gegenüber  dem  standes- 
herrlichen Eigentum  mit  Ausschluß  jeder  Kognition  des  Bundes- 
tags. Kurze  Zeit  hatte  eine  Auffassung  die  Oberhand,  daß  das 
standesherrliche  Eigentum  der  Landesgesetzgebung  überhaupt  ent- 
rückt sei.  Wegen  der  hierdurch  abgeschnittenen  Reformmöglich- 
keit ließ  man  diese  Sonderstellung  einer  einzigen  Klasse  von  Unter- 
tanen fallen.  Preußen  wollte  die  Prüfung  über  das  Bedürfnis  der 
Landesgesetzgebung  dem  Bundestag  vorbehalten  wissen  und  ge- 
langte zu  dem  Resultat,  daß  die  Entschädigungsfrage  die  Haupt- 
sache sei. 

Die  österreichische  Präsidialstimme  erklärte  in  ihrer  Abstim- 
mung, „daß  sich  im  Lauf  der  Zeit  in  dem  einen  oder  anderen 
Bundesstaat  die  Verhältnisse  so  gestalten  konnten,  daß  der  unver- 
rückbare Fortbestand  der  fraglichen  Rechte  und  Gefälle  für  den 
Wohlstand  des  gesamten  Bundesstaates  mit  den  augenscheinlichsten 
und  erheblichsten  Nachteilen  verbunden  sein  würde  und  sich  somit 
eine  Ablösung  derselben  in  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Wohl 
wirklich  als  eine  dringende  und  unabweisbare  Notwendigkeit  dar- 
stelle." Im  übrigen  hatte  Österreich  nach  Artikel  XIV  der  Bundes- 
akte zur  Ablösung  grundherrlicher  Rechte  eine  gütliche  Vereinbarung 
zwischen    den  Beteiligten    als  Voraussetzung  anerkannt. 

Hierdurch  war  nach  der  Praxis  der  Bundesversammlung  das 
Schicksal  des  von  Württemberg  gestellten  Antrags  entschieden 
wenn  auch  die  Abstimmung  hierüber  zum  Teil  durch  die  Unein- 
helligkeit  der  Staaten,  obgleich  schon  im  Jahre  1836  Stimmen 
einzelner  Staaten  abgegeben  worden  waren ,  ganz  erheblich  ver- 
zögert wurde.  Nachdem  endlich  im  Jahre  1846  die  einzige  noch 
ausstehende  Abstimmung  Bayerns  eingekommen  war,  säumte  das 
Plenum  nicht  länger  mit  der  Beschlußfassung.  Sie  erfolgte  am 
17.  September  1846  dahin,  „daß  die  Frage  in  solcher  Allgemein- 
heit auf  eine  die  württembergische  Regierung"  befriedigende  Weise 
nicht    beantwortet    werden    könnt,     die   Bundesversammlung    sich 
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daher  vorbehalten  müsse,  etwa  an  sie  gelangende  Reklamationen 
württembergischer  Standesherren  gegen  jene  Edikte  nach  sorg- 
fältiger Berücksichtigung  der  obwaltenden  besonderen  Verhältnisse 
der  bundesverfassungsmäßigen  Erledigung  zuzuführen."  Damit 
hatten  die  Standesherren  doch  den  Schutz  der  Bundesversamm- 
lung erreicht,  wenn  auch  der  Beschluß  keiner  Partei  ausschließlich 
gerecht  geworden  war. 

Für  die  Regierung  entstand  sofort  die  Frage,  was  infolge 
dieser  neuesten  Gestaltung  in  bezug  auf  die  früher  erschienenen, 
in  ihrem  Vollzug  gehemmten  und  wegen  etwa  künftig  zu  erlassender, 
das  Eigentum  Anderer  beschränkender  Ablösungsgesetze  zu  tun 
war.  Sie  verharrte  auch  jetzt  grundsätzlich  auf  ihrer  bisherigen 
Stellung,  ging  aber  in  ihren  Deduktionen  weiter.  Sie  hielt,  da 
'die  Standesherren  mit  ihren  Reklamationen  beim  Bundestag  keinen 
positiven  Erfolg  gehabt  hatten,  sowohl  die  Suspension  des  Ediktes 
von  1817  wie  jene  der  Gesetze  von  1836  für  hinfällig. 

Diejenigen  Standesherren,  in  deren  Deklarationen  das  Kom- 
promiß auf  dem  Bundestag  aufgenommen  war,  waren  seinerzeit 
mit  Ministerialschreiben  vom  17.  Juni  1836  von  dem  Schritte  der 
Regierung  bei  der  Bundesversammlung  in  Kenntnis  gesetzt  worden. 
In  Analogie  hierzu  wurde  den  Standesherren  nach  eingeholter  K. 
Genehmigung  der  Beschluß  der  Bundesversammlung  wörtlich  mit- 
geteilt. 

C.  Die  Durchführung  der  Gesetze  und  ihre  finanzielle 
Wirkung  1). 

Nach  Beseitigung  der  formellen  Mängel  zur  Durchführung  der 
Ablösungsgesetze  konnte  die  zufolge  K.  Entschließung  vom  2.  No- 
vember 1836  eingerichtete  „Zentralkommission  in  Ablösungssachen 
ihre  Wirkung  voll  entfalten  2). 

Trotz  der  erfolgten  Zustimmung  der  in  erster  Reihe  in  Be- 
tracht kommenden  Standesherren  wurden  erstmals  im  Jahre  1839 
Klagen  über  den  langsamen  Gang  der  Ablösungen  laut,  an  welchem 


1)  Bericht  an  den  König  vom  11.  Juli  1S36.  Akten  A.  d.  J.  20c;  F.  A,  XVI, 
38,  3;  38,  9.  11;  39,  1-6;   XVIII,  45,  13. 

2)  Aus  den  Akten  dieser  Rekursinstanz  in  Ablösungssachen  ergibt  sich,  daß 
zur  Erledigung  von  insgesamt  344  eingebrachten  Reklamationen  105  Sitzungen  er- 
forderlich waren.  Der  größte  Teil  der  Berufungen,  253,  entfiel  auf  das  Beeden- 
gesetz,  dessen  Durchführung  somit  den  meisten  Schwierigkeiten  begegnet  zu  sein 
scheint.     Die  Inanspruchnahme  bei  dem   Frongesetz  erfolgte  in  83  Fällen. 
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zum  Teil  ein  inkongruentes  Zusammenwirken  der  Regiminal- 
und  Forstbehörden  die  Schuld  trug.  Am  lautesten  ertönten  die 
Klagen  aus  dem  Donaukreis,  wo  von  den  beteiligten  Rentämtern 
die  jährlichen  Abgaben  nicht  mehr  auseinandergehalten,  sondern 
unter  dem  Titel  „Herbstgeld"  summarisch  zur  Erhebung  gelangt 
waren.  Hieraus  ergab  sich  für  die  Pflichtigen  der  Nachteil,  daß 
sie  von  den  Abgaben,  weil  deren  nachträgliche  Ausscheidung 
schwierig  war,  nicht  befreit  wurden.  Zu  einer  endlosen  Ver- 
schleppung führte  auch  der  Umstand,  daß  die  Pflichtigen  beinahe 
alle  Fronen  als  leibeigenschaftliche  betrachtet  wissen  wollten,  welche 
der  unentgeltlichen  Aufhebung  unterlagen,  während  die  Berechtigten 
die  dingliche  Natur  behaupteten.  Besonders  die  Waldburgschen 
und  Königseggschen  Rentämter  hatten  sich  bemüht,  die  Be- 
ziehungen der  Abgaben  zum  Besitze  bestimmter  Falllehengüter 
festzuhalten. 

Eines  ging  aus  dem  bisherigen  Gang  der  Gesetzgebung  deut- 
lich hervor:  Die  Kenntnisse  der  bäuerlichen  Bevölkerung  über  Art 
und  Inhalt  der  abzulösenden  Lasten  waren  zum  Teil  sehr  ver- 
worrene l). 

Zwölf  Gemeinden  wurden  wegen  Erlassung  eines  Gesetzes 
über  Handlohn  und  Sterbfall  vorstellig.  Auch  wurde  es  als  großer 
Nachteil  empfunden,  daß  nach  dem  Gesetze  Auf-  und  Abfahrts- 
gebühren bei  Besitzveränderungen  unter  Lebenden  und  von  Todes 
wegen  nach  dem  Werte  berechnet  wurden,  welchen  das  Gut  nach 
Abzug  der  Lasten  hatte. 

Zur  Beseitigung  dieses  auch  von  der  Regierung  anerkannten 
Mißstandes  schlug  das  Ministerium  der  Justiz  vor,  die  Hindernisse 
durch  einen  Gesetzentwurf  über  Ablösung  der  Laudemien  oder 
einen  Nachtrag  zu  den  Ablösungsgesetzen  vom  Jahre  1836  zu  be- 
seitigen. Nach  der  Auffassung  des  Geheimen  Rates  bot  aber  die  in 
Aussicht  genommene  Regelung  erhebliche  Schwierigkeiten.  Einmal 
war  die  Zustimmung  der  Standesherren  zu  einem  solchen  Gesetz 
nie  zu  erlangen ;  außerdem  schien  die  Entscheidung  der  Frage  vor 
der  erwarteten  bundestäglichen  Begutachtung  inopportun.  Ganz 
besonders  standen  einem  solchen  Vorgehen  die  in  den  Deklarationen 
gemachten  Zusagen  entgegen,  so  daß  eine  Änderung  schlechter- 
dings unmöglich  schien.  Solche  Einzelvorkommnisse  waren  aber 
nicht    in    der    Lage,    die  Durchführung    der  Gesetze    zu    hemmen. 


1)  Immediateingabe  der  Pflichtigen    aus    dem  Hohenloheschen    an  den  Köni§ 
vem  3.  April   1837. 
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Nach  dem  Berichte  des  Finanzministers  an  den  König  vom  23.  Sep- 
tember 1841 1}  waren  von  12845  Anmeldungen  schon  1 1  300  =  88  Pro- 
zent erledigt.     Hiervon  entfielen 


im  Kreis 

auf  Beeden 
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In  22  Kameralamtsbezirken  waren  damals  alle  Geschäfte  be- 
züglich der  Durchführung   der  Oktobergesetze  vollständig    erledigt. 

Das  gesamte  in  den  staatlichen  Archiven  vorhandene  Zahlen- 
material wurde  in  eine  Tabelle  gebracht  (Anlage  I). 

Aus  dieser  geht  hervor,  daß  von  der  Gesamtentschädigung 
82  Prozent  auf  die  östliche  Landeshälfte  entfielen,  dagegen  nur 
18  Prozent  auf  den  vom  Neckar-  und  Schwarzwaldkreis  gebildeten 
Westen.  Bei  den  Fronen,  welche  von  der  Gesamtentschädigung 
von  3  424  747  fl.  78  Prozent  auf  sich  vereinigten,  fielen  1 1  Prozent 
auf  den  Westen,  89  Prozent  auf  den  Osten  des  Landes.  Von  der 
gesamten  Entschädigung  für  Beseitigung  der  steuerartigen  Gefälle 
entfielen  53  Prozent  auf  den  Westen,  47  Prozent  auf  den  Osten. 

Unerheblich  ist  die  Beteiligung  der  westlichen  Landeshälfte  an 
der  Entschädigung  für  leibeigenschaftliche  Abgaben,  nämlich  17  Pro- 
zent gegenüber  83  Prozent  der  östlichen  Hälfte. 

Eine  Betrachtung  der  Ziffern  für  die  Bezirke  des  ganzen  Landes 
stellt  die  Oberämter  Oehringen,    Künzelsau  und  Gerabronn  an  die 


1)  Akten  F.  A.  3S,  6. 
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Spitze,  in  welchen  ehemals  die  Fürsten  Hohenlohe  leib-  und  ge- 
richtsherrliche Befugnisse  ausgeübt  hatten.  Von  der  Gesamtent- 
schädigung fielen  nahezu  30  Prozent  auf  die  erwähnten  drei  Ober- 
ämter. Nach  der  Gattung  der  ausgeübten  Rechte  bleibt  die 
Reihenfolge  die  gleiche ;  es  gesellt  sich  noch  Mergentheim  hinzu ; 
die  Entschädigung  berechnet  sich  für  die  Fronen  allein  auf  40  Pro- 
zent. Das  Bild  wechselt  bei  den  Beeden.  Hier  stehen  zwei  Ober- 
ämter des  Neckarkreises  Horb  und  Cannstatt  an  der  Spitze;  es 
folgen  Künzelsau  und  Oehringen.  Hier  sind  26  Prozent  der  Ent- 
schädigung vereinigt.  Bei  den  Abgaben  leibeigenschaftlicher  Natur 
dominieren  die  drei  in  der  östlichen  Landeshälfte  gelegenen  Bezirke 
Waldsee,  Wangen  und  Laupheim,  auf  welche  50  Prozent  der  in 
Betracht  kommenden  Entschädigung  entfallen.  Zum  Teil  ganz  un- 
erheblich sind  die  Entschädigungen  in  33  Bezirken,  denn  schon 
18  Oberämter  absorbieren  94  Prozent  der  gesamten  Entschädigungs- 


Zweiter  Teil. 


6.  Kapitel. 

A.  Maßnahmen  der  Regierung  infolge  des  Bundesbeschlusses i). 

Durch  den  Bundesbeschluß  waren  die  Standesherren  auf  den 
Weg  der  Reklamation  zurückverwiesen  worden.  Da  zunächst  nicht 
bekannt  war,  welche  Folgen  die  Regierung  hieraus  zu  ziehen  be- 
absichtigte, nahmen  die  Fürsten  zu  Hohenlohe -Waidenburg  und 
Hohenlohe-Oehringen  mit  dieser  wieder  Fühlung.  Es  zeigte  sich 
nun,  daß  die  Regierung  den  Weg  der  Verhandlungen  verlassen 
wollte;  denn  sie  ließ  am  7.  Juni  1847  den  Beteiligten  eröffnen,  daß 
nunmehr  zur  Beseitigung  der  noch  obwaltenden  Hindernisse  der 
Weg  der  Gesetzgebung  beschritten  werde,  wobei  Wünsche  des 
Adels  ihrer  Erledigung  zugeführt  werden  sollten. 

Der  König  setzte  zu  diesem  Zweck  eine  aus  Mitgliedern  der 
Departements  der  Justiz,  des  Innern  und  der  Finanzen  bestehende 
Kommission  zur  Bearbeitung  eines  Gesetzentwurfes  über  Ablösung 
der  Grundlasten  auf  den  standesherrlichen  Besitzungen  und  über 
die  Allodifikation  der  Falllehen  ein.  Besondere  Bestimmungen 
sollten  das  Rechtsverhältnis  von  Ober-  und  Nutzungseigentum 
normieren  und  die  Ablösbarkeit  der  Laudemien  von  vormaligen 
Erblehen  vorbereiten.  In  einem  umfassenden  Gesetzentwurf  über  die 
Verhältnisse  bäuerlicher  Güter  und  über  die  Ablösung  der  Grund- 
abgaben wurden  in  drei  großen  Abschnitten  mit  94  Artikeln  alle 
veralteten  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  der  Jahre  1817,  1818, 
1821  und  1836  einer  Revision  unterzogen.  An  der  Spitze  stand 
das  Verbot,  Grundeigentum  oder  Gerechtsame  als  Bauemiehen  hin- 
zuleihen, aufzutragen  oder  in  irgend  einer  Form  in  Teileigentum 
zu  verwandeln.    Die  Preise  für  Naturalien  wurden  zur  Aufmunterung 

1)  Akten  A.  d.  J.  A.  20,  5au.  b;  F.  A.  XVI,  37,  7;  88,  12;  39,  1—6;  40,  1. 
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erhöht  und  das  Ablösungskapital  bei  ständigen  Grundabgaben  bis 
zum  Betrage  von  IV2  fl.  auf  das  20  fache,  bis  zu  10  fl.  auf  das 
221, 2 fache,  bei  Gefällen  in  höhcrem  Betrag  auf  das  25  fache  der 
jährlichen  Leistung  festgesetzt.  Es  bewegte  sich  demnach  dieser 
Entwurf  nicht  nur  ganz  in  der  Richtlinie  der  Gesetze  von  1836, 
er  ging  über  diese  noch  hinaus. 

Ein  spezieller  Gesetzentwurf  mit  15  xVrtikeln  galt  der  Be- 
seitigung des  Falllehensverbandes.  Danach  konnte  keiner  im 
Besitze  eines  Falllehens  befindlichen  Familie  dasselbe  entzogen  oder 
bei  einer  Besitzveränderung  die  Wiederverleihung  an  lästigere  Be- 
dingungen geknüpft  werden.  Verboten  war  ferner  die  Auflegung 
neuer  oder  die  Steigerung  bestehender  Grundabgaben  auch  dann, 
wenn  Kompensation  durch  Gegenleistungen  vorhanden  war. 

Wegen  der  näheren  Modalitäten  über  diese  zu  erlassenden  Ge- 
setze hielt  es  die  Regierung  für  zweckmäßig,  mit  den  Standesherren 
und  der  Ritterschaft  Verhandlungen  einzuleiten.  Die  Standesherren 
nahmen  zu  den  neuesten  Absichten  der  Regierung  dadurch  Stel- 
lung, daß  Fürst  zu  Hohenlohe-Langenburg  auf  den  18.  November 
1847  eine  Konferenz  seiner  Standesgenossen  nach  Donauwörth  ein- 
berief 1),  auf  welcher  angesichts  der  von  der  Regierung  gestellten 
Frist  von  nur  drei  Wochen  hauptsächlich  über  die  Aufhebung  des 
Falllehensverbandes  2)  auf  Grund  eines  Gutachtens  Beratungen  ge- 
pflogen wurden.  Auf  Grund  der  dortigen  Debatten  wurden  der 
Regierung  sechs  Hauptforderungen  unterbreitet,  welche  sich  auf 
Ablösung  aller  aus  dem  grund-,  lehens-  und  gutsherrlichen  Ver- 
hältnis fließenden  Rechte  und  Gefälle  samt  den  entsprechenden 
Gegenleistungen  bezogen.  Die  Berechtigten  wünschten  ihre  Rechte 
an  den  Staat  abzutreten,  welchem  die  Abfindung  mit  den  Pflich- 
tigen obliegen  sollte.  Erheblich  reduziert  waren  die  Forderungen 
bezüglich  des  Maßstabes  der  Ablösung.  Hier  wurde  unter  Vor- 
schlag von  Naturaliensätzen  aus  einem  Mittel  der  Jahre  1835  bis 
1845  bei  ständigen  Abgaben  der  18  fache,  bei  Veränderungsgebühren 
der  14  fache  Betrag  in  Aussicht  genommen. 

Die  Regierung  war  nur  darin  einig,  daß  die  grund-  und  zehnt- 
herrlichen Gefälle  bei  unentgeltlicher  Aufhebung  des  Neubruch- 
zehnten endgültig  zu  beseitigen  waren,    beanstandete   aber  die  zu- 


1)  Akten  Wallerstein  I,  V,  15,  2. 

2)  Dieses  Rechtsverhältnis  hatte  sich,  wie  die  neuesten  Ermittlungen  ergaben, 
trotz  aller  bisherigen  Maßnahmen  erfolgreich  behauptet,  denn  jetzt  noch  wurde  der 
Wert  der  Berechtigungen  auf  60  522  fl.  angegeben,  hierunter  33  591  fl.  im  Jagst- 
kreis  für  5154  Lehensbesitzer  mit  859  Objekten 
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gemutete  Übernahme  sämtlicher  Gefälle ;  sie  wollte  eine  Ablösungs- 
kasse auf  Kosten  des  Staates  einrichten,  welche  den  Berechtigten 
die  Ablösungssumme  nach  erfolgter  Feststellung  der  Höhe  in 
Schuldscheinen  ausbezahlte.  Die  Pflichtigen  sollten  ihre  Schuld  in 
Annuitäten  tilgen,  wobei  ein  Zinsfuß  von  4  Prozent  und  eine  Maxi- 
maltilgungszeit  von  25  Jahren  in  Aussicht  genommen  war.  Die 
Schuldscheine  wurden  dann  nach  Maßgabe  der  eingehenden 
Annuitäten  auf  dem  Wege  der  Verlosung  wieder  zur  Einlösung  ge- 
bracht und  die  Haftung  für  etwaige  Verluste  auf  eine  aus  den  Be- 
rechtigten gebildete  Gemeinschaft  im  Verhältnis  der  einzelnen  For- 
derungen umgelegt. 

Noch  bevor  die  Standesherren  in  der  Lage  waren,  auf  diese 
Propositionen  der  Regierung  sich  zu  äußern,  nahm  die  Reichs- 
ritterschaft das  Angebot  der  Regierung  unter  dem  Vorbehalt  an, 
daß  der  Neubruchzehnt  künftig  nicht  mehr  sollte  erhoben  werden 
können,  daß  der  Zinsfuß  auf  5  Prozent  erhöht  und  das  Risiko 
etwaiger  Ausfälle  auf  die  Staatskasse  übernommen  würde.  Auch 
die  Standesherren  erklärten  sich  nun  mit  dem  Vorschlag  der  Ritter- 
schaft unter  der  Bedingung  einverstanden,  daß  der  bezügliche  Ge- 
setzentwurf in    der  Kammer  der  Standesherren  eingebracht  würde. 

Die  Unzufriedenheit  der  durch  die  Verhältnisse  mißgestimmten, 
den  Standesherren  entfremdeten  Gemüter  hatte  zu  wiederholten 
Ausbrüchen  von  Selbsthilfe  geführtl).  Wenn  diese  auch  durch 
Aufgebot  der  bewaffneten  Macht  rasch  unterdrückt  wurden,  so  war 
doch  die  Mißstimmung  notorisch  genug,  um  den  Berechtigten  in 
eigenem  Interesse  die  möglichst  baldige  Auseinandersetzung  mit 
den  Grundholden  durch  das  im  März  1848  eingetretene  Ministerium 
erwünscht  zu  machen. 


B.  Das  Gesetz  vom  14.  April  1848  betreffend  die  Beseitigung  der 
auf  dem  Grund   und  Boden   ruhenden  Lasten   und  dessen  Folgen. 

Die  vertagte  Ständeversammlung  trat  am  14.  März  1848  wieder 
zusammen.  Noch  auf  diesem  Landtage  ein  Gesetz  über  die  Ab- 
lösung und  Aufhebung  der  Grundlasten  vorzulegen,  war  zwar  vor- 
erst nicht  die  Absicht  der  Regierung ;  sie  konnte  aber  ihre  Absicht 


1)  Geschichtliche  Darstellung  der  von  1S06— 1S48  den  standesherrlichen 
Rechten  in  Württemberg  zugewendeten  Behandlung  und  der  Umstände,  unter  welchen 
das  Ablösungsgesetz  vom  14.  April  1848  zustande  kam.  Akten  Archiv  Waller- 
stein I,  V,  15. 
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nicht  aufrechterhalten,  weil  schon  in  der  ersten  Sitzung  der  Kammer 
der  Abgeordneten  der  einstimmige,  auch  auf  Seite  der  Berechtigten 
geteilte  Wunsch  nach  alsbaldiger  Einbringung  eines  die  Aufhebung 
der  Grundlasten  bezweckenden  Gesetzentwurfes  laut  wurde.  Zwei 
Mitglieder  der  Ritterschaft,  Freiherr  von  Hornstein  und  Freiherr 
von  Varnbüler,  erkannten  das  Zeitgemäße  der  Ablösung  der  Grund- 
lasten ausdrücklich  an.  Sie  boten  ihre  ernste  Mitarbeit  an  den 
Bestrebungen  namens  des  Adels  an,  bereit,  dein  öffentlichen  Wohle 
ein  Opfer  zu  bringen. 

Am  16.  März  legte  die  Feudalkommission  der  Kammer  der 
Abgeordneten  den  Antrag  vor  i) :  „Die  Staatsregierung  zu  bitten, 
während  dieses  oder  mit  dem  Beginne  des  nächsten  Landtags  Ge- 
setzentwürfe zur  Verabschiedung  vorzulegen,  nach  welchen  alle  auf 
dem  Grundeigentum  haftenden  Lasten  nach  einem  billigen,  den 
Zeitverhältnissen  entsprechenden  Maßstabe  für  ablösbar  erklärt 
wurden,  und  dabei  zu  erwägen,  ob  und  inwieweit  das  Ablösungs- 
geschäft zwischen  den  Berechtigten  und  den  Pflichtigen  durch  den 
Staat  zu  vermitteln  wäre ;  zugleich  um  weitere  Vorlagen  zu  bitten, 
durch  welche  die  das  Grundeigentum  gefährdenden  Jagdrechte,  die 
Neusteuerbarkeit,  die  Novalzehnt-  und  Bannrechte  beseitigt  werden ; 
endlich  die  Staatsregierung  zu  bitten,  dieselbe  möge  den  standes- 
herrlichen und  ritterschaftlichen  Adel  veranlassen,  auf  die  Patri- 
monialgerichtsbarkeit, den  befreiten  Gerichtsstand  und  auf  seine 
Rechte  hinsichtlich  der  Ernennung  der  Ortsvorsteher,  sowie  hin- 
sichtlich der  Bürgerannahme  zu  verzichten." 

Unter  der  Voraussetzung  einer  längeren  Tagung  des  Landtags 
wurde  dieser  Antrag  zunächst  einstimmig  angenommen.  Es  tauchten 
aber  schon  jetzt  Anregungen  in  dem  Sinne  auf,  die  Aufhebung 
aller  bestehenden  Gefälle  und  Grundabgaben  sofort  auszusprechen, 
die  Frage  der  Entschädigung  aber  der  Zukunft  zu  überlassen.  Die 
Regierung  trat  zwar  in  einer  vertraulichen  Besprechung  diesen 
Bestrebungen  mit  Erfolg  entgegen,  hielt  es  aber  doch  für  ange- 
zeigt, die  Reform  sofort  in  Angriff  zu  nehmen. 

Den  Wünschen  der  Standesherren  entsprechend  wurde  der 
Gesetzentwurf  in  der  Kammer  der  Standesherren  nun  ein- 
gebracht. Die  Behandlung  dort  war  eine  sehr  summarische  und 
endigte  nach  dem  von  Graf  Rechberg-Rothenlöwen  erstatteten 
Referat  mit    der  einstimmigen  Annahme  des  Gesetzes  am   23.  März 


1)  Verb,  der  Kammer  der  Abg.   1S4S  B.  I  S.  182  ff. 
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1848.  Am  Tage  darauf  trat  auch  das  Plenum  der  Kammer  der 
Abgeordneten  dem  Gesetze  durch  Zuruf  bei. 

Der  Gesetzentwurf  hatte  die  Konsequenzen  aus  der  durch  die 
französische  Februarrevolution  eingetretenen  Veränderung  aller  Ver- 
hältnisse gezogen;  er  übertrug  besonders  den  Kurssturz  der 
württembergischen  Staatspapiere,  welche  an  der  Frankfurter  Börse 

am  -^j^j — - — .,     1848  von   102,15    auf  71,45  fl.    gefallen  waren,  auf 
11.  April  >  ö  > 

den  Wert  der  abzulösenden  Grundgefälle.  Dementsprechend  waren 
alle  aus  dem  Lehen-  und  Grundherrlichkeitsverband  entspringenden 
bäuerlichen  Lasten  einschließlich  der  Fronen  und  deren  Surrogate, 
alle  auf  einzelnen  Grundstücken  oder  Hofgütern,  auf  bestimmten 
Realitäten  und  Rechten  radizierten  Abgaben  und  Leistungen  im 
IGfachen  Betrage  ablösbar.  Bei  Besitzveränderungsgebühren, 
Teilgebühren  betrug  die  Entschädigung  das  12fache,  bei  den 
auf  Polizeigewalt,  Vogtei  oder  Schutzherrlichkeit  beruhenden  Ab- 
gaben, sofern  sie  auf  Grundstücke,  Gewerbeberechtigungen  usw, 
radiziert  waren,  das  lOfache  des  jährlichen  Reinertrags.  Der 
unentgeltlichen  Aufhebung  verfielen  der  Neubruchzehnt  und  die 
steuerartigen  Abgaben  persönlicher  oder  dinglicher  Natur,  welche 
nicht  schon  durch  das  Beedengesetz  vom  27.  Oktober  1836  auf- 
gehoben worden  waren^^-^),  ebenso  leibeigenschaftliche  Abgaben, 
sowie  der  Lehensverband,  soweit  derselbe  nicht  schon  durch  das 
Edikt  vom  18.  November  1817  beseitigt  worden  war. 

Von  der  früheren  Gesetzgebung  wich  der  neueste  Gesetzent- 
wurf hauptsächlich  darin  ab;  daß  der  Ablösungsmaßstab  ganz 
anders  normiert  war.  Die  Ermäßigung  betrug  bei  Gefällen  über 
10  fl.  36  Prozent,  bei  solchen  bis  10  fl.  20  Prozent,  endlich  bei 
Laudemien,  Blutzehnten  und  Teilgebühren  25  Prozent^)  des  alten 
Maßstabs ;  lediglich  der  Haberpreis  wurde  einer  früheren  Anregung 
entsprechend  von  2  fl.  24  kr.  wenigstens  auf  2  fl.  40  kr.  erhöht 4). 
Die  neue  Gesetzgebung  gewährte  auch  keine  Beiträge  aus  der 
Staatskasse  zu  den  Ablösungsschillingen,  weil  bei  den  erheblichen 
in  Betracht  kommenden  Summen  und  dem  vorhandenen  Defizit  im 
Staatshaushalt  eine  derartige  Ausgleichsmaßnahme  unmöglich  war. 
Nur  die  bei  den  früheren  Verhandlungen  in  Aussicht  genommene 
Ablösungskommission  und  die  dort  erwähnte  Ablösungskasse  wur- 
den eingerichtet. 

1)  Vgl.  hierzu  Teil  I,   Kap.  4.  2)  Akten  F.  A.  40,  1. 

3)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1848,  I  B.  Abt.  1   S,  591  ff. 

4)  Vgl.  hierzu  S.  30. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  36.  4 
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Die  Ervvartunjj;  der  Pflichtigen,  die  noch  vorhandenen  Grund- 
lasten würden  unentgeltlich  beseitigt,  die  durch  die  niedrigen 
Getreidepreise  hervorgerufene  Zahlungsunfähigkeit  des  Bauern,  die 
noch  nicht  beseitigte  Stockung  im  Handel  und  Gewerbe,  endlich 
die  allgemeine  Kreditlosigkeit  stellten  der  Licjuidation  der  Gefälle 
erhebliche  Hindemisse  in  den  Weg  ').  So  erwies  sich  die  bei  Er- 
lassung des  Gesetzes  gehegte  Erwartung,  daß  die  zunächst  erfor- 
derliche Weitererhebung  der  Gefälle  durch  die  Ablösungskasse  im 
Namen  und  auf  Rechnung  der  Berechtigten  nur  kurze  Zeit  dauern 
werde,  als  trügerisch.  Kamen  hierbei  doch  allein  für  die  Privat- 
berechtigten Gülten  im  Werte  von  354  861  fl.  in  Betracht^). 

Bis  zum  1.  September  1848  waren  nur  9439  Ablösungsfälle  an- 
hängig und  hiervon  8024  erledigt  worden  mit  einem  Gesamtbetrag 
der  Ablösungssumme  von  8819000  fl.  Ende  des  Jahres  1852  da- 
gegen waren  schon  53165  Fälle  erledigt,  so  daß  damit  das  Ab- 
lösungsgeschäft zum  größten  Teil  beendet  war.  Für  das  Staats- 
kammergut waren  im  Etat  1848-49  als  Anfall  an  Gefällen  von 
Lehens-  und  Zinsgütern  111353  fl.  in  Geld,  438  632  fl.  in  Natu- 
ralien, zusammen  549  985fl.  angesetzt  worden.  Der  größte  Teil  hier- 
von bestand  in  Küchengefällen,  nämlich  517  000  fl.  Im  Jahre 
1852-53  war  der  Kameralertrag  der  noch  nicht  abgelösten  Gefälle 
auf  54  000  fl.  berechnet,  so  daß  hier  90  Prozent  abgelöst  waren. 

Von  der  den  Berechtigten  gewährten  Gesamtentschädigung- 
entfielen  7  516000  fl.  auf  den  Adel  3),  hierunter  4343000  fl.  auf  die 
Standesherren.  Den  Hauptanteil  hatte  das  fürstliche  Haus  Thurn 
und  Taxis  mit  1270000  fl.,  die  Linien  Hohenlohe  mit  985  000  fl., 
Waldburg -Wolfegg  mit  524  000  fl.  Von  der  an  Kirchen  und 
Schulen  zu  gewährenden  Entschädigung  im  Gesamtbetrag  von 
930000  fl.  fielen  83  Prozent  auf  die  Einrichtungen  katholischer 
Konfession.  Bei  den  Körperschaften  und  Stiftungen  bezifferte  sich 
der  Anteil  der  ösdichen  Landeshälfte  auf  76  Prozent.  (Näheres  m 
Anlage   II.) 


1)  Akten  F.  A.  XVH,  40,  3;  A.  d.  J.  20,  5. 

2)  Akten  F.  A.  XVII,  40,  1 ;  40,  3. 

3)  Bericht  der  Ablösungskommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  über 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Ergänzung  der  Bestimmungen  über  Gefäll-  und 
Zehentablösungen.  Drucksachen  der  Kammer  der  Abg.  1S56—  61  Band  I  Abt.  2 
S.  S38  -  1068. 
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7-  Kapitel. 

Massnahmen  der  Verwaltung  und  Gesetzgebung 
zur  Regulierung  und  Beseitigung   der  Zehntlasten. 

A.   Frühere  Versuche. 

Bei  allen  Erörterungen  über  Aufhebung  oder  Ablösung  der 
Grundlasten  war  die  Ausübung  des  Zehntrechtes  als  eine  den  wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen  abträgliche  anerkannt  worden.  Da  sich 
auch  die  Regierung  dieser  Einsicht  nicht  verschloß,  so  war  die 
Staatsfinanzverwaltung  als  Generalzehntherrin  bemüht,  bei  ihren 
eigenen  Zehnten  eine  zweckmäßigere  Ausgestaltung  herbeizuführen. 
Als  erste  Maßregel  größeren  Stils  hatte  das  Edikt  vorn  18.  No- 
vember 1817  den  lebendigen  oder  Blutzehnt  aller  Art  auf  Grund 
einer  zwölfjährigen  Durchschnittsberechnung  im  einfachen  Kapital 
für  ablösbar  erklärt  i).  Hierbei  mußte  der  Gesetzgeber,  da  die 
Wirkungen  einer  allgemeinen  Regulierung  noch  nicht  zu  über- 
sehen waren,  stehen  bleiben.  Dagegen  ordnete  die  Finanzverwal- 
tung schon  im  Jahre  1818  und  1819  zur  Vereinfachung  der  Ver- 
waltung mehrjährige  Akkorde  mit  den  hierzu  geneigten  Gemeinden 
an.  Eine  neue  Verfügung  des  Finanzministeriums  vom  8.  Februar 
1825  hatte  die  Verwandlung  der  Zehntgefälle  in  fixe  Renten  er- 
möglicht, eine  Maßregel,  welche  nach  drei  Jahren  auf  die  dem 
Staate  gehörigen  Frucht-  und  Weinzehnten,  sowie  die  Teilgebühren 
ausgedehnt  wurde  2).  Als  die  Zehntpflichtigen  gegen  diese  Um- 
wandlung der  Zehntreichung  in  natura  in  eine  gleichbleibende, 
auch  in  Mißjahren  zu  leistende  Rente  Einsprache  erhoben,  wurden 
besondere  Grundsätze  über  die  künftige  Gestaltung  zur  Beseitigung 
und  Verringerung  der  obwaltenden  Hindernisse  aufgestellt.  Auch 
jetzt  noch  wollte  aber  die  Intensivierung  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  nicht  gelingen,  sodaß  die  Regierung  nun  eine  Regelung 
der  Materie  auf  anderer  Grundlage  versuchte.  Man  wollte  nun 
eine  Entschädigung  in  Kapital  oder  Rente  oder  Ablösung  veran 
lassen.  Nach  dem  im  Jahre  1831  an  den  Landtag  gebrachten  Ent- 
wurf eines  sogenannten  Kulturgesetzes  sollte  bei  den  Staatszehnten 


1)  §  19  des  Edikts  Reg.-Blatt  Nr.  70  von  1817,  S.  541  ff. 

2)  Akten  F.  A.  XIX.  46,  7. 
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die  Verwandlung    der  Zehnten    in    fixe   Renten    auf    alle    Zehnten 
ausgedehnt  werden. 

Auch  so  erschien  die  Neugestaltung  mit  Rücksicht  auf  die 
Gesetzgebung  anderer  Staaten  nicht  ausreichend.  V^on  diesen  hatte 
Hessen  schon  im  Jahre  1816  die  Verwandlung  der  fiskalischen 
Zehnten  und  Teilgebühren  in  Grundrenten  verfügt,  1824  diese 
Maßregel  auf  alle  übrigen  Zehnten  ausgedehnt  und  im  Jahre  1831 
alle  fiskalischen  Renten,  also  auch  die  Zehnten  im  18  fachen  Be- 
trage für  ablösbar  erklärt.  Ein  kurhessisches  Gesetz  des  Jahres 
1832  ermöglichte  den  Abkauf  im  20  fachen  Betrag,  während  in 
Baden  der  Neubruch-  und  Blutzehnt  schon  1831,  der  gesamte 
Feldzehnt  1833  aufgehoben  wurde.  Gerade  die  Grundsätze  der 
letzteren  Gesetze  waren  äußerst  schonende,  so  daß  württembergische 
Gemeinden  ihre  Zehnten  von  badischen  Zehntherren  nach  badischem 
Gesetz  abkauften,  hessische  Gemeinden  eine  Ablösung  auf  gleicher 
Grundlage  verlangten  ')• 

So  ging  denn  auch  die  württembergische  Regierung  daran, 
im  Jahre  1832  einen  Gesetzentwurf  auszuarbeiten,  nach  welchem 
die  Verwandlung  aller  Zehnten  von  Bodenerzeugnissen,  sowie  der 
nach  dem  Gesetze  vom  23.  Juni  1821  mit  dem  16  fachen  Kapital 
ablösbaren  Teilgebühren  des  Staates,  der  Hofdomänenkammer 
sowie  der  unter  der  Aufsicht  des  Staates  stehenden  Korporationen 
in  eine  jährliche  Rente  in  Aussicht  genommen  war.  Die  bereits 
angefallenen  Novalzehnten  waren  inbegriffen,  dagegen  sollte  wegen 
des  Zehntrechts  von  künftigen  Neubrüchen  ein  besonderer  Entwurf 
vorgelegt  werden. 

In  dem  Zehntgesetzentwurf  war  die  Verwandlung  für  die  Pflich- 
tigen als  freiwillig,  für  die  Berechtigten  als  zwangsweise  vorge- 
sehen, sie  konnte  nur  für  eine  ganze  Gemarkung  oder  wenigstens 
für  alle  Weinzehntgefälle  einer  Markung  verlangt  werden.  Die  den 
ganzen  Reinertrag  des  Zehnten  darstellende  Rente  war  durch  die 
Gemeinde  zu  reichen,  welche  den  Einzug  besorgte  und  die  Haf- 
tung für  das  ganze  Geschäft  übernahm.  Da  die  Begrenzung  des 
Gesetzes  zu  eng  erschien  2)^  wurden  in  einer  Neuredaktion  alle 
übrigen  Frucht-  und  anderen  Zehnten  einbezogen,  die  Einbringung 
des  Gesetzentwurfes  selbst  indes,  wie  auch  desjenigen  über  Ab- 
lösung der  Feudallasten  nach  einer  Weisung  des  Königs  ausgesetzt. 
Nachdem    aber  die  Thronrede  Vereinfachunsr    und    Minderung    der 


1)  Kopp  a.  a.  O.  S.  104. 

2)  Gutachten    des    Geheimen  Rates    vom  T.,   10.,   14.,  17.,  19.,  21.  November 
1852.     Akten  F.  A.  XIX,  46,  7. 


—     53     — 

Abgaben  von  Grund  und  Boden  in  Aussicht  gestellt  hatte,  wurde 
doch  die  ungesäumte  Vorlage  des  Entwurfes  an  die  Ständever- 
sammlung beschlossen,  weil  diese  außer  dem  Budget  keinen  Be- 
ratungsstoff erhalten  hatte. 

Sie  erfolgte  am  5.  Februar  18331).  Wie  die  übrigen  Entwürfe, 
so  konnte  auch  dieser  Entwurf  infolge  der  Auflösung  der  Stände- 
versammlung nicht  beraten  werden;  der  Zehntgesetzentwurf  fehlte 
auch,  als  die  übrigen  Ablösungsentwürfe  wieder  für  eingebracht 
erklärt  worden  waren,  weil  die  Regierung  der  Ablehnung  desselben 
in  der  Kammer  der  Standesherren  sicher  war.  In  einer  einseitigen 
Adresse  nahm  nun  die  Kammer  der  Abgeordneten  sofort  Veran- 
lassung, wegen  eines  Gesetzentwurfes  zur  gänzlichen  Beseitigung 
des  Zehnten  gegen  Entschädigung  vorstellig  zu  werden,  trotz  der 
versagten  Zustimmung  der  Kammer  der  Standesherren.  Auf  die 
hier  vorgeschlagene  Ablösung  gegen  Entschädigung  ging  die  Re- 
gierung zunächst  nicht  ein,  weil  erst  der  Erfolg  über  die  Beratung 
der  Gesetzentwürfe  wegen  Beseitigung  der  Beeden,  Fronen  und 
leibeigenschafdichen  Abgaben  abgewartet  werden  sollte.  Die 
Kammer  der  Abgeordneten  ließ  die  Sache  indes  nicht  ruhen,  ver- 
langte vielmehr  schon  beim  nächsten  Landtag  Berücksichtigung 
des  von  ihr  vorgebrachten  Anliegens.  Auch  jetzt  verharrte  die 
Regierung  auf  ihrem  zuwartenden  Standpunkt,  bis  besondere  äußere 
Umstände  die  Erfüllung  des  von  der  Kammer  geäußerten  Wunsches 
ermöglichten. 

Der  letzte  Etat  hatte  nämlich  mit  namhaften  Überschüssen  ab- 
geschlossen, deshalb  wollte  die  Regierung  nun  der  Ablösung  der 
finanzkammerlichen  Klein-,  Heu-  und  Weinzehnten  nähertreten.  Zu- 
gleich erging  eine  Anordnung  des  Königs  dahin ,  die  Entwürfe 
wegen  Verwandlung  der  Zehnten  zu  revidieren,  die  Wiederaufnahme 
derselben  jedoch  auf  den  großen  Zehnten  zu  beschränken.  Hier- 
gegen beschloß  die  Kammer  der  Abgeordneten  am  3.  Juli  1839 
mit  großer  Mehrheit  die  weitere  Verfolgung  der  in  den  Edikten 
von  1817  und  in  dem  Gesetz  von  1821  entwickelten  Grundsätze 
zur  Ablösung  der  Zehnten  oder  Umwandlung  derselben  in  stän- 
dige Renten.  Angeregt  war  darin,  mit  den  Zehntrechten  der 
Staatsfinanzverwaltung  den  Anfang  zu  machen.  Obwohl  sich 
die  Kammer  der  Standesherren  hierzu  ablehnend  verhielt,  wurde 
in  einem  Gutachten  des  Geheimen  Rates  dennoch  die  Möglich- 
keit und  der  Modus  einer  Beseitigung    der  Zehentlasten  noch  ein- 

1)    Verb.  Kammer  der  Abg.  I.  Landtag   1833  XXII.   S.  50  ff. 
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mal  eingehend  erwogen  und  vom  Geheimen  Rat  angesichts  der  in 
\'ollziehung  befindUchen  Gesetzgebung  Badens  bei  den  zahlreichen 
Beziehungen  mit  diesem  Nachbarstaat  der  Wunsch  nach  einer 
Beseitigung  des  Zehnten  insoweit  als  berechtigt  anerkannt,  als 
dessen  Aufhebung  unter  Gewährung  vollen  Schutzes  für  die  Inter- 
essen der  Beteiligten  möglich  war.  Eine  besondere  Behandlung 
des  Wein-  und  Kleinzehnten  wurde  wegen  des  innigen  Zusammen- 
hangs zwischen  Groß-  und  Kleinzehnten  aufgegeben  und  der  all- 
gemeinen Beseitigung  der  Zehnten  des  Staates  und  der  Privat- 
berechtigten nähergetreten. 

Die  Regierung  scheute  sich  aber  immer  noch,  angesichts  des 
infolge  der  Oktobergesetze  in  voller  Auflösung  begriffenen  Zu- 
sammenhangs zwischen  Grundherrn  und  Pflichtigen,  diese  durch 
weitere  gesetzgeberische  Maßnahmen  noch  zu  beschleunigen. 
Außerdem  war  ja  die  Haltung  des  Adels  zu  den  früheren  Ab- 
lösungsgesetzen bekannt,  auch  mahnte  die  noch  ausstehende  Ent- 
scheidung über  den  Art.  XW  der  Bundesakte  zur  Vorsicht. 

Die  Folge  dieser  Stellungnahme  der  Regierung  war  eine  er- 
neute, weitgehende  Vorstellung  der  Kammer  vom  18.  Juni  1842')- 
Der  Vorschlag  ging  nun  dahin,  die  Staatszehnten  in  ständige, 
jederzeit  ablösbare  Renten,  die  Teilgebühren,  den  Heu-,  Öhmd- 
und  lebendigen  Zehnt,  die  unveränderlichen  Natural-  und  Geldab- 
gaben von  \\'2 — 10  fl.,  soweit  sie  den  unter  Aufsicht  des  Staates 
stehenden  Körperschaften  zustanden,  zu  einem  dem  wahren  Wert 
entsprechenden  Kaufschilling  ablösen  zu  lassen;  die  Maßregel  wurde 
also  wieder  auf  den  sog.  finanzkammerlichen  Zehnten  beschränkt, 
wobei  die  Rücksicht  auf  die  bisherige  Haltung  des  andern  Hauses 
mitbestimmend  gewesen  sein  mag. 

Aus  besonderen  Gründen  vermochte  im  damaligen  Zeit- 
punkt die  Regierung,  da  der  größte  Teil  der  Zehnten  verpachtet 
war-^)  und  der  Eisenbahnbau  erhebliche  Mittel  erforderte,  auf  die 
neueste  Anregung  nicht  einzugehen.  Die  Folge  dieses  Verhaltens 
zeitigte  wieder  einen  Antrag  der  Kammer  vom  5.  August  1845. 
Es  war  in  demselben  erneut  die  Bitte  ausgesprochen,  bezüglich 
der  ständigen  und  unständigen,  nicht  in  Zehnten  und  Teilgebühren 
bestehenden  Grundabgaben  den  Privatberechtigten  gegenüber  den 
Ablösungsmaßstab  feststellen  zu  lassen,  die  Ablösung  selbst  durch 
Beiträge  an  die  Pflichtigen  zu  erleichtern  und  Erwägungen  darüber 


1)  Sie  wurde  mit  einer  Mehrheit  v-on   nur  einer  Stimme  beschlossen. 

2)  Von  40S1   Staatszehnten  3792. 
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einzuleiten,  ob  nicht  die  bisherige  Beschränkung  der  Ablösung  auf 
Zins-  und  Gültabgaben  im  ganzen  oder  bei  allen  Besitzern  der 
Gutsparzellen  zusammen  zu  beseitigen  wäre.  Hauptveranlassung 
für  diese  neueste  Kundgebung  hatte  die  Wanderversammlung  der 
württembergischen  Landwirte  in  Hall  gegeben,  welche,  gestützt  auf 
Eingaben  von  vierzehn  landwirtschaftlichen  Vereinen,  mit  allem 
Nachdruck  für  Erfüllung  ihrer  Wünsche  hinsichtlich  der  Ablösung 
der  Zehntlasten  eingetreten  war. 

Nun  wurden  auf  Weisung  des  Königs  vom  3.  Oktober  1845 
alle  dem  Staate,  den  Gemeinden  und  Privaten  zustehenden  Zehnten, 
Banm-echte  und  übrigen  Reallasten  festgestellt  und  der  Kapitalwert 
derselben  berechnet.  Zu  einer  Einigung  der  Ansichten  gelangte 
die  Regierung  bei  den  Beratungen  im  Schöße  der  Ministerien  nur 
insoweit,  als  die  Beseitigung  des  Staatszehnten  im  Verwaltungsweg 
für  notwendig  erklärt  wurde.  Jeder  gesetzliche  Eingriff  in  Privat- 
rechte Anderer  wurde  absrelehnt. 


B.  Beseitigung  des  Zehnten  von  Neubrüchen  i). 

Bei  Behandlung  des  neuesten  Antrages  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  hatte  auch  eine  Anregung  durch  Zuruf  Billigung 
gefunden,  welche  auf  Beseitigung  des  Novalzehnten  hinzielte,  so- 
weit nicht  Privatrechte  entgegenstanden.  Für  die  Regierung  war 
dies  unmittelbare  Veranlassung,  auch  hierüber,  wie  schon  früher  in 
Aussicht  gestellt,  gesetzgeberische  Maßnahmen  vorzubereiten,  weil 
eine  gesonderte  Behandlung  dieses  Zehnten  wegen  der  rechtlichen 
Natur  desselben  unerläßlich  erschien. 

Bei  der  Ausübung  dieses  Rechtes  sind  zwei  Perioden  zu 
unterscheiden.  In  der  ersten  wurde  schon  1552  erstmals,  später 
durch  besondere  Generalreskripte  der  Herzoglichen  Regierung  von 
1553 — 1671  stets  an  der  Regalität  des  Neubruchzehnten  festgehalten. 
Nach  einer  kurzen  Übergangszeit  begegnen  wir  erstmals  im  Jahre 
1722  der  Möglichkeit  des  Erwerbs  von  Novalzehntrechten  durch 
besondere  Rechtstitel  auch  seitens  Privater.  In  dieser  Hinsicht  kam 
die  Mehrzahl  der  standesherrlichen  Gebiete  in  Betracht.  Mit  der 
Vereinigung  von  Alt-  und  Neuwürttemberg  war  durch  besondere 
Instruktionen  die  ursprüngliche  Regalität  wieder  in  Anspruch  ge- 
nommen worden,  sodaß  tatsächlich  die  Ausübung  des  Novalzehnt- 
rechts    seit    dem    Jahre   1806    ausgeschlossen    gewesen    wäre.     Mit 


1)  Reyscher  A.  L.  Württ.  Privatrecht  I.  S.  507.   Akten  F.  A.  XIX,  47, 10;  48,  1. 
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Rücksicht  auf  den  früheren  Bestand  ließ  man  jedoch  eine  Wieder- 
einräumung dieses  an  sich  erloschenen  Rechtes  für  einige  Standes- 
herren und  diejenigen  Angehörigen  der  Ritterschaft  zu,  welche  der 
K.  Deklaration  vom  8.  Dezember  1821  über  ihre  staatsrechtlichen 
Verhältnisse  beigetreten  waren.  Später  war  dann  in  den  Deklara- 
tionen für  die  Häuser  Thurn  und  Taxis,  Waldburg,  Hohenlohe- 
Bartenstein,  Ouadt-Isny,  Königsegg-Aulendorf,  Erbach-Wartemberg- 
Roth  der  Novalzehnt  in  allen  ihnen  zustehenden  Zehntbezirken 
überlassen  worden  ').  In  den  Deklarationen  von  Hohenlohe-Jagst- 
berg-Oehringen-Kirchberg  und  Langenburg,  Waldcnburg-Schillings- 
fürst  war  der  Status  von  1806  wiederhergestellt  worden,  während 
Graf  Pückler-Limpurg  ausdrücklich  verzichtet  hatte.  Den  Grafen 
Waldeck,  Ysenburg-Meerholz  und  Neipperg,  sowie  sämtlichen  Mit- 
gliedern der  ehemaligen  Reichsritterschaft,  welche  der  Deklaration 
von  1821  beigetreten  waren  und  auf  die  Patrimonialgerichtsbarkeit 
verzichtet  hatten,  wurde  das  Novalzehntrecht  an  denjenigen  Orten, 
an  welchen  sie  Universalzehntherren  waren,  solange  die  Abgabe 
überhaupt  bestand,  wieder  eingeräumt.  In  den  neu  erworbenen 
Landesteilen  hatten  mehr  als  100  katholische  Pfarreien  die  Wieder- 
einräumung dieses  Rechts  wegen  nachgewiesenen  privatrechtlichen 
Titels  verlangt  und  zum  Teil  auch  erhalten.  Dieser  Punkt  war 
deshalb  sehr  wesentlich,  weil  hiernach  die  Frage  der  Entschädigung 
zu  beurteilen  war. 

Die  Zehntlast  von  Neubrüchen  wurde  in  einer  Eingabe  nament- 
lich der  Heubergorte  vom  25.  Januar  1824  als  ein  dem  Feldbau 
sehr  nachteiliges  Hindernis  bezeichnet.  Zunächst  suchte  die  Re- 
gierung den  Klagen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  dadurch  abzu- 
helfen, daß  die  Zehntfreiheit,  die  schon  seit  längerer  Zeit  4 — 8 
Jahre  betrug,  nun  auf  8 — 12  Jahre  erstreckt  wurde,  in  der  An- 
nahme, daß  von  dieser  Gestaltung  bei  der  Finanzverwaltung  auch 
Standesherren  und  Ritterschaft  beeinflußt  würden.  Diese  Annahme 
war  allerdings,  wie  die  Folge  lehrte,  unrichtig.  So  wurde  denn 
der  Behandlung  der  Materie  in  einem  Gesetzentwurf  nähergetreten, 
wobei  die  Gesetzgebung  der  Nachbarstaaten  berücksichtigt  wurde. 
In  Hessen  hatte  schon  ein  Gesetz  von  1821  das  Novalzehntrecht 
beseitigt,  Baden  dieses  Zehntrecht  im  Jahre  1831  ohne  Entschädigung 
da  aufgehoben,  wo  wegen  der  bewilligten  Freijahre  noch  kein  Zehnt 
erhoben  worden  war 2),  Ba3-ern  hierauf  im  Jahre  1825  für  die  An- 
sprüche des  Fiskus  Verzicht  geleistet  '■'■). 

1)  Akten  F.  A.  XIX.  46,  7.  S.  11  ff.         2)  Kopp  a.  a.  O.   S.  77,  S3. 
3)  Hausmann   S.,   Grundentlastung  in  Bayern   S.  131  ff. 
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So  weit  konnte  die  württembergische  Gesetzgebung  zwar  nicht 
gehen,  weil  für  das  Staatskainmergut  in  den  letzten  Jahren  der 
Ertrag  aus  dem  Novalzehnt  noch  zwischen  38  000  und  40  000  fl. 
betragen  hatte;  sie  legte  aber  der  Ständeversammlung  am  7.  Sep- 
tember 1832  einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher  die  Aufhebung  des 
Zehntbezugs  von  Neubrüchen  durch  den  Abbau  öder  Felder  oder 
durch  Ausrodung  von  Waldungen  bezweckte.  Hierbei  wurde  für  den 
Staat  und  die  Hofdomänenkammer  sowie  diejenigen  Standesherren 
und  Mitglieder  des  ritterschafdichen  Adels,  welchen  der  Neubruch- 
zehnte nur  für  die  Zeit  des  Bestehens  dieser  Abgabe  eingeräumt 
worden  war,  eine  Ablösung  durch  die  Pflichtigen  im  20  fachen 
Betrage  in  Aussicht  genommen. 

Bei  der  Kommissionsberatung  war  die  Frage  der  Entschädigung 
durch  den  Staat  bejaht,  auch  die  Ablösung  im  20  fachen  Betrage 
gutgeheißen  worden. 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  fand  aber  der  Entwurf  keinen 
Anklang;  er  wurde  deshalb  von  der  Regierung  am  4.  Dezember 
1833  zurückgezogen.  Später  wurde  dieser  Entwurf  infolge  der 
Eingabe  der  Kammer  der  Abgeordneten  vom  5.  August  1845  wieder 
einer  Revision  unterzogen  und  hierbei  der  Umfang  des  für  den 
Novalzehnten  in  Betracht  kommenden  Komplexes,  unter  Berück- 
sichtigung der  seit  dem  früheren  Entwurf  in  Kultur  genommenen 
Flächen  auf  235  600  Morgen  berechnet. 

Da  die  Staatsfinanz  Verwaltung  45  Prozent  des  gesamten  Areals 
an  Zehnten  bezog,  die  Hofdomänenkammer  etwa  7  Prozent,  so 
wäre  diesen  beiden  etwa  die  Hälfte  der  in  Betracht  kommenden 
Neubruchszehnten  zugefallen,  die  andere  Hälfte  dem  Adel  und  den 
katholischen  Pfarreien.  In  diesem  Verhältnis  wurde  von  der  im 
Finanzgesetz  vorgeschlagenen  Summe  von  140000  fl.  der  Betrag 
von  120  000  fl.  auf  das  Staatskammergut,  20000  fl.  auf  die  Hof- 
domänenkammer verteilt.  Noch  unter  dem  24.  Februar  1848  wurde 
ein  Gutachten  des  Geheimen  Rates  in  dieser  Materie  einverlangt, 
aber  die  Ereignisse  des  Sturmjahres  nahmen  der  Regierung  die 
weitere  Verfolgung  aus  der  Hand,  so  daß  erst  in  dem  Gefällab- 
lösungsgesetz,  wo  in  Art.  18  und  19  ein  eigenes  Zehntablösungs- 
gesetz in  Aussicht  gestellt  war,  der  Blut-  und  Neubruchzehnt  ohne 
Entschädigung  aufgehoben  wurde. 
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C.  Allgemeine  Beseitigung  der  Zehntlasten  durch  das  Gesetz 
vom  17.  Juni  1849  und  ihre  Folgen. 

Der  Entwurf  zur  allgemeinen  Beseitigung  der  Zehnten  wurde 
der  Ständeversainmlung  am  22.  September  1848  vorgelegt  i). 
Oberster  Grundsatz  war  Zwangsablösung  aller  Zehntgefälle  der 
Privatberechtigten,  während  für  das  Staatskammergut,  die  Hof- 
domänenkammer, die  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehenden  inlän- 
dischen Körperschaften  und  Kirchenpfründen  die  Ablösung  von 
dem  Verlangen  der  Berechtigten  oder  der  Pflichtigen  abhängig  ge- 
macht w^ar.  Zur  Ermitdung  des  Rohertrags  wurde  ein  Durch- 
schnitt aus  den  Jahren  1830 — 1847  gezogen  und  Rechnungen,  Pachtver- 
träge sowie  andere  unverdächtige  Urkunden  als  Hilfsmittel  benutzt. 
Am  Rohertrag  wurden  die  von  den  Berechtigten  in  der  Durch- 
schnittsperiode aufgewendeten  Kosten  der  Flur-  und  Felderbeschrei- 
bung, der  Selbsteinsammlung  des  Zehnten,  bei  Verpachtung  die- 
jenigen der  Abschätzung  und  Verleihung  in  Abzug  gebracht  und 
so  der  Reinertrag  ermittelt.  Wie  für  die  Ablösung  der  Gefälle 
wurde  auch  bei  den  Zehnten  der  16  fache  Jahresertrag  als  Ab- 
lösungskapital festgesetzt,  der  Zinsfuß  auf  5  Prozent  normiert. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  wollte  zur  Ermittlung  des 
Reinertrags  auch  noch  den  Kastenabgang,  die  beim  Umwenden 
der  Frucht  und  beim  Fassen  in  die  Säcke  entstehenden  Schütte- 
kosten, den  Aufwand  für  das  Vervvaltungs-  und  Aufsichtspersonal 
sowie  für  die  Unterhaltung  der  Fruchtkästen  einbezogen  wissen. 
Da  aber  ein  auch  nur  annähernder  Nachweis  dieser  Posten  un- 
möglich war,  w^urde  diese  Anregung  von  der  Regierung  lebhaft 
angefochten  und  schließlich  fallen  gelassen.  Auch  der  Zinsfuß  von 
5  Prozent  wurde  als  zu  hoch  bemängelt.  Hier  wurde  trotz  der 
Argumente,  welche  die  Minderheit  vorgebracht  hatte,  Herabsetzung 
auf  4  Prozent  beschlossen. 

In  der  Kammer  der  Standesherren  w  urde  betont,  daß  die  Ge- 
währung einer  Entschädigung  im  16  fachen  Betrage  angesichts  des 
20  fachen  Maßstabs  in  der  badischen  Gesetzgebung  vom  15.  No- 
vember 1833  und  des  bayerischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1848  nicht 
ausreichend  war.  Da  in  diesem  Punkte  eine  Nachgiebigkeit  der 
Kammer  der  Abgeordneten  nicht  zu  erzielen  war,  stimmte  das 
andere  Haus    schließlich    zu,    wälzte    aber  die  nachteiligen  Folgen 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1S48-49  S.  15  ff.,  S.  437—702,  S.  1567  ff. 
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auf  die  Kammer  der  Abgeordneten  ab.  Nicht  nur  die  Zehntrectite, 
auch  die  auf  den  Zehnten  ruhenden  Lasten  und  VerbindHchkeiten 
waren  im  16  fachen  Betrag  abzulösen.  Hier  kamen  in  Betracht  die 
Kompetenzen  von  Geistlichen,  Lehrern  und  Meßnern,  Leistungen 
für  Kirchen-  und  Schulrequisiten,  Haltung  von  Faselvieh,  endlich 
die  Verpflichtung  zu  Reparaturen  und  zur  Reädifikation  von  Pfarr- 
kirchen, Kapellen,  Pfarr-,  Schul-  und  Meßnerhäusern  sowie  Fried- 
höfen. 

Besondere  Bestimmungen  waren  erforderlich,  weil  die  Pflich- 
tigen teilweise  ihre  Leistungen  mit  dem  Erscheinen  des  Entwurfes 
eingestellt  hatten  oder  diese  nur  als  Abschlagszahlungen  noch 
weiter  leisten  wollten.  Zur  Vermeidung  von  Mißständen  war  eine 
rückwirkende  Kraft  des  Gesetzes  dadurch  beabsichtigt,  daß  zur  An- 
meldung gebrachte  und  weiter  entrichtete  Zehnten  seinerzeit  von 
der  Ablösungssumme  abgezogen  werden  konnten.  Die  Mehrheit 
der  Kommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  verlangte  auch 
für  die  später  Anmeldenden  die  gleiche  Vergünstigung.  Dieser 
Theorie  trat  der  Departementschef  des  Innern  mit  dem  Appell  ent- 
gegen, „doch  endlich  mit  den  bei  jeder  Gelegenheit  beliebten  Be- 
schlüssen zum  Nachteile  der  Berechtigten  endlich  Halt  zu  machen". 

In  der  Kammer  der  Standesherren,  welcher  am  16.  Februar 
1849  die  Beschlüsse  des  anderen  Hauses  zugegangen  waren,  hatten 
Freiherr  von  Wächter-Spittler  und  Graf  Rechberg  einen  umfassen- 
den Bericht  erstattet.  Einwendungen  gegen  die  Beschlüsse  der 
Kammer  der  Abgeordneten  wurden  zunächst  wegen  Herabsetzung 
-des  Zinsfußes  erhoben.  Im  Tone  der  Resignation  wurde  auch 
bemängelt,  daß  trotz  der  Forderung  voller  Entschädigung,  die  aus 
den  Kreisen  der  Körperschaften,  Stiftungen,  Inhaber  von  Kirchen- 
pfründen erhoben  worden  war,  eine  Entschädigung  im  16  fachen 
Betrage  Gesetz  werden  sollte.  In  einem  andern  Punkte  hatte  die 
Kammer  ihre  Zustimmung  von  der  seitens  des  Ministers  des  Innern 
gegebenen  Zusage,  daß  das  Komplexlastengesetz  gleichzeitig  mit 
dem  Zehntgesetz  erscheinen  werde,  abhängig  gemacht.  Auch  sonst 
blieben  noch  einige  Differenzen  bestehen,  deren  weitere  Behand- 
lung nicht  möglich  war,  weil  die  Kammer  der  Standesherren  am 
29.  Mai  1849  ihre  Tätigkeit  eingestellt  hatte.  So  kam  beim  Zehnt- 
gesetz ein  gemeinsamer  Ständebeschluß  überhaupt  nicht  zustande. 
Die  K.  Sanktion  legte  indes  auch  den  von  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten vorgelegten  Beschlüssen  verbindliche  Kraft  bei  und  so 
konnte  das  Gesetz  am   17.  Juni   1849  in  Kraft  treten. 

Das  Ablösungsverfahren  wurde  in  einer  ungemein  umfassenden 
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Verfüguni;-  vom  26.  juiii  1849  geregelt.  Danach  hatte  bei  Ablösung 
der  Zehnten  des  Staates  der  Ortsvorsteher,  wenn  sich  auch  nur 
ein  Zehntel  der  Grundbesitzer  einer  in  Gemeinschaft  abzulösenden 
Zehntlast  meldete,  bei  Beratung  und  Fassung  eines  Gesamtheits- 
beschlusses mitzuwirken.  Bei  Zehnten  von  Privatberechtigten  waren 
ex  officio  durch  Gemeinderat  und  Bürgerausschuß  Beschlüsse  dar- 
über herbeizuführen,  ob  die  Ablösung  des  Zehnten  von  der  Ge- 
meinde übernommen  werden  sollte.  Kam  ein  Beschluß  nicht  zu- 
stande, so  hatten  die  Pflichtigen  selbst  für  den  Vollzug  der  Ab- 
lösung eine  Wahl  einzuleiten  und  (3 — 9)  Geschäftsführer  zu  be- 
stellen. Die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  waren  dem  Oberamt 
anzuzeigen,  welches  nun  bestimmte  Funktionen  durch  eigene  Ab- 
lösungskommissäre wahrzunehmen  hatte;  bei  Ablösung  der  Staats- 
zehnten wurde  diese  Tätigkeit  vom  Kameralamt  erledigt.  Zunächst 
war  der  Zehnte  genau  zu  verzeichnen  und  die  Beschreibung  wurde 
nun  zur  Ablösung  angemeldet.  Von  dem  Ablösungsbeamten  wurde 
die  Anmeldung  nach  allen  Richtungen  und  namentlich  daraufhin 
geprüft,  ob  nicht  Rechte  Dritter  zu  berücksichtigen  waren.  In 
einer  großen  Anzahl  von  Fällen  einigten  sich  die  Beteiligten  güt- 
lich und  legten  ihre  Übereinkunft  zur  Prüfung  vor.  Analog  war 
die  Mitwirkung  des  Ablösungsbeamten  bei  dem  Übereinkommen 
über  die  Lastenabfindung,  wie  denn  dessen  Tätigkeit  den  Haupt- 
zweck hatte,  alle  Zehntrechte  und  Lasten  klar  darzustellen.  Erst 
nachdem  dies  geschehen,  wurde  zur  Ausmittelung  des  Ablösungs- 
kapitals geschritten,  wobei  in  strittigen  Fällen  die  Ablösungskom- 
mission als  oberste  Instanz  fungierte.  Bei  Feststellung  der  Ab- 
lösungsschuld waren  die  etwa  während  der  Dauer  der  Ablösungs- 
verhandlungen geleisteten  bez.  bezogenen  Abschlagszahlungen  zu 
berücksichtigen.  Das  Ablösungskapital  wurde  dann  in  die  in 
maximo  25  Zeitrenten  zerlegt  und  der  Finalabschluß  in  einer  Ab- 
lösungsurkunde zusammengefaßt,  welche  zwölf  Erfordernissen  zu 
genügen  hatte.  Wenn  hierin  alles  so  genau  verzeichnet  war,  daß 
die  Namen  der  Beteiligten,  Bezeichnung  des  Zehntrechts,  des  Roh- 
ertrages und  des  nach  den  erledigten  Abzügen  verbleibenden  Rein- 
ertrags, der  Lasten,  Betrag,  Ort  und  Zeit  der  Ablösungsschuld  er- 
sichtlich waren,  erfolgte  Vorlage  an  die  Ablösungskommission  zur 
Genehmigung.  Nach  Erteilung  derselben  erfolgte  Befriedigung  der 
Berechtigten  in  ObHgationen  der  Ablösungskasse.  Nach  erfolgter 
K.  Sanktion  und  Publikation  des  Zehntgesetzes  wurde  auch  die 
Behandlung  der  künftigen  Leistungen  der  Zehntpflichtigen  im 
Sinne  der  oben  erwähnten  Anregungen  der  Kammer  der  Abgeord- 
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neten  nach  erfolgter  Anmeldung    als  Abschlagszahlung    in    gesetz- 
liche Formen  gekleidet  und  am  27.  Juli   1849  veröffentlicht. 

Wie  ein  befreiendes  Aufatmen  ging  es  durch  die  Reihen  der 
Pflichtigen  und  mancher  Berechtigten,  als  die  mit  der  Zeit  uner- 
träglich gewordene,  unnatürliche  Last,  welche  auf  den  wechselnden 
Reinertrag  der  Güter  keine  Rücksicht  nahm,  beseitigt  war.  So 
war  nun  dem  Bauer  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Früchte  seiner 
Arbeit  voll  zu  genießen,  zu  dem  von  der  Technik  geforderten  und 
ermöglichten  intensiveren  Anbau  überzugehen.  Das  von  selbst 
wegfallende  Wahren  des  eigenen  Vorteils  gegenüber  den  Ansprüchen 
des  Zehntherrn  mit  den  damit  verbundenen  unlauteren  Manipula- 
tionen steigerte  das  moralische  Empfinden  des  Volkes.  Die  großen 
Opfer  waren  den  errungenen  Vorteilen  gegenüber  nicht  umsonst 
gebracht '). 

Auch  bei  der  Durchführung  des  Gesetzes  trat  zutage,  wie  Be- 
hörden, Pflichtige  und  Berechtigte  bemüht  waren,  zusammenzu- 
arbeiten. Während  die  Zehnten  des  Staatskammerguts  im  Voran- 
schlag des  Jahres  1848-49  noch  zu  1606  223  fl.  veranschlagt  waren, 
wovon  78  Prozent  auf  den  großen  Zehnt  entfielen,  hatte  sich  der 
Kameralertrag  der  noch  nicht  abgelösten  Zehnten  bis  zum  Jahre 
1852-53  auf  115  346  fl.  verringert.  Es  waren  somit  drei  Jahre 
nach  Erlassung  des  Gesetzes  schon  93  Prozent  der  Staatszehnten 
abgelöst  oder  in  Ablösung  begriffen.  Bis  zum  1.  September  1852 2) 
waren  schon  Ablösungen  mit  einem  Gesamtkapital  von  rund  32 
Millionen  Gulden  angemeldet  worden,  eine  Summe,  die  sich  bis 
30.  Juni   1853  um  weitere  13  Millionen  erhöht  hatte. 

Hiernach  war  das  Ablösungsgeschäft  in  wenigen  Jahren  über- 
haupt beendet;  wo  es  noch  Schwierigkeiten  gab,  rührten  dieselben, 
wie  aus  den  Akten  der  Ablösungskasse  hervorgeht,  davon  her, 
daß  ein  Gesetz  über  Ablösung  der  auf  Gefällen  und  Zehnten 
ruhenden  Lasten  noch  fehlte. 

Die  Entschädigung  für  den  Adel  bezifferte  sich  auf  6  379000  fl. 
hierunter  4740000  fl.  für  die  Standesherren 3).  Das  fürstliche 
Haus  Thurn  und  Taxis  allein  erhielt  eine  Entschädigung  von 
1092  000  fl.,  die  Häuser  Hohenlohe  eine  solche  von  nahezu  zwei 
Millionen  Gulden.  Wesentliche  Entschädigungen  fielen  noch  auf 
das  fürstliche  Haus  Oettingen -Wallerstein,  Fürst  zu  Fürstenberg, 
Waldburg-Wolfegg,    Löwenstein-Wertheim-Freudenberg.     Von    der 

1)  Kopp  a.  a.  O.  S.  71  ff. 

2)  Akten  F.  A.  XVII.  40,  1.     221.  40,  2,  3. 

3)  Verb.  Kammer  der  Abg.  1856—61.  Bd.  I,  Abt.  2,  S,  838—1068, 
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Ent>chädigung    an    die    Kirchen-    und    Schulstellen    in    Höhe    von 
7  520  000  fl.  entfielen  66  Prozent  auf  Stellen  katholischer  Konfession. 
(Näheres  in  Tabelle  II.) 


8.  Kapitel. 

Nachlese  zur  Gesetzgebung  der  Jahre  1848  und  1849. 

In  den  Schlußklauseln  der  Oktobergesetze  des  Jahres  1836 
war  es  gelungen,  den  Besitzstand  der  Berechtigten  teilweise  auf- 
recht zu  erhalten  ').  Da  zunächst  eine  Reihe  von  Grundlasten  in- 
folgedessen weiter  bestand,  woran  auch  der  Bundesbeschluß  vom 
17.  September  1846  nichts  geändert  hatte,  erschien  der  Kammer 
der  Abgeordneten  schon  längst  die  Entlastung  nicht  vollständig. 

Sie  hatte  deshalb  schon  bei  Beratung  des  Gefällablösungs- 
gesetzes  die  Regierung  am  24.  März  1848  um  einen  Gesetzentwurf 
ersucht,  durch  welchen  die  Überreste  der  im  Jahre  1817  und  1836 
noch  nicht  abgelösten  Feudallasten  beseitigt  und  diejenigen  Pflich- 
ten, welche  durch  die  Weigerung  der  Berechtigten  von  den  Wohl- 
taten der  Gesetze  des  Jahres  1817  und  1836  ausgeschlossen  waren, 
bei  der  Ablösung  in  entsprechender  Weise  berücksichtigt  würden. 
Da  der  Landtag  am  28.  März  1848  aufgelöst  worden  war,  konnte 
diese  Anregung  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Die  Kammer  der 
Abgeordneten  nahm  aber  mit  dem  am  20.  September  1848  erfolgten 
Zusammentritt  des  Landtags  '^)  die  angeregte  Erweiterung  ihres 
Agrarprogramms  wieder  auf  und  stellte  ein  ähnliches  Ersuchen 
am  10.  November  1848.  Die  Regierung  hatte  indessen  Ermitte- 
lungen angestellt,  aus  welchen  hervorging,  daß  sowohl  persönliche 
Abgaben  steuerartiger  Natur,  wie  Personalabgaben  leibeigenschaft- 
lichen Charakters,  endlich  Gebühren  für  Annahme  von  Bürgern 
und  Beisitzern  trotz  ihrer  gesetzlichen  Beseitigung  noch  weiter  er- 
hoben wurden. 

In  Verfolgung  der  früheren  Anträge  wurde  nun  die  Regie- 
rung veranlaßt,  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  in  welchem  der 
in  dem  Gesetze  vom  29.  Oktober  1836  ermöglichte  Nachweis  für 
die  leibeigenschaftliche  Natur  der  dort   angeführten  leibeigenschaft- 


1)  Vgl.  hierzu  S.  28,  31,  87,38. 

„    „      .  ,  .       .         20.  September  1848 

2)  Zu  dem   sog.  langen   Landtag 

^  "11.  August  1849. 
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liehen  Leistungen  auch  jetzt  noch  zugelassen  wurde.  Die  noch 
vorhandenen  alten  steuerartigen  Abgaben  sollten  unentgeltlich  be- 
seitigt, die  Ablösung  dinglicher  und  persönlicher  aus  der  Unter- 
tänigkeit und  Hörigkeit  hervorgegangenen  Fronen  und  Fronsurro- 
gate im  12  fachen  Betrage  gestattet  sein.  Für  die  aus  der  Patri- 
monialgerichtsbarkeit und  grundherrlichen  Polizei  entsprungenen 
Abgaben,  die  vogtei-  und  schutzherrlichen  Leistungen  wurde  un- 
entgeltliche Aufhebung  verlangt. 

Den  Bestrebungen  der  Kammer  der  Abgeordneten  vermochte 
die  Kammer  der  Standesherren  nicht  zu  folgen,  so  daß  die  jensei- 
tigen Beschlüsse  in  einer  am  12.  März  1849  übergebenen  Adresse 
einseitig  vorgelegt  wurden.  Eine  Einigung  war  nur  über  einen 
Beschluß  wegen  AUodifikation  standesherrlicher  und  ritterschaft- 
licher Lehen  zustande  gekommen,  wobei  aber  die  Kammer  der 
Standesherren  die  Initiative  der  Regierung  abwarten  wollte. 

Nachdem  eine  Reihe  von  Eingaben  landwirtschaftlicher  Ver- 
eine und  sonstiger  Interessenten  zur  Genüge  darauf  hingewiesen 
hatte,  daß  wegen  des  Fortbestehens  zahlreicher  Gefälle,  die  schon 
1836  aufgehoben  worden  waren,  eine  Nachlese  der  Gesetzgebung 
unvermeidlich  war,  drang  die  Kammer  der  Abgeordneten  mit 
allen  Mitteln  darauf,  die  Ablösungsgesetzgebung  in  dem  von  ihr 
wiederholt  erläuterten  Sinn  zum  Abschluß  zu  bringen.  Diesem 
Drängen  nachgebend  ließ  die  Regierung  zwei  Gesetzentwürfe  aus- 
arbeiten, welche  die  noch  bestehenden  Ungleichheiten  der  Gesetz- 
gebung zu  beseitigen  bestimmt  waren. 

Der  eine  Gesetzentwurf  entsprach  dem  Antrag  der  Kammer 
der  Abgeordneten  vom  24.  März  1848;  er  diente  der  Beseitigung 
der  Überreste  älterer  Abgaben  ')•  Mit  den  Grundlinien  des  Ent- 
wurfes ,  die  noch  vorhandenen  steuerartigen ,  polizeilichen  und 
vogteilich^n  Abgaben  persönlicher  Art  unentgeltlich  zu  beseitigen, 
war  die  Kammer  der  Abgeordneten  einverstanden.  Sie  widersetzte 
sich  aber  dem  Versuche,  solche  Abgaben  dinglicher  Natur  nur  ab- 
zulösen statt  zu  beseitigen'-^).  Nach  wiederholter  Kommunikation 
der  Kammer  mit  der  Regierung  wurden  die  steuerartigen  Abgaben 
ohne  Rücksicht,  ob  persönlicher  oder  dinglicher  Art,  aufgehoben. 
Gegen  Entrichtung  des  10  fachen  Betrages  wurden  die  aus  der 
Vogtei  abzuleitenden  Abgaben,  soweit  sie  auf  einzelne  Grundstücke 
radiziert  waren,  sowie  die  auf  dinglichen  Gewerbeberechtigungen 
ruhenden  Verbindlichkeiten  abgelöst. 

1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1849  S.  29.  38,     B.  B.  640  ff. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1849.     B.  B.  1006,   1032,  1063,   1072-73. 
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Ausdrücklich  war  bestinunt,  daß  das  Gesetz  auch  auf  die  vor- 
maligen Grundholden  der  fürstlichen  Familien  Oettingen-Wallerstein 
und  Spielberg,  welche  bis  in  die  neueste  Zeit ')  von  der  Anwendung 
der  Oktobergesetze  ausgeschlossen  waren,  Anwendung  finden  sollte. 
Um  allzugroße  Schädigungen  der  Pflichtigen  zu  vermeiden,  wurde 
in  sinngemäßer  Anwendung  der  Oktobergesetze  zur  Ablösung  der 
vierte  Teil  der  im  16 fachen  Betrage  abzulösenden  Gefälle  zuge- 
schossen. Die  steuerartigen  Abgaben,  von  welchen  sie  durch  das 
Gesetz  vom  27.  Oktober  1836  nicht  befreit  worden  waren,  wurden 
ihnen  zurückvergütet.  So  gestaltet  wurde  der  Ständebeschluß  am 
11.  August  1849  vom  König  sanktioniert  und  das  Gesetz  am 
24.  August  1849  als  Gesetz  B  publiziert. 

Am  23.  Mai  1849  war  bei  der  Kammer  der  Abgeordneten  ein 
zweiter  Entwurf  eingekommen,  welcher  einige  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  14.  April  1848  erläutern  und  teilweise  ergänzen  sollte'^). 
Hiernach  wurde  die  Ablösbarkeit  aller  auf  einzelnen  Grundstücken 
oder  Hofgütern,  namentlich  auch  auf  dem  einer  Kirchenpfründe 
oder  einem  Hospital  zustehenden  Besitzkomplex  radizierten  Ab- 
gaben und  Leistungen ,  Meßner-Läutgarben ,  Läutbrote  nach  den 
Grundsätzen  des  Aprilgesetzes  verfügt.  Unter  Festlegung  des  Ver- 
waltungsaufwandes auf  4  Proz.  bei  den  abzulösenden  ständigen  und 
unständigen  Geld-  und  Fruchtgefällen  sowie  den  Blutzehnten,  bei 
Weingefällen  auf  8  Proz.  des  jährlichen  Rohertrags  wurde  das 
Ergebnis  der  ständischen  Beratungen  einseitig  an  die  Regierung  ge- 
bracht. Das  Gesetz  erhielt,  da  wesentliche  Differenzpunkte  nicht 
vorlagen  am  10.  August  1849  die  K.  Sanktion  und  wurde  am 
24.  August  1849  als  Gesetz  C    veröffentlicht  3). 

Schon  früher  war  eine  Abänderung  des  Gesetzes  vom  14.  April 
1848  in  dem  Sinne  erfolgt,  daß  die  zwangsweise  Beteiligung  der 
Ablösungskasse  beseitigt  und  ihre  Inanspruchnahme  der  freien 
Übereinkunft  der  Interessenten  überlassen  wurde*).  Damit  war  die 
Ergänzung  der  Ablösungsgesetze  beendet. 

1)  Reg.-Blatt   1849.  S.  483. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.  S.  3171.     B.  B.  S.  1104. 

3)  Reg.-Blatt  1849.  S.  4S5  ff. 

4)  A.  d.  J.  20,  3 ;  Reg.-Blatt  1849.  S.  1T7  ff. 
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g.  Kapitel. 

A.   Die  Stellungnahme  der  Standesherren  zu  der  Gesetzgebung 
der  Jahre  1848  und  1849. 

Der  Sachwalter  der  standesherrlichen  Ansprüche,  Prinz  Karl 
von  Oettingen- Wallerstein,  hatte  schon  am  26.  Mai  1848  in  einem 
Schreiben  an  das  Ministerium  Verwahrung  gegen  die  neueste  Ge- 
setzgebung eingelegt.  Es  war  dort  nachgewiesen,  wie  stark  in  die 
Rechtssphäre  des  standesherrlichen  Eigentums  eingegriffen  war. 

Da  die  jeweiligen  Anmeldungen  und  die  definitive  Anerkennung 
der  Ansprüche  stets  zu  Mißhelligkeiten  geführt  hatte,  übergab  auch 
Fürst  Thurn  und  Taxis  am  6.  Januar  1849  eine  analoge  Berufung 
auf  seine  Deklaration  und  die  Bundesgesetze  ab.  Bei  der  Bundes- 
versammlung selbst  hatten  sowohl  württembergische  als  auch  andere 
deutsche  Standesherren  Protest  gegen  die  durch  die  politischen 
Verhältnisse  begründete  Neugestaltung  des  staatlichen  Lebens  ein- 
gelegt. Nachdem  mehrere  Standesherren  in  einer  Eingabe  vom 
11.  Mai  1850  gegen  die  Beseitigung  ihrer  Standesvorrechte  und 
gegen  die  neueste  Zusammensetzung  der  Ständeversammlung  Ver- 
wahrung eingelegt  hatten,  säumte  der  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  nicht,  auszusprechen,  daß  der  Deutsche  Bund  als 
fortbestehend  betrachtet  und  alle  hieraus  resultierenden  Rechte  und 
Verpflichtungen  festgehalten  werden  sollten.  Gegen  dieses  Ver- 
halten nahm  die  Kammer  der  Abgeordneten  bez.  die  sog.  Landes- 
versammlung 1)  in  der  Sitzung  vom  31.  Mai  1850  in  der  Richtung 
Stellung,  daß  in  einer  Adresse  um  Aufklärung  über  das  Verhalten 
des  Ministers  ersucht^)  und  dabei  die  Erwartung  ausgesprochen 
wurde,  daß  von  Seite  des  Ministeriums  einer  Rückkehr  zum  Deutschen 
Bunde  kein  Vorschub  geleistet  werde. 

Jetzt  wurde  in  dem  Antwortsreskript  die  Beseitigung  des  viel 
zitierten  Artikels  XIV  der  Bundesakte  durch  die  Grundrechte  an- 
erkannt. 

Die  Landesversammlung  war  mit  diesem  Reskript  deshalb  nicht 
einverstanden,  weil  an  dem  Fortbestande  des  Deutschen  Bundes 
festgehalten  war^) ;  sie  betonte  besonders,  daß  sie  Beschlüssen 
des    derzeitigen  Staatenkongresses    in    Frankfurt  a.  M.    die  Eigen- 

1)  Verb,  der  II.  Landesversammluag  S.  465. 

2)  Ebenda  B.  B.  L  S.  335.  3)  Ebenda  B.  B.  I.   S.  390. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  36.  5 
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schäft von  Bundesbeschlüssen  nicht  zuzuerkennen  vermöge.  Am 
gleichen  Tage  wurde  gegen  den  Minister  Freiherrn  von  Wächter- 
Spittler  durch  die  Landesversammlung  Anklage  vor  dem  Staats- 
gerichtshof wegen  seiner  Äußerungen  über  den  Fortbestand  des 
Deutschen  Bundes  erhoben.  Die  Folge  war  ein  Rücktritt  des 
Ministeriums  und  die  am  3.  Juli  1850  erfolgte  Auflösung  der 
Landesversammlung.  Am  6.  November  1850  wurde  dann,  nach- 
dem auch  die  IIL  Landesversammlung  kurz  vorher  aufgelöst  worden 
war,  die  alte  Ständeversammlung  wieder  hergestellt. 

Schon  damals  stand  fest,  daß  sich  eine  Weiterentwicklung  des 
württembergischen  Verfassungsrechts  niemals  im  Sinne  der  Grund- 
rechte vollziehen  konnte,  schon  deshalb  nicht,  weil  von  Österreich 
Schritte  unternommen  wurden,  um  die  alte  Bundesversammlung  wieder 
herzustellen.  Die  Dresdener  Konferenzen  vom  23.  Dezember  1850 
bis  15.  Mai  1851  hatten  keinen  andern  Zweck,  die  Aufhebung  der 
Grundrechte  war  somit  nur  eine  Frage  kurzer  Zeit. 

Nachdem  durch  Eintritt  Preußens  und  der  übrigen  Verbündeten 
das  Organ  der  Bundesversammlung  wiederhergestellt  war,  reichte 
der  Vertreter  der  standesherrlichen  Beschwerde  eine  umfassende 
Denkschrift  bei  dieser  ein;  in  der  Kammer  der  Standesherren  aber 
begann  sofort  nach  dem  am  6.  Mai  1851  erfolgten  Zusammentritt 
der  Ständeversammlung  der  Kampf  gegen  Beseitigung  der  durch 
die  Ablösungsgesetze  bisher  zugefügten  Nachteile.  Zunächst  wurden 
dort  Verhandlungen  über  Einführung  und  Rechtskraft  der  Grund- 
rechte geführt  und  in  einer  Adresse  um  Aufhebung  derselben  er- 
sucht 1).  Hierin  konnte  aber  Württemberg  erst  dann  vorgehen,  als 
am  23.  August  1851  in  der  Bundesversammlung  die  Grundrechte 
als  Reichs-  und  Landesgesetz  für  ungültig  erklärt  worden  waren. 
Auch  jetzt  noch,  nachdem  in  einer  K.  Verordnung  vom  5.  Oktober 
1851  dieser  Bundesbeschluß  für  Württemberg  verbindliche  Kraft 
erlangt  hatte,  verharrte  die  Kammer  der  Abgeordneten  bei  der  Auf- 
fassung, daß  die  Grundrechte  nur  durch  ein  verfassungsmäßiges 
Gesetz  aufgehoben  w'erden  konnten.  Die  Regierung  gab  nun  nach^ 
es  kam  am  2.  April  1852  ein  Gesetz  zustande,  welches  die  Wir- 
kungen der  Grundrechte  insofern  beseitigte,  als  nicht  einzelne  Be- 
stimmungen derselben  durch  besondere  Gesetze  zur  Ausführung 
gebracht  waren. 

Die  Kammer  der  Standesherren  wiederum  stellte  an  die  Re- 
gierung die  Bitte,    die  Veröffentlichung   des    seinerzeitigen  Bundes- 


1)  a.  a.  O.  B.  B.  S.  95. 
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beschlusses  durch  Veröffentlichung  des  zweiten  Teils  desselben  zu 
ergänzen,  in  welchem  die  Ungültigkeit  der  zufolge  der  Grundrechte 
erlassenen  Gesetze  angeordnet  war.  Für  die  Verfechtung  des 
standesherrlichen  Standpunkts  schien  dies  wesentlich  zu  sein;  die 
Regierung  war  aber  nicht  zu  bewegen,  von  ihrer  Stellung  in  diesem 
Punkte  abzugehen.  So  hielten  es  die  Standesherren  für  den  besten 
Ausweg,  an  die  Bundesversammlung  vom  26.  November  1851  das 
Ersuchen  zu  richten,  die  maßgebenden  Rechtsgrundsätze  klarzu- 
stellen, die  Gültigkeit  des  Artikels  XIV  anzuerkennen  und  sich 
vorzubehalten,  Reklamationen  wegen  Verletzung  dieses  Artikels  zu 
entscheiden. 

B.  Verhandlungen  mit  den  Standesherren. 

Der  Regierung  war  es  begreiflicherweise  sehr  unbequem,  daß 
die  Standesherren  wegen  der  Gesetze  der  Jahre  1848  und  1849 
den  Schutz  der  Bundesversammlung  angerufen  hatten ;  sie  trat 
deshalb  in  Verhandlungen  mit  denselben  ein,  welche  an  die  Ver- 
handlungen über  die  K.  Verordnung  vom  5.  Oktober  1851  in  der 
Kammer  der  Standesherren  wegen  Aufhebung  der  Grundrechte  in 
Württemberg  anknüpften.  Wie  bei  diesem  Anlaß  von  Staatsrat 
von  Neurath,  Freiherrn  von  Linden  und  Wächter-Spittler ')  be- 
tont wurde 2),  lagen  bestimmte  Beschwerden  oder  Anträge  wegen 
der  den  Standesherren  durch  die  neueste  Gesetzgebungsakte  zu- 
gefügten Nachteile  noch  nicht  vor,  da  nur  zwei  Vorstellungen  all- 
gemeinen Inhalts  übergeben  worden  waren. 

Die  Reklamanten  übergaben  deshalb  die  schon  an  die  Dres- 
dener Konferenz  eingereichte  Denkschrift  am  23.  Dezember  1851 
auch  der  württembergischen  Regierung.  Hierin  wurde  der  ganze 
durch  Art.  XIV  der  Bundesakte  und  die  Schlußakte  vom  15.  Mai 
1820  den  vormals  reichsständischen,  fürstlichen  und  gräflichen 
Häusern  gewährte  Rechtszustand  reklamiert.  Soweit  den  ehemaligen 
Pflichtigen  Rechte  eingeräumt  waren,  wurde  deren  Gültigkeit  grund- 
sätzlich anerkannt,  aber  die  Ausdehnung  der  bundesrechtlichen 
Garantien  auch  auf  die  eventuelle  Nachtragsentschädigung  durch 
den  Staat  ausgedehnt^).  Ein  erschöpfendes  Promemoria  vom  31.  März 
1852  stellte  alle  Desiderate  noch  einmal  zusammen'*). 

1)  Der  Prozeß  vor  dem  Staatsgerichtshof  war  resultatlos  verlaufen,  v.  Wächter 
hatte  wieder  ein  Portefeuille  übernommen.     Schneider  a.  a.  O.  S,  353. 

2)  Verh.  Kammer  d.  St.  1851—53.  S.  52  ff. 

3)  Denkschrift  a.  a.  O.  S.  31  ff.  4)  Akten  F.  A.  40,  3. 
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Nach  der  erfolgten  Aufklärung  durch  die  Standesherren  eröff- 
nete Minister  von  Linden  formell  die  Verhandlungen,  als  deren 
Kernpunkt  die  Forderung  einer  20  fachen  Entschädigung  bei  einer 
Aufbesserung  des  Anschlags  für  die  Naturalien  sowie  der  Wunsch 
hervortrat,  die  Entschädigung  aus  der  Staatskasse  zu  leisten  oder 
unter  deren  Garantie  zu  stellen.  Von  einem  Antrag  auf  Wieder- 
herstellung der  durch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1849  aufgehobenen  Patri- 
monialgerichtsbarkeit und  Polizeigewalt  sahen  die  Standesherren 
unter  der  Voraussetzung  ab,  daß  ihre  Stellung  in  ihren  früheren 
Bezirken  und  den  Gemeinden  gegenüber  auf  eine  annehmbare 
Weise  gestaltet,  auch  entsprechende  Maßnahmen  wegen  Verwaltung 
ihrer  Güter,  namentlich  der  Waldungen  getroffen  würden. 

Die  Regierung  stellte  in  Aussicht,  diejenigen  Bestimmungen  der 
württembergischen  Gesetze  von  1848  und  1849,  welche  mit  Bundes- 
gesetzen in  Widerspruch  standen,  mit  diesen  in  Einklang  zu 
bringen ;  vor  etwa  in  Betracht  kommenden  legislativen  Maßnahmen 
wurde  aber  eine  genaue  Angabe  verlangt,  inwieweit  überhaupt 
Reklamationen  erhoben  werden  wollten  und  für  ausführbar  erkannt 
wurden. 

Hierbei  machte  die  Regierung  eine  scharfe  Scheidung  zwischen 
den  mit  und  ohne  Mitwirkung  der  Standesherren  zustande  gekom- 
menen Gesetzen.  Bezüglich  der  ersteren  wurde  eine  Änderung 
schon  jetzt  als  kaum  möglich  bezeichnet,  wegen  der  Lasten  wurde 
eine  Ausgleichung  derselben  durch  das  Komplexlastengesetz  in 
Aussicht  gestellt.  Am  leichtesten  wurde  die  Beseitigung  der  durch 
die  Ablösungsgesetze  vom  24.  August  1849  geschaffenen  formellen 
Schwierigkeiten  erachtet.  Für  den  Fall,  daß  eine  Verständigung 
in  keiner  Weise  zustande  kommen  sollte,  wurde  den  Beteiligten 
die  Wiederherstellung  des  bundesgesetzlichen  Zustandes  und  die 
Verfolgung  ihrer  Rechte  nach  eigenem  Ermessen  freigestellt.  In 
der  Rückäußerung  bezeichneten  die  Berechtigten  das  Gesetz  vom 
24.  August  1849  wegen  Beseitigung  der  älteren  Abgaben  als  dem 
Bundesrecht  grell  widersprechend;  besonders  wurde  aber  betont, 
daß  die  Standesherren  an  der  ganzen  Gesetzgebung  des  Jahres 
1849  nicht  teilgenommen  und  bei  der  Zustimmung  zu  dem  Gesetz 
von  1848  nur  unter  dem  Drucke  eines  äußeren  Zwanges  gehandelt 
hätten.  Hieraus  wurde  die  Generalforderung  abgeleitet,  sämtliche 
Gesetze  zu  beseitigen  oder  abzuändern. 

Die  Regierung  erklärte  in  ihrer  Gegenpunktatiön  sich  bereit, 
bei  Beratung  des  Komplexlastengesetzes  in  der  I.  Kammer  etwaige 
Vorschläge    in    der  Richtung    zu    unterstützen,    daß  sämtliche  Ab- 
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lösungskapitalien  auf  den  Staat  überwiesen  wurden,  welcher  die 
Berechtigten  in  Obligationen  abfinden  und  die  Lasten  in  gewissen 
Grenzen  übernehmen  sollte.  Außerdem  wurde  Revision  der  Gesetze 
vom  24.  August  1849  und  vorläufige  Einstellung  des  Vollzugs  der- 
selben sowie  spezielle  Verhandlungen  mit  dem  fürstlichen  Hause 
Oettingen-Wallerstein  in  Aussicht  gestellt.  Alle  Ergebnisse  sollten 
in  einer  Deklaration  zusammengefaßt  und  mit  Annahme  derselben 
alle  weiteren  Beschwerden  der  Reklamanten  als  erledigt  gelten. 
Die  Standesherren  legten  den  größten  Wert  darauf,  die  Regelung 
der  Angelegenheit  durch  einen  Vertrag  zu  erreichen,  was  aber  zu- 
nächst seitens  der  Regierung  mit  dem  Hinweis  darauf  für  unmög- 
lich erklärt  wurde,  daß  eine  Verletzung  des  Bundesrechts  durch 
die  Regierung  wieder  gut  zu  machen  sei,  eine  Aufhebung,  Abände- 
rung oder  Erlassung  von  Gesetzen  auf  dem  Wege  des  Vertrags 
niemals  geschehen  könnte.  Die  Regierung  beharrte  auf  ihrem 
Standpunkte  und  ließ,  nachdem  sie  die  Anträge  der  Reklamanten 
zur  Kenntnis  der  Krone  gebracht  hatte,  die  weiteren  Verhand- 
lungen zunächst  ruhen. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten,  welche  erst  jetzt  über  die 
stattgehabten  Verhandlungen  mit  den  Standesherren  unterrichtet 
wurde,  nahm  sofort  Veranlassung,  nachdem  in  der  Sitzung  der 
Kammer  der  Abgeordneten  vom  17.  Januar  1852  seitens  eines 
früheren  Berechtigten  die  Revision  der  Ablösungsgesetze  angedeutet 
worden  war,  die  Ergebnisse  dieser  Verhandlungen  im  voraus  als 
unverbindlich  zu  erklären  und  die  Regierung  zu  ermahnen,  sich 
dem  Gedanken  einer  Revision  der  Ablösungsgesetze  fernzuhalten. 
Die  Regierung  hingegen  führte  mit  Nachdruck  ihre  Gegengründe 
ins  Feld,  brachte  indessen  bei  dem  zähen  Widerstand  der  Kammer 
in  Anregung,  über  die  Ablösungsgesetze  mit  Einschluß  des  Kom- 
plexlastengesetzes während  der  beabsichtigten  Vertagung  der 
Ständeversammlung  in  weitere  Verhandlungen  einzutreten.  Nach- 
dem noch  Moritz  Mohl  gegenüber  den  Forderungen  der  Standes- 
herren jede  Nachgiebigkeit  perhorresziert  und  jede  Befugnis  der 
Berechtigten  zur  Anrufung  der  Bundesversammlung  bestritten  hatte, 
wurde  der  Landtag  vom  6.  September  1852  bis  zum  1.  März  1853 
vertagt. 

In  der  Zwischenzeit  begann  die  Regierung  die  Verhandlungen 
mit  der  Ablösungskommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  über 
das  Komplexlastengesetz.  Bei  diesem  Anlaß  gab  Minister  v.  Linden 
trotz  Aufrechterhaltung  der  formellen  Gültigkeit  der  beanstandeten 
Gesetze  das  Verletzende   derselben   zu    und  hielt  eine  Abhilfe  ohne 
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empfindliche  Schädigung  der  früheren  Pflichtigen  nicht  für  aus- 
geschlossen. Bc7Äiglich  der  Ablösungsgesetze  wies  die  Regierung 
namentlich  darauf  hin,  daß  die  durch  das  Gesetz  vom  24.  August 
1849  beseitigten  Abgaben  schon  im  Jahre  1836  hätten  beseitigt 
werden  sollen,  so  daß  der  damalige  Maßstab  der  Ablösung  auch 
jetzt  bei  Anwendung  des  Gesetzes  als  der  richtigere  erschien '). 
Es  war  aber  nicht  möglich,  die  Kammer  der  Abgeordneten  zu 
dieser  Ansicht  umzustimmen,  um  so  weniger,  als  gerade  die  Ge- 
setze vom  24.  August  1849  die  Folge  ihrer  eigenen  Anträge  ge- 
wesen waren;  auch  von  den  weiteren  Konzessionen,  als  welche 
der  Minister  des  Innern  die  Garantie  des  Ablösungskapitals  durch 
den  Staat  und  Festhaltung  des  gleichen  Ablösungsmaßstabs  wie 
bei  den  Gefällen  und  Zehnten  ansah,  wollte  die  Kammerkommission 
nichts  wissen. 

Nun  hatte  sich  nach  wiederholten  Verhandlungen  sowohl  im 
Plenum  wie  in  der  Kommission  die  Debatte  auf  die  eine  Frage  der 
Rechtsgültigkeit  der  Gesetze  der  Jahre  1848  und  1849  zugespitzt 2). 
Daß  sich  hier  keine  Einigung  erzielen  ließ,  war  der  Regierung 
bald  klar  geworden^).  Es  wurde  von  ihr  auch  in  der  Kammer 
der  Standesherren  am  27.  Mai  1853  die  Anregung  gegeben,  die 
weitere  Beratung  des  Komplexlastengesetzes,  deren  Verquickung 
mit  den  Ablösungsgesetzen  nun  alle  Schattenseiten  zeigte,  auszu- 
setzen. Die  beiden  Kammern  beschlossen  in  diesem  Sinne  und 
warteten  die  in  Aussicht  gestellte  Förderung  der  Angelegenheit 
durch  neue  Vorlagen  ab. 

Die  früher  abgebrochenen  Verhandlungen  mit  den  Berechtigten 
wurden  nun  weitergeführt  und  als  Grundlage  für  die  neuen  Maß- 
nahmen allgemeine  Erhöhung  des  Maßstabes  von  16  auf  18,  also 
um  ein  Achtel  des  bisherigen  Ablösungskapitals  in  Aussicht  ge- 
stellt. Der  gleiche  erhöhte  Maßstab  sollte  auch  bei  Ablösung  der 
auf  den  abzulösenden  Rechten  wie  auf  Gutskomplexen  haftenden 
Lasten  Anwendung  finden  und  für  die  Obligationen  der  Ablösungs- 
kasse Staatsgarantie  gewährt  werden.  Bezüglich  der  Gesetze  vom 
24.  August  1849  war  eine  Änderung  insoweit  vorgesehen,  als  die- 
selben in  wesentlichen  Punkten  vom  Aprilgesetz  des  Jahres  1848 
abwichen.  Auch  wegen  des  Gesetzes  über  Beseitigung  der  Über- 
reste älterer  Abgaben  vom  24.  August  1849  war  an  eine  Aufhebung 
desselben  insofern  gedacht,  als  darin  eine  Entscheidung  über  dieRück- 

1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1851  —  53    I.  B.  S.  946  ff. 

2)  Verh.  Kammer  der  St.  B.  B.  II.    S.  812  ff. 

3)  Ebenda  B.  B.  I  S.  1002  ff. 
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Wirkung  des  Gesetzes    auf    die    besonderen  Verhältnisse   des  fürst- 
lichen Hauses  Oettingen-Wallerstein  enthalten  war. 

Das  Entgegenkommen  der  Regierung  ging  sehr  weit,  befrie- 
digte aber  nach  der  formellen  Seite  die  Ansprüche  der  Berechtigten 
nicht.  Diese  verharrten  vielmehr  auf  dem  Standpunkte,  daß  die 
Regierung,  welche  ihre  Verpflichtung  zur  Vollziehung  des  Art.  XIV 
anerkannte,  sich  nicht  von  der  Genehmigung  der  Kammer  ab- 
hängig machen  könne,  weil  hierin  eine  Unterordnung  der  auf  Bundes- 
recht ruhenden  Ansprüche  unter  die  Landesgesetzgebung  enthalten 
war.  Da  die  Beseitigung  der  zugefügten  Verletzungen  seitens  der 
Regierung  von  einem  Verzicht  auf  die  Reklamationen  abhängig 
gemacht  werden  wollte,  so  riefen  die  Standesherren  unter  Aufrecht- 
erhaltung der  Pflicht  der  Regierung,  die  gegen  den  Bundesbeschluß 
vom  23.  August  1851  verstoßenden  Gesetze  außer  Wirkung  zu 
setzen,  den  Schutz  der  Bundesversammlung  an. 


C.   Die  Intervention  der  Bundesversammlung  und  die  dadurch 
veranlaßten  neuen  Maßnahmen  der  Regierung. 

In  getrennten  Eingaben  erfolgte  die  Begründung  der  gegen 
die  Richtung  der  vvürttembergischen  Gesetzgebung  in  den  letzten 
Jahren  erhobenen  Beschwerden. 

1.  Der  Vertreter  der  Standesherrschaft  Ouadt-Wykradt-Isny 
hatte  nach  erfolgtem  vergeblichen  Anrufen  sämtlicher  Landes- 
instanzen den  Schutz  der  Bundesversammlung  gegen  die  Verletzung 
der  ihm  in  der  Deklaration  vom  8.  Mai  1827  seitens  der  württem- 
bergischen Regierung  zugestandenen  Rechte  angerufen  mit  dem 
Antrag,  die  Bundesversammlung  möge  zuvörderst  dem  Verfahren 
der  württembergischen  Regierung  unverzüglich  Einhalt  tun  und 
veranlassen,  daß  der  zu  Recht  bestehende  Zustand  auch  anerkannt 
und  aufrecht  erhalten  werde.  Die  Beschwerde  wurde  in  der  vierten 
Sitzung  vom  9.  Februar  1854  der  württembergischen  Regierung 
mit  dem  Ersuchen  um  nähere  Erklärung  übergeben. 

2.  Eine  zweite  Beschwerde  wurde  der  Bundesversammlung 
am  21.  Juni  1854  von  dem  Bevollmächtigten  des  Fürsten  Thurn 
und  Taxis  übergeben.  Auch  sie  gründete  sich  auf  den  durch  die 
Deklaration  vom  18.  August  1819  für  das  fürstUche  Haus  ge- 
schaffenen Rechtszustand  und  betonte  namentlich  die  mangelnde 
Zustimmung  des  Fürstchefs  zu  den  angefochtenen  Gesetzen  sowie 
die  hiergegen  eingelegten  Verwahrungen.     Für  das  fürstliche  Haus 
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war  die  eingetretene  Änderung  der  Lehensverhältnisse  deshalb  be- 
sonders einschneidend,  weil,  wie  es  in  der  Eingabe  hieß,  1800 
Lehen  in  Betracht  kamen  mit  einer  Schmälerung  des  Einkommens 
um   1  ''2  Millionen  Gulden. 

3.  Namens  des  Fürsten  zu  Hohenlohe-Waldenburg  und  der 
von  ihm  als  Vormund  vertretenen  Fürsten  zu  Hohenlohe-Bartenstein 
und  -Jagstberg  kam  eine  weitere  Reklamation  bei  der  Bundesver- 
sammlung ein. 

4.  Eine  Generalbeschwerde,  welche  den  Prinzen  Karl  zu 
Oettingen-Wallerstein,  den  unermüdlichen  und  geschickten  Ver- 
treter des  standesherrlichen  Rekurses  zum  Verfasser  hatte,  wurde 
im  Namen  der  übrigen  Standesherren  des  Königreichs  als  Haupt- 
instrument übergeben  *). 

Die  Standesherren  gaben  in  dieser  Denkschrift  eine  umfassende 
Darstellung  des  neuen  Rechtszustandes ;  sie  ziehen  die  frühere 
Gesetzgebung  der  schwersten  Rechtsverletzung,  weil  die  Ent- 
schädigungen nicht  in  ihrer  ganzen  Höhe,  sondern  für  die  Standes- 
herren nur  zu  52  Prozent,  für  die  Ritterschaft  zu  54^/4  Prozent,  für  die 
übrigen  Berechtigten  zu  53  Prozent  des  tatsächlichen  Wertes  erfolgt 
waren.  Neben  der  Anfechtung  des  niederen  Ablösungsmaßstabes 
wurde  auch  die  zwingende  Gewalt  der  in  den  Jahren  1848  und 
1849  herrschenden  Verhältnisse  betont,  welche  ausschließlich  Ver- 
anlassung ihrer  Zustimmung  zu  dem  Gefällablösungsgesetz  gewesen 
waren. 

Die  Regierung  ließ  keine  der  von  den  Standesherren  vorge- 
brachten Deduktionen  gelten,  verneinte  insbesondere  das  behauptete 
Vorliegen  zwingender  Umstände  und  lehnte  die  Verantwortung  da- 
für ab,  daß  sich  aus  der  Einstellung  der  Tätigkeit  der  Kammer 
der  Standesherren  recht  unliebsame  Wirkungen  ergeben  hatten. 
Immerhin  war  sie  bereit,  diejenigen  wenigen  Bestimmungen,  welche 
mit  dem  Gesetze  von  1849  nicht  übereinstimmten,  einer  Revision 
zu  unterziehen.     Sie  hatte  während   der  Vertagung   der  Ständever- 


1)  Nach  dem  Protokoll  der  Bundestagssitzung  vom  17.  Juni  1854  waren  hier- 
durch vertreten  die  fürstlichen  Häuser  Hohenlohe-Langenburg-Kirchberg,  -Oeh- 
ringen-Waldenburg-Bartenstein,  Jagstberg;  Solms,  Windischgrätz,  Thurn  und  Taxis, 
die  beiden  Oettingen,  Waldburg,  Wolfegg  und  Wurzach,  die  beiden  Löwenstein- 
Wertheim;  Graf  Königsegg-Aulendorf,  Schaesberg-Tannheim,  Quadt-Wykradt-Isny, 
Waldbott-Bassenheim,  Rechberg,  Pückler-Limpurg  und  Törring-Gutenzell.  Nicht  an- 
geschlossen hatten  sich  die  Fürsten  zu  Fürstenberg  und  Waldburg-Zeil- Trauchburg, 
welch  letzterer  den  Bezirk  Leutkirch  in  der  Ständeversammlung  vertrat  und  sich 
schon  früher  von  seinen  Standesgenossen  abgesondert  hatte,  sowie  Graf  Kletten- 
berg,  Waldeck  und  Ysenburg, 
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Sammlung  zur  Beschwichtigung  der  standesherrlichen  Reklamationen 
am  31.  Oktober  18541)  unter  einer  Anzahl  anderer  Gesetzentwürfe 
auch  einen  Entwurf  zur  Ergänzung  der  Bestimmungen  über  Gefäll- 
und  Zehntablösung  eingebracht.  Allen  von  dem  Gesetz  vom 
14.  April  1848,  den  hierzu  erlassenen  Erläuterungsgesetzen  vom 
24.  August  1849  und  dem  Zehntgesetz  vom  17.  Juni  1849  Be- 
troffenen sollte  für  ihre  weiteren  Ansprüche  eine  Erhöhung  des 
bisherigen  Ablösungskapitals  um  den  achten  Teil  (mithin 
vom  16-  auf  das  18fache)  in  vierprozentigen  Staatsschuldver- 
schreibungen gewährt  werden.  Nur  die  Staatsfinanzverwaltung 
war  von  dieser  Aufbesserung  ausgeschlossen.  An  die  Gewährung 
der  nachträglichen  Aufbesserung  war  die  Bedingung  geknüpft,  daß 
die  Berechtigten  sich  hierdurch  als  abgefunden  erklärten. 

Nach  dem  Gesetze  B  vom  24.  August  1849  waren  noch  nicht 
abgelöste  dingliche  Fronen  und  Frongelder,  welche  nicht  aus  dem 
Lehen-  und  Grundherrlichkeitsverband  hervorgingen,  unentgeltlich 
aufgehoben  worden 2).  Diese  Härte  sollte  jetzt  dadurch  ausgeglichen 
werden,  daß  den  Berechtigten  der  nach  den  Grundsätzen  des  Ge- 
setzes vom  14.  April  1848  gebührende  16-  bez.  bei  Besitzver- 
änderungsgebühren 12  fache  Betrag  gewährt  bez.  ergänzt  wurde. 
Der  Staat  übernahm  die  Garantie  für  Bezahlung  aller  Schuldscheine 
der  Gefäll-  und  Zehntablösungskasse.  Abgeändert  wurden  ferner 
einige  Bestimmungen  des  Zehntgesetzes  über  Abfindung  der  Bau- 
lasten, sowie  auch  gestattet  werden  sollte,  die  Aufbringung  des 
Zehntablösungsschillings  durch  fortgesetztes  Einsammeln  der  Zehn- 
ten zu  erleichtern.  Die  Frage  der  Anwendbarkeit  der  Gesetze  vom 
27.-29.  Oktober  1836  auf  die  Oettingenschen  Standesherrschaften 
sollte  nach  konkreten  Fällen  entschieden,  der  bezügliche  Artikel 
des  Gesetzes  vom  24.  August  1849  außer  Wirksamkeit  gesetzt 
werden. 

Wenn  sich  auch  die  Regierung  bemühte,  die  Vorlage  des  Ge- 
setzes mit  dem  Hinweis  auf  die  mehrfach  verblüffende  Wirkung 
der  Ablösungsgesetze  und  der  hierdurch  eingetretenen  Schwierig- 
keiten in  der  Ablösung  der  Komplexlasten  zu  begründen,  so  fand 
sie  doch  bei  der  Kammer  keine  Geneigtheit,  auf  die  neuesten  Ent- 
würfe ohne  weiteres  einzugehen^).  Schon  die  in  dem  Entwürfe  ge- 
brauchten Worte,  es  solle  den  bisherigen  Mißständen  „im  Interesse 
der    ausgleichenden    Gerechtigkeit    wie    der    legislatorischen    und 

1)  Verh,  Kammer  der  Abg.  1854-  56.  I.  B.  B.  208.  795.  1073  ff. 

2)  Reg.-Blatt  1849.  S.  482. 

3)  Verh.  Kammer  der  Abg.  B.  B.  la.  S.  209  ff.     Reg.-Bl.  S.  483  ff. 
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politischen  Klugheit"  abgeholfen  werden,  gaben  Anlaß  zu  Meinungs- 
verschiedenheiten und  zu  einem  Ersuchen  um  Mitteilung,  ob  und 
welche  Schritte  etwa  bisher  bei  der  Bundesversammlung  seitens 
der  Berechtigten  unternommen  worden  waren,  welche  Haltung  die 
Regierung  diesen  gegenüber  eingenommen  hatte  und  in  welchem 
Stadium  sich  die  Sache  zurzeit  befand.  Mierauf  gab  die  Regierung 
der  Kommission  der  Kammer  Kenntnis  von  den  früher  geführten 
Verhandlungen  mit  den  Standesherren  und  der  Erfolglosigkeit  der- 
selben. 

Über  die  bei  der  Bundesversammlung  anhängigen  Reklama- 
tionen sich  eingehend  zu  verbreiten,  wurde  unterlassen  und  das 
Vorgehen  der  Regierung  mit  der  zu  befürchtenden  Intervention 
der  Bundesversammlung  begründet.  Die  Kommission,  von  den 
Mitteilungen  der  Regierung  überrascht,  stellte  sofort  den  formellen 
Antrag,  über  die  Verhandlungen  bei  der  Bundesversammlung  genau 
unterrichtet  zu  werden l).  Davon  wollte  indes  der  Minister  des 
Innern  nichts  wissen;  er  begnügte  sich  vielmehr  mit  der  Bemerkung, 
niemand  könne,  ohne  dem  Verstand  ins  Gesicht  zu  schlagen,  die 
Ablösungsgesetze  gerecht  heißen. 

Nach  Annahme  des  erwähnten  Antrags  im  Plenum  suchte  die 
Regierung  die  Wirkung  dieser  gereizten  Antwort  dadurch  abzu- 
schwächen, daß  sie  der  Kommission  am  2.  Juni  1855  neue  Berechnun- 
gen über   die  Höhe    der   etwa   erforderlichen  Summen  übermittelte. 

Diese  Aufstellung  gab  unumwunden  zu,  daß  seinerzeit  der 
Verwaltungsaufwand  zugunsten  der  Pflichtigen  zu  Unrecht  abge- 
zogen wurde  und  der  Anschlag  der  Naturalien  um  wenigstens 
25  Prozent  zu  niedrig  angesetzt  war.  Bei  Gewährung  einer  vollen 
Entschädigung  im  25 fachen  Jahresbetrage  wurden  die  Nachtrags- 
zahlungen an  die  Standesherren  und  die  Ritterschaft  für  Gefälle  und 
Zehnten  auf  rund  16500000  fl.  berechnet 2). 

Zu  einem  solchen  Opfer  konnte  sich  die  Kommission  nicht 
verstehen,  stellte  vielmehr  in  ihrem  am  4.  Juli  1855  ausgegebenen 
Bericht  in  ihrer  Mehrheit  den  Antrag:  den  Gesetzentwurf  ohne 
Eingehen  auf  eine  Einzelberatung  abzulehnen,  weil  eine  dringende 
Notwendigkeit  zur  Abänderung  der  Ablösungsgesetze  nicht  vorlag. 
Nicht  einmal  der  Kommissionsbericht  wurde  in  seinen  einzelnen 
Teilen  durchberaten,  weil  die  Kammer  durch  das  Ministerium  des 
Innern  am   11.  Juli   1855    eingeladen  wurde,"  die  Erörterungen    bis 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1854-55.  S.  122"  ff. 

2)  Ebenda  B.  B.  Ib,  S.  1118  ff. 
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auf  weitere  Mitteilungen  ruhen  zu  lassen.  Veranlassung  hierzu  gab 
die  in  kurzer  Zeit  zu  erwartende  Entscheidung  der  Bundesversammlung 
auf  die  Reklamationen  der  Standesherren,  wodurch  die  fernere  Ge- 
staltung der  Angelegenheit  beeinflußt  werden  mußte. 

Auch  gegen  dieses  Ansinnen  der  Regierung  nahm  die  Kom- 
mission unter  Verneinung  eines  Rechtes  der  Bundesversammlung 
zur  Einmischung  in  innere  Landesangelegenheiten  lebhaft  Stellung. 
Da  sie  aber  kein  Interesse  an  dem  Zustandekommen  eines  Gesetzes 
in  der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Richtung  hatte,  ver- 
schob die  Kammer  die  weitere  Beratung,  verwahrte  sich  dabei  aber 
ausdrücklich  gegen  jede  Unterstellung,  als  ob  dieser  Beschluß  etwa 
infolge  der  Anerkennung  irgendeiner  Berechtigung  zur  Einmischung 
der  Bundesversammlung  gefaßt  sei^). 

Auch  die  übrigen  von  der  Regierung  zur  Behebung  der 
standesherrlichen  Reklamationen  ausgearbeiteten  Entwürfe  hatten 
keinen  Erfolg.  Das  Komplexlastengesetz  gedieh  bei  der  klaffenden  Spal- 
tung der  Grundanschauungen  nicht  einmal  bis  zu  einem  Berichte 
der  Kommission.  Das  gleiche  Schicksal  teilte  ein  Entwurf  betr. 
die  Verhältnisse  des  vormals  exemten  Grundeigentums  und  der 
Teilgemeinden.  Nach  einem  Beschlüsse  der  Kommission  der 
Kammer  der  Abgeordneten  zum  Gemeindeordnungsgesetz  vom 
21.  Februar  1855  wurde  der  bezügliche  Entwurf  ohne  Einzelberatung 
abgelehnt,  auch  über  den  befreiten  Gerichtsstand  war  eine  Einigung 
nicht  zu  erzielen.  Lediglich  ein  Jagdgesetz  erhielt  Leben,  aber 
auch  hier  war  die  Entschädigungsfrage  einem  besonderen  Verfahren 
vorbehalten  worden. 

Die  Aktion  der  Regierung  war  somit,  da  der  Landtag  am 
20.  August  1855  aufgelöst  wurde,  als  gescheitert  zu  betrachten. 


D.   Die  Behandlung  des  standesherrlichen  Rekurses  durch  die 
Bundesversammlung. 

Nach  der  ablehnenden  Haltung,  welche  die  Kammer  der  Ab- 
geordneten bisher  zu  allen  Vorschlägen  der  Regierung  eingenommen 
hatte,  kam  alles  darauf  an,  welche  Folge  die  Bundesversammlung 
den  bei  ihr  eingekommenen  Beschwerden  der  Standesherren  zu 
geben  geneigt  war. 

Der  zuständige  xVusschuß  des  Bundestags  hatte  schon  früher 
Abhilfe  gegen  legislative  Eingriffe  der  Landesgesetzgebung  in  einem 

1)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1.  c.   S.  1899. 


—     76     — 

Spezialfall ')  für  die  bundesrechtliche  Kompetenzsphäre  reklamiert. 
Jetzt  wurde  die  gleiche  Auffassung  damit  begründet,  daß  ein  Teil 
der  württembergischen  Gesetze  nach  Absicht  und  Inhalt  zur  Aus- 
führung der  Grundrechte  erlassen  und  eine  spezielle  Prüfung  der 
gesetzgeberischen  Maßnahmen  schon  gemäß  dem  Bundesbeschluß 
vom  23.  August  1851  gerechtfertigt  war.  Die  Gültigkeit  des 
Artikels  XIV  der  Bundesakte  wurde  als  Grundlage  des  standes- 
herrlichen Rechtszustandes  unentwegt  festgehalten.  Bezüglich  der 
Ablösungsgesetze  in  Württemberg  speziell  vertrat  der  Ausschuß 
die  Auffassung,  daß  ohne  jeden  Versuch  einer  Verständigung 
beider  Kammern  ein  nur  mit  einer  Kammer  verabschiedetes  Ge- 
setz nicht  als  rechtsgültig  anzusehen  war.  Außerdem  war  schon 
nach  den  Abstimmungen  zu  dem  Bundesbeschluß  vom  17.  Sep- 
tember 1846  eine  gezwungene  Ablösung  nur  dann  als  zulässig  er- 
achtet worden,  wenn  sie  als  dringende  Notwendigkeit  für  das  all- 
gemeine Wohl  erschien  und  vollständige  Entschädigung  gewährt 
wurde.  Hierauf  gestützt,  wurde  auch  jetzt  die  Prüfung  ein- 
schlägiger Akte  der  Gesetzgebung  für  den  einzelnen  Fall  vorbe- 
halten. 

Insbesondere  wurden  die  Deklarationen  als  ein  zweiseitiges, 
den  Rechtszustand  der  Standesherren  näher  regelndes  Rechts- 
geschäft angesehen,  welches  einseitiger  Abänderung  nicht  unter- 
liegen konnte.  Auch  die  Zustimmung  der  Standesherren  zu  dem 
Gesetz  vom  14.  April  1848  wurde  nicht  unter  die  Theorie:  volenti 
non  fit  injuria  gebracht,  weil  einzelne  Mitglieder  des  standesherr- 
lichen Adels  von  der  Anwendung  der  Ablösungsgesetze  auf  ihre 
Besitzungen  ausgenommen  waren. 

Die  württembergische  Regierung  hatte  die  tatsächliche  Beein- 
trächtigung der  Berechtigten  zugegeben,  denn  die  Prüfung  der 
Gesetze  hatte  gezeigt,  daß  eine  Reihe  von  Rechten  unentgeltlich 
aufgehoben,  bei  anderen  eine  niedrigere  Entschädigung  gewährt 
w^orden  war  als  in  allen  vor  dem  Jahre  1848  erlassenen  Gesetzen 
und  in  anderen  Staaten.  Hieraus  wurde  ein  Recht  der  Bundes- 
versammlung zur  Intervention  hergeleitet,  weil  auf  anderem  Wege 
Abhilfe  nicht  zu  erreichen  war.  Anerkannt  war  seitens  der  Bundes- 
versammlung lediglich  der  gute  Wille  der  württembergischen  Re- 
gierung, den  Berechtigten  durch  legislative  Maßnahmen,  wie  den 
neuesten  Gesetzentwurf,   entgegenzukommen.    Da  aber  eineWieder- 


1)  Auszug    aus    dem    Protokoll     der  Bundesversammlung  vom  28.  Juni   1855, 
Verb.  Kammer  der  Abg.  1855 — 57. 
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herstellung  des  status  quo  nach  Lage  der  Dinge  wegen  der  in- 
zwischen vorgeschrittenen  Durchführung  der  angegriffenen  Gesetze 
nicht  mögHch  war,  so  bHeb  nur  eine  andere  Regulierung  des  Ab- 
lösungsmaßstabes übrig. 

Über  dieses  kurz  wiedergegebene  Gutachten  des  Bundestags- 
ausschusses wurde  im  Plenum  nicht  sofort  abgestimmt,  so  daß  die 
württembergische  Regierung  ihren  Standpunkt  noch  einmal  ver- 
treten konnte.  Dabei  wurde  die  Theorie,  daß  zur  formellen  und 
materiellen  Gültigkeit  eines  Gesetzes  die  Zustimmung  aller  einzelnen 
Standesherren  erforderlich  sei,  bestritten;  auch  das  Vorhandensein 
eines  Zustandes  der  Gesetzlosigkeit,  wie  er  für  die  Jahre  1848  und 
1849  behauptet  war,  wurde  verneint.  Die  Regierung  hielt  materiell 
daran  fest,  daß  die  württembergische  Ablösungsgesetzgebung  als 
Ganzes  zu  würdigen  war  und  daß  die  Berechtigten  schon  durch 
die  Gesetzgebung  des  Jahres  1836  auch  für  Abgaben,  welche  in 
anderen  Staaten  unentgeltlich  aufgehoben  worden  waren,  namhafte 
Entschädigungen  erhalten  hatten. 

Am  18.  Oktober  1855  war  bei  der  Bundesversammlung  eine 
erneute  Vorstellung  des  Fürsten  Thurn  und  Taxis  eingekommen  i), 
in  welcher  angesichts  der  fortschreitenden  Durchführung  der  Ab- 
lösungsgesetze um  Sistierung  derselben  gebeten  wurde.  Die  Re- 
gierung nahm  diese  Eingabe  zum  Anlaß,  die  Abstimmung  über 
das  Ausschußgutachten  zu  beschleunigen.  Es  erging  nun  am 
25.  Oktober  1855  der  Beschluß  der  Bundesversammlung,  in  welchem 
den  Reklamanten  volle  Entschädigung  aus  Staatsmitteln  wegen  der 
ihnen  teils  mit,  teils  ohne  genügende  Entschädigung  durch  die 
Gesetze  vom  14.  April  1848,  17.  Juni  und  24.  August  1849  ent- 
zogenen Eigentumsrechte,  Nutzungen  und  Gefälle  zuerkannt  wurde. 
Die  württembergische  Regierung,  welche  sich  zu  einer  Revision 
dieser  Gesetze  im  Sinne  einer  Aufbesserung  bereit  erklärt  hatte, 
wurde  durch  ihren  Gesandten  aufgefordert,  die  zu  diesem  Zwecke 
eingeleiteten  Verhandlungen  mit  den  Beteiligten  auf  einer  dem 
Bundesrecht  entsprechenden  Grundlage  fortzusetzen  und  zum  landes- 
verfassungsmäßigen Abschluß  zu  bringen,  der  Bundesversammlung 
aber,  welche  eintretenden  Falles  ihre  Kompetenz  für  die  Erledigung 
der  Beschwerden  ausdrücklich  reservierte,  über  das  Ergebnis  binnen 
drei  Monaten  zu  berichten.  Den  Reklamanten  sollte  von  dem  ge- 
faßten Beschlüsse  Nachricht  gegeben  und  dieselben  zur  positiven 
Mitwirkung  bei  der  allseitig  als  wünschenswert  anerkannten  Verein- 
barung aufgefordert  werden. 

1)  Akten  Wallerstein  I,  V,   16. 
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E.    Der  Abschluß  der  Konvention  vom  22.  März  1856   und   deren 
Vollzug  durch  die  Gesetzentwürfe  des  Jahres  1857. 

Regierung  und  Standesherren  waren  durch  den  Bundesbeschluß 
auf  den  Weg  der  Vereinbarung  zurückverwiesen  worden,  welche 
auch  sofort  in  Verhandlungen  angebahnt  wurde.  Einige  Schwierig- 
keiten ergaben  sich  für  die  Anknüpfung  der  Verhandlungen  daraus, 
daß  von  der  Regierung  das  Zugeständnis  gemacht  war,  es  seien 
die  Naturalienpreise  um  25  Prozent  zu  niedrig  veranschlagt  worden. 
Von  erheblicher  Bedeutung  war  aber  der  Umstand,  daß  die  Ab- 
lösungskommission der  zweiten  Kammer  es  nach  Auflösung  des 
Landtags  für  gut  befunden  hatte,  die  seitens  der  Regierung  streng 
vertraulich  übergebenen  Darlegungen  vom  2.  Juni  1855  über  die 
den  Berechtigten  durch  die  Ablösungsgesetze  entstandenen  Verluste 
durch  den  Druck  der  Öffentlichkeit  zu  übergeben.  Formell  wurde 
nun  bei  den  Verhandlungen  festgesetzt,  daß  das  Ergebnis  der  Be- 
ratungen von  der  Regierung  im  Falle  der  Zustimmung  in  den 
weiteren  Stadien  der  verfassungsmäßigen  Behandlung  befürwortet 
werden  sollte  l),  dagegen  sollte  der  Vertreter  der  Standesherren  vor 
dem  Abschluß  der  Vereinbarung  die  Zustimmung  sämtlicher  Kom- 
mittenten beibringen. 

Zu  diesem  Zwecke  hatte  Fürst  zu  Hohenlohe-Langenburg  eine 
Konferenz  auf  den  17.  Dezember  1855  nach  Augsburg  einberufen, 
auf  welcher  der  Delegierte  des  Fürsten  Löwenstein-Wertheim- 
Freudenberg,  Domänenrat  Dr.  Warnkönig  mit  dem  Vertreter  des 
Fürsten  Thurn  und  Taxis  den  Antrag  eingebracht  hatte,  es  möch- 
ten sämtliche  deutsche  Standesherren  zu  einem  gemeinsamen  Vor- 
gehen eingeladen  werden  2).  Als  Postulate,  welche  der  württem- 
bergischen Regierung  unterbreitet  werden  sollten,  wurden  in  dieser 
Konferenz  beschlossen:  gleichmäßige  Behandlung  aller  Gefälle^ 
Anschlag  der  Naturalien  nach  den  Preisen  der  Edikte  von  1817 
und  dem  Gesetzentwurf  vom  26.  Februar  1846 3),  Entschädigung  im 
20  fachen  Maßstab,  Verzinsung  4 1/2  oder  doch  4  Prozent,  Entschä- 
digung für  den  Entzug  der  Rechte  seit  1848,  Leistung  der  Er- 
höhung und  Nachzahlung  in  Staatspapieren,  Garantie  des  Staates 
für  die  ganze  Entschädigung. 

Die  Regierung  bemühte  sich,  die  weitgehenden  Forderungen 
der  Berechtigten    herabzumindern,    erbot    sich    aber    zum    Beweise 

1)  Akten  Wallerstein  I,  V,  16.  2)  Ebenda  I,  V,  17. 

3)  Hierzu  S.  45  u.  46. 
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ihres  Entgegenkommens  die  schon  früher  angebotene  Aufbesserung 
zu  verdoppeln.  Sie  war  hierzu  gezwungen,  denn  ihr  fiel  die  Auf- 
gabe zu,  die  von  der  Ablösungskommission  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten durch  Publikation  der  vertraulichen  Note  der  Regierung 
gemachte  Sünde  wieder  gut  zu  machen.  Zudem  berief  sich  der 
standesherrliche  Sachwalter  mit  dem  Ersuchen  um  baldige  Ent- 
scheidung der  Regierung  auf  die  vorgebrachten  Wünsche  darauf, 
welches  Gewicht  dieses  Eingeständnis  der  Regierung  von  der  Ver- 
letzung der  Berechtigten  bei  der  Bundesversammlung  haben  mußte. 
Deren  Eingreifen  wollte  die  Regierung  um  jeden  Preis  vermeiden. 
Sie  suchte  daher  die  bisherigen  Verhandlungen  mit  den  Standes- 
herren im  Sinne  der  von  der  Bundesversammlung  am  25.  Oktober 
1855  angedeuteten  Richtung  zum  Abschluß  zu  bringen  •). 

Die  formelle  Konvention  kam  am  22.  März  1856  zustande. 
Die  Hauptübereinkunft  umfaßte  37  Artikel,  von  welchen  Art.  1 — 11 
sich  mit  den  Ablösungsgesetzen  beschäftigten.  An  Stelle  des  in 
den  Ablösungsgesetzen  von  1848-49  enthaltenen  verschiedenen 
Maßstabs  (10-,  12-,  16  fach)  sollte  eine  gleichmäßige  Entschädigung 
im  19  fachen  Betrage  treten.  Bei  den  Getreidegefällen  waren  die 
Anschlagspreise  des  bayerischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1848  in 
Berechnung  genommen.  Die  gesamte  Ablösungsentschädigung 
wurde  unter  die  Gewährschaft  des  Staates  gestellt  und  für  die 
Zwischenzeit  seit  Aufhebung  der  Gefälle  ein  4prozentiger  Zins 
durch  Ausgabe  von  Staatsobligationen  oder  in  bar  gewährt.  So- 
weit noch  Beeden  oder  Fronen  abzulösen  waren,  sollte  deren  Ab- 
lösung nach  den  Grundsätzen  der  Gesetze  vom  27.-29.  Oktober 
1836  erfolgen.  Hierin  lag  ein  Entgegenkommen  gegen  die  fürst- 
lich Oettingenschen  Häuser,  in  deren  Territorien  die  Gesetzgebung 
von  1836  noch  nicht  durchgeführt  war.  Die  Übereinkunft  wurde 
von  beiden  Teilen  als  eine  dem  Bundesbeschluß  vom  25.  Oktober 
1855  entsprechende  Vollziehung  des  Art.  XIV  der  Bundesakte  und 
zugleich  als  eine  mit  Vertragskraft  versehene  Revision  der  Dekla- 
rationen anerkannt  und  unter  die  Gewährschaft  der  Bundesversamm- 
lung gestellt. 

Femer  war  die  Aufhebung  oder  Abänderung  sämtlicher  mit 
der  Übereinkunft  nicht  übereinstimmender  Gesetze  und  Verord- 
nungen vorgesehen,  während  die  Kraft  der  Deklarationen  erhalten 
blieb. 

Die  Regierung  erklärte  zwar  ihr  Einverständnis  mit  den  in  der 
Konvention  vorgeschlagenen  Verbesserungen,  behielt  sich  aber  vor, 

1)  Akten  Oettingen-W allerstein  Band  38  a. 
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die  Übereinkunft  selbst  dem  Landtag  zu  unveränderter  Annahme 
zu  unterbreiten.  Diese  Aussicht  wiederum  veranlaßte  die  Gegen- 
kontrahenten zu  einer  am  27.  März  1856  abgeschlossenen  Separat- 
vereinbarung, in  welcher  für  den  Fall  des  Scheiterns  der  Überein- 
kunft nach  wie  vor  die  Bundesver.'^ammlung  entscheiden  sollte. 
Eine  auf  den  14.  April  1856  nach  Donauwörth  einberufene  Kon- 
ferenz der  Standesherren  wollte  eine  Entscheidung  der  Bundesver- 
sammlung schon  dann  herbeigeführt  wissen,  wenn  die  ständische 
Zustimmung  zu  der  Konvention  sich  über  drei  Monate  verzögerte. 

Weitere  Verhandlungen  zum  endgültigen  Abschluß  wurden 
von  der  Regierung  zunächst  abgelehnt,  weil  Fürst  Thurn  und 
Taxis  seine  Zustimmung  zu  dem  Inhalt  der  Konvention  noch  nicht 
erteilt  hatte.  Um  eine  weitere  Verschleppung  zu  vermeiden,  über- 
reichte der  standesherrliche  Vertreter  am  10.  Juni  1856  bei  der 
Bundesversammlung  eine  Darstellung  über  die  neuesten  Verhand- 
lungen, Inhalt  und  Abschluß  der  Konvention,  in  welcher  auch  die 
neueste  Zusammenstellung  der  Regierung  über  die  berechtigte  Höhe 
der  Entschädigung  verwertet  war.  Die  Folge  hiervon  war  ein  Be- 
schluß des  Bundestags  vom  17.  Juni  1856,  in  welchem  die  Regie- 
rung sowohl  zu  einer  Äußerung  über  die  neueste  Reklamation  wie 
auch  jene  des  Fürsten  Thurn  und  Taxis  veranlaßt  wurde.  Weitere 
Schritte  erfolgten  zunächst  seitens  der  Regierung  nicht,  es  wurde 
vielmehr  der  Bundesversammlung  sowohl  die  Prüfung  der  Verein- 
barung wie  auch  die  Angabe  des  ferner  einzuschlagenden  Weges 
überlassen. 

Der  Gesandte  von  Dänemark  nahm  als  Ausschußreferent  die 
angeregte  Prüfung  der  Konvention  vor.  Nach  dessen  Gutachten 
erschien  eine  Vollziehung  des  vorgelegten  Vertrags  trotz  der  vor- 
handenen Unstimmigkeiten  wohl  möglich,  wenn  in  dem  Vertrag 
selbst  der  Besorgnis  vor  weitergehenden  Ansprüchen  der  Standes- 
herren vorgebeugt  war.  Es  erklärte  nun  die  Regierung  am  26. 
Februar  1857,  sie  wolle,  nachdem  sie  die  Ansicht  der  Bundesver- 
sammlung über  den  Streitpunkt  kenne,  die  Separatklausel  nicht 
länger  beanstanden.  An  den  Fürsten  Thurn  und  Taxis,  welcher 
der  Vereinbarung  immer  noch  nicht  zugestimmt  hatte,  wurde  durch 
die  Bundesversammlung  die  Aufforderung  gerichtet,  er  möge  eine 
entsprechende  Erklärung  abgeben.  Dies  geschah  am  4.  März 
1857.  Am  7.  März  war  der  Vertreter  der  Standesherren  von  der 
neuesten  Sachlage  in  Kenntnis  gesetzt  worden  und- am  11.  März 
waren  alle  Mängel  der  Ratifikationsurkunden  beseitigt. 

Nachdem  die  Regierung  hierüber    in   der  Bundesversammlung 
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Anzeige  erstattet  und  die  Herbeiführung  eines  Beschlusses  angeregt 
hatte,  wurde  in  der  Plenarsitzung  vom  2.  April  1857  hierzu  ge- 
schritten. Der  Beschluß  ging  dahin,  daß  die  Vereinbarung  vom 
22.  März  1856  als  eine  den  Absichten  des  Bundesbeschlusses  vom 
25.  Oktober  1855  entsprechende  Vollziehung  zu  betrachten  sei. 
Gegenüber  der  Regierung  wurde  die  vertrauensvolle  Erwartung 
der  näheren  Durchführung  ausgesprochen,  in  deren  Erfüllung  die 
geschlossene  Vereinbarung  am  28.  Juni  1857  die  K.  Genehmigung 
erhielt. 

Die  Ergebnisse  der  im  März  abgeschlossenen  Vereinbarung 
wurden  in  eine  Reihe  von  Gesetzentwürfen  gegossen,  welche  dem 
Landtag  am  31.  August  1857  übergeben  wurden.  Der  für  die 
vorliegende  Frage  wichtigste  Entwurf  bezog  sich  auf  die  Ergänzung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Gefäll-  und  Zehntablösungen  1). 
Er  diente  der  Fortführung  der  im  Jahre  1854  abgebrochenen  Re- 
form und  sollte  endgültig  die  nachteiligen  Wirkungen^)  der  im 
Jahre  1848  und  1849  erlassenen  Gesetze  beseitigen.  Die  Heilung 
der  damals  entstandenen  Schäden  war  nach  Auffassung  der  Re- 
gierung deshalb  unaufschiebbar  geworden,  weil  die  erwähnte  Ge- 
setzgebung in  Württemberg  geradezu  verblüffende  Wirkungen  er- 
zeugt hatte  ^). 

Gegen  den  damals  in  Württemberg  eingeschlagenen  Weg  sprach 
besonders  auch  der  Vorgang  anderer  Staaten,  welche  berechtigte 
Interessen  mehr  geschont  hatten,  obgleich  auch  dort  in  den  Sturm- 
jahren höchst  bedauerliche  Störungen  der  Ordnung  stattgefunden 
hatten-*).  Nach  dem  Grundgedanken  des  Entwurfs  wurden  die 
Gesetze  der  Jahre  1848  und  1849  zwar  formell  aufrechterhalten, 
aber  den  Berechtigten  eine  weitere  Entschädigung  gewährt,  welche 
die  Pflichtigen  tragen  sollten.  Die  ganze  Operation  wurde  unter 
die  Garantie  des  Staates  gestellt.  Die  Standesherren  erhielten 
für  alle  Gefälle  dinglicher  Natur,  welche  durch  die  erwähnte  Ge- 
setzgebung beseitigt  worden  waren,  statt  der  bisherigen  Entschä- 
digung eine    solche    im   19  fachen  Betrag  des  gesetzlich  ablösbaren 

1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1856—61   B.  I  Abt.  2   S.  682—703, 

2)  Die  übrigen  Entwürfe  bezogen  sich  auf  die  Ablösung  privatrechtlicher 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke,  die  Neuordnung  der  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisse standesherrlicher  Familien,  die  Aufhebung  des  Lehenverbandes,  die  Entschä- 
digung für  das  aufgehobene  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  den  be- 
freiten Gerichtsstand  der  Standesherren  usw.  und  einige  Verfassungsbestimmungen 
über  die  Kammer  der  Standesherren. 

3)  Motive  zum  Gesetzentwurf   S.  2  ff. 

4)  Bayerisches  Reg.-Blatt  1848  S.  561. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  36.  6 
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Jahreswerts.  Da  in  den  Gesetzen  der  Jahre  1848  und  1849  in  der 
Hauptsache  eine  Entschädigung  im  16  fachen  Betrage  stattgefunden 
hatte,  welche  indes  hei  Besitzveränderungs -Teilgebühren  und  Blut- 
zehnten auf  das  12  fache,  bei  dinglich  radizierten  Abgaben  vogtei- 
licher  oder  polizeilicher  Natur  auf  das  10  fache  ermäßigt  war,  so 
betrug  die  Nachtragsentschädigung  das  3-,  7-  und  9  fache.  Eine 
weitere  Erhöhung  erfuhr  die  früher  gewährte  Entschädigung  da- 
durch, daß,  der  Vereinbarung  entsprechend,  die  Anschlagspreise 
für  die  Gefälle  und  Zehnten  nach  dem  bayerischen  Gesetze  vom 
4.  Juni  1848  in  Berechnung  genommen  waren.  Danach  erhöhte 
sich  der  Preis  für  Kernen  von  9^/5  fl.  per  Scheffel  auf  12  fl.,  bei 
Weizen  von  8  auf  12  fl.,  bei  Roggen  von  62/.5  auf  8V5  fl.,  bei 
Gerste  von  5^/5  auf  7V5fl.,  endlich  beim  Haber  von  2^/3  auf  4  fl. 
Für  die  nicht  aus  dem  Lehen-  und  Grundherrlichkeitsverband  her- 
vorgegangenen Beeden  und  Fronen  wurden  die  Grundsätze  des 
Gesetzes  vom  27.  und  28.  Oktober  1836  unter  der  Voraussetzung 
angewendet,  daß  jene  Gefälle  von  den  Berechtigten  oder  Pflichtigen 
innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  zur  Ablösung  angemeldet  worden 
waren. 

Eine  Spezialbestimmung  war  für  die  fürstlichen  Häuser 
Oettingen-Wallerstein  und  Oettingen-Spielberg  aufgenommen.  Für 
diese  sollte  die  gesetzliche  Anmeldungsfrist  mit  der  am  11.-15.  Sep- 
tember 1847  seitens  der  Regierung  erfolgten  Bekanntmachung  der 
Anwendbarkeit  der  bezüglichen  Gesetze  auf  deren  Besitzungen 
beginnen.  Da  die  meisten  von  dem  Gesetz  vom  24.  August 
1849,  betreffend  die  Beseitigung  der  Überreste  älterer  Abgaben 
betroffenen  Gefälle,  seinerzeit  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  zur 
Ablösung  angemeldet  worden  waren,  so  war  dieses  Gesetz 
auch  faktisch  aufgehoben.  Das  Gesetz  B  vom  24.  August 
1849  dagegen  wurde,  auch  wenn  die  Frist  zur  Anmeldung  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  27.  Oktober  1836  versäumt  war,  bei 
steuerartigen  Abgaben  dinglicher  oder  persönlicher  Natur  in  Wirk- 
samkeit belassen.  Ebenso  bei  den  Bürgerannahmegebühren,  Bürger- 
steuern, Wohnsteuern,  den  aus  einem  guts-  oder  schutzherrlichen 
oder  einem  Untertanenverband  fließenden  persönlichen,  sowie  den 
auf  ganzen  Markungen  ruhenden  vogteilichen  Abgaben.  Die  Ab- 
lösung der  persönlichen  Jagddienste,  Jagdfronen,  der  persönlichen 
Fronen  und  Fronsurrogatgelder,  der  dinglichen,  nicht  aus  Lehen- 
oder Grundherrlichkeitsverband  herrührenden  Fronen  fiel  gleich- 
falls unter  das  Gesetz  B  vom  24.  August  1849.  Unbedingt  aus- 
geschlossen   wurde    dagegen    die    nachträgliche    Anwendung    de>> 


—     83     — 

Gesetzes  vom  29.  Oktober  1836;  es  blieben  sonach  die  leibeigen- 
schaftlichen Abgaben  jeder  Art,  die  Konsens-  und  Konzessions- 
gebühren unentgeltlich  aufgehoben. 

Diese  für  die  Standesherren  in  Aussicht  genommene  Wieder- 
herstellung der  Oktobergesetze  des  Jahres  1836  war  für  den  be- 
teiligten ritterschaftlichen  Adel  eine  beschränktere,  wie  auch  die 
übrigen  Gefäll-  und  Zehntberechtigten  nicht  eine  durchgreifende 
Aufbesserung  auf  den  19  fachen  Jahreswert  erhielten,  sondern  nur 
eine  Erhöhung  der  nach  dem  Gesetze  vom  14.  April  1848,  17.  Juni 
und  24.  August  1849  festgestellten  oder  noch  festzustellenden  Ab- 
lösungskapitale um  drei  Sechzehntel.  Bei  den  Gefällen,  bei 
w^elchen  schon  bisher  der  16  fache  Jahreswert  zugrunde  gelegt  war, 
führte  die  niedrige  Normierung  der  Aufbesserung  zu  keiner  Ver- 
kürzung. Eine  solche  trat  aber  bei  den  Ablösungen  im  10-  und 
12  fachen  Jahreswert  ein.  An  der  Erhöhung  der  Anschläge  für 
die  Getreidegefälle  nahmen  die  übrigen  Berechtigten  teil,  dagegen 
fand  auch  für  diese  Gruppe  ein  Wiederaufleben  der  Gesetze  von 
1836  nicht  statt,  wie  auch  die  Verzinsung  der  Nachtragsentschädigung 
seit  1848  und   1849  wegfiel. 

Gar  keine  Aufbesserung  sollte   das  Staatskammergut  erhalten. 

Wie  bei  dem  Gefäll-  und  Zehntablösungsgesetz  hatten  die  Ab- 
lösungskassen, welche  jetzt  vereinigt  wurden,  auch  die  Nachtragsent- 
schädigung zu  übernehmen.  Die  Mittel  hierzu  hatten  die  früher 
Pflichtigen  Güter  aufzubringen  bez.  in  Zeitrenten  abzutragen.  Da 
die  Ablösung  der  Gefälle  und  Zehnten  nach  den  früheren  Gesetzen, 
bei  den  dort  festgesetzten  Zeitrenten  von  25  Jahren,  am  18.  April 
1873  bez.  bei  den  Zehnten  am  1.  Januar  1874  beendet  war,  so 
w^ar  dies  auch  der  Beginn  für  die  aus  der  Nachtragszahlung  sich 
ergebenden  Zeitrenten. 

Über  die  finanzielle  Wirkung  der  vorgeschlagenen  Maßregel 
waren  eingehende  Berechnungen  angestellt  worden ;  die  Nachtrags- 
entschädigung bezifferte  sich  auf  18097  000  11.,  wovon  1254  000  11. 
auf  die  Hofdomänenkammer,  7  636000  fl.  auf  den  Adel,  6  518  00011. 
auf  Kirchen,  Schulen,  Stiftungen  und  Körperschaften  des  Inlandes, 
2  68900011.  auf  den  ausländischen  Adel,  ausländische  Kirchen,  Schu- 
len, Stiftungen,  Körperschaften  und  Private  entfielen.  Die  Gesamt- 
leistungen der  Pflichtigen  wurden  auf  19542  000  fl.  berechnet,  so 
daß  diese  1  445  000  fl.  mehr  zu  entrichten  hatten,  als  die  Berech- 
tigten erhielten.  Da  die  Staatsfinanzverwaltung  nach  der  Absicht 
des  Gesetzes  keine  besondere  Nachtragsentschädigung  erhalten  sollte^ 
so   war    dieses  Plus    eben    als  Nachtrag  an  den  Fiskus  anzusehen. 
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Von  der  gesamten  Nachtragsentschädigung  entfielen  42  Prozent 
auf  den  AdcH).  Speziell  die  Standesherren  waren  hieran  mit  einer 
Xachtragsentschädigung  für  Gefälle  in  Höhe  von  3082  611  fl.,  für 
Zehnten  von  2 334  891  fl.,  zusammen  5  417  502  fl.  beteiligt.  Der  Kapital- 
betrag der  Entschädigung  für  die  früher  unentgeltlich  aufgehobenen 
Gefälle  wurde  auf  148  095  fl.  berechnet,  wovon  der  größte  Anteil 
auf  die  Häuser  Oettingen-Wallerstein  (122  047  fl.)  und  —  Spielberg 
(3156  fl.)  entfiel.  Die  aus  der  anderweitigen  Festsetzung  der  Frucht- 
preise sich  ergebende  Differenz  berechnete  sich  bei  den  Gefällen 
auf  920096  fl.  bei  den  Zehnten  auf  772  414  fl.  allein  für  die  Standes- 
herren, insgesamt  auf  7027  000  fl. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  griff  die  von  der  Regierung 
gewählte  Form,  die  Erledigung  der  standesherrlichen  Reklamationen 
durch  Vorlage  verschiedener  Gesetzentwürfe  an  Stelle  der  Verein- 
barung selbst  zu  betreiben,  heftig  an.  Sie  verwahrte  sich  auch 
deshalb  gegen  die  beabsichtigte  Art  und  Weise  der  nachträglichen 
Regulierung  der  Entschädigung,  weil  in  dem  neuesten  Entwurf 
höhere  Zugeständnisse  gemacht  waren,  als-  in  jenem  des  Jahres 
1854.  Trotz  aller  Bemühungen  der  Regierung,  die  Kammer  der 
Abgeordneten  davon  zu  überzeugen,  daß  die  Berechtigten  in 
Württemberg  durch  die  Ablösungsgesetzgebung  ganz  empfindlich 
und  viel  stärker  als  in  den  meisten  anderen  deutschen  Staaten 
geschädigt  worden  waren,  bekämpfte  die  Kommission  die  vor- 
gebrachten Argumente  für  Gewährung  einer  nachträglichen  Auf- 
besserung mit  allen  Mitteln.  Sie  betrachtete  die  Ablösungsgesetze 
als  rechtsgültig,  verneinte  den  besonderen  Schutz  des  Artikels  XIV 
gegen  die  Landesgesetzgebung,  wies  außerdem  auf  die  rechts- 
gültige Aufhebung  dieses  Artikels  durch  die  deutschen  Grundrechte 
hin,  betonte  die  freiwillige  Zustimmung  zu  dem  Gefällablösungs- 
gesetz,  wies  endlich  auf  die  schwere  Last  hin,  welche  durch  Ge- 
währung einer  Aufbesserung  dem  Lande  zugemutet  wurde. 

Nachdem  noch  die  mit  den  Standesherren  abgeschlossene 
Übereinkunft  formell  und  materiell  als  rechtlich  unbegründet  abge- 
lehnt war,  wurde  der  Antrag  an  das  Plenum  formuliert:  dem  Ge- 
setzentwurf wegen  Ergänzung  der  Bestimmungen  über  Gefäll-  und 
Zehntablösungen  unter  Ablehnung  einer  Einzelberatung  die  Zu- 
stimmung zu  versagen  ^),    gegen    die    von    der  Deutschen  Bundes- 

1)  Anlagen  I— XV  zu  dem  Bericht  der  Ablösungskommission  über  den  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  zur  Ergänzung  der  Bestimmungen  über  Gefäll-  und  Zehnt- 
ablösungen. 

2)  Verh.  Kammer  d.  Abg.   1856—61.  Pr.  B.  VII.   S.  5403—32.  5433—62. 
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Versammlung  in  Anspruch  genommene  Zuständigkeit  zur  Erledigung 
der  von  den  Standesherren  und  der  Ritterschaft  bezüglich  der  Ab- 
lösungsgesetze erhobenen  Beschwerden  sowie  gegen  jedes  einseitige 
Vorgehen  der  Regierung  in  dieser  Angelegenheit  die  verfassungs- 
mäßigen Rechte  des  Landes  zu  verwahren. 

Der  Gang  der  Verhandlungen  in  der  Kommission  der  Kammer 
der  Abgeordneten  hatte  den  Bevollmächtigten  der  Standesherren 
veranlaßt,  in  mehreren  Eingaben  an  die  Regierung  Verwahrung 
dagegen  einzulegen,  daß  den  Ständen  die  Beratung  mehrerer  auf 
die  abgeschlossene  Vereinbarung  gegründeter  Gesetzentwürfe  ange- 
sonnen werde  an  Stelle  einer  Zustimmung  zu  der  Konvention. 
Zudem  wurde  der  Inhalt  der  Gesetzentwürfe  als  teilweise  der  Kon- 
vention zuwiderlaufend  bezeichnet,  so  daß  die  Verweigerung  der 
Zustimmung  der  Reklamanten  zu  den  Entwürfen  in  Aussicht  zu 
nehmen  war. 

Die  Regierung  hielt  aus  staatsrechtlichen  Gründen  an  dem 
Vollzug  der  Vereinbarung  durch  besondere  Gesetzentwürfe  fest.  Da 
infolge  der  ablehnenden  Haltung  zu  den  Maßregeln  der  Regierung 
eine  weitere  Verfolgung  der  Angelegenheit  zwecklos  erschien,  er- 
klärte die  Regierung,  die  Sistierung  weiterer  Verhandlungen  über 
diesen  Gegenstand  veranlassen  zu  wollen,  bis  die  erfolgte  unzwei- 
deutige Erklärung  der  Standesherren  zurückgenommen  war.  Hierauf 
antworteten  die  Standesherren  mit  der  Nachricht,  daß  eine  Erklärung 
und  Beschwerde  analogen  Inhalts  seitens  des  Prinzen  Oettingen- 
Wallerstein  in  seinem  und  seiner  Mandanten  Namen  bei  der  Bundes- 
versammlung eingereicht  worden  sei. 

Die  Verhältnisse  hatten  sich  jetzt  aufs  äußerste  zugespitzt,  es 
hatten  beide  Teile  das  Bewußtsein,  daß  die  letzte  Epoche  des 
Kampfes  um  die  durch  die  Ablösungsgesetze  verletzten  Interessen 
angebrochen  war.  Deshalb  wurde  zu  einer  persönlichen  Aus- 
sprache der  Berechtigten  eiligst  eine  Konferenz  auf  den  7.  Januar 
1858  nach  Donauwörth  einberufen,  auf  welcher  zahlreiche  standes- 
herrliche Häuser  mit  einem  Stab  juristischer  Beiräte  und  Beamten 
der  standesherrlichen  Verwaltungen  erschienen.  Da  die  Regierung 
aus  ihrer  zuwartenden  Haltung  nicht  heraustrat,  konnte  seitens  der 
Standesherren  die  Angelegenheit  auf  dem  Wege  der  Verhandlungen 
nicht  weiter  verfolgt  werden.  In  der  Kammer  der  Standesherren 
drang  aber  die  Auffassung  durch,  daß  die  letzte  Erklärung  gegen- 
über der  Regierung  ein  taktischer  Fehler  war.  Es  wurde  deshalb 
unter  Betonung  der  selbständigen  Bedeutung  und  normgebenden 
Kraft  der  Übereinkunft  die  schroffe  Ablehnung  der  Gesetzentwürfe 


—     se- 
in der  \'oraussetzung  modifiziert,    daß    diese  mit  der  Vereinbarung 
in  Einklang  gebracht  wurden.     Unter  diesem  Vorbehalt  wurde  die 
Beteiligung    an    der  Beratung-  in  der  Kammer  in  Aussicht  gestellt. 

Nun  ließ  der  König  in  dem  Bestreben,  die  Angelegenheit  zum 
Abschluß  zu  bringen,  auf  den  20.  September  1858  eine  gemein- 
same Konferenz  von  Kommissären  der  Regierung  und  Vertretern 
der  Standesherren  vorschlagen.  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  auch 
eine  Einigung  der  Beteiligten  dahin  zustande,  daß  die  Standes- 
herren ihre  Einwendungen  gegen  die  Regierungsvorlagen  fallen 
ließen,  die  Regierung  Modifikationen  der  Entwürfe  und  Erläute- 
rungen im  Sinne  der  Verhandlungen  in  Aussicht  stellte.  Am 
10.  März  1859  waren  alle  Reklamationen  nach  Feststellung  einer 
nachträglichen  Übereinkunft  als  beseitigt  zu  betrachten ;  die  Regie- 
rung versprach,  weitere  Vorlagen  in  der  Kammer  einzubringen  und 
den  Vollzug  der  Vereinbarungen  gemäß  den  Verhandlungen  anzu- 
bahnen. 

Beide  Teile  beeilten  sich,  das  neueste  Ergebnis  der  Verhand- 
lungen der  Bundesversammlung  zur  Kenntnis  zu  bringen,  welche 
am  26.  Juli  1860  den  Beschluß  faßte,  daß  in  der  Erklärung  der 
beiden  Teile  formell  wie  materiell  eine  Bürgschaft  für  die  end- 
gültige Erledigung  der  schwebenden,  von  der  Bundesversammlung 
garantierten  Rechtsansprüche  zu  erblicken  sei. 

Alles  kam  nun  darauf  an,  ob  auch  nach  der  Änderung  der 
Situation  die  Kammer  der  Abgeordneten  zur  definitiven  Bereinigung 
der  Angelegenheit  die  Hand  bot.  Hierzu  war  nach  dem  Voran- 
gegangenen allerdings  wenig  Aussicht  vorhanden.  Eine  Erschwerung 
der  Sachlage  bestand  auch  darin,  daß  die  seinerzeitige  Verkündigung 
der  Vereinbarung  mit  einer  Einleitung  versehen  werden  sollte,  in 
welcher  der  Verletzung  der  bundesrechtlich  und  in  den  Deklara- 
tionen zugesicherten  Rechte,  der  Verhandlungen  mit  den  Standes- 
herren sowie  der  dem  Artikel  XIV  der  Bundesakte  entsprechenden 
Vollziehung  gedacht  war  mit  dem  Beisatze,  es  sollten  die  in  der- 
selben enthaltenen  Bestimmungen  fortan  den  bleibenden  Rechtszu- 
stand der  standesherrlichen  Familien  bilden.  Dem  Landtage  war 
somit  angesonnen,  die  zur  Vollziehung  der  Vereinbarung  dienenden 
Gesetzentwürfe  zu  beraten;  die  Regierung  war  unbedingt  an  die 
Einhaltung  der  Vereinbarung  gebunden. 

In  dieser  Form  erschien  der  Kammer  der  Abgeordneten  die 
Regelung  der  Angelegenheit  noch  unannehmbarer;  es  gelangte  des- 
halb der  abschließende  Antrag  ihrer  Kommission  dahin,  die  Über- 
einkunft   vom    22.   März   1856    samt    Nachträgen    anzufechten,    die 
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Zustimmung  zu  dem  Gesetzentwurf  ohne  Einzelberatung  desselben 
zu  versagen  und  dabei  die  dringende  Bitte  an  die  Regierung  zu 
richten,  gegenüber  Ansprüchen  der  Standesherren  die  Gültigkeit 
der  Ablösungsgesetze  nach  jeder  Richtung  aufrechtzuerhalten,  end- 
lich die  Zuständigkeit  der  Bundesversammlung  wiederholt  zu  ver- 
neinen. 

Damit  war  das  Schicksal  der  standesherrlichen  Reklamationen 
endgültig  besiegelt. 
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Dritter  Teil. 


lo,  Kapitel. 

Die  Beseitigung   der   auf   dem  Bezug   von  Gefällen 

und  Zehnten  sowie  auf  Vermögenskomplexen 

ruhenden  Lasten. 

A.   Frühere  Versuche. 

Die  Ablösungsgesetzgebung  konnte  so  lange  nicht  als  abge- 
schlossen gelten,  als  noch  mit  dem  Bezug  der  Gefälle  und  Zehnten 
zusammenhängende  Lasten  bestanden.  Solche  Lasten  gab  es  für 
dreierlei  Zwecke :  für  die  Kirche,  Schule  und  Gemeinde.  Von  den 
ersteren  kamen  Geld-  und  Naturalbesoldungen  für  die  Pfarreien 
und  Kaplaneien  in  Betracht,  die  Baulast  für  Kirchen,  Kapellen, 
Pfarrei-  und  Kaplaneigebäude.  Für  die  Schule  waren  Geld-  und 
Naturalbesoldungen  an  Lehrer  und  Meßner  zu  reichen,  auch  die 
Baulast  zu  bestreiten,  sowie  Schulrequisiten  anzuschaffen.  Die 
Unterhaltung  der  Friedhöfe,  Wege  und  Brücken,  der  Armen,  des 
Faselviehs  und  die  Verfolgung  sonstiger  öffentlicher  Zwecke  wurde 
für  die  Gemeinde  geleistet. 

Die  Lösung  des  Verhältnisses  war  für  die  Gefälle  im  Gesetz 
vom  14.  April  1848  ausdrücklich  vorgesehen,  wo  bestimmt  war^),  daß 
die  an  der  Erfüllung  solcher  Verbindlichkeiten  beteiligten  Personen 
oder  Körperschaften  durch  verhältnismäßige  Zuteilung  von  Ab- 
lösungskapitalien entschädigt  werden  sollten.  Nähere  Normen  waren, 
da  derartige  Lasten  häufiger  auf  dem  Zehntbezug  hafteten,  dem 
Zehntgesetz  vorbehalten.  Der  Entwurf  dieses  am  22.  September 
1848  bei  der  Kammer  der  Abgeordneten   eingebrachten  Gesetzes  2) 


1)  Reg.  Blatt.   184S. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1848-49  I.   B.  B.  S.  21  ff. 
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enthielt  die  Vorschrift,  daß  für  privatrechtHche  Verbindlichkeiten  zu 
besonderen  Leistungen,  welche  auf  dem  Zehntbezug  ruhten,  bei  Ab- 
lösung des  Zehnten  eine  Abfindung  aus  dem  Ablösungskapital  zu 
schöpfen  sei,  welche  in  dem  16fachen  Betrage  des  zu  Geld  ange- 
schlagenen Jahresertrags  der  Leistung  unter  Anwendung  der  im 
Gefällablösungsgesetz  vorgesehenen  Wertansätze  stattfinden  sollte. 
Die  Berichtigung  erfolgte  in  einer  der  Zahl  der  Zehntablösungs- 
renten gleichen  Anzahl  von  Zeitrenten  mittelst  Zuweisung  von  Ab- 
lösungsobligationen. Besondere  Schwierigkeiten  ergaben  sich  so- 
mit bei  der  Lösung  dieser  Verhältnisse  nicht,  weil  sie  uno  actu  mit 
der  Gefäll-  und  Zehntablösung  erfolgten. 

Nun  gab  es  aber  viele  Leistungen,  welche  nicht  auf  ein  ein- 
zelnes Gefäll  oder  Grundeigentum  radiziert  waren,  sondern  auf 
einem  durch  verschiedene  Bande  zusammengehaltenen  und  zu 
einem  rechthchen  Ganzen  verbundenen  Vermögenskomplex  ruhten. 
Nachdem  diese  Bande  teils  durch  Reichs-,  teils  durch  Landesgesetze 
durchschnitten  waren,  drohte  für  eine  Anzahl  von  Leistungen  zu- 
gunsten der  Kirche,  Schule  und  Armenunterstützung,  welche  auf 
solchen  Komplexen  ruhten,  die  Sicherstellung  zu  schwinden.  Zu 
den  größten  Schwierigkeiten  führte  es,  Einzelwert  und  Ablösung 
derselben  zu  ermitteln,  da  eine  Gemeinschaft  der  vielen  Besitzer 
nicht  festgehalten  werden  konnte;  diese  wurden  noch  dadurch  er- 
höht, daß  die  Entstehungsgründe  dieser  Leistungen  die  größte 
Mannigfaltigkeit  zeigten.  Die  Regierung  hatte  deshalb  aus  guten 
Gründen  die  auf  anderem  Eigentum  als  Gefällen  und  Zehnten 
ruhenden  Lasten  in  die  gesetzgeberische  Behandlung  bisher  nicht 
einbezogen,  weshalb  die  Kammer  der  Abgeordneten  einen  Zusatz 
zu  dem  Zehntgesetz  in  der  Richtung  vorschlug  l),  daß  in  solchen 
Fällen  der  Berechtigte  durch  verhältnismäßige  Zuscheidung  von 
Ablösungskapitalien  und  durch  eine  mittelst  Schätzung  festzu- 
stellende weitere  Entschädigung  abgefunden  werden  sollte.  Bei  den 
Beratungen  im  Plenum  wurde  aber  von  der  Regierung  erklärt,  daß 
hierüber  ein  besonderer  Gesetzentwurf  Bestimmungen  treffen  sollte. 

Aus  Anlaß  der  Berichterstattung  und  Beratung  über  eine  Ein- 
gabe des  landwirtschaftlichen  Vereins  im  Hohenloheschen  war  fest- 
gestellt worden,  daß  eine  Reihe  abzulösender  Abgaben  inkorpo- 
rierte geisdiche  Gefälle  waren.  Da  große  Gefahr  bestand,  bei  Ab- 
lösung der  noch  übrigen  geistlichen  Gefälle  und  der  durch  die 
Grundrechte  aufgehobenen  Stammgüter  für  die  beteiligten  Gemein- 

1)  Zu  Artikel  .S6. 
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den  den  Rückhalt  an  den  Inhaber  ihres  Kirchenvermögens  vollends 
zu  verlieren,  beschloß  die  Kammer  am  10.  November  1848,  die 
Regierung  zu  ersuchen,  der  Ausmittlung  der  wahren  Sachlage  und 
Abgabenverhältnisse,  nach  Krfund  der  Ausscheidung  kirchlichen 
Eigentums  im  Hohenloheschen  und  in  anderen  Gebieten,  wo  ähn- 
liche X'crhältnisse  vorlagen,  näher  zu  treten. 

Die  praktische  Folge  aus  dieser  Anregung  zog  der  Artikel  41 
des  Zehntablösungsgesetzes.  In  diesem  war  nämlich  niedergelegt, 
daß  die  Bestimmungen  über  die  Abfindung  der  Lastenberechtigten 
nur  auf  die  auf  dem  Inhaber  allein  ruhenden  Lasten  Anwendung 
finden  sollten,  während  die  Abfindung  der  zugleich  auf  anderem 
Eigentum,  namentlich  auf  inkorporierten  und  inkamerierten  Gerecht- 
samen ruhenden  Leistungen  einem  weiteren  Gesetze  vorbehalten 
sein  sollte. 

Diesem  für  die  Ablösung  der  Komplexlasten  grundlegenden 
Artikel  trat  die  Kammer  der  Standesherren  unter  der  Voraussetzung 
bei,  daß,  wie  von  der  Regierung  in  Aussicht  gestellt  war,  die  Pro- 
mulgation des  Zehnt-  und  Komplexlastengesetzes  gleichzeitig  er- 
folgte. Später  beschloß  die  Kammer  der  Standesherren,  ihre  Zu- 
stimmung zu  dem  erwähnten  Zusatzartikel  von  der  Bedingung  der 
Verwirklichung  der  von  der  Regierung  gemachten  Zusage  abhängig 
zu  machen.  Hierbei  blieb  es  auch.  Die  Kammer  der  Abgeordneten 
lehnte  in  ihrem  Beschluß  vom  3.  Mai  1849  ein  Eingehen  auf  diese 
Bedingung  ab,  erhob  am  26.  Mai  1849  den  Artikel  41,  wie  er  ge- 
faßt war,  zum  ausdrücklichen  Beschluß.  Eine  weitere  Kundgebung 
des  anderen  Hauses  erfolgte  nicht  mehr,  weil  die  Kammer  der 
Standesherren  am  29.  Mai   1849    ihre  Beratungen   eingestellt  hatte. 

Nach  wiederholter  Zurückweisung  der  von  der  Kammer  der 
Standesherren  gestellten  Bedingung  führte  die  Kammer  der  Abge- 
ordneten auch  die  weitere  Beratung  des  Zehntgesetzes,  welches 
dann  nach  ihren  Beschlüssen  Gesetz  wurde,  zu  Ende.  So  war  die 
Ablösung  der  Komplexlasten  auf  den  Weg  der  Spezialgesetzgebung 
verwiesen. 

Der  erste  Gesetzentwurf  zur  Sicherstellung  der  auf  Vermögens- 
komplexen ruhenden  Lasten  für  öffentliche  Zwecke  wurde  am  16. 
Juni  1849  bei  der  Kammer  der  Abgeordneten  eingebracht.  Danach 
konnten  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke,  welche  unter  privat- 
rechtlichen Titeln  auf  der  Gesamtheit  eines  zu  einem  rechtlichen 
Ganzen  verbundenen  Vermögenskomplexes  als  bleibende,  der  fun- 
dationsmäßigen  Bestimmung  des  Vermögens  fremde  Last  hafteten, 
im  20  fachen  Betrag    auf  Verlangen    der   Berechtigten    oder   Pf  lieh- 
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tigen  abgelöst  werden.  Waren  hierunter  Gefälle  und  Zehnten  be- 
griffen, so  konnten  die  Pflichtigen  die  hierauf  entfallende  Quote 
des  Jahres  wertes  im  16  fachen  Betrage  nach  den  Naturalienpreisen 
des  Aprilgesetzes  ablösen.  Diese  Vergünstigung  war  für  die  Ver- 
waltung der  verpflichteten  Anstalt  oder  Stiftung  da,  wo  die  Ver- 
bindlichkeit zu  Leistungen  für  Zwecke  der  Kirche  und  Schule 
durch  Inkorporation  von  Kirchenvermögen  begründet  war,  auch 
dann  ausgeschlossen,  wenn  die  Leistung  infolge  der  Inkameration 
von  Vermögen  derselben  auf  einen  Vermögenskomplex  übernommen 
war.  Auf  die  Leistungen,  zu  welchen  das  Staatskammergut  ver- 
pflichtet war,  fand  das  Gesetz  keine  Anwendung. 

Mit  diesen  Grundsätzen  war  die  Kammer  der  Abgeordneten 
aber  keineswegs  einverstanden,  bezog  sich  vielmehr  auf  ihren 
früheren  Beschluß  wegen  Ausscheidung  des  Kirchenvermögens  l), 
sprach  sich  für  Restituierung,  nicht  Ablösung  der  durch  Inkorpo- 
ration und  Inkameration  von  Kirchenvermögen  entstandenen  Lasten 
aus,  weil  nach  ihrer  Ansicht  die  betreffenden  Leistungen  hierdurch 
nicht  sichergestellt,  sondern  beseitigt  wurden.  Der  Entwurf  erschien 
deshalb  zur  Regelung  der  Materie  ungeeignet.  Die  Regierung 
wurde  ersucht,  auf  diesem  oder  dem  nächsten  Landtag  ein  Gesetz 
vorzulegen,  in  welchem  die  Sicherstellung  der  in  den  Gesetzen 
vom  14.  April  1848  und  17.  Juni  1849  noch  nicht  berücksichtigten 
Lasten,  namentlich  auf  inkorporiertem  oder  inkameriertem  Kirchen- 
vermögen gewährleistet  war.  Zur  Sicherung  der  betreffenden 
Leistungen  wurde  weiter  beantragt,  bei  Ablösung  der  Gefälle  da- 
für zu  sorgen,  daß  bis  zur  künftigen  Regelung  der  einschlägigen 
Verhältnisse  die  Ablösungskapitalien  von  den  belasteten  Gefällen 
nicht  heimbezahlt  wurden. 

Bei  der  erheblichen  Mehrheit,  welche  hinter  diesen  Anregungen 
stand,  hielt  die  Regierung  eine  weitere  Behandlung  des  Entwurfes 
für  zwecklos.  Sie  zog  deshalb  am  26.  Juli  1849  den  Entwurf  zu- 
rück 2)  in  der  Annahme,  daß  die  vorgerückte  Zeit  eine  gründliche 
Erledigung  des  wichtigen  Gegenstandes  nicht  erhoffen  ließ  3).  Da- 
mit war  der  erste  Versuch  einer  Beseitigung  der  Komplexlasten 
gescheitert  und  wurde  auch  auf  den  drei  Landesversammlungen 
in  den  Jahren  1849  und   1850  nicht  wiederholt. 

Der  Gegenstand  kam  erst  am  1.  Juli  1851  wieder  zur  Sprache, 
als  die  Kammer  der  Abgeordneten  ihre  Bitte   um  einen  Gesetzent- 


1)  S.  90. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1848-49.  Pr.  B.  VI.  S.  4871. 

3)  Ebenda  I.  B.  B.  990. 
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wurf  wegen  Vollziehung  der  i\rtikel  36  und  41  des  Zehritgesetzes 
wiederholte.  Diesem  .Ansuchen  entsprach  die  Regierung,  indem  sie 
am  1.  Oktober  1851  einen  zweiten  Gesetzentwurf  wegen  Ablösung 
der  auf  Gutskomplexen  ruhenden  Lasten  beim  ständischen  Aus- 
schuß einlirachte^).  Die  Regierung  folgte  hierbei  im  wesentlichen 
den  Grundsätzen  des  ersten  Entwurfes.  Auch  jetzt  noch  war  sie 
der  Ausscheidung  des  Kirchenvermögens  aus  dem  gutsherrlichen 
Domanialbesitz  abgeneigt,  weil  dieses  Vermögen  durch  die  Säku- 
larisation seine  kirchliche  Eigenschaft  verloren  hatte  und  der  Besitz 
der  vormaligen  Landesherren  bezüglich  dieses  Vermögens  durch 
Friedensschlüsse  und  Reichsgesetze  anerkannt  war. 

Jetzt  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  dem  Entwürfe  ein  besseres 
Schicksal  als  seinem  Vorgänger  beschieden  wäre.  In  eingehenden 
Debatten,  welche  ebenso  die  Interessen  der  Kirche  wie  jene  der 
Pflichtigen  im  Auge  hatten,  wurde  eine  Intervention  der  Staats- 
kasse für  den  Fall  für  unbedenklich  erklärt,  daß  hiedurch  der 
Friede  zwischen  den  verschiedenen  Klassen  der  Staatsbürger  her- 
zustellen war.  Auch  für  die  Festsetzung  eines  20  fachen  Maßstabs 
fand  sich  eine  Mehrheit.  Als  aber  ein  Antrag  eingebracht  wurde, 
die  Lasten  im  16  fachen  Betrage  mit  den  in  den  früheren  Gesetzen 
bestimmten  Naturalienpreisen  ablösen  zu  lassen  und  die  Staatskasse 
für  einen  etwaigen  Ausfall  in  Anspruch  zu  nehmen,  verschwand 
die  Einigkeit  rasch,  besonders  als  die  beiden  Vertreter  der  katho- 
lischen Kirche  das  Ablösungskapital  auf  das  25  fache  erhöht  wissen 
wollten.  Nachdem  noch  verschiedene  Anträge  gestellt,  begründet 
und  abgelehnt  worden  waren,  blieb  nur  noch  der  Antrag  der  Kom- 
mission, welcher  eine  Ablösung  im  20  fachen  Betrag  im  Auge  hatte, 
übrig.  Dieser  Antrag  wurde  schließlich  nach  wiederholter  Abstim- 
mung zum  Beschluß  erhoben 2). 

Die  abwechslungsreiche  und  beinahe  chaotisch  gewordene 
■  Debatte  hatte  immer  weiter  von  dem  Vorschlag  der  Regierung  ab- 
geführt, welche  bei  Gefällen  und  Zehnten  einen  milderen  Maßstab 
hatte  zur  Anwendung  bringen  wollen.  Einwirkungen  von  außen 
waren  es,  welche  hier  zu  einem  Wandel  führten.  Es  waren  die  in 
anderem  Zusammenhang  wiedergegebenen  Verhandlungen  der  Re- 
gierung, in  welchen  den  Standesherren  eine  gleiche  Behandlung 
der  Komplexlasten  mit  den  Zehnten  und  Gefällen  zugestanden  war,, 
wogegen  die  Kammer  der  Standesherren  mit-  ihren  Wünschen  auf 

1)  Verh.  der  Kammer  der  Abg.   Pr.  B.  I    S.  5S7,  Beil.  B.  la  S.  191.  229.  232. 

2)  Verb.  Kammer  der  Abg.  18.51—53.  Pr.  B.  III.  S.  1789—1940.  2047 -6&. 
Pr.  B.  IV  S.  2067—82.  Beil.  B.  Ja  S.  345. 
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die  Beratung  des  Komplexlastengesetzes  in  der  Kammer  verwiesen 
wurde.  Der  hierüber  von  Prinz  Karl  zu  Oettingen- Wallerstein  er- 
stattete Bericht!)  vom  8.  August  1852  unterwarf  sowohl  den  Bericht 
der  Kommission  der  Kammer  der  Abgeordneten 2),  als  auch  die 
Verhandlungen  im  Kammerplenum  einer  eingehenden  historisch- 
kritischen Würdigung.  Die  Kommission  der  Kammer  der  Standes- 
herren fand  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  durch  den  Entwurf  ver- 
letzt. Besonders  schien  ihr  das,  was  den  Kirchen  und  Schulen 
als  Surrogat  gewährt  wurde,  keinen  richtigen  Ausgleich  zu  bieten. 
Als  Ausweg  aus  dem  Dilemma  erschien  nur  die  Intervention  der 
Staatskasse  als  geeignetes  Mittel.  Der  Staat  sollte  die  Lasten  selbst 
übernehmen  und  von  den  bisherigen  Pflichtigen  im  16  fachen  Be- 
trage der  im  Aprilgesetz  niedergelegten  Preise  für  die  Naturalien 
entschädigt  werden.  Vom  Departementschef  des  Innern  wurde  die 
Notwendigkeit  einer  Intervention  der  Staatskasse  zugegeben,  aber 
auch  der  Schwierigkeiten  eines  nach  Quoten  verschiedenen  Ab- 
lösungsmaßstabes gedacht,  welche  nur  durch  Vereinigung  auf  einen 
durchschnittlichen  (den  18  fachen)  Maßstab  zu  beseitigen  waren. 
Als  neue  Fassung  wurde  regierungsseitig  vorgeschlagen 3):  Ablösung 
der  Leistungen  auf  Verlangen  sowohl  der  Berechtigten  als  auch 
der  Pflichtigen  im  18  fachen  Betrage  des  nach  den  Bestimmungen 
des  Zehntgesetzes  ermittelten  Jahreswertes  der  Leistungen,  Ent- 
richtung der  Ablösungskapitalien  an  den  Staat,  welcher  vermittelst 
dieser  die  Einkommensverhältnisse  der  Kirchen  und  Schulen  in 
Übereinstimmung  mit  der  obersten  Kirchen-  und  Schulbehörde 
ordnen  sollte^]. 

Hierzu  lag  alle  Veranlassung  vor.  Schon  bei  Vorlage  des  Ent- 
wurfes eines  Gefällablösungsgesetzes  war  mit  der  Möglichkeit  ge- 
rechnet worden 5),  daß  durch  das  Gesetz  Kirchendiener  in  einer 
Weise  verkürzt  wurden,  daß  ihr  Lebensunterhalt  nicht  mehr  sicher- 
gestellt oder  ihr  Diensteinkommen  unter  das  ihnen  zugesicherte 
Maß  herabgesunken  war.  Die  Regierung  sprach  sich  schon  damals 
dahin  aus,  daß  hier,  soweit  nicht  durch  Versetzung  auf  einträg- 
lichere Stellen    geholfen  werden    konnte,    in  Ermangelung  anderer 


1)  Verh.  Kammer  der  St.   1851—53   B.  B.  II.  S.  533. 

2)  Verh    Kammer  d.  Abg.   1862—64.  B.  B.  I,  2.  Abt.  S.  1625  ff. 

3)  Verh.  Kammer  der  St.   1851—53  Pr.  B.  II  S.  743—83.  789-90. 

4)  a.  a.  O.  S.  762. 

5)  Gesetzentwurf  betr.  die  Einwirkung  der  Ablösungsgesetze  auf  das  Ein- 
kommen der  Kirchen-  und  Schuldiener.  Verh.  Kammer  der  Abg.  I.  B.  B.  848.  984. 
Pr.  B,  S.  5062.  5097. 
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Deckungsmittcl  der  Staat  ins  Mittel  treten  sollte.  In  ähnlicher 
Weise  war  Hilfe  für  die  Schuldiener  in  Aussicht  genommen,  sofern 
die  Gemeinden  niciit  in  der  Lage  waren,  einzugreifen. 

Bei  den  \'erhandlungen  über  das  Aprilgesetz  und  das  Zehnt- 
gesetz nahm  in  dieser  Beziehung  die  Kammer  der  Abgeordneten 
Anlaß,  die  Regierung  um  einen  Gesetzentwurf  zu  bitten,  in  welchem 
die  Verhältnisse  solcher  Kirchen-  und  Schuldiener  geordnet  würden, 
deren  Lebensunterhalt  durch  die  Ablösungs-  und  Abfindungskapi- 
talien nicht  mehr  gesichert  war  oder  deren  Diensteinkommen  unter 
den  ihnen  auf  verbindliche  Weise  zugesicherten  Betrag  sich  ver- 
minderte. 

Hierauf  legte  die  Regierung  am  26.  Juni  1849  einen  ent- 
sprechenden Entwurf  vor,  welcher  den  aus  dem  Gefällablösungs- 
und Zehntgesetz  den  Kirchen-  und  Schuldienern  erwachsenen  Ver- 
lusten begegnen  sollte.  Die  angestellten  Erhebungen  hatten 
ergeben,  daß  von  den  931  evangelischen  Stellen  nur  186  ein  höheres 
Einkommen  als  1000  fl.  hatten,  366  ein  solches  bis  1000  fl.  und 
379  Stellen  ein  solches  bis  700  fl.  Nach  der  Ablösung  hatten  429 
ein  Einkommen  bis  700  fl.,  357  bis  1000  und  145  über  1000  fl. 
Von  den  666  katholischen  Stellen  betrug  vorher  das  Einkommen 
bis  700,  1000  und  über  1000  fl.  bei  177,  311  und  178  Stellen, 
nachher  waren  es  in  dem  angegebenen  Rahmen  noch  286,  265 
und   110  Stellen. 

Nachdem  auf  diese  Weise  der  Weg  für  die  Regierung  klar  vor- 
gezeichnet war,  schlug  diese  in  dem  vorgelegten  Entwurf  vor,  das 
geschmälerte  Einkommen  der  Kirchenstellen  bis  700  fl.  des  früher 
veranschlagten  Gehaltes,  bei  einer  nicht  mit  einem  Präzeptorat  ver- 
bundenen Kaplanei  bis  500  fl.  |^bez.  dem  früheren  Betrag  zu  er- 
gänzen. Ferner  sollte  den  angestellten  Kirchendienern,  welche 
eine  Einbuße  von  mehr  als  einem  Drittel  ihres  Gehaltes  erlitten 
hatten,  eine  auf  ihre  fernere  Berufszeit  sich  erstreckende  persön- 
liche Aufbesserung  bis  zu  zwei  Dritteilen  des  früheren  Einkommens 
gewährt  werden.  Bei  der  Beratung  traten  wesentliche  Meinungs- 
verschiedenheiten nicht  zutage,  so  daß  die  Kammer  der  Abgeord- 
neten am  26.  Juli  1849  allerdings  einseitig  in  einer  Adresse  ihre 
Zustimmung  zu  dem  Gesetzentwurf  aussprach.  Am  9.  August  1849 
erfolgte  dann  die  K.  Sanktion. 

Des  Zusammenhanges  wegen  ist  hier  anzufügen,  daß  in  dem 
K.  Sanktionsreskript  ein  Vorbehalt  dahin  gemacht  war,  daß  wegen 
der  zurzeit  noch  nicht  übersehbaren  Wirkungen  der  bezüglichen 
Gesetzesbestimmungen    die  Einleitung    der   erforderlichen    weiteren 
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Maßregeln  im  Wege  der  Gesetzgebung  vorbehalten  werden  sollte. 
Hatte  schon  der  Vollzug  des  Gesetzes  gezeigt,  wie  notwendig  der 
gemachte  Vorbehalt  war,  so  wurde  dies  noch  schlüssiger  durch 
spezielle  Eingaben  der  katholischen  Geistlichen  aus  den  Dekanaten 
Ravensburg,  Riedlingen  und  Leutkirch,  sowie  von  27  evangelischen 
Diözesanvereinen  über  die  traurige  Lage  der  Geistlichen  dargetan. 
Da  die  Erhaltung  des  äußeren  Bestandes  des  Kirchendienstes  für 
das  Staatsinteresse  keineswegs  gleichgültig  war,  leitete  das  Mini- 
sterium für  Kirchen-  und  Schulwesen  im  Oktober  1851  die  Revision 
des  Gesetzes  vom  9.  August  1849  ein,  indem  die  Regierung  am 
9.  Dezember  1853  einer  speziellen  Anregung  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten entsprechend  einen  neuen  Gesetzentwurf  vorlegte  l). 
Dieser  zog  die  Konsequenzen  daraus,  daß  das  alte  Gesetz  eine 
Aufbesserung  nur  bei  140  evangelischen,  242  katholischen  Kirchen- 
stellen zur  Folge  gehabt  hatte  mit  einem  Betrage  von  8514  fl.  und 
16500  fl. 

In  Unterscheidung  von  dem  früheren  Gesetz  sollte  das  Ein- 
kommen der  Kirchenstellen  nach  dem  neuen  Entwurf  nicht  mehr 
bloß  bis  zu  dem  Betrag  von  700  und  500  fl.  ergänzt  werden,  son- 
dern die  Ergänzung  wurde  bis  auf  den  neuesten  Einkommens- 
anschlag erhöht,  soweit  dieser  1200  fl.  nicht  überstieg.  Die  per- 
sönliche Aufbesserung  der  vor  dem  18.  August  1849  angestellten 
Kirchendiener  bis  zu  zwei  Dritteilen  ihres  bisherigen  Besoldungs- 
und Pfründeneinkommens  wurde,  soweit  diese  Bestimmung  gün- 
stiger war,  aufrecht  erhalten.  Bei  Versetzungen  auf  eine  Stelle, 
welche  weniger  eintrug  als  die  bisherige  Kompetenz,  sollte  das 
wirkliche  Einkommen  mit  den  Gehaltsansprüchen  vor  der  Ablösung 
in  Einklang  gebracht  werden,  die  Aufbesserung  nicht  mit  dem  Ein- 
treten des  Verlustes,  sondern  erst  mit  dem  Erscheinen  des  Gesetzes 
zum  Vollzug  gelangen. 

Die  Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeordneten  über  diesen 
neuen  Entwurf  konnten  dem  andern  Hause  erst  am  12.  März  1855 
übergeben  werden,  die  weitere  Beratung  wurde  aber  ausgesetzt, 
weil  eingetretene  besondere  Verhältnisse  hierzu  zwangen. 

Wegen  der  in  Aussicht  stehenden  Revision  der  Ablösungs- 
gesetzgebung, welche  im  Jahre  1854  eingeleitet  worden  war,  hatte 
die  Kammer  der  Standesherren  ihre  Beschlüsse  zu  dem  zweiten 
Entwürfe  eines  Komplexlastengesetzes  mit  dem  Nachwort  an  das 
andere  Haus  gehen   lassen,    daß  für  den  Fall  einer  nachträglichen 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1854.  I,  B.  ß.  S.  128  ff.  Pr.  B.  S.  727  ff. 
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Erhöhung  der  Gefäll-  und  Zehntablösungsentschädigung  auch  die 
dem  Staate  zu  leistende  Entschädigung  für  Ablösung  der  Komplex- 
lasten aufgebessert  werden  sollte^). 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  wollte  nun  der  Ablösung  der 
Komplexlasten  nur  in  Verbindung  mit  der  Gestaltung  der  Ablösungs- 
gesetze von  1848-49  nähertreten.  Da  aber  diese  von  den  Standes- 
herren angefochten  waren,  so  erschien  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten ein  Gesetz  erforderlich,  in  welchem  der  Ablösungsmaßstab 
eventuell  auch  für  die  Komplexlastpflichtigen  neu  normiert  wurde. 
Ein  ungerechtfertigtes  Opfer  wollte  die  Kammer  weder  den  Lasten- 
berechtigten auferlegen,  noch  der  Staatskasse,  für  welche  sich  Der- 
artiges wegen  der  Finanzlage  verbot.  Der  Entwurf  wurde  nach 
dem  Antrag  der  Kommission  insolange  nicht  weiterberaten,  als  die 
Anfechtungen  der  Ablösungsgcsetze  nicht  erledigt  waren  2).  Gleich- 
wohl wurde  während  der  eingetretenen  Vertagung  der  Ständever- 
sammlung die  materielle  Seite  der  Frage  einer  Prüfung  in  der 
Kommission  unterzogen  und  festgelegt,  daß  die  lastenberechtigte 
Kirche  und  Schule  auf  keinen  Fall  verkürzt  werden  durften.  Die 
Kommission  vertrat  auch  die  Auffassung,  daß  ja  der  Staat  selbst 
an  der  Aufhebung  der  privatrechtlichen  Lasten  für  öffentliche 
Zwecke  interessiert  war,  weil  solche  Lasten  in  das  neue  Verhältnis 
zwischen  Pflichtigen  und  Berechtigten  nicht  mehr  paßten  und  nur 
Anlaß  zu  Rechtsstreitigkeiten  boten. 

In  der  Kammer  der  Abgeordneten  wie  in  dem  andern  Hause 
herrschte  Einigkeit  darüber,  daß  die  Lasten  auf  die  Staatskasse  zu 
übernehmen  seien,  wenn  die  Kosten  nicht  zu  hoch  wären.  Nach 
einer  von  der  Regierung  gefertigten  Übersicht  bezifferte  sich  der 
Jahreswert  der  auf  Komplexen  ruhenden  Besoldungen  für  Pfarreien 
und  Kaplaneien  auf  95764  fl.,  bei  Schul-  und  Meßnerstellen  auf 
21523  fl.,  zusammen  117287  fl.  Auf  Gutskomplexen  ruhende  Lasten 
waren  in  Höhe  von  37  538  fl.  in  Rechnung  genommen,  hierunter 
20754  fl.  für  den  standesherrlichen,  6645  fl.  für  den  übrigen  Adel, 
8235  fl.  für  Stiftungs-  und  Spitalpflegen;  der  Betrag  der  sonstigen 
auf  Komplexen  ruhenden  Lasten  war  auf   12  318  fl.  berechnet^). 

Die  Schwierigkeit  einer  definitiven  Regelung  der  Angelegen- 
heit kam  so  recht  zum  Ausdruck,  als  das  Plenum  der  Kammer  der 
Abgeordneten  zur  Beratung  und  Abstimmung  über  den  von  ihrer 
Kommission    erstatteten  Bericht    schritt.     Manche  Stimmen  wollten 


1)  a.  a.  O.  S.  782. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.    1S51— 53.   H.  B.  Ib.  S.  7ß0  ff. 

3)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1852-53.  Pr.  B.  VI.  S.  4268— 71.  4318—41. 
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den  Pflichtigen  durchaus  den  20  fachen  Maßstab  zugestehen,  zu- 
gunsten der  Lastenberechtigten  die  Staatskasse  in  Anspruch  neh- 
men. Ein  anderer  Teil  lehnte  eine  Belastung  der  Staatskasse  ab 
und  wollte  einen  gemischt  proportionalen  Maßstab  anwenden  lassen. 
Der  Ablösungsmaßstab  der  Regierung  wurde,  wie  auch  die  vor- 
erwähnten Anträge,  gleichfalls  abgelehnt.  Da  auch  der  Kommissions- 
antrag verworfen  wurde,  so  gab  es  überhaupt  über  nichts  abzu- 
stimmen. Der  Erfolg  der  dreitägigen  Beratung  bestand  darin,  daß 
die  Sache  zu  weiterer  Berichterstattung  an  die  Kommission  zurück- 
verwiesen wurde. 

Auch  bei  der  erneuten  Kommissionsberatung  gelang  eine 
Einigung  nur  dahin,  daß  ohne  Opfer  der  Lastenberechtigten  und 
ohne  Mitwirkung  der  Staatskasse  die  Ablösung  der  Komplexlasten 
nicht  durchzuführen  war  und  daß  ein  unter  dem  20 fachen  sich 
haltender  Maßstab  den  Berechtigten  nicht  angesonnen  werden 
könnte.  Bei  dem  Schwanken  der  Meinungen  zwischen  dem  20- 
fachen  und  dem  18  fachen  und  der  Ergänzung  des  2  fachen  durch 
die  Staatskasse  kam  ein  Mehrheitsantrag  überhaupt  nicht  zustande. 
Im  Plenum  scheiterten  ebenso  alle  Versuche  einer  Einigung!),  sodaß 
nichts  übrig  blieb,  als  die  Regierung  von  dem  NichtZustandekommen 
eines  Ständebeschlusses  in  Kenntnis  zu  setzen.  Formell  wurde 
dies  entbehrlich,  weil  seitens  des  Ministeriums  mit  der  Anregung, 
die  weitere  Beratung  auszusetzen,  die  Förderung  der  Angelegenheit 
durch  neue  Vorlagen  in  Aussicht  gestellt  wurde. 

So  mußte  auch  der  zweite  Versuch  einer  Ablösung  der  Komplex- 
lasten als  gescheitert  betrachtet  werden. 

Parallel  mit  dem  resultatlos  verlaufenen  Versuche,  die  Kom- 
plexlasten zu  beseitigen,  gingen  die  Verhandlungen  mit  den  Standes- 
herren wegen  der  anhängigen  Reklamationen.  Auch  diese  hatten 
sich  zerschlagen,  sodaß  Beschwerde  beim  Bundestag  erhoben  wurde. 
Zunächst  blieb  somit  die  Angelegenheit  in  der  Schwebe. 

Als  aber  zur  Beschwichtigung  der  standesherrlichen  Reklama- 
tionen bei  der  Bundesversammlung  eine  Reihe  von  Gesetzentwürfen 
ausgearbeitet  wurde,  befand  sich  unter  diesen  auch  der  am  31,  Ok- 
tober 1854  eingebrachte  dritte  Entwurf  betreffend  privatrechtliche 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke,  welche  auf  Gefällen  oder  Zehn- 
ten in  Verbindung  mit  anderen  Vermögensgegenständen  hafteten. 
Es  wurde  nun  ein  einheitlicher  18facher  Maßstab  vorgeschlagen 
und  die  Ablösung  beschränkt  auf  die  auf  dem  Besitz  von  Gefällen 


1)  a.  a.  O.  B.  B.  Ib  S.  1002.   Iü06.  Pr.  B.  VI.  S.  5008—5037. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    Ergänzungsheft  36. 
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und  Zehnten  in  Verbindung  mit  anderen  Vermögensgegenständen 
als  bleibende  Last  haftenden  Leistungen,  es  waren  somit  die  auf 
solchen  anderen  Verniögensgegenständcn  allein  haftenden  Leistungen 
ausgeschlossen.  Für  das  Staatskaminergut  und  die  den  Kirchen- 
und  Schuldienern  drohende  Einkommcnsminderung  sollte  Regelung 
in  einem  Spezialgesetz  erfolgen. 

Über  diesen  Entwurf  wurde  nicht  einmal  ein  Kommissions- 
bericht erstattet,  weil  inzwischen  der  Entwurf  wegen  Gewährung 
einer  Nachtragsentschädigung  abgelehnt'),  außerdem  die  Kammer  der 
Abgeordneten  am  20.  August  1855  aufgelöst  worden  war. 

Durch  Beschlufi  der  Bundesversammlung  vom  25.  Oktober  1855 
war  die  Regierung,  wie  anderwärts  dargestellt,  zu  weiteren  Ver- 
handlungen wegen  der  vorliegenden  standesherrlichen  Reklama- 
tionen aufgefordert  worden,  w^as  dann  zum  Abschluß  der  Konven- 
tion vom  22.  März  1856  führte.  Die  Standesherren  hatten  in  dieser 
Vereinbarung  der  Ablösung  der  Lasten  in  dem  Maße,  als  sie  selbst 
für  solche  Gefälle  Entschädigung  erhielten,  zugestimmt,  reservierten 
sich  aber  für  die  Zukunft  die  Freiheit,  sich  hierüber  auf  Grund 
besonderer  Verabredung  mit  ihren  Lastenberechtigten  gütlich  zu 
vereinbaren,  wobei  der  19  fache  Betrag  der  Lasten  an  die  Staats- 
kasse erlegt  werden  sollte.  Diese  sollte  die  Berechtigten  abfinden 
und  eine  etwa  weitergehende  Entschädigung  beziehen.  Der  Vollzug 
der  mit  den  Standesherren  abgeschlossenen  Konvention  wurde  von 
der  Regierung  in  die  Form  verschiedener,  im  August  1857  zur 
Vorlage  gebrachter  Gesetzentwürfe  gekleidet  2). 

Unter  diesen  befand  sich  auch  der  vierte  Gesetzentwurf 
wegen  Ablösung  der  Komplexlasten ^).  Der  Vorschlag  ging  nun 
dahin,  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke,  namentlich  Kirche,  Schule 
und  Armenunterstützung,  welche  auf  dem  Besitze  einzelner  oder 
verbundener  Vermögensteile  als  bleibende  Last  ruhten,  abzulösen. 
Ausgenommen  hiervon  waren  Leistungen  aus  dem  Vermögen  von 
Stiftungen,  Kirchenpfründen  oder  Körperschaften,  welche  zur  Er- 
füllung ihrer  gesetzlichen  Bestimmung  oder  des  Stiftungszwecks 
innerhalb  des  Kreises  ihrer  Wirksamkeit  dienten,  sowie  Leistungen 
zu  Besoldungen  an  Kirchen-  und  Schuldiener  und  zur  baulichen 
Unterhaltung  von  Amtswohnungen  samt  Zubehörden  der  Geistlichen, 
welche  der  Staatsfinanzverwaltung  aus  irgend  einem  Grunde  ob- 
lagen.    Eine  volle  Entschädigung  wurde  den  Lastenpflichtigen  nicht 


1)  Zu  vgl.  S.  75.  2)  Zu  vgl.  S.  81. 

3)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1856  —  58.  B.  B.  Ib.  S.  604.  703. 
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auferlegt,  hierfür  sollten  vielmehr  die  Entschädigungen  für  ihre  ab- 
gelösten Gefälle  und  Zehnten  maßgebend  sein.  Als  Ablösungs- 
maßstab war  der  19  fache  Jahresbetrag  der  Leistung  zugrunde 
gelegt. 

Auch  dieser  Entwurf  hatte  ein  eigenes  Schicksall).  In  dem 
Berichte,  welchen  die  Ablösungskommission  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten am  7.  Mai  1858  über  den  Entwurf  wegen  Ergänzung 
der  bisherigen  Bestimmungen  über  Gefäll-  und  Zehntablösung  er- 
stattet hatte,  war  Ablehnung  dieses  Entwurfes  beantragt  worden. 
Außerdem  hatte  sich  die  Kammer  nachdrücklich  gegen  die  von  der 
Bundesversammlung  in  Anspruch  genommene  Zuständigkeit  zur 
Erledigung  der  seitens  des  württembergischen  Adels  bei  dieser  an- 
hängigen Reklamationen,  wie  auch  gegen  jedes  einseitige  Vorgehen 
der  Regierung  in  dieser  Hinsicht  nachdrücklich  verwahrt^).  Wegen 
des  engen  Zusammenhanges  der  Ablösung  der  Komplexlasten  mit 
der  Revision  der  Ablösungsgesetze  hatte  die  Regierung  schon  am 
17.  April  1858  dem  Landtag  mitgeteilt,  daß  sie  vor  weiterer  Ver- 
folgung des  Komplexlastengesetzes  das  Ergebnis  der  standesherr- 
lichen Reklamationen  bei  der  Bundesversammlung  abwarten  wolle. 
So  ergab  sich  von  selbst,  daß  die  Kammer  die  Berichterstattung 
über  den  neuesten  Entwurf  aussetzte^),  weil  ihr  jedes  Interesse 
mangelte,  nach  Lage  der  Verhältnisse  ihrerseits  die  Angelegenheit 
zu  betreiben. 

Da  sich  eine  Klärung  der  Sache  längere  Zeit  nicht  hatte  er- 
möglichen lassen,  zog  die  Regierung  ihren  Entwurf  am  31.  Juli  1861 
auch  formell  zurück  und  ersetzte  diesen  durch  einen  neuen  (fünf- 
ten) Entwurf. 

Er  war  auf  den  Grundsätzen  des  früheren  Entwurfs  aufgebaut 
und  schlug  in  Analogie  zu  dem  Entwurf  wegen  Gewährung  einer 
nachträglichen  Aufbesserung  der  Gefäll-  und  Zehntablösung  als 
Entschädigung  den  19 fachen  Jahresbetrag  mit  den  Naturalienpreisen 
des  Zehntgesetzes  vor.  Gerade  weil  ein  mit  dem  Nachtragsgesetz 
in  Zusammenhang  stehender  Betrag  der  Entschädigung  in  Aus- 
sicht genommen  war,  beeilte  sich  die  Kammer  mit  den  Vorarbeiten 
zur  Beratung  keineswegs,  verlangte  vielmehr  erst  eine  Mitteilung 
der  Regierung  über  den  Stand  der  standesherrlichen  Reklamationen. 
Erst  nachdem  hierüber  Klarheit  geschaffen  war,  wurde  in  die  Be- 
ratung des  Entwurfs  eingetreten. 


1)  a.  a.  O.  B.  B.  Ib.  S.  838.  2)  Vgl.  S.  86/87. 

3)  a,  a.  O.  B.  B.  I.  Abt.  4  S.  7211. 
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Den  Hauptanstand  bildete  die  Normierung  des  Ablösungsmaß- 
stabs; die  Kommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  fürchtete 
nämlich  bei  Annahme  einer  den  früheren  Maßstab  übersteigenden 
Kntschädigung  Bestrebungen  der  Berechtigten  in  diesem  Sinne  auch 
für  die  Zehnt-  und  Gefällablösung  zu  unterstützen,  während  doch 
die  Kammer  ihren  gegenteiligen  Standpunkt  wiederholt  zum  Aus- 
druck gebracht  hatte.  So  kam  die  Kommission  zu  dem  die  Re- 
gierung nicht  wenig  verblüffenden  Antrag  '),  über  den  neuesten 
Entwurf  zur  Tagesordnung  überzugehen.  Gleichzeitig  war  aber  die 
Bereitwilligkeit  ausgesprochen,  an  der  Regelung  der  Verhältnisse 
wegen  der  Komplexlasten  dann  mitzuarbeiten,  wenn  hierdurch  die 
ganze  Ablösungsgesetzgebung  gegen  weitere  Angriffe  der  ehemaligen 
Berechtigten  gesichert  erschien. 

Das  Plenum  selbst  ging  auf  die  Beratung  des  Entwurfes  gar 
nicht  ein,  in  der  Erwägung,  daß  die  dem  Landtag  zu  Gebote 
stehende  Zeit  eine  gründliche  Behandlung  des  Entwurfes  nicht  er- 
möglichen ließ,  und  so  war  auch  dieser  Entwurf  vergeblich  ein- 
gebracht 2). 

B.   Das  Komplexlastengesetz  vom  19.  April  1865  und  seine 
finanzielle  Bedeutung-^). 

Ein  letzter  (sechster)  Gesetzentwurf  wurde  von  der  Regie- 
rung am  26.  November  1862  beim  ständischen  Ausschuß  einge- 
bracht, in  welchem  eine  totale  Wandlung  in  der  Auffassung  der 
Regierung  zum  Ausdruck  kam. 

Während  noch  kurz  vorher  die  bekannte  zweite  Übereinkunft 
mit  den  Standesherren,  wenn  auch  nur  stillschweigend,  als  rechts- 
wirksam und  nur  noch  der  ständischen  Beschlußfassung  bedürftig 
anerkannt  worden  war,  wurde  nun  im  Auftrag  des  Königs  kund- 
gegeben, daß  die  Regierung  ihr  schon  früher  gegebenesVersprechen, 
die  Erledigung  der  standesherrlichen  Reklamationen  nur  auf  dem 
Wege  der  Landesverfassung  zu  versuchen,  nun  streng  durchführen 
W'erde.  Die  Regierung  erklärte  sich,  nachdem  durch  die  Beschlüsse 
der  Kammer  der  Abgeordneten  die  Konvention  mit  den  Standes- 
herren mit  ihren  Wirkungen  als  gefallen,  zu  betrachten  war,  noch 
deutlicher.  Sie  proklamierte  nämlich  ihre  Absicht,  „nunmehr  den 
Rechtsbestand  der  gedachten,   in  den  Jahren   1848  und   1849  nach 


1)  Verb.  Kammer  der  Abg.   1859-61.  Pr.  B.  VII.  S.  5403—61. 

2)  a.  a.  O.  Pr.  B.  VII.  S.  5464—84. 

3)  Verh.    Kammer    der  Abg.   1862—65.    B.  I.  Abi.  1.  S.  206—17.     Pr.  B.  H. 
S.  1405—31.  1435—61, 
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den  Bestimmungen  der  Landesverfassung  gültig  zustande  gekom- 
menen Gesetze  gegen  jeden  etwaigen  Angriff  mit  allen  ihr  recht- 
lich zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  verteidigen  und  im  übrigen 
sich  darauf  zu  beschränken,  zum  Zwecke  des  längst  zugesagten 
Abschlusses  der  Ablösungsgesetze,  den  Entwurf  eines  Gesetzes 
über  die  Ablösung  der  sog.  Komplexlasten  zur  Verabschiedung  zu 
bringen". 

Die  Ansprüche  der  Standesherren  waren  damit  unzweideutig 
als  unberechtigt  abgelehnt  worden.  Der  Regierung  lag  jetzt  viel 
daran,  endlich  eine  Materie  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zum 
Abschluß  zu  bringen,  welche  einem  fünfmaligen  Anlauf  Trotz  ge- 
boten hatte.  Damit  gab  sie  einen  von  ihr  als  aussichtslos  erach- 
teten Standpunkt  auf. 

Der  Regierungsentwurf  zog  hieraus  sofort  die  sich  ergebenden 
Schlüsse.  Er  ging  davon  aus,  daß  eine  Umlegung  des  Schadens 
auf  die  Gesamtheit  vermieden  werden  mußte.  Da  bei  den  Leistungen 
für  Kirchen-  und  Schuldiener  die  Inhaber  der  Stellen  unmittelbar 
in  Mitleidenschaft  gezogen  waren  und  hierdurch  leicht  Zwecke  der 
Kirche  und  Schule  Not  leiden  konnten,  sollten  die  Leistungen  zu 
den  Besoldungen  der  Kirchen-  und  Schuldiener  gegen  Überweisung 
der  von  den  Pflichtigen  zu  entrichtenden  Ablösungskapitalien  auf 
das  Staatskammergut  übergehen.  Die  Leistungen  der  Staatsfinanz- 
verwaltung an  Besoldungen  für  Kirchen-  und  Schuldiener,  sowie 
die  Pflicht  zu  baulicher  Unterhaltung  von  Amtswohnungen  samt 
Zubehörden  der  Geistlichen  sollten  der  Ablösung  nicht  unterliegen. 
Nachdem  einmal  für  die  Ablösungsgesetze  eine  Kapitalisierung  der 
ehemaligen  Rechte  im  19  fachen  Betrag  durch  die  Kammer  der  Ab- 
geordneten wiederholt  und  definitiv  abgelehnt  war,  kehrte  die  Re- 
gierung bei  Ablösung  der  Komplexlasten  auf  den  16 fachen  Betrag 
des  Jahreswertes  der  Leistungen  unter  Anwendung  der  Naturalien- 
preise des  Zehntgesetzes  zurück.  Auf  eine  subtile  Scheidung  nach 
dem  Grade  der  Lästigkeit  oder  Natur  der  betreffenden  Abgabe 
wurde  nicht  eingegangen. 

Die  Auffassung  der  Regierung  fand  im  allgemeinen  die  Zu- 
stimmung der  Kommission,  so  daß  künftig  die  Leistungen  der  poli- 
tischen Gemeinden  für  öffentliche  Zwecke  der  letzteren  oblagen  mit  der 
Ausnahme,  daß  die  Besoldungen  der  Schullehrer  teils  aus  Stiftungs- 
fonds, teils  aus  der  Staatskasse  gereicht  wurden.  Damit  war  die  Haupt- 
frage, ob  die  Berechtigten,  die  Staatskasse  allein  oder  beide  die  Last 
des  Ausfalls  tragen  sollten,  gelöst.  Die  Unebenheiten  des  Entwurfes 
wollte    die  Kommission  dadurch  ausgeglichen  wissen,    daß   sie  die 
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Entschädigung  auf  den  18 fachen  Betrag  hinaufsetzte;  sie  war  aber 
in  der  Befürchtung,  die  Standesherren  könnten  aus  dieser  Nach- 
giebigkeit Veranlassung  nehmen,  ihre  alten  Ansprüche  wieder  zu  er- 
neuern, auch  dem  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  16  fachen 
Maßstab  nicht  abgeneigt,  wenn  hiervon  das  Gelingen  des  Komplex- 
lastengesetzes  abhängig  und  gegen  Angriffe  der  Berechtigten  ge- 
sichert war.  Die  bauliche  Unterhaltung  der  Kirchen  und  Kapellen, 
die  Bestreitung  der  Kultkosten  einschließlich  der  Meßnerbesoldungen 
war,  wenn  die  Mittel  der  Stiftung  nicht  ausreichten,  Sache  der 
kirchlichen  Lokalgemeinden,  während  die  Besoldung  der  Geistlichen 
der  Staatskasse  oblag. 

Im  weiteren  Verlaufe  zeigte  sich,  wie  tiefeingewurzelt  das  Miß- 
trauen der  Kammer  der  Abgeordneten  immer  noch  war,  weil  die 
Regierung  den  Standesherren  früher  erhebliche  Zugeständnisse 
gemacht,  auch  der  Bundesversammlung  gegenüber  eine  weitgehende 
Nachgiebigkeit  gezeigt  hatte.  Die  Regierung  ihrerseits  verlangte 
nun,  nachdem  die  Unterstützung  der  standesherrlichen  Ansprüche 
durch  die  Kundgebung  des  Königs  fallen  gelassen  war,  daß  auch 
die  Kammer  der  Abgeordneten  ihr  Mißtrauen  aufgab  und  ihre 
positive  Mitarbeit  an  dem  Komplexlastengesetz  gesichert  war. 

Als  Antwort  hierauf  verlangte  die  Kammer  der  Abgeordneten 
von  der  Regierung  die  Zusicherung,  daß  sie  die  Zuständigkeit  der 
Bundesversammlung  auch  fernerhin  bestreiten  und  im  Falle  eines 
in  dieser  Angelegenheit  etwa  ergehenden  Bundesbeschlusses  nicht 
einseitig  vorgehen  werde.  Diese  erneute  formelle  Festlegung  ver- 
weigerte die  Regierung  unter  Hinweis  auf  die  frühere  Zusicherung, 
deren  Inhalt  am  31.  Januar  1863  noch  einmal  wiederholt  wurde. 
Zu  dem  Gesetze  selbst  wurde  nun  zwar  das  Einverständnis  mit 
den  Regierungsvorschlägen  auch  formell  ausgesprochen,  der  „Sicher- 
heit halber"  jedoch  die  artikel weise  Beratung  des  Entwurfes  bis 
zum  Eintreffen  einer  die  Regierung  in  der  erwähnten  Richtung 
bindenden  Erklärung  ausgesetzt. 

Zur  Vermeidung  von  Mißdeutungen  und  um  endlich  das  Kom- 
plexlastengesetz zur  Erledigung  zu  bringen,  kam  die  Regierung 
noch  weiter  entgegen.  Am  1.  Juni  1863  erging  ein  K.  Reskript  fol- 
genden Inhalts: 

„Nachdem  von  Seite  der  Standesherren  und  der  vormaligen 
Reichsritterschaft  gegen  die  Ablösungsgesetze  der  Jahre  1848  und 
1849  teils  Vorstellung  bei  Uns,  teils  Beschwerde  bei  der  Deutschen 
Bundesversammlung  erhoben  worden  war,  so  war  es  das  fort- 
gesetzte   Bestreben    Unserer   Regierung,    unter    Fernhaltung   jeden 
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Eingriffs  in  die  Landesgesetzgebung  auf  streng  verfassungsmäßigem 
Wege  diese  Angelegenheit  in  einer  Weise  zu  ordnen,  wodurch 
Unserem  getreuen  Volke  die  Wohltat  der  Befreiung  des  Grund  und 
Bodens,  welche  Wir  von  Beginn  Unserer  Regierung  an  demselben 
zuzuwenden  bemüht  waren,  durchaus  unversehrt  erhalten,  zugleich 
aber  der  Anlaß  zu  jenen  Vorstellungen  und  Beschwerden  beseitigt 
werden  würde. 

Seit  dem  Zeitpunkte,  wo  jene  Vorstellungen  und  Beschwerden 
erhoben  wurden,  haben  sich  diese  Verhältnisse  mannigfach  geändert, 
auch  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  jene  Schritte  geschahen, 
erhebliche  Modifikationen  gefunden,  und  es  ist  zu  hoffen,  daß,  wenn 
durch  Verabschiedung  eines  Komplexlastengesetzes  auch  den  vor- 
maligen Gefäll-  und  Zehntpfiichtigen  die  längst  in  Aussicht  gestellte 
Befreiung  von  den  noch  auf  ihnen  ruhenden  Lasten  zuteil  wird, 
die  früher  bestandenen  Wünsche  nach  Änderung  der  bestehenden 
Ablösungsgesetzgebung  den  Rücksichten  auf  das  allgemeine  Wohl 
und  den  Frieden  unter  allen  Klassen  der  Beteiligten  werden  geopfert 
werden. 

Wir  haben,  wie  euch  bekannt.  Unseren  Minister  des  Innern 
ermächtigt,  bei  Einbringung  des  vorliegenden  Gesetzentwurfes  über 
Ablösung  der  Komplexlasten  die  Erklärung  abzugeben,  daß  Unsere 
Regierung  angesichts  des  Beschlusses  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten vom  3,  Dezember  1861  den  Rechtsbestand  der  in  den  Jahren 
1848  und  1849  nach  den  Bestimmungen  der  Landesverfassung 
gültig  zustande  gekommenen  Ablösungsgesetze  gegen  jeden  etwaigen 
Angriff  mit  allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  verteidigen  werde. 
Daß  dies  insbesondere  auch  gegenüber  der  Deutschen  Bundesver- 
sammlung geschehen  würde,  wenn  etwa  die  zurzeit  ruhenden  Be- 
schwerden der  Standesherren  und  der  vormaligen  Reichsritterschaft 
daselbst  wieder  erhoben  werden  sollten,  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen. Daß  ferner  hierbei  Unsere  Regierung  der  Deutschen 
Bundesversammlung  alle  diejenigen  Gründe,  welche  gegen  deren 
Zuständigkeit  zur  Erledigung  der  fraglichen  Beschwerden  geltend 
zu  machen  sind,  der  Wichtigkeit  des  vorliegenden  Gegenstandes 
entsprechend,  in  ihrem  vollen  Umfange  entgegenhalten  werde,  hat 
Unser  Minister  des  Innern  gegenüber  eurer  mit  Begutachtung  des 
vorliegenden  Gesetzentwurfes  beauftragten  Kommission  bereits  als 
selbstverständlich  bezeichnet,  und  Wir  bestätigen  dies  mit  dem  An- 
fügen, daß  Unsere  Regierung  somit  die  Zuständigkeit  der  Deutschen 
Bundesversammlung  zur  Erledigung  der  gedachten  Beschwerden 
nicht  anerkennen  wird. 
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Sollte  gleichwohl  in  Widerspruch  hiermit  hinsichtlich  dieser 
Beschwerden  ein  Bundesbeschluß  ergehen,  so  erteilen  Wir  euch  die 
erbetene  Zusicherung,  daß  Unsere  Regierung  in  Vollziehung  des- 
selben nicht  einseitig  vorgehen  wird,  um  so  bereitwilliger,  als  Wir 
iliese  Angelegenheit  niemals  anders  als  in  Übereinstimmung  mit 
der  Ständeversammlung  zu  ordnen  gewünscht  haben." 

Damit  war  alles  vorbereitet,  um  den  Schlußstein  in  das  große 
Werk  der  Agrarreform  einzufügen.  Die  Kammer  der  Abgeordneten, 
welche  in  dem  K.  Reskript  die  wörtliche  Erfüllung  der  von  ihr 
vorgebrachten  Wünsche  erblickte,  säumte  nun  nicht  länger,  zur 
Berichterstattung  über  den  Gesetzentwurf  zu  schreiten  und  am 
21.  Dezember  ihr  Ergebnis  zusammenzufassen.  Die  jetzt  noch  ge- 
machten Ausstellungen  bezogen  sich  nur  noch  auf  Änderungen  in 
der  Fassung. 

Der  zweite  Absatz  des  Artikels  41  des  Zehntgesetzes,  welcher 
die  Abfindung  der  zugleich  auf  anderem  Eigentum,  namentlich  auf 
inkorporierten  oder  inkamerierten  Gerechtsamen  ruhenden  Lasten 
einem  andern  Gesetz  vorbehalten  hatte,  war-  nun  erfüllt. 

Der  unzertrennliche  Zusammenhang  des  Komplexlastengesetzes 
mit  der  gesamten  im  Jahre  1817  einsetzenden  Ablösungsgesetz- 
gebung war  nun  anerkannt. 

Um  dem  Komplexlastengesetz  den  Charakter  eines  Versöhnungs- 
werks zu  wahren,  gab  die  Kammer  der  Abgeordneten  Anregungen 
in  dem  Sinne  nicht  nach,  die  Wirkung  des  Gesetzes  zu  beschränken 
auf  diejenigen,  welche  keine  Reklamationen  gegen  die  Gültigkeit 
der  Ablösungsgesetze  erhoben  oder  ausdrücklich  hierauf  verzichtet 
hatten.  Aus  den  gleichen  Motiven  sah  die  Kammer  auch  davon 
ab,  eine  ausdrückliche  Zustimmungserklärung  der  Standesherren  zu 
dem  von  ihr  und  der  Regierung  in  dem  Beschlüsse  vom  3.  De- 
zember 1861  und  in  dem  K.  Reskript  vertretenen  Standpunkt  zu 
verlangen. 

Die  bisherigen  Ergebnisse  der  Beratung  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  wurden  dem  anderen  Hause  am  11.  Februar  1865 
vorgelegt  und  damit  alle  Hoffnungen  der  Standesherren  vernichtet. 
Die  Standesherren  ergriffen,  wenn  auch  schweren  Herzens,  nach 
der  Neugestaltung  der  Verhältnisse  die  Gelegenheit,  an  dem  Ab- 
schluß der  Agrarreform  positiv  mitzuwirken.  Brachte  ihnen  doch 
das  Komplexlastengesetz  ein,  w^enn  auch  nuF  teilweises  Äquivalent 
für  die  unmöglich  gewordene  Revision  der  Ablösungsgesetzgebung. 

Die  Kammer  der  Standesherren  sah  in  dem  Abschluß  des 
Komplexlastengesetzes,  wenn  auch  sehr  spät,  die  Bedingung  erfüllt. 
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welche  sie  schon  seinerzeit  den  Beschlüssen  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten zum  Zehntgesetz  angehängt  hatte.  Des  langen  Streites 
müde,  ohne  Aussicht,  mehr  als  durch  den  Entwurf  geboten  war 
zu  erreichen,  nahm  die  Kammer  der  Standesherren  in  der  Sitzung 
vom  4.  April  1865  alle  Anträge  des  anderen  Hauses  an.  Am 
20.  April  1865  erhielten  die  Beschlüsse  der  Ständeversammlung  die 
Sanktion  der  Krone  und  waren  dadurch  Gesetz  geworden. 

11,  Kapitel. 
Schluss. 

In  stetigem  Fortschreiten,  unter  ständiger  Anregung  seitens 
der  zur  Gesetzgebung  berufenen  Faktoren  war  es  gelungen,  das 
baufällige  Gebäude  einer  in  den  Rahmen  einer  neuen  Epoche  nicht 
mehr  passenden  Agrarverfassung  abzutragen  und  an  seiner  Stelle 
einen  Neubau  zu  errichten ,  in  welchem  die  Beteiligten  günstigere 
Lebensbedingungen  für  ihr  wirtschaftliches  Gedeihen  finden  sollten. 

Es  wird  keiner  besonderen  Rechtfertigung  bedürfen,  wenn  am 
Ausgang  der  Darstellung  einer  tief  in  das  gesamte  wirtschaftliche 
und  soziale  Leben  Württembergs  einschneidenden  Reformgesetz- 
gebung   deren  Gesamtergebnisse  kurz  gewürdigt  werden. 

Die  Ablösung  bäuerlicher  Lasten  zeigt  insofern  ganz  das  Ge- 
präge der  im  deutschen  Süden  und  Südwesten  auftretenden  Be- 
freiungsform, als  es  auch  hier  in  der  ersten  Periode  zu  einer 
greifbaren  Reform  nur  bei  denjenigen  Bauern  kam,  welchen  der 
Landesherr    als    Gerichts-,  Grund-    oder  Leibherr    gegenüberstand. 

Wenn  die  Ausdehnung  der  im  Edikte  von  1817  proklamierten 
Beseitigung  der  Unfreiheit  auf  das  ganze  Territorium  nicht  so  rasch 
durchzuführen  war,  wie  z.  B.  im  Nachbarlande  Baden,  so  gibt  es 
hierfür  nur  eine  Erklärung:  Das  Vorhandensein  eines  mächtigen 
Widerstandes  seitens  der  zahlreichen  privaten  Berechtigten,  des 
Adels  und  der  Körperschaften. 

Die  nächste  Veranlassung  zu  einer  Änderung  des  Agrarrechts 
in  Württemberg  ergab  sich  schon  aus  der  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts vorhandenen,  durch  mehrere  Mißernten  der  Jahre  1809, 
1810,  1812 — 15  noch  gesteigerten  wirtschaftlichen  Entkräftung  des 
Bauern  1).  Um  das  Maß  vollzumachen,  verursachten  im  Jahre  1816 
Nässe    und    Kälte    eine    Mißernte,    eine  Fehlernte    in    Obst,    Wein, 


1)  Dehlinger,  Dr.  H.,  Überblick  über  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft  seit 
der  Mitte  des   18.  Jahrhunderts  im  Württ.  Jahrb.    1897,1.  Heft,  S.  59  ff. 
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Kartoffeln,  Getreide  und  Futter;  zwei  Drittel  des  Viehbestandes 
mußten  wegen  Mangels  an  Futter  getötet  werden. 

Die  schon  längere  Zeit  aufgehäuften  Desiderien  der  landbau- 
treibenden  Bevölkerung^)  verdichteten  sich  nun  zu  der  Losung:  Er- 
laubnis der  Zertrennung  der  Bauerngüter,  Verminderung  derauf  Grund 
und  Boden  ruhenden  Lasten,  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und 
Verwandlung  der  Naturalabgaben  in  mäßige  Geldzinsen.  Dem 
Sohne  Herzog  Friedrich  Eugens,  Friedrich,  war  es  überlassen,  vor- 
bereitende Maßnahmen  zur  Agrarreform  zu  treffen;  wegen  seines 
allzu  stürmischen  Vorgehens  hatte  er  keinen  Erfolg,  erreichte  viel- 
mehr durch  die  Behandlung  seines  Adels  nur  eine  Erbitterung 
desselben. 

Als  ihm  der  Tod  die  Zügel  der  Regierung  aus  der  Hand  ge- 
nommen hatte,  erwuchs  seinem  Nachfolger  König  Wilhelm  I.  als 
erste  und  vorzüglichste  Aufgabe  seiner  landesherrlichen  Fürsorge, 
die  Wünsche  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ihrer  Erfüllung  näher- 
zubringen. 

Das  Programm  der  von  ihm  kurz  nach  Antritt  der  Regierung 
inaugurierten  Agrarreform  war  ob  seiner  Weitsichtigkeit  und  Kühn- 
heit gleich  bemerkenswert.  Wenn  auch  hier  kräftige  Maßnahmen 
vorgesehen  waren,  so  war  dies  immer  noch  ein  Wirken  mit  kleinen 
Mitteln,  da  der  Erfolg  keineswegs  den  guten  Absichten  entsprach 
und  eine  Verallgemeinerung  der  Maßregeln  auch  auf  die  Bauern 
der  privaten  Gutsherrschaften  zunächst  unterbleiben  mußte. 

Zur  Linderung  der  noch  lange  fühlbaren  Folgen  der  Notjahre 
begann  mit  dem  Jahre  1828  eine  Reform  großen  Stils,  die  dann 
zu  der  Reform gesetzgebung  des  Jahres  1836  führte.  Der  Erfolg 
wäre  freilich  auch  jetzt  kein  nachhaltiger  geworden,  wenn  nicht 
der  dornenvolle  Weg  der  Einzelarbeit  vorher  zum  Abschluß  der 
Deklarationen  mit  dem  Adel  geführt  hätte. 

Es  war  ein  glücklicher  Griff,  daß  zur  Durchführung  der  nun 
beginnenden  Gesetzgebung  erhebliche  Mittel  aus  der  Staatskasse 
bereitgestellt  wurden,  um  den  Pflichtigen  die  Ablösung  überhaupt 
zu  ermöglichen.  Mit  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1836  war  der 
gerichts-  und  leibherrliche  Verband  zum  größten  Teile  gelöst 
worden.  Wie  begreiflich  war  diese  Partialablösungsmaßregel  nicht 
ohne  Hindernisse  durchzuführen.  Der  Adel  hatte  die  Intervention 
der  Bundesversammlung  schon  wegen  der  Verletzung  seiner  Rechte 
durch  das  Edikt  von   1817  angerufen.    Nach  Emanation  der  Gesetze 


2)  Schneider,  E.,   Württ.  Geschichte  S.  35  ff. 
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herrschte,  soweit  die  Gesetzgebung  in  Frage  kam,  Ruhe.  Besondere 
Ereignisse,  welche  zu  einer  beschleunigten  Fortsetzung  der  Reform 
Anlaß  gegeben  hätten,  lagen  nicht  vor,  so  daß  die  Regierung  sich 
der  Hoffnung  hingab,  die  noch  bestehenden  Differenzen,  insbesondere 
die  Interpretation  des  Artikels  XIV  der  Bundesakte  durch  die  Bundes- 
versammlung würden  in  nicht  ferner  Zeit  durch  einen  Spruch  des 
Plenums  beseitigt  werden.  Bei  dem  schleppenden  Gang  der  Ge- 
schäfte des  obersten  Reichsorganes  erwies  sich  diese  Hoffnung 
allerdings  als  eine  trügerische. 

Der  ersehnte  Bundesbeschluß  erging  erst  am  17.  September  1846. 
Die  in  den  Oktobergesetzen  eingefügte  Schlußklausel  wegen  des  dem 
standesherrlichen  Eigentum  zu  gewährenden  besonderen  Schutzes 
war   nun   nach    der  Auffassung  der  Regierung   hinfällig  geworden. 

Inzwischen  waren  die  Pflichtigen  selbst  und  deren  Wortführer 
in  der  Kammer  nicht  untätig  geblieben,  um  sich  von  ihren  Ver- 
pflichtungen gegenüber  ihren  Grundherren  ganz  zu  befreien.  Eine 
große  Anzahl  bei  der  Krone  direkt  oder  der  Ständeversammlung 
eingereichter  Petitionen  diente  diesem  Zweck.  Die  Regierung 
nahm  hieraus  Anlaß,  im  Jahre  1847  zwei  Gesetzentwürfe  auszuarbeiten, 
deren  einer  von  der  Ablösung  der  Grundlasten  im  allgemeinen 
handelte,  während  das  noch  immer  bestehende  Falllehensverhältnis 
speziell  geregelt  werden  sollte. 

Kurz  nach  Fertigstellung  dieser  beiden  umfassenden  Entwürfe 
begann  das  Jahr  1848  seine  Schatten  vorauszuwerfen.  Die  ganze 
politische  Gestaltung  und  mit  ihr  die  wirtschaftliche  Bewertung  der 
Grundlasten  hatte  eine  Änderung  erfahren.  Sie  war  Veranlassung, 
daß  die  Regierung  in  der  größten  Eile  unter  Verlassung  der  in 
den  fertigen  Entwürfen,  welche  noch  auf  der  Richtlinie  der  Gesetz- 
gebung des  Jahres  1836  basiert  hatten,  niedergelegten  Grundsätze 
einen  neuen  Entwurf  fertigstellte,  welcher  der  Beseitigung  der  aus 
der  Grundherrschaft  entspringenden  Lasten  galt. 

Ein  Jahr  später  wurde  der  Zehnt  beseitigt,  und  jetzt  zeigte  es 
sich,  wie  oberflächlich  die  Notgesetzgebung  des  Jahres  1848  ge- 
arbeitet hatte.  In  drei  Nachtragsgesetzen  wurde  die  Materie  noch 
ergänzt.  War  auch  die  Gesetzgebung  so  radikal  wie  nur  möglich 
gewesen ,  für  die  Regierung  ergab  sich  nun  doch  der  Vorteil ,  daß 
sie  schon  früher  Teile  der  Agrarreform  durchgeführt  hatte.  Hier- 
durch blieben  dem  Lande  wenigstens  schwere  Erschütterungen 
erspart. 

Aus  dem  niedrigen  Maßstabe  aber,  welcher  der  Ablösung  zu- 
grunde gelegt  wurde,   ergaben  sich  die  schwersten  wirtschafdichen 
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Folgen  für  die  Berechtigten.  Die  Standesherren  säumten  deshalb 
nicht,  die  bundesrechtlichen  Garantien  anzurufen.  Zunächst  ohne 
Erfolg,  weil  mit  Einführung  der  Grundrechte  diese  Garantien  selbst 
als  hinfällig  erklärt  worden  waren. 

Eine  Änderung  in  dieser  Rechtslage  vollzog  sich  infolge  des 
am  1.  Juli  1850  erfolgten  Eintrittes  eines  neuen  Ministeriums.  Die 
Kammer  der  Standesherren,  deren  Existenz  den  Grundrechten  zum 
Opfer  gefallen  war,  wurde  restituiert  und  am  31.  August  1851  durch 
einen  Bundesbeschluß  die  Aufhebung  der  Grundrechte  verfügt.  AU' 
das  vollzog  sich  unter  schweren  Kämpfen.  Die  Regierung  ver- 
schloß sich  der  Auffassung  keineswegs,  daß  die  Bestimmungen 
der  Gesetze  von  1848  und  1849  über  alle  Berechnungen  schädliche 
Wirkungen  für  die  Berechtigten  erzeugt  hatten.  Sie  zeigte  deshalb 
auch  Neigung,  die  Ansprüche  der  Standesherren  dadurch  zu  unter- 
stützen, daß  sie  sich  bereit  erklärte,  die  mit  den  Bundesgesetzen 
im  Widerspruch  stehenden  gesetzlichen  Verfügungen  zu  beseitigen. 
Angesichts  der  Haltung  der  Regierung  glaubten  die  Standesherren 
mit  dem  Wunsche  einer  Revision  der  Ablösüngsgesetzgebung  über- 
haupt hervortreten  zu  dürfen,  ein  Wunsch,  der  bei  dem  Komplex- 
lastengesetz seine  Erfüllung  zu  erfahren  schien.  Aber  man  hatte 
nicht  mit  der  starren  Opposition  der  Kammer  der  Abgeordneten 
gerechnet,  welcher  inzwischen  die  stattgehabten  Verhandlungen 
der  Regierung  mit  den  Standesherren  bekannt  geworden  waren. 
Nach  erfolgter  Information  über  Art  und  Umfang  der  Beschwerden 
der  Berechtigten  steigerte  sich  der  Widerspruch  noch  mehr.  Als 
die  Regierung  der  Ständeversammlung  eine  Reihe  von  Gesetz- 
entwürfen zur  Beschwichtigung  der  Beschwerden  vorlegte,  welchen 
eine  nachträgliche  Erhöhung  des  Entschädigungsmaßstabes  an- 
geboten wurde,  war  das  Schicksal  dieser  Entwürfe  leicht  voraus- 
zusehen. 

Den  Berechtigten  blieb  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als  einzeln 
und  korporativ  ihre  Reklamationen  bei  der  Bundesversammlung  zu 
betreiben.  Durch  einen  speziellen  Beschluß  vom  25.  Oktober  1855 
wurden  die  standesherrlichen  Reklamationen  als  berechtigt  an- 
erkannt und  Regierung  wie  Standesherren.  auf  den  Weg  der  Ver- 
einbarung zurückverwiesen.  Die  Regierung  fügte  sich  auch  dem 
Ausspruche  der  Bundesversammlung  und  begann  am  6.  November 
1855  von  neuem  die  Verhandlungen.  War  'früher  eine  Erhöhung 
des  Entschädigungskapitals  um  ein  Achtel  in  Aussicht  gestellt 
worden,  so  wurde  jetzt  die  Erhöhung  auf  den  doppelten  Betrag 
angeboten.     Das  Ergebnis    der  Verhandlungen   wurde   in    einer    im 
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Jahre  1856  zwischen  Regierung  und  Standesherren  zustande  ge- 
kommenen Vereinbarung  niedergelegt.  Der  Inhalt  der  Vereinbarung 
wurde  in  die  Form  von  Gesetzentwürfen  gekleidet  und  die  Mitwirkung 
der  Ständeversammlung  auf  diese  Weise  in  Anspruch  genommen. 
Formell  ergab  sich  sofort  die  Schwierigkeit,  daß  die  Kammer 
der  Abgeordneten  die  Vorlage  der  Vereinbarung  selbst  verlangte, 
deren  Berechtigung  übrigens  bestritten  wurde.  Wie  schon  früher, 
so  konnte  sich  die  Kammer  auch  jetzt  nicht  von  der  Notwendig- 
keit einer  Erhöhung  der  den  Berechtigten  zu  gewährenden  Ent- 
schädigung überzeugen.  Waren  die  Aussichten  für  das  Zustande- 
kommen einer  Einigung  überhaupt  gering,  so  wurden  bei  der 
Abstimmung  sämtliche  Anträge  ohne  Detailberatung  verworfen. 

Die     Ablösungskapitalien     nach     den    Gesetzen     von    1848/49 
hatten  betragen  ^ 

Für  das  Staatskammergut  .  .  .  29020000  fl. 
„  die  Hofdomänenkammer  .  .  3200000  „ 
„     Kirche,  Schule,  Körperschaften 

und,  Stiftungen 16540000     „ 

„     den  Adel 13220000    „ 

„     sonstige  Berechtigte  ....       6840000     „ 

68  820000  fl. 
Für    die  Durchführung    der  Agrarreform    war    es  von  Vorteil,    daß 
der  Staat  auf  einem  großen  Gebiet  Grundherr  war.    So  wirkte  das 
von  ihm  gegebene  Beispiel  in  vielen  Beziehungen  aufmunternd  und 
belehrend. 

Wenn  die  Bemühungen  der  Berechtigten  um  eine  Erhöhung  der 
ihnen  in  den  Jahren   1848  und   1849  gewährten  Entschädigung  zum 
Ziele    geführt    hätten,    hätte   sich    eine  Entschädigung   ergeben  von 
56750000  Mk.  für  den  Staat, 
25400000     „       „       „     Adel, 
6390000     „       „     die  Hofdomänenkammer, 
5491000     „       „     evang.  Kirchen- u.  Schulstellen, 
11430000     „       „    kathol. 

15  890000     „       „     Stiftungen  und  Korporationen, 
15081000      „  sonstige  Berechtigte 

136432000  fl. 
Gegenüber     der     gewährten    Entschädigung     ergab     sich     ein 
Minderertrag    für    die    Berechtigten l),     welcher    sich    be- 
zifferte auf  rund: 


1)  Verb,  der  Kammer  der  Abg.  1856—61,  I.  B.  B.  IV.  Abt. 
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27730000  Mk.  für  den  Staat, 
3100000     „       „     die  Hofdomänenkamnier, 
12180000     „       „     den  Adel, 

16270000     „       „     kathol.  und  evang.  Kirchen-  und 
Schulstellen,    sowie  Stiftungen   und 
Korporationen, 
8241000     „    für  die  übrigen  Berechtigen. 
67521000  fl. 

Die  Zahlen  sprechen  für  sich  selbst;  der  Ansturm  der  in  ihren 
vitalen  Interessen  aufs  empfindlichste  Getroffenen  wird  hierdurch 
sofort  verständlich.  Ein  Drittel  des  Verlustes  war  auf  das 
Konto  der  niederen  Getreidepreise  zu  buchen,  während  der  Rest 
der  Minderung  auf  das  Konto  des  niederen  Ablösungsmaßstabes 
zu  bringen  ist.  Von  dem  Verlust  fielen  30,5  Prozent  =  20594000  fl. 
auf  die  Gefälle,  69,5  Prozent  =  46  927  000  fl.  auf  die  Zehnten. 

Bei  den  Geldgefällen  wurde  bei  der  12  fachen  Entschädigung 
ein  Verlust  von  52  Prozent,  bei  dem  16  fachen  Maßstabe  ein  solcher 
von  36  Prozent  berechnet,  während  der  Ausfall  bei  den  Getreide- 
gefällen zu  61,6  und  48,8  Prozent  angenommen  wurde.  Da  meist 
verschiedenartige  Gefälle  zusammentrafen,  wurde  ein  durchschnitt- 
licher Verlust  von  50  Prozent  beklagt.  Geschädigt  waren  vorzugs- 
w'eise  diejenigen  Gruppen  von  Berechtigten ,  welche  sich  nicht 
schadlos  halten  konnten,  namentlich  also  der  Adel. 

Eine,  wenn  auch  nur  unerhebHche  Besserung  des  Schadens 
brachte  das  Komplexlastengesetz.  Es  wurde  aber  vom  Standpunkte 
des  Rechts  und  der  Berechtigten  in  höchstem  Grade  bedauert,  daß 
die  Bestrebungen  zu  einer  ausgleichenden  Aufbesserung  gegenüber 
der  früher  gewährten  Entschädigung  mit  einem  schrillen  Mißklang 
geendigt  hatten. 

Zur  Heilung  von  Wunden,  welche  eine  frühere  Kammer,  be- 
sonders gearteten  Verhältnissen  Rechnung  tragend,  geschlagen 
hatte,  fehlte  einer  nachfolgenden  Generation  bei  der  neuen  politischen 
Konstellation  Verständnis  wie  Interesse.  Zudem  klopften  Forde- 
rungen wirtschaftlicher  Natur  von  eminenter  Bedeutung,  wie  der 
weitere  Ausbau  der  begonnenen  Eisenbahnlinien  und  die  Neu- 
gestaltung des  Steuerwesens  laut  und  vernehmlich  an  die  Pforten. 
Diesen  gerecht  zu  werden ,  wäre  nicht  möglich  gewesen ,  wenn 
nicht  die  zur  Hebung  der  Landwirtschaft  und  ihrer  Angehörigen 
ergriffenen  Maßnahmen  jetzt  ihre  Wirkungen  entfaltet  hätten. 

Zunächst  ist  hier  die  infolge  der  ausgedehnten  Waldrodungen 
geschaffene    Möglichkeit    zur    Ausdehnung    des    Getreidebaues    zu 
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erwähnen  ')•  Der  Anbau  von  gewinnbringenden  Handelsgewächsen, 
besonders  der  Zuckerrübe,  ging  parallel  mit  der  Besserung  der 
Wiesenwirtschaft  und  Verminderung  der  Brache,  sowie  dem  Steigen 
der  Güterpreise.  Mittelbar  an  diesen  Anordnungen  technischer 
Natur  war  die  Ablösung  der  einer  freien  Entfaltung  der  bäuerlichen 
Wirtschaftskraft  abträglichen  Lasten  beteiligt.  Im  weiteren  Ent- 
wicklungsgang begann  sich  sodann  selbst  der  zwischen  Alt-  und 
Neuwürttemberg  noch  bestehende  Unterschied  der  Verhältnisse  in 
Boden-  und  Besitzverteilung  abzuflachen,  da  Neuwürttemberg  schon 
bisher  einen  bedeutenden  Getreideexport  hatte. 

Als  letztes,  kleines  Mittel  zur  endgültigen  Überleitung  in  die 
neuen  Verhältnisse  ist  das  Gesetz  vom  26.  März  18732)  zu  be- 
trachten, welches  die  Ablösung  aller  auf  fremden  Grundstücken 
lastenden  privatrechtlichen  Weiderechte  und  anderer  Kulturbe- 
schränkungen, sowie  der  auf  Waldungen  ruhenden  Weide-,  Graserei- 
und  Streurechte  zum  Gegenstand  hatte.  Hierdurch  wurde  die  schon 
im  sogen.  Schäfereigesetz  vom  9.  April  1828  3)  in  Angriff  genommene 
Beseitigung  der  einer  rationellen  Waldkultur  hinderlichen  Rechte 
fortgesetzt  und  vollendet^). 

Die  Württ.  Grundentlastung  fand  auch  formell  ihren  Abschluß 
im  Jahre  1873.  Nachdem  die  25jährige  Frist  zur  Tilgung  der  im 
Jahre  1848  und  1849  begründeten  Ablösungsschuldigkeiten  dem 
Ablauf  nahe  war,  wurde  am  25.  Juni  1873  die  Gefäll-  und  Zehnt- 
ablösungskasse, welche  nun  den  ihr  in  den  Gesetzen  vom  14.  April 
1848  und  17.  Juni  1849  bestimmten  Zweck  erfüllt  hatte,  aufgehoben^). 
Die  noch  anfallenden  Geschäfte  gingen  an  die  Kameralämter  über, 
die  Domänendirektion  übernahm  die  Funktionen  der  früheren  Ab- 
lösungskommission ,  welche  am  gleichen  Tage  ihre  Tätigkeit  ein- 
gestellt hatte. 


1)  Württ.  Jahrb.  f.   Stat.-  u.   Landeskunde,  Jahrg.  1900,  I.  Heft,  S.  127,  249  ff. 

2)  Dehlinger  a.   a.   O.   S.  70  ff. 

3)  Reg.- Blatt  S.  63. 

4)  Reg.-Blatt  S.  177. 

5)  Die  Landwirtschaft,    Denkschrift    der   Zentralstelle    für   die  Landwirtschaft, 
1902,  S.  89. 

6)  Reg.-Blatt  1873,  S.  276. 
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II.  Entschädigung  der  Berechtigten  auf  Grund  der  Gesetze  vom 
14.  April  1848  und  17.  Juni  1849. 


Ablösungskapital  für 

Berechtigte 

Gefälle 

Zehnten 

Zusammen 

fl. 

fl. 

fl. 

I.  Staatsfinanzverwaltung 

6  750  000 

21  160  000 

27  910  000 

II.  Privatberechtigte 

1. 

Hofdomänenkammer 

800  000 

2  400  000 

3  200  000 

2. 

Adel 

a)  Standesherren 

4  340  000 

4  740  000 

9  080  000 

b)  Ritterschaftlicher"! 

c)  Landsässiger        j 

1  740  000 

1  370  000 

3  110  000 

430  000 

270  000 

700  000 

3. 

Juristische  Personen 

a)  Evangelische  Kirche 

120  000 

2  450  000 

2  570  000 

b)   Evangelische  Schule 

40  000 

120  000 

160  000 

c)  Katholische  Kirche 

G70  000 

4  910  000 

5  580  000 

d)  Katholische  Schule 

100  000 

40  000 

140  000 

4. 

Stiftungen  u.  Körperschaften 

3  870  000 

3  900  000 

7  770  000 

5. 

Sonstige  Berechtigte 

1  130  000 

5  710  000       1 

6  840  000 

6. 

Unverteilter  Zuwachs 

Gesamtsumme: 

696  000 

1  074  000       1 

1  770  000 

20  686  000 

48  144  000 

68  830  000 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     Ergänzungsheft  36. 
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Verzeichnis  der  Quellen. 


P 


I.   Ungedruckte  Quellen. 

A.    Akten  desK.  Archivs  des  Innern   in  Ludwigsburg. 

A,  2Ö,     1.  a)  Ablösungsgesetze  von    1836  und  ältere  Akten,    die   Leibeigenschaft  be- 
treffend 1820-  1S37. 
b)  Gesetzentwurf  wegen  der  Kellereisteuern  usw. 

2.  a)  Beschwerden    von    Gemeinden    der    Oberämter  Ellwangen,    Neresheim 

und    Leutkirch    gegen    die  Herrschaften   Oettingen-Wallerstein    und 
-Spielberg,  sowie  Thurn  und  Taxis.     1S29 — 1S4S. 

b)  Ablösungsgesetze  von   1S36.    1S36- 1S4S. 

c)  Berichte   über   den   Fortgang    des  V^ollzuges    der   Ablösungsgesetze   von 

1836.    1842-1849. 

3.  a)  Grundentlastung  im  Kaisertum   Österreich,    1855  — 185S. 

b)  Allodifikation  der  Falllehen. 

c)  Entwürfe  zu  dem  Gesetze  über  Ablösung  der  Zehnten.    1848 — 1S49. 

4.  a)  Verhandlungen  mit  standesherrlichen  Bevollmächtigten    über    die  in  der 

Kammer  der  Abgeordneten  eingebrachten  Entwürfe  von  Ablösungs- 
gesetzen.   1834— 1S35. 
b)  Verwahrung  mehrerer  Standesherrschaften  gegen  die  Ablösungsgesetze. 
1848-1852. 

5.  a)  Übersichten    über    die  Gefäll-    und   Zehntlasten    und    die  zur  Ablösung 

bestimmten    privatrechtlichen     Leistungen     für     öffentliche    Zwecke. 
1852-1863. 

b)  Steigerung  der  Grundabgaben  durch  die  Grundherrschaften,   1838 — 1854. 

c)  Die  Tätigkeit  der  Ablösungskommission. 

6.  Zehntablösungsgesetz  vom  17,  Juni  1849.     1832—1858. 

7.  a)  Gesetz    vom    24.  August    1849,    betreffend    die  Ergänzung    einiger  Be- 

stimmungen des  Gesetzes  vom  14.  April  1848. 

b)  Antrag  der  Kammer  der  Abgeordneten    auf  zwangsweise  Ablösung  bei 
den  Gefällen  und  Zehnten  des  Staatskammerguts. 
12,  a)  Statistische  Erhebungen  über  die  von  den  Standesherren  zu  entrichtende 
Grund-  und  Gefällsteuer  mit  den  Einkünften  aus  ihren  im  Königreich 
gelegenen  Besitzungen.     1818 — 1822, 

b)  Übersichten  über  die  infolge  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1849  den  Ge- 
meinden einverleibten  Besitzungen  der  Standesherren  und  des 
ritterschafdichen  Adels.    1856 — 1862. 

8* 


-       lU)       - 

c)  Kommunikation   mit  den   Standesherren,    Beschwerden    der  Fürsten   von 
Hohenlohc.    1833— 1S4S. 

13.  a)  Protestationen     mehrerer    Standesherren     gegen     die     Aufhebung     ihrer 

Standesvorrechte.    1850. 
b)  Rechtsverhältnisse  des  vormals   reichsständischen  und  des  reichsunmittel- 
baren Adels,    1817. 

14.  Feststellung  des  Rechtszustandes  der  Ritterschaft.    1852  —  ISfiO. 
28,     6.  Fronsachen,  Generalia. 

D.  21,  10.  Zehnt-  und  Gültsachen.    1820—1858. 

G.     9.     4.   2.   Übersichten    über    den    Vollzug    der  Ablösungsgesetze    des   Jahres  1836 
1854. 

7.  Akten  der  ehemaligen  Zentralkonimission  in  Ablösungssachen.     1837   bi 

1846. 
G.    9.     8.  4.  Vollzug  der  Ablösungsgesetze  6.  7.  8.  9.   10.   12.   13.   14.   15  mit  12  18. 

19/21.    Jagstkreis.    22/29.     Donaukreis.     30/33.     Schvirarzwaldkreis. 

34/37.  Neckarkreis. 
I.    34.     3.  Lehensallodifikationen. 

4.  Leibeigenschaft.    1812-  1829. 

B.   Akten  des  K.   Finanzarchivs  in  Ludwigsburg. 
XVI.    Gefäll-  und  Lehensachen. 

37.  7.   Allgemeine  Akten    über  Gefäll-    und   Lehensachen    und  die  Ablösungen. 

Gesetz  vom  23.  Juni  1821.      1806—1848. 

8.  Sammlung    von     allgemeinen      Akten    des     vormaligen    Landwirtschafts- 

departements,    der  nachherigen    Krondomänensektion     über    Bauer- 
lehensall odifikationen.    1807 — 1818. 

38.  1.  Akten   in  bezug  auf  Vollziehung  des  K.Ediktes  vom   18.  Novemoer   1817. 

Nr.  2,  betreffend  die  Ablösung  der  sogen.  Feudalabgaben.     lS18bis 
1824. 

2.  Ablösung  der  Grundabgaben  über   1  fl.   30    bzw.    über   10  fl.  und  über 

haupt    die   Ablösung    der  Zehnten-    und    der    übrigen  Abgaben  auf 
dem   Wege  der  Gesetzgebung. 

3.  Bericht    der  Finanzkammer  Ellwangen,    betreffend    das  Lehen-   und  Ge- 

fällwesen  (sog.  Huber'scher  Bericht).      1830 — 1836. 

4.  Erhebungen     über    die     bestehenden     Kellereisteuern,     Beedenabgaben 

Vogtrechte  usw.    1831  —  1836. 

5.  Aufhebung  der  Bau-  und  Realgewerberechte.    1830 — 1861. 

6.  Die  Ablösungsgesetze  vom    27. /29.  Oktober  1836  und  deren  Vollziehung 

im  allgemeinen.    1833  — 1844. 

7.  Der  für  den   Vollzug  der  Ablösungsgesetze  von   1836   ausgesetzte  Fonds 

und  dessen  Verwendung,    Übersicht    über    den  Fortgang    nach    den 
Gesetzen  von  1836.    1834-1857. 

8.  Anwendung    der   Ablösungsgesetze    von    1836    auf   staudesherrliche    Be- 

sitzungen.   1836—1849. 

9.  Die    Zentralkommission    in    Ablösungssachen    nach    den    Gesetzen    von 

1836.     1832—1848, 
10.   11.  Entstehung     des    Beedengesetzes     und     dessen    Vollziehung    im    all- 
gemeinen.   1836-1847. 
12.   Gefälle  des   Staatskammergutes  in   den  vier  Kreisen.      1837—1851. 


—     117     — 

39.  1 — 6.  Gefälle  der  Privatberechtigten  in  den  Kameralamtsbezirken  Alpirsbach- 

Zwiefalten. 

7.  Entstehung  des  Gesetzes    in   betreff   der  Aufhebung   der  leibeigenschaft- 

lichen Leistungen.     1S22—  1837. 

8.  Vollzug  dieses  Gesetzes  im   einzelnen,    Gefälle  Privatberechtigter   in  den 

Kameralamtsbezirken.      1837 — 1859. 

40.  1.  Entstehung  und  Vollzug  des  Gesetzes  vom  14.  April  1848.     Gefälle  der 

Berechtigten,  Ablösungskasse.      1847 — 1875. 

2.  Kostenaufwand  für  die  Ablösungskasse.      1848 — 1857. 

3.  Beseitigung    der    Überreste    älterer    Abgaben    durch    das    Gesetz    vom 

24.  August  1849  und  dessen  Vollzug  im  allgemeinen.  Gesetzentwurf 
zur  Ergänzung  der  Ablösungsgesetze.     1848 — 1858. 

4.  Ablösung  der  Gefälle  und  Lasten  des  Staatskammergutes.    1848 — 1869 

5.  Das  Trägereisystem  und  dessen  Fortdauer.      1828 — 1856. 

6.  Ablösung    von    Gefällen    und    Zehnten    der    Kirchen-    und    Schuldiener, 

1849-  1877. 

XVIII.  Fronsachen. 

45.  12.   Das  Fronablösungsgesetz   vom    28.  Oktober    1836    und    dessen  Vollzug. 

1831—1849. 

13.  Vollzug    dieses  Gesetzes,    namentlich     in    bezug     auf     die  Jagdfronen. 

1837—1843. 

14.  Gefälle  des  Staatskammerguts  in  den  vier  Kreisen.      1836  —  1859. 

46.  1 — 4-   Spezielle  Gefälle  der  Privatberechtigten. 

XIX.  Zehntwesen. 

5.  Allgemeines.     1818-1847. 

6.  Ernte-Generalreskripte,  betreffend  die  Zehnterhebung.      1806-1818. 

7.  Verwandlung    der  Zehnten    und  Teilgebühren    in    ständige  Renten,    Ab- 

lösung der  Zehnten,  Aufhebung  der  Zehnten  von  Neubrüchen. 
1828 — 184S.  Ablösung  der  Zehnten  und  übrigen  Grundlasten  im 
Wege  der  Gesetzgebung.      1818-1853. 

8.  Entschädigung    ner   Zehntberechtigten    bzw.    Ablösung    des    Zehnten    im 

Falle  der  Verwandlung  zehntbarer  Grundstücke  zu  Straßenanlagen 
und  Eisenbahnbauten.     1835  — 1850. 

9.  Holzzehnten,  welche  der  Staat  zu  beziehen,  und  solche,  welche  er  zu 

leisten  hat.      1839—1846 

47.  1.  Ablösung    von  Weinzehnten    und    Teilgebühren,    Weinbesoldungen    von 

Kirchen-  und  Schuldienern.      Weinbergverkäufe.    1809 — 1835. 

2.  Verwandlung  der  Weingefälle  in  Geld.      1818-1830. 

3.  Kelterveräußerungen  und  Weinzehntverpachtungen.      1832—  1849. 

6.  Weinverwaltung-verkauf.     Leistung  der  Weinbesoldungen.    1808—  1817. 

7.  Vollzug    des  Zehntablösungsgesetzes    von   1849,    Ablösung    der  Zehnten 

des  Staatskammergutes.     1848 — 1875. 
9.  a)  Die  Zehntablösungskasse.     1849—1869. 

c)  Ablösung    von  Gefällen    und  Zehnten    der  Kirchen-    und  Schuldiener. 
1849—1877. 
10.  Novalzehnten.     1818—1850. 

48.  1.  Novalzehnten  kathohscher  Pfarreien.     1815 — 1848. 
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II.  Druckschriften. 

A.    Literatur. 

Abhandlung  von  den  Baurenlehen  in  dem  Herzogtum  Wirtemberg  nebst  einem 
Anhang,  welcher  eine  Sammlung  von  Herzo;;lich  Wirtembergischen  General- Ver- 
ordnungen, die  Baurenlehen  betreffend,  enthält.     (Stand.  Archiv). 

Ablösungs frage  die,  und  die  Vereinbarung  mit  den  Standesherren  1858. 

Ablösungsgesetze,  neueste  Handausgabe  der,   1S4S/49. 

Aktenstücke  über  die  Verhandlungen,  welche  zwischen  Kommissarien  der  Regierung 
und  Bevollmächtigten  der  Ritterschaft  in  Beziehung  auf  die  Gesetz-Entwürfe  in 
betreff  der  Beeden,  Fronen  und  leibeigenschaftlichen  Leistungen  in  den  Jahren 
1834  und  1835  stattgefunden  haben.     1836. 

Anton,  Geschichte  der  Deutschen  Landwirtschaft  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zu 
Ende  des  15.  Jh.  3  Bände   17'J9/1802.  — 

Archiv  für  Standes-  und  grundherrliche  Rechte  und  Verhältnisse,  Geschichte  und 
Statistik  alter  und  neuer  Zeit  2  Bände  1822. 

Autenrieth,  Die  uneingeschränkte  Zertrennung  der  Bauerngüter  1779. 

Bartels,  Der  Bauer  in  der  deutschen  Vergangenheit  1900. 

Bauer,  Patriotische  Vorschläge,  den  Frieden  zwischen  dem  Adel  und  den  Bürgern, 
den  Adelsfreunden    und  -feinden  schleunigst  wieder  lierzustellen   1797. 

Bauer,  Hofrat  in  Wolfegg,  Aechte  Darstellung  über  die  Verhältnisse  der  Leib- 
eigenschaft und  sog.  Falllehengüter  auch  Erblehen,  besonders  in  Ober- 
schwaben 1818 

Baumann  C,  Gesetz  über  Beseitigung  der  auf  dem  Grund  und  Boden  ruhenden 
Lasten  vom  17.  April   1848. 

—  Handausgabe  der  neuesten  Ablösungsgesetze  für  das  Königreich  Württemberg 
3.  Abt.  1848/55. 

Bau  mann  Fr.  C,  Quellen  zur  Geschichte  des  Bauernkrieges  in  Oberschwaben 
(Stuttgarter  Litterarischer  Verein  129)  1876. 

—  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  Deutschen  Bauernkrieges  aus  Oberschwaben  1877. 
Beleuchtung    der   Bitte  des  Hohenlohe'schen  landwirtschaftlichen  Vereins  um  Ver- 
besserung der  Gesetzgebung  über  Beseitigung  der  sog.  alten  Abgaben  1849. 

Beleuchtung  der  zum  Vollzug  der  Vereinbarung  mit  den  Standesherren  vorge- 
legten Gesetzentwürfe   1857. 

Bemerkungen  zu  dem  Entwürfe  betr.  die  Ablösung  der  auf  Gutskomplexen  ruhen- 
den Lasten  für  öffentliche  Zwecke   1852. 

Betrachtungen  über  die  Gesichtspunkte,  unter  welchen  vor  kurzem  die  Angelegen- 
heiten des  mediatisierten  hohen  Adels  öffentlich  zur  Sprache  gekommen 
sind.      1816. 

Birnbaum,  Die  rechtliche  Natur  des  Zehnten   1831. 

Bühler,  Die  Benutzung  des  Bodens  in  Württemberg  (in  Württ.  Jahrbücher  für 
Statistik  und  Landeskunde   1900,   1.  Heft). 

Damianow,    Die   Zehntregulierung  in   Bayern  (Münch.  Volksw.  Studien  17)  1896. 

Darstellung  aktenmäßige,  der  ungeheuren  Verluste,  Welche  die  Berechtigten  und 
insbesondere  die  Stadt  Ulm  und  ihre  öffentlichen  Stiftungen  dMrch  das  Württ. 
Ablösungsgesetz  vom  14.  April  1848  erlitten  haben.     1858. 

Darstellung,  daß  das  Grundlasten-Ablösungsgesetz  vom  14.  April  1848  auf  die- 
jenigen Einkünfte    aus    dem  Grundvermögen    der  Privatpersonen,  Stiftungen  und 
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Gemeinden     nicht     angewendet    werden     könne,      welche    aus    dem    Eigentum 
nießen.     1848. 
Darstellung  des  Betragens    der  vormals   unmittelbaren  Reichsfiirsten    und  Reichs- 
grafen im  Kgr.  Württemberg  1816. 

—  freimütige  des  Adels  in  Württemberg  1798 

—  übersichtliche,  der  württ.  Gesetzgebung  zur  Entfernung  der  Grundeigentums- 
belastungen (Archiv  f.  d.  neueste  Gesetzgebung.  3)  1832. 

Dehlinger,    Die  württ.  Laudwirlschaft.     (In  württ.  Jahrbücher  1897). 

Ebel,  Über  den  Ursprung  der  Fronen  und  die  Ausführbarkeit  ihrer  Aufhebung  1823. 

Ehrenmann,  Auch  ein  Wort  über  den  Adel  1797. 

Eigenbrodt,  Über  die  Natur  der  Bedeabgaben  1826. 

Emmerich,  Die  Ansprüche  der  Deutschen  Standesherren  auf  die  jura  fisci  des 
römischen  Rechts  aus  dem  Artikel  XIV  der  Deutschen  Bundesakte  nach- 
gewiesen 1834. 

Enthüllungen  über  die  württ.  Gesetzgebung  in  betreff  der  Ablösung  der  Lehen  und 
grundherrlichen  Lasten  1853. 

Fallati,  Zur  Geschichte  des  freien  Verkehrs  mit  Grund  und  Boden  (Zeitschrift  für 
die  gesamte  Staatswissenschaft  1845). 

Fick,  Die  Erbfolge  im  rechtsrheinischen  Bayern  1895. 

Fuchs,  Die  Epochen  der  Deutschen  Agrargeschichte  und  Agrarpolitik  1898. 

—  Der  Untergang  des  Bauernstandes  in  Neuvorpommern  und  Rügen  (Abh.  des 
staatwissenschaftlichen  Seminars  zu  Straßburg   VI),   1888. 

Fugger  Graf,  Der  Falllehensverband  1785. 

Gaisberg  L.  C.  Freih.  v.,  Beleuchtung  der  Rechtsverhältnisse  bei  Schupflehen. 
1823. 

Gesetz,  das,  wegen  Ablösung  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  vom  19.  April 
1865.     1866. 

Geßner,    Der  Pfarrzehnte  1S21. 

Gmelin,  Materialien  zur  Verfassungsrevision  1905. 

Gold  mann.  Die  Gesetzgebung  Hessens  in  Beziehung  auf  Befreiung  des  Grund- 
eigentums und  der  Person  von  allen  Beschränkungen  und  Lasten  1831. 

Gothein  E.,  Die  Lage  des  Bauernstandes  am  Ende  des  Mittelalters  vornehmlich  in 
Südwestdeutschland  (Westdeutsche  Zeitschrift  IV.  I.  ff.  18S5). 

—  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  und  der  angrenzenden  Landschaften, 
herausgegeben  von  der  Bad.  Historischen  Kommission  1892. 

Groß  mann,  Die  gutsherrlich -bäuerlichen  Verhältnisse  in  der  Mark  Brandenburg 
(in  Schmollers  Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen  IX,  4.   1890). 

Grünberg,  Die  Bauernbefreiung  und  die  Aufhebung  des  gutsherrlich -bäuerlichen 
Verhältnisses  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  2  Bd.   1893 — 1894. 

Hofer  von  Lobenstein  und  von  Ow,  Beschwerden  der  Mitglieder  vormals 
reichsunmittelbarer  Familien  hei  der  hohen  Bundesversammlung  betr.  die  Beein- 
trächtigung in  ihrem  Vermögensbesitz.     1856. 

Hoff  mann,  Geschichte  des  Dorfes  Mönsheim  1904. 

Hohenlohe  Fürst  Friedrich  Karl,  Das  Verfahren  der  K.  Württ.  Regierung 
gegen  die  Standesherren  I.  IL   1857. 

Hummel,  Die  Verbindlichkeit  der  Zehntbesitzer  o.  J. 

Judeich,  Die  Grundentlastung  in  Deutschland  1863. 

Käsbohrer,  Mein  letztes  Wort  an  den  Adel   1797  Landtagsschriften  XIII. 
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Käsbohrer,  Vernunft-  und  schriftsmäßiges  Schutz-,  Trutz-  und  Verteidigungslibell 
für  den  württ.  Adel  gegen  die  demokratischen  und  jakobinischen  Belialssöhne 
unserer  Zeit  L.  T.  Schriften  XII  [. 

Kalchgruber,  Untersuchungen  über  landwirtschaftliche,  bez.  bäuerliche  Verhält- 
nisse in  Altbayern  1885. 

Kap  ff,   Sollen  wir  ablösen  oder  nicht? 

Katz,  Die  agrarischen  Verhältnisse  Hessens  (in  Münchner  Volksw.  Studien  64  St. 
1904). 

Kausch,  Die  gutsherrl.  Verhältnisse  in  der  Mark  Brandenburg  bis  zur  Zeit  des 
3Üj.  Krieges.   1900.     (Jahresbericht  des  K-  Gymnasiums  zu  Dramburg). 

Keßler,  Über  die  Ablösung  der  Feudalabgaben  im  Königreich  Württemberg  in 
Hinsicht  auf  dessen  Verfassung  ISIS. 

Knapp,  Georg  Friedrich,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter 
in  den  älteren  Teilen  Preußens.  2  TIe.   1887. 

—  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit  1S91. 

—  Die  Leibeigenschaft  im  östlichen  Deutschland,  ih  Preuß.  Jahrbücher  B.  67. 
1891. 

—  Grundherrschaft  und  Rittergut   1897. 

Knapp,  Theodor,  über  die  vier  Dörfer  der  Reichsstadt  Heilbronn  (Programm  des 
K.  Gymnasiums  Heilbronn   1891). 

—  L^rkunden  zur  Rechtsgeschichte  des  Deutschen  Bauernstandes  vom  15.  bis  zum 
Anfang  des  19.  Jh.  (W.  Vierteljahrshefte  für  Landesgeschichte  N.  F.  IV.  1895.) 

—  Der  Bauer  im  heutigen  Württemberg  nach  seinen  Rechtsverhältnissen  vom  16. 
bis  ins  19.  Jh.  Württ.  Neujahrsblätter  N.  F.  Blatt  7.  1902. 

—  Gesammelte  Beiträge  zur  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  vornehmlich  des 
Deutschen  Bauernstandes.  1902. 

Koch,  Die  gesetzlich  geschlossenen  Hofgüter  des  badischen  Schwarzwaldes.  (Abh. 
der  Bad.  Hochschulen  IV.)   1900. 

Kohler,  Die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen  vormals  reichs- 
ständischen Adels  in  Deutschland.    1844. 

Kopp,  Zehentwesen  und  Zehentablösung  in  Baden  in  Volksw.  Ahandlungen  der  Bad. 
Hochschulen  III.  Band  l.  Heft.    1899. 

Kranz,  Bauerngut  und  Frondienst  in  Anhalt  in:  Conrads  Jahrbüchern  f.  Nat.  Ök,- 
Statistik  III  F.  XVII.  Bd. 

Krehl,  Über  die  Aufhebung  der  Grundgefälle.  1820. 

Kühlen tal,   Geschichte  des  Deutschen  Zehnten.   1837. 

Landes- Kultur-Gesetz,  Entwurf  hinzu  1852. 

Landwirtschaft  die,  in  Württemberg  (Denkschrift  der  K.  Zentralstelle  für  die 
Landwirtschaft.)  1902. 

Lohner,  Geschichte  und  Rechtsverhältnisse  des  Fürstenhauses  Thurn-Taxis.  1895. 
(Nicht  im  Buchhandel). 

Ludwig,  Der  badische  Bauer  im  18.  Jahrhundert  (Abh.  aus  dem  staatsw.  Seminar 
zu  Straßburg.  XVI.)   1896. 

Memminger,  Beschreibung  nebst  einer  Übersicht  der  Geschichte  von  Württem- 
berg.  1823. 

Meurer,  Das  Zehnt-  und  Bodenzinsrecht  in  Bayern  1898. 

Meyer  C,  Die  geschichtlichen  Grundlagen  des  heutigen  Deutschen  Bauernstandes 
1892. 

Meyer  J.  F.,  Über  Herrendienste  und  deren  Aufhebung  1841. 
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Miller  Job.  Friedr,  Historische  Nachrichten  von  den  dem  Hause  Wirtemi erg  zu 
geteilten  Entschädigungssländern   1S03. 

Möricke,  Die  Agrarpolitik  des  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden  lin  volksw. 
Abh.,    der  Badischen  Hochschulen  VIII,   II.  Heft). 
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Moser,  Die  bäuerlichen  Lasten  der  Würltemberger  insbesondere  die  Grund- 
gefalle. 1S32. 

Müller,  Beiträge  zur   Geschichte  des  Bauernkrieges  im  Rieß  und  seinen  Umlanden. 
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Rau,  Über  Zehntablösung  1S31   (Archiv  f.  Standes-  und  grundherrliche  Rechte). 
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—  Die  grundherrlichen  Rechte  des  württ.  Adels  zur  Würdigung  der  Schrift  von 
K.  S.  Zachariae.    1836. 

—  Sammlung  der  Württ.  Gesetze  18  Bde.  bes.  Band  III,  XVL  XVIIL  1836. 
Roedinger,    Ablösung    und   Entschädigung,   Rede  gehalten  am  3.  Dezember  1861 

in  der  Kammer   der  Abg. 

Roth  V.  Schreckenstein,  Geschichte  der  ehemaligen  freien  Reichtsritterschaft 
2  Bd.  1859.  71. 

Sarwey,  Das  Württ.  Schäfereigesetz  vom  9.  4.  1828  in  seinen  Folgen  für  den 
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Schnitzer,    Über  freizugebende  Zerstückelung    der  Bauerngüter  1833. 
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Schübler,  Unparteiische  Beleuchtung  der  Gesetzentwürfe  wegen  der  Ablösungs- 
entschädigung und  der  übrigen  Rechte  des  Adels   1858. 

Schwarz,  Grundlastenablösungsgesetz  für  das  Kgr.  Württemberg  vom  14.  April  !S48 

Stalin,  Württ.  Geschichte.  1841-1873. 

Schrader,  Kirchengut  und  Ablösung. 

Steinheil,   Das  Gesetz  wegen  Ablösung  von  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke.   1865. 

Süskind,  Denkschrift  in  Angelegenheiten  der  württ.  evang.  Geistlichkeit.  Drei 
Fragen:  Die  Standesdotation,  die  Ablösungskasse,  die  Besoldungsregulierung, 
1859. 

Sugenheim  Samuel,  Geschichte  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit 
in  Europa  bis  um  die  Mitte  des  19.  Jh.    1861. 

Verhandlungen  der  Landstände  1816 — 1866  (siehe  den  besonderen  Nachweis 
unter  B). 

Vereinbarung,  die,  mit  den  Standesherren  in  Würtemberg. 

Vollgraff,  Die  Deutschen  Standesherren,  ein  historisch-publizistischer  Versuch  1824. 
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Wächter,  v.,  Handbuch  des  in  Württemberg  geltenden  Privatrechts.  I.   1839.   1S42. 
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Waldb  ott-Bassenheim  Graf  von,  Das  Grundeigentum  des  Adels  und  die  Maximen 

der  Umwälzung  Ihlb. 
Weckherlin,  Darstellung  der  Grundsätze,    nach  welchen  Frondienste  und  inbeson 

dere  Landesfronen  auszuteilen  und  auszugleichen  sind.   1798. 

—  Über  Aufhebung  des  Falllehensverbandes  1S18. 
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Jagdrechte.     Ablösung  der  Zehnten   1848. 
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Wöllwarth-Lauterburg  Freih.  v.,  Der  neueste  Stand  der  Ablösungsgesetze  1863 
Wollbach,  Die  Aufhebung    und  Ablösung   der  Grundabgaben   —    der  Lehen  oder 
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Zachariae,  Aufhebung  und  Umwandlung  der  Zehnten   1831. 
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B.   Ständische  Drucksachen    (Gesetzentwürfe,   Kommissions- 
berichte, Kammerverhandlungen) '). 

A)  Leibeigenschaft. 
Landtag  I.   1833.  XXXIX,   194  ff.  G.  E.  nebst  Motiven. 

„        II.    1833.  III.  6,  22.   Wiedervorlage  des  Entwurfes. 

1835  K.  B.  ir.  B.  H..  641  ff. 

1836  PI.  B.   XXII,  52  ff.;    XXIII,  2  ff.;   XXIV,  2  ff.;   XXV,  2  ff.;   XXVI,  2  ff.;   H.  A. 
XXVII,  12. 

K.  B.  L  Kammer.   1727  ff.  PI.  B.   1688  ff.  H.  A.   1769.   ' 


1)  Abkürzungen.  G  E.  Gesetzentwurf;  K.  V..  Kommissionsbericht.  PI.  B.  Ple- 
narberatung;  Pr.  li.  Protokollband;  B.  B.  Beilageband.  L.  T.  Landtag  B.  H.  Bei- 
lageheft. H.  A.   Hauptabstimmung. 
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B)  Fronen  und  Fronensurrogate. 
Landtag  I.   1833.  XXXVH,  46  ff.  G.  E.  nebst  Motiven. 

„       II.   1833.  III,  6,  22.  Wiedervorlage  des  Entwurfes. 

1835  K.  B.  B.  H.  II,  32  ff.;    1836  PI.  B.  VI,  2  ff.;  VII.  2  ff.;   VIII,  5  ff.;   IX,  2  ff.;  X, 
2  ff;  XI,  1  ff ;  XII,  2  ff.,  50.  XIII,  2  ff.  54.  XIV,  1  ff.;  XV,  2  ff.;  H.  A.  XXII,  6  ff. 

K.  B.  I.  Kammer  1030  ff.;  PI.  B.  982  ff.   l099  ff.;  H.A.  lUT. 

C)  Steuerartige  Abgaben  (Beeden). 
Landtag  I.   1S33.  XL,  11  ff.  62  ff.  G.  E.  nebst  Motiven. 

„       II.   1833.  Wiedervorlage  des  Entwurfes. 
1835.  K.  B. 

1836  PI.  B.  XVI,  2   f.;  XVII,  2  ff.;  XVIII,  2  ff.;  XIX,  2  if.;  XXI,  2  ff.;  XXXVII,  1  ff.; 
H.  A.  XXXVII,  5.  K.  B.  L  Kammer  1552  ff.;  PL  B.   1512  ff.;  H.  A.   15T9. 

D)  Die  Gesetzgebung  über  .Ablösung  der  Gefälle  1848. 
I.  Kammer  1848,  45  ff.  G.  E.  nebst  Motiven  PI.  B.  45  ff.  H.  A.  57  ff. 
IL  Kammer  1848. 

E)  Ablösung  des  Zehnten. 
1833.  I.  Landtag  G.  E.  XXII,  50  ff.;  wegen  Novalzehnten  XXII,  79  ff. 
1833.  IL  Landtag  Wiedervorlage  des  G.  E.  III,  6  ff.,    22.  K.  B.  XXV,  3,  72;    PI.  B. 

CIL  2  ff.  G.  E.  zurückgezogen  2460.  2464. 
1848—1849.  G.  E.  über  Zehntablösung  I.  B.  B.  21  ff.;  K.  B.  L  B.  B.   190ff. 
Bericht  der  Minderheit  I.   B.  B.   201;   weiterer  Bericht  I.  B.   B.   203. 
PI.  B.  481,   503,   504,   551,    576,   579,   602,    604,   622,    627,  634,  635,  655,  656,  663, 

668,  679,  705,  707. 
Weiterer  Bericnt  PI.   B.  I.  B.  B.  331  u.   1567,    1579,  1580—1582;    L  B.  B.  331    und 

361.    PL  B.  1585,  1769.    H.  A.  1807. 
L  Kammer  K.  B.  164.    PI.  B.  310,  335.  347,  353,  356,  360. 
Nachträgliche  Bestimmungen   zum  Zehntgesetz  G.  E.   1848—1849  I.  B.  B.  938.  K.  B. 

B.  B.  943.  PI.  B.  4753. 

F)  Nachlese  zu  den  Ablösungsgesetzen  von   1848  und   1849. 

1.  Ges.    Entw.     wegen    Freigebung     der    Teilnahme    an    der    Ablösungskasse.     1849. 

L  B.  B.    613,    2877.    K.  B.     L  B.  B.    651;     PI.  B.  3051  ff.,    3069.      L  Kammer 
PI.  B.  442. 

2.  Ges.  Ei^tw.  wegen    Beseitigung    der    Überreste    älterer    Abgaben.     1S49.     I.  B.  B. 

64  fL  K.  B.  L  B.  B.  739.  PL  B.  4225,  4261,  4384. 

3.  Ges.  Entw.    wegen  Erläuterung    und    teilweiser  Abänderung    einiger  Bestimmungen 

des  Gefäll- Ablösungsgesetzes   vom    14.  April    1848.    1849.    I.  B.  B.    1104,   K.  B. 
I.  B.  B.  666;  735;  PI.  B.  4205,  4222,  4249;  H.A.  4261. 

G)  Die  Versuche,  die  Wirkungen   der  Ablösungsgesetze 
abzuschwächen. 

1.  Ges.  Entw.,    betreffend    Ergänzung    der    Bestimmungen    über    Gefäll-    und    Zehnt- 

ablösungen. 1854.  I.  B.  A,  208,  1077  fL  Aufschub  der  Beratung  1899  fL 

2.  Ges.  Entw.  vom  31.  August  1857  im  gleichen  Betreff  I.B.  2.  Abt.  683—703.  K.  B.  I. 

Abt    838— 106S     Beratung  Pr.  B.  5403-5432.  5433—5462.     G.  E.  abgelehnt. 

H)   Die  Ablösung  der  sogen.   Komplexlasten. 
1.  G.  E.   184-^849.  I.  B.  B.  759.  K.  B.  968.    Zurücknahme  des  Entwurfes  Pr.  A   VL 
S.  4821-71. 


—     124     — 

■    C.  E.  1651-5.H.  Pr.  B.  5S7.  B.  B.  la    l'.ll     •22'.l.    K.  B.  22fi    Beratung"  Pr.  B.  111. 
i7S0_194(),   2()4T-20ß6.   Pr.   B.    IV.    20(;7— 2t)h2.   1.  Kammer.    B.    B.    II.   ö3c, 
d7!)-5S1,  P/.  B.  II.  743—783,  7S9— 79U,    Beratung    II.  K.    B.  B.    Ib  7(;i),    92   , 
938,    94l',   Pr.    B.  V.    3783,    P.    B.   VI.   4268-4290,    4295-4311;,    431S-437 
5008-5037.  Beratung  1.  K.  B.  B.  111.  812-S43.  Pr    B.   111.   1008. 

•!.  G.   E.  1854-1855  B.  ß.  la.  202  ff. 

4  C.  E.  1856-1858.  K.  B.  B.  Ib  8.38.  Abt.  4.  2711. 

5  G.  E.  1861-1863  V'    B.  I.  4.  Abt.    2392,   2711—2732,    2733     2739,    Pr.   H.   VU 

5403—5461,  5464—5484. 
6.  G.  E    1862-1865.  I.  B.  B.   1.  Abt.  206—217.   Beil  33.   1  K.  B.   Beil.   81.   I.   B.  . 

2   Abt.  1625-1663.     Beratung  11.  Pr.  B.   1405-1431,    1434-1435.  —  2.  K. 

I.   B.   li.    3.  Abt.  2055-2081.      Beratung   III.    Pr.    B.    1961-1975,    1977-197 

2003-  2030.     Abstimmung  111.  Pr.  B.  2330. 
Sanktion    1.    I'..  B.  3    Abt.  2517,  IV.   1).  B.  3231. 


Druck  von  J.  B.   Hirschfeld  in   Leipzig. 
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